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Dorwort 


Ä Machdem frühere Handbücher der Preußiſchen Steuer⸗ und Zoll⸗ 
Verfafſung durch die neuere Geſetzgebung Ihren praltiſchen Wert) 


größtentheils verloren haben, fehlt es neben vorhandenen ſehr 
umfangreichen Sammlungen, an einer Bearbeitung der Steuer⸗ 
und Zollgeſetze, welche, ohne wirklich Weſentliches zu übergehen, 
die organiſchen Beſtimmungen mit ihren Ergänzungen und Erläus 
terungen in der Form und dem Umfange eines zum Gebraude 
für die Gerichte geeigneten Handbuches mittheilte, Der Nugen 
eines ſolchen Hülfsmittels läßt ſich aber nicht verfennen, wenn 
erwogen wirb, mit welchem Zeitverluft für jeden einzelnen Hall 
die paffenden Vorſchriften in verfchiedenen Jahrgängen ber Ges 
fesfammlung oder in anderen amtlichen Organen aufgefucht wer⸗ 
den müſſen. Der Verfaffer darf daher hoffen, daß das nachfol⸗ 
gende Werk bei dem furiftifchen Publikum eine freundliche Auf⸗ 
nahme finden werde, wenn bei der Beurtheilung vou dem oben 
erwähnten Geſichtspunkte ausgegangen, und ber angebeutete 
Zweck berüdfichtigt wird. 

Die Anordnung des Stoffes ergiebt ſich aus ber vorangeſchickten 


allgereinen Inhaltsüberficht, zu deren Erläuterung nur anzufüh⸗ 


ven ift, daß die Grundfleuer- und bie Stempelfleuer- 
Gefeggebung von der Mittheilung ausgeſchloſſen blieben; ers 


ſtere weil fie weder die Mitwirkung der Gerichte bedingt, noch 


ſonſt für das größere Publikum von Intereſſe iſt; letztere weil 
fie in vollſtändigen bis auf die neueſte Zeit reichenden Handbü—⸗ 


chern vielfach bearbeitet und allgemein verbreitet iſt. Im Uebri⸗ 


J 


av 


gen dürfte keine irgend weſentliche Beſtimmung vermißt werden, 
da ſelbſt bloße Verwaltungsvorſchriften im Auszuge mitgetheilt 
oder doch, unter allgemeiner Angabe ihres Inhaltes, allegirt ſind. 
Die Ergänzungen und Erläuterungen zu den Vorſchriften über 
Unterſuchung und Beſtrafung der Steuer⸗ und Zoll⸗Defraudatio⸗ 
nen, welche, dem Zwecke des Werkes gemäß, einen weſentlichen 
Beſtandtheil deſſelben bilden, ſind der beſſeren Ueberſicht wegen, in 
beſonderen Anhängen theils zur Steuerordnung vom 8. Februar 
1819. theils zu den Geſetzen, auf welche ſie ſich ſpeciell beziehen, 
ſyſtematiſch zuſammengeſtellt, und können um ſo leichter aufge⸗ 
funden werden, als neben dem chronologiſchen, auch ein mög⸗ 
lichſt vollſtändiges alphabetiſches Sachregiſter dem Werke beigege⸗ 
ben iſt. Etwa unberichtigt gebliebene Druckfehler mögen in der 
häufigen Abweſenheit des Verfaſſers von dem Orte des Druckes 
Entſchuldigung finden. 


Berlin im September 1844. 


Der Verfaſſer. 


Üeberficht des Inhalts. 


MHllgemeiner Theil, 


Rabinetsorbre vom 7. Auguft 1820. VI 
betr. die Eiarichtung des Abgabenweſens. 
Gefe vom 30. Mat 1820. 
über die Einrichtung des Abgabenweſens. 

Dazu im Anhange: das Verzeichniß der, Städte, in welchen 7./2. 

’ Mahl⸗ und Schlaihtfeuer ken wich wird. ’ (gen 7. 
aber Vie Virlun — m 6. Mai 1836. en 
ee von den Regierungen angeorbn executiv 
g gierung g nm. 
Berorbnung vom 24, November 1843. 

td ereeutivifcher Beitreibung ber Öffentlichen Abgaben in ber Rhein- 


Gefet vom 18. Juni 1840, 
über bie Berjößrungefrifien bei öffentlichen Abgaben. 


Befonderer Theil. 


Directe Steuern. 


I. 
Die Klaſſeunſteuer. 


Geſetz vom 30. Mai 1820. 
wegen Einfügrung einer Klaffenfleuer. 





P.g7- 


N. 99. 


f.167- 


vI 
| II. 
| Die Gewerbeiteuer. 
. A Allgemeine Beflimmungen. 
Sefes vom 30. Mai 1820, 
wegen Entrichtung der Gewerbefleuer. 
Dazu im Anhange: Die Ergänzungen und Erläuterungen der 


Borfehriften wegen Unterfuhung und B d 
Gewerbefirnervergehen, Hang eftrafung ber 


B. Spezielle Borfhriften. 


1. Gewerbebetrieb im Umherziehen. 
Kabinetsordre vom 21. Mai und Regulativ vom 28. April 1824. 
betr. ven Gewerbebetrieb im Umherziehen, insbefonbere ven Hauſirhandel. 

Dazu im Anhange: Ergänzungen und Erläuterungen zu den Be⸗ 
flimmungen über Unterfuhung und Beftrafung ber Ber- 
gehen gegen das Regulativ. 

Rabinetsordre vom 31. und Regulativ vom 4. Dezember 1836 
über den Gewerbebetrieb im Umherziehen. 


IL. Kleinhandel mit Getränfen auf dem Lande fo wie 
Gaſt⸗ und Schankwirthſchaft. 
Kabinetsordre vom 7. Februar 18385. | 


in Betreff des Kleinhandels ze. 
Rabinetsorbre vom 21. Juli 1844, 


. 


„ benfelben Gegenſtand beit. 


Andirecte Steuern. 


" I. | 


Die Getränfe-Steuern und die Steuer von inlän- 
diſchen Tabaksblättern. 
Geſetz vom 8. Februar 1819. 
betr. die Beſtenerung bes Branntweins, Braumalzes, Weinmoſtes und 
der Tabaksblätter. 
Ordnung zu dieſem Geſetz vom 8. Februar 1819. 
Dazu im Anhange: Ergänzungen und Erläuterungen zu ben 
affgemeinen Beftimmungen 


I. über die Beftrafung\, . | 
If. über das —5 bei Steuer⸗Contraventionen. 


vn 


Nachträgliche Defimmungen zu den Geſetzen vom 
8. Sebruar 1819. 
J. In Bezug auf die Branntweinftener. 
Rabinetsordre vom 20. Zuni 1822. und Regulativ vom 1. De- IM IEL. 
zenber 1820, 
betr. die anverweite Beſteuerung des Branntweins. 
Kabinetsordre vom 10. Januar 1824. d. 199. 
beir- die Erhebung der Maifchhottigftener. n 
Kabineisordre vom 16. Juni 1838. X. 20 
betr. die Abänderung des Erhebungsſatzes für die Maifchbottigfteuer. 
Regulativ vom 21. Auguft 1825, #202. 
betr. die Erhebung der Steuer für den Branntwein aus Obſt, Beeren, 
Wein und den Abfällen davon. 
Bersrbnungen Über die Branntwein- Steuer in den 
zum Thüringifchen Zolls und Handelsverein gehöri- 
gen Preußifhen Landestheilen. 
Rabinetsordre vom 8. Dezember und Regulativ vom 24 No- . 2/5. 
vember 1833, 
U. In Bezug auf die Braumalzſtener. 
Kabinetsordre vom 10. Januar 1824. 


beiseffend die Erhebung der Braumalzſteuer. T.AI8: 
IL In Bezug auf die Weinftener. 
Geſetz vom 25. September 1820. -- - " -- "Tag . 
betreffend die Umwandlung ber Weinmofiftener in eine Weinfener, 
Kabinetsordre vom 28. September 1834. 0.248. 


betreffend vie Erhebung der Weinftener. 
IV. In Bezug auf die Tabalsfener. 


Kabinetsordre vom 29. März 1828, 
betreffend die Steuer von inländiſchem Tabak. 


II. 


Die Mahl: und Schlacht-Steuer. 


Geſetz vom 30. Mai 1820. 2 255. 
wegen Erhebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer. 
‚ Dazu im Anhange: 

J. Die Ergänzungen und Erläuterungen zu den Beflimmungen über 
die Beftrafung und das Verfahren bei Contraventionen gegen bie 
Mahl⸗ und Schlachtfteuer. 

II. Nähere Beftimmung über die Ausführungen des Geſetzes aus der 
Anweifung vom 25. in 1821. 
I. Beflimmungen über den ee der fleterpflichtigen Städte fo 
wie über die Befchaffung der. Erhebungslocalien, namentlich 
a) Kabinetsorbre vom 20. Juni 1830. 
b) Rabinetsordre vom 6. Novbr. 1837. 


D.274. 


929% 


VIII 


1 E 9 


Die Steuer von der gab etakion des Nunkelrüben⸗ 
uckers. 
Verordnung vom 21. März 1840. 
betreffend die Erhebung einer Controflabgabe von den zur Zuckerberei⸗ 
tung zu verwendenden Rüben, 
Uebereinfunft vom 8. Mat 1841, 
wegen ber Beftenerung des Runkelrübenzuckers. 
Verordnung vom 30, Juli 1841. 


| wegen Beſteuerung des Rübenzuckers. 


gehen nämlich: 


IV. 


Die Eingangs⸗, Ausgangs⸗ und Durchgangs⸗ 
Abgaben. 
Verordnung vom 23. Januar 1838, 
das Zollvereins⸗Geſetz und die Zollordnung betreffend. 
Zollgeſetz vom 23. Januar 1838. 7; 287. 
Dazu im Anhange: Verordnung vom 31. Dftober 1839, betref- 
fend die Einführung des Zollgewichts. 
Zollordnung vom 23. Januar 1838. 
Dazu im Anhange: 
1. Das Begleitſchein⸗Regulativ vom 25. November 1839. 
1. Das Regulatio vom 12. Januar 1839, betreffend die Paßpflich⸗ 
tigfeit der Grenzbewohner. 
II, Die Beftimmungen über deu Zolltarif und das amtliche Wan- 
renverzeichniß. 
Geſetz vom 28. Juni 1834. 
über den Waffengebrauch der Grenzaufſichtsbeamten. 
Die Beftimmungen wegen Unterfuhung und Beftrafung ber Zollver⸗ 


Zollftrafgefeg vom 23. Januar 1838. 
Zolffartell vom 11. Mai 1833, 
Uebereinfunft vom 1. November 1837. 


mit Hannover, Oldenburg und Braunſchweig. 


V. 


"Die Uebergangs-Abgaben. 


Vertrag vom 8. Mai 1841. 
Bekannimachung vom 13. Dezember 1841. 
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Allgemeine Gerichtsorbnung 

Allerhöchfte Kabinetsorbre 

Allgemeines Landrecht 

Beſchluß 

Centralblatt der Abgaben⸗, Gewerbe⸗ und 
Handels⸗Geſetzgebung und Verwaltung 

Circular⸗Reſcript 

Circular⸗Berfugung 

Entiſcheidung 

Erkenntniß 

Finanz Miniſterium 

Finanz⸗Miniſterial⸗Reſcript 

Geſetz 

Geheimes Ober⸗Tribunal 

Graͤffs Sammlung der Verordnungen in 
den von Kamptzſchen Jahrbüchern 

Geſetz⸗ Sammlung 

Inſtruction 

Juſtiz⸗ Miniſterium 

Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt 

Juſtiz⸗Miniſterial⸗Reſcript 

von Kamptz Annalen der preußiſchen inne⸗ 
ren Staatsverwaltung ꝛc. 

von Kamotz Jahrbüuͤcher für vreußiſche Ge⸗ 
ſetzgebung ꝛc. 

Miniſterial⸗Reſcript 

Miniſterium der Finanzen 
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Publ.. 


N. oder Reſct.. 


Reg. ober diegl. 
Staatsminift. 


Verord.. 


® 


Minifterinm der geiftlichen, Unterrichts: 
und MebizinalsAngelegenheiten 

ehemaliges Mintfterlum des Handels 

Miniſterium bes Innern und ber Polizei 

Minifterium der Infliz 

Dberstandes: Gericht Ä 

Plenar-Beichluß des Geheimen Ober-Tris 
bunals 

Publikandum 

Reſcript 

Regulativ, Reglement 

Staatsminiſterium 

Verordnung. 





Allgemeiner Theil. 
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Allerhöchſte Rabinetsordre vom 
7. Auguſt 1820. 


die Einrichtung des Abgabenweſens betreffend. (G. S. 1820. p. 133.) 


Maghdem Mir die zur Vollendung der Steuer⸗Reform entwors 
fenen Gefeße mit dem Gutachten bed Staatsraths vorgelegt wor⸗ 
Den, habe Ich auf Ihren Antrag noch eine Kommiffion aus den 


. Prinzen Meines Haufes und einigen andern Mitgliebern bes 


Staatsraths angeorbnet, um wieberholentlih zu erwägen, ob es 
ohne Gefährdung höherer Staatszwede möglich fei, den Staates 
bedarf noc fo erheblich zu ermäßigen, daß eine wefentlihe Er⸗ 
TVeichterung der Abgaben gegen bie vorliegenden —— er⸗ 
folgen könne. Dieſe Prüfung iſt gegenwärtig ſoweit vollendet, 
Daß die Unvermeidlichkeit der vorgeſchlagenen Abgaben unter eini⸗ 
gen, die Ausführung erleichternden Beftimmungen beftätigt worden 
ift. Ich trage Ihnen daher nunmehr auf, die Belanntmachung 
der beigehenden von Dir vollzogenen Geſetze: 

4) über Einrichtung des Abgabenwefeng, 

2) wegen Einführung einer Klaffenfteuer, 

3) wegen Entrichtung einer Mahl- und Schlaätftener, 

4) wegen Entriditung der Gewerbefteuer 
fofort zu veranftalten. Den dem Gelege wegen Einrichtung des 
Abgabenwefens 6.2. beizuflgenden allgemeinen Etat ber gewöhn⸗ 
lihen Ausgaben und Einnahmen des Staats werde ih Ihnen 
Fünftig zur nachträglichen Bekanntmachung zugehen laſſen. Bors 
jest fommt es zunächft darauf an, die vorliegenden Gefege unver⸗ 
züglich zur Ausführung zu bringen, und namentlih die Klaſſen⸗ 
fleuer in den drei oberen Klaffen mit vier, zwei und einem Thas 
Ver monatfih vom 1. Julius, die fämmtlihen übrigen Klaffen 
aber vom 4. September dieſes Jahres ab unfehlbar einziehen 


4 


zu laſſen, da bei Dedung des laufenden Staatsbebarfs auf dieſe 
Einnahme gerechnet worden *). 


—— — — — 


Geſetz vom 30. Mai 1820. 
über die Einrichtung des Abgabenwefens. (©. S. 1820. p. 134.). 


Mir Friedrich Wilhelm, ꝛc. 20. Um die Reform der Steuer⸗ 
Geſetzgebung zu vollenden, welde Wir in ber Verordnung vom 





*, In dem Krelfe St. Wendel ward die nene Abgabengeſetzgebung erſt im 

Sahre 1835 durch die K. DO, vom 30. Juni deffelben Jahres (G. ©. 1835 

ag. 142 eingeführt. Danach) ‚dauerten von den zur Zeit im Kreife zu St. 
Wendel beftehenden Abgaben fort: ' 

A. die Grundſteuer, welche unter Vorbehalt der Gleichftellung mit den 
übrigen Kreifen der Provinzen Rheinland und Weftphalen vorläufig 
auf den Grund der zeither zur Anwendung gebrachten Vorfchriften in 
ihrem gegenwärtigen Belrage an Prinzipalfleuer und Beifchlägen fort- 
erhoben wird; 

B. die Hypotheken⸗ und Gerichtsfchreiberei-®ebühren, weldhe von jet an 
jedoch nach denfelben Vorſchriften und Sägen, die in den librigen 
heilen des Regierungsbezirks Trier zur Antvendung fommen, zu liqui⸗ 
diren und einzuziehen find; v 

C. die in Folge des Stantsvertrages vom 6ten März 1830 von der vos 
rigen Landes-Regierung durch die Gefeße von 12. November 1830 
eingeführten Abgaben: 

I. vom Berfehre mit dem Auslande (Ein-, Aus: und Durchfuhrzölle), 
. I. von der Fabrikation des Branntweins, 
UI vom Braumale, 
Yetstere jedoch fortan nach den in den übrigen Landestheilen allgemein geltenden 
Geſetzen. Außerdem follten nach den deshalb befichenden allgemeinen Geſetzen 
oben werben: 
die Klaſſen⸗, Gewerbes, Wein: und Tabadöftener vom Iften Januar 1836, 
die Stempelfteuer vom Iſten Eeptember 1835, und die Salzabgabe, fo wie 
das Chaufleegeld von vorbehaltenen fpätern Terminen ab. j 
Dagegen follten mit Ausnahme der auf ſpeciellen @rhebungstiteln beruhenden 
Abgaben, wie z. B. die Memmoniten-Gelber, Feine andere mehr erhoben werben, 
weshalb denn auch 
I. die Perſonal- und Mobiliarſtener, die Patent: oder Gewerbeſteuer, 
| die Kanons von den Gewerben, und die Beiträge zu den Mebizinal- 
Anſtalten, mit Ablauf diefes Jahres, - 
U. die Stempelabgabe, die Einrichtung der SpiellartensRegie, und un⸗ 
beſchadet des Euregiftrements, welches mit ben durch das Gefeg vom 
23, April 1824 angeoroneten Modififationen fortbeftcht, die dadurch 
anffommenden Gefälle mit dem Aften September d. J., imgleichen 
"3. die Einrichtung der Ealzs Regie mit der Einführung des Salzs 
Debits nach der Verordnung vom 17ten Januar 1820 
‚gleichzeitig aufgehoben und abgeſchafft wurden. 
Die durch die Verordnung vom 26ften Juli 1830 fuspendirten Oktroi⸗ und 
Afzife- Abgaben und die Ihärs und Fenſterſteuer find- ebenfalls nicht wieder in 
Hebung gelegt, 
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27. Dftsber 1810 Unfern getreuen Unterthbanen zugefagt, würden 
Bir vor Allem: eine Reviſion der Grundfteuer in Unfern ſämmt⸗ 
‚ lihen Provinzen nöthig gefanden haben, wenn Wir nicht in Be⸗ 
tracht der Schwierigfeiten, die Damit unzertrennlich verbunden find, 
rathſam gefunden hätten, dieſen, bie PropinzialsÖntereffen mehr 
berüptenben Gegenftand der Berathung mit den Ständen vorzu⸗ 
ehalten. 

Da jedoch der Staatsbedarf, namentlich, neben dem, nad) 
möglichfter Beichräufung unvermeidlich gebliebenen Aufwande für 
die Kriegsmacht und die Verwaltung, ganz befonders auch bie 
Berzinfung und der durch Unſere Verordnung vom 17. Sanuar 
d. 3. fefigefegte jährliche Abtrag der größtentheils zur Befreiung 
und Wiederherflellung bed Landes aufgenommenen Staatsfchuld 
fortvauernd gefichert bleiben muß; 

da ferner diefer Bedarf, bei geftiegenen Preifen aller Arbei« 
ten und Leiftungen, nad) Aufpebung der Univerfalafzife, Binnen 
zölle, Naturallieferungen für das Militair, auch Borfpanns in 
ben alten Provinzen, fo wie der droits r&unis in den fonft yon 
Sranfreich befeffenen Landestheilen, felbft mit Beihülfe der durch 
die Gefege vom 26. Mai 1818 und 8. Februar 1819 eingeführ« 
ten Steuern noch nicht vollſtändig gevedt ift; 

und da endlich aud, biefenigen Verminderungen der Ausga⸗ 
ben, welche fowohl nach Unferer Verordnung vom 17. Januar 
d. J. durch Erſparung der Zinfen von den abgelöfeten Staats» 
fhulden, als aus den fih nah und nad ausführbar zeigenden 
Berbefferungen der Verwaltung erwartet werben bürfen, und zur 
Grleichterung der Stenern bereits beflimmt find, doch erft nad 
Berlauf einiger Jahre wirkfam hervortreten können: 

fo Haben Wir. nicht anftehen wollen, auch die Erhebung 
der zu Beftreitung des gefammten Staatsbedarfs annoch erforber- 
fihen übrigen Abgaben fofort zu verfügen, und verorbnen deshalb, 
nach vernnmmenem Gutachten Unfers Staatsrathe, wie folgt: 

$. 1. Die Auflagen find fernerhin: 

a) die Zölle und die Berbrauchsftener von ausländischen Waa⸗ 

ren, nah dem Gefeß vom 26. Mai 1818;5*) 

b) die Abgabe vom Salz, nad dem Gefeg vom 17. Januar 

1820 und den früheren, diefen Gegenftand betreffenden Vers 

prdnungen; 


*) An die Stelle diefes Geſetzes iſt jept das Zullgefeb vom 23ften Januar 
1838 mit der Zollordnung von demfelben Tage getreten, welches weiter unten 
mitgetheilt ift. 
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c) die Stempelftener, wie foldhe burch ein beſonderes Gefeg be» 
flimmt werben wird;*) 


d) die Gewerbefteuer, nach einem neuen Gefege vom heutigen 


Tage; 

e) die Grundſteuer in ihrer gegenwärtigen Verfaffung, und nad 
den Beftimmungen, die biefes Geſetz im S. 3. bis 7. ent» 
hält ;**) 

f) die Steuer von inländifhem Branntwein, Braumalz, Wein- _ 
mo, und Tabacksblättern, nah bem Gefete vom 8. Februar 


) 

ge) an die Gielle ber abzufchaffenden perſönlichen Steuern, eine 

Klaffenfteuer, und da, wo diefe nicht erhoben wird, 

h) eine Mahl» und Schlachtſteuer, beides (g, h,) nad Inhalt 
der heute beſonders ergebenden Geſetze. 

F. 2. In Vollziehung Unferer, den Staatshaushalt und 
das Staatsfchuldenwefen betreffenden, Kabinetsorbre vom 17, Ja⸗ 
nuar d. J. No, IL, (Geſetzſammlung No. 579) Iaffen Wir deu 
von Uns genehmigten allgemeinen Etat der gewöhnlichen Ausga⸗ 
ben und Einnahmen bed Staats, für die drei nächſten Jahre vom 
1. Sanuar 1820 his 31. Dezember 1822 hier beifügen, 

S. 3. Die Grundfteuer wird in jeder Provinz nad ven 
Grundfägen und Vorſchriften erhoben, welche darin gegenwärtig 
zur Anwendung kommen. | 

$. 4. Doch wird hierbei verorbnet, daß fchon jest an Feis 
nem Drte, wofelbft die Grundfteuer in Folge der feit 1789 ein 
getretenen Staatöveränderungen neu eingeführt oder erhöhet wor⸗ 
den iſt, der Belauf berfelben den fünften Theil des Rein-Ertrages 
vom verpflichteten Grundſtücke überfteigen dürfe, 

Der Grunbbefiser, der eine höhere Belaftung durch die Grund» 
ftener behauptet, und zu erweifen vermag, Tann die Herabjegung 
auf ven fünften Theil des Erirages fordern, 

Bezirks- und Gemeindeabgaben bürfen hierbei nicht in An⸗ 
fhlag gebracht werben. 

$. 5. Die Domainengrundftüde und Forften find fleuerpflichs 
tig, und wenn fie nad Anleitung bes Geſetzes vom 9. März 
1819 veräußert werden, überall mit der Iandüblichen Grundſteuer, 





») Dies iſt das unter dem Tten März 1822 ergangene noch gültige Stem⸗ 
pelgefeg. (G. ©. 1822, pag. 57.) 

**) In den beiden weflichen Provinzen Rheinland nnd Weſtphalen 
iR die im Jahre 1820 angeorduete Aufnahme eines Grundſteuerkataſters im Wer 
fentlichen beendigt, und die DBeranlagung resp. Erhebung ber Grundſteuer er- 
folgt jept dort nach den Beflimmungen bes Geſetzes vom Ziften Januar 1899, 
(8. ©. 1839, pag. 30.) 
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jedoch in keinem Fall niedriger, als dem fechsten Theil des Rein⸗ 
Ertrages, zu belegen. | 

F. 6. Der Servis, welcher bisher von ben Städten und 
Diſtrikten in den öſtlichen Provinzen zur General⸗Serviskaſſe ober 
zu den Haupt-nftitutenlaffen bezahlt wurde, wirb von benfelben 
im bisherigen Betrage bis zu der im Eingange diefes Gefepes 
angebeuteten Revifion Ser Grunbfteuer zu ben Staatskaflen ent⸗ 
richtet, | 
Wo gar Fein Realſervis erhoben wird, ober wo ber Beitrag 
zur allgemeinen Servisfaffe oder den Haupt-Inftitutenfaffen mehr 
beträgt, als der Realſervis, ſteht es der Gemeine frei, ihren Ser⸗ 
visbeitrag den Grundbefigern als Grundfteuer verhältnigmäßig 
aufzulegen, ober andere, den örtlichen Verhältniſſen angemeffene 
Abänderungen bei der oberfien Berwaltungsbehörde in Antrag zu 
bringen. 

* 7. Die Gemeinden ſind ſchuldig, die Grundſteuer mit 
Einſchluß des im F. 6. gedachten Serviſes von den Zahlungs 
pflichtigen einzuziehen, und in monatlichen Beiträgen vor Ablauf 
jeden Monats an die ihnen angewieſene Kaſſe abzuführen, auch 
in Zukunft die Servis⸗Angelegenheiten in der bisherigen Art zu 
bearbeiten.*) 

F. 8. Die Erhebung der Mahl- und Schlachtſteuer geſchieht 
in denjenigen Städten, Die in dem anliegenden Berzeichniffe bes 
nannt find.**) Wenn jedoch eine diefer Gemeinen, in. welchen 
bisher eine Mahlſteuer nicht erhoben wurbe, vorziehen follte, dag 
von der Mahl- und Schlachtſteuer zu erwartende Einkommen 
auf dem Wege der Klaffenftener aufzubringen, fo bat fie ihren 
Antrag zu Unferer unmittelbaren Entfeheidung an Die vorgeſetzte 
Behörde zu richten; 

Auch foll den Städten, die im Berzeichniffe nicht genannt 
find, die Wahl der Mahl- und Schlachtſteuer flatt der Stlaffen: 
feuer geftattet fein, wenn bie oberfle Verwaltungsbehörbe Die 
Hebung, den örtlichen Berhältniffen nach, hinlänglich gefichert findet. 

5 9. Gegen Entrihtung der im $. 1. feflgefegten Steuern 
bören alle bisherigen darunter nicht begriffenen Abgaben auf, 
namentlid 





®) Durch die weiter unten zu n 9. des Klaſſenſtener⸗Geſetzes mitgetheilte 
8. D. vom 6. Februar 1841 iſt dieſe Verpflichtung für die Gemeinden in den 
beiden wetlichen Provinzen weſentlich modifizirt worden. 

°, Dies in der G. S. de 1820 pag. 138 abgebrndte Verzeichniß giebt 
wegen ber feitvem eingetretenen Veränderungen Feine richtige Ueberfiht mehr. Gin 
nad) der jetzigen Sachlage berichtigtes Verzeichniß folgt unten als Auhang zu 
dem obigen Geſetze, j 





4. an Konfumtionsfteuern; 


a) die Akzife vom Gemahl, Fleiſch- und Brennmaterial, fo wie 
die Land -Konfumtionsfteuer vom Schlachtvieh in den alten 
Provinzen (85. A—6. Verordnung vom 8. Februar 18195) 

b) die Generalafzife, Landakzife, Fleifhfteuer und der Mahle 
grofchen, oder deffen Surrogat im Herzogthum Sachſen; 

c) die befondere Mahl- und Schlachtſteuer in einzelnen Diftriften 
zwifchen der Elbe und Wefer, und im Mindenfchen Kegies 
rungsbezirk; 


d) die Schlachtſteuer im Großherzogthum Poſen und in einem 


Theile des Marienwerderſchen Regierungsbezirks; 
e) die Oktroi in den weſtphäliſchen und rheiniſchen Städten. 
($. 13.) j 


B. An perfönlidhen Steuern: 


a) bie durch das Ebift vom 7. September 1811 eingeführte ' 


Perſonenſteuer, überall, wo fie bisher erhoben worven; 

b) die Perſonen- und Karafterfteuer im. Herzogthum Sachſen; 

c) die in einem Theile des Arnsberger Regierungsbezirfs erho- 
bene Vermögensſteuer; 


d) bie franzöfiihe und bergifhe Perfonal= und Mobitiarfteuer 


in den weitlihen Provinzen; | 
e) die Thür- und Fenfterfteuer, wo fie noch ftatt findet, 
C. Die Gewerbefteuer: 


a) die durch das Edikt vom 2, November 1810 eingeführte all 
gemeine Sewerbeiteuer; *) 


*) Das Edikt vom Men Novenber 1810 G. S. 1810 pag. 64. verorbuete 


die Erhebung einer Gewerbeftener nad) 6 verfchiedenen Klafien, in denen vie 

Süße von 1 Thlr. — 1 Thlr. 20 Egr., 2 Thlr. — 3 Thlr. 20 Sgr., 4 Thlr. — 
6 Thle. 20 Sgr., 8 Thlr. — 20 Thlr., 24 — 84 Thlr. und 96 — 200 Thlr. 
jährliger Steuer fliegen. Nach $. 30 diefes Edifts hörten dagegen 

„alle bisherigen Abgaben von den Gewerben, in fc fern fe tie Berechti⸗ 

gung zum Betriebe derſelben betreffen, als: Conceifionsgeld, Nahrungsgeld 

von fataftrirten Stellen, oder unter welcher Benennung fie fonft vorkommen, 
fie mögen alljäsrlih oder einmal für allemal, an Königliche Kaffen, Kim: 
mereien oder Grundherren entrichtet werden, besgleichen die Puraphen = 
, Schar” — auf. 
Zur näheren Erlaͤuterung deſſen, was durch die jetzt (oben Litr. C.) eingeführte 
Gewerbefteuer an früheren gewerblichen Abgaben erloſchen ift, dient 
1) zu a. Die 8. O. vom 19. Februar 1832. (©. ©. 1832. p. 94. 

Die Verfchiedenheit der Anfichten, welche über die Natur grundherrlicyer 
Abgaben bei Anwendung des $. 30. des Gewerbeſteuer-Geſetzes vom 2. No— 
vember 1819. Statt findet, erfordert zur Befeitigung der dadurch entſtehenden 
Ungewigheit der Rechte, und zur Verhütung von Prozeſſen eine nähere Be⸗ 
fiimmung ; weshalb Wir 10. verordnen: 
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b) fimmtlihe Gewerbe, Patent- und Nahrungsfteuern, die in 
den feit dem 1. Januar 1813 wieder- oder neuerworbenen 
Landestheilen bisher erhoben worben find. 

. D. Alle unter den. direften Steuern in den Etats auf⸗ 
geführte Abgaben, die nach einer von dem Finanzminifter anzu⸗ 
ftellenden Prüfung, ihrer jegigen Natur nach, zu einer der unter 
A. B. C. benannten Steuern zu rechnen find.' 

E. Desgleihen fol dem Herzogthum Sadfen fp viel an 
Abgaben erlaffen werden, ald der ganze jegige Betrag der Qua—⸗ 
temberfteuer ausmacht, diefer Erlaß jedoch in der Art ftatt finden, 
Daß darauf zunächft die unter der Benennung ber Magazinmege 
oder des Magazingetreives noch beftehende Naturallieferung, fer 
ner Die auf die Gewerbe, oder auf die Perfonen gelegten Dug« 
tembers oder Schodfteuern, fo weit ſolche noch aus den Kataftern 
mit Ueberzeugung zu ermitteln find, in Anrechnung kommen. 


81. Abgaben, welche auf einem Grundſtücke haften, und von jedem Be 
figer defielben entrichtet werben müflen, e8 möge das Gewerbe, zu welchem bas 
Grundſtück beftimmt iſt, betrieben werden ober nicht, gehören nicht zu den Abs 
gaben, welche nad) 6. 30. des Gewerbeftener-Gefepes vom 2. November 1810. 
mit Einführung der Gewerbeftener aufhören follen, . 

F. 2. Wenn bei einer mit Grundbefig verfnüpften Abgabe nicht auszus 
mitteln ift, vb fie eine Grundabgabe fei, oder ob fie die Berechtigung zum Ber 
trieb des Gewerbes betreffe, fo wird das Erflere vermuthet. . 

8. 3. Iſt eine Abgabe gemifchter Natur, fo daß fie fich theils auf ben 
Grundbefitz, theils auf einen Gewerbebetrieb bezieht, fo bleibt die Abſonderung 
bei mangelnder Einigung der Interefienten dem richterlichen Ermeflen überlafien. 
Dat der Grundherr, wegen einer folchen zu theilenden Abgabe, Gegenleiflungen 
an ven Abgabenpflichtigen gehabt, fo follen bei der Abfonderung biefe Gegenlei« 
flungen berüdfichtigt werben. 

84 In einem über bie Natur der Abgabe entftehenden Prozeſſe fol, 
wenn der Verpflichtete von der fernern Leiftung derſelben, als. einer Gewerbeabs 
gabe, entbunten wird, auf den Exrfag der vor Einleilung des Prozefies an. den 
Berechtigten etwa geleifteten Abgabe nicht erfannt werden, es müßte benn die 
Zahlung entweder mit Borbehalt, oder in Folge einer durch Widerſpruch gegen 
die Verpflidytung veranlaßten Erefution geleiftet worben fein. 

8.5 In den feit Verkündigung des Gefehes vom 2. November 1810. 
über die in Rede flehenden Abgaben ergangenen rechtöfräftigen Erkenntniſſen, 
ingleichen in den, darüber in jener Zeit unter den Betheiligten getroffenen rechts⸗ 
gültigen Abfommen, wird burch die gegenwärtige Verordnung nichts geändert. 

2) Bu b ift namentlich auch der Kanon, welcher von Ländlichen Handwer⸗ 
fern und Händlern, lediglich des Gewerbes wegen, und als Staatsabgabe erhos 
ben wurde, nach dem Circ. Rescript. des FinanzMinift. vom 23. Jan. 1821 
und dem der Min. des H. und der Finanz: vom 26. März 1822 für aufgehoben 
zu erachten. (Schimmelfennig, birefte Steuern. Erfte Ausg. Thl. U. ©. 4.) 

Dagegen find nad) einer Entfcheidung des Staatsminifterii vom 21. Angufl 
1822 die Abgaben, welche nach franzöfifhen Geſetzen von Schanfpielen und 
öffentlichen Enftbarfeiten mit refp. 25 und 10 Procent zu den Armenfaflen ent» 
richtet werben, durch das Abgabengefeg vom 30, Mai 1820 $. 9. C. b. nicht 
aufgehoben (v. K. Yun. Br, 6. ©. 714.) 
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Was dann noch übrig bleibt, fol zur Erleichterung berjenis 
gen Unterthanen des Herzogthumd Sacfen verwendet werben, 
welche durch die neuen Steuern verhältnißmäßig am meiften bes 
laftet werben, 

6. 10. Es hören ferner auf: j 

a) das Naturalguartier des garnifonirenden Militairs in den 
Bürgerhäufern, und zwar der Offiziere binnen längſtens ſechs 
Monaten nah Berfündigung diefes Geſetzes, der Gemeinen 
und Unteroffiziere aber in dem Verhälmiſſe, in welchem die 
Kaferneneinrichtung nad) dem Maaße der vorhandenen Mittel 
fortfchreiten Tann; 

b) yom Sabre 1821 ab die außerorbentlichen Zufchüffe ber 
Städte zum reglementsmäßigen Servis für die Offiziere, 
oder der fogenannte Hülfsſervis; 

c) ferner vom Jahre 1821 ab die Beiträge der Stabtgemeinen 
zur Unterhaltung ber Gerichts-, ingleihen der vom Staate 
außerhalb den Magifträten befonders angeorbneten Polizeis 
bebörden, jedoch verbleiben beide Behörden im ungeflörten 
Befig der Lokale, die fie gegenwärtig inne haben, *) 

G. 11. Staatseinfünfte, die auf einem fpeziellen Erhebungss 
titel beruhen, 3. B. die dermalige befondere Abgabe der Menno⸗ 
niten u. d. m., find unter den aufgehobenen Abgaben nicht begriffen, 

F. 12. Diejenigen Landestheile, worin wegen ihrer abges 
fonderten Lage die im F. 1. Buchſt. a. b. und f, angeordneten Bers 
brauchsabgaben nicht erhoben werben können, find verpflichtet, ans 
dere Abgaben dagegen zu übernehmen, welche nach ihren befon- 
dern Verhältniffen durch befondere Verordnungen feftzufegen find,**) 





°) Diefe Beſtimmung hatte zu Zweifeln über die Verpflichtung der Stadt⸗ 
gemeinden in Bezug auf die Gefängnißlofale Beranlaflung gegeben, welche durch 
die Cabinets-⸗Ordre vom 3. October 18241. (v. K. Ann. Jahrg. 1830. p. 111. 
und Sahrbücher Bd. 18. p. 280) dahin erledigt find: 

- daß die Unterhaltung der im $ 10. gedachten Behörden, namentlidy 
alfo ihre Beſoldung umd die Koften ihres unmittelbaren Geſchäftsbe⸗ 
triebes für Heizung, Erleuchtung, Büreaubebürfnifle und dergl. vom Staate 
gegen Bezug der Sportein zu beftreiten find. Alle übrigen, fowohl allges 
meinen als bejonderen Verpflichtungen, wenn fie nicht geſetzlich abgeändert 
ind oder werden, müflen die Stabtgemeinden in ber früheren Art, gegen 
ven Fortgenuß der bisher bezogenen Nugungen, fernerhin erfüllen, 

Demgemäß entfcheidet auch das durch I. M. R. vom 12. Februar 1844. (I. 

M. Bl. p. 46.) mitgetheilte Reser. des Pinifl, des Innern vom 27, Novbr. 

1543, (Verw. Minitt BL. 1843. Nr. 441.) 

**) ine Cabinets⸗Ordre vom 3. October 1826. (G.⸗S. 1826. pag. 87.) 
ſetzte dieſe an bie Stelle der oben gedachten Verbrauchsabgaben tretenden Steuern 
näher fe, von denen aber die meiften fchon im Jahre 1828 in Folge des 
Anfchluffes von Heflen an das Preußiſche Steuerfyftem durch die A. C⸗O. vom 
7. Juni 1828. (G.⸗S. 1923 pag. 72.) fo wie in Bolge der Vilbung bee 
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6. 13, Die Bezirks⸗ und Gemeineausgaben müffen von den 
Bezirken und Gemeinen befonders aufgebracht werden. Glauben 
fe auf dem Wege einer Erhöhung der Klaffen- oder der Mahl 
und Schlachtfteuer die Beiträge der einzelnen Mitglieder am ans 
gemeſſenſten erheben zu fönnen, fo fft ihnen folches unter Geneh- 
migung der vorgefesten Regierungen, welche deshalb von dem 
Sinanzminifterium mit allgemeiner Anweifung verſehen werben 
ſollen, verftattet. Andere Auflagen und Ausfchläge für die Bes 
zirls- und Gemeindebebürfniffe können jevoh nur dann erhoben 
werden, wenn fie bereitd beitehen, und das Bedürfniß verfelben 
noch fortbauert, oder wenn fie in ber Berfaffung oder auf landes⸗ 
herrlicher Bewilligung beruhen, in allen Fällen aber nur, in fo« 
fern fie den Beftimmungen der allgemeinen Steuergefege und ber 
Sreiheit des innern Verkehrs nicht hinderlich find, *) 

‚5 14. Mit der Ausführung biefes Gefeges fol der Finanz 
minifter fih ohne Verzug und in dem Manfe befchäftigen, daR, 
ſo wie bie Einrichtungen zu Erhebung ber neu angenrbneten Steu« 
en vollendet worden, und mit deren Einführung vorgegangen 





Türinger Zolls und Handels⸗Vereines duch die A. C.O. vom 8, December 

1883 wieder aufhörten. . 
*) In Bezug auf die CommunalsZufcläge ift zu bemerken 

I) Betr. die Zuliffigfeit und Erhebung bes Zufchlags: 
a) Eine Erhöhung der Mahl» und Schlachtftener durch Communalsgus 
ſchläge kann nach dem Finanz Diinift -Refeript vom 15. Dezember 1820. 
ame auf Grund eines nachgewiefenen Debüurfniffes nah Maßgabe 
befielben, und zwar bei einem Zufchlag bie 25 Proc, incl. durch die betr. 
Regierungen, fonft durch die Minifterien des Innern und der Finanzen ges 
nehmigt werden. Die Zufchläge fteigen von 4E bis 50 Procent, was ale 
Maximum zu betrachten if. Die Erhebung der Zufchläge geſchieht in eis 
nem Betrage mit der Steuer und der für die Stadtkaſſe zu Serechuende An» 
theil wird monatlih an diefe abgeliefert. (v. K. Ann. Bb. IV. pag. 799.) 
Tür die Klaffenftener-Zufchläge iR durch ein Circ.⸗Reſer. bes Finanz = Mis 
nifterii vom 26. Ian, 1822. (Schimmelfennig dir. Steuern Thl, I; 
pag. 11.) das Marimum auf der Haupt» Steuer feſtgeſetzt. Die Ge⸗ 
werbefteuer ift dagegen nach dem Reſcripte vom 30. December 1817. als 
eine für die Regulirtung von Communalzufchlägen geeignete Grunblage nicht 
zu erachten. (v. K. Ann. Bd. XI pag: 968. 
b) In Garntfonftädten, wo eigene Speifeanftalten für das Militair beftehen, 
fo wie überhaupt von allem Fleifche, welches die Truppen in Lägern oder 
im Cantonnement verzehren, wird der erhobene Kommunalzufchlag nad) ben 
K. O. vom 12. Auguft 1824 und 13. Februar 1836 dem Mililair zurück⸗ 
vergüfigt. (Schinmelfennig indir. Steuern Thl. 11. S. 59.) 

2) In Betr. derBerpflihtung der Städte, zu den Erhebungsfoflen 

der Mahl» und Schlachtfteuer, fo wie zue Unterhaltung des Stadtver 

fälnffes für diefen Zweck beizutragen, ſiud die im Anhange zu dem Mahl 

und Schlachtfteuer» Gefepe" mitgetheilten K. Ordres vom 20. Juni 1830. und 

6. Rovbr, 1837 gu vergleichen, 
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werben Fann, die laut $. 9, aufgehobenen, bis dahin noch zu ers 
bebenden Steuern, aufhören. 

Wir befehlen allen Unfern Behörden und Unterthanen, fich 
nad den Borfchriften dieſes Gefeges gehorfam zu achten. 


Anhang zum Geſetz vom 30. Mai 1820, 
Berzeihniß der Städte 
in welchen die Mahls und &chlachtiteuer erhoben wird. 





Regierungsbezirk: Stadt: 
1) Königsberg Memel, Pillau mit Feſtung, Königsberg. 
2) Gumbinnen Tilfit, Gumbinnen, Infterburg. 
r Elbing, Marienburg, Thorn, Danzig mit Vorſtadt, 
3) Danzig —2 und —ea— — ug ſ 
4) Marienwerder Marienwerder, Graudenz mit Feſtung. 
Gräz, Poſen, Schwerin, Meſeritz, Liſſa, Frauſtadt, 
5) Poſen 666 Krotoſchin, Oſtrowo, Kempen, Zduny, 
Zaborowo. 
6) Bromberg Bromberg, Inowrazlaw, Gneſen. 
Berlin, Prenzlau, Schwedt, Wriezen, Charlotten- 
7) Potsdam (sung, ea, Spandau, Brandenburg, Rathe- 
now, Reu⸗-Ruppin, Wittftod. ' 


Königsberg N. M., Landsberg a. W., Küftrin 
8) Srankfurt (Fran Kurt, Zülkichau, Krofien, Guben, Kottbus. 


Demmin, Anflam, Swinemünde, Stettin, Damm 
9) Stettin Stargard, Treptow de 
10) Köslin Köslin, Kolberg, Rügenwalde, Stolp. 


11) Stralſund Stralſund, Greifswald, Wolgaft. 
Dels, Breslau, Brieg, Frankenſtein, Schweitni 
12) Breslau (m Freihan ol er 
13) Oppeln Dppeln, Ratibor, Koſel, Neuftadt, Neiffe. 
teaui Grünberg, Sagan, Glogau, Goldberg, Liegni 
14) Liegnitz — Lirſhberg, Lauban, Görtig. sr 
m Salzwedel, Stendal, Burg, Magdeburg mit Neu- 
15) Magdeburg ae Duedfinburg, "Afchersfeben, Halberftadt. 
Torgau, Wittenberg, Merfeburg, WWeiffenfels 
16) Merfeburg ——— Zeiz, Halk. | { 
17) Erfurt Nordhauſen, Heiligenftadt, Langenfalza,| Erfurt. 
18) Münfter Münfter. 


Regierungsbezirk: Stadt: 

19) Minden ° Minden, Herfort, Bielefeld, Paderborn. 
20) Arnsberg Arnsberg, Hamm. 

21) Köln Köln, Deus, Bonn. 

22) Düffeltorf Kleve, Wefel, Emmerich, Düffelvorf. 
23) Koblenz + Koblenz, Ehrenbreitftein, 





24) Trier Trier, Saarlouis, Saarbrück. 
25) Aachen Jülich, Aachen, Burtſcheid. 
Kabinetsordre vom 6. Mat 1836. 


über die Wirkung der von den Regierungen angeordneten exekutiven 
Monfregein. (G. ©. 1836. p. 194.) 


Auf Ihren Beriht vom 15. v. M. erfläre ih mich mit 
Ihrer Anficht einverftanden, daß den erefutiven Maaßregeln, wels 
he die Regierungen innerhalb der Grenzen des durch die Ver— 
ordnung vom 26. December 1808 und durh die Inftruetionen 

„vom 23. October 1817 und 31. December 1825 gefeglih ihnen 
verliehenen Erefutionsrechtes anordnen,“) diefelbe Wirkung beizu- 


°) Die hierher gehörigen Beflimmungen ans ben oben allegirten Verordnun⸗ 
gen Find folgende: 

31. Aus der Berorbnung vom 26. December 1808. (8. ©. 1806 — 
10. pag. 464.) 

$. 48. Bei Ausübung der ihnen verlichenen exefutiven Gewalt müſſen die 
Regierungen zwar die in den Bejegen vorgejchriebenen Grade beobachten; inzwi⸗ 
fchen find bietelben befugt: 

1) in Bällen, wo die verlangte Berpflichtung auch duch einen Dritten geleiftet 
werden fann, folches, nach fruchtlos gebliebener Aufforderung bes Berpfliche 
teten, für deſſen Rechnung bewirken, fo wie ferner bei Lieferungen, wo es 
nicht gerade auf einzelne im Befig des DVerpflichteten fich befindende Stüde 
anfommt, die zu liefernden Gegenflände für befien Rechnung anfaufen und im 
beiden Fällen den Koftenbetrag von ihm erefutivifch beitreiben zu Yaflen. 

2) Strafbejehle können die Negierungen im Wege des erefutivifchen Verfahrens 
bis zuc Summe von 100 Thalern oder vierwöcentlichem Gefängniß, erlaſſen 
und vollſtrecken. 

3) Militairifche Exefution findet nur bei hartnäckigem Ungehorfam, oder wirks 
licher Widerſetzlichkett, nach fruchtlos gebliebener Eivilerefution, und vorher 
riger Androhung ftatt. Auch müflen die Regierungen vorher die Genehmi— 
gung ber höhern Behörbe nachſuchen oder derſelben wenigflens gleichzeitig 
Anzeige machen, wenn bei der Sache Gefahr im Berzuge if. 

4) Kommt es bei der Erefution auf den DBerfauf eines Grundſtuͤcks au, fo 
wird felbiger zwar von dem orbentlichen Gericht, unter welchem daſſelbe be: 
legen if, im Wege ver nothwendigen Subhaftation bewirkt; die Subhafta- 
tion fann aber von den Gerichten nicht verweigert werden, fobald die Ver⸗ 
binblichfeit des Schuldners außer Zweifel if. 
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legen ſei, bie das Geſetz ben gerichtlich verfügten Erecutionen 
beilegt. Da hierüber nach Ihrer Anzeige bei einer gerichtlichen 





8) Der Derfauf angepfänbeter Gffeften gefchieht fches Mal mit Iuziehung eis 
nes Juſtizbedienten. Es verfteht fich übrigens von felbft, daß die Regierun⸗ 
gen die Befugniß Haben, zur Sicherftellung des zu erftsttenden Koftenbes 
trags oder ber Geldſtrafe die nöthigen Vorkehrungen zu treffen. 

2) Aus der Iuftruction vom 23. October 1817. (G. ©. 1817. 
pag. 248. see) | 

8. 11. Die Regierungen find befugt, ihren Berfügungen nöthigenfalls durch 
geſetzliche Zwangs⸗ und Strafmittel Nachdruck zu geben, und fie zur Ausführung 
zu bringen, ohne daß eine Exemtion darüber zuläffig if. Sie werben in 
diefee Hinficht auf diejenigen Beſtimmungen der Verordnung wegen verbefferter 
Ginrisytung der Provinzials, Polizei⸗ und Finanz-Behirden vom 26. December 
1808. verwieien, welche dieſer Inftrultion im Auszuge angehängt find, nady 
welchen fie überhaupt auch in den übrigen vorkommenden Fällen, namentlih bei 
Poltzei⸗, Finanz⸗ und Dienfivergehungen zu verfahren haben; wobei jenoch dieje⸗ 
nigen Regierungen, in deren Berwaltungsbezirf annoch die unter der vorigen Lan 
desherrichaft flatt gefundene Gerichts: Verfaflung befteht, bis dahin, dag eine an⸗ 
dere von Uns angeordnet fein wird, ausgenommen werben. 
Allgemeine Berbote und Strafbeſtimmungen dürfen aber fämmtliche Regie⸗ 

rungen nicht ohne höhere Genehmigung erlaffen, e8 fei denn, daß das Verbot an 

fich fchon durch ein Geſetz feftiteht, in Teßterm aber die Strafe nicht ausprüdlich 
beftimmt iſt. In dieſem Falle Fönnen fie innerhalb der Grenzen des Allgemeinen 
Landrechts Thl. 2. Tit. 20. 6. 33. 35. und 240. die Strafe beflimmen und bes _ 
kannt madıen. 

Auch fteht Ihnen ohne Anfrage frei ſchon beftehende Vorfchriften von neuem. 
in Grinnerung zu bringen und befannt zu machen. 

3) Ausder K. O. vom 31. December 1825. (G. ©. 1826. p. 5.) 

No. XII b. Das den Regierungen zugeftandene fisfalifche Exekutionsrecht 
erftreckt fich auch bie zu der Perſon des Erequendi, und Tann verfelbe daher ges 
fänglich eingefeßt werden. Wegen rückſtaͤndiger direkter oder grundherrlicher Abs 
gaben, zu deren Einziehung fich Fein Objekt im DBermögen des Abgabenpflichtis 
gen vorfindet, fol deſſen perfönliche Berhaftung von den Regierungen aber nicht 
verfügt werden, j 

Den Regierungen fteht es zu, vermöge ber ihnen beigelegten allgemeinen 
Befugnis, in einzelnen Angelegenheiten ihres Reflorts, den YuftizUnter- Behörden 
Aufträge zu machen, und fie zu deren Befolgung anzuhalten, vorausgefept, daß 
die Natur der den Gerichten zu machenden Aufträge von der Art ifl, daß fie 
nicht mit folchen belaftet werben, die ihrer Beſtimmung fremd und refp. entgegen 
find ; in Civil⸗Prozeſſen, wo Fiscus Parthei if, findet nur die Requiſition ftatt. 
Bei fisfalifchen Erefutionen follen die Negierungen die Hülfe der Gerichte, als 
Ausnahme von der Negel, aber nur dann in Anfpruch nehmen, wenn es ihnen 
felbft an eigenen Organen zur Exekutionsvollſtreckung oder, im Falle der Verhafs 
tung des Gxrequendi an einem eigenen Lokale zur Aufnahme des VBerhafteten fehlt. 

Da übrigens die Verwaltungsbehörden das Necht und die Kiquivität des 
beizutreibenden Obiefts allein zu benriheilen vermögen, und dafür verantwortlich 
find, fo Fann die Berufung des Exequendi auf gerichtliches Gehör, tiber feine 
Berpflihtung zur Zahlung der Bräftation, auch vie Grefutions » VBollfiredung, 
felbft negen die Berfon nicht ſiſtiren. 
| Wenn indeß in einem folchen Falle, wo die Verwaltungsbehoͤrde nach den 
beſtehenden geſetzlichen Beftimmungen, zur perfönlichen Verhaftung des Schald⸗ 
ners fchreitet, von Seiten deſſelben Einwendungen gegen die Forderung erhoben 
werden ; fo ift die Verwaltungsbehörde zwar berechtigt, ten Schuloner, feines 
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Behörde ein nicht begründeter Zweifel entflanden iſt, fo beauftrage 
ih Sie die Gerichte deshalb zu belehren und dieſe Ordre durch 
die Gefegfammlung befannt zu machen. 





VBerordrung vom 24. November 1843.*) 


wegen erelutioifcher Beitreibung ber direkten und indirelten Steuern 
und anderer Öffentlicher Abga en und Gefälle in der Rheinprovinz. 
(G. S. 1843. p. 351.) 


Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. ꝛc., haben zur Herſtellung eines 
gleichmäßigen, möglichſt einfachen Verfahrens bei Einziehung der 
direkten und indirekten Steuern und anderer öffentlicher Gefälle 
in der Rheinprovinz eine Revifion ber darüber feither beftandenen 
Vorſchriften veranlaßt, und verorbnen nunmehr, nah Anhörung 
Unferer getreuen Stände, auf den Antrag Unſeres Staatsminiftes 
riums für die gedachte Provinz, was folgt: 


Allgemeine Grundfäße. 


F. 1. Nah den Vorſchriften diefer Ordnung find fortan 
beizutreiben: 

1) die direkten Steuern, namentlich die Grund-, Klaſſen- und 
Gewerbefteuer, fo wie biejenigen Abgaben, welche nad) $. 11. 
des Geſetzes über die Einrichtung des Abgabenwefens vom 
30. Mat 1820, als auf einem fpeziellen Titel beruhend, zu 
entrichten find; desgleihen Die für Staates, Provinzial, 
Kreis, Kommunal, Kirhen= ober Schulzwede ausgefchrie- 
benen Beifchläge zu biefen Steuern; 

2) die bei dem rheinifchen Orundfteuer - Katafter vorfommenden 


Widerfpruchs unerachtet, zur Haft bringen zu laflen: es Liegt ihr jedoch ob, bie 
Sache fofort an die fompetente Gerichtöbehörde gelangen zu laflen, damit dieſelbe 
uber die Fortdauer oder Relaxation des Arreſts, nad) $. 70. seq. Tit. 29, der 
Brozeß-Orbnung, verfahre und erfenne, 

Haben die Regierungen im Wege einer von Ihnen verhängten Erefution Activs 
Forderungen in Beichlag genommen, deren Einziehung ſodann nad ben Vor⸗ 
ſchriften des Befepes v. 4. Juli 1822 erfolgen fol; fo wird bie in den $. 2 und 
3 des Geſetzes gebachte Berfügung nicht von den Gerichten, fondern von ben 
Regierungen ſelbſt an die mit ber Einziehung beauftragte Askaltiche Behörbe 


en. 

2) Zur Ausführung diefer Ordre erging von ben Minifterien der Finanzen, 
bes Königlichen Haufes und bes. Innern gemeinfhaftlih die Iuftruction vom 
22. März 1844. (Centre. Bl. 1844. p. 72.), welche die näheren Anweifungen 
über das von den Grefutoren bei der Pfändung umb bei dem weiten DBerlaufe 
ber Erecutionsvollſtreckungen zu beobachtende Verfahren enthält, 
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Sortfchreibungs =, Vermeffungs» und anderen Geblihren, des 

ren Einziehung durch die Steuerverwaltung erfolgt; 

3) die für Die Provinzial-Feuerſocietätskaſſe zu erhebenden Brand» 
verfiherungss Beiträge ; 

4) die indirekten Steuern, die Salzablöfungsgelber, die Blei⸗ 
und Zettelgelber, die Wege-, Brüden-, Fähr-, Waage» und 
Krahngelver, die Kanal-, Schleufen-, Schifffahrtss und Has 
fenabgaben und die Niederlagegelber; 

‚5) die von den Verwaltungs⸗Behörden innerhalb der Grenzen 
- ihrer Amtsbefugniffe ausgefprochenen Geldftrafen, Koften und 

Entſchädigungen; 

6) diejenigen öffentlichen Abgaben, welche an Gemeinen, Korpo- 

rationen, fo wie an ftändifche Kaffen zu entrichten, oder als 

Provinzialbezirks⸗- oder Gemeinelaften, oder zur Unterhaltung 

öffentlicher Anftalten aufzubringen find, als: Kommunals, 

Kirchen-, Schul- und Armenabgaben ; a 
7) die in Folge von Gemeinheitstheilungen und Ablöſungen ent: 

ftehenden, von der Generalfommilfion feftgefesten ofen und 

Gebühren; ' 

8) die Domanial- und Forftgefälle, fofern fie ohne vorgängige 
geridtlihe Klage auf Grund bioßer Zahlungsbefehle beiges 
trieben werden können;“ u | 

9) die von den Gerichten im Bezirk des Appellationsgerichts« 
Hofes zu Köln erfannten Geldftrafen und feflgefegten Koſten. 
F. 2. Das Zwangsverfahren wird von den mit der Erhe- 

"bung der Steuern oder Gefälle beauftragten Behörden oder Be⸗ 
amten angeordnet, und,unter ihrer Leitung durch die ihnen beis 
gegebenen Erefutoren oder diejenigen Beamten, deren fie ſich ale 
folcher zu bedienen haben, ausgeführt, Einer gerichtlichen Bift- 
rung oder VBolffirekbarerflärung der yon den Berwaltungsbeamten 
ausgehenden Erefutionsbefehle bedarf es überall nit, 

$. 3. Ueber die Verbinblichfeit zur Entrichtung der gefor« 
derten Abgaben und die Befugnig zur Anordnung des eingeleites 
ten Zwangsverfahreng findet der Rechtsweg, wo- er bisher zuläfftg 
war, auch ferner ftatt. 

Wegen vermeintliher Mängel des Berfahrens, diefelben 
mögen bie Form ber Anordnung, oder bie ver Ausführung, oder 
die Frage, ob die abgepfändeten Sachen zu den pfänbbaren gehö⸗ 
ren? betreffen, tft Dagegen nur bie. Beſchwerde bei ber vorgeſetz⸗ 
ten Dienftbehörbe des Beamten zuläffig, deffen Verfahren anges 
fochten wird, - 

. 4 Die Exekutoren müffen bei ihren amtlichen Verrich— 
tungen den empfangenen fehriftlihen Auftrag bei fich. führen, und 
dem Schuldner auf Verlangen vorzeigen, | 
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Idhre amtlichen Berbandlungen und Anzeigen haben in fd weit, 
als fie fih auf bie ihnen übertragene Einziehung ber Gefälle 
beziehen, bis zum Beweiſe des Gegentheild vollen Glauben. 

5. Die Einleitung des Zwangsverfahreng kann fofort 
nah Ablauf der gefeglich feftftehenden oder den Schuldnern bes 
fonders befannt gemachten Zahlungs-Termine Statt finden, 

S. 6. An denjenigen Tagen, an welchen nad gefeglicher 
Borfehrift Amtshandlungen der Behörben und einzelner Beamten 
nicht vorgenommen werden follen, barf Feine Exekution vollſtreckt 
werben, eben fowenig gegen Juden am Sabbath und an jüdifchen 
Feſttagen. 

Während der Saats und Erntezeit und der Weinleſe dür⸗ 
fen gegen Perfonen, welche fih mit der Landwirthfchaft oder dem 
Weinbau befhäftigen, Erefutionen nur, wenn Gefahr im Verzuge 
tft, eingeleitet, fortgefegt und ausgeführt werben. 

Für die Saat werden im Frühjahre oder Herbft jedesmal 
vierzehn Tage, für die Ernte vier Wochen in derjenigen Jahres⸗ 
zeit, in welcher nach ber Dertlichfeit Saat und Ernte hauptſäch⸗ 
lich zu fallen pflegen, freigelaffen. 

. 67. Bei der Exekutionsvollſtreckung gegen aktive Militair⸗ 
perfonen und penftonirte Offiziere find bie über die vorherige 
Benachrichtigung der Tompetenten Militairbehörde und über bie 
Exekutionsvollſtreckung in Kafernen oder anderen zu bemfelben 
Zweck beſtimmten Dienftgebäuden beftehenden allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten zu beobachten. 


Mahnung und Erefutionsanfündigung. 


5. 8. Bor Bolfftredung feber Erefution muß jeder Schuld⸗ 
ner durch einen von dem mit ber Erhebung beauftragten Beam⸗ 
ten auszufertigenden und von dem Ereefutor auszugebenden Mahn⸗ 
zeitel aufgefordert werden, die darin fpeziell verzeichneten Rüde 
fände binnen 8 Tagen einzuzahlen, widrigenfalls zur Pfändung 
oder zu andern zuläffigen Zwangsmitteln werde gefhritten werben. 

6. 9. Zu diefem Behuf werden dem Erefutor die ausgefer- 
tigten Mahnzettel nebft einem mit der fchriftlihen Anweifung zur 
Mahnung verfehenen und von bem betreffenden. Kaflenbeamten 
vollzogenen Berzeichniffe der anzumahnenden Schuldner und ihrer 
Rüdftände (Reftenverzeichniffe) übergeben. Der Erefutor muß 
jeden Mahnzetiel dem Schuldner ſelbſt oder einem erwachfenen 
Familiengliede ober Hausgenoffen deffelben behändigen, und wie 
ſolches geicheben, unter Angabe des Namens besjenigen, dem ber 
Zettel zugeftellt worden, und des Tages der Behändigung in dem 
Mahnzettel und dem Neftverzeichniffe beſcheinigen. 

Eine Ausnahme yon biefer Regel findet nur a Anfehung 
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derjenigen Mahnzettel flatt, deren Annahme verweigert wird, ober 
wegen Abwefenheit der vorgedachten Perfonen nicht bewirft wer 
ben fann. Der Erefutor muß diefe Mahnzettel dem Ortsvor⸗ 
ftande übergeben, und ber leßtere über deren Empfang in bem 
Reftenverzeichniffe quittiren, demnächſt aber für die Zuftelung der⸗ 
felben an dem Schuldner ungefäumt forgen, Die achttägige Frift 
wird in diefem Sale von dem Tage gerechnet, an weldem der 
Ortsvorſtand Die Mahnzettel in Empfang genommen bat. 


Erefution; Verſchiedene Arten der Zwangsmittel. 


F. 10. Nah Ablauf der achttägigen Frift find, wegen” der 
alsdann noch verbliebenen Rüdftände an Abgaben und Mahnges 
bühren, die gefeslichen Zwangsmittel anzuwenden, Diefe find: 

a) die Pfändung, 

b) die Beſchlagnahme der Früchte auf dem Halme, 

c) die Befchlagnahme der ausftehenden Forderungen, 

d) die Subhaftation, 

Die Subhaftation der Grundftüde des Schuldners darf nur 
in dem Falle, wenn auf andere Weife Feine Zahlung zu erlangen 
ift, veranlaßt werden. . | " 

Die Anwendung der übrigen Zwangsmittel tft gleichzeitig 
zuläffig, in der Regel muß jedoch zunächſt die Pfändung und 
nöthigenfalls die Befhlagnahme der Früchte auf dem Halme vor⸗ 
genommen werben, | 

Pfändung. 

F. 14. Die Pfändung darf nur aufden Grund eines von dem 
Kaſſenbeamten ausgefertigten Pfändungsbefehls vorgenommen wer= 
den. Kraft deffelben iſt ver Exrefutor befugt, die im Beſitze des 
Schuldners befindlichen pfandbaren beweglichen Sachen, ingleichen 
die Früchte auf den von dem Schuldner benugten Grundſtücken 
in Beichlag zu nehmen. nn 

912, Bon der Pfändung find ausgefhloffen:*) ' 





°) Fire die anderem Provinzen (außer ber Rheinprovinz) beflimmt das anf 
Grund der 8. DO. vom 30. November 18%. erlafiene R. d. I. M. vom 27; 

December 1825. (Ihb. Bd. 26. p. 389. ©. Bd. 2. p. 205.):- 
daß bei exekutiviſcher Einziehung aller Arten von Abgaben und Gerichtskoſten 
ohne Ruͤckſicht auf die Zeit, in welcher die Sahlungsverbindlichkeit entflanden 
ift, dem Schuldner: Ä 
) Fi für ihn, die bei ihm Iebenden Kinder und Eltern nothwendige 

w 


e , 
2) die nothwendigen Kleivungsftüde berfelben, 
3) ein für das eigne Lebensbedürfniß unentbehrliches Städ Milchvich bes 
Iaffen werben follen. . 


a) 


b) 


8) 


h) 


a) 


b) 
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bie für den Schuloner, feine Ehefrau und feine bei ihm 
lebenden Kinder und Eltern nach ihrem Stande unentbehr- 
lichen Betten, Kleivungsftüde und Leibwäfche, fo wie bag zur 
Wirthſchaft unentbehrlihe Haus- und Küchengeräth: 

eine Milchfuh, oder in deren Ermangelung zwei Ziegen nebft 
dem zum Unterhalt und zur Streu der freizulafienden Thiere 
erforderlichen Zutter und Stroh für einen Monat; 

der einmonatlihe Bedarf an Brod, Getraide, Mehl und 
anderen nothwendigen Lebensbedürfniffen für ten Schuldner 
und feine Familie; 

ein zum Heizen und Kochen beftimmte? eiferner Ofen; 

bei Künftlern und Handwerfern und Tagelöhnern die zur 
Fortfegung ihrer Kunft, ihre Gewerbes und ihrer Handar⸗ 
beiten erforderlichen Werkzeuge und anderen Gegenjtände mit 
der in dem Gewerbefteuergefeg vom 30. Mai 1820. 6. 35, 
vorgefchriebenen Maßgabe; 

bie Bücher, welche fi auf das Gewerbe des Gepfändeten 
beziehen, fo wie die Mafchinen uud Inftrumente, welche 
zum Unterricht oder zur Ausübung einer Wiffenfchaft und 
Kunft gehören, bis zu einem Werthe von 80 Thalern und 
nach der Wahl des Gepfänbeten; 

bei Perfonen, welche Landwirthfchaft oder den Weinbau bes 
treiben, das hierzu nöthige Geräthe, Vieh und Feldinventa⸗ 
rium, ber nöthige Dünger, fo wie das bis zur nädhften 
Ernte erforberlihe Saat= und Zutter-Getraide; 

bei Militair= und Civilbeamten die zur Verwaltung ihres 
Dienftes erforderlihen Gegenftände, ingleichen anftänbige 
Kleider und Wäfche, welche auch den penfionirten Beamten 
und Militairperfonen zu belaffen find: . 
das Mobiliar dienſtthuender Offiziere, Unteroffiziere und Sol⸗ 
baten, welches fih an dem Garnifonorte derſelben befindet, 
ingleihen das Mobiliar der mit Penfion zur Dispofition ge⸗ 
ftellten Offiziere, welches fih an dem Orte befindet, der ihnen 
zum Genuß des Servifes angewiefen ift, fofern fie fih ba- 
ſelbſt aufhalten. Geldwerthe Papiere, baares Geld, Schau⸗ 
münzen, Juwelen und Kleinodien ſind von der Pfändung 
nicht ausgenommen. 

F. 13. Gegen die Pfändung kann ſich der Schuldner nur 


(hüten, wenn derſelbe entweder: 


bie vollftändige Berichtigung der beigutreibenden Summe 

durch Quittungen oder Vorlegung eines Poſtſcheins ſofort 

nachweiſt, oder 

ee Sriftbewilligung ber fompetenten Behörde vorzeigt, ober 
er . 


2* 
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c) zur Abführung der beizutreibenden Summe und Bezahlung 
ber Erefutiongfoften fogleich bereit und im Stande iſt. 

Sn diefem Testen Falle, fo wie in dem Falle, wenn der 
Schuldner einen Theil feiner Schuld fofort abtragen will; muß 
die abzuführende Summe in Gegenwart bes Exekutors verpadt 
und unter ber Adreſſe des Erhebungsbeamten zur Poſt befördert, 
oder dem Ortsvorſtande zur weitern Beförderung übergeben werben. 

An den Erefutor dürfen Feine Zahlungen, felbft nicht für 
Erefutionsfoften, geleiftet werden; die Schuldner haben dasjenige, 
was an diefen gezahlt ift, bei etwaiger Unterfehlagung. noch ein⸗ 
mal zu entridten. | 


$. 14. Die Pfändung felbft wird in der Art bewirkt, dag 


ber Erefutor von den vorhandenen pfandbaren Gegenftänden einen 
zur Dedung der beizutreibenden Summe und ber Exefutiongfoften 
nach feinem Ermeſſen binreihenden Betrag in Beſchlag nimmt 


und fiherftellt, und zwar zunächſt Diejenigen Gegenftände, weldhe 


am leichteften veräußert und transportirt werben fünnen. 

Der Schuldner ift, nachdem ihm ber Pfändungsbefehl vor⸗ 
gelegt worden, verpflichtet, feine Effekten und Habfeligfeiten vor— 
zuzeigen, und zu dem Ende feine Wohnungs» und andern Räume, 
fo wie bie darin befindlichen Behältniffe zu öffnen. 

Auch Sahen, welde angeblich dritten Perſonen gehören, 
müffen in Ermangelung anderer taugliher Pfandftüde in Beſchlag 
genommen, und die angeblichen Eigenthümer mit ihrem Anſpruch 
an die Behörde, „von weldher der Pfändungsbefehl ausgegangen 
tft, verwiefen werben. 

F. 15. Sachen, welche auf das Anbringen anderer Gläu- 
biger bereits gepfändet worben, find nur in Ermangelung anderer 
taugliher Pfandſtücke durch Anlegung eined Superarrefted mit 
Beſchlag zu belegen. Dies gefhieht in der Art, daß der Erelus 
tor den etwa angelegten Siegeln fein Amtefiegel beifügt, oder 
aber dem Schulpner oder bem beſtellten VBerwahrer eröffnet, daß 
die Pfandftüde für die Behörde, von ber er. feinen Auftrag er= 
bakten, gleichfalls in Beichlag genommen feien.- u 

Den Gläubigern, auf deren Antrag die früheren Pfändun⸗ 
gen Statt gefunden haben, ift Abjchrift des über die Anlegung 
des Superarreftes aufgenommenen Protokolls mit ber Aufforde= 
zung zusuftellen, binnen vierzehn Tagen den Verfauf zu veran⸗ 
Yaffen. Nach Ablauf diefer Friſt kann der Berfauf von ber Be— 
hörde, die ben Superarreft hat anlegen laſſen, angeorbnet werben, 
ohne a es einer weiteren Benachrichtigung jener Gläubiger 
bedarf. 

Die Freigebung der Pfandflüde, auf welche ein Superarreft 
angelegt ift, fo wie bie Auszahlung bes dafür gelöften Kaufgele 
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des darf nur mit Genehmigung ber Behörde, in beren Auftrag 

der Superarreft angelegt worben ift, erfolgen. 

$. 16. Bei der Pfändung ift die Zuziehung des Orisvor⸗ 
Randes, eines ober mehrerer Gemeines oder Polizeibeamten, ober 
zweier unbefcholtener Männer nur dann erforderlich: 

a) wenn der Schuldner zu der Zeit, da die Pfändung vorge⸗ 
nommen werben fol, fi entfernt hat, 

b) wenn ben Anorbnungen des Erefutors wegen Deffnung der 
Wohnungsränme ꝛc. feine Folge gegeben, oder ihm thätlicher 
Widerſtand geleitet wird. 

In Gegenwart ber obgedachten Perfonen Tann die Pfändung 
nöthigenfalls mit Gewalt vorgenommen werben. Sf der Wider⸗ 
fand auch auf biefem Wege nicht zu befeitigen, fo muß ber Ere- 
futor davon ber Behörde, in deren Auftrage er handelte, Anzeige 
machen, dieſe aber das Erforderliche wegen der dem Exekutor 
zu gewährenden Hülfe nad) den hierüber beftehenden Gefesen 
veranlaffen, | . 

6. 17. Abgepfändete baare Gelder und auf jeden Inhaber 
lautende Papiere müfjen, wenn die Kaffe fih nicht amOrte ſelbſt 
befindet, von dem Erefutor m Gegenwart ded Schuldners, oder 
ber bei der Pfändung zugezogenen Perfonen verpadt und unter 
der Adrefle des Kaflenbeamten zur Poſt befördert oder dem Orts⸗ 
vorftanbe, ber zur Annahme und weitern Beförderung verpflich⸗ 
tet ift, übergeben werben, 

Andere Gegenftände find bis zu deren Berfteigerung dem 
Schuldner gegen das Berfprechen, für deren Aufbewahrung zu 
forgen, und unter Berweifung auf die Strafen ber Bereitelung 
ver Pfändung zu belaflen. 

Nur bei Unzuverläffigfeit des Schuldners find die gepfändes 
tn Sachen einem zahlungsfähigen Gemeinemitgliede oder dem 
Drtsporflande zur Aufbewahrung zu übergeben. 

Werben Sachen, deren Benugung ohne Verbraud nicht 
möglich ift, nad flattgefundener Pfändung in der Wohnung des 
Schuldners belaffen, fo find folche, foweit ed nad den Umſtän⸗ 
den gefchehen kann, gegen fernere Benugung Seitens des Schulds 
ners durch Verfchliegung und Berfiegelung ſicher zu ftellen. 

6. 18. Ueber den Hergang bei der Pfändung muß ber 
Erefutor an Drt und Stelle eine Verhandlung aufnehmen, und 
ſolche nicht nur felbft unterfchreiben, fondern auch von dem Schuld« 
ner ober beffen Stellvertreter und allen bei der Pfändung zuges 
zogenen Perfonen unterfchreiben Iaffen, ober aber den Grund ber 
fehlenden Unterfhriften vermerken. 

Der Erefutor muß zugleih dem Schuldner nochmals zur 
Zahlung der Rüdftände mit dem Bebeuten auffordein, Daß, wenn 
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folge .nicht geleiftet werben follte, an dem von ihm fofort zu bes 
flimmenden Tage zum Berfaufe der Pfandftüde gefrhritten werden 
würde. 

Dem Schuldner, fowie demjenigen, dem bie gepfändeten 
Sachen etwa in Berwahrung gegeben find, ift von dem Erefutor 
fofort eine Abfehrift des Pfändungsprotofolls mitzutheilen und, 
wie ſolches gefchehen, in biefem zu bemerken, 

Die Aufnahme einer Verhandlung ift auch dann erforderlich, 
wenn bei dem Schuldner Feine pfändbare Gegenftände vorgefuns 
den find, 

$. 19. Handlungen, durch welche eine im Berwaltungswege 
bewirkte Pfändung beweglicher Sachen vereitelt wird, fol eben 
fo befiraft werben, wie Diejenigen, durch welche eine gerichtliche 
Pfändung vereitelt wird. 


Berfauf der abgepfändeten Saden. 


$. 20. Nach Ablauf einer vom Tage ber vollzogenen Pfändung 
an zu rechnenden vierzehntägigen Frift ift, wenn inzwifchen Teine 
Zahlung erfolgt, und Feine Eigenthumsanfprüde Dritter rechts⸗ 
zeitig angemeldet und befcheinigt worden find, ber öffentliche Ver⸗ 
kauf der abgepfändeten Sachen von dem Erhebungsbeamten durch 
eine unter das Pfändungsprotokoll zu fegende fohriftlihe Verfü— 
gung an dem in dem Protofolle fchon beflimmten Termine ans 
zuordnen. Die Anordnung eines frühern Berfaufstermins tft 
aud ohne Einwilligung des Schuldners zuläffig, wenn Die abge- 
pfändeten Sachen bem Verderben unterworfen find, oder in der 
Behauſung des Schuldners wegen beffen Unzuverläffigfeit nicht 
belafjen, anderweitig aber nur gegen unverhältnißmäßig hobe 
Koften untergebracht werben können. 

$. 21. Dritte Perfonen, welche auf die abgepfändeten 
Sachen Eigenthums⸗Anſprüche machen, müffen diefe, ohne Unter: 
fohied, ob fie bei der Pfändung angemeldet worben find oder 
nit, binnen acht Tagen nach Bekanntmachung des Berfaufster, 
mins bei der -Behörde, von welder die Pfändung angeordnet 
worden, unter Borlegung der Angabe oder Titel, worauf fie 
2: gründen, nachweiſen, wibrigenfall$ der Verkauf der Saden 
erfolgt. 

Bei rechtzeitiger Anmeldung der Eigenthbumsanfprüde iſt 
nah Befinden der Umftände die Freigebung der Sachen zu vers 
anlaffen, oder der angeblihe Eigenthümer durdy eine fehriftlidhe 
Verfügung zum Rechtswege zu verweifen. In dem letztern Falle 
muß die Anmeldung der Klage drei Wochen nah der Zuflellung 
der Verfügung nachgewiefen werden, wibrigenfalis mit dem Ver⸗ 
fauf der Sachen vorgefchritten wird. 
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$. 22. Wird gegen eine, nach gegenwärtiger : Berorbnung 
eingeleitete Mobiliar-Erefution von Seiten des Schuldners, ſo— 
weit es nach $. 3, zuläflig if, ober von Seiten eines Dritten, 
im Salle des $. 21, der Rechtsweg ergriffen, fo haben barüber 
im Bezirke des Ober» Appellationsgerichtöhofes zu Cöln, nad 
Maßgabe der SS. 1., 5. und 6. der Verordnung vom 11. Mat 
d. I. (Gefeg-Sammlung S. 182.) die Friedensgerichte zu er. 
fennen, wenn ber Streitgegenftand die Summe von Kinhundert 
Thalern nicht überfteigt, 

$. 23. Sollten andere Gläubiger des Schuldners ein Vor— 
zugsrecht vor der öffentlichen Kaffe, in deren Intereſſe die Pfänz 
dung geſchehen ift, behaupten, fo darf ber Verkauf ber abgepfän- 
beten Sachen bieferhalb niemals ausgefest, ven Gläubigern muß 
vielmehr überlaffen werben, ihr vermeintliches Vorrecht auf das 
Kaufgeld geltend zu machen. 

-Eben fo müffen dann, wenn bie auf Andringen anderer 
Gläubiger gepfändeten Sachen auf Antrag dieſer Gläubiger ver- 
lauft worden find, die beftrittenen Vorrechte der öffentlichen Kaffe 
für die rückſtändigen Abgaben und Gefälle auf das Kaufgeld gel- 
tend gemacht werben, | 

Die Entfheidung gebührt jedoch in dieſen Fällen, innerhalb 
bed Bereiches des Dber - Apellationggerichtehofs zu Cöln, den 
Landgerichten ohne Rüdficht auf bie Höhe des Betrages. | 

$. 24. Die Abhaltung des Verkaufes muß durch den Exe⸗ 
fntor auf dem Marltplage oder an einem andern Hffentlichen 
Drte der Gemeine, wo bie Pfändung Statt gefunden, gejcheben. 
Es bleibt jedoch dem Beamten, welder die Einleitung des Zwang- 
verfahrens angeorbnet hat, unbenommen, ben Erefutor bei Dem 
Berfaufe, fo wie bei ber Pfändung, zu beauffichtigen und zu Yeiten, 
und deshalb bei Diefem Erefutionsaft gegenwärtig zu fein. 

Es können dem Erefutor zu biefem Zwede auch andere 
Beamte beigegeben werben, 

Verſpricht der Berfauf an einem benachbarten Orte eine 
vortheilhaftere Verfilberung der Pfandſtücke, ohne Die Transporte 
koſten unverhältnißmäßig zu vermehren, fo iſt dieſer anzuordnen. 

Der Berfauf in der Behaufung des Schuldners ift nur 
dann nachzugeben, wenn nicht ohne Verwendung bedeutender 
Koften der Berfauf anderswo auszuführen ift, 

6. 25. Der Berfaufstermin muß, mit Ausnahme des im 
6. 20. gedachten Falls, fpäteftens acht Tage vorher durch Aus: 
ruf oder Anſchläge öffentlich befannt gemacht werben. Erſterer 
fann fpäter noch wiederholt werben. 

Haben die in demfelden Termin zu verfteigernden Gegenftände 
zufammen einen Werth von mindeftend funfzig Thalern, fo muß die 
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Befanntmahung auch durch die Öffentlichen Blätter des Orts, wo 
ber Verkauf Statt finden fol, oder, wenn bafeldft feine folche 
Blätter erfcheinen, durch die eines zunächſt belegenen Ortes erfolgen. 
Noch andere Arten ber Befanntmahung, als Die vorgefchriebenen, 
können veranlaßt werben, wenn die Behörde, welche das Zwangs- 
verfahren betreibt, folhe angemeffen findet, ober der Schuldner 
rechtzeitig darauf anträgt und die erforberlichen Koften bezahlt. 
Kann der Verkauf nit in dem, im Pfändungsprotofolle anbe- 
raumten Termine abgehalten werben, fo iſt der anderweitige Vers 
faufstermin dem Schuldner und dem Verwahrer ber abgepfände- 
ten Sachen befonders befannt zu machen, 

$. 26. Bei der BVerfteigerung werben bie Pfandſtücke, ſo⸗ 
weit es thunlich ift, in ber Negel einzeln ausgeboten und nad 
breimaligem Ausruf dem Meiftbietenden zugefchlagen. Die zuges 
Schlagenen Pfandflüde dürfen nur gegen baare Bezahlung verabs 
folgt werben und müffen, wenn ſolche vor dem Schluffe Des Termins 
nicht erfolgt, anderweitig ausgeboten werden. Auf den etiwanigen 
Mehrbetrag des demnächſt erzielten Meiftgebots hat der erfte Käu⸗ 
fer Leinen Anſpruch. Derfelbe haftet dagegen für den Ausfall, 
welcher von ihm für Rechnung der das Zwangsverfahren betrei- 
benden Kaffe fofort durch Erefution nach Borfchrift dieſer Ord— 
nung beigetrieben werden Fann. 

Der Orisvorſtand oder ein von biefem bezeichneter Gemeine⸗ 
oder Polizeibeamter muß dem Verkaufe beimohnen. 

Diefer Beamte fowohl, ald derjenige, auf deſſen Betreiben 
das Zwangsverfahren angeordnet if, und ber Erefutor bürfen 
auf die zu verfteigernden Gegenftände weder felbft mitbieten, noch 
durch Andere für fich mitbieten laſſen, 

$. 27. Die Berfteigerung muß eingeftellt und die noch uns 
verfauften Pfand-Stüde müffen dem Schuldner zurüdigegeben wers 
den, fobald bie eingegangenen Kaufgelver bie für die beizutreis 
bende Schuld und für fämmslihe Koften hinreichende Dedung 
gewähren, ober die fehlende Summe baar eingezahlt wird. 

Gewährt die Auftionslofung Feine hinreichende Dedung, fo 
fann die Fortfegung des Erefutionsverfahrens dadurch abgewen⸗ 
bet werben, daß vor Ablauf bes Verfaufsterming eine hinreichende 
Zahl nicht abgepfändeter Sachen übergeben wird, um folche gleich— 
falls öffentlich auszubieten. .. 

Der Erefutor, welcher den Verkaufstermin abhalt, iſt zur 
Annahme aller Gelder, welche aus der VBerfteigerung eingeben, 
oder an demfelben Tage auf die Rückſtände angeboten werben, 
befugt, muß aber, wenn die Kaffe, wofür das Zwangsverfahren 
ftattgefunden, nicht am Orte ift und deshalb die Ablieferung an 
diefe nicht fofort erfolgen kann, diefelben in Gegenwart bes Schuld- 
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ners ober der bei dem Berfaufe zugezogenen Perfonen verpaden und 


unter der Adreffe des Kaffenbeamten zur Poſt befürbein ober 
dem Ortsvorftande zur weitern Beförderung übergeben. 

F. 28. Ueber den Hergang ber Verfteigerung muß von den 
Beamten, weldhe dabei mitgewirkt haben, eine Verhandlung aufs 
genommen, und ſolche au dem Schuldner, wenn berfelbe gegen» 
wärtig gewefen iſt, zur Unterfehrift vorgelegt werben. 

$. 29. Späteftens binnen acht Tagen nad der Berfteiges 
sung muß der Kaffenbeamte dem Schuldner eine Nachweiſung 
über die Verwendung der Auftionslofung, nebft einer Abfchrift 
der ©. 28. gedachten Verhandlung und dem etwaigen Ueberſchuß 
des eingegangenen Geldes durch den Erefutor zuftellen laſſen. 
Iſt die Auftionslofung unzureichend, fo ift dem Schulpner zugleich 
die Fortfegung des Erefutionsverfahrens mit dem Bedeuten anzus 
fündigen, daß bei unterbleibender Berichtigung des Rüdftandes, nad 
Ablauf von acht Tagen, zu einer abermaligen Pfändung ober zu ans 
dern Zwangsmitteln gefchritten werben würde, 

$. 30. Bon den 68. 20 bis 27. aufgeftellten Regeln fin- 
den nachitehende Ausnahmen ftatt: 

a) Geldwerthe, auf jeven Inhaber lautende Papiere find, wenn 
nicht binnen act Tagen nach der Befchlagnahme Eigenthums⸗ 

anſprüche von Dritten angemeldet worden find, an die Res 

gierungs-Hauptfaffe zur- Verfilberung einzufenden. 

b) Ausgedroſchenes Getreibe, Heu, Lebensmittel und andere Ge- 
genftände, welde einen gemeinen Marktverkehr haben, kön⸗ 
nen mit Zuflimmung des Schuldners, ohne vorherige Vers 
fteigerung und Bekanntmachung an Ort und Stelle, für den 
Vegten Marktpreis verkauft, ober aber, wo möglich mit dem 
Gefpann des Schuldners, auf den nächſten Markt gefahren 
und daſelbſt verfifbert werden. 

c) Goldene und filberne Geräthe dürfen nicht unter ihrem Gold— 
oder Silberwerthe zugefchlagen werben, Kleinobien und Kunft- 
fachen nicht unter dem Preife, zu welchem fie von Kunfiver- 
ſtändigen abgefhägt find. Diefe Gegenfländige find erfor- 
derlichenfall® zur Berfteigerimg nach dem Hauptorte des Res 
gierungsbezirks zu verfenden. 


Beihlagnahme der Früchte auf dem Halm. 


F. 31. Früchte auf dem Halm dürfen nur in ben letzten 
ſechs Mochen vor der gewöhnlichen Reife, und nur dann in Be- 
fhlag genommen werben, wenn fich Feine andere taugliche und 
ſicher aufzubervahrende Pfanpftüde vorfinden. Ein Drittel der 
— jeder Fruchtgattung iſt von der Beſchlagnahme frei zu 
aſſen. 
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Bon der beabfichtigten Beſchlagnahme muß dem Schuldner 
ober feinen Angehörigen mit der Aufforderung, dabei gegenwärtig 
zu fein, Nachricht gegeben werben. Die Beihlagnahme wirb 
demnächſt in der Art vollzogen, daß ber Erefutor bie Felder, auf 
welchen die abzupfändenden Früchte fiehen, der Obhut des Ge⸗ 
meine-Feldhüters oder eines andern Wächters überweifet, und 
über den Hergang eine Berhandlung aufnimmt, von welder dem 
Feldhüter oder Wächter, fo wie dem Schuldner, Abjchrift zu er⸗ 
theilen iſt. | 

Im Uebrigen kommen bie Borfehriften 88. 141 bis 28, zur 
Anwendung. 


Befhlagnahme ausficehender Forderungen des 
Ä Schuldners, 


$. 32. Die Beſchlagnahme ausftehender von dem Arrefte 
gefeglich nicht befreiter Forderungen, oder bei einem Dritten bes 
findliher Sachen des Schuldners erfolgt, mit ber Wirkung einer 
gerichtlichen Befchlagnahme, ohne daß es einer Erflärung über 
die Gültigfeit des Arreftes bedarf, durch eine ſchriftliche Verfü— 
gung bes betreffenden Kaffenbeamten, durch welche der Dritte zur 
Einzahlung der fehuldigen Summe an bie Kaffe oder Aushänbis 
gung der ſchuldigen Sachen an den Exekutor zum Zwed bes öf⸗ 
fentlihen Verkaufs angewiefen wird, Der Schuldner mug von 
der Beſchlagnahme durch Zuftellung einer Abjchrift der Verfügung 
und des darüber aufgenommenen Zuftellungsvermerfes mit der 
Aufforderung benachrichtigt werden, bie über bie Schuld vorhan⸗ 
denen Urkunden, bei Vermeidung der zuläffigen Zwangsmittel, 
dem Erefutor auszuantworten. Die Zuftellung der Befchlagnahme- 
verfügung und die Benachrichtigung des Schuldners muß durch 
ven Erefutor bewirkt und, wie ſolches geſchehen, von biefem auf 
dem Konzepte jener Verfügung befcheinigt werben. 

Die Handlungen, welche der Dritte nah Empfang der bie 
Beſchlagnahme anorbnenden Verfügung in Anfehung der mit Be— 
Schlag belegten Summen oder Sachen zum Nachtheil der Kaffe 
yornimmt, werben in Bezug auf die letztere bergeftalt als nicht 
gefcheben angefehen, daß ber Dritte zur Zahlung der fchulbigen 
Summe und Auslieferung ber ſchuldigen Sachen oder ihres Werths 
der Kaffe verpflichtet bleibt. Der Schuldner muß Dagegen nit 
nur jede in Folge der Befchlagnahme zum Beſten jener Kaffe 
geleiftete Zahlung oder gefchehene Auslieferung anerfennen, fon- 
dern fih auch aller Ceſſion, Berpfändung oder anderweiten Dies 
pofition über die in Bejchlag genommenen Summen oder Sachen 
enthalten, 


27 


. Bei verweigerter Zahlung oder Ausantwortung der in Be, 
Ihlag genommenen Summen oder Sachen, ijt der betreffende 
Kaffenbeamte durch eine Verfügung der Regierung oder bes Pro- 
vinzialsSteuerbireftord zur Klage gegen den Dritten zu ermäch— 
tigen. Diefe Ermächtigung vertritt die Stelle einer Seitens bed 
Schuldners ertheilten Anweifung und Vollmacht zur Klage; ber 
Kaffenbeamte muß jedoch den Schuldner zur Theilnahme an dem 
zu führenden Prozeffe gerichtlich auffordern Yaffen. 

. 33. Befteht die Forderung bes Schuldners in Renten, 
deren Öffentliche Verfteigerung zuläffig if, fo kann der Kaffenbe- 
amte auf den Grund einer befondern Ermächtigung ber Regierung 
oder des Provinzial-Steuerdireftors die Verfteigerung der Renten 
in der bafür gefeglih vorgefehriebenen Form in Antrag bringen. 

$..34. Die Beichlaguahme von Befoldungen und Penfionen 
erfolgt durch ein. auf Innebehaltung und Abführung des fehulbi- 
gen Betrages gerichteted Requifitionsfchreiben des Beamten, zu 
befien Empfang die Rüdftände gehören, an diejenige Kaffe oder 
Behörde, bei welcher die Befoldung oder Penfion zu erheben iſt. 
Bon dem Requifitionsfchreiben, welches die Wirfung einer gericht- 
lichen Beſchlagnahme hat, mug dem Schuldner Nachricht gegeben 
werben, 


Subhafation der Grundftüde. 


8.35. Die Subhaftation von Grundftüden des Schuldners ift 
nur mit höherer Genehmigung zuläffig, und muß alsbaun bei 
dem fompetenten Gericht in Antrag gebracht werben, 


Erefution gegen Forenſen. 


$. 36. Zwangsmaßregeln, welche in einem andern Ems» 
pfangsbezirfe zur Ausführung gebracht werben müflen, als dem⸗ 
jenigen, in welchem die Zahlung zu entrichten ift, find durch Ne: 
quifition bes für jenen Bezirk beftellten Empfängers zu bewirken. 


Koften bed Erefutionsverfahrens, 


$. 37. Die Koften des Exefutionsverfahrend find nad dem 

angehängten Tarif unter Berüdfichtigung der nachſtehenden nähe» 

ven Beſtimmungen zu liquidiren: | 

a) Die Gebührenfolonne wird durch den Gefammtbetrag ber 
Abgabenrefte und rüdftändigen Koften beftimmt, auf welde 
die betreffende Verfügung lautet. 

b) Nah dem Beginnen eines Erefutiondaftes müſſen, fofern 
in dem Tarife felbft nicht ein. Anderes beftimmt iſt, Die 
vollen Gebühren bezahlt werben, wenn gleich derſelbe wegen 
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inzwifchen eingetretener Zahlung. Ausftandebewilligung, ober 
aus anderen Gründen nicht zur Ausführung gelommen iſt. 
c) Die Crefutionsgebühren müffen, aud wenn ber ‚Erefutor 
mehrere Erefutionsafte in berfelben Gemeine zu gleicher Zeit 
vorgenommen hat, von jedem Schuldner befonderd entrichtet 
werben. Die Koften für die Öffentliche Bekanntmachung und 
den Berfauf der abgepfändeten Sachen werben jedoch, wenn 
mehrere Maffen zufammen genommen worden, nur einmal 
nad der Gefammtfumme entrichtet und unter die betheiligten 
Schuldner nad Verhältniß des aus jeder Maſſe gewonnenen 
Erlöſes vertheilt. 
Bei Bertheilung der Transportfoften und anderer baarer 
Auslagen, welde mehrere Schuldner gemeinfhaftlih zu 
tragen haben, muß der dad Zwangsverfahren betreibende 
Kaffenbeamte auf den Werth der Gegenftände, ihren Um⸗ 
fang, ihre Schwere und die fonft obwaltenden Umftände 
billige Rückſicht nehmen. 
$. 38. Die Gebühren des Erefutsrs und alle andere Eres 
futionsfoften werden von dem das Verfahren betreibenden Kaffen- 
beamten aus den durd den Verkauf der verpfändeten Saden 
oder andermweit eingehenden Geldern ‚gezahlt. Bei Unzuläng oe 
feit diefer Gelder werden aus benfelben zunächft die Gebühren 
des Erefutors berichtigt, die übrigen Erefutionsfoften aber, foweit 
fie nicht gedeckt werben, auf die dazu geeigneten Öffentlichen Fonds 
übernommen oder von derjenigen Behörde eingezogen, für welde 
die Erefution Statt gefunden hat. 
F. 39. Alle bisherige Vorſchriften Über Gegenftände dieſer 
Verordnung werben hierburd aufgehoben. 
640, Die zur Ausführung gegenwärtiger Berorbnung 
erforderlichen Anordnungen haben bie betheiligten Minifterien ger 
meinſchaftlich zu erlaffen. 
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@rzekutionsgebähren - Tarif. 


bie 1 bie] S bis | uber 
I RtHL|5 Rthl. 50Rih. SO Rihl. 


— f Ss Af. Ss v ihi eg vᷣr. 
A. Gebühren des Erelutors. | FSE HT Ss. Pfithl. Ge 


1) Für die Mahnung. „ . . » 

2) Für die Pfändung und Sicherftel- 
fung der gepfändeten Sachen, fo- 
wie für die Anlegung eines Su— 
perarreiteg + + ‘ + v + ® 

Sn bem ©. 13. gedachten Falle 
werden, wenn es gu Feiner Pfand- 
ziebung kommt, nur bie halben 
Gebühren entrichtet. Diefelben 
—2 paſſiren für Die Freige- 
bung abgepfändeter Sachen, fofern 
biefelbe nicht bei Gelegenheit eines 
anderen Erefutionsafts vorgenom⸗ 
men wird. 

3) Für die Anfertigung und Anhef- 
tung der Anfchläge, fowie für Ber 
wirfung Des Ausrufs... 

4) Für die Verfleigerung . . . 

Kommt 28 gar nicht zum Verkauf, 
fo paffiren, wenn der Steuerdiener 
ſich dieſerhalb an den Ort des 
Verkaufs begeben hat, die halben 
Gebühren. 

5) Für die Zuftellung eines Zahlungs- 
befehl8 an den Schuldner des Ab 
gabenpflichtigen und die Benadh- 
richtigung des Legteren, fowie flir 
jede fonftige Zuftelung . . . 

6) Für jede Abſchrift von einem Pfän⸗ 
dungs⸗, Auftions = oder. anderen 
Protokoll © + 6 “ + * — % 


B. Andere Koften, 


7) Gebühren ber bei einer Pfändung 
zugegögenen Zeugen . . . « 

8) Gebühren des Aufbewahrers yon 
MobiliarsEffekten, täglich . . 

I) Gebühren des Hüters von Früch⸗ 
ten auf dem Halme, täglih. . 





3 


Zu 8. und 9. werden, wenn bie Aufbewahrung ober Obhut laͤnger 
als acht Tage dauert, von dem Iten Tage an nur die halben Ge- 
bühren bewilligt. 

"Die Gebühren können dagegen, wenn mehr als zehn zerſtreut lie⸗ 
gende Parzellen zu beauffihtigen find, um die Hälfte, und wenn 
mehr als zwanzig zerfireut Tiegende Parzellen zu beauffichtigen 
find, um das Doppelte erhöht werben. 


Gefet vom 18. Juni 1840 


über die Verjährungsfriften bei öffentlichen Abgaben. 
co S. 1840. p. 140.) gaben. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. verordnen über die Verjährungsfriſten bei öffent⸗ 
lichen Abgaben, worüber im Geſetz vom 31. März 1838. (Ge— 
fesfammlung ©. 250.) eine befondere Verordnung vorbehalten 
worben ift, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nach 
erfordertem Gutachten Unferes Staatsrathe, für den ganzen IUm- 
fang Unferer Monarchie, wie folgt; 


A. Landesherrliche Abgaben, 


I. Reklamationen: 
a. birefte Steuern, 


F. 1. Reklamationen gegen direkte Steuern, namentlich gegen 
Abgaben, welche nach den Etats, Kataftern oder Jahresheberollen 
als Grundfteuer durch Ortserheber oder unmittelbar durch Unfere 
Kaffen von den Steuerpflichtigen erhoben werben, ingleidhen ge— 
gen bie Klaffen« und Gewerbefleuer, jo wie gegen diejenigen Abs 
gaben, welche in- Folge des 5. 11. des allgemeinen Abgabenges 
feges vom 30, Mat 1820, als auf einem fpeziellen Erhebungs- 
titel beruhend, zu entrichten find, müſſen ohne Unterfchien, ob fie 
auf Ermäßigung oder auf gänzliche Befreiung gerichtet find, 
Binnen drei Monaten vom Tage der Bekanntmachung der Hebe= 
rolle, ober wenn die Steuer im Taufe des Jahres auferlegt wor⸗ 
den, binnen drei Monaten nad erfolgter Benachrichtigung von 
deren Betrage, oder endlich, im Falle eine periodifche Beranla« 
gung und Anfertigung von Heberollen nicht flattfindet, binnen 
den erften drei Monaten jedes Zahres, bei der Behörde anges 
bracht werben, 

Wird diefe Friſt verfäumt, fo erlifht der Anſpruch auf 


42 Pr Fr 





- ' 31 


Steuer-Frmäßigung oder Befreiung, fo wie auf Nüderfkattung, 
fir das laufende Kalenderjahr, 

Iſt die Reklamation vor dem Ablaufe der Friſt angebradit, 
und wird folche begründet gefunden, ſo erfolgt Die Ermäßigung 
oder gänzliche Befreiung für das Yaufende Jahr. Für verfloffene 
Jahre wird Feine Rüdzahlung gewährt. 

Tritt eine folhe Veränderung ein, wodurch dbie- bisherige 
Steueryerpflichtung aufgehoben wird, fo muß davon ber Behörde 
Anzeige gemacht werden. Bis zu Ende des Monats, in welchem 
diefe Anzeige erfolgt, Ffann die Entrichtung der Steuer gefordert 
werben, J 

b. indirekte Steuern. 


F. 2. Auf Zurückzahlung zu viel erhobener Eingangs-, 
Ausgangs⸗ und Durchgangsabgaben, der in Folge der Zollverei⸗ 
nigungs⸗Verträge zu erhebenden Ausgleichungsabgaben, der Brannt⸗ 
wein-⸗, Braumalz⸗, Mahl- und Schlachtſteuer, der Weinmoſt⸗ 
und Tabacksſteuer, der Salzablöſungsgelder, der Blei- und Zet⸗ 
telgelder, der Weges, Brücken⸗ Fähr-, Waage- und Krahngelder, 
der Kanal-, Schleuſen⸗, Schifffahrts- und Hafenabgaben und 
der Niederlagegelder findet ein Anſpruch nur flatt, wenn derſelbe 
binnen Jahresfrif, vom Tage ber Berfteuerung an gerechnet, 
angemeldet und begründet wird. 

$ 3. Wird in den Fälen der 6$. 1. und 2. die Rekla⸗ 
mation ganz oder theilweiſe zurüdgewiefen, fo iſt dagegen ber 
Rekurs an die vorgefebte Behörde binnen einer Präcluſiofriſt von 
ſechs Wochen, vom Tage der Bekannmachung des Befcheides 
an gerechnet, zuläſſig. Wendet fih der Neflamant an eine in- 
fompetente Behörde, fo hat biefe das Nekursgefuh an die Toms 
petente Behörde abzugeben, ohne daß dem NReflamanten die 
Iwifchenzeit auf die Frift anzurechnen ift, 

$. 4. In den Fällen, in welchen nach den beftehenden Ge- 
ſezen über die Steuer- Verpflichtung der Weg Rechtens nachge; 
Iaffen ift, kann die Steuer nur von dem Anfange desjenigen Ka— 
Ienderjahres an zurüdgeforbert werben, worin bie. Klage ange- 
meldet, oder worin vor ber Klage. eine Reklamation bei der 
Verwaltungs» Behörde eingereicht worben ift. | 


1. Nachforderungen. 
" a. direkte Steuern, 
$. 5. Eine Nahforderung von Grundflenern iſt zuläſſig 
ſowohl bei gänglicher ebergehung, als bei zu geringem Anfag, 
in beiden Füllen’ aber nur für das Kalenderfahr, worin die Nach⸗ 
forderung geltend gemacht wird. | 
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S. 6. Die Nachforderung von Klaſſen⸗, Gewerbe» und 
perfönlichen, auf befondern Titeln beruhenden Steuern findet im 
Fall gänzlicher Uebergehung nah den im 5. 5. enthaltenen Re⸗ 
geln ſtatt; im Fall eines zu geringen Anſatzes fällt bei biefen 
Steuern jede Nachforderung weg, jedoch unbefchadet der gefegli- 
chen Wiederumlage bei Gewerbefteuer -Gefellfhaften, welche nad 
Mittelfägen ftenern. . | 

b. indirefte Steuern. 

F. 7. Bei den im $. 2. erwähnten indireften Steuern fann 
der Betrag deffen, was zu wenig ober gar nicht erhoben worden 
if, nur binnen einem Jahre, vom Tage des Eintritt der Zah 
Iungsverpflihtung an gerechnet, nachgefordert werben. 


IL Berfährung der Rüdftänve, 


6. 8. Zur Hebung geftellte direkte ober indirekte Stenern, 
welche im Rüdftande verbleiben oder Frebitirt find, verjähren in 
vier Jahren, von dem Ablaufe des Jahres an gerechnet, in 
welches ihr Zahlungstermin fällt. 

Die Berfährung wird durch eine an ben Steuerpflichtigen 
erlaffene Aufforderung zur Zahlung, fo wie durch Verfügung ber 
Erefution, oder durch bewilligte Stundung ber Steuer unterbrochen. 

Nach Ablauf des Jahres, in welchem die legte Aufforderung 
zugeftellt, Erefution verfügt worden, oder die bewilligte Stift abs 
gelaufen iſt, beginnt Eine neue vierführige Verjährungsfrift. 

IV. Tranfttorifhe Beſtimmungen. 

6. 9. Reklamationen wegen Steuern, welde vor Publifa- 

tion dieſes Geſetzes entrichtet worden find, fo wie Nachforderun⸗ 

en wegen Steuern aus biefer Zeit, müffen, bei Berluft des An⸗ 
—** binnen Jahresfriſt nach Publikation dieſes Geſetzes gel- 
tend gemacht werden. | 

Für die zur Zeit der Publifation diefes Geſetzes vorhandes 
nen Steuer-Rückſtände beginnt die 6. 8. feflgefegte vierjährige 
Berjährungsfrift mit dem 1. Januar 1841. 

V. Verführung in Kontraventions⸗Fällen. 


5.10. SA in der unterlaffenen Entrichtung der ganzen 
Steuer oder eines Theils derſelben eine Kontravention gegen bie 
Steuergefege enthalten, jo verjährt die Nachforderung nur gleich- 
zeitig mit der gefeglichen Strafe, 

VI. Vorſchriften wegen ber Rechte der Minderjährigen und 
moraliſchen Perfonen, 

6. 11. Die in dieſem Gefege feſtgeſetzten Friſten laufen 
auch gegen Minderjährige und bepormundete Perjonen, fo wie 
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gegen moralifche Perfonen, denen gefeglih die Rechte der Min⸗ 
derjährigen zuftehen, ohne Zulaffung der Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand, jedoch mit Vorbehalt des Regreſſes gegen die 
Vormünder und Berwalter. 


VII. Wirkung der Verjährung. 


6. 12. Durch den Ablauf der Verjährungsfriit wird der 
Steuerpflichtige von jedem ferneren Anſpruch, ſowohl des Staas - 
tes, als der Steuerbeamten und der Steuerfocietäten befreit. 

$. 13. Wegen der Verjährung der Stempelfteuer und ber 
Reklamationen in Betreff diefer Steuer*), nicht minder wegen 
ber Hypothefens und Gerichtsfchreiber-Gebühren in ber Rheinpros 
vinz, bleibt es bei den beftehenden Vorſchriften. 


B. Abgaben, die nit in die landesherrlichen Kaffen 
fließen. 


Diefes Gefeg findet auch auf Hffentlihe Abgaben, welde 
nicht zu Unferen Kaffen fließen, fondern an Gemeinden und Kor⸗ 
porationen, fo wie an fländifhe Kaflen zu entrichten, oder als 
Provinzial, Bezirks⸗, Kreiss oder GemeindesLaften, oder zur Un⸗ 
terhaltung Öffentlicher Anftalten aufzubringen find, fo wie auf 
die mi Einziehung foldher Abgaben beauftragten Beamten Ans 
wendung. 

F. 15. Alle frühere gefeglihe Vorſchriften über die im 
gegenwärtigen Gefes enthaltenen Gegenftände, werben bierburch 
aufgehoben. 


°) Die betr. Befimmungen rüdfichtlih der Verjaͤhkung ber Stempelſtener 
nd der Reclamationen dagegen, enthält das Befeh vom 31. März 1838 im den 
$. 2,5, 7, 8, 9 und 10. (G. S. 1838. p. 249.) 








Befonderer Theil. 


3* 


Direete Steuern 


Die Rlaffen - Steuer. 





Gefeß vom 30. Mai 1820. 
wegen Einführung einer Klaſſenſteuer. (G. S. 1820. p. 140.) 


Wir Friedrich Wilhelm, sc. se. Durch das allgemeine Ge— 
feß, welches Wir über die Einrichtung des Abgabenweſens am 
heutigen Tage vollzogen, haben Wir die Erhebung einer befondes 
ren Abgabe unter der Benennung einer Klaffenfteuer ange- 
ordnet, über welche Wir hierdurch, nach erflattetem Gutachten 
Unfered Staatsraths, folgende nähere Beſtimmungen feitfegen. *) 

S. 1. Der Klaffenfteuer find alle Einwohner, ohne Unter- 
fhied, unterworfen, wenn fie nicht entweder durch gegenwärtiges 
Geſetz ausdrücklich davon befreit, oder durch frühere Spezialbe- 
fimmungen feit dem Jahre 1815 von den gewöhnlichen Perfonals 
feuern bereits entbunden find, **) 








*) Zür die Veranlagung ver Klaſſenſtener erſchien bie Inſtruktion vom 19. 
Juni 16520. aus welcher die ‚hierher gehörigen Borfchriften Joco congruo mits 
geiheilt find. Der fonftige Inhalt betrifft lediglich abminifirative Anweifungen. 

» Bu den fchon vermöge früherer Spezialbefimmungen over Immunitäten 
befreiten Perfonen gehören nach S. 1. Ber Inſtruktion vom 15. Juni 1820 

a) bie bar preuß. Landeshoheit unteronrfenen bis zum Sabre 1806 reichsunmit⸗ 
telbat geweſenen Standecherren nebſt ihren Bamilien, | 
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$. 2. Befreit von der Klaffenfteuer find:*) 
a) die Einwohner derjenigen Städte, in welchen der Staat eine 
Mahl: und Schlachtſteuer erheben Täßt, " 


b) Die Pfarrer und Schullehrer nebft ihren Familien. 

Für die Lepteren Hat die Befreiung jedoch nur Statt, fowelt fie zur chriftlis 
chen Religion fich befennen (Refcr. vom 23. Juni 18423. Centr. Bl. p. 326.) 
und hört überhaupt auf, wenn Geiftliche und Schullehrer gewerbefteuerpflichtige 
Gewerbe, oder Laudwirthſchaft auf andern als den Dotal⸗Grundſtuͤcken betreiben, 
(Reſer. vom 30. December 1841. Centr. BI. 1842. p. 107.) 

c) bie Hebeammen, welche Witiwen und unverheitathet find, ober deren Ches 
männer in ber unterfien Stufe flenern, auf Grund der fie von allen perfün- 
lichen directen Abgaben befrelenden K. ©. vom 16. Jannar 1817. (An. 
Bd. XII. ©. 174.) 

leih In Bezug auf die im F. 2. augeorbdneten Befreiungen iſt zu vers 
eichen 
. A. Im Allgemeinen 

bie R. O. vom 5. September 1821: 

Zugleich beflimme Ich in Erlänterung der SS. I und 2. bes Klafienfteuers 
Befepes vom 30. Mai 1820, dag die darin nachgelaffenen Befreiungen von 
diefer Steuer, in foweit fie ſich nicht auf die Einwohner ber mahl⸗ und 
fhlachtfienerpflichtigen Städte beziehen, nur den Befreiten felbft und den An⸗ 
gehörigen ihrer Familien, denen fie Wohnung und Unterhalt gewähren, nie: 
mals aber den in ihrem Lohn und Brod ftehenden Perfonen oder den bei 
ihnen fich anfhaftenden Koflgängern, zu Statten fommen dürfen, (G. S. 
1821. S. 154.) 

B. In Betreff der einzelnen Sefreiungen und zwar: 
zu a, wegen ber Fin woh nermahl⸗ und Tchla chtflenerpflichtiger Städte, 

1) die 8. ©. vom 18. Juli 1825. (G. ©. p. 188, 

Nach dem Gutachten, welches Mir der Staaterath über die von dem Staats⸗ 
minifterium vorgefchlagene Deklaration des $ 2. Buhl. a. des Klaſſenſtener⸗ 
Geſetzes vom 30. Mai 1820 erftattet hat, will Ich folche hiermit dahin erihellen: 

daB Einwohner mahls und fchlachtftemerpflichtiger Ortſchaften burch den 

zeitweifen Aufenthalt in einem Plaffenfteuerpflichtigen Bezirfe nicht klaſſen⸗ 
ftenerpflichtig werben: dagegen aber auch Einwohner eines klaſſenſteuerpflich⸗ 
tigen Bezirks durch zeiiweifen Anfenthalt in einem mahl⸗ und fchlachifleuer« 
pflichtigen Orte anf Erlaß der Klafieniteuer keinen Auſpruch erhalten follen. 

Ob Iemand in Bezug auf die vorbemerkte Stenerpflichtigfeit für einen Ein; 

wohner einer mahls und fchlachtftenerpflichtigen Ortfchaft, oder für einen 

Einwohner eines Hafienfieuerpflichtigen Bezirks zu achien fei, iſt zunaͤchſt 

nach feinen Gewerbe⸗, Amts⸗ und Standesverhaältniſſen zu beurtheilen. Mur 

derjenige, aus deſſen vorgedachten aa eine klare Entfcheibung dar⸗ 
über hervorgeht, foll nach der Dauer feines Aufenthalts beurtheilt, und als 

Einwohner desjenigen Ortes betrachtet werben, wo er während bes größten 

Theils des Kalenderjahres fich verfönlich aufgehalten bat, 

2) Das zur Grläuterung diefer K. Ordre ergangene 3. M. Referirt vom 26, 
März 1836. IN. 5215. 

Nach 8. 1. des Klaffenſtenergeſetzes vom 30, Nai 1820, find. alle Eins 
wohner des Staats der Klafienfteuer unterworfen, die aus den in diefem Geſetze 
angeführten befondern Gründen nicht davon befreit worden. Es find davon bes 
freit die @inwohner mabls und fehlachtftenerpflichtiger Stänte;, biefe find hiernach 
den Einwohnern Elafienftenerpflichtiger Orte gegemüberftellt. Du 

Zur Beurtheilung, ob Jemand klaſſenſteuerpflichtig ift, kommt es er zu: 
nächfl darauf an, ob a Gimvohner eines Dris ff, in bem eine Mahl⸗ und 
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b) Fremde, wofür in biefer Beziehung nur biefenigen Ausländer 
zu achten find, welde ſich nicht ein volles Jahr an dem— 
felben Orte aufhalten. 

c) Kinder vor vollendetem 14ten Jahre. 








Schlachtſteuer erhoben wird. Der Begriff des Ginwohners if im Klaffenfteuers 
gefeß nicht gegeben, fondern vorausgeſetzt und nur beflinmt, daß Auslaͤnder, 
welche fich über ein Jahr am demfelben Flafienftenerpflichtigen Orte aufhalten, in 
Bezug auf bie Klafienfteuer als Ginwohner des Oris betrachtet werben follen. 
Einwohner eines Orts iſt nar der, welcher an dem Orte wohnt, daſelbſt feinen 
Wohufitz Hat; der Wohnfig wird aber nicht durch den bloßen Aufenthalt an eis 
nem Orte, fondern nach ben vieferhalb in anderer Beziehung gegebenen geſetzli⸗ 
hen Beftimmungen, welche auch bei der Anmentung des Klafienfteuergefebes zum 
Anhalt dienen mäflen, (conf. A. G. O. Th 1. Tit 2 5 9. fig.) durch bie 
ſowohl ausdrücklich, als durch Handlungen und Thatfachen erflürte Abſicht, an 
einem Orte feinen beftändigen Wohnfig nehmen zu wellen, begründet. Als ſtill⸗ 
ſchweigende Erklaͤrung iſt erachien, wenn Jemand an einem Orte ein Amt, 
welches feine beſtaͤndige Gegenwart daſelbſt erfordert, übernimmt, Hanvel und 
Gewerbe daſelbſt zu treiben anfängt, oder. fi daſelbſt Alles anſchafft, was zu 
einer eingerichteten Wirihſchaft gehört. 

Unter Beachtung vieler Beftimmungen, Tann in Bezug anf das Klaflenfleuers 
geſetz nicht fchwierig fein, feftzuftellen, ob Jemand Einwohner eines Ortes iſt, 
und es ergiebt ſich darans, daß, wenn Semand feinen Wobnfig au einem Klafiens 
Reuerpflichtigen Orte ganz aufgiebt und in einem mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichti⸗ 
gen Orte einen neuen begründet, ober umgefehrt, von dem Ze twunfte an, wo 

dieſes geichieht, die Klaffenfteuerpflichtigfeit reſp. aufhört oder eintritt. 

Fuͤr die Steuerverwaltung wurde aber eine gelepliche Beſtimmung daruͤber 
eriorderlich, wie Jemand beftenert werben fol, welcher einen zweifachen Wohnfig, 
einen an einem Flaflenftenerpflichtigen Orte, eiuen zweiten in einer mahls und 
ſchlachtſtenerpflichtigen Stadt Hat; fowie eine geſetzliche Beſtimmung darüber bes 
reits ertheilt war, wie es in Bezug auf den Gerichtsſtaud gehalten werben foll, 
wenn Jemand einen doppelten Wohnfig Hat. (ef. 1. c. $. 15.) Die A. K.O. 

' vom 18. Juli 1825. hat biefe Beſtimmung gegeben. Eingange berfelben 
wird erläuternd bemerft, was auch aus dem Klaſſenſteuergeſetze vom 30. Mai 
1820, fchon hergeleitet werden Tann, daß zeitweifer Aufenthalt an einem Orte — 
‚ ohne Rüdficht auf die Dauer und ben Zweck vefielben, ba bloßer Aufenthalt Feis 
nen Wohnfig begründer — nicht Haflenftenerpflichtig mache, reſp. von der Klafe 
fenftener enibinde; demnaͤchſt wird beſtimmt, daß nadı Gewerbes, Amts⸗ ıumb 
Stanbesverhältuifim beurtbeilt werben felle, ob Jemand in Bezug auf Steuers 
pflichtigkeit Einwohner eines mahls und ſchlachtſteuerpflichtigen Orts, oder eines 
llaſſenſteuerpflich igen Bezirks iſt. Laͤßt fich aus den vorgedachten Berhältnifien- 
hierüber feine klare Entfcheidung entnchmen, und dies wird vorzugsweiſe dann 
ber Ball fein, wenn ſich nicht in Abrede ſtellen Iäßt, daß Jemand an zwei, der 
Steuerpflichtigfeit nach, verfchiedenen Orten feinen Wohnfitz, mitbin einen bopr 
pelten Wohufis hat, fo foll nach der gedachten K.⸗O. nach ber längern Daues 
des Aufenthaltes während bes Kalenverjahres in dem mahls und fchlachtiteuer- 
pflicytigen Orte beftimmt werden, ob Jemand in Bezug auf die Steuerpflichtig⸗ 
feit, Einwohner dieſes cher jenes Ortes ſei. " 
3ub. Betr. die Steuerfreiheit vermöge eines gewiffen Alters. 
3) Die 8. D. vom 21. April 1827. (©. S. p- 32.), wonad 60 jährige 
Perſonen in der umerfien Steuer⸗Klaſſe frei find; 
2) die 8. D. vom 18. Juni 1826. (G. S. p. 74.), wonady bie Klaſſen⸗ 
ſteuerpflichtigkeit erſt mit dem vollendeten 16ten Jahre beginnt. 
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d). 


e) 


Alle beim fiehenden Heer und bei den Landwehrſtämmen in 
Reih und Glied befindliche aftive Militairperfonen, nebft 
den in ihrer Haushaltung lebenden Mitgliedern ihrer Fami- 
fie, injofern fie felbft oder biefe ihre Angehörigen weder ei- 
genes Gewerbe noch Landwirthſchaft treiben. 

Auch die Lanbwehrmänner erften Aufgebots und ihre Fa— 
milien, fofern fie in der unterften Klaffe feuern, find für 
den Monat, in weldem fie zur Uebung einberufen werden, 
von der Klaffenfteuer frei. 

Während eines Krieges find die Familien aller unter den 
Waffen ftehenden Mititairperfonen frei, infofern fie nicht 
eigenes Gewerbe oder Landwirthſchaft treiben. 
mer bie von Almofen aus Staats- oder Gemeinefaffen 
eben. 


f) Diejenigen, bie in Öffentlichen Anftalten auf öffentliche Koften 


verpflegt werben. Ä | 
$. 3. Die Steuer wird in der Regel nach fünf Klaffen er- 


hoben, dergeſtalt, daß bie Lohnarbeiter, gemeines Gefinde und 
Tagelöhner bie unterfte oder fünfte, ber geringere Bürger- und 





Zue. Betr. die Soldaten und Landwehrmännen — 
3) Bedingung und Kriterium der Hier bewilligten allgemeinen 


2) 


Stenerfreiheit, ift der active Dienft bei dem ſtehenden Heere ober den 


Landwehrſtaͤmmen; daher find bie auf Inactivitätss Gehalt angewiefenen ' 


Militairperfonen fleuerpflichtig (Nefer. vom 31 Mär; 1827.) und eben fo 
auch Militaträrzte, welche zur Civil-Praxis verftattet find (Reſer. vom 25. 
Juni 1821.). Aus demfelben Grunde tſt die Gensdarmerie frei, während 
die Telegrapbens Beamten, obgleich fle übrigens Militairperfonen find, für 
fteuerpflichtig erachtet werben (Refrr. vom 31. December 1833.) 

Nah der K. D. vom 3. Mai 1828. (G. ©. p. 68.) tritt der den Lande 
wehrmännern, in der unterften Steuerflafie beiwilligte Erlaß während ber 
Landwehrübungen, auch für die zur Mebung einberufenen - Offiziere und 
Landwehrmänner in den höheren Klaſſen jederzeit auf die Dauer eines 
Monates ein. Den Refruten der Lantwehrartillerie aber wird, da deren 
Mebungszeit 6. Wochen dauert, nach der. D. v. 6. Maͤrz 1830. die Steuer 
auf 2 Monate erlafien. (G. ©. 1830. p. 47.) und dur die K. O. vom 
11. April 1835 (8. S p. 49.) ift blefe Befreiung auf alle Landwehr: 
Nann chaften ausgedehnt, wenu fie 6 Wochen zur Uebung verſammelt 

eiben. 


Zu d. Betr. vie Armen 


1) 


Hierher gehören auch Milttair-Invaliden vom Feldwebel abwärts, welche 
ein Gnadengehalt bis jährlih 64 Thlr. beziehen, weil diefes nur auf den 
Grund befcheinigter Armut bewilligt wird, Die Steuerfreiheit Hört aber auf, 
wenn folche Perfonen anderweit bei Perfonen in Lohn umd Brod ftehen, 
Gewerbe treiben oder Dermögen erwerben. (Cire. Refer. vom 2. März 
1830 und 18. Juli 1835.) 


2) Zeitweifes Unvermögen giebt feinen Anfpruch auf Befreiung, fonbern nur 


eine Veranlaflung zue Bewilligung von Friften. (Refer, vom 4. November 
1836 und 14. April 1839.) 


ner ME — 
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Bauerfland die vierte, die wohlhabenden Einwohner die beiden 
darauf folgenden Klaffen, und die vorzüglich wohlhabenden nnd 
reihen Einwohner die erfte Klaffe bilden, Die genaueren Merf- 
male diefer Kiaffen follen für jeden Negierungsbeziif durch eine 
befondere, von Und unmittelbar zu vollziehende Inftruftion bes 
ſtimmt und durch das Amtsblatt der Regierung befannt gemacht 
werben. *) 

Für die Verfehiedenheit des Fleinen Grundbefiges und Ges 
werbebetriebs kann, nach dem Ermeflen der oberften Verwaltungs, 
behörde, zwifchen der vierten und fünften noch eine Klaſſe einge- 
ee) werden. Mehr als fehs Klaffen werden. nirgends gebil- 
det. 

S. 4. a) Die Hebung gefhieht in der Negel nah Haushals 

tungen. 

b) Zur Haushaltung gehört der Hausherr, oder, wo Frauen 
ſelbſtſtändig eine Wirthfchaft führen, die Hausfrau, mit 
ipıen Angehörigen, denen fie Wohnung und Unterhalt 
geben. 

c) Koftgänger, ober Perfonen, die mit Gehalt ober Lohn zu 
Dienftleiftungen angenommen find, werben nicht zu den Ans 
gehörigen einer Haushaltung gezählt. 

d) Steuerpflichtige, welche weder einer befteuerten Haushaltung 
angehören, noch eine eigene Haushaltung führen, zahlen die 
Hälfte des Steuerfages ihrer Klaffe als Perfonenfteuer, 


°) Diefe Infiruftion, welche, als entbehrlich für ben Richter bei der Ente 
ſcheidung von Eontraventionen, hier nicht mitgetheilt wird, erfchlen unter dem 
25. Auguf 1820, if duch K. O. vom 16. September vefielben Jahres geneh⸗ 
migt, und burch die Amisblätter befannt gemacht, auch in v K. Ann. Bo. IV. 
484 abgebrudt. Durch fpätere Vermehrung der Steuerflafien und ver Abs 

h fungen in venjelben Hat dieſe Infiruftion übrigens weſentliche Modiflfationen 


u 
erlitten. 

°°) Bei viefer Befchränfung auf 5 Klaſſen if es nicht geblieben. 

Schon die 8. D. vom 21. December 1820. (v. K. Ann. Bd. 4. p. 707.) 
ließ vorläufig eine Zwifchenflaffe zwifchen der vritten und vierten mit einem jährs 
Iichen Steuerfage von 8 Thlr für die Hanshaltung und A Thlr. für den Einzele 
nen zu. Demnächft aber verorbnete das nachträgliche Sefeh vom 5. September 
1821. (6. ©. 1821. p. 154.) rüdfichtlih der vermehrten Abftufungen, daß: 

1) über das bisherige Steuermaximum hinaus ned) zwei Steuerfüge von 12 
und 8 Thalern monatlich für den Haushalt, und von der Hälfte dieſes 

Satzes jür Einzelnſteuernde (F 4. d. des Geſetzes) hinzugefügt, uud 

2) zwifchen den bisherigen Klafien, noch die einzelnen Steuerfäge von 14, & 
und 4 Thaler monatlich für den Hausbalt, wiederum mit der Hälfte des 

Sapes für die Einzelnſteuernden eingeichoben werben follten. 

Die Grundfäge nach denen bei der Einſchätzung zu verfahren, modificiren 
fi) hiernach, mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des 6. 3. tes Geſetzes, 
und der durch die Verfügung vom 16. September 1820. genehmigten Klaffi- 
fikatious⸗Inſtruktion, ebenfalls. 
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e) In ber unterften Klaſſe wird die Steuer überhaupt von 
den einzelnen Zahlungspflichtigen, mithin auch von jedem 
befteuerten Angehörigen einer Haushaltung, als Perfonen- 
feuer, entrichtet, jedoch follen aus einer und berfelben 
Haushaltung niemald mehr als drei Perfonen dieſe Steuer 
bezahlen. *) 
$. 5. Die Steuer beträgt monatlih:**) 

a) in der erften Klaffe 
aa) für die Hauspaltung Bier Thaler Preußiſch, 
bb) für einen Einzelnen Zwei Thaler z 

b) in ber zweiten Kaffe 
aa) für die Haushaltung Zwei Thaler Preußiſch, 
bb) für einen Einzelnen Einen Thaler 5 

ec) in ber britten Klaffe 
aa) für die Haushaltung Einen Thaler Preußiſch, 
bb) für einen Einzefnen Zwölf Groſchen Brandenburgifch ; 

d) in der vierten Klaffe 
aa) für die Haushaltung Acht Groſchen Brandenburgifch, 
bb) für einen Einzelnen Bier Groſchen 5 

e) in der Zwiſchenklaſſe zwiſchen der vierten und fünften, wo 
dieſelbe nach 8. 3, ftatt findet, 
aa) für die Haushaltung Bier Groſchen Brandenburgifch, 
bb) für einen Einzelnen Zwei Groſchen 

N in der unterften Klaffe 
von jeder feuerbaren Perfon Einen Grofhen Branden- 
burgiſch, ohne Unterſchied, ob fie zu einer Haushaltung ge⸗ 
hört oder nicht, jedoch im erften Fall unter der im vorigen 
$. unter e. wegen ber Perſonenzahl beftimmten Erleichterung. 
$. 6. a) Die Klaffiffation nad den $. 3. gedachten Inftrufs 
tionen geſchieht überall, von den Kommunalbehörben unter 
Auffiht der Landräthe.“*«) 


hrte 8. D. v. 21. April 1827. 
ver unterfien Steuerflaffe. 

iR durch K. O. v. 1. December 
ffenfteuer genehmigt nad einer 
# 1829. (v. K nn. Bd. 13. 
jeden Regierungsbezirk auf eine 
Ichen Raten und jebenfalls am 
ptfaffen volltändig in Giunahme 
vtition des dirums erfolgt durch 
mbtagsabfchlebe vom 26. März 
in; 


ven Rreisänben eine Theilnahme 

19 der dagegen erhobenen Reflas 

PR - 4 Arc, Refer. d. E.M.v. 11. Gebr, 

1630 die näheren Anweifungen für die Behörten enthält (©. &. 1830. p. 19.) 
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b) Bon eben denfelben werben die Iahresroffen und vie Ab— 
und Zugangsliften angefertigt. 

c) Die Erhebung geſchieht durch die Bemeindebeamten, welche 
die Grund= und Gewerbefteuer einziehen, *) 

d) Die Formen der Gefhäftsführung werden nach Verſchieden⸗ 
heit der Provinzialverbältniffe durch befondere Snftruftionen 
vorgezeichnet. Für die vorjchriftsmäßige Vertheilung und 
Einziehung der Steuern find bie Regierungen verantwortlid, 

$. 7. a) Jeder Eigenthümer eines bewohnten Grundftüde 
ober beffen Stellvertreter haftet der Behörde, welche das 
Berzeihniß der flenerpflichtigen Haushaltungen und Perfonen 
aufnimmt, für die richtige Angabe derſelben.*) 

b) Jedes Familienhaupt iſt für die richtige Angabe feiner Auge: 
börigen, feines Hausſtandes und feiner andern ſteuerpflich⸗ 
tigen Hausgenoffen verantwortlich. ' 

c) Jede bei der Aufnahme des Berzeichniffes unterlaffene Au— 
gabe einer fteuerpflichtigen Perſon foll, außer der Nachzah⸗ 
Yung der rüdftändigen. Steuer, mit einer Geldbuße des viers 
fachen Sahresbetrages derfelben belegt werben, 

d) Das Berfahren gegen biefenigen, welde fich einer Lebertre- 
tung biefe® Geſetzes ſchuldig machen, findet nach der Beſtim⸗ 
mung der Steueroidnung vom 8. Februar 1819.58. 91—95. 
und der Deflaration des $. 93. derfelben vom 20. Januar 
1820. Stait.*#*) | 





*) Die allgemeinen Anweifungen bezügli der Erhebung ber Steuer 
euthätt die Inſtruktlon vom 18. Auguſt 1820. (v. K. Ann. Bd. IV, p. 465,) 
auch iſt die unten zu 6. 9. mitgetheilte K. DO. vom 6. Febr. I841. wegen ber 
weltlichen Provinzen zu vergleichen. 

”*) Diefe Verbindlichkeit erſtreckt fich auch auf die Im Laufe bes Jahres nach 
Aufnahme der Liften eingetrelenen Veränderungen des flenerpflichtigen Perfonens 
ſtandes, weiche jedesmal fpäteftens bis Ablauf des Monats, in melchem fie ers 
folgen , angegei t werben müflen. (Inſtruktion vom 15. Juni 1820. $. 4) 

Eine Berpflichtung zur freiwilligen Anmeldung der fleuerpflichtigen Indlivi⸗ 
duen ohne alle Aufforderung zur Angabe, kann jedoch aus der Beſtimmung bes 
57 litr. a. des Geſetzes nicht abgeleitet werben, und bei bloß unterlaflener 

meldung diefer Art die Strafe des $. 7. litr. c. um fo weniger eintreien, als 
der, welcher anmelden foll, gar nicht der Stenerpflichtige iſt. 

(3 M. Rev 9. Dt. 1827.) 

***) Vergl. hierüber die angeführten, unten mitgetheilten Geſetze. In Bezug 
anf Riaffenftener-Contraventionen insbeſondere aber beftimmt: 

1) rückficht lich des Reſſorts 
a) das R. d. Fin. Min. v. 27, Kebr. 1826 laut Publ. v. 5. Juni 1826, 
daß in den Etädien die Magifträte und in den zum platten Lande gehös 
eigen Ortfchaften vie landraͤthlichen Aemter vie Unterfuchungen zu 
führen, die Reſolute abzufaflen und Hiernächft für die Einziehung der Stras 

fen zu forgen Haben. (Ann. Bb, 10. ©. 317.) 
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e) Die Vergehungen ber Steuerbeamten werben nah 6. 59. 
der Steuerordnung vom 8, Februar 1819, gealndet, 

6. 8. a) Die Bekanntmachung der Steuerrolfen erfolgt für 
das erfie Mal in einer angemeffenen Friſt nach gefchehener 
Berfündung dieſes Gefeges, weiterhin aber mit dem An- 
fange jedes Jahre. 

b) Sobald fie gefchehen, muß der Steuerpflichtige in den erften 
acht Tagen jedes Monats feinen Beitrag voraus entrichten, 
Es hängt von ihm ab, ihn aud für einen längeren Zeitraum 
bis zum ganzen Jahresbetrage zu bezahlen. 

c) Die Säumigen werben von dem Steuerempfänger aufge- 
fordert, die Zahlung binnen drei Tagen zu leiften, nach bes 
ren fruchtlofem Ablauf durch die fompetente Erefutionsber 
börde mit der Beitreibung verfahren wirb.*) 

d) Späteſtens 5 Tage vor dem Ablaufe jedes Monats muß 
‚bie eingehobene Steuer, nebf ber Nahweifung ber etwa 


* 





b) ber 6.24. der Erhebungs⸗Inſtr. v. 18. Aug. 1820: daß die Steuer⸗ 
Kontraventionen von der Kommunals Behörde und von dem Landrathe, for 
wohl gegen bie verſchwiegenen Stenerpflichtigen ſelbſt, als gegen bie geſetz⸗ 
ih mitverhafteten Bamilienhänpter und Eigenthümer zu verfolgen find. 
Die Feſtſetzung der im Geſetze beftimmten Strafen nad) vorgängiger fum = 
marifcher Unterfuchung wird in den Stäpten dem Magiftrate, welchen 
in Abficht der aus mehreren Ortichaften zuſammengeſetzten Stabtgemeinden 
die Bürgermeiftereien gleichftehen,, in anderen Landestheilen dem Landrathe 
übertragen, wenn die Strafe zehn Thaler nicht überfchreite. Gegen die 
Sehfegungen biefer Behörven geht der Recurs an die Regierungen. (Ann. 

‚4. ©. 464.) 


2) wegen der Strafe iſt zu bemerken: | 
0) daß aud dann, wenn bie im Geſetze vorgefchriebene Angabe einer 
fteuerpflichtigen Perſon bei Aufnahme des Verzeichniffes darüber mehrere 
Jahre Hindurd, unterblieben ift, bei der Normirung der poena quadrupli, 
dennoch nur der einjährige Betrag der Steuer zum Grunde gelegt wird. 
(Aun. Bo. 20. ©. 212.) 

B) das R. d. Fin. Min. v. 28, Juni 1838: daß bie unterlaflene An⸗ 
zeige einer nicht fleuerpflichtigen PBerfon. auch nicht einmal eine Ordnungs⸗ 
Rrafe von 1Rihlr. nach ſich ziehen koͤnne, weil eine folche nicht vorgeſchrie⸗ 
ben, die analoge Anwenpung anderer blog, zum Schuge gewifler Steu⸗ 
ern angeorbneten Strafen, wie die im $. 39. a. des Gewerbſteuer⸗Geſetzes 
und im 8. 30. des Haufirregulativg feitgefeßten, aber nicht zuläffig ſei. 

*) NRüdfichilich der exekutiven uungiehung, find zu vergleichen 
4) die im allgemeinen Theil mitgetheilten Gefepe vom 6. Mai 1836 und 24. 
Rovbr. 1843, 
2) das R. d. 3. M. vom 12. Decbr. 1840. (I. M. Bl. 1841. p. 122.) 
Nach Rheinifchem Necht if gegen die Beitreibung von direkten Stenern 
und fteuermäßig ausgefchriebenen Beiträgen, der Rechtsweg nur in Anfehung der 
Form des Erefutions:Berfahrens geftattet. Der Einwand der Bahlung gehört 
within auch zur Cognition der Verwaltung. Diejer Grundſatz iſt, wie die SS. 
8— 10. des Reflortreglements vom 20. Juli 1818. und die K. D. v. 31. Decbr. 
1825. ergeben, beibehalten, mithin noch jept danach zu verfahren. 
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unvermetdlichen Pusfälle und der Reſte an die zum weitern 

Empfang Beitimmte Kaffe abgeliefert fein. 

e) Der Steuerempfänger ift für Diejenigen Steuern ſelbſt ver- 
antwortlih, bei denen er den wirflihen Ausfall oder bie 
fruchtlos verhängte Erefution nicht fofort nachweisen fann, 
und muß foldhe vorfehußweife zur Kaffe entrichten, * 

F. 9. Die örtliche Erhebung der Steuer liegt den Gemein⸗ 
den ob, welche dafür einen Antheil von vier Prozent der einge⸗ 
zogenen Summe erhalten. ** 

F. 10. Der Finanzminifter hat dieſes Geſetz zur Ausfüh- 
rung zu bringen, nnd Wir empfehlen allen Unſern Behörben und 
Untertbanen, fih nad dem Inhalte deffelben zu richten. 
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A, Allgemeine Beflimmungen. 





Geſetz vom 30. Mai 1820. | 
wegen Entrichtung ber Gewerbeftener. (©. S. 1820. p. 147.) 


Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. ꝛc. verorbnen hierdurch, in Ges 
mäßheit Unſers Geſetzes Über die Einrichtung des Abgabenwefens 
vom heutigen Tage, wegen Erlegung der Gewerbeſteuer, nad 
erforbertem Gutachten Unſers Staatsraths, wie folgt: 

) Wegen-ber Berlährung vergleiche. das oben im allgemeinen Theil abges 

e Gefeh vom &: 1846, ©: en Ä 

7) Bür die weillicgen Provinzen find durch K. O. vom 6. Februar 1841, 
(8. ©. p. 29): die Commmen vom der ihnen nach dem obigen -$. 9. oblie⸗ 
genden Berpflichtung zur örtlichen Erhebung dee direkten Steuern und ber damit 
verbandenen Beftellung und Bertretung ber Ortserheber befreit. Bon den für 
Die Erhebung ac. ausgefegten 4. Procent der Ginnahme follen in ver Regel bie 
Stenerempfänger 8 Proremt für die Erhebung, und die Beineinden E Procent 
fee die ihnen auch. ferner. oblegenbe Beranlagung erhalten. :Ausnahmeweife un⸗ 
ber Geuchmigung des Finanz Winifters jedoch auch eine größere Qnete, ': 





46 - 


4. Die Gewerbefteuer fol im ganzen Staate gleichför⸗ 
mig nach dem Inhalte Des gegenwärtigen Geſetzes erhoben werben. *) 





*) Ruͤckſichtlich der Verhältniffe zu anderen Staaten umd der Behandlung 
ausländifcher Untertbanen in 9 auf die Gewerbeſtenuet ift hier 
Folgendes zu bemerfen: 

1) Bezüglich der Zollvereins⸗Staaten. 

In den Sollverzinigungsverkrägen mit Baiern und Würtemberg vom 
22. März 1833. (©. S. p. 145.) Wrtifet 18, — mit Sachſen vom 30. 
März 1833. (©, ©. p. 210.) Art. 185 dem Vertrage wegen Errichtung bes 
Thüringſchen Zollvereins vom 10. Mai 1833, (©. S. p. 232.) Art. 
3 — und den Bertrage vom 11. Mai 1833. wegen Bildung des Geſammt⸗ 
verein (©. ©. p. 240.) Art, 18 ift feſtgeſetzt: j 

dag von ben Unterthanen des einen Staats, welche in dem Gebiete eines 

antern Handel und Gewerbe treiben oder Arbeit fuchen, feine Abgabe ent⸗ 

richtet werten foll, welcher nicht gleichmähig die in demfelben Gewerbsver⸗ 
haͤltniſſe ftehenden eigenen Unterthanen unterworfen find. 

Fabrifanten und ®ewerbtreibende, welche blos für ihr Geichäft Ankänfe 
machen, oder Reiſende, die nicht Waaren, fondern nur Mufter führen, um 
Beſtellungen zu fuchen, follen, wenn fie die Berechtigung dazu in dem Ders 
einsftaate, wo fie ihren Wohnſitz haben, durch Entrichtung der gefeßlichen 
Abgaben erworben haben, oder uj Dienſte folcher inlänbifchen Gewerbtrei⸗ 
benden over Kaufleute ftehen, in den andern Staaten feine weitere Abgabe 
bierfür entrichten, 

Auch follen heim Beſihe ber site und Meilen zur Ausübung des 
Handels und zum Abfage eigener Erzeugniſſe oder Fabrikate in jedem Ver⸗ 
einsftaate, die Untertanen der übrigen contrahirenden Staaten, eben fo wie 
die eigenen Unterthanen behandelt werben. | 
Das Circ. Refer. des. Minifl. der Finanz⸗ und des Innern vom 2. Sepibr. 

1834. (Centr. Bl. 1841. p. 108.) enthält die erforderlichen Anweiſungen für die 
Behörden zur Ausführnng diefer Beſtimmungen, wobei namentlich) baranf aufs 
merffam gemacht iſt, daß die audgevehnteren Berechtigungen der Inländer bei 
dem Sauftrhantel nach dem Regulativ von 28. April 1824. (f. bafielbe unten) 
auch den Inländern allein verbleiben, umd nur gewiſſe Erleichterungen bezüglich 
des Grenzverfehrs eintreten follen. Den Juden, deren in den Verträgen nicht bez 
fonders gedacht if, ſoll unter Doransfegung der Gegenſeitigkeit vorläufig. der 
Beſuch der Märkte und Meſſen wie ben übrigen vereinsländifchen Unterthanen 
geßatter fein und, im Upbrigen ſollen ihnen, fa weit mäglich, die nämlichen Rechte 
in Bezug auf Handel und Gewerbe zuftchen, welche fie im Heimathlande haben, 
2) Bezüglich der Unterihanen anderer Staaten: 
8). Die Ki O. vom -22.- Mai 1843. (©. S p. 301.) 

In ——— Höhe der Abgaben, welche dieſſeitige Unterthanen in meh⸗ 
reren Staaten zu entrichten Haben, wenn fie daſelbſt Waarenbeſtellungen En 
Proben umberziehend fuchen, Waaren⸗Ankaͤufe im Umherziehen machen, oder fon 
ein ‚Beiwerke im: Umherziehan: betreiben, ermüchtige Ich, auf Ihren gemeinſchaft⸗ 
lichen Bericht vom 17. v. M. Sie, den Finan ifter,. die durch das G 
beſtener⸗Geſetz vom 20. Mai. 1820 beftimmte für. die Angehörigen ſolcher 
Länder, iu weichen die dieſſeitigen Unterthanen hinſichilich der von ihnen zu ent⸗ 
richtenden Gewerbsabgaben (Gewerbes, Patent-Stenern u. |. w.) minder günftiq, 
als die eigenen Angehörigen jener Länder ‚behandelt und außer Verhaͤltniß zu 
des, von den Angehörigen anderer Länder in Meinen Staaten zu entrichtenden 
Steuer belaſtet werben, nöthigenfalle bie auf das Achtfache zu erhöhen. Gine 
gleiche Stener⸗Erhoͤhuug kann auch für ‚diejenigen, welche den v ichneten 

ändern nicht angehaͤren, im dem Falle angeorduet werden, wenn. fie für Rech⸗ 
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Oewerbe-Steuerpfligtigfeit überhaupt. 


$. 2. Gewerbeſteuerpflichtig find fortan nur 

der Handel, 

die Gaſtwirthſchaft, 

das BVerfertigen von Waaren auf den Kauf, 

der Betrieb von Handwerken mit mehreren Gehülfen, 

der Betrieb von Mühlenwerken, 

das Gewerbe der Sqiffer,e) der Fracht⸗ und Lohnfuhrleute, 


ung ber Angehörigen folder Länder irgend ein Gewerbe Im Umberziehen im 

diefleitigen Gebiet betreiben. Wer ohue Entrichtung der nah der gegenwärtigen 

Drbre und mach den in Folge berfelben srlaffenen Anorbuungen zu erlegenden 

Gewerbeſteuer, ſelbſt oder durch Andere, ein von diefer Steuer betroffenes Ger 

erbe betreibt, ober e8 unternimmt, biefe Steuer ganz ober theilweife anf irgenb 
eine Art zu umgehen, hat neben ber Konfisfation der, bes Gewerbes wegen mits 
geführten Gegenfände, das Vlerfache ber erhöheten Jahresſteuer ale Strafe ver- 
wirft, inf bes Verfahrens gegen bie Kontravenienten, kommen bie in 

Betreff der Zuwiderhandlungen gegen das Gewerbeſteuer-Geſeh überhaupt beſte ⸗ 

Senden Beftimmungen zur Anwendung. Die weiteren Ausrbnungen, welche ae 

Ausführung der gegenwärtigen, durch bie Gefepfammlung zu publigitenden Di 

— find, Haben Sie, der —E durch Die Amteblätter befannt 

iu machen. 

b) das Circ. Nefe, des Bin. Min. vom 28. Juli 1843. (Gentr. BL. p. 188.), 

weldes in Folge ber erteilten Gruächtigung vorläufig Folgendes befimmt: 

4) Die Angehörigen des Königreichs Dänemark (einfhlieglih der Herzogthümer 
Schleswig und Holflein), des Königreichs Hannover, der Nieverlande und 
des Königreichs Belgien, fo wie die Angehörigen der beiden Großferzegihüs 
mer Medienburg haben für die Gewerbeſcheine, deren fie zum lmberreifen 
Vehufs des Suchens von Waarenbeitellungen im bieffeitigen Gebiete bebürz 
fen, fortan eine Jahresfleuer von Sedyzig Thalern, flatt der bieher 
erhobenen Gewerbeſteuer von Zwölf Thalcen, für die Berfon, zu entrichten, 
wenn das Suchen der Beftellung für, Rechnung bes Peifenden felbfi ober 
für Vechnung eines andern Angehörigen einer ber vorgenannten Staaten 


n vereinslänbifcgen Unlerthauen, fo 
w andern, als ber zw 1. gemaumnien 
der zu 1. bezeichneten Perſonen ums 
tigen Gebiete fuchen. . 
a Allerhoͤchſten Erlaß vom 22. Mal 
wonungen zu entrichtenben erhöhten 
ng ber in jenem Erlaß enihalienen 
verfolgen. 
töfchiffer beſtimmt mit Rüdficht auf 
Bermeflung der Schiffögefäge. 
»._(Gentr. BL. p. 108) 
Ian ver fehler gehe 
jebung ber 16 # en, 
Jetwerbeftener.: . BR. 8 ein 
23. October v. 3. vermeflen, fo Aſt 
— — —S* 
us biefem trgebenbe ig⸗ 
wer, bey lompettulen Behoͤrde ungẽ ⸗ 
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der Pferdeverleiher und diejenigen Gewerbe, die von um⸗ 
herziehenden Perſonen betrieben werden. 


Nähere Beſtimmungen. 
A. für den Handel.*) 


$. 3. Die Gewerbefteuerpflihtigfeit vom Handel trifft 
jedes Groß» oder Einzelns Handeld-, Kommiſſions⸗, Spe- 


ſaͤumt anzumelden, und es iſt nach Maaßgabe diefer Tragfähigkeit, vie Ge⸗ 
werbeſtener feftzufegen und einzuziehen. 
b) Schiffer, deren Gefäße nicht nach der Anmwelfung vom 23. Octbr. v. J. 
vermeſſen find, haben die Tragfähigkeit verfelben nach ihrer eigenen Kennts 
niß auf Pflicht und Gewiſſen, jedoch wenn fie ältere Meßbriefe oder fonftige 

Scriftftüäde über die Tragfähigkeit befigen, unter Borlegung biefer Schrift- 

ſtuͤcke, Behufs ber Entrichtung der Gewerbeſteuer anzumelden. Ueber die 

Anmeldung wird eine Verhandlung aufgenommen und in berfelben dem 

Schiffer, mit Hinweifung auf den 6. 39. b. des Gewerbeftener-Gefeges vom 

30. Mai 1820, bemerklich gemacht, daß eine unrichtige Angabe ber Trag⸗ 
fuähigkeit die Gewerbeftener-Rontraventionsftrafe nach fich ziehe. " 
0) Liegt ein näher: begründeter Verdacht vor, daß die Tragfühlgfeit zur 
Serxkurzung ber Gewerbefleuer zu geringe angegeben fei, fo Tonnen bie, zur 

Führung von Unterfuchungen wegen Gewerbefteuerfontraventionen Eompetenten 
‘ Behörden, in Gemänheit des 6. 1. ver Anweifung eines im F. 3. berfelben 

genannten HauptsAemter wegen der Bermeflung anch folcher Kähne vequiris 

ven, welche nicht die, in der Anweifung bezeichneten Waflerfiragen befahren. 
2). Das Refer. des 5. M. vom 28. März 1839. (Center. BL. p. 107.) 

Su Verfolg der Verfügung vom 9. Juni v. S. II. 6864 wird beflimmt 
daß, wenn ein zum Betriebe des Flußſchiffer⸗Gewerbes benutztes Gefäß nach der 
Anweifung vom 23. October 1837 von Neuem vermeflen und dadurch eine 
andere, als die bis dahin der ©ewerbeftener-Veranlagung zum Grunde gelegte 
Tragfähigkeit ermittelt worden, diefe Tragfühigfelt erſt vom Anfang des, auf bie 
Vermeſſung folgenden Jahres ab für die zu erlegende Schiffergewerbeftener maaßge⸗ 
bend fein foll, fofern nicht nach den Umftänden anzımehmen tft, daß vie Tragfä⸗ 
bigfeit früher, in der Abficht, die Steuer zu hinterziehen, zn geringe angegeben 
dworden. In dem letziern Falle tritt das Etrafberfahren mit Einziehung der ruͤck⸗ 
flänbigen Steuer, nad Vorſchrift des F. 39. b. des Gewerbeſteuergeſetzes vom 
30. Mai. 1820. ein. 

Iſt in einzelnen Fällen, auf den Grund der, erft nach Beginn des jeht lau⸗ 
fenben Jahres vorgenommenen neuen Bermeflung, die Veranlagung ber Gewerbes 
feuer für wiefes Jahr Bereits erfolgt, fu hat es dabei fein Bewenden und die 
Stener wird, dieſer Veranlagung gemäß, eingezogen. 

3) Das F. M. Refer. vom 23 Mai 1839. II. 11381., wonach ſolche Schiffer, 
7 die bei Anmelbung ihres Gewerbes Feine Nichfcheine über bie ermittelte 

Tragfähigkeit ihrer Schiffe vorlegen können, in einem befonderen Protokolle 

die Tragfähigfeft —— angeben, und unter Verweiſung auf den 
: 78. 39b. des Gewerbeſtener⸗Oeſetzes vor einer unrichtigen Angabe gewarnut 
.. werben follen. = | 
7) Durch foätere gefehliche Beſtimmungen find ber Steuer vom Handel 
unterworfen worben: — 3 

H die Apotheker laut K. O. vom 11. Junt 1826; (G. ©. p. 61.), Re 
‚mögen ſich anf den Verkauf von Arzneimitteln beſchraͤnken, ober andere 
MWaaren dautben führen; © J 57 
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. ditionde, Wechſelbank⸗, Leibe, Aſſekuranz⸗, Fabrik⸗ und 
Rhedereigeſchäft, das unter einer befannt gemachten Firma 
mit kaufmänniſchen Rechten betrieben wird. Auch die bei 
der Kaufmannſchaft angeftelten Mäfter uud Handels⸗ 
Agenten find der Steuer unterworfen. 

Welche Firma kaufmänniſche Rechte verleihe, iſt nad 
den Gefegen jedes Orts zu beumpeilen. Wo dieſe nichts 
beftimmen, treten ohne Unterfchied ber Provinzen bie Ans 
orbnungen bes Allgemeinen Landrechts 65. 475. und 483. 
— 487, Tit. 8, Th. U. ein, weiche in der Beilage A 
abgebrudt find.*) 

54 Die Steuer wird von jeder einzelnen Firma, von 





2) die Pfandleiker nach herfelben Ordre, fo wie bie nicht bel der Kauf ⸗ 
mannfchaft angeftellten Mäfler und Kommifftonäre, welche aus ver 
Bermittelung nich.Taufmännifeger Gefchäfte ein Gewerbe machen. 

3) Die Privatverfiherungs-Gefellfchaften und andere Privatvereine 
diefer Art mach folgender NK. D. vom 3. Mat 1828. (G. ©. p. 64.) 

¶ Das Gewerbeftener-Öefeg vom 30. Mai 18 
überhaupt her Gewerbeſteuer unterworfen. @s fa 
iu den Handelögefcpäften auch der Betrieb der P 
und anderer auf einen Generbened gerichteten ' 
muß, wie denn im $. 3. die Affefuranzgefchäft 
ustrüdlich genannt find. DB dergleichen Privan 
ten betrieben werben ober nicht, hat auf ihre X 
finen Cinfinß, da ihr Verkehr auch im zweiten | 

ft nicht verändert, mub die Verfteuerung aller ohne faufmännifche Rechte 
etnebenen Hanbelsgefhäfte im $. 5. bes Geſehes angeorbnet iR, wie Ich ſolches 
in meinee Ordre v. IN. Juni 1826 in Bezug auf bie Kommlifions» und Beil 
geidäfte bereits erflärt Habe. Ga iR Hiernach gefeplih begründet, daß bie 
Privat + Verſicherungsgeſellſchaften, und andere auf einen Gewerbezweck gerichteten 

eine, fo tie deren Agenten, wenn fie nicht ſchon eime Steuer von ihrem 
anderweitigen Gewerbe entrichten, entweder mach $. 3. ober nach $.5. des ©. v. 
%W. Mai 1820 der Gewerbeftener unterworfen find, Um jedoch bie hierüber ente 
Randenen Zweifel zu befeitigen, haben Sie biefen Befehl durch die G. ©. zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

*) Die oben allegirten Paragraphen des Lanbrechts lauten wie folgt: 

. 475, Wer dem Handel mit Waaren ober Wechfeln als fein Hauptgeſchaͤft 
Iehreibt, wir ein Kaufmann genannt. 

$. 483. Die Unternehmer ber Fabrifen Haben, in Kückſicht anf ben Vetrieb 
derfelben, und den Abſatz ber baria verfertigten Wagren, Faufmännifcpe deechte 

$. 484. Gben dies gilt von Schiffschebern, iM Anfehung bes auf die Res 
dnei unmittelbar Bezug Habenden Gejdhäfte. 

%. 485. Bewohner des platten Landes, die nur mit felbA erzeugten, 
ober duch Tanbwirtäicpaftliche Mittel verebelten Produkten, tngleichen Handivers 
in und Babrifanten, weiche mit den von ihnen felbft verfertigten Arbeiten Verkehr 
heiben, find für Kaufleute nicht zu achten. 

$. 486. Krämer in Dörfern und Sleden, Hauſiter, Tröbler und gemeine 
Bittunlienhändler, Haben nicht die Rechte der Kaufleute, 

8. 487. Wer nur einzelne Lieferungen übernimmt, wird dadurch noch Fein 

m. 98 
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fedem einzelnen Komtoir, von febem einzelnen Laden, ohne Rüde 
fiht auf die Zahl der Theilnehmer, erhoben, 
F. 5. b) Der Steuer vom Handel find ferner unterworfen, 
die ein Gewerbe daraus machen, neue oder alte Saden, 
Waaren und Erzeugnifie jeber Art zum Wiederverfauf ans 
zufaufen, oder zum Verkauf in Auftrag zu übernehmen, ohne 
| Taufmännifche Rechte zu befigen, als Lieferanten, Vieh > oder 
Pferbehändler, Auffäufer, Krämer, Tröbler, Höfer und 
Biftualienhändler u. ſ. w. 
F. 6. Als Biltualienhändler zu beftenern tft auch: 

. aa) wer, gewerböweife, Vieh vom erfauften Futter unterhält, 
um ed zum Berfauf zu mäften, oder mit der Milch zu 
handeln; 

bb) wer die Milh einer Heerde, das Obſt eines Gartens, 
ben Fiſchfang in Gewäſſern und ähnliche Nugungen, ab- 
gefondert, zum Gewerböbetriebe pachtet. 


Ausnahmen. 


6, 7. Alter Handel der Ausländer auf Meffen und Sahr- 
märften iſt von biefer Steuer ($. 3. bis 6.) frei.*) 

6 8. Fremde Einfäufer inländifcher Erzeugniffe oder Fabri— 
fate find frei, fofern fie nicht, umberziehend, Auffäuferei im Eins 
zelnen betreiben. **) 


B. Für die Gaftwirtbfchaft. 


6.9. a) Ber, gewerbsweife, ein offenes Lokal halt, um 
Herfonen mit oder ohne Koft für Bezahlung zu beherbergen, 


iſt als Gaftwirth flenerpflichtig. 
b) Wer, gewerbsweife, möblitte Zimmer (chambres garnies) 





*) Eine Ausnahme hiervon begründet die K. O. vom 19. Sertember 
1828, welde ausländifhen Juden den Einzelverkauf —* Waaren auf 
den Märkten in den Städten und Flecken ber vormals fächfiſchen Landestheile 
verbietet. (v. K. Ann. Bd. XII. p. 1083. 

*°) Fernere gefekliche Ausna nen von der Steuer für den Handel begründen: 

1) die 8. O. vom 30. Juni 1833, wonach von dem Handel, welchen Auslän- 
ber auf Wochenmärkten mit ſolchen Confumtibilien treiben, welche zu ven 

Ken gehören, Teine Bewerbeftener erhoben wird, (©. S 
| 1 

2) die oben zu $. 1. des Geſetzes mitgetheilten Artikel der verfchiebenen Zoll⸗ 
vereinigungs = Verträge, wonach diejenigen, welche Anfäufe machen oder 

Mufter bei fi führen, um Waarenbeftellungen zu fuchen, wenn fle in dem 

Dereinsftaate, wo fie wohnen, bie Berechtigung dazu durch Entrichtung der 

geistigen Abgaben erworben Haben, oder im Dienfte folcher Berechtigten 

ehen, in ben andern Dereinsftanten Feine weitern Abgaben dafür entriägten. 
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vermiethet, tft berfelben Steuer unterworfen, jedoch nicht der, 
welcher bloße Sclafftellen hält. *) 

| S. 10. c) Wer, gewerbsweife, ein offened Lofal hält, um 

| zubereitete Speifen oder Getränk, zum Genuß auf der Stelfe 
oder außerhalb, feil zu bieten, iſt als Speife- oder Schank⸗ 
wirth fleuerpflichtig. | 

| 


d) Reftaurateurs, Garköche, Zuderbäder, fogenannte Italiäner⸗ 

und Schweizerladen, Pfefferfüchler, Kaffeeſchänker, Tabagiften 
u. dergl. ſind hierunter begriffen. 

e) Der Betrieb⸗ des Bäcker- und Schlächtergewerbs gehört 
nicht hieher, ſondern iſt als Fertigung der Waaren auf den 
Kauf, zu beſteuern. 


C. Ausnahmen für das Verfertigen von Waaren auf den Kauf. 


| 
| F. 11, Landleute, die in den Stäbten auf offenem Markte 
Ä an Marktagen Roggenbrot verfaufen, find fleuerfrei, in fofern fie 
das Barden des Brots nur ald Nebengefchäft treiben. **) 


D. Ausnahmen für die Handwerke. 


$. 12. Gewerbefteuerfrei find 

a) Handwerker, die in der Regel nur um Lohn oder nur auf 
Beftellung arbeiten, ohne aud außer den Jahrmärkten ein 
offenes Lager von fertigen Waaren zu Halten, fo Tange fie 
das Gewerbe nur für ihre Perfon oder mit Einem erwach⸗ 
fenen Gehälfen und mit Einem Lehrlinge betreiben. Die 
Hülfe weibliher Hausgenoffen und eigener Kinder unter 
15 Sahren bleibt unberüdfichtigt. | 
$. 13. b) Weberei und Würkerei, fofern fie nur als Ne⸗ 
benbefhäftigung neben anderem Gewerbe, ober auf nicht 
mehr als zwei Stühlen betrieben wird, ***) 





*) As Ansnahme hiervon warb mit Koͤnigl. Genehmigung zunaͤchſt unter 
dem 9. Januar 1822 das Dermiethen moͤblirter Zimmer in Univerfitäts-Städten 
an Studenten, quartal⸗ oder monatsweife, frei gegeben, fo lange nicht mehr als 
eine Stube und Kammer vermieihet werben. Durch K. O. vom 30. Juni 1823 
aber ſind überhaupt Einwohner, welche nicht mehr als ein möblirtes Dimmer 
vermiethen, wenn vie Miethszeit auf minveflens 3 Donate verabredet wird, von 
ver Steuer befreit. (vn. K. Ann. Sb. VII. pag. 55% 3b, VIIL pag. 1012.) 

**) Eine fernere gefeglihe Ausnahme für das Verfertigen ber Waaren 
anf ben Kauf begründet die (unten mitgeiheilte) 8. O. som 10. Jannar 1824,, 
wenach die Brauntivein = Fabrikation gegen Entrichtung der barauf gelegten 
Naiſchſtener von der Gewerbeſtener befreit worden if, 

Rah ber K. O. v. 8. Mat 1829. (G. ©. ©. 46) find Weber und 
Bürker mit nicht mehr als zwei Stühlen, welche nur eigene Waaren abfepen 
und Seinen offenen Lahen Halten, überhaupt gewerbeſteuerfrei. 4 
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E. Ausnahmen für die Müplen. 

.$& 14. a) Mühlenwerfe, vie bloß für den eigenen Verbrauch 

des Beſitzers arbeiten, oder u 

b) nur zu Ent» oder Bemwäfferung der Ländereien beftimmt find, 
unterliegen der Gewerbefteuer nicht, 
$. 15. c) Hammer-,*) Bohr-, Schleif-, Polir⸗, Papiers, 
Loh- und Walfmühlen, Mafchinen zum Bergbau, zum Hüts 
ten= und Salinenwefen, fo wie überhaupt durch) Elementar« 
oder thierifche Kräfte getriebene Mafchinen, die zur Bear⸗ 
beitung ber Fabrifmaterialien, zur Spinnerei, Weberei, Ap⸗ 
pretur, dienen, werben nicht mit ber Mühlen=, fondern ents 
weder mit der Handeld- oder mit der Handwerks⸗Gewerbe⸗ 
fteuer betroffen, und auch biefes nur in fo fern, als fie 
felbfiftändig betrieben werden, und nicht zu einer ſchon außer: 
bei gewerbefteuerpflichtigen Sabrifanftalt oder Sorietät ge= 

R | 


% 


F. Ausnahme für das Fracht- und Lohnfuhr⸗Gewerbe und, für 
Pferbeverleiher. | 


F. 16. a) Landwirthe, die mit ihrem Wirthfchaftsgefpanne 


gelegentlich auch Frachtfuhren verrichten, find der Gew erbes 
fteuer als Fuhrleute nicht unterworfen. | 





) Wegen der Beflenerung des Hammer⸗ und Hüttenbeiriebes vetgleiche 
4) vie 8. O. vom 9. Januar 1823, (G. ©, p. 16.) 
Anf den Antrag des Staatsmin. vom 20, v. M. genehmige Ich, daß ber 
Bergbau, fo wie der Hütten- und Hammerbetrieb, zu welchen nach ben 
Provinzial⸗Verordnungen eine Belchnung ber Bergbaubehörbe erforderlich tft, 
von ntrichtung der allgemeinen Gewerbefteuer frei fei, und gebe bem 
Staates Minikerium die weitere Verfügung anheim, 
2) Die K. DO. vom 17. December 1833: (G. ©. 1834. p. 5.) 
Auf den Antrag des Staates Minifteriums vom 28. Aug. c. beftimme Ich, daß 
bie Gewerbeftenerfreiheit, die Ich im meiner Ordre vom 9. Januar 1833, 
nur foldem SHüttenbetriebe, zu welchem nach den Provinztals Berorbmungen 
eine Belehnung der Bergbaußehörbe erforderlich ift, bewilligt Habe, vom: 1. 
Zanuar k. 3. ab, ohne Ausnahme allem Hüttenbetriebe zuſtehen fell, in ſo⸗ 
fern berfelbe nicht mit einer Fabrikation von Waaren zum Handel verbuns 
dern iſt; wobei fi auch von felbft verfleht, daß ſolche Fabrifationskäkten, 
welchs, wie Glass und Ziegelhütten, nur mißbräuchlich mit bem Namen 
„Hütten“ belegt werben, der Gewerbeſteuer ımterliegen. Dagegen find ſaͤmmt⸗ 
liche Hammerwerfe vom 1. Sannar k. I. an, fo weit es noch wicht geſche⸗ 
hen iſt, der Gewerbeſteuer zu unterwerfen, da bie beſondere Konceſſion, bie 
in einigen Laundegtheilen zur Anlage eines Hammers im Verwaltungswege 
ertheilt wird, keine Belehnung aus dem Titel des Bergregals iſt mnb in ben 
einzelnen Provinzen Keine Berfchtebenheit der Beſteneruug eines und veflelben 
Fabrikationszweigs veranlaflen darf. Das Stantsminikerium hat dieſe Ordre 
buch die G. ©, zur öffentlichen Keuntniß zw bringen, ' 
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b) Zuhrleute und Pferdeverleiher, bie ihr Gewerbe nur mit 
' Einem Pferde betreiben, find frei, 


G, Ausnahme für die Schifffahrt. *) 
$. 17. Das Schiffergewerbe mit Stromſchiffen und Lichter» 
fahrzeugen unter und bis zu brei Laſten Tragbarfeit, einfchlieglich, 
it gewerbefteuerfrei, 


H. Allgemeine Ausnahme wegen boppelten Gewerbebetriebe. 


$. 18. Wenn mehrere Gewerbe abfitlih mit einander in 
Verbindung gefegt find, und an demfelben Drte von Einer Per» 
fon betrieben werben, foll die Gewerbefteuer nur Einmal nad) dem 
gemeinfchaftlihen Umfange .derfelben erhoben werden. Der zus 
fällige Betrieb verfhiebenartiger Gewerbe durch Eine Perfon ift 
einer foldhen gewerblichen Verbindung nicht gleich zu achten. **) 


Berechtigung zum Gewerbe. 


&. 19. a) Wer ein Gewerbe betreiben will, es mag fleuer- 
frei oder pflichtig fein, muß der Kommunalbehörde des Orte 
Anzeige davon machen. 


Anzeige. 


b) Zur Anzeige an diefe Behörde ift auch derjenige verbunden, 
ber fein bisheriges Gewerbe im Orte zu betreiben aufhört. ***) 





*) Die Regeln file die Schifffahrt enthält 5.2. des Geſetzes, wubei bie da⸗ 
zu oben mitgetheilten fpäteren Borfchriiten zu vergleichen find. 

»2) Demgemäß müflen beifpielsweife: Viktualienhändler, welche für 
eigene Rechnung ſchlachten und mit dem Aleifche, gleichviel ob roh oder gefalzen 
und geräuchert, Handel treiben, nach dem R. des Finanz⸗Min. vom 15. Febr. 
1839 neben der Gewerbefteuer vom Handel auch als Schlädhter Gewerbeiteuer 
jablen. (Gentr. BL. f. Verw. 1839. ©. 35.) . 

Behr. tie Berpflihtung zur Anmeldung der Gewerbe und bas 
Berfahren babei find zu vergleichen 
I) Das Refer. vom 6. Juni 1839. (Gentr. Bl. p. 112.) 

@in Handwerker, welcher den Betrieb feines Gewerbes, in Befolgung der 
Vorſchrift des 6. 10. des Gewerbeſtener⸗Geſetzes vom 30. Mai 1820, bei 
der KommmalsBehörbe feines Wohuorts angemeldet hat, wird, fo weit es 
auf die Befolgung der vorgedachten gefeblichen Beſtimmung ankommt, bloß 
Dadurd, daß er auf Beftellung in einem andern Rollenbezirbe, als 
dem feines Wohnorts, handwerksmaͤßige Verrichtungen voruimmt, zur noch⸗ 
maligen Anmeldung feines Gewerbes nicht verpflichtei. Hat berielbe fein 
Gewerbe, ald im feuerpflichtigen Umfange betrieben, bei ber Behörde 
feines Wohnorts angemeldet: fo braucht er den anderswo auf Beflellung 
auszuuͤbenden Betrieb defielben unter Teinen Umfländen noch befonders ans 
zueigen, ed mag vieler Handwerksbetrieb außerhalb feines Wehnorts im 
fieuerfreien ober Reuerpflicptigen Umfange bewirkt werten. Es muß aber ber 


R. 


en 
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Gewerbefchein. 


$. 20. a) Gewerbefcheine werden fortan nur für folde” 


außerhalb des Wohnorts vorgenommene fleuerpflichtige Betrieb bei der künf⸗ 
tigen Abmefung der, yon dem Handwerker in feinem Wohnorte zu entrich- 
tenden Gewerbeftener mit berüdfichtigt werben. 

Wenn dagegen ein Handwerker, der fein Gewerbe in feinem Wohnorte nur 
im ſteuerfreien Umfange betreibt und daflelbe demgemaͤß nur angemeldet 
bat, folches außerhalb feines Wohnorts anf Beftellung im fleuerpflichtie 
gen Umfange, alfo namentlih mit mehreren erwachſenen Gehülfen ausübt, 
jo ift er verpflichtet, bei Vermeidung der im 6. 39. litt. b. bes Gewerbes 
ſteuer⸗Geſetzes beftimmten Strafe, der Behörde feines Wohnorts davon An⸗ 
zeige zu machen und bei biefer die Steuer zu entrichten, 

Den Behörden vesjenigen Orts, in welchem ber Handwerker, ohne dort ſei⸗ 
nen Wohnfig genommen zu haben, fein Gewerbe auf Beftellung ausübt, 
liegt es ob, ſich davon Meberzeugung zu verfchaffen, daß derſelbe der Bes 
ſtimmung bes zu Eingang angeführten 8. 19. genügt hat und, wenn dies nicht 
HE fein follte, die Ginleitung des Strafverfahrens wider ihn herbei⸗ 
zuführen. 

Auf die polizeilichen Beftimmungen in Betreff der Zuläffigkeit des Gewer⸗ 
Betriebs bezieht fih das DVorftehende nicht. Auch verfteht es fih von ſelbſt, 
dag, Hinfichtfich des Anbietens und Suchens unbeftellter Arbeit, die Bes 
flimmnng des Hauſir⸗Regulativs vom 28. April 1824 maaßgebend find. 


2) Das Rejer. d. M. d. Sun u. d. 8. v. 9. Aug. 1839. (Centr. Bl. p. 255.), 


welches unter Aufpebung und Abänderung der früher deshalb ergangenen 
Deitimmmngen vom 6. Auguſt 1827 und 16. Februar 1835. Folgendes 
anorbnet: 

a) Jede Kommunals oder fonft mit der Führung von Notiz⸗Regiſtern über 
die Gewerbetreibenden, beziehungsweife der Gewerbeftenerrollen und Liften 
beauftragte Behörbe, bei der ein Gewerbe, welches nur auf Grund einer 
polizeilichen Grlaubniß oder nach erlangtem Bürgerredyt betrieben werben 
darf, behufs Entrichtung der Gewerbeftener, ohne Beibringung jener Er⸗ 
laubniß, beziehungsweife des Bürgerbriefes, angemelvet wird, hat die Anmels 
dung zwar in bem tiber die Gewerbetreibenden geführten Notizregifter beider 
betreffenden Steuerflaffe nachrichtlich zu vermerken; es wird aber auf Grund 
ber bezeichneten Anmeldung fünftig die Steuer weder in ber Zugangertifte 
oder Steuer-Rolle aufgenommen nod) eingezogen. 

Dagegen eröffnet’ 

b) die zu a gedachte Behörbe, bei welcher die Anmeldung bewirkt if, dem 
Anmeldenden zu Protofoll oder fchriftlich, vaß er, bei Vermeidung einer pos 
lizeilichen Strafe von 5 bis 50 Thlr. oder der fonft beftimmungsmäßigen 
Ahndung, das Gewerbe vor erlangter polizeilicher Erlaubniß oder vor 
werbung des Bürgerrechts nicht ausüben dürfe, daß daher bie Gewerbes 
jteuer von ihm nicht werbe eingezogen werben, daß er aber, bevor er, nach 
erlangtem Bürgerrechte, das Gewerbe wirklich anfange, daſſelbe, unter Bei⸗ 
bringung der Erlaubniß, beziehungsweiſe des Bürgerbriefs, behufs Entrich⸗ 
tung der Gewerbefteuer, anmelden müfle. 

c) In der Regel iſt die zu a. bezeichnete Behörbe zugleich die Polizeibehoͤrde. 
Alsdann hat diefelbe in diefer Iegtern Cigenfchaft darüber zu wachen, d 
das Gewerbe nicht ausgeübt werde, und, den Umftänden nad, das Straf⸗ 
verfahren einzuleiten. Sf aber die zu a bezeichnete Behörde nicht zugleich 
die Polizeibehörbe, fo hat erftere bie Iegiere, zu bem vorgebachten Bwede, 


jedesmal von dem, in Gemaͤßheit der Anordnung gu b Veranlaßten in 


Kenntuiß zu feßen. | 





| 
| 


| 
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Gewerbe eriheilt, welche mit Umberziehen (H. 2.) betrieben 

werben.*) 

b) Sie find nur für das Jahr gültig, für welches fie ertheitt 
werben, 

c) Die Ausfertigung gefchieht durch die Regierungen. 
$. 21. a) Perfonen, die von Ort zu Ort umberreifen, um 
Waarenbeftellungen zu fuchen, müffen mit einem Gewerbe- 
ſchein verſehen fein, 

b) Dagegen bedürfen diejenigen, bie ein offenes Gewerbe treiben, 
und zu beffen Behuf umberreifen, bloß um die Materialien 
zu ihrer eigenen Fabrifation aufzufaufen, feines Gewerbe: 
fcheing, fondern bloß einer polizeilichen Legitimation, 
$. 22. Diejenigen, welche umherziehend ein Gewerbe betreis 

ben, müffen drei Monat vor Ablauf des Jahre Die Ausfertigung 
neuer Gewerbefcheine bei der Regierung nachfuchen, 

S. 23. Sie find verpflichtet, fih vor dem Anfange ihres 
Geſchäfts bei der Kommunalbehörde des Orts zu melden. 

S. 24. Gaftwirthe find fhuldig, von ſolchen Perfonen, wenn 
fie über Nacht aufgenommen fein wollen, fich den Gewerbefchein 
für das Yaufende Jahr vorzeigen zu laffen, und wenn fie ihn 
nicht befigen, der Ortspolizeibehörbe fofort Anzeige zu maden. 


Sätze ber Gewerbefteuer und Regeln der Erhebung. 


F. 25. Die Säte der Gewerbeftener und bie Regeln, nad 
welchen fie ausgemittelt, vertheilt und eingezogen werden follen, 
weifet die Anlage B. nad. *) 


Mitwirfung ber Gewerbetreibenden bei der Bertheilung der Steuer. 


S. 26. Da e8 zur Erleichterung der Gewerbe angemeffen 
ift, dag den Steuerpflichtigen felbft bei ver VBertheilung der Steuer 


d) Jeder, welchen fortan bie polizeiliche Erlaubniß zu einem Reuerpflichtis 
gen Gewerbe oder das Bürgerrecht Behufs Ausübung eines folhen Gewer⸗ 
bes eriheilt wird, iſt dabei anfzuforbern, das Gewerbe oder deſſen Beginn, 
Behufs Cntrichtung ber Getwerbefteuer, anzumelden. Außerdem Hat diejenige 
Behörde, von welcher die polizeiliche Erlaubniß oder der Bürgerbrief erteilt 
ift, je nach der beſtehenden, zu c erwähnten Cinrichtung, beziehungsweife 
Das fleuerliche Interefie felbft wahrzuuchmen oder, zu dieſem Zwecke, die zu 
a bezeichnete Behörde von demjenigen, was in Gemaͤßheit des Vorſtehenden 
veranlagt ift, in Kenntniß zu feßen. 
®) Die 885 20 - 25 des Gejepes ſind durch die unten mitgetheilten Regu- 
lative über den Gewerbebetrieb im Uinherziehen näher ergänzt und modifizirt 
— wohn auch wegen ber hierüber fpäter ergangenen Beflimmungen ver 
wiefen wird. 

*) Das Nähere über ven Inhalt der Anlage B des Gefeges vergleiche im 
dem Anhange unter B. | . 
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\ viel möglich eine Einwirkung geftattet werde, fo fegen Wir 
bag | R 
ei 41) die Gemwerbetreibenden, welchen faufmännifche Rechte bei- 
gelegt find (F. 3.) | 
2) die Gaft:, Speifes und Schanfwirthe, 
3) die Bäder, | 
4) die Schlächter, und zwar 
jedes dieſer Gewerbe unter fih, eine Geſellſchaft bilden, welcher 
ein Jeder beitreten muß, der das Gewerbe treibt. *) 
a) In den drei eriten Abtheilungen ber Städte, welche die Bei- 


lage B. enthält, bildet jedes biefer & Gewerbe in jeder ein⸗ 


zelnen Stadt eine ſolche Geſellſchaft. 

b) In der’ vierten Abtheilung vereinigen fi) die A Gewerbe des 
ganzen Kreifes, um die 4 Geſellſchaften zu Bilden. 

Die Regierungen find ermächtigt, auch bei den übrigen Bier 
nicht benannten, gewerbtreibenden Klaffen dergleichen Geſellſchaf⸗ 
ten zu bilden, wenn ſolches den Örtlichen Verhältniſſen nach aus⸗ 
führbar if, _ 

$. 27. a) Diefe Steuerverbindungen ftehen in feiner Be- 

ziehung mit etwanigen Zunftrechten, in welder Hinficht 

weder da, wo und in fo weit fie beftehen, durch gegenwär⸗ 
tiges Gefeb etwas abgeändert, noch da, wo fie abgefhafft 
worden, etwas hergeftellt werben foll. 

b) Schlächter und Bäder in der Nähe folder Städte, in wel- 
hen die Mahl- und Schlachtiteuer eingeführt if, find dem 
ftädtifchen Verein beizutreten, und die ſtädtiſche Gewerbefteuer 
in dem Falle zu entrichten verbunden, wenn fie nad dem 
Gefeg wegen der Mahls und Schlachtftener zu biefen Ab- 
gaben angezogen werben, **) | 
$. 28. a) den Gefellfhaften ($. 26.). liegt die Vertheilung 
der Steuer unter fih durch ihre Abgeorbneten ob, 

b) Zu dem Ende ernennen fie jährlih durch Stimmenmehrheit 
5 Abgeprdnete aus ihrer Mitte, 

c) Bei der Wahl ift zu beachten, Daß von diefen Abgeordneten 
Einer das Gewerbe im geringften, Eines im böchften und 
Zwei im mittlern Umfange treiben, Die Wahl des Fünften 
ift unbefchränft. 


d) Für jeden Abgeorbneten wird ein Stellpertreter erwählt, um 


ihn nöthigenfalld zu erfegen, 


°) Die Strafe der Weigerung zum Beitritt in die Stenergefellfchaft beſteht 
nach $. 41. des Gefebes im der Unterfagung des Gewerbebetriebs. 

*») Zu vergleichen find hierbei $. 14 — 18 des unten mitgetheilten Ge⸗ 
feges vom 30. Mai 1820 wegen der Mahl» und Schlachtfieuer. " 
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e) Iſt die Zahl ber Gewerbsgenoffen in einer Stadt ober einem 
Kreife nicht hinreichend, um fo viel Abgeordnete und Stells 
pertreter zu wählen, fo wirb burch die Gefammtheit der Ges 
ſellſchaft die Steuer vertheilt. 
$. 29. a) Die Verpflichtung zur Uebernahme des Amts eines 
Abgeordneten, und die Rechte der Obrigfeit bei der Wahl 
find, ohne Unterfchied der Provinzen, nad dem Allgemeinen 
Landredt 86. 160—165. Titel 6. Th. IL, welche dieſem 
Gefeg unter C. anhangweife beigefügt find, zu beurtheilen.*) . 

b) Sn den drei erften Abtheilungen, nad der Beilage B. leiten 
die Magifträte, in der vierten die Landräthe, die Wahlen 
der Abgeorbneten und führen bie Aufficht bei den Berathuns 
gen über biefelben, 

§. 30. a) Wo eine Bertheilung durch Gefellfhaften der Steus 

erpflichtigen felbft nicht Statt findet, wie bei dem Handel 
ohne Faufmännifhe Rechte u. f. w., wird bie Vertheilung 
in den drei erften Abtheilungen dur die Kommunals und 
in der vierten durch die Kreisbehörde bewirkt. 

b) Diefe Behörden find jeboch verpflichtet, ſich dabei des Raths 
der Gewerbetreibenden zu bedienen. Solche, die in Koms 
munalämtern fteben, können hierbei ihre Mitwirkung nicht 
verweigern, 


Berrichtungen ber Kommunal⸗ und Kreisbehörben, 


$. 31. Den Kommunalbehörden in ben drei erften Abtheis 
Jungen und den Kreisbehörben in ber vierten Tiegt ed ob, bie 
namentlihen Nachweiſungen der Gewerbefteuerpflichtigen, welche 





*) Die oben allegirten Beſtimmungen des A, Landrechts lauten wie folgt: 

F. 160. Es muß jedoch die Wahl der vorgefepten Obrigfelt zur Gchehmi- 
gung angezeigt werben, 

$. 161. Ein Mitglied der Corporation ift die anf ihn gefallene Wahl ans 
zunehmen verbunden, wenn ihm nicht eben die Grfinde ver Entichulbigung, aus 
welchen eine aufgetragene Vormundſchaft abgelehnt werden Fann, zu Statten 
fommen. 
$. 162. Die Benrtheilung der angeführten Entſchuldigungsurſachen gebührt 
der Obrigkeit. . 

8. 163. Die von ver Corporation gefchehene, und von dem Gewählten 
angenommene Wahl kann die Obrigkeit dennoch verwerfen, wenn der Gewählte 
die Eigenfchaften nicht befltt, welche nach allgemeinen oder nach den Gefegen 
der Sefellfchaft Ar biefer Stelle‘ erforderlich find. 

S 184, Wird die Wahl verworfen, fo muß bie Corporation von Neuem 


en. 
S- 165. Faͤllt auch dieſe Wahl auf einen Untüchtigen, fo verliert die Cor⸗ 
—5 für dieſen Fall ihr Wahlrecht, und die Stelle wird von ber Obrigkeit 

eſetzt. 
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in ihrer Stabigemeine oder in ihrem Kreife ein fteuerpflichtiges 
Gewerbe betreiben, jährlich anzufertigen, | 
Sie find für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit dieſer Nach- 
weifungen verantwortlich, 
$. 32. Auf den Grund derfelden werben bie Vertheilungen 
in vorgefchriebener Form ($$. 28. 30.) vorgenommen, die Ers 
hebungsrollen in den brei erften Abtheilungen von der Kommunals 
behörbe, in der vierten von den Steuerbeamten angelegt und Der 
Regierung zur Prüfung eingereiht. Der Finanzminifter fol 
über das hierbei zu beobachtende DBerfahren und über die Kon- 
trolle Des Zu⸗ und Abgangs befondere Anweifungen ertheilen. 
$. 33. a) Jedem GSteuerpflichtigen wird por dem Eintritt 
des eriten Zahlungstages befannt gemadt, wie viel er an 
Gewerbefteuer für Ein Jahr zu entrichten habe, | 
b) Wer gegen bie gutachtlihe Meinung der Abgeorbneten ober 
der Behörde, welde die Vertheilung angelegt haben, eine 
Ermäßigung des Anfages begründen zu können glaubt, dem 
fol ein Refurs durch die aufnehmende Behörde ($. 31.) 
an den Landrath, an die Regierung und an das Finanzmis 
nifterium offen ſtehen. Inzwiſchen muß er unter Vorbehalt 
bed Erfabes die Gewerbefteuer, foweit fie fällig wird, vor- 
läufig abtragen. | 
$. 34, a) Zur Erhebung der Gewerbefteuer find die Kom 
munalbehörben verpflichtet. *) u 
b) Diejenigen, welche auf einen Gewerbefchein umherziehend ein 
Gewerbe betreiben wollen, müflen für die Dauer des Ge— 
werbefcheing die Steuer im Boraus, folglich jedesmal für 
ein ganzes Jahr, und ehe ihnen der Gewerbefchein ausge⸗ 
liefert wird, bezahlen.**) 
°) Wegen ber Entbindung ber Gemeinden in den weſtlichen Provinzen von 


der Derpflichtung zur Erhebung der Gewerbefteuer vergleiche die oben ©. 45 zu 
—* er ——— mitgetheilte K. O. vom 6. Februar 1841. 

. 0 2 
e) — Erleichterung in Beziehung auf die oben angeordnete Vorausbe⸗ 
zahlung der Steuer für Gewerbe im Umherziehen iſt eingetreten durch die K. O. 
vom 15. Juli 1829. (G. ©. 1830. pag. 17.) 

Zur Beichränfung der Nachtheile, welche bei Löfung des Gewerbefcheins 
zum Betriebe eines Gewerbes im Umbherziehen durch’ die vorgefchriebene Vorauss 
bezahlung des vollen Steuerbeirages für die Gewerbetreibenden in befonderen 
Bällen entftehen Tönnen, beſtimme 85: 

1) dag den inlänbifchen Kaufleuten und Fabrifanten, falls fie im Laufe -des 
Stenerjahres die Verfonen wechfeln wollen, die für ihre Rechnung im Lande 
umberreifend Wanrenbeftellungen fuchen, geftattet fein joll, unter Zurüdgabe 
des Gewerbeſcheins für den bisherigen Reiſenden einen andern mit den Er⸗ 

forderniſſen des Regulativs vom 28. April 1824. 8. 13 verfehenen Ges 
ſchaͤftsfüͤhrer zu geftellen, ouf welchen für den Reſt des Steuerjahts ein 
neuer Gewerbeſchein ſteuerfrei auszufertigen iſt. | 
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c) Bon fiebenden Gewerben wird bie Steuer in monatlichen 
Theilen erhoben, und zwar mit der Klaffenfteuer zugleich, 
wo biefelbe eingeführt iſt. 

Die Gewerbefteuer (zu c) muß monatlih in den erften acht 

Tagen jedes Monats vorausbezahlt werden, wenn ber Steus 

erpflichtige nicht porzieht, fie auf mehrere Monate voraus 

zu berichtigen. . 

Bei unterbleibender Vorausbezahlung (d) läßt der Steuer⸗ 

Empfänger den Säumigen auffordern, die Steuer binnen 

drei Tagen, bei Vermeidung der Exekution, zu berichtigen. 

Nah Ablauf diefer Friſt wird zur Erefution gefchritten. *) 

Späteitens fünf Tage vor dem Ablauf jedes Monats muß 

. Die eingezogene Steuer nebft der Nachweiſung der unvers 
„meiblihen Ausfälle und der Nefte, bei welchen die Aufforde: 
rung und Erefution bis dahin fruchtlos geblieben, an die 
zum Empfange befiimmte Staatsfaffe abgeliefert fein. 

h) Was der Steuerempfänger vorſtehend (g) nicht nachweiſen 
fann, muß er ,gus eigenem Bermögen, in Stelle des Steu- 
erfehuldigen, vorfchußweife, an die Kaffe berichtigen. 
$. 35. Bleibt die Erefution fruchtlos, fo fann der Schuld- 

ner an dem fernern Betriebe des fteuerpflichtigen Gewerbes durch 

Schließung der Laden, und durch Beichlagnahme der Waaren 

und Werkzeuge, bis zur vollftändigen Berichtigung der Steuer, 

verhindert werben. **) 
$. 36. Den Kommunen wird für bie bei Ermittelung, Ver⸗ 
theilung und Erhebung der Gewerbefteuer ihnen übertragenen Ges 

fohäfte, der fünf und zwanzigfte Theil der. Einnahme zugeftanden. ° 

F. 37, a) Die Gefege, welche bie Berechtigung zum Ges 
werbe bisher in einzelnen Landestheilen verſchiedentlich be⸗ 
ſtimmt haben, follen einer Reviſion unterworfen, und, wo 


& Z 


m. 





2) Bei allen andern Inländern, welche ein Gewerbe im Umherziehen, anf ei- 
nen für ben vollen gefenlichen Stenerfab der 12 Thlr. ausgefertigten Ges 
-werbefchein betreiben, foll, falls der Inhaber des Gewerbeſcheins in den er- 

ſten drei Monaten des Jahres verfterben follte, dem überlebenden Chegatten 
und den Kindern die vorausbezahlte Gewerbeftener nach Verhaͤltniß ber Jah⸗ 
reöfteuer zu bem Ueberreſte des Jahres von dem Donate ab, der auf ben 

Todestag folgt, zurückgezahlt werben bürfen. 

*) Bergleiche hier die im allgemeinen Theil mitgetheilten Verordnungen v. 
6. Mai 1836 und 24. November 1843, fo wie das Hefer. vom 12. Derem: 
ber 1840. zu $. Sc des Klaſſenſteuer⸗Geſetzes (oben S. 44.) 

**) Nach einen Eirc, Refer. v. 20. Suni 1835. (v. K. Ann. Ihg. 1835.) 
foll zur Legung des Gewerbes via executionis nicht eher als am Schiuffe 
des Monats, für welchen ber Steuerpflichtige im Rückſtande geblieben if, ges 
Schritten werben, was aber auf Reftanten für mehr als einen Monat feine 
Anwendang findet, 
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es nöthig, verbeffert, ergänzt, ober durch neue Anorbnungen 
erfegt werben. 

b) Bis zur Beendigung diefer Reviſion und bis in Folge ber 
fetben nähere Beitimmungen werben erlaffen werden, follen, 
au da, wo bad Geſetz über bie polizeilichen Verhältniſſe 
der Gewerbe vom 7. September 1811 nicht publizirt iſt, 
diefenigen Perfonen für folde geachtet werden, die ein Ge- 
werbe umberziehend betreiben, welche in den 66. 136—139. 
des gedachten Geſetzes als folche bezeichnet find. Diefe ges 
feglihen Vorſchriften find in der Beilage D. beigefügt. *) 
6. 38. Das Umberziehen mit Material» und Spezereiman. 

ren, mit Wein, Branntwein und Liqueuren aller Art, fo wie 
mit Zeugen, die aus Wolle, Baumwolle oder Seide, ganz oder 
in Bermifhung mit andern Materialien, verfertige find, ſoll 
Fünftig nicht mehr geitattet werben. **) " 
6. 39. a) Wer die im $. 19, angeordnete Anmeldung des 
Anfangs oder Aufhörens eines Gewerbes unterläßt, verfällt 
in re Thaler Strafe, wenn das Gewerbe nicht ftenerpflich- 
tig. iſt. Ä 

b) Wer den Anfang eines fleuerpflichtigen Gewerbes nicht an⸗ 

zeigt, erlegt neben der rüdftändigen, dem Gewerbe aufzuers 

legenden Steuer, für die Unterlaffung der Anzeige eine Strafe, 
bie bem vierfachen Betrage der einjährigen Steuer glei 
ommt. 

c) Wer das Aufhören eines ſteuerpflichtigen Gewerbes nicht 
anzeigt, bleibt, fo lange er dieſe Anzeige unterläßt, zur Des 
zahlung der Steuer verpflichtet. | 


Strafe der Uebertretung dieſer Vorſchriften.“) 


68.40. Wer umberziehend ein Gewerbe treibt, ohne fih 
durch Vorzeigung eines für ihn ausgeftellten Gewerbeſcheins des 
Taufenden Jahres über feine Befugniß ausweifen zu können, bat 
nicht nur die vüdftändige, feinem Gewerbe angemeffene Steuer 


” 





°) Der Mitigeilung biefer Beſtimmungen bebarf es nicht weiter, ba das nn 
ten abgedruckte Haufirregulativ vom 28. April 1824. genau vorfchreibt, welche 
. Perſonen als Gewerbetreibende im Umherziehen zu betrachten find, und welche 
Gewerbe im Umbherziehen betrieben werben dürfen. 

+) Eine Ausnahme von dem im S: 38. ausgefprochenen Verbote ff bes 
gründet durch die K. D. v. 20. März 1831. (0. K Ann. Bb.xXV. pag. 390.) 
wonach das Hauſiren mit wollenen Deden für die Babrifanten der weltlichen Pros 
vinzen, in bem Umfauge ver Lebteren, gegen Entrichtung der gefeplichen Steuer, 
jevod; unter Vorbehalt der Zuruͤcknahme diefer Vergünftigung, geflattet wurde. 

os) Die Ergänzungen nnd Erläuterungen zu den Strafbeſtimmungen. ber 
$$. 40 bis 42 find in dem nachfolgenden Anhange zum Gefeg unter A. beſen⸗ 
ders puſammengeſtellt. 
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nachzuzahlen, unb ben enfährigen Betrag, vierfach, als Strafe 
zu entrichten, fondern aud überdies Die Konftsfation derjenigen 
Gegenftände verwirkt, die er wegen feines Gewerbes bei ſich führt. 
F. 41, Einzelnen Gewerbetreibenden, bie der Steuergefell« 
fhaft ($. 26.) beizutreten verweigern, foll der Betrieb des Ges 
werbes unterfagt werben. 
$. 42. a) In Anfehung des Berfahrend gegen die Ueber⸗ 
treter dieſes Gefeges werben die Beſtimmungen der Steuer⸗ 
Drbnung vom 8. Februar 1819, SS. 91— 95. und der Des 
klaration des F. 93. vom 20, Zanuar 1820, angewendet, 
b) Die Vergehungen der Steuer» und Gemeindebeamten, durch 
welche den Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegen gehandelt 
wird, werben nach $. 59. der Steuerordnung vom 8. Fe⸗ 
bruar 1819. geahndet. * 
Wir beauftragen den Finanzminiſter mit der Ausführung die⸗ 
ſes Geſetzes und befehlen allen Unſeren Behörden und Beam— 
ten, die Vorſchriften deſſelben treu gehorſam zu befolgen. 








*) Zn Betreff der Beſtrafung der Beſtechungen von Gewerbeſteuerbeamten 
beſtimmi 1) das Fin. M. Reſer. vom 23, Februar 1828: 
Ueber die Beſtrafung von Perſonen, welche die mit der Erhebung oder Ver⸗ 


- waltung ber Gewerbeſteuer beauftragten Beamten zu beſtechen verſuchen, enthält 


das GewerbefteuersGefeg feine ausdrückliche Beſtimmung. Die Anwendung bes 
$. 1404. Th. 1. Tit. 20. des A. 2 R. als der einzigen hierher allenfalls paſ⸗ 
fenden Vorfchrift erfcheint mindeftens bebenklich, da ſie nur allgemein von Betrug 
mit Verlegung anderer Pflichten ſpricht. Der & 88. der Stenerorbnung vom 
8. Februar 1819. kann, da das Gewerbeſteuer⸗Geſetz ihn nicht ausbrüdlich in 
Bezug nimmt, confequent ebenfalls nicht bier, fondern nur da zur Anwendung 


“ Tommen, io. die betreffenden Beamten mit der Verwaltung der durch das Gefeg 


vom 8. Bebruar 1819. eingeführten Steuern beauftragt waren. Beſtechungs⸗ 
Verſuche in Beziehung auf GewerbefteuersBeamte werden daher, gleichviel ob 
diefe Steuers oder Polizel-Beamte find, nur nach dem Publicando vom 27, März 
1801. (Ed. Samml, von 1801. pag. 127 — 131.) zu beſtrafen fein. 
Die alegirten Beflimmmngen bes gedachten Publitandi Iauten übrigens: _ 
. 646. Diejenigen, welche es verfuchen, Fin anz⸗ und Polizei⸗Offi— 
zianten durch Geſchenke zu beftechen, ober zu einer pflichtwibrigen Geneigtheit 
zu verleiten, follen außer der Caſſation des Gefchenfs, um den vierfachen Betrag 
bes Angebotenen oder Gegebenen auf gleiche Art wie biejenigen beftcaft werben, 
welche einen Juſtizbedienten beftechen wollen. | 
8. 647. Gleichmaͤßig foll, wenn das Anmuthen zur Durchſetzung einer ges 
wiſſen beſtimmten Angelegenheit gefchieht, der Anbietende eben fo viel an Strafe 
erlegen, als der Bortheil betragen haben würde, welchen er dadurch erlangen 
fönnen oder wollen; und wenn ſich angebotene Vortheil nicht in Geide 
ſchaͤtzen läßt, fo ſoll eine verhältwigmäß, efängnißfirafe flattfinden. 
- 2) Die Unterfuchung und Beſtrafung gegen die Beamten felbft gebährt ie 
berzeit den Gerichten, $. 2. bes Bef. v. 29. März 1844. (G. ©. p. 77.) 


— 


Anhang zum Gewerbeftener - Gefeb. | 


A. Ergänzungen und Erläuterungen ber in den SS. 40. big 42. 
des Gefetes gegebenen Beftimmungen über die Unterfuhung und 
- Beitrafung von Gewerbefteuer - Contraventionen. 


I. Im Allgemeinen 
Reſe. d. Fin. Min. vom 9. Aug, 1839. und 24. Febr. 1843. 
(Eentribf. 1839, p. 255. und 1843. p. 115. 
die Local⸗ und Kommunalbehörden follen durch zweckmäßige Beleh⸗ 
rungen unter Hinweifung auf die beftehenden Strafbeftimmungen ben 
oft nur aus Unkenntniß begangenen Gewerbefteuer- Eontraventionen 
möglihft vorbeugen, aud in geeigneten Fällen die Ermächtigung 
ur Feſtſetzung einer gelinderen Strafe oder deren gänzlicher Niever- 
Mhlagung höheren Ortes einholen. 


D Beſonders 
1) In Bezug auf Criterium und Thatbeſtand des Ver— 
gehens 

a) das Reſer. des F. M. vom 16. Aug. 1827, welches beſtimmt: 
Im Allgemeinen könne die Trage, ob Jemand ein Gewerbe be= 
treibe, nicht Davon abhängig gemacht werben, ob er bereits einen Ver⸗ 
fauf der Gegenſtände feines Gewerbes unternommen hat; indem es 
vielmehr nur darauf anfomme, ob nach den Umftänden fein Zweifel 
darüber obwalte, daß der Alt in der Abficht, davon einen Erwerb 
zu ziehen, und dadurch wenigftens einen Theil feines Unterhaltes zu 
erinnern, vorgenommen ſei. Der Thatbefland der Gewerbeftener- 
ontravention beruhe überhaupt Lediglich in der unterbliebenen Anmel⸗ 
dung des Gewerbes und bei firenger Anwendung des $. 19. d. ©. v. 
30. Mai 1820, auf welchen der $. 39, ibid. zurüdweife, fei bie 
Eontravention joon begangen, wenn die Anmeldung nicht dem wirk⸗ 


tichen Gewerbebetriebe vorangegangen, indem der 6. 19. wörtlich feft- 


fege: „Wer ein Gewerbe betreiben will, muß Anzeige 
davon mahen. 
b) das R. d. F. M. vom 24. Febr. 1843. (Centribl. 1843. p. 115.) 


. ‚In Anſehung ber bei Entipeibung mehrerer Contraventionsfälle 
Seitens der Königlichen Regierungen beobachteten Grundſätze iſt be⸗ 
merkt worden, daß mitunter der Begriff eines fleuerpflichtigen Ge⸗ 
werbebetriebs in einer, über die Abſicht des Gewerbeftener -Gefeges, 
Hinausgehenden Ausdehnung aufgefaßt worden iſt. Es läßt fih die 
im Gejeße felbft unentfchieden gebliebene Trage, weldhe Momente zu- 
fammentreffen müffen, um das Vorhandenſein eines fleuerpflichtigen 
WBewerbebetriebs annehmen Ey können, nicht nach einem abftraften Prin« 
zip, fondern nur nach den Verhältuiffen des konkreten Falles entjchei- 
den; es ergeben fich jedoch aus der Natur der Verhältniffe und dem 
@e nmtindalte bes Geſetzes mehrere Gefichtspunfte, welche bei Be⸗ 
antwortung jener Trage befonders ins Auge zu faſſen find. 
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Wenn gleich im Allgemeinen eine einzige Handlung genägen kann, 
um auf das Daſein eines flenerpflichtigen Gewerbebetriebs zu ſchließen 
und wenn auch an biefem Orundfage, befonvers in Beziehung an 
den Handel im Umherziehen und hinfichtlich derjenigen Gattungen des 
feßenben &ewerbetriebes als Regel feftzubalten ift, bei denen, wie 

i der Schanfwirthichaft, dem Gewerbe der Pfandleiper, Rommifflo- 
näre u. f. w., ein geluge— Intereſſe mit obwaltet: fo läßt ſich 
jener Grundſatz doch nicht dahin ausdehnen, daß eine jede, fonft erlaubte 
Handlung, welche Erwerb zum Zwed bat, und unter eine von ben, 
im Gewerbefteuer-Gefete aufgeftellten Kategorien ſich ſubſumiren läßt, 
als ein fteuerpflichtiges Gewerbe angefehen werden muß. Vielmehr 
find in ſolchen Fällen die konkreten Verhältniſſe in billige Erwägung 
zu ziehen, indem berädfichtigt wird, in welchem Umfange Handlungen, 
die an fich als gewerbliche Akte angefehen werben könnten, vorgenom- 
men find, ob ſich aus den Umftänden auf eine beabfichtigte Fortſetzun 
folder Handlungen ſ ließen läßt und in welchem Verhaͤltniſſe biefel- 
ben zu den übrigen Exwerbsverhältniffen des Angeſchuldigten ftehen. 

Die angegebenen Momente find beſonders dann von Wichtigkeit, 
wenn es fih um die im $. 2. des Drmerbeftener- Gefeges allgemein 
ansgefprochene Gewerbefteuerpflichtigfeit des Verfertigens von Waaren 
auf den Kauf handelt. Es begreift zwar biefe allgemeine ans 
alle Erwerbszweige, deren Zweck es iſt, durch Anwendung menf den 
Arbeit, mit ober Hi Benutzung von Elementar- oder thierifchen 
Kräften, eine verfäuflihe Waare hervorzubringen, fofern die Ermwerbs- 
zweige nicht zu den, in den Klafien C. D. E. F. und H. befteuerten 
Gewerben gehören, und umfaßt deshalb fehr verfchiedenartige Beichäf- 
tigungen, die theils der Fabrikation und dem eigentlichen Handwerks⸗ 
betriebe nahe ftehen, theils fih mehr dem Handel — als dem Kaufe 
zum Verfauf —, in fofern nähern, als dem Verkaufe nur eine minder 
wefentlihe Umgeftaltung des Materials voramgeht. Bet diefer Man⸗ 
nigfaltigfeit von Erwerbszweigen, welche als Berfertigung yon Waa⸗ 
ven auf den Kauf angefehen werben fünnen, iſt jedoch in Beziehung 
anf ihre Steuerpflichtigkeit zunächft die Art der angewenbeten Arbeit 
als entfcheidend anzufehen und es find nur ſolche Beichäftigungen als 
Reuerpflichtig zu betrachten, welde eine gewiſſe technifche Fertigkeit, 
nicht aber eine bloße Tagelühner- oder gemeine Handarbeit erfordern. 
Hierher gehört es z. B., wenn Srauensperfonen Wolle kaufen und 
das daraus von ihnen gefponnene Garn oder die aus dieſem gefridten 
Strümpfe demnächſt (jedoch ide im Wege bes Haufirens) verfaufen. 
Ein zweiter, für bie Steuerpflichtigfeit der in Rede en Erwerbs- 
arten maaßgebender Umftand Iiegt in dem Berhältniffe, in welchem 
fie zu dem nfiigen Erwerbe deſſen ſtehen, der fie befreit. Wie 
nämlich im Geſeße der Grundfag ausgefprochen ift, daß, bei abficht- 
licher Verbindung mehrerer Gewerbe an.demfelben Orte, die Stener 
nur einmal nah dem Gejammtumfange des Betriebes erhoben wer- 
den fol, und wie ferner die en des Bäckergewerbes, der 
Weberei und Würkerei und des Lohnfu vgewerbes, fofern ſolche von 
Landleuten als Nebenbeichäftigung ausgeübt werben, ausdrücklich an» 
erfannt ift, fo iſt auch die Zurichfung, Bearbeitung oder Umgeftaltung 
von Öegenftländen zum Zwecke des Verkaufs und der Berfauf dann 
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nicht als ein felbfländiges ſtehendes und deshalb, im Sinne bes 6.2. 
des —— ————— als Verfertigung von Waaren auf den 
Kauf beſonders zu beſteuerndes Gewerbe anzuſehen, wenn jene Bear⸗ 
‚ beitung oder Umgeftaltung als ne Nebenbefhäftigung neben 
einem, ſei es fleuerpflichtigen oder ſteuerfreien Haupt- Gewerbe, ben 
Landbau nicht ausgenommen, fich darſtellt. . 
WVon einer ähnlichen Anficht iſt bei Anwendung ber Vorſchrift im 
.5. des Regulativs vom 28. April 1824 auszugehen, wonach diejenigen 
Perfonen eines Gewerbeſcheins bedürfen, welche ım Lande umherreiſen, 
um außer den Mefjen und Märkten in Privathäufern und Gaſthöfen 
oder auf offener Straße Waaren zum Wieververfaufe zu erſtehen. 
Auch Hier Tiegt es, wie fchon die Faſſung des Geſetzes ergiebt, nicht 
in der Abficht, ein jedes Ankaufsgefchäft,. welches ein anderweit bes 
enerter Gewerbtreibender in Beziehung auf die Gegenftände feines 
ehenden Gewerbes außerhalb feines Wohnorts abſchließt, der Stener 
vom Gewerbebetriebe im Umberziehen zu unterwerfen; es tritt vielmehr 
diefe Stenerpflichtigkeit erfi dann ein, wenn fih ans ben in dem ein» 
zelnen Falle vorliegenden Thatfachen die Kontinuität eines ſolchen 
Geſchäftsbetriebs ergiebt. 

r die Entf eibung aller Gewerbeftener - Rontraventionsfagen 
muß fchließlich der Königlichen Regierung die verfländige und billige 
Erwägung des konkreten Falles um fo mehr empfohlen werben, als 
ein Tediglih auf Erhöhung des Steuerertrags gerichtete Beftreben 
Teicht dahin führen kann, die Nüdfichten, welche auf eine freie Bewe- 

ung der Betriebfamfeit zu nehmen find, aus dem Auge zu ver- 
fieren. Auch werden die betteiligten Behörben, weng fie im Sinne 
der vorſtehenden Verfügung handeln, mit um I größerer Energie 
überall da einfchreiten Tonnen, wo wirkliche — befonders abfichtliche 
— Kontraventionen gegen bie Gewerbeftener-Gefege und die gewerbe- 
polizeilichen Borfihriften vorkommen, 


2) In Bezug anf die Norm der Strafe. 


a) das F. M. v. 20. Novbr. 1839, (I.M. Bl. 1839. p. 388.) 

Dei einer wiederholten Gewerbefteuer-Defraudation fann auf eine 
dem achtfachen Betrage der ahresfteuer gleiche Geldbuße nicht erfannt 
werben, weil das Gewerbeftener-Gefeg im 6. 39. b. feine Berboppe« 
Yung der Strafe im Wiederholungsfalle anorbnet, die im 6. 42. a. 
enthaltene Berweifung auf- die 66. 91— 95. der Steuerordnung ©. 
8. Sehr. 1819 aber nur in Anfehung des Verfahrens gegen bie 
Mebertreter erfolgt tft, und darum jede materielle Beflimmung ber 
Steuerorduung ausſchließt, wozu auch bie im $. 94. berfelben er- 
wähnte Erhöhung der Strafe im Wieverholungsfalle gehört. 


b) das R. d. M. d. Inn. un. 2%. v. 18. März 1837. (v. 8. 
Ann. Bd. XXL p. 218.) 


Wo ein Gewerbe unter Verlegung eier Borfihriften 
mit Unterlaffung der im $. 19. des Gewerbeſteuer⸗Geſetzes vorgefchrie- 
benen Anzeige betrieben wirb, tritt die im F. 39. angeordnete Strafe 
neben der an ſich verwirkten Polizeiftrafe ein. 
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c) Den $. 26. des weiter unten mitgetheilten Regulativs vom 
28, April 1824, 

d) R. d. F. M. v. 15. Dechr. 1828. u. R. d. J. M. v. 25. Febr. 
1835. (Ihb. B. 45. p. 284. Gr. Bo. 8. p. 129.) 

Eine fubfiviarifche Verhaftung tritt bei Gewerbefteuer-Eontraven- 
tionsftrafen nicht ein. Denn bei flehenden Gewerben wird bie Eontra- 
vention von demjenigen begangen, der den Anfang des Gewerbes an- 
zuzeigen unterlaffen hat. Angehörige oder Gewerbsgehülfen können 
a nicht ſubſidiariſch, fondern nur dann beftraft werben, wenn fie un⸗ 
angemeldet für eigne Rechnung Gewerbe treiben. Xreiben fie es 
für ihre Eltern oder Herrfchaften, fo find letztere und nicht jene zur 
Anmeldung verpflichtet, resp. in die Strafe verfallen. 

Diefe Grundſätze find dur eine Allerhöchſte Entſcheidung vom 
W. Februar 1835 fanftionirt. 


IT Das Verfahren betreffend. 

a) Die im $. 39. a beftimmte Ordnungs⸗Strafe foll, da denige 
lediglich den Steuer-Schug bezweckt und dabei ee über die Frage: 
ob das Gewerbe flenerfrei oder fleuerpflichtig? Zweifel obwalten kön⸗ 
nen, an von der Gewerbefteuer-Behörbe feitgefegt werden; daher 
auch Recurfe gegen bergleicgen Strafrefolute vor die Steuerverwal- 
tung gehören. (Aun. B. 14. p. 162.) 

b) Bei Concurrenz von Gewerbeftener-Eontraventionen mit ande» 
ren Bergeben und zwar mit 

Yolizei-Contraventionen 
tritt überall, wo zugleich eine Gewerbefteuer-Strafe verwirkt if, le⸗ 
diglich das Gewerbefteuer-Contraventionsverfahren ein, und bie gefigel- 
Strafe wird dadurch abforbirt, wo aber Feine Gewerbefteuer- Eontra- 
vention concurrirt, find Tediglich die Polizei-Behörben competent und 
zur Feſtſetzung der Strafe salvo recursu befugt. R. d. F. M. v. 
7. Novbr. 1822, und 24. Mai 1828. 

(Ann. DB. XI. ©. 1018 XII. ©. 516.) 

mit Mahl- und Schladtfteuer-Contraventionen 
ſoll jedesmal der Gewerbefteuer-Proceß vorangehen, weil Dewohner 
des halbmeiligen Stadt-Bezirfs nur dann, wenn fie als Gewerbirei- 
bende anzufehen, zur Entrichtung der Mahl- und er ver- 
bunden And; durch den Gewerbefteuerprogeß mithin ‚ feftgeftellt 
werden muß, ob die Vorausfegung, unter welcher bie gun ber 
Mahl- und Schlachiftener eintritt, vorhanden fi. R. d. F. M. v. 
11. November 1828, | 

c) Bei Verhaftung und Ablieferung von Gewerbefteuer- Contra- 
venienten wird nach ber unten im Anhange zur Steuerorbnung vom 
8. —* 1819 mitgetheilten Inſtruktion vom 28. Juni 1839 
verfahren. 

d) C. R. d. F. M. v. 22. Oltbr. 1842. (Centrbl. 1842. p. 365.) 

Zur Vermeidung der unverhältnißmäßigen Koſten bei längerer 
Aufbewahrung der in Gewerbefteuer-Eontraventions-Sachen, in Beſchlag 

enommenen Öegenftände fol, wenn die Aufbewahrung Koften verur- 
acht, nicht bloß Die Entfcheidung beſonders beſchleunigt, „nern auch 
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allenfalls vor der Entfcheinung der Verkauf der Begenftände veranlagt 
werben, wenn die zu erfennende Eonfisfation nah Lage der Sache 
nicht zweifelhaft, und der Angeſchuldigte zur Zurücknahme gegen De- 
ponirung des Werthes nicht bereit iſt. 
e) R. d. F. M. v. 29. Mat 1840. (Centrbl. 1840. p. 254.) 

Nekursgefuche gegen die Refolute ver Regierungen in Gewerbe- 
fleuer-Progeffen ollen nicht unmittelbar bei dem Kinanzminifterio, fon- 
dern bei ber örde, welche das Re fort publizirt hat, eingereicht, 
auch in den Refoluten die desfallſige Belehrung deutlich ausgeiprochen 
werben. 

IV. Straferlaf betreffen». 


Schreiben des J. M. vom 8 und des F. M. vom 27. Zum 
1834. (v. 8. Ihb. Bd. 43. p. 648. Graeff. Bo. 9. p. 28. 
Die Defugnif des Sinanz. Diinifi zum Erlaß der Steuerfirafen 
erſtreckt fich nicht auf die direften, namentlich Die Gewerbefteuer. Dazu 
bedarf es vielmehr Allerhöchfter Genehmigung. 


B. Veranlagung ber Gewerbefteuer nach dem F 25. des Geſetzes. 


Nah Manfigabe der Wohlhabenheit und Gewerbſamkeit find in 
der 6. 25. allegirten Anlage B. des Geſetzes vier Abtheilungen ge- 
bildet. Die zwei erfien enthalten gewiſſe in ber Beilage B. felbft 
namentlich bereiöäneke Städte, wobei jedoch die Anfegung anderer in 
der zweiten Abtheilung nicht genannter Städte in biefelbe, ober Die 
Abſetzung einzelner darin befindlicher aus derfelben, mit Königlicher Ge- 
nehmigung vorbehalten war. Zur dritten Abtheilung gehören der 
Regel nad alle Städte von 1500 und mehr Civil⸗Einwohnern, welche 
nicht in der erften ober zweiten Abtheilung find, und deren Namen 
durch die Amtsblätter befannt gemacht werden. Die vierte Abthei- 
lung enthält alle übrigen Städte und das Land mit allen Ortfchaften 
bie nicht zu den drei erſten Abtheilungen gehören, Auf bisherige oder 
vormalige Stadtrechte kommt es bei der Bildung der Abtherlungen 
nicht an. in nach dem Zuftande am Schluffe des Jahres 1841 be- 
richtigtes Verzeichniß der Stäbte in ben brei erfien Abtheilungen giebt 
Shimmelfennig direkte Steuern. 2. Ausg. Th. IL p. 40. u. 41. 

Die Ermittelung der Steuer erfolgt 
entweder (und bies iß die Regel) unter zu Grundelegung eines 
Mittelſatzes für jede Abtheilung, den die Gewerbetreibenden dieſer 
Art im Durchſchnitt aufbringen müſſen, und der mit der Zahl der 
Gewerbefteuerpflichtigen einer Stadt, resp. eines Kreifes, multiplizirt, 
die Summe ergiebt, welche bie Stadt oder (in der vierten Abtheilung) 
ber Kreis im Ganzen an Gewerbefteuer aufbringen muß. Diefer 
Mittelfag ift dasjenige, was jeder, ber das Gewerbe diefer Art in 
ber gegebenen Aötbeitung betreibt, als Gewerbefteuer zu zahlen Bat. 
Diegenigen, welche den Mittelſatz nah dem Umfang ibres ewerbes 
nicht aufbringen konnen, zahlen den beſtimmten niedrigeren Satz, und 
der Ausfall wird durch dasjenige gedeckt, was bie umfangreicheren 
Gewerbe mehr als ben Mittelfag zahlen müſſen; 
oder die Ermittelung erfolgt nach der Bevölferung, wie z B. bei 
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den Bädern und Schlächtern.. Hierbei fleht der pro Kopf zu ent- 
richtende Sag fefl, und die Gefammtheit der Steuerpflichtigen einer 
Abtheilung bringt die Summe auf, welche danach auf Grund ber 
jährlichen Zählung überhaupt zu entrichten if. 

Behufs der nach obigen Grundſätzen zu bewirkenden Vertheilung 
der Steuer endlich find für die verfchiedenen Gewerbebetriebe, nament- 
lich a. den Handel mit und b. ohne faufmännifche Rechte; c. die 
Gaſt⸗, Speife- und Schankwirthſchaft; d. das Bäder 

ewerbe; e. das Fleiſchergewerbe; f. Die Brauerei; g. bie 

andwerler; h. das Müllergewerbe; i. die Schifffagrt, 
das Frachtlohnfuühr- und Pferdeverleihber-Gewerbe, und 
k. die Gewerbe, welde umperaiebend betrieben werben, Kelle 
mit Rückſicht auf die oben erwähnten A Ortſchafts⸗Abtheilungen, theils 
nach gewiſſen Dranfigaben für den Umfang der Gewerbe verfihienene 
Steuerſätze feftgeftellt und die Steigerungsverhältniffe genau angegeben. 

Spätere gefeglihe Ermäßigungen der in der Bellage B. 
angeordneten Steuerfäße haben Stattgefunden. 


A. $m Allgemeinen 


vurch die 8, O. vom 24. Novbr. 1843. (©. S. p.350.), welche bie 
Steigerungs-Säte für die oben erwähnten Gewerbe a8) erheblich‘ 
vermehrt und dadurch eine größere Beridfichtigung des Gewerbeum⸗ 
fanges bei der Veranlagung der Steuer möglich gemacht hat. 


B. Insbeſondere 
a) bezäglig des Handels ohne Faufmännifhe Rechte. 
ıtr. 


durch die K. O. vom 6. Juni 1829. für Marketenderinnen in 
den Kaſernen. 

b) bei dem Müllergewerbe. (litr. h.) 
duch ein auf Grund Königlicher Genehmigung ergangenes Re⸗ 
feript vom 2, November 1830. Bu 

co) bezüglich des Shiffergewerbes. dir. i) 
Durch die K. O. vom 1. Mai 1824. (©. ©. p. 121.) für die 
Heinen Kahn⸗ und Lichterfchiffer. 

d) bezüglich der umherziebenn betriebenen Gewerbe 

1) durch die K. O. vom 26. Mai 1821. (v. K. Ann. Ihrg ˖ 1821.) 
für den Haufirhandel mit unbebeutenven nfländen. 

2) duch bie K. ©. vom 15. Juli 1829. (©. ©. 1830. p. 17.), 
welche die durch die vorgefchriebene Vorausbezahlung des vollen 
Steuerbetrages im Fall eines Perfonenwechfeld eintretenden Nach⸗ 
theile für die Gewerbbetreibenden befeitigt. 

3) durch die K. D. vom 31. Dechr. und das Regulativ v. 4. Deebr. 
1836,, weldhe die Ermächtigung zur Ermäßigung der Steuerſä 
für verfchiedene umherziehend betriebene Gewerbe ertheilt. (Si 
diefe Ordre weiter unten). Zu vergleichen ift auch die oben zu 
$. 1.0. Gewerbeſteuer⸗Geſetzes mitgetheilter K. O. 0.22. Mat 1843, 
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B. Specielle Borfchriften. 


J. Gewerbebetrieb im Umherziehen. 





Allerhöchſte Kabinetsordre vom 21. Mai und 
Regulativ vom 28. April 1824. 


(G. S. 1824. p. 125.) 


Den Mir mit Ihrem Berichte vom 28. v. M. vorgelegten 
Entwurf zu einem Negulativ, betreffend den Hauſirhandel und bie 
Gewerbe, welhe im Umberziehen betrieben werden, babe Ih 
Meiner Ordre vom 5. Juli v. 3. und dem Gutachten des Staatd- 
raths gemäß befunden. Sch genehmige daher deſſen Inhalt hier- 
durch, und ermächtige Sie, biefes Regulativ durch die Gefes- 
. fammlung zur allgemeinen Nachachtung befannt machen zu laſſen. 


Hegulativ vom 38. April 1824.*) 


Weber den Gewerbebetrieb im Umherziehen, und inshefondere das 
Haufiren, 


Einleitung. 


Bei der Anwendung der in dem Gewerbefteuergefege vom 
30. Mat 1820., SS. 20 bis 24, einfchlieplih, SE. 37. Litt. b. 
38. und 40. enthaltenen Beflimmungen über den Hauſirhandel 
und bie Gewerbe, welche im Umherziehen getrieben werben, und 
deren Verbindung mit den in ben einzelnen Provinzen zur Zeit 
noch beftehenden, ſehr verfchiedenen gefetlichen Vorſchriften über 
biefen Gegenftand find fo abweichende Anfichten und Gefichtspunfte 
verfolgt, daß das Bebürfnig fühlbar geworben ift, das Verfahren 
durch vorläufige Vorfehriften bis dahin zu regeln, daß bei der 
Reviſion der gewerbpolizeilihen Gefeggebung auch diefer Zweig 
der Verwaltung feſte und allgemeine Beftimmungen erhält, Des» 


*) Ruͤckſichtlich der Verhältnifie zu den DVereinsftaaten und ber Behandlung 
der Ausländer bei dem Gewerbebetrieb im Umherziehen im Allgemeinen, wird auf 
die zu ar bes GewerbefteuersBefehes (oben S. 46.) mitgeiheilten Beſtimmun⸗ 
gen verwiefen. 
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balb haben bie unterzeichneten Minifterien des Handels, des In— 
nern und der Polizei und der Finanzen, auf Allerhöchſten Befehl 
Seiner Majeftät des Königs, nachftehendes Negulativ erlaffen, 
nach welchem fih die Behörden und Diejenigen Perfonen, welde 
es augeht, zu achten haben. 


‘ 


Was zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gehört,*) 
F. 1. Kaufleute, Fabrifanten und Handwerfer, welde mit 


“2 Ueber ben Begriff bes Gewerbebetriebes im Umherzichen finb zu ver 
gleichen 

1) Im Allgemeinen 
a) Die R. d. M. d. J. ud 8. vom 12. Sept. 1828, (v. K. Ann. Bb 

XII. p. 1079.; und vom 24. Febr. 1%39. (Centribl. 1839. p. 68.) 

Ein innerhalb des Polizeibezirks betriebener Verkehr iſt nicht gewerbſchein⸗. 

pflichtig, fondern als ſtehender Verkehr anzufehen. 

Daraus folgt aber nicht, daß jede Art des DVerfehrs innerhalb des Polizei⸗ 
bezirts des Wohnorts zu geflatten if und daß, im Wiverfprud mit dem ange: 
führten $. 3., das Umbertragen zum Berfauf oder der Auffauf von folchen 
Baaren, mit denen der Verkehr im Umherzichen unzuläffig if, durch bie 
Drtspolizeibehörbe erlaubt werben darf; fondern nur, daß wenn ein folcher Ders 
kehr, der nicht ſtatthaft ift, dennoch betrieben worden, biefer immer nur ale ein 
ee nicht als ein gewerbfgeinvflichtiger anzufehen und demgemäß zu ahn⸗ 
ben if. 
Es darf demnach 3. 3. die Ortspoligeibehörbe nicht geftatten, daß Iemanb 
innerhalb des Bolixeibezirks feines Wohnortes feidene Waaren zum Berfaufe um⸗ 
beträgt ober fchickt, indem dies der Beſtimmung im 8.3. a a. D. entgegen fein 
würbe, Wenn Jemand aber ſeidene Waaren bloß innerhalb des Polizeibezirks 
feines Wohnorts zum DBerfaufe umbergetragen bat, fo hat er, nach Inhalt des 
N. v. 12. Septör. 1828, deshalb nicht die im 8.26 tes Regulativs v. 28. April 
1824 vorgefchriebene Strafe des unbefugt beiriebenen Hauſirhandels verwirkt. 
Sein Gewerbebetrieb wird vielmehr nur als ſtehender Handel angeichen, fo daß 
er, wenn er überhaupt den flehenden Handel zur Gewerbeſteuer angemeldet hat, 
deshalb Feine Steuerfirafe, wenn er aber die Anmeldung nnterlafien, die im 6.39. 
litr. b des ©ewerbefteners&efehes vom 30. Mai 1820 vorgefchriebene Etrafe 
vertoirft hat. Anßerdem würde, fofern nicht etiva die Ortspolizeis-Behörde ihm 
vorſchrifiswidrig die polizeiliche Erlaubniß ertheilt Haben follte, die im $. 30. 
des Regulativs vom 28. April 1824 vorgefchriebene Polizeiiitafe wider ihn zur 
Anwendung Tommen. 

b) Das oben im Anhange A. des Gewerbeſtener⸗Geſetzes (S. 162) mitgetheilte 
R d.F.mM. von 24. Februar 1843, wonach es nicht in der Abficht fiegt, ein 
jedes Anfaufsgefchäft, welches cin anderweit befteuerter Gewerbtreibender, in 
Beziehung anf fein flehendes Gewerbe, außerhalb feines Wohnorts abjchließt, 
der HaufirsSteuer zu unterwerfen, fondern die Stenerpflichtigfeit erſt bei 
der Kontinuität des Geichäftsbetriebes eintritt. 

2) Für einzelne Gewerbearten 

a) 8. O. vom 5. Mai 1829. (v. K. Ihb. Bd. XXXIV. p. 112, Graeff. 
3b. VI. p. 200.) 

Das Umher.ragen von Rotterle-foofen bebufs ihres Abſatzes oder das Ans 
bieten derſelben bei Belegenheit einer Reiſe, if nicht als Hauſirhanbel, fondern 
als Bemühung zu betrachten, die Loofe zum DBoriheil ver Gen. Lotteriedirection 
unterzubringen, ' 
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ihren Waaren Jahrmärkte beziehen, und fie daſelbſt in offenen 
Laden oder Buben feilhalten; ingleichen Perfonen, welche auf die 
Wochenmärkte ſolche Erzeugniffe zum Verkauf bringen, die nad 
ben deshalb geltenden befondern VBorfchriften oder nach ber Orts⸗ 
Obfervanz zu den Gegenftländen gehören, womit auf biefen Märf- 
ten auch von andern ald Ortseinwohnern Handel getrieben wer- 
ben darf, find für Perfonen, die ihr Gewerbe im Umherziehen 
betreiben, nicht zu achten, wohl aber diejenigen, welde eigene 
ober fremde Erzeugniffe von-einem Orte zum andern zum Ber- 
fauf herumführen, und auf offenen Straßen, in Gaftböfen ober 
in Privathäufern umherziehend feilbieten. 

6 2. Wer Waaren ohne Beftellung an einen ober mehrere 
andere Drte außer feinem Wohnorte bringt, ober verfendet, um 
ſolche dafelbft außer den Märkten zu Zeiten (nicht fortbauernd) 
felbit zu verfaufen,. oder durch andere für feine Rechnung ver- 
faufen oder öffentlich verfteigern zu Yaffen, bedarf dazu eines Ge⸗ 
werbefcheind. Daffelhe findet bei Pferde» und Viehhändlern ftatt, 
welche die Thiere an einen ober mehrere Orte hinbringen und 
zuweilen biefelben öffentlich verfteigern laſſen, ober welche fi 
beim Durchführen bderfelben an einzelnen Orten, des Verkaufs 
wegen, eine Zeit Yang verweilen. 

6. 3. Das Umbertragen zum Berfauf oder ber Auffauf 
von ſolchen Waaren, mit welchen ber Verkehr im Umberziehen 
überhaupt ftatthaft ift, wird, wenn dies von dem Gewerbetreiben- 
den felbft oder feinen Hausgenoffen bloß im Polizeibezirfe des 
Wohnorts*) gefhieht, für gewerbfeheinpflichtig nicht geachtet, 
pielmehr bedarf ed dazu nur der befondern Erlaubnig der Ortes 
Polizeibehörbez doch bleibt e8 dem Ermeffen der Iegtern überlaffen, 
ſolche Erlaubnig aus zureihenden, von der Perfönlichkeit herge⸗ 
nommenen Gründen zu verſagen; und iſt fie nicht verpflichtet, 


— — — — 


b) K. O. vom 9 März 1835. (v. K. Ann. Ihg. 1835.) 


Die Sammlung von Subſcriptionen anf Schriften oder Kunſtwerke, wenn 


fie mittelft Umherreiſens gefchieht, ift als ein fleuerpflichtiges Geſchaͤft zu betrach⸗ 
ten und nur auf den Grund eines Gewerbefcheins zu geftatten. 
c) Plenarbefhlug des ©. O. Tribunals vom 18. Fehr, 1839. 
(3. M. Bl. 1839. p. 108.) 
Auch der Schlußfag des $. 6. des Regul. vom 28. April 1824 feht ſolche 
Perfonen voraus, welche die von ihnen angebotenen Dienfte und Urbeiten an 
dem Orte, wo das Anbieten gefchieht, auch wirklich verrichten, mithin das Ge: 


werbe im Umberziehen betreiben. 


*) Unter Bolizeibezirt ift nach dem Reſer. der Miniſterien des Innern 
und der Finanzen vom 28. Juni 1830 der Bezirk zu verfichen auf welchen bie 
Polizei⸗Gewalt ver nämlichen Behörde befchränkt ift, welche an dem Wohnorte 
des Gewerbtreibenden die DrtösPolizei-Behörbe bildet. (v. K. Ann. Bd. XIV. 
p- 417.) . 
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dieſe Gründe dem Bittſteller anzugeben, ſondern verbleibt dem⸗ 
ſelben nur der Rekurs an die vorgefegten Behörden. 

$. 4. Selbfigewonnene Produfte und felbitverfertigte Waa⸗ 
ren, weldye zu denen gehören, die Jedermann auf Wocenmärf- 
ten feilhalten darf ($. 14. Nr. 1.), kann jeder Imländer aud 
außer feinem Wohnorte (in der Umgegend deſſelben, welche er» 
forberlihen Falls näher zu beitimmen, den Kreispolizeibehörben 
vorbehalten bleibt) zum feilen Berfaufe umhertragen ober fehiden, 
ohne Dazu eines Gewerbefcheins zu bedürfeu. Auch zu dem Ber: 
tehr mit felbfigewonnenen Waaren, welhe (wie 3. B. Holz, 
Kohlen, Torf, Heu, Obſt u, f. w.) gewöhnlich zu Schiffe ver- 
fahren und auch außer der gewöhnlichen Marftzeit vom Schiffe 
aus verfauft zu werben pflegen, ift der Gewerbefchein nicht erfor- 
derlich. Wenn aber folhe Waaren nicht felbft gewonnen, ſon⸗ 
dern aufgefauft find, fo findet der S. 2. darauf Anwendung. 

5. Zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gehört ferner 
zwar aud das Gefchäft derjenigen Perfonen, welche im Lande 
umberreifen, um in Prioathäufern und Gafthöfen ober auf offe: 
ner Straße Waaren irgend einer Art zum Wiederverfauf zu er: 
fteben, oder, um Waarenbeftelungen zu ſuchen. Es gehört aber 
nicht dahin das Bereifen der Meſſen und Jahrmärkte, um daſelbſt 
Waaren zum Wiederfauf einzuhandeln; auch bebürfen diejenigen 
Inländer, weldhe ein offenes Gewerbe treiben, und zu beffen Be- 
buf umberreifen, um die Materialien zu ihrer eigenen Fabrifation 
aufzufaufen, feines Gewerbefcheins, ſondern bioß einer poli—⸗ 
zeilichen Legitimation. 0 

S. 6. Perſonen, welde ein flehendes Gewerbe treiben, def- 
fen Betriebsart nad) Landesgebrauch es mit ſich bringt, unbeftellte 
Arbeit in der Umgegend ihres Wohnorts zu fuchen, als Glafer, 
Schornfteinfeger u. |. w.*), bedürfen dazu weder für fih noch für 
ihre &efellen und Lehrlinge eined Gewerbeſcheins, fondern bloß 
einer polizeilichen Legitimation, welche bie nähere Bezeichnung, 
was zu der Umgegend ihres Wohnorts zu rechnen ift, mit aus⸗ 
drücken muß. Welche Handwerker nad) der gewöhnlichen Betriebs- 
art in. einzelnen Gegenden des Landes hierher zu rechnen find, 
foll jede Regierung für ihren Bezirk beftimmen und dieſe Be— 
fimmung durch das Amtsblatt befannt machen. Andere Perſo⸗ 
nen, welche Dienfte oder Arbeiten im Umherziehen anbieten, oder 


”) Zu den Bewerbireibenden biefer Gattung werden unter Aufhebung einer 
früheren entgegenſtehenden Beſtimmung vom 27. Auguſt 1827 nach dem R. d. 
M. d. F. u. d. Jun. vom 28. März 1843, (Centralbl. p. 141.) jekt auch 


i alaͤndif he Müller gerechnet, welche für ihr befteuertes ſtehenbes Gewerbe 


unbeftellte Arbeit fuchen ober fuchen laſſen. 
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in dieſer Art Gegenflände zur Schau ausftellen (66. 17 und 18.), 
find gewerbfcheinpflichtig. 


Ertheilung und Form des Gewerbefheins.*) 
6. 7. Ueberhaupt foll, die vorftehend bezeichneten Fälle der 


Ausnahme abgerechnet, Niemand ohne den Befiß eines Gewerb- 
ſcheins (Gewerbefteuergefeg vom 30. Mai 1820. €. 20. a,) ir- 
gend ein Gewerbe umherziehend betreiben.**) ‘ 





* 


*) In Betreff der Ertheilung von Gewerbſcheinen an Perſonen, welche im 


Umherreifen Waarenbeftellungen fuchen, enthält die Circ. Verf. d. Min. d. 
Inn. u. d. Bin. v. 30. Junt 1840 (Centr. BI. Iahrg. 1840. S. 279. Nr. 122) 
nähere Anweifungen für die Regierungen, welche die ſtrenge Innehaltung ber 
für diefe Fälle getroffenen Anordnungen und die genaue Beobachtung des Ver⸗ 
kehrs folcher Perfonen durch die Unterbehörben zur Pflicht machen. In Unters 
fuchnngen wegen Eontraventionen folder Gewerbfcheings-Inhaber fol, wenn das 
Vergehen geleugnet wird, mit befonderer Genauigfeit bei Ermittelung ber Beweis» 
mittel und der Beweisaufnabme felbft verfahren, die Sache nach Umſtaͤnden am 


bie 


Gerichte abgegeben, und durch zweckmäßige Rechtsausführungen, reſp. Ginles 


aung ber zuläffigen Rechtsmittel darauf hingewirkt werden, baß bie gefeßlichen 
Strafbeflimmungen zur Anwendung fommen. 


*) Eine ausnahmsweife Befreiung von ber Gewerbicheinpflichtigfeit, 


reſp. von der für ben Gewerbſchein zu entrichtenden Steuer if gefeglich ans 
georbnet durch: ' 


1) Das R- ©. 15. Juli 1827: (v. 8. Ann. Bd. XI. p. 768.) In Bolge 


2) 


3) 


einer Beſchlußnahme des Königl. Staatsminifterii, Tann das Verſenden von 
Branntweins Proben, fobald dies nicht im Umberreifen oder durch reifende 
Diener im Sinne des Hauflir-Regulativs 6. 13 geſchieht, Hattfinden, ohne 
daß es dazu eines Gewerbſcheines oder der Zahlung von Gewerbeftener bes 
darf; und es können andy Gewerbfcheine zum Auffuchen von Beftellungen 
anf Sranntwein im Umberzichen, jedoch nur unter der Bedingung ertheilt 
werben, daß die Neifenden nicht mehr ale zwei Quart bei fi führen, und 
davon nichıs verfanfen dürfen, 

Die Cab.Ordre vom 27. März 1828. Imländer, weldde ein offenes 
Gewerbe treiben, dürfen die Materialien zu ihrer eigenen Fabrikation auch 
durch ihre umberreifenden Gewerbsgehülfen uud Angehörigen anffaufen laſſen, 
ohne daß die Auffänfer einer andern Legitimation bedürfen, als einer po⸗ 
lizeilichen Befcheinigung, durch welche ihr Berhältnig zu dem Gewerbtreibens 
den, für den fie auffaufen, beglaubigt wird. (G. ©. 1828. p. 49.) 

Die K. O. v. 6 Oft. 189. (G. ©. 1830. p. 1.) Die in $. 4. des 
Regulativs vom 28. April 1824 den Inländern ertheilte Befugniß: ohne 
Gewerbfchein felbfigewonnene Produkte, und felbft verfertigte Waaren, in fo 
weit folche von Jedermann anf. Wochenmärften feil geboten werben dürfen, 
auch in der Umgegend ihres Wohnortes zum Verlauf umher zu tragen ober 
zu ſchicken, fol auch auf Ausländer ausgebehnt werben, die In angrenzenden, 
von den Regierungen nach jebesortigem Bebürfnifie näher zu beflimmenben 
Bezirken wohnhaft find. (G. ©. 1830. p. 2 

Zur Ausführung diefer Ordre haben die betreffenden Behörben durch das 


G. R. vom 20. Novbr. 1829. (v. K. Ann. Bd. XUl. p. 912.) befondere Ans 
weifung erhalten. 


4) 


Die R.D. vom 12. Febr. 1831. (8. S 1831. p. 5.) Es foll von 
Kaufleuten und den ihnen gleich ftehenden Fabrikanten, neben der Gewerbes 
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$. 8. Ein folder Gewerbefchein, das if Conzeffion zu einem 
Gewerbe, welches im Umherziehen getrieben wird, muß das voll 
fländige Signalement des Inhabers, die Zeit und bie Dertlichfeit, 
worauf fich fein Gewerbebetrieb erftreden fol, ben Gegenftand, 
worauf fich folcher beziehet, mit Benennung ber zu führenden 
Waaren oder Dienflleiftungen und Schauftellungen,. enthalten. 
Dei Bezeihnung der zu führenden Waare muß aber barauf 
gefehen werden, daß bie Beflimmung nicht zu eng geftellt, fon- 
dern wenigftend eine ganze Kategorie von Waaren ähnlicher 
Art (6. 14.) umfaßt werbe; und wenn hierbei zuweilen nach Ges 
wohnheit ded Landes oder der örtlichen Bebürfniffe, Verbindungen 
von Waaren zu einem Berfehr vorfommen, bie fonft nicht ges 
wöhnlich find: fo werben die Minifterien des Handeld und der 
Finanzen, auf die besfallfigen Anträge der Regierungen, bergleis 
hen Berbindungen ein für allemal genehmigen, und wird folches 
von den Regierungen durch die Amtsblätter befonders befannt ge- 
macht werben. | 

6. 9. Der Gewerbfdhein wird von jedem Gewerbetreibenden 
dieſer Art bei der Polizeibehörde feines Wohnorts nachgefucht 
und auf deren gusachtlichen Bericht über die Erforberniffe nad 
S. 11. von der Regierung bewilligt und ausgefertigt. Ausläns 
der müffen, wenn fie in dem Falle find, einen Gewerbſchein er⸗ 
balten zu können ($. 12.), ihr Geſuch an die Regierung richten, 
welche die Zuläffigfeit felbft zu beurtheilen und dies den Kreisbe- 
hörden in feinem Falle zu überlaffen hat. GeneralsKonzefjionen 





fteuer, welche fie nach dem Geſetz wegen Entrichtung ber Gewerbefteuer vom 
30. Mai 1820, für ihr faufmännifches Gewerbe, überhaupt entrichten, eine 
befondere Steuer für diejenigen Gewerbeſcheine nicht mehr erhoben werben, 
deren fie für ihre Perfon oder für die ausfchließend in ihrem Dienfte flehen- 
den Hanbelsgehülfen nach ber obigen Beflimmung nub nad) 6. 5. des Re⸗ 
gulativs vom 28, April 1824, bevürfen, wenn fie im Umherzeifen Waarens 
beftellungen fuchen, oder zum Wiederverfaufe Waaren auflaufen, welche fie 
nicht mit fich umberführen, fondern frachtweife befördern laſſen. 

Die erforderliche Anweifung an die Regierungen zur Ausführung dieſer 
Ordre enthält das Circ. Nefer. d. 5. M. vom 7. Juni 1831. (v KR. Am. Bd. 
XV.) Bür die danadı fleuerfrei zu ertheilenden Gewerbicheine ift ein befonderes 
Muſter vorgeichrieben, auch beftimmt, daß fie nur auf Anſuchen des inländiſchen 
Brinzipals und auf deflen eidvesitattliche Berficherung: daß der Handelsgehülfe 
ausfchliegend in feinem Dienfte ftehe, ertheilt werben follen. cfr. übrigend 
den unten zu 6. 26. angeführten Plenarbefchluß vom 26. Augufl 1839. 

5) Die &.D. v. 14. Oftbr. 1833. (©. ©. 1833 p. 126.) Muflfer, die 
ihr Gewerbe zwar außerhalb des PolizeisBezists ihres Wohnortes, jedoch 
nicht über zwei Meilen von Letzterem entfernt, betreiben, brauchen feinen 
Gewerbefchein, ſoudern nur polizeiliche Legitimation. Wo die Entfernung 
aber größer ift, muß der Geiwerbefchein auch dann gelöjet werben, wenn bie 
Mufifer zum Mufitmachen dorthin befonders beftellt ſtnd, wobei nur bie in 
fine bes 5. 18. Des Regulativs gedachte Ausnahme Siatt findet. 
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folfen nur ausnahmöweife und können nur von den Minifterien 
des Handels des Innern und der Polizei und der Finanzen ge- 
meinfchaftlich ertheilt werben, M 

$. 10. Da jeder Gewerbeſchein nur für das Kalenderjahr,*) 
auf welches er ertheilt worden, gültig it; fo muß von den Per- 
fonen, welde ein Gewerbe im Umherziehen fortbauernd betrei- 
ben, die Erneuerung ihrer Gewerbefcheine für das nädftfolgende 
Yahr wenigftend brei Monate vor Ablauf des Jahres bei ber 
Polizeibehörde ihres Wohnorts nachgeſucht werben, 


Perſönliche Erforderniſſe zum Gewerbebetriebe im 
Umherziehen.**) 


F. 11. Im Allgemeinen und innerhalb der Grenzen der ge- 


*) Wegen ber Crleichterungen bezüglih der Steuerzahlung bei einem inner- 
balb des Kalenderjahres eintretenden Perſonenwechſel, oder Todesfall, vergleiche 
die oben zu $. 34. b. des Gewerbeſteuer⸗Geſetzes S. 58. mitgetheilte 8. O. v. 
15. Juli 1829. 

**) In Bezug auf die perſoͤnlichen Crforberniffe zum Gewerbebetriebe 
im Umherziehen find zu vergleichen | Ä 

1) Als weitere Beichränfun 

Die 8. D. v. 28, Behr. 1829. (©. ©. p- 19) 

Zur Verhütung der Nachtheile, welche dem Gemeinweſen durch Ausübung 
der geometriſchen Praris von untlichtigen Subjekten erwaͤchſt, ſoll die Vorſchrift 
bes 8. 118. des Gewerbes Polizeis®efeges vom 7. September 1811, nad) wels 
cher Feldmeſſer und Nivelliver diefes Gewerbe nur dann zu treiben befugt find, 
wenn fie nad) vorgängiger Prüfung durch die Oberbaubeputation, von den Re⸗ 
gierungen angeftellt worden, im ganzen Umfange ber Monarchie zur Anwen» 
bung kommen. 

2) Wegen der Ausnahmen von ben angeorbneten Beſchrän— 
Inngen und zwar: 

zu Nr. 5 bezüglich des Alters 

a) Rd M. d. Inn, v. 19. Juni 1827. (v. 8. Ann. Bd. XI p. 761.) 

Als reifende Handlungspiener Fünnen auch minderjährige Berfonen 
Gewerbeſcheine erhalten, wenn fie nur die im $. 11. Nr 2. des Regulativs vors 
geichriebene Einwilligung der Eltern oder Bormünder beibringen. DieNr.5.1.c. 
getroffene Beflimmung wegen des Alters von 30 Jahren fteht dem nicht entge⸗ 
gen, da fie nach $.13.1.c. auf Teifende Handlungsdiener Feine Anwendung findet. 

b) ER. d. Md Inn.n.d.%.v. 17 April 1839. (Centr. Bl. 1839. p. 117.) 

Die im $. 11. unter 5. des Regulativs vom 28. April 1824 über den Ges 
werbebetrieb im Umherziehen ertheilte Beſtimmung, nach weldder in der Negel 
Leuten unter 30 Jahren nicht erlaubt werben foll, ein Gewerbe im Umherziehen 
zu betreiben, ift im Allgemeinen als maaßgebend feitzuhalten. 
6s behaͤlt jeboch 

1 bei den Vorſchriften fein Bewenden, durch welche, für gewiſſe Gewerbe, 
Ausnahmen bereits allgemein nachgegeben find. Demnach findet die vorgedachte 
Regel nicht Anwendung: 

1) nach dem bezeichneten Regulativ felbft, anf ſolche Gewerbe, welche eine 
förmliche Erlernung erfordern und doch nicht wohl anders, als im Umher⸗ 
ziehen betrieben werben koͤnnen. Hierhin gehört, nach den Eirfularen vom 
15. Februar 1833 und 31.März 1832, das Gewerbe ber Viehſchneider, der 
Kanımerjäger, der fogemaunien Hengftreiter (welches im Umherführen Lüchtis 
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genwärtigen Beſtimmungen, wird ed bem pflichtmäßigen Ermeflen 
der Regierungen überlaffen, welchen Perſonen fie den Gewerbes 
betrieb im Umberziehen geftatten wollen; jedoch iſt dabei auf nach⸗ 
ftebende Erforverniffe unverbrüdlich zu halten; 
1) Es darf der Gewerbefhhein für Niemand ausgefertigt wer⸗ 
ben, ald von weldhem die Polizeibehörde feines Wohnorts 
pflichtmäßig verfihert, dag ihr derfelbe als ein Menfch von 





ger Beichäler zum Bedecken ber Stuten beReht) und in Gegenden, wo bie 
Leinentveberei ein Haupterwerbszweig if, das Gewerbe der. Garnſammler. 
Außerdem koͤnnen 
2) auf Grund bereits erlaflener Miniſt. Berfügungen, zum Suchen von Waas 
xenbeftellungen, unter Mitführung von Proben, und zum Anfaufe frachtweife 
u beförbernder Waaren an Handeltreibende und deren Gehülfen, ferner zum 
erfaufe roher Landesprobufte, wie Kohlen, Torf, Holz, Stroh, Getreide, 

Obſt, beziehungsweife vom Schiffe und vom Wagen aus, an Perionen, welche 
beziehungsweiſe das Schiffergewerbe und die Landwitthſchaft als Haupigefchäft 
betreiben, endlich zu den, in ben 6$. 18. und 19. bes erwähnten Regulativs 
vom 28. April 1824 bezeichneten Gewerben von den Regierungen, ohne be: 
fondere Genehmigung: der Minifterien, auch dann Gewerbeitseine ertheilt wers 
den, wenn derjenige, welcher das bezeichnete Gewerbe betreiben will, das 
dreißigfte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt Hat. 

11. Bür andere, als die vorgenannten Gewerbe kann künftig, ohne beſon⸗ 
bere Genehmigung der Minifterien, eine Ausnahme von ber gegebenen Hegel 
durch bie Königl. Regierung dann nachgegeben werben, wenn 

1) nad) der Natur des "Gewerbes, durch dafielbe ein örtliches Bebürfniß befrie⸗ 
digt wirb oder das Gewerbe doch von erheblichem oͤrtlichem Rugen ift, ins 
deffen die Zahl der, für den betreffenden Bezirk zu eben dieſem Gewerbe bes 

reits mit Gewerbeſcheinen verfehenen Berfonen dem Bebürfniffe noch nicht 
entipricht oder den örtlichen Nutzen in dem wünfchenswerthen Umfange noch 
nicht gewährt; und 
wenn außerdem 

2) die perfönlichen Verhiltnifie deflen, der das Gewerbe betreiben will, beſondere 
Derüdfichtigung verdienen, 3. B. wenn der Sohn das von feinem alteres 
fhwachen oder verftorbenen Sater betriebene Gewerbe, behufs der Ernährung 
der mittellofen Familie fortfegen will, oder wenn ein bereits früher betrie⸗ 
benes, ſtehendes Gewerbe, ohne Bewilligung der Ausnahme für den umher: 
ziehenden Betrieb, eingeftellt werden müßte oder wahrfcheinlih nur mit uns 
verhältuigmäßig geringem Bortheil fortgefept werben koͤnnte. 

Doch ifl, auch ber dem Borhandenfein der unter. 1 und 2 gedachten Bes 
dingungen, die Ausnahme für Perſonen männlichen Geſchlechts unter 24 Jah⸗ 
ven nur wegen befonders dringender Umflände und für Perfonen weiblichen 
Gefchlechts nur dann nachzugeben, wenn in der Verfagung bes Gewerbe: 
ſcheins eine große Härte bei den beſtehenden Berhältnifien liegen würde. 
Das, abgefehen vom Alter, Berfonen unter 30 Sahren, welche zum Gewers 
bebetriebe im Umherziehen verftattet werden wollen, dazu, nach ben fonft 
beftehenven Beftimmungen, in allen übrigen Beziehungen vollftändig geeignet 
fein müflen, verſteht ſich von felbft. | 

Nachdem bie Befugnifle der Königlichen Regierung in ber vorftchenven 
Art erweitert find, fallen die Anträge Derfelben auf Ertheilung der Alters: 
Dispenfation durch die Miniflerien —8 Dieſelbe wird vielmehr jedes des⸗ 
fallfige Geſuch, weichem die Koͤnigl. Regierung nach dieſer Verfügung nicht 
ſelbſt Statt geben kann, qurüdheeifen, 
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gutem Rufe und unbejcholtenen Sitten, nach vorgängiger ges 
nauer Erfundigung, hinreichend befannt geworben fei. Wer 
jedoch einmal auf den Grund einer ſolchen Verfiherung den 
Gewerbefchein erhalten hat, dem fol die Erneuerung deffelben 
nit anders, als aus befondern gegen ihn fprechenden Grüns 
den, verfagt werben dürfen, 

2) Perſonen, die unter väterlicher oder vormundichaftlicher Ob- 
but ſtehen, müſſen, wofern ihnen fonft der Gewerbefchein er- 
theilt werben fann, bei deſſen Nachſuchung die Einwilligung 
der Eltern oder Vormünder, und eben fo Ehefrauen die 
ihrer Chemänner, in Privatdienften ftehende Perfonen aber 
die Zuftimmung ihrer Dieuftherrfchaft beibringen. 

3) Der Gewerbefhein darf an Niemand gegeben werden, der 
mit einer auffallenden und efelhaften Kranfheit oder einem 
dergleihen Gebrechen behaftet if, und eben fo wenig 

4) an Jemand, welcher nicht innerhalb Landes einen feften 
MWohnfig genommen hat, wo er die Öffentlichen und Gemein 
belaften, gleich andern Orts⸗Einwohnern, trägt. 

Auch fol 

5) in der Regel Leuten unter dreißig Jahren nicht erlaubt wer⸗ 
ben, ein Gewerbe im Umherziehen zu betreiben; es wäre 
denn, daß das Gewerbe eine förmliche Erlernung erforberte, 
und doch nicht wohl auf eine andere Weife ald im Umber- 
ziehen getrieben werden könnte. 

6. 12. Ausländern*), darf in der Regel der Gewerbebe- 
trieb im Umherziehen nur für den Haufirhandel mit den F. 14. 
unter No. 1. bezeichneten Waaren, ferner um Waarenbeftellun= 


gen zu fuchen und zu ben $$. 17 bis 19. genannten Dienftleiftuns 


— — — — 


*) Bezüglich der Unterthanen von Vereinsftanten vergleiche 

1) die zu 8. 1. des Gewerbefteuers®efepes vom 30. Mai 18520 mitgelheilten 
Bellimmungen (f. oben ©. 46.) 

2) Die unten zu $. 2. des Regulative vom 4. Dezbr. mitgeiheilten Reſcripte 
vom 25, Apr und 30. Juni 1840. 

3) das R. HM. d. Jun u. d. Fin vom 31. Dezbr. 1541. 
Die Unterthanen der Zollvereinsflaaten haben nach den besfallfigen Ueber- 
einfünften fein beftimmtes Recht auf die Zulaflung zum unherziehenden 
Gewerbebetriebe im dieſſeitigen Gebiete, fondern nur, falls fie zugelafe 
fen werden, einen Anfpruch auf gleiche Behandlung in Betreff der für das 
Gewerbe zu erlegenden Abgabe mit ben eigenen Unterthauen. Die Berftattung 
vereinsländifcher Mufifer zum Betriebe ihres Gewerbes in ben zum dieſſei⸗ 
tigen Gebiet gehörigen Theilen der zweimeiligen Umgegend ihres auslän= 
diſchen Wohnorts, wozu es nach der K. O. v. 14. DfL.1833, (ſ. oben zu S 7. 
S. 73.) nur der polizeilichen Erlaubniß bedarf, if nur dann zuläffig, 
wenn in dem betr. Vereinsftaate den biefleitigen Unterthanen eine gleiche 
Bergünſtigung zu Theil wird, und diefe ihnen wüglich erſcheint. In dieſem 
Full zahlen aber auch vereinsländifche Unterthauen für das Muſikmachen in 
der zueimelligen Umgegend feine Steuer. 
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gen und Schanftellungen, außerdem aber nur dann geflattet wers 
den, wenn ihr Gewerbe in der Gegend eutweder gar nicht, oder 
nicht mit der ihnen eigenen Gefchilichkeit getrieben wird, und 
doch als öffentliches Bebürfnig anzufehen if, oder, wenn die 
Neziprozität gegen Nachbarſtaaten ſolches erforbert. Im Tegtern 
Falle bedarf es aber der gemeinfchaftlihen Genehmigung ber 
Miniſterien des Handels, des Innern und der Polizei und der 
Finanzen. Jedenfalls muß auch bei Ausländern auf die im F. 
11. unter 1, 2 und 3. vorgefchriebenen Erforberniffe, und zwar 
auf das erfte in der Art, daß fie ein folches Zeugniß ihrer Uns 
befchoitenheit, von Seiten ihrer auswärtigen Obrigfeit ausgeftellt, 
der Regierung einreichen müflen, forgfältig Bebaht genommen 
werben, 

S. 13. Solchen Perfonen, die Werfe der bildenden Kunſt, 
Landkarten, Inftrumente u. f. w. ($. 14. No, 6.) umher tragen 
oder ſchicken, können zum Betriebe ihres Gewerbes auch Gehül- 
fen, und auch für Rechnung inländiſcher ftehender und namhafter 
Handlungen und Werfflätten biefer Art, auslänbifche Gehülfen 
bewilligt werden; und eben ſo ſind zum Durchreiſen der Provinz, 
um Waarenbeſtellungen zu ſuchen, Mittelsperſonen (reiſende Dies 
ner) zuläſſig; nur müſſen auch für ſolche Gehülfen und Diener 
die Erforderniſſe des F. 11. No. 1, 2 und 3, nachgewieſen, und 
felbige in dem Gewerbefcheine fo, wie & 8. vorgefchrieben wor⸗ 
den, namentlich benannt und fignalijirt werben. Bloße Begleiter 
zum Transport der Waaren oder zur Wartung des Gefpanng, 
fönnen bie Regierungen nad den: Umſtänden und ihrem pflidht« 
mäßigen Ermeffen, bewilligen; jedoch müſſen auch dieſe in dem 
Gewerbfchein benannt und fignalifirt, und dürfen unter feinen Um— 
fländen Kinder vor vollendetem 14ten Jahre, es fei unter wel- 
chem Borwande es wolle, mit umher geführt werben. 


Bezeihnung der Waaren, auf welde der Haufirhans 
del und Auffauf geftattet werden darf.*) 


F. 14. Gewerbicheine zum Haufiren dürfen in der Regel 
($. 16.) nur auf nachbenannte Gegenftände ausgefertigt werben: 


*) Bon der den Min, d. Inn, und d. Fin. im $. 16. ertheilten Ermaͤch⸗ 
tigung zur Erweiterung oder Einfchränfung der in den S$. 14. und 15. beftimms 
ten Hauficbefugniffe iR im Laufe der Zeitvielfältig Gebrauch gemacht worden. Für 
den richterlichen Gebraud find indeſſen die desfalls ergangenen. einzelnen im 
Scimmelfennig dir. Steuern, Ausg. U. Th. II. p. 53. und den Anhängen abge⸗ 
druckten minifteriellen Beflimmungen von feinem —8* weshalb hier nur die⸗ 
jenigen mitgetheilt werben, welche entweder auf königlicher Verordnung beruhen, 
oder ſonſt von allgemeinerem Intereſſe zu fein ſcheinen. 

Dahin gehören | 
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1) auf folhe, welche Jebermann, auch wenn er nicht im Orte 
wohnt, auf Wochenmärften feil halten darf. Dahin gehö⸗ 
ren 3. B. frifche Tebenemittel aller Art und andere Produfte 
bes Bodens, der Land» und Froft-Wirthfchaft, der Jagd und 
ber Sifcherei, trodene Mühlenfabrifate zum Genuffe, Eitro- 
nen, Pommeranzen, Apfelfinen, überhaupt frifhes und ges 
dörrtes Obft und Gemüfe aller Art, Milch, Eier, Zedervieh, 





1) als eine Erweiterung der Befugniffe 

: VIER O. v. 20. März 1831. (v. 8, Ann. Bd. XV. p. 319.) 

wodurch das Hauflren mit wollenen Deden für die Fabrifation der weſtlichen 

Provinzen, in dem Umfange diefer Provinzen, gegen Entrichtung der geſetzlichen 

Speuer jedoch unter Vorbehalt der Zurücknahme dieſer Vergünſtigung, frei ge⸗ 

eben wurde. 

2) als eine Befhränfung derſelben j 
die K. D. vom 12 Januar 1833. (G. ©. 1833. p. 22.) 

daß zum Auffuchen von Beftellungen auf Edelſteine und edle Koffllien, als Acha⸗ 

te, Karneole oder auch Quincaillerie-Waaren, deren Hanptwerth in folchen Stel- 

nen befteht, Gewerbefcheine nicht mehr erteilt werben dürfen. 
3) ale allgemeine Erläuterungen 

a) RX. d M.d. Jun. u. d. F. v. 7. Suni 1889. (Cenitbl. p. 200.) 

Nah dem F. 14. Nr. 1, des Huuffrregulativs vom 28. April 1824 Fantı 
der Haufichandel mit ſolchen Begenftänden, melde Jedermann, aud 
wenn ernihtim Orte wohnt, anf Wochenmärften feil hal⸗ 
ten darf, durch die Königl. Regierungen geftattet werben und die erwähnte 
Stelle bezeichnet beifpielsweife mehrere Sachen, welche zu biefen Ges 
genftänden gehören, Hauptfächlidy folche, welche, dem Hwecke der Wochen⸗ 
maͤrkte entiprechend, vom Lande den Stabtbewohnern zur Konfumtion oder 
zum fonftigen Gebrauche zugeführt werden. Der $. 14. Nr. 1. ſteht aber 
in Berbindung mit 8. 1. a. a. DO. und wenn in jenem frifche Lebensmittel 
aller Art und andere Probufte des Bodens, ter Land- und Forſtwirih⸗ 
fchaft, ver Jagd und der Fiicherei als folche, die zu den Wochenmarftartifeln 
zu rechnen find, beifpielsweife genannt werben: h folgt daraus nicht, daß 
alle Produkte des Bodens, der Land» mund Forſtwirthſchaft überall ale 
Mochenmarktartifel behandelt werden follen. Es kommt vielmehr, damit 
dies in jedem einzelnen Falle beflimmt werden kann, dem $. J. a. a. O. 
gemäß, immer zunächft darauf au, ob die Gegenſtände, von benen es fi 
andelt, nach den deshalb geltenden befondern Borfchriften oder nach der 

rtsobfervanz, zu denjenigen gehören, mit denen auf den Wochenmaͤrkten 

auch von andern, ald Orts-@inwohnern, Handel getrieben werben darf. 

b) Su den fpätern Erhebungsrellen (auch in dem Bolltarife v. 18 Oft. 1842) 
{ft der Unterfchieb zwifchen groben nnd feinen furzen Waaren nicht beibehals. 
ten worden, Seitdem werben baher überhaupt Feine @ewerbefcheine auf 
den Hauflchandel mit kurzen Waaren mehr ansgeftellt. Statt defien werben 
aber Gewerbefcheine, welche auf den Haufichandel mit Kramwaaren lauten, 
gegeben, und es ift der betr. Min.-Verfügung v. 18. Dec. 1831 ein befons 
deres Verzeichniß derjenigen Waaren beigefügt worden, welche zu ben Krams 
waaren gerechnet werden. (Amtsbl. pro 1832.) 


Ueber die nach und nach eingetretenen Erweiterungen umb reſp. Abünbes - 


rungen des obigen Berzeichnifies von Waaren, mit denen hanfirt werben 
darf, vergl. Schimmelfennig, dir. St. Th, II. S, 53. 54. und die Anhänge 
bazu, 


-.- 


2) 


3) 


4) 


5) 


6) 
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frifche, geſalzene, gedörrte und geräucherte Fiſche, gefalze- 
nes, gedörrtes und geräuchertes Fleiſch, wogegen der Haufir- 
handel mit friſchem Fleiſche aber nur beſonders zuverläſſigen 
Perſonen und auch nur für die nächſte in dem Gewerbeſcheine zu 
bezeichnende Umgegend ihres Wohnoris, geſtattet werden ſoll. 
Ferner Theer, Pech, Kienruß, Beſen, Sämereien, Hopfen und 
ähnliche Gegenſtände. Es bleiben aber Material⸗ und Speze⸗ 
rei-Waaren, Wein, Branntwein und Liqueure aller Art un⸗ 
bedingt ausgeſchloſſen; 

auf Abfälle und Abgänge, die in der Haus⸗ und Landwirth⸗ 
ſchaft und beim Betriebe der Gewerbe entſtehen, mit Aus⸗ 
nahme alter (gebrauchter) Kleidungsftüde und Betten, in- 
gleihen Metallbruch, mit Ausnahme des Bruchgoldes und 
Brudfilbers; 

auf alle diejenigen Waaren, welche nad ber jedesmaligen 
Erhebungsrolle der Abgaben zu den groben kurzen Waaren 
gerechnet werben, Desgleichen 

auf ähnliche Waaren, die der daſelbſt ausbrüdlich benannten 
gleich zu achten find, z. B. alle grobe Eifenwaaren aus ges 
ſchmiedetem Eifen, Eifenbled, Stahl» und Eifendraht, ferner 
gewöhnliche Steingut-, Sayence- und irdene Waaren, des⸗ 
gleihen Korbmaderarbeiten, Schleifiteine, Flintenfteine, Sers 
pentinfteinwaaren, Schwamm, Oblaten, Saiten, Fiſch⸗ 
bein u. ſ. w. \ 
auf gewöhnliche Seiler uud andere Hanfwaaren, auf Garn, 
Zwirn, Band und Strümpfe von Leinen, auf Leinwand, 
Zwilich, und Drillih, gebleiht und ungebleicht, einfarbig 
und bunt; ferner auf bunte Gewebe aus Leinen und Baumwol- 
lengarn gemifcht, welche im Lande verfertigt werben, doch nur 
in fofern, als deren Fabrikation bereits vor Erfcheinung bes 
Gewerbefteuergefeges vom 30. Mai 1820. auf dem Hauſirhan⸗ 
del gegründet war, besgleichen auch auf wollenes Band wol- 
lenes Steidgarn und mwollene geſtrickte Waaren; endlich 
auf Werfe der bildenden Kunft, Landfarten, mechanifche, 
mathematifche, optifhe und phyfifalifche Inſtrumente. 

$. 15. Für alle Gegenflände, mit welchen nad vorftehen- 


dem 14ten $. der Haufichandel zuläffig ft, Tann in ber Regel 
auch der Auffauf geflattet werben. 


$. 16. Sollten örtlihe Verhältniſſe und Bebürfnfffe Er- 


weiterungen ober Befchränfungen ber. hierdurch beftimmten Haus 
firbefugniffe erforberkidy oder wünſchenswerth maden; fo werben 
ſolche, auf die vesfallfigen Anträge der Regierungen, von ben 
Miniſterien des Handels, des Innern und der Polizei und der 
Binanzen gemeinſchaftlich ertheilt werben, 
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Dienftleiftungen und Schaufellungen im Umher⸗ 
| jieben. 


617. Schleifern, Holzuhrmadern, Stebmadern, Leinfaats 
fiebern, Topfbindern und Keffelflidern, Korbfiechtern, approbirten 
Biehfaftrirern und Kammerjägern, Tann der Gewerbfchein zum 
Betriebe ihres Gewerbes im Umberziehen überall ertheilt werben. 
Die Minifterien behalten fih aber vor, diefe Bewilligung auch 
auf andere Gewerbtreibenden ähnlicher Art auszubehnen, wenn 
darauf Seitend ber Regierungen, in den $. 16. bezeichneten Fäl⸗ 
len, angetragen wird. 

$. 18. Auch Gefellfehaften von Mufifern des Inn- une 
Auslandes, welhe unter einem Vorfteher, der für bie übrigen 
baftet, aus wenigftens vier unverbächtigen, geſchickten Perfonen 
beſtehen, ift, bei obgebachter perfönlicher Dualififation und deren 
vorfchriftsmäßigen Befcheinigung, der Gewerbſchein nicht zu ver: 
fagen; einzelnen Mufifanten aber, Harfenfpielern, Drehorgelfpie- 
lern und Schaufaftenführern, desgleihen Equilibriften, Kunftrei= 
tern, Marionettens und Puppenfpielern, Tafchenfpielern und fol- 
hen Perfonen, die Kunft» oder Naturfeltenheiten zur Schau aug- 
ftellen, ift derfelbe nur ausnahmsweife, aus befondern von ihrer 
Perfönlichfeit hergenommenen Gründen, und nad) voraufgegangener 
firenger Prüfung ihrer Nechtlichfeit und Sittlichfeit, allemal aber 
nur in mäßiger Zahl, und mit befonderer Auswahl, zu bewilli⸗ 
gen.*) Wenn jedoch bei folhen Kunitleiftungen und Ausftelluns 
gen umberziehender Perfonen ein rein wiffentfchaftlihes, oder ein 
höheres Kunftintereffe ftatt findet, und diefelben ihre Borftellun- 
gen nur in größeren und mittleren Städten und in eigens bazu 





2) Ruͤckſichtlich der Muſiker vergleiche 
1) die K. O. v. 14. Ott. 1833. (ſ. oben zu $. 7. des Regulative S 73.) 
2) das NR... M. d. J. u. d. F. v. 22. April 1838. (v. K Ann. Bd. XXII.) 
Wenn Mitglieder einer als ſolche beſteuerten und conceſſionirten Muſikgeſell⸗ 
ſchaft einzeln in einer weitern Entfernung als 2 Meilen von ihrem Wohn⸗ 
fit das Gewerbe treiben, fo umgehen fie bie gefeglihen Befimmungen, 
wonach einzelnen Mufifern das Umherzichen in der Regel verfagt fein 
fol, auch umgehen fle die Steuer, welche einzelne Muflter mit 12 Thlr. zu 
entrichten haben, da fle ale Mitglieder ver Geſellſchaft nach demRe⸗ 
gulauiv vom 4. Dezb. 1836. (f. unten) einen geriugeren Zaß zahlen. Sie 
baben daher nicht nur die Strafe von 48 Thlr. nach. $. 26, des Reg. vom 
28. April 1824 verwirkt, fondern außerdem deu Betrag nachzuzahlen, un 
welchen die von ihuen als Mitglied erlegte Steuer Hinter dem Sag von 
12 Thlr. zurücbleibt, da fle durch ihren Gewerbfchein nur zum Mufifmachen 
ale Mitglieder der Gefellfchaft, nicht als Cin gelne bexechtigt werden. 
Sonftige in gewerbepofzeilicher Hinficht ertHeilte Vorfchriften für Perfonen, 
welche umherziehend Dienflleiftungen und Schauftellungen anbieten, vergleiche 
in Schimmelfennig dir. Gtenern. 2. Ausg, Th. 11. p. 64. und den Anhüns 
gen dazu, 


— — — — 
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eingerichteten Lofalen für Eintrittögeld geben wollen: fo bedarf 
ed dazu überall nidit des Gewerbſcheins, fondern nur ber befon- 
deren ortspolizeilichen Erlaubniß. 


F. 19. Die Ertheilung von Konzeſſionen für Schauſpieler⸗ 
und ähnliche Geſellſchaften, bleibt dem Miniſterium des Innern 
und der Polizei, nach wie vor, gänzlich vorbehalten. 


Verhaltungs-Regeln für diejenigen, welche ihr Ge— 
werbe im Umherziehen betreiben.*) 


F. 20. Der Gewerbeſchein gilt nur für die Perſon bes 


°) Der Umfang ver Berechtigungen aus dem Gewerbſchein vefp. ber 
pertenlichen Befugnifle des Inhabers iſt Ä 

a) näher beſtimmt 
in dem R.d. M. d. Inn. v. 5. Mat 1827. (Ann. Bd. XI. p. 769.) 

Durch das Regulativ vom 28. April 1824 find alle demſelben entgegenftes 
hende ſtamtariſche Vorſchriften aufgehoben worden. Gs Fünnen daher Inhaber 
von Gewerbefcheinen ihre Gewerbe in dem nach $. 22. des Regulativs überhaupt 
zuläffigen Umfange au da ansüben, wo, wie 3. B. in ben vormals fächfifchen 

anbestheilen, noch beftehende Exklufivberechtigungen ven ſtehenden Betrieb 
des nämlichen Gewerbes verhindern. Jene Erflufivberechtiaungen- beziehen fich 
überhaupt nur auf den lebenden Gewerbebetrieb, und koͤnnen weder auf 
ben Haufirhaubel, noch auf den Jahrmarkt⸗Verkehr ausgedehnt werben. 

b) ausgedehnt 
durch die K. O. v. 11. Juni 1826. (8. ©. p. 61.) 

Die für den ganzen Umfang der Monarchie, die Grenzbezirfe nicht ausge⸗ 
nommen, gültigen Gewerbefcheirie follen auch den Beichränfnngen der s) 22 — 
24. nicht unterworfen ſein, wenn die Inhaber zu ſolchen Kaufleuten, Gehülfen 
oder Reiſedienern gehören, denen ber Gewerbeſchein ertheilt iſt, um umherziehend 
Waarenbeſtellungen zu ſuchen oder Waaren zu erſtehen, die ſie Bebufs des Wie⸗ 
derverkaufs nicht ſelbſt mitführen, ſondern frachtweiſe befoͤrdern laſſen. Jedoch 
müſſen auch dieſe Perſonen immer den Gewerbeſchein im Original bei ſich führen. 

Aunmerk. Zur Ausführung dieſer Beſtimmung find beſondere adminiſtra⸗ 
five Vorſchriften reſp. unter dem 13. Juli 1826. und 9. Mai 1828. ergangen. 
(v. 8 Ann. Bd. X. p. 815. und Bd. XII p. 538.) 

c) eingefhränft (cfr. $. 25. in fine.) 

aa) dur die K. O. v. 8. Dezbe. 1843. (©. ©. 1844. p. 15.) 

Um den Mebelfländen entgegen zu wirken, welche Hinfichtlich des Verkehrs 
der, Behufs des Suchens von Waarenbeftellungen und des Waarenauffaufs um: 
herreifenden Perfonen wahrgenommen worben find, beflimme Ich auf den Antrag 
des Etaats-Minifteriums, was folgt: 

1) Baarenbeftellungen dürfen, auch auf Grund der gegen Stenerenfrichtung 
oder fleuerfrei dazu ertheilten Gewerbfcheine fortan nur bei Gewerbtreibens 
den gefucht werben, und —F bei Handeltreibenden ohne Beichränfung, 
bei andern Gewerbtreibenden, fie mögen Gegenftände ihres Gewerbes vers 
fanfen oder nicht, nur auf ſolche Sachen, welche zu dem, von ihnen ansgeübten 
Gewerbe als Fabritmaterlafien, Werkzeuge, oder nach ihrer fonfligen Beſchaffen⸗ 
heit in Beziehung fliehen. Beftellungen auf Wein können auch ferner bei andern 
Perfonen, als Bewerbetreibenden, gejucht werben. 

2) Wer durch Umbherreifen, Behufs des Auflaufs von Oegenfländen zum 
Mieberverfauf ober Behufs des Suchens von Wanrenbeftellungen, einen gewerb⸗ 
ſcheinpflichtigen Verkehr betreibt, darf, auch wenn er dazu mit guem Gewerbe⸗ 
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darin ‚genannten Inhabers ; derfelbe darf alfo niemals an einen 
Dritten verliehen, abgetreten ober auf irgend eine Art Überlaffen, 
oder anderer Mißbrauch damit getrieben werben; auch darf fo wenig 
einekbarin nicht genannte Perfon, wäre fie au von der Familie 
des Inhabers, von Legterem mit umbergeführt, ald das Gewerbe 
für Rechnung des Inhabers von einer dritten, in dem Gewerbſchein 
nicht genannten Perfon, getrieben werden. 

$. 21. Der Gewerbfchein berehtigt immer nur, wofern 
darin nicht eine noch engere Grenze bezeichnet ift, zum Gewerbes 
betriebe innerhalb des Bezirks der Regierung, welche ihn ertheilt 
hat. Soll alfo die Befugnip daraus noch auf einen andern Res 
gierungsbezirk, oder auf einen Theil deffelben ausgedehnt werben; 
fo muß jede betreffende Regierung die Erlaubnig dazu unter dem 
Gewerbeſchein befondere vermerken. Innerhalb des Grenzzollbe⸗ 
zirks darf überhaupt fein Gewerbe im Umherziehen getrieben wer» 
den, wenn nicht der Gewerbefhein ausdrüdiih bie Erlaubniß 
dazu ertheilt. 

$. 22. Auf den Grund des Gewerbeſcheins darf der Inhas 
ber das darin genannte Gewerbe, jedoch nur in den darin ber 
flimmten Grenzen, nicht allein auf Jahr» und Wochenmärkten, 
fondern auch außer denfelben, legternfalls aber nur in den nad 
der Beilage B. des Gewerbefteuergefeges vom 30. Mai 1820. 





ſchelne verfehen ift, nur Proben ober Mufter, nicht aber Waaren irgend einer 
Art mit fi führen. 

, 3) Der einer der zu 1. und 2. erteilten Beſtimmung zutolberhanbelt, hat 
eine Gelbfrafe von Acht und Bierzig Thalern und die Konfiefation derjenigen 
Gegenftände verwirkt, die er feines Gemerbes wegen bei fich führt. Im Anfehun; 
der nachzuzahlenden Steuer bewenbet es bei ben beſtehenden Befimmungen. Auı 
Tommen hinſichtlich der Umwandlung ber Geld» in Gefängnißſtrafe und überhaupt 
hinſichtlich des Verfahrens wider bie Kontravenienien, die in Betreff ber Zuwider⸗ 
hanbInngen gegen das Gemerbefteuer-Bejeg vom 30. Mai 1820 und has Hauflre 
Regulativ vom 28. April 1824 ertheiten Vorfchriften zur Anwendung, 

Der gegenwärtige Erlaß iſt darch bie Gefekfammlung befannt zu mache. 

bb) Als Erläuterungen dieſer Ordre find & bemerfen 

die Circ. Verf. d. 5. M. v. 2%. Dezbr. 1843. (Gentebl. 1844.p. 11), 

wonach in ben betreffenden Gewerbſchelnen bie Vorfchriften ber Ordre aufgenems 
men, und beren Strafbeflimmungen ausbrüdlich legt werben follen. 

Die Berf. d. F. v. 4. April 1844.  (Gentehl. p. 87.) 
nbeftellungen bei Gewerbtreibenpen befugten Perfos 
weber mündlich noch fehriftlich, noch durch gebruckte Anzei⸗ 
em direlte ober indirekte Ginladungen ergeben laſſen bürfen, 
tt werben außerhalb ihres Wohnortes Waarenbeftellungen 
Beftellungen in Gafthöfen oder fonft mo entgegen zu neh⸗ 
biefer Befimmungen ind theils nach dem Safer gulatio 
ſchon firafbar, weil dadurch ein anderer Gewerbbetrleb ale 
beſelchnete ausgeübt wird, theils wird dadurch gegen bas 

$ J Dezbr. 1843 gefehlt, wouach Waarenbeſtellungen bei Pri⸗ 
vatlenten nicht gefucht werben follen. 
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mr erften Abtheilung gehörigen Ortfchaften, acht Tage lang, in 
benen die zur zweiten Abtheilung gehören, vier Tage Yang, in 
denen, zur dritten Abtheilung gehören, zwei Tage lang, und in 
den zur vierten Abtheilung gehörigen Eleinen Städten, Flecken und 
Dörfern, einen Tag lang treiben. Die Orts-Polizeibehörbden kön⸗ 
nen inzwifchen diefe Friſten aus befondern Gründen verlängern 
und verengen. Bis zur nächften Wiederfehr des Hauſirers an 
den nämlichen Ort müffen aber mindeſtens vier Wochen verftreichen. 
Hiervon aber find bie Markttage überhaupt und ſodann auch dieje⸗ 
nigen Perfonen ausgenommen, weldhe mit den im ©. 14. No, 1, 
genannten Waaren Handeln, indem biefe jeden Ort zu jeder Zeit 
ungehindert befuchen können. 

$. 23. Jeder Inhaber eines Gewerbſcheins muß benfelben 
beim Umberziehen ftets in Urſchrift bei fich führen; beglaubte Ab- 
isriften deffelben find unzuläffig und ungültig. Auch muß er fi 
an jedem Orte, wohin er kommt, vor dem Anfange feines Ge 
ſhäfts bei der Ortspolizei perfönlich melden. (Gefe vom 30. 
Mai 1820. $. 23.) Bei denjenigen Perfonen, welche mit Lebens⸗ 
mitten hauſiren, ($. 14. No. 1.) bedarf es biefer perfünlichen 
Neldung nur, wenn fie fih ihres Gewerbes wegen länger als eis 
nen Tag an dem Orte aufhalten wollen. 

6. 24. Die Gaftwirthe find verpflichtet, von Perfonen, bie 
ein Gewerbe umherziehend betreiben, wenn biefelben über Nacht 
angenommen fein wollen, fich den Gewerbfchein für das laufende 
Jahr vorzeigen zu laffen, und wenn felbige ihn nicht befigen, da» 
von der Ortspolizei-Behörde fofort Anzeige zu machen. 
(Gewerbeiteuergefeb vom 30. Mai 1820, ©. 24.) 

6. 25. Niemals darf eine Perſon, welhe ihr Gewerbe im 
Umherziehen treibt, in Privathäufer, ohne aufgefordert zu fein, 
oder in Gafthöfe, ohne befondere Erlaubniß des Wirths, zu dem 
Iweck eintreten, um ihre Waaren oder Dienftleiftungen anzubies 
im Nur Perfonen, welche durch das Land reifen, um Waarens 
heſtellungen zu fuchen, find hiervon ausgenommen. 


Sirafbeftimmungen.*) 


6. 26. Wer umberziehend ein Gewerbe treibt, ohne ſich 
über feine Befugniß dazu mittelft Gewerbeſcheins für das Taus 
finde Jahr ausweifen zu können, hat nicht nur bie Sahreöfteuer 
im höchſten Sage nachzuzahlen und außerdem den vierfachen De: 





*) Die Grgänzungen und Erläuterungen zu den in ben 66. 26. u. folg. 
des Negulativs enthaltenen. Beftimmungen über die Befrafung und das Verfahren 
anne iener-ontravertienen find in dem nachfolgenden Anhange zuſam⸗ 

geſtellt. 

6 v 
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trag derſelben ald Strafe zu entrichten, fondern auch überdies die 
Konfisfation derjenigen Gegenftände verwirft, Die er wegen fei- 
nes Gewerbes bei ſich führt. 

Diefe Beftimmung ift au dann zur Anwendung zu bringen, 
wenn ein folder Kontravenient Waaren bei fih führt, auf melde 
nach dem gegenwärtigen Regulativ ein Gewerbfchein nicht einmal 
. hätte ertheilt werben dürfen. 

6. 27. Eine gleihe Strafe, nur mit Wegfall der Nachzah⸗ 
Yung der Steuer, trifft denjenigen, welder zwar einen Gewerb- 
ſchein beftst, aber ein anderes al8 das darin genannte Gewerbe 
treibt, oder andere, als die ihm danach geſtatteten Waaren führt. 

$. 28. Daffelbe findet ftatt, wenn der Inhaber des. Gewerb- 
ſcheins den legtern an einen dritten verleiht, überläßt oder ab- 
tritt, oder andern Mißbrauch damit treibt, oder wenn das Ge⸗ 
werbe für Rechnung des Inhabers von einer Dritten, in dem 
Gewerbſchein nicht genannten Perfon getrieben wird, In dieſen 
Fällen trifft die volle Strafe den Inhaber. ſowohl ald den Drit- 
ten, und der Iebte muß außerdem noch, wie in dem Falle des 
F. 26., die Steuer nachzahlen; auch muß einer für den andern 
ſolidariſch haften. 

$. 29. Wer die Vorfchrift des 6. 25 muthwillig verlegt, 
bat unfehlbar ein= bis zweitägige Gefängnißftrafe verwirft. 

6. 30. Andere Uebertretungen des gegenwärtigen Regulativg, 
für welche vorftehend nicht befondere Strafen beftimmt find, fol: 
len mit einer Geldfirafe von Zehn Sibergrofhen bis Zehn Tha- 
lern geahndet werben. 

F. 31. Wo feftgefegte Gelbftrafen wegen Unvermögens nicht 
voliftredt werben können, da tritt Die verhältnigmäßige Gefängs 
nißftrafe an deren Stelle und zwar in dem BVerhältniffe, daß 
achttägige Gefängnip- und Fünf Thaler Geldiirafe einander gleich 
geachtet werben. *) 

6. 32, In den Provinzen, wo das Allgemeine Landrecht 
und die Allgemeine Gerichtsordnung eingeführt find, ift über bie 
polizeilichen Straffälle (SS. 29 und 30.) von den refpeftiven Kreis⸗ 
oder Stabtpolizeibehörben, jeboh mit Vorbehalt der Berufung 
auf richterlihes Erkenntniß, fo weit ſolche nad den Gefesen ſtatt 
findet, zu entfcheiden. **) | 


°) Die weiter unten milgetheilte K. DO. vom 31. Dezbr. 1836 Hat das 
Berhältuiß des Gefängnifies zur Geldſtrafe anderweit befiimmt. 

*°) Diefe Entſcheidungs⸗Vefugniß fteht nach dem R. d. M. d. Sum. m. d. 
Fin. vom 22. Aug. 1837 auch den Polizeibehörven in den Stäbten ver IVten 
Steuer-Abtheilung (ſ. oben S. 66.) zu, da das Geſetz keine Beicränfung im 
biefer Beziehung enthält. 
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In denjenigen Provinzen aber, wo das Allgemeine Landrecht 
und die Allgemeine Gerichtsordnung nicht eingeführt find, gebet 
tie Teftfegung und Einziehung der Strafen von denjenigen Be—⸗ 
börden aus, welche nach den bort beftehenden allgemeinen geſetz⸗ 
lihen Vorſchriften über Polzeiftrafen zu erfennen, und deren Ein- 
ziehung zu bewirken baben. 

Ueber das Verfahren bei finanziellen Straffällen S$. 26, 27, 
2. sejimmt bereitö das Gewerbfteuergefeg vom 30. Mai 1820. 
6. 42. 
F. 33. Bon feder Vollſtreckung einer aus den 66. 26, 27 
und 28, erfannten Strafe foll der Ortsohrigfeit des Kontravenien⸗ 
ten von Amtswegen Nachricht gegeben werden, und Xebtere, ſo⸗ 
bald ein folder Straffall bei einem und demfelben Kontravenien- 
ten zum dritten Mal vorgefommen iſt, verpflichtet fein, davon bei 
ber gewöhnlichen Berichtserftattung über die Erneuerung der Ge⸗ 
werbſcheine der Regierung Anzeige zu machen, die Regierung aber 
alstann bie Befugniß haben, die Erneuerung des Gewerbicheing 
zu verſagen. 

$. 34. Bon allen Gelpfirafen und Konfisfaten erhält der 
angebende Beamte ein Drittheil. *) 


Tranfitorifhe Beſtimmungen. 


$ 35. Perſonen, welche ein nah diefem Regulativ aud 
fünftig erlaubtes Gewerbe umberziehend, bis zur Publikation 
deſſelben vorwurfsfrei getrieben haben, fol die Erlaubniß nicht 
verfagt werben, ſolches fortzufeßen, wenn fie die erforderlichen 
perfönlichen Eigenfchaften ($. 11.) nachträglich nachweifen, wobei 
jedoch das etwa fehlende Alter (No. 5. dafelbft) ihnen nicht ent- 
gegen ftehen foll. | 

$. 36. Gehört aber in dem $. 35. gedachten Falle das bisher 
umberziehend getriebene Gewerbe zu den künftig nicht erlaubten 
Bewerben: fo fol, übrigens unter gleichen Bedingungen, bie 
Zortfegung nur noch auf ſechs Monate, nah Publikation dieſes 
Regulativg, geftattet werben. „ 

$. 37. Den fogenannten Lingenſchen und andern Padenträs 
gern und Schnittgängern, den Holz-Uhrmachern, Schleifern, Kefs 
jelflidern nnd Eifenwaarens nnd Leinenhändlern, ſoll auch aus- 


*) Einen Anfpruch auf den Denunziantenantheil von Gewerbefteuerfirafen 
haben auch ſolche Kommunalbeamte, weldhe nicht Mitglieder der Magifträte oder 
Polizeibeamte find. R. d. M. d. Sum, nm, db. Fin. vom 20. Bebr. 1840. 
(Gentribl. p. 154.) 
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nahmsweiſe geflattet werben, bie ihnen bisher zugeſtandenen Ge- 
hülfen noch ſechs Monate_hinburd beizubehalten, aber feine neuen 
an, es gefhehe denn ſolches biefem Negulativ (6. 13.) 
gemäß. 


Anhang zum Negulativ vom 28, April 1824. 


Ergänzungen und Erläuterungen zu ben 6$. 26 und folgenden 
des Regulativs, betr, die Contraventionen und das Unterſuchungs⸗ 
Berfahren. | 


A Thatbefland des Vergehens. 

a) Refer d. 5. M. vom 3; Novbr. 1825. III. 20, 256. 

Anf den Einwand des Haufirers, daß er die bei ihm vorgefunde- 
nen in bem Gewerbfchein nicht benannten Waaren auf Beftellung 
mit ſich führe, iſt nicht zu rückſichtigen, da die Strafbefiimmungen 
ber 66. 26 und 27. des Regulativs ganz allgemein zus Eriftenz des 
Straffalles nur erfordern, daß der Hauſirer andere als bie ihm ge= 
ftatteten Waaren bei fich führt. 

b) Refer. des M. d. Inn. und d. F. vom 2. De ebr. 1830. 

(9. 8. Ann. Bd. XIV. p. 830.) 

Inländer, welche, ohne feften Wohnfig zu_haben, von Markt zu 
Markt handeln, ohne ihr Gewerbe betuls ber Steuer-Entrichtung an⸗ 
zumelden, find nach den gefeglichen Beilimmungen über den unbefüg- 
ten Gewerbebetrieb im Umherziehen zu beftrafen. 

c) Das R. d. M. d. Inn. nnd d. F. vom 22. Apil 1838. (1. oben 
zu $. 18. des Regulativs ©. 80) 

O C. R. d. F. M. vom 7. Juni 1831 und Plenarbefhluß d. 
G. O. Tribunals v. 26. Aug. 1839. (Ann. Bd. XV. J. M. 
Bl. 1839. p. 315.) 

Kaufleute und ihre Handelsgehülfen, welche im Umherreiſen 
Waarenbeſtellungen ſuchen, ohne ſich über die Befugniß dazu mittelſt 
Gewerbſcheins für das laufende Jahr ausweiſen zu jönnen, find, wenn 
auch für dieſen Schein nah der K. O. nom 12. Februar 1831. keine 
Steuer erhoben werden ann, dennoch nach den Beflimmungen des 


Regulatjvs vom 28, April 1824. $. 26. und den mobifizienden Bor» 


fehrıften der K. O. vom 31. December 1836 au beftrafen. 

e) R. d. M. d. J. u. d. F. v. 24 März 1840. (Eentr. Bl. p. 177.) 
Der Inhaber eines Gewerbeſcheins, welcher das ihm danach ge⸗ 

ſtattete Gewerbe in einem Regierungsbezirke, auf welchen der Gewerb⸗ 

ſchein nicht ausgedehnt worden, ausübt, begeht, wie auf den Bericht 

som 28. Februar d. J. erwidert wird, ein, nach den 88. 21 und SD. 

des Hauſirregulativs vom 28. April 1824 polizeilich zu ahndendes Ver⸗ 
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gehen. der Gewerbſchein zu einem ermäßisten Steuerſatze ertheilt 
und —5* Nr Ausübung des Gewerbes in einem —8 Knie 
rungsbezirfe, als in dem, für welchen ber Oemerbefihein ausgefertigt 
oder ausgebehnt worden, nach dem Regulative vom 4. Decebr. 1838. 
über den Gewerbebetrieb ing Umherziehen, die Verbindlichkeit zur Nadh- 
zahlung von Steuer: fo ie biefe zwar einzuziehen, jedoch die in ben 
6$. 26, 27 und 28, des Haufirregulativs vom 28. April 1824 vor⸗ 
ge chriebene Strafe nicht anzuͤwenden, da ber in diefen SS. bezeichnete 
atbeftand in dem erwähnten Falle nicht vorliegt. 

In diefem Falle tritt vielmehr nach dem N. des Dein. des Inn. 
und ber Feen vom 17. Decbr. 1834 die in $. 30 beſtimmte Ord⸗ 
nungsftrafe ein. , 

B. In Bezug auf pie Strafe felbft. 
Im Allgemeinen: 
a) die 8. D. vom 31. Decbr. 1836. (f. weiter unten) welche das 
Strafmaaß überhaupt mobifizirt. 
b) Die 8. D. vom 31. Detober 1841. (I. M. BI. 1842. p. 176.) 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 15. v. M. erkläre 
Ich mich mit der darin entwidelten Anficht einverflanden, daß bie 
Beftimmungen im $. 64 sqq. Tit. 20. Th. II. des Allgemeinen Land⸗ 
rechts, über die Strafbarfeit der Theilnehmer, Gehülfen und Begün- 
fliger eines Verbrechens auch bei Polizei-Eontraventionen zur Anwen- 
dung zu bringen find, wobei es jedoch dem vernünftigen Ermeffen ber 
— überlaffen bleiben muß, nach der Natur undg dem 

werte der Polizeiftvafen nicht jede, auch entferntere Theilnahme an 
einer PolizeisEontraventipn einer Rüge zu unterwerfen. 


Ins beſondere: 
1) die Confiskation bei Vergehungen gegendas Regulativ. 

Baares Geld, welches der Hauſirer bei ſich führt, ſelbſt wenn 
es erweislich in der boſang für Waaren beſteht, er in dem verbote- 
widrigen Handel verkauft bat, unterliegt nicht der Confisfation. 
b) Die R. d. F. M. v. 21, Juni u. d. Juſt. M. v. 26 Juli 1826. 

(v. 8. Jahrb. Bd. XXVNI. p. 112. Gr. Bp. I. p. 341.) 

Transportmittel, deren fih Gewerbetreibende zur Fortſchaffung 
der Gegenflände ihres Verkehrs bedienen, können ber Anwendung des 
Regulativs vom 28. April 1824. nicht als der Eonfisfation unferwor« 
fen angefehen werben. | ' 

3] R. d. F. M. vom 6. Mai’ 1828. (Ann. Bd. XIL p. 539.) und 
. d. J. M. vom A. Februar 1831. (Jahrb. Bd. XXXVIL p. 112. 
- Gr. Bd. VI. p. 401.) 

Die Konfisfation der von einem flüchtig gewordenen, unbefannten 
Daufirer zurüdgelaffenen Sachen, Tann, wenn er nicht bei einer Po- 
lizeikontravention betroffen worden, auf welche die Konfisfation ber 
Sachen im Geſetz befonders angeorbnet ift, nur da ftattfinden, wo 
eine Kontravention gegen die Zoll» oder Stenergefeße vorliegt, uud 
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dann iſt die Steuerbehörde allein zur Unterfuchung der Sache Tompetent, 
an welche mithin die qu. Effelten zur weitern Beranlaffung abgegeben. 
werden müfjen. Die Kompetenz der Regierung in einem ſolchen Kalle 
kann daher nut begründet werben durch eine von dem Entwichenen 
begangene Polizei⸗ oder Haufirkontravention, und im erften Falle ift, 
wenn die begangene Polizeifontravention an fich die Konfisfation der 
zurüdgelaffenen Effekten geſetzlich vechtfertigt, das Verfahren fofort 
den Gerichten zu überlaffen. 


2) Die ſabſidiariſche Verhaftung anderer Perfonen. 
a) R. d. F. M. vom 15. Dechr. 1828. III. 25954. 


Die $$. 26 sq. des Regulativs vom 18. April 1824 bezeichnen 
nur denjenigen [ir feine Perfon, der einen erforderlichen Gewerb⸗ 
fein nicht befaß, oder einen ertheilten mißbraucht als den allein 
Strafbaren, und eine fubfiviarifche Verhaftung Anderer für ihn liegt 
außer der Abficht des Geſetzes. 


DRM. vom 25. Februar 1835. (v. K. Ihb. Bo. XLV. 
p- 284. Gräff. Bd. VIEL p. 129.) 
welches den in dem R. vom 15. Dechr. 1828. ausgefprochenen Grund- 


I auf Grund einer Allerhöchſten Entſcheidung vom 20. Febr. 1835. 
beftätigt. ’ 


3) Die Umwandlung der Strafe 
Die K. D. vom 31. Deebr. 1836. (f. weiter unten), 


wonach das Verhältni von 8 Tagen Gefängnif zu 5 Thlrn. Geldbuße 


nicht unbedingt beizubehalten, fondern nad) Umftänden anderweit zu be⸗ 
flimmen ift. 


C. Das Berfahren. 


a) Das Regulativ vom A. December 1836. $. 8. (f. daſſelbe 
weiter unten. ) 


b) Das Refer. d. F. M. und M. dv. Inn. vom 16. Mai 1828. 
(v. K. Ann. Bd. XII. pP» 541.) 

Was die Hauflir-Stener-Eontraventinnen abetrifft, fo iſt auf diefe 
der $. 179. Zit. 51. Th. 1. der Allgemeinen Deritgorhnung ar 
nicht zu beziehen, weil er ausprudlih nur von Alzifes, Zoll- und Po- 
Vizei-Rontraventionen ſpricht. In dem Gewerbefteuer-Gefege vom 30. 
Mai 1820. fo wenig, als in dem NRegulativ vom 28. Aprıl 1824. ift 
aber den Regierungen ein FRA gegen unbefannte und entwichene 
Rontravenienten auf eine ähnliche Weite übertragen, wie in Hinficht 
der Zollvergehen durch S. 158. der Zollordnung ben Zollbehörden. 
Die 8. Regierung wird daher um fo mehr jedes Verfahren gegen 
entwichene Hanfirer den Gerichten überlaffen müffen, da fle nicht ein- 
mal gegen Anwefenvde zu einem Contumazialver de berechtigt iſt, 
ſondern bei dem Ausbleiben des Denunziaten annehmen muß, er ver⸗ 
Yange gerichtliche Unterſuchung. Das Gericht wird ſeinerſeits die Un- 
teriuchung nicht ablehnen dürfen, da es jede Unterfuchung zu übernehmen 
verpflichtet ifl, in der die Verwaltungsbehörde von Ihrer Befugniß, 
die Sache zu entfcheiven, feinen Gebrauch machen will. 
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oO) Das R. d. J. M. v. 4 Febr. 1831. (v. K. Ihb. Bo. XXXVII. 
p. 112. Graͤff. Bo. VI. p. 401.), 

welches fich mit den in dem obigen Reſer. vom 6. Mat 1838 ausge- 

fprochenen Grundſätzen einverftanden erflärt, und die Gerichte anwei- 

fet, die Unterfuchung einzuleiten, wenn die Regierungen darauf ans 

tragen. 


Kabinetsordre vom 31. December und Negulativ 
vom 4. December 1836. 


über den Gewerbebetrieb im Umherziehen. (G. ©. 1837. p. 13.) 


Auf den Antrag des Staatsminifteriumg vom A. d. M. 
will ih die Befugniß, die den Regierungen dur das Gewer- . 
befteuergefeg vom 30. Mai 1820. (Beilage B.Litt. L.) und dem 
Finanzminifter durch Meinen befondern Erlag vom 2. Mai 1821. 
zur Ermäßigung des Steuerfages von 12 Rthlrn. für den Ges 
werbebetrieb im Umherziehen beigelegt ift, nad) Maafgabe des 
zurüdgehenden von Mir genehmigten Regulativs vom 4. d. M. 
erweitern und zugleich beftimmen, daß bie in den $$. 26, 27, 28. 
des Regulativg vom 28, April 182%. über den Gewerbebetrieb 
im Umherziehen ꝛc. vorgefchriebene Strafe nit für jeden Fall 
in vierfachem Betrage der Jahresſteuer nah dem höchſten Sage 
derfelben, fondern im vierfachen Betrage derjenigen Jahresſteuer 
befteben foll, welche dem Gewerbe des Steuerpflichtigen angemeſ⸗ 
fen und mit Rüdfiht auf das Regulativ vom 4. d. M. feſtzu⸗ 
fegen if. Auch foll, wenn neben der Strafe eine Nachzahlung 
der Steuer eintritt, die Steuer gleichfalls nur in dem ermäßigten 
Betrage gefordert werden. Hätte den Sontravenienten bei gehö⸗ 
riger Meldung der Gewerbfchein fteuerfrei ertheilt werben Tönnen, 
fo ift zur Abmeffung der Strafe ein Steuerfag von 2 Rthlrn. 
anzunehmen. Wenn nah $. 31. des Negulativs vom 28, April 
182%. die verwirfte Geldbuße in Gefängnißftrafe zu verwandeln 
äft, find nicht unbedingt achttägige Gefängnißftrafe und fünf Tha- 
Ier Geldbuße gleichzuftellen, vielmehr darf, nad) Bewandniß ber 
Umftände, ein milderes Berhältnig angenommen werden.* Das 
Staatsminifterium bat die Befanntmachung dieſes Erlaffes und 
des beigefügten Regulativs durch die Gefepfammlung zu vers 
fügen. 


e) Hierdurch teilt das Reſcr. des Iufliz- Minifterii, vom 28. Mai 1829. 
(v. 8. Jahrb. Bd. XXXIII. p. 341. Gräff Bo. II. S. 341.), wonach von 
biefem te von 8 Tagen zu 5 Thalern nicht abgegangen werben follte, 
außer Kraft. ‚ 
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Regulatiov 
ben Gewerbebetrieb im: Umherziehen betreffend.) 


1. Vorſchriften über die Ertheilung von Gewerbe— 
ſcheinen zu ermäßigten Sätzen. 


SG. 1. Die Regierungen können fortan 
1) außer den unter dem Buchſtaben L. der Beilage B. zum 
Geſetze wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 
1820. genannten Sammlern von Garn, Lumpen, Aſche, Fe— 
dern, Borſten, auch Sammlern (Auffäufern) von Heede, 
Flachs, Werg, Glasſcherben, Leimleder, Tuchleiſten, altem 
Eiſen, Blei, Zinn, Kupfer, Meſſing, Haaren, Knochen, 
Klauen, Hörnern und von andern Abgängen von geringerem 
Werthe in der Haus⸗- oder Landwirthſchaft, jedoch mit der 
im $. 14. Nr. 2. des Haufirregulativg vom 28. April 1824. 
angegebenen Ausnahme, 
2) außer Topfbindern, Keffelflidern und Scheerenfchleifern, auch 
Zinn» und Löffelgiegern, Siebmadern, Leinfaatfiebern, Pers 
ſonen, die fih umberziehend mit Schärfen von Bohrern, 
Sägen und fonfligen Inftrumenten, mit Ausbeffern von Holz- 
uhren, Spinnrädern oder Hausgeräthen befchäftigen — Ges 
werbfeheine zu dem Sahresfage von zwei oder vier Thalern 
ertheilen, on 
6. 2. In Anfehung der Equilibriften, Seiltänzer, Kunftreiter 
verbleibt es bei der Borfehrift der Beilage B. zu dem Gewerbes 
ftenergefege. Außerdem find die Regierungen ermächtigt, Diufifern, 
weiche unter einem Vorfteher, der für die Übrigen haftet, in einer 
aus wenigftend vier unverbädhtigen gefchidten Perfonen beftehenden 
Gefellfchaft ihr Gewerbe betreiben (6. 18. des Haufirregulative) 
eine Steuerermäßigung in der Art zu bewilligen, daß nur für ben 
Vorſteher zwölf Thaler, für jede andere Perfon aber acht, ſechs 
oder vier Thaler Jährlich entrichtet werden, Ein Gleiches gilt 
von Schaufpielern. **) | 


*) Ueber die Ausführung bes Regnlativs erging an die Regierungen das 
Gire. R. vom 26. Gebr 1837. (dv. K. Ann. Bd. XXI. p. 225.) deſſen Ins 
- Halt, foweit er hierher gehört unten zu $. 8. des Regulativs mitgetheilt ift. 
**) Bezüglich der hier angeorbneten Ermäßigungen find zu vergleichen 

a) das R. d. Fin. M. v. 25. April 1840. (Eentribl. 1840. p. 234.) 
eriheilt, unter Abänderung der bieferhalb in dem C. R. v. 26 Febr. 1837. 
(f. oben) enthaltenen Beichränfung, den Regierungen bie Ermächtigung den 
Uuteribanenans ben Bollvereinsfaaten ohne höhere Genehmi⸗ 





91 


6. 3. Zum Hanfirhandel 
1) mit Brot, Semmel, anderen Backwaaren, Heefe, trodenen 

Müplenfabrifaten zum Genuffe, Hirſe, Buchweizen, Gemü⸗ 

fen aller Art, mit frifhem und gebörrtem Obſt, mit Mid, 

Butter, Käfe, Honig,. Eiern, Febervieh, mit frifhen geräus 

herten, gedörrten, gefalzenen Fifchen und anderen Lebeng- 

mitteln von geringem Werthe; 
2) mit Fenerfleinen, Schleifiteinen, Feuerfhwamm, Wachs, Fer 
derpoſen, Wellen und rohen Häuten, Hopfen, Sämereien, 

Torf, Holz» und Steinfohlen, Befen, groben Deden aus 

Schilf oder Stroh, Dachſplitten, Theer, Veh, Kienruß, 

Kiendl, mit Sieben, Hecheln, Kragen, Webeblättern, Nabdlers 

waaren, groben hölzeren Waaren, Schaufeln, Senfen, Bei: 

Ien, Nägeln und anderen groben Waaren aus gefchmiebetem 

Eifen, mit Seilers ober groben Bürftenbinderwaaren, mit 

orbinatrem irdenem Gefchirr, orbinairem Steingut, ordinairer 

FSayence, orbinairen Glaswaaren, mit Zwirn, Stridgarn, 

Band aus Leinen und Wolle, und mit wollenen geftridten 

Waaren — können die Regierungen fortan Gewerbſcheine 

gegen eine Steuer nad) Umftänden von acht, ſechs oder vier 

Thalern jährlich ertheilen. 

F. 4. Bon dem Finanzminifterium hängt ed ab, nad dem 
Bedürfniß einzelner Provinzen oder Gegenden die in den 66. 1. 
und 3, bezeichneten Ermäßigungen auch auf andere, den dort be- 
zeichneten ähnliche Gewerbe auszudehnen. Eintretenden Falls ift 
Das Erforderliche durch die Amtsblätter befannt zu machen. 

$. 5. Es bleibt bei der Litt. L. Beilage B. zum Geſetze 
wegen Entrichtung ber Gewerbefteuer vom 30. Mai 1820. aufs 
geftellten Regel, daß die Steuer für den Gewerbebetrieb im Ums 
berzieben für jede Perfon zwölf Thaler beträgt, Die Bewillis 





gung Gewerbſcheine zu den nach dem Regulativ vom 4. Debr, zuläffigen Sagen 
unter denfelben Umſtaͤnden zu ertheilen unter benen fie Dergleichen Ermäßigungen 
Inlaͤndern bewilligen dürfen. Auch in Gontraventionsfällen haben die Re⸗ 
gierungen die für den Strafbetrag maaßgebende Steuer in gleicher Weife 
feftzufeben, der Angejchuldigte mag dem biefleitigen ober einem Bollvereinge 
ſtaate angehören. | 

b) das R. d. F. M. v. 30. Inni 1840. (Gentrlbl. 1840. p- 276.) 

Menn der beabfichtigte Gewerbebetrieb nach den desfalls beftehenden 
Borfchriften (cfr. F. 12. des Reg. vom 28. April 1824. u. C. R. vom 
2. September 1834 zu $. 1. des Gewerbeſteuer⸗Geſetzes) (f. oben ©. 46.) 
einem Ausländer überhaupt nicht geflattet werden darf, fo ift ein Gewerbes 
ſchein darauf auch für Bereinsländifche Unterthanen weber zum vollen, no 
zum vemäßigten Sage zu ertheilen. 
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gung ber in ben 6$. 1, 2 und 3. dieſes Regulativs bezeichneten, 
ſo wie bie Fortgewährung der früher bewilligten Ermäßigungen,*) 
bängt daher lediglich von dem pflihtmäßigen Ermeflen der Re— 
gierung, in weiterer Inſtanz des Finanzminifteriums, ab und kann 
in den Fällen ber SS. 1. und 3. überhaupt nur ‚dann eintreten, 
wenn das Gewerbe einen örtlihen Nugen hat. Anf Erftattung 
schon bezahlter Steuern findet ein Anſpruch auf den Grund der 
gegenwärtigen Beſtimmungen nicht ftatt. 

A $. 6. Bei Abmeffung der Steuerfäge ift Folgendes zu be- 

achten : 

1) Im Allgemeinen ift auf verhältnigmäßige Gleichheit in der 
Befteuerung hinzuwirfen. Der Steuerfag beftimmt fih nad 
Maafgabe des größeren oder geringeren Umfanges, in wels 
chem das Gewerbe im vorangegangenen Sahre betrieben ift. 
— Für den in $ 3. gedachten Hauſirhandel fünnen Die ges 
ringeren Steuerfäge befonders dann angewendet werben, 
wenn die Handelsgegenftände felbft gewonnen oder felbft ver= 
fertigt find; | | 

2) der höhere Sag von vier Thalern für die im $. 1., fo wie 
yon acht Thalern für die g. 3. aufgeführten Gewerbe tritt ein: 

a) in dem Jahre, in weldem das Gewerbe angefangen 
wird; fo daß die unter 1. vorftehend bemerften Umftände 
erft für die Folge maaßgebend werben; 

b) wenn ber Gewerbtreibende zur Fortfchaffung der Gegenz 

. fände feines Verkehrs fih eines Trägers bedient. — 
Bedient er fi dazu eines Fuhrwerks oder eines Schiffs- 
gefäßes, fo ift eine Ermäßigung der Steuer von zwölf 
Thalern überhaupt nicht zuläſſig; 

c) wenn das Gewerbe in mehr ald einem Negierungsbe- 
zirfe betrieben wird, ober wenn mehrere der $. 1. Nr. 1, 
bezeichneten Gegenſtände von berfelben Perfon, wenn 
auch nur in einem Regierungsbezirfe, im Umherziehen 
aufgefauft werben, wobei zu erwägen ifl, ob mit Rüde 
fiht auf den Gewerbsumfang überhaupt eine Steuers 
ermäßigung gerechtfertigt fei. 

6. 7. Die Ertheilung von Gewerbfcheinen zu niedrigeren, 
als den in den 66 2. und 3. bezeichneten Süßen, fo wie bie 
Sreilaffung eines der dort und im $. 1. aufgeführten Gewerbe 


°) Nach den Refer. d. F. M. vom 27. u. 31. Oftbr. 1840 fo wie vom 
19. Mat 1841 bezieht fi) die obige Beſtimmung wegen Bortgewährung ber Er⸗ 
mäßigungen, nur auf bie durch das Gewerbeſtener⸗Geſetz vom 36. Mai 1820 
oder font allgemein ausgeſprochenen Steuers-Ermäßigungen für den Gewerbe⸗ 
betrieb im Umherziehen. 
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von aller Steuer, bedarf der Genehmigung des Finanz: Minis 
fteriums, 


I. Borfhriften in Betreff der Keftfegung der dem 
Gewerbe angemefjenen Steuer in Kontraventions- 
fällen.*) 


$. 8. Die Feftfegung ber dem Gewerbe angemeffenen Steuer, 
nad der ſich Fünftig die Strafe der in den SS. 26, 27 und 28, des 
Regulativs vom 28, April 1824. bezeichneten Kontraventionen bes 
ftimmt, erfolgt in den zur Entſcheidung der Regierungen gelans. 
genden Fällen mit Rüdfiht auf die vorftehenden Vorſchriften in 
dem Straf-Refolute. Gelangt die Sache demnächſt zur gerichtlichen 
Entſcheidung, fo wird bei Diefer die in dem Straf-Stefolute ans 
genommene Steuer zum Grunde gelegt, wenn nicht das Gericht 
ſich veranlaßt fieht, mit Rückſicht auf neue, in der gerichtlichen 
Unterfuchung ermittelte Umftände eine Feflfegung des Steuerſatzes 
nochmals zu verlangen. Tritt gerichtlihe Unterfuchung ein, 
ohne daß bie Sache zuvor zur Entſcheidung durch die Regierung 
gelangt ift, und it die Anwendung bes Steuerfages von zwölf 
Thalern**) nicht unzweifelhaft, fo legt das Gericht die geſchloſſe— 
nen Alten vor Abfaffung des Erfenntniffes der Regierung, in 
deren Bezirk das Vergehen verübt if, zur Feftitellung Des 
Steuerſatzes vor. 

Eine befondere Mittheilung an den Angefchuldigten über den 
feftgefegten Steuerbetrag, und ein befonderer Rekurs gegen die 
Steuerfeflfegung der Regierung an das Minifterium findet nicht 
ftatt. 

Sinanzmintiterium, 


Den — me — 


— — 





*) In Bezug anf die hier angeordnete Feſtſetzung der Steuer in Contraven⸗ 
tionssFällen enthält die C. B. d. F. M. vom 26. Febr. 1837. (v. K. Ann. 
Bd. XXI. p. 225. f. oben zu $. 1.) folgende Beltimmungen: 

a) Bei Feffegung der Steuer dienen die Vorfchriften $. 1— 6. des Regulativs, 
fo wie die in Berfolg bes $. 4. eiwa erlaffenen befonderen Beftimmungen 
ir Richtichnur. Im Zweifel ift der geringere Sa zu wählen. 

b) In dem Falle, wo bei gehöriger Meldung der Gewerbefchein fleuerfret 
hätte eriheilt werden Tonnen, findet eine Nachforberung der Stener nicht 
Statt, fondern es beivendet bei der feſtgeſetzten Strafe. 

c) Die Feſtſetzung ber Steuer in Eontraventionsfällen if jedesmal zu befchlen- 
nigen. 

**) Dee Sak von 12 Thlen. ale der Höchfte für Gewerbe im Umperziehen 
bildet die Regel, bie nieberern Säpe find Ausnahmen. (cfr. $. 5. des Regulativs.) 
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1. Kleinhandel mit Getränfen auf dem Lande, fowie 
Gafte und Schanfwirthfhaft.*) 





Kabinetsordre vom 7. Februar 1835. **) 
(8. ©. 1835. p. 18.) 


Zur Herftellung eines gleihmäßigen Verfahrens der Behörs 
den in Betreff der Geftattung des Kleinhandels mit Getränfen 
anf dem Lande und des Saft» und Schanfwirthfchafts - Betriebs 
will Sch, für alle Theile der Monarchie, Hierdurch Folgendes 
beftimmen : 

1) Wer auf dem Lande einen Kleinhandel mit Getränfen, 
oder in den Städten wie auf dem Lande Gaft- oder Schanfwirtb- 
ſchaft betreiben, ober Überhaupt zubereitete Speiſen oder Getränfe 
zum Genuß auf der Stelle, gegen Bezahlung verabreichen will, 
bevarf dazu eines auf feine Perfon und auf ein beftimmtes Lofal 
lautenden polizeilichen Erlaubnißicheines. | 


⸗ 





°) Ueber den Handel mit Getraͤnken auf dem Lande ꝛc. verordnete zuerſt: 

Das Gewerbe: PBolizeis&efeh vom 7. September 1811 im $. 55: 

Neue Schankflätten auf dem Lande fünnen nur unter befonderer Genehmi⸗ 
gung der Kreis-Polizei-Behörde angelegt werden. Diefe Genehmigung wirb nur 
in fofern ertheilt, als fich die Polizei von der wirklichen öffentlihen Nützlichkeit 
einer ſolchen Anlage überzeugen fann; auf den bloßen Bortheil des Unteruehmers 
kommt es babei nicht an. Wer jedoch das Recht zum Debit zu brauen und zu 
brennen hat ober erhält, Hat auch das Recht, das fahrizirte Getränk innerhalb 
der Gränzen feines Hofraums im Detail zu verfaufen, nur darf er, wenn er 
nicht fonft das Recht dazu hat, Feine Gaͤſte feben. 

(&. ©, 1811. ©. 253.) 

Hiezu erging demnaͤchſt die K. O. vom 28. Oft. 1827. 

Aus den im Berichte des Staats-Minifteriums vom 16. d. M. angeführten 
Gründen feße Ich, nach dem Antrage deſſelben, hierdurch fehl: daß vom 1. Juli 
1828 an in allen Lanvestheilen, in welchen das Gewerbes Polizei Gefeh vom 
7. Septbr. 1811 zur Anwendung kommt, den Viktualien⸗, Materials und Korn⸗ 
Händlern auf dem Lande, fie mögen ſich daſelbſt fchon angeſetzt haben, oder 
fünftig anfegen, der Handel mit Getränfen nur auf Genehmigung der Kreis⸗Po⸗ 
lizeibehoͤrden geflattet, und diefe Genehmigung nur unter denfilben Vedingungen 
ertheilt werben foll, unter welchen nach der Beſtimmung im 8. 55. bes ©. v. 
7. Septbr. 1811 die Einrichtung einer neuen Schanfftätte zuläffig if, (G. ©. 
1827. ©. 174.) umd endlich als allgemeines Geſetz für alle Theile der Monar⸗ 
chie die oben mitgetheilte K. DO. v. 7. Febr. 1835. 

°*) Mit Rüdficht auf den engen Sujammenhang, in welchem die in ber 
8. O. v. 7. Bebr. 1835 ertheilten gewerbpolizeilichen Vorſchriften mit der Ges 
werbefteuer ſelbſt flehen, und namentlich vorkommender gegenfeitiger Bezugnahmen 
in den bie Gewerbeiteuer und bie Gewerbes Polizei betreffenden Beſtimmungen 
wegen, Eonnfe bie Mittheilung ber K. DO. v. 7. Gebr. 1835 nicht unterbleiben. 
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2) Diefer Erlaubnißfchein wird In den Städten von ber 
Drts-Polizei-Behörde, nad vernommenem Gutachten der Kommu- 
nalsBehörbe, fo wie außerhalb der Städte und ihres Polizeibe- 
zirfs, nach vernommenem Gutachten der Ortspolizeis und Kom- 
munal-Behörde, von dem Kreislandrathe ſtempel- und fportelfrei 
ertheilt und barf jederzeit nur für ein Kalenderjahr ausgefteltt, 
fann aber von der ausgeftellten Behörde von Jahr zu Jahr durch 
einen darauf zu ſetzenden Berlängerungs-Bermerf erneuert werben. 

3) Die Erlaubniß zum Beginn der zu 1 gedachten Gewerbe 
fol in allen Källen verfagt werben, wenn 

a) bie Perfönlichfeit, die Führung und die Vermögensverhälts 
niffe des Nachfuchenden nad dem Urtheil der Ortspolizei⸗ 

Behörde nit die genligende Bürgfchaft eines ordnungsmä⸗ 

Bigen Gewerbebetriebes gewähren, oder 

b) wenn das zum Berriebe des Gewerbes beftimmte Lokal we- 
gen feiner Befchaffenheit und Lage dazu nicht geeignet erfcheint. 

4) Die Erlaubnig zum Beginn des Kleinhandeld mit Ges 
tränfen auf dem Lande, oder zur Winfegung ſtädtiſcher oder länd⸗ 
liher Schanfwirthfchaften, mit denen die Beherbergung nicht ver⸗ 
bunden ift, fol nur in ſolchen Fällen geftattet werden, in denen 
fih die Behörde von der Nüglichfeit und dem Bebürfniffe ver 
Anlage überzeugt bat. Wenn die Kommunalbehörde (Nr. 2) in 
ihrem Gutachten die Nüslichfeti und das Bedürfniß der Anlage 
nicht anerkennt, die Polizei-Behörde oder ber Landrath aber das 
Bedenken nicht begründet finden, fo hat die Regierung befinis 
tiv darüber zu entſcheiden. Eben biefes foll flatt haben, wenn 
die Kommunalbehörde aus behauptetem Mangel binreichender 
Schanfanftalten die Ertheilung einer neuen Konzeffion in Antrag 
bringt oder bevorwortet, und die Polizeibehörde oder der Landrath 
dag Bedürfniß nicht anerkennen. 

5) Behufs der Fortfegung der zu 1 gedachten, bei dem Er- 
foheinen dieſer Verordnung bereits im Betriebe ftehenden Gewerbe 
in dem nämlichen Lofale foll denjenigen, welche diefe Gewerbe 
zur Zeit zwar ohne einen, den Vorfehriften zu 1 und 2 entipre- 
enden Erlaubnißfchein, aber doc rechtmäßig betreiben, die Aug- 
ftellung eines folden Scheines für das laufende Jahr, und Fünf- 
tig denjenigen, welche den Erlaubnißſchein auf den Grund des 
bisherigen Gewerbebetriebes oder der Beitimmungen zu 3 und 4 
einmal erlangt haben, die Verlängerung beffelben von Jahr zu 
Fahr nicht verfagt werben, fofern fie bis dahin bei ihrem Ges 
werbebetriebe zu begründeten Beſchwerden feine Beranlaffungen 
gegeben haben. Hat die Kommunal-Behörde Beſchwerde erhoben, 
welche die Polizeibehörde nicht begründet hält, fo iſt bie Sache 
zur Entfheidung ber Regierung zu befördern. 
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6. Die erteilte Erlaubnig beſchränkt fich jederzeit auf die 
Perfon der in den Scheinen benannten Gewerbetreibenden. Die 
Erben berfelben oder die Erwerber ihrer Betriebe-Tofalien genies 
fen binfichtlich der Beftimmuugen zu 3 und 4 feinen Vorzug vor 
Andern, welde die gedachten Gewerbe in einem neuen Xofale 
beginnen wollen. | 

7. Ueber die Gründe zur Berfagung des Erlaubnißſcheines 
oder des Verlängerungs⸗Vermerks ift bie een abges 
feben von der Einwirlung der Kommunal-Behörde (Nr. 2), nur 
ihrer vorgefegten Inſtanz nähere Ausfunft zu geben ſchuldig. 

8. Wer ein Gewerbe, zu welchem ein polizeiliher Erfaub- 
nißſchein erforderlich if, ohne einen folhen Schein oder vor dem 
Anfange des Jahres, auf welches derfelbe Yautet, oder in einem 
andern, als dem darin bezeichneten Lokale beginnt oder nach dem 
Ablaufe des Kalenderjahres fortfegt, ohne einen neuen Erlaubnißs 
ſchein oder den Verlängerungs-Vermerk auf dem früher ertheiften 
erwirft zu haben, verfällt in eine Geldbuße von fünf bis funfzig 
Thaler, oder in verhältnigmäßige Gefängnißftrafe.*) 


*) In Bezug auf das Verfahren und die Strafe In Eontraventions-Fällen 
gegen das Gef. vom 7. Febr. 1835. ift zu vergleichen 

a) das N. d. M.d. Inn. u, d. Fin v. 1%. Novbr. 1836. (v. K. Ann. 
BP. XX. p. 1011.), \ 

wonach vie Cntkeibung in Gemäßheit des auf Königl. Beſtimmung vom 8. März 
1830 beruhenden Circ. Reſeripts von 21. bis 23. Mat 1830 zunädhft ben 
Orts⸗Polizei⸗Behoͤrden zuſteht. 

b) das oben erwähnte Circ. Reſcer., welches unter dem 21. Mai an die Juſtiz, 
unter dem 23. Mai 1830 an die Verwaltungs⸗Behörden ergangen iſt. (v. 
K. Ihrb. Bd. XXXV. p. 284. Gräff Bd. VI. p. 40.) 

Des Königs Majeftät Haben in Betreff des Berfahrens bei Unterfuchung der 
Polizei⸗Vergehungen Folgendes feftzufegen geruht: 

1) die LofalsPolizeis-Behörde hat überall, auch da, mo Feine befondern Polizei⸗ 
Gerichte vorhanden find, nicht allein die Iofalpolizeilichen Kontraventionen, 
fondern auch die Vergehungen in den Landespolizei-Borfchriften zu unterfus 
chen und zu beftrafen, ſobald die Uebertretung berfelben auch der betreffenden 
Lokalpolizei entgegen und nicht mit einem Verbrechen verbunden iſt, welches 

. ejeglich eine Kriminals oder fisfalifche Unterfuchung nach fich zieht. 

2) Siefe Kompetenz ber Lokalpolizei⸗Behoͤrde tritt ohne alle Beichränfung auf 
ein beflimmtes Maaß der geſetzlich angedrohten Strafe in Anwendung. 

3) Gegen das Erkenntniß der ofalbeligei-Behärbe fteht dem Beftraften frei 

a. ben Recurs an bie vorgefeßte Regierung einzulegen, wenn anf eine mäßige 
förperliche Züchtigung, auf Gefängnig ober Etrafarbeit von 14 Tagen, 
oder auf eine Geldbuße von 5 Thlr. und darunter erfanut worten if. 

b. überfteigt die Strafe diefes Maaß, fo hängt es von ver Wahl des Ber 
firaften ab, ob er den Recurs ergreifen, ober auf rechtliches Gehör ans 
tragen pu. worüber er binnen der geſetzlichen Friſt von 10 Tagen erklä⸗ 
ren muß. 

ec. Hat er den Rekurs gewählt, fo hat es bei der Entſcheidumng ber obern 

\ Behörde fein Berbleiben, und die Berufung auf dem Rechtsweg Tanı wei⸗ 

terhin nicht Statt finden. 
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9. Zn denjenigen Landestheifen, in welchen noch ausſchließ⸗ 
lihe Berechtigungen vorkommen, oder Realberechtigungen nament⸗ 
lich nah F. 54. des Edikts vom 7. September 1841. ober nad 
S. 6. des Gef. wegen Aufhebung der Zwangs⸗ und Bannredte - 
in der Provinz Pofen vom 13. Mai 1833. begründete Anſprüche 
der Krugsverlagd-Berechtigten noch zu berüdfichtigen find, bleiben 
bie beftehenden Gefege zwar nad wie vor in Gültigfeit, jedoch 
aur in foweit, als ihre Anwendung mit den obigen Beſtimmun— 
gen nicht in Widerſpruch ſteht; insbefondere fann aud) von ben 
Beitimmungen ad 3. niemäld eine Ausnahme zu Gunſten einer 
Realberechtigung gemacht werden.*) 


m 


Allerhöchſte Kabinetsorbre vom BL. Zuli 1844. 


betreffend den Kleinhandel mit Getränken und den Gaft- und Schanf« 
| wirthsichafts- Betrieb. (G. ©. 1844. p. 214.) 


Zu mehrerer Sicherung der Erfolge, welche bei Elaß der 
Ordre vom 7. Bebrugg, 1835. in Betreff des Kleinhandels mit 


Uebrigens wird die 2c. zur Befeitigung von Mißverfländniffen hinſichts 
der obigen Beflimmung sub 3 b darauf aufmerffam gemacht, daß dadurch 
in den beſtehenden beſondern gejeglichen Beflimmungen, wonach bei einzelnen 
Polizei⸗Behoͤrden, 3. B. in Berlin. die Provofation auf gerichtliches Gehör 
auf ein höheres Strafmaaß befchränft ift, nichts geändert wird. e 

c) Die oben im Anhange des Regulativs vom 28. April 1824. ©, 87. mit⸗ 
getheilte K. O. v. 81. Dftbr. 1841. 
*) Bon den im $. 9 c. allegirten und reſp. damit zufammenhängenden ger 
feglichen Beflimmungen lauten: 

$. 51. des Edikts vom 7. Septbr. 1811. (©. ©. 1811. p. 268.) 
In Rüdfiht feiner eigenen Conſumtion ift Niemand mehr einem Bas. ober 
eträntgmwange unterworfen, 

.54.1Lc. 

s Verträge, wodurch der Inhaber einer Schanfflätte ſich verpflichtet, das zu 
feinem Debit erforberliche Getränk aus einer beflimmten Zabrikationsftätte 
zu entnehmen (das Berlagsrecht), Tünnen auch ferner errichtet, und wo bies 
Recht anf den Grund der Verjährung oder aushrüdlicher Verträge bereits 
befleht, fann es durch gegenjeitige Ginwilligung aufgehoben werben. Ver⸗ 
träge, wodurch jemand ſich unterwirft, den Bedarf zu feiner eigenen Kons 
fumtion aus einer beftimmten Schaufflätte zu entnehmen, find dagegen für 
nicht geiihtofen zu achten, da fie der unter $. 51. beſtimmten Freiheit zus 
wider find. 

Das Geſetz vom 13. Mat 1833. (©. ©. 1833. p. 52 sq.), 
bob alle ansfchtießliche Gewerbsberechtigungen der Sünfte und Rorporationen 
oder einzelner Judividnen in der Provinz Pofen auf, beflimmte aber, baß 
die Inhaber von ausſchließlichen veräußerliden und vererblichen Gewerbebe⸗ 
berechtigungen in den Stäbten (Bantgereätigteiten) für deren Berluft unter 
en Bedingungen und nad gewiflen Grundſätzen enijchäbigt werben 
ollien. 
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Getränfen und des Gaſt⸗ und Schankfwirthfchafts - Betriebes be- 
abfichtigt worden find, beflimme Sch hierburh auf den Bericht 
des Staatsminifteriumsd vom 11, d. M. für ſämmtliche Provinzen 
der Monarchie, was folgt: 

1) der Kleinhandel mit Getränfen fol nicht bloß auf dem Lande, 
fondern auch in den Städten den Beitimmungen ber Ordre 
som 7. Februar 1835. unterworfen fein. 

2) In allen zur vierten Gewerbefteuer » Abtheilung gehörigen 
Ortſchaften follen die Borfihriften jener DOrdre wegen des 
Schanfwirtbihafts-Betriebes auch auf den Betrieb der Gaft- 
wirthſchaft Anwendung finden. 

3) In den unter 2 bezeichneten Ortſchaften hat fortan nicht bie 
Ortd- Polizei: Behörde, fondern der Kreis-Land -Rath die 
Erlaubnißfcheine zum Betriebe derjenigen Gewerbe zu ers 
theilen, welche den durch die Ordre vom 7. Februar 1835. 
und durch die gegenwärtige Ordre vorgefihriebenen Beſchrän⸗ 
fungen unterliegen. 

Diefer Befehl ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenninig zu bringen, 
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Sndireete Steuern. 
I. 


Die Getränke-Steuern und die Steuer von 
inländiſchen Tabaksblättern. 





Geſetz vom 8. Februar 1819.*) 


wegen ern des inländifchen Branntweins, Braumalzes, Weins 
moftes und der Tabaksblätter. (©. ©. 1819. p. 97.) | 


Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. ꝛc. Die fortgefesten Berathuns 
gen über die Verbefferung des Steuerweſens haben . Und bie 
Ueberzeugung gewänt, daß nächſt den durch das Geſetz vom 
26. Mai 1818 angeordneten Zöllen und Berbraudsfteuern von 
ausländiſchen Waaren, die Befteuerung des inländifhen Brannt- 
weins, Braumalzes und Weins, wie auch der inläubifhen Tas 
bafsblätter vorzüglich geeignet if, mit. ber mindeſten Beläftigung 
bes Landes einen bedeutenden Theil des erforberlihen GStaatsein- 
fommens herbei zu fchaffen, welches durch die zur Befürberung 
der Gewerbe und des freien inneren Verkehrs getroffenen Maaß⸗ 
regeln verringert worden. . 


°) Durch die weiter unten mitgetheilten fräteren Verordnungen über bie Er⸗ 
Hebung der Branntwein, Braumalzs, Weins und TabafssStener ind mehrere Des 
flimmungen des Gefeges und ber nachfolgenden Stenerordnung vom 8. Februar 
1819 anger Anwendung getreten. Des logiichen Bufammenhauges und vorfoms 
mender Bezugnahme wegen konnten inbefien die. beit. Baragraphen aus dem 
Texte nicht Fliglich weggelafien werben, fie find aber jevesmal als aufgehaden. 
bezeichnet. ya — 


100 | 


Wir haben die hierauf fich beziehenden Verhältniſſe forgfältig 
prüfen laffen, nnd verorbnen nad) erfordertem Gutachten Unſers 
Staatsraths deshalb nunmehr wie folgt: 

5. 1. Einer Steuer find folgende Gegenftände unterworfen, 
wenn fie im Inlande erzeugt werben: 

1) der Branntwein, 

2) das Braumal;, 

3) der Weinmoft, 

4) die Tabafshlätter. 


J. Beftimmung bes Branntwein-Blaſenzinſes. 


$. 2. Die Steuer vom Branntwein fol durch einen Blaſen⸗ 
zins in dem Maaße erhoben werden, daß von jedem Duart Brannt- 
wein (zu 50 vom Hundert Afohol nah dem Alfoholometer 
nah Tralles), welcher bei dem ald Regel angenommenen Betriebe 
gewonnen werben Tann, 1 gGr. 3 Pf. entrichtet wird. *) 

AL Regel wird angenommen, daß der in 24 Stunden erzeugte 
Branntwein von 50° Alkohol fih zum Blafenraum wie 1 zu 4 
verhält, wonach der Blafenzins 1 gGr. 3 Pf. auf Bier Quart 
Dlafeninhalt für jene Zeit beträgt. 

$. 3. Bei Brennereien, welche auf einen fchnelleren Betrieb, 
als F. 2, angenommen worden, eingerichtet find, wird ber Bla⸗ 
ſenzins verhältnigmäßig erhöht. Es findet jedoch die Erhöhung 
erſt Statt, wenn & mehr an Branntwein nach Befchaffenheit det 
Einridtung in 24 Stunden erzeugt werben fann, und dann aud 
lediglich in gleichen Abftufungen mit .z der Steuer. 

5. 4. Für die ſchon beftehenden Brennereien, welche er. 
weislich um & und mehr in der oben angenommenen Produltions⸗ 
fähigkeit zurückbleiben, kann in den nächſten zwei Jahren eine 
Erleichterung des Steuerſatzes, nach Maaßgabe der zu ermitteln⸗ 
den Produktionsfähigkeit, auf & oder 3 auch bis auf 3 des ©. 2. 
feflgefegten Steuerfages verlangt werben. 

$. 5. Bei abgelegenen Brennereien von unbedeutendem Um⸗ 
fange kann eine Firation des Blafenzinfes geftattet werben.**) 


Wem die Entrihtung des Blafenzinfes obliegt. 
$. 6. Zur Entrichtung des Blafenzinfes als Branntweins 


feuer iſt ein Jeder verpflichtet, der Deftillirgeräthe zur Bereitung 


——— ———— ————— 


An die Stelle bes Blaſenzinſes trat in Folge des Regulativs vom 
1. Degbr. 1820 und der K. O. vom 10. Jannar 1824 (f. unten) bie Maifch- 
ſteuer, und dadurch find die SS. 2— 4. incl. bes Gefehes aufgehoben. 


**) Vergleiche $. 14. der Stenerorbnung über bie Art ber Fixation. 
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von Branntiwein ober Liqueurd benugt. Cine Benugung der Des 
ftilfirgeräthe zu diefem Zwede wird allemal vermuthet, 


Ausnahme, 


6. 7. Frei von der Steuer iſt für eine jebe Apotheke eine 
Blafe für das Laboratorium bis zu 15 Quart Inhalt. *) 

6. 8. DBlafen, welche der Gewerbtreibende auf einige Zeit 
zum Wafferfochen ober zu einem anderen außergewöhnlichen Zwerfe 
benugen will, follen ohne Entrihtung einer Steuer dazu freiges 
geben werben, wenn ber Inhaber die Maafregeln befolgt, welche 
die Steuerbehörde vorfchreibt, um die Ueberzeugung zu erhalten, 
daß fie nicht zur Branntweinbereitung benutzt werden. | 


Bann und für welden Zeitraum der Blafenzins zu 
* zahlen if.**) 

6. 9. Der Blafenzing muß in der Regel auf einen Zeit- 
raum von 24 Stunden voraus entrichtet werden, Es ftehet aber, 
wenn bie Deftillirgeräthe auf längere Zeit im Gange bleifen fol« 
len, dem Steuerpflichtigen frei, ihn auch auf beliebige Tängere 
Zeit, jedoch immer von 24 zu 24 Stunden fortlaufend, voraus 
zu bezahlen. 

F. 10. Wer erklärt, auf einen Monat, nämlih 30 Tage, 
oder auf eine Tängere Zeit fein Deftillivgeräth benugen zu wollen, 
dem fol verftattet fein, den Blaſenzins erſt am Testen Monats⸗ 
tage zu entrichten. Wer aber den Zahlungstermin einmal verab- 
ſäumt bat, Tann in der Folge anf biefe Erleichterung nicht mehr 
Anſpruch maden. 

F. 11. Wird wochen» ober monatsweife die Verfleuerung 
angemeldet, fo wird ber Blafenzins für eine volle Woche auf 
[ehe Tage und für einen ganzen Kalendermonat auf 25 Tage 

net, 


S. 12. Bei Berfteuerungen über 24 Stunden findet ein 
verhältnigmäßiger Erſatz der entrichieten Steuer Statt, wenn we⸗ 
gen eines auferordentlihen Unfalls bie Deitillation nothwendig 
aufhören mußte, . 


[0 


*) Den Apoihefern in den Stäbten Ipun unter gewiſſen Controllmaaßregeln 
außer jener ſteuerfreien Blaſe von 15 Quart zu pharmazentiſchen Zwecken, zur 
Bereitung der deſtillirten Waſſer eine Blaſe von 60 bis 80 Quart, und wenn 
ſie ſich mit Bereitung aͤtheriſcher Oele beſchäftigen, noch eine dritte von 100 — 
120 Quart verflattet werben, Dieſe Blaſen find jedoch nach §. 16 — 20. der 
Sten erordnung x behandeln, und unterliegen ber allgemeinen. Aufficht der Steus 
erbehörte. C. R. d. 5. M. vom 16. Aug. 1819. 

°*) Au die Stelle der unter F. 9—13. incl, gegebenen Vorſchriften treten 
die Defimmungen bes Regulativs vom 1. Dezbr. 1820, . 
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$. 13. Brennereien in Berbinbung mit einer Aderwirtb- 
ſchaft, zu welcher Rindvieh gehalten wird, Tann eine 12ftündige 
Berfteuerungsfrift verftattet werben, wenn mit Brenngeräthen, 
welche die 6. 2. angenommene Erzeugungsfähigfeit nicht überſtei— 
gen, gebrannt und auch nur eine Blafe bis 330 Duart Inhalt 
darin gebraucht wird, 


Auffiht der Steuerbehörde. 


.$. 14. Das vorhandene Brenngeräthe und die Räume, in 
welchen Brennerei betrieben wirb, flehen unter Auffiht der Steu⸗ 
erbehörde. Bon verfelben werben die Deftillirgeräthe für Die 
Zeit, während welcher das Abziehen von Branntwein nicht ges 
ſtattet iſt, auf angemeffene Weife außer Gebrauch gefest, 


Cinfhränfungen beim Betriebe der Brennerei und 
bei Haltung von Brennereigeräthen, 


$. 15. Wer Deftilfirgeräthe fertigt, oder zum PBerfaufe 
yorräthig Hält, Fann das Branntweindrennen weder an demfelben 
Drte, noch im Umfange von 2 Meilen treiben. 

$. 16. Innerhalb des Grenzbezirfs können früher beflandene 
Brennereien nur erhalten und fortgefegt, und neue nur angelegt 
und betrieben werden, unter Beobachtung der Borfchriften, welche 
bie Verwaltung anzuordnen nöthig erachtet, um das Abgabenintes 
reſſe zu fichern. oo 
847 Wer burd rechtsfräftiges Urtheil das Recht, Brannt⸗ 
wein zu brennen, verloren hat, darf fich Fein Deftillirgeräthe ganz 
oder theilweife halten, *) 


II, Befteuerung des Braumalzes. 


F. 18. Wer Bier aus Getreide verfertigt, foll von jebem 

Zentner Malzfchroot, **) welches zum Bierbrauen verwendet wird, 
16 gGr. entrichten. 
Iſt mit der Bierbrauerei zugleich eine Eſſigbereitung ver⸗ 
bunden, oder wird Effig aus Mal; in eigends dazu befiimmten 
Anlagen im Großen zum Berfauf bereitet; fo muß auch von dem 
Malzſchroot zu Effig diefe Steuer entrichtet werden, 





) Das Recht zum Brennereibetriebe geht verlosen durch wieberholte Defrau⸗ 
dationen cfr. 6. 63. der Stenerordnung. 

**) Die Bierfabrifation aus anderen Subſtanzen ald Braumalz, 3. B. aus 
Zucker, Runfelrüäben, Kartoffeln 3c., unterliegt Teiner Steuer. Gefchieht bielelbe 
aber zum Verkauf und werden bazu gewöhnliche Braugerätbichaften (Pfannen, 
Bottiche) gebraucht, fo ifl der Brauer zu der im $. 28. ber Stenerorduung vors 
geichriebenen Anzeige verpflichtet, und die Brauerei unterliegt ber allgemeinen 
ſtenerlichen Kontrolle. (R. 9.5. M. p. 14. Septbr. 1832.) 


.] 
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Wann die Steuer vom Braumalze zu zahlen if. 


$. 19. Die Verflenerung des Braumalzes muß erfolgen, 
bevor bie Einmaiſchung gefchieht. 


Ausnahmen. 


F. 20. Wer in Brauaftlagen Iediglih zum Bedarf, feines 
Hausftandes zu brauen ſich verpflichtet, Tann die Erlaubniß dazu, 
gegen Borausbezahlung einer Abfindungsfumme, auf einen bes 
ſtimmten Zeitraum erbalten.*) 


Salt *) 1) Fernere Erleichterungen ig Bezug auf bie Fixation der Braufteuer ents 
alten 

a) Die K. D. vom 2. Juni 18277. (©. S. 1827. p. 75.) 

3Zugleich will Ih den Finanzminifler ermächtigen, Abfindungen wegen ber 
Braumalzfteuer bei ländlichen Grundbeſitzern auch in weiterem Umfange, als dies 
nach 30. des Geſetzes vom 8. Februar 1819 — fein würde, namentlich 
auch bei bezwecktem Abſatz an die, dauernd oder zeitweife, im Lohne des Gewerb⸗ 
treibenden ſtehenden Tagelöhner und Dienftfamilien, fo wie zum Debit am einzelne, 
beftimmt anzugebende lanplihe Schaufftätten, unter Beiiehung ber erforberlichen 
Controll· Vorſchriften, zu geftatten. Jeder Abſatz an andere, als bie im Fixations⸗ 
Vertrage bezeichneten Perfouen, foll in einem folchen Falle nach Borfchrift der 
88.35 und 76. der Orbnung vom 8. Februar 1819 geahmdet werden. Ich übers 
laffe dem Stants-Minifterium diefe Deklaration durch die Geſetzſammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

b) Die K. D, vom 17. Auguft 1831. (G. ©. 1831. p. 173.) 

Zur Erleichterung nud Bereinfachung der Braufteners Kontrolle will Ich 
nach Ihrem Antrage die durch Meine Ordre vom 2. Juni 1827 ertheilte Er⸗ 
mächtigung zu Abfindungen wegen ber Braumalzſtener dahin erweitern: daß 
dergleichen auf Firation der Brauftener zeitweife gerichtete Abfindungen nicht blos 
auf dem Lande den Brauern ohne Umterjchied, fontern auch in den Stäbten der 
eſammten Brauerfchaft nach dem Antrage der Mehrzahl ihrer Mitglieder, ges 

ttet werden Eönnen, in foweit es mit Sicherung der geſetzlichen Steuer: Eine 
nahme vom verbrauchten Braumalze vereinbar if. Auch Tann die Brauftener in 
ihrem bisherigen Beirage von 20 Silbergrofchen für den Centner Malzſchroot 
als Mahlfteuer, ſowohl bei Abfertigung des Dralzes zus Mühle, als beim Eins 
gang von Malzſchroot in die Stadt, in denjenigen mahlftenerpflichtigem 
Etädten erhoben werden, wo biefe Einrichtung nach deu örtlichen Berhältnitien 
und nach Ihrem Ermefien für zuläffig erachtet wird, und die Mehrzahl der Brauer 
fi dafür erflärt. In diefem Falle bleibt Gerften- und Weizen : Malzfchroot, 
welches zu andern Sweden als zum Brauen beftimmt if, von der Mahlftener 
für Branmalz nur dann befreit, wenn entweber das Malz vor der Abferti⸗ 
gung zur Mühle mit rohem Getreide, oder das Malzſchroot, vor der Kinfuhr 
in die Stabt, mit Schroot ans rohem Getreide hinlaͤnglich gemengt iſt, um 
nicht ‚zum Bierbrauen verwendet werden zu können. Malzſchroot ohne dieſe 
Beimengung kann in folhen Stähten, frei von der Mahlfteuer, nur für biefenis 
gen Brennereien bereitet oder eingeführt werden, welche lediglich Kartoffeln vers 
arbeiten und die yon Ihnen über den Verbrauch ſolches reinen Malzſchroots aus 
juorbnenden Kontroll: Maapregeln befolgen. Wo die Braumalzfteuer hiernach 
als Mahiftener erhoben wird, finden die geſetzlichen Vorfchriften und Strafbes 
fiimmungen, welche für die Mahlfteuer beftehen, auch auf die Bereitung dee 
Braumalzſchroots in kontrollpflichtigen Mühlen und auf ben Eingang des Brau⸗ 
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F. 21. Die Verfertigung des Haustrumfes in gewöhnlichen 
Kochkeſſeln ift von der Stenerentrichtung ganz frei, wenn bie 
Zubereitung allein zum eigenen Bebarf in Familien von nicht 
mehr als zehn Perfonen über vierzehn Jahren gefchieht.*) 


I, Befteuerung des Weinmofteg,**) 


$. 22. Die Steuer vom Weinmofte (Traubenfaft) wird, 
mit Rüdfiht auf die örtliche Verſchiedenheit des Gewächfes, auf 


1 Rthlr., 
— . 16 6Gr., 

h — — 1 . 
— ⸗2 6 » 


für den Eimer auf der Kelter gewonnenen Moftes beftimmt. 

$. 23. Es fol nad der Lage und der Beichaffenheit der 
Weinberge und Weingärten feftgefest werben, nach welchem Sate 
ber in jedem gewonnene Moft zu verfteuern fei. 

In. allen öſtlichen Provinzen des Staats, ingleichen in ber 
Provinz Weftphalen, und in den Regierungsbezirken yon Aachen, 
Eleve und Düffeldorf finden, wenn daſelbſt Weinbau getrieben 
wird, Bloß die beiden niedrigiten Säge Anwendung. 


Ermäßigung. 
$. 24, Eine Ermäßigung der Steuer bis auf den geringe 


ften Sag, findet in foweit Statt, als gehörig erwiefen wird, daß 


noch unperftenert in ber erfien Hand befindliher Wein umgeſchla⸗ 
gen ift, Ä 





malzſchroots Anwendung. Sie haben biefe Beflimmungen durch bie Geſetzſamm⸗ 
lung befannt machen zu laſſen. 

2) Mückfichilich nes Verfahrens bei ber Fixation und deren Folgen bezüglich 
der flenerlichen Kontrolle, vergleiche den 5. 35. ber Steuerorbnung und bie dort 
mitgetheilten Vorſchriften. 

°) 3u 8. 21. find zu vergleichen: 

.1) Das © R. d. F. M. vom 8. Novbr. 1836, 

Die Bereitung des Haustrunfs durfte hiernach nur in beweglichen (nicht 
eingemauerten) Kefiein Statt finden, was, als dem Sinne und ber Abficht des Ges 
ſetzes entforechend, von bes Königs Majeſtät bei Gelegenheit einer flänvifchen 
Petition fanktionitt worden war. Durch das Ehe. R. d. F. M. vom 16. März 
1844. (Gentrlbl. p. 40.) ift jedoch auf Allerhöchfte Genehmigung für bie Bes 
zeitung des Haustrunts auch der Gebrauch eingemamerter Keſſel machgelafs 
fen, wenn es fonft gewöhnliche Kochkeſſel und nicht eigends zum Brauen 
eingerichtete Anlagen find. 

2) Die 88. 75, 76 und 77. ber Stenerorbnung welche die Kontrollvorfchriften 
für die Bereitung des Haustrunks und die Strafbeflimmungen bei Contraventio⸗ 
nen enthalten. 

”*+) An die Stelle ver F. 22 — 26. inel. find bie Worfchriften bes weiter 
unten mitgetheilten Geſetzes vom 235. Septbr. 1820. getreien. 
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Erlaf. 


F. 25. Wenn ber Ertrag eines Weinbergs in einem Jahre 
nicht zu einem Sechstheil eines guten Herbites gefhägt wird, fo 
fol davon die Steuer nicht erhoben werden, vielmehr erlaffen fein. 


Zahlungsfrift. 

6.26. Die Zahlung der Steuer tft der Steuerfchuldige in 
der Regel erft ſehs Monate nah Aufnahme des Weingewinng 
zu erlegen verpflichtet. Innerhalb diefer Frift muß aber ein 
Steuerſchuldner die Abgabe von feinem ganzen Gewinn entrichten, 
fobald er die Hälfte davon in andere Hände gebracht hat. 


IV. Befteuerung der Tabafsblätter.*) 


& 27. Wer eine Grundfläche von mehr als fünf TRuthen 
mit Tabaf bepflanzt bat, foll vom Geniner getrockneter Tabaks⸗ 
blälter einen Thaler an Steuer entrichten. 

S. 28. Was in Anfehung ber Zahlung der Steuer vom 
Weinmoſt ($. 26.) vorgefchrieben worden, findet auch bei Zahlung 
der Steuer von den Tabafsblättern Anwendung. 

Der Eigenthümer, Pächter oder andere Inhaber eines Grunds 
ſtücks haftet dem Staate für den vollen Betrag der Steuer von 
dem darauf gewonnenen Tabak, aud in dem Fall, daß er ben 
Tabaf gegen einen befiimmten Antheil, ober unter fonftigen Be- 
ab ngen durch einen Andern bat anpflanzen und behandeln 
aſſen. 


V. Allgemeine Beſtimmungen: 
a) wegen ber eigenen Lage einiger Landestheile. 


§. 29. Abgefondert gelegene und ſolche Landestheile, welche 
von Entrihtung des Zolls und der Berbrauchsfteuer für fremde 
Gegenftände ausgefchloffen find, können aud in Beziehung auf 
Die durch diefes Gefeg beftimmten Gegenflände und auf den Ber- 
Sehr mit dem übrigen Inlande, eigene ber Dertlichleit angemeffene 
Berfaffungen erhalten. **) 


b) wegen Vergütungen bei Verſendungen ins Ausland, 


$. 30, Bergütungen der Gefälle bei Berfendungen in das 
Ausland, finden in der Negel nicht ſtatt. Erfordern jedoch ört⸗ 





®) Anftatt ver 65. 27 — 29. incl. gelten jetzt die Beſtimmungen bes ımten 
mitgetheilten Gefeges vom 29. März 1828 über die Tabako⸗Steuer. 

**) Rine ſolche Maaßregel war beifpielsweife für die Kreife Heßlingen und 
Hechlingen im Negierungsbezirt Magbeburg durch bie K. O. vom 25. Mai 
1822 angeoebnet werben. 
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liche Verhältniſſe zur Erhaltung bes Handelsverkehrs im Großen 
ſolche Vergütungen, ſo ſollen dieſe Verhältniſſe berückſichtigt und 
beſondere Beſtimmungen deshalb ertheilt werben. *) 


*) Eine Vergütung ber für die Fabrikation des Branniweins entrichteten Maiſch⸗⸗ 
Steuer findet Statt: 

A. In gewiffen Fällen für den zu Fabrifationszweden, namentlih zur 
Bleiweiß-Fabrifation, eriweislich verwendeten Branuntwein nah den Referipten 
bes 8.M vom 5. Febr. 1828 und 3. Mai 1832. 

B. Bei Berfendungen von inländifchem Branntwein und zwar 

1) in dae Ansland (d. h. über das Zollvereinsgebiet hinaus) 

In diefer Beziehung verordnet die Allerhöchft genehmigte Bekannt⸗ 
machung vom 18. Octbr. 1838. (cfr. Amtsblätter) unter Aufhebung ber 
ie deshalb ergangenen Bekanntmachung vom 19. Juni 1836 im Wefents 

en: | 
An Vergütung für den ins Ausland exportirten Branntwein, wird, wenn 
berfelbe minveftens 35 Prozent Alkohol nach Tralles enthält und In Mengen von 
wenigftens einem Eimer (60 Quart) auf einmal ausgeführt wird, 10 Silber⸗ 
vfennige pro Quart Branntwein zu 50 Procent Tralles gewährt, wobei jeboch 
bie Alkohol Prozente, welche nicht volle 100 betragen, außer Anſatz bleiben. Ein 
Urſprungs⸗Nachweis über den Branntwein wird nicht gefordert aber vorbehalten, 
und. die Ausfuhr muß über ein Haupt= oder dazu befugtes Nebenzollamt 1. Klafle 
geichehen. Auch zu einer PadhofssNieverlage, behufs der von dort aus gegen 
SteuersVergütung zu bewirfenden Ausfuhr, kann der Branntwein abgeführt von 
Dort aus aber, wenn er nicht unmittelbar ins Ausland geht nur gegen Entrichs 
tung der Cingangsabgabe für fremden Branntwein in freien Verkehr ges 
fegt werden. Eine erwiefene Defraudation der Fabrifations:Stener vom Brannts 
wein oder eine heimliche Wiedereinbringung des gegen Steuer⸗Vergütung erpors 
tirten Branntweins zieht außer den Strafen, gleich jedem anderen Mißbrauch bei 
ber @rportation, den Verluft des Anfpruchs auf Steuervergütung nach ſich. Fuͤr 
Liqueure d. h. mit Zucker oder anderen Stoffen verſetzte Branntweine beirägt 
die Vergütung nach ver zu der obigen Bekanntmachung ergangenen Circ. Berf. d. 
5. M. von demſelben Täge wie früher 6 Pfennige pro Quart. Weitere An- 
weifungen für die Stenerbehörben hierüber enthält auch das Circ. Reſer. vom 
10. April 1839. 

2) Bei der Ausfuhr aus dem Inlande in das Wereinsgebiet. 
a) Nach ver Bekanntmachung bes F. Di. v. 12. Dezbr. 1841. (Eentrfbl. 
1841. p. 273. u. Amtshlätter) 

wird nach den fonftigen Beflimmungen ber zu 1 erwähnten Bekanntmachung 

vom 18. Octbr. 1838 für den nad Batern, Würtemberg, Baden, 

Kurheffien, Großherzogthum Hoffen, Naffau und der freien 

Stadt Franffurt ausgeführten inländifchen Vranntwein eine Steuers 

vergütung von 9 Silberpfennigen für das Quart Branntwein zu 50 Prozent 

Alkohol. nach Tralles gewährt; die Ausfuhr darf aber nur über dazu {m 

der Befanntmachung befonders beflimmte Zoll: und SteuersCtellen, und anf 

den für den Verkehr mit uͤbergangspflichtigen Gegenfländen (cfr. bei ven Uebers 
gangs- Abgaben: eröffneten Straßen erfolgen. Auch it mit Ausnahme von 

Naflau und dem Baierfchen Rheinfreis neben der Ausgangsbefcdheis 

nigung eine jenfeitige Cingangsbefcheinigung erforderlih. Der 

zu Packhofs⸗Niederlägen (cfr «oben zu 1) abgeführte Branntwein darf nur 
ins Ausland nicht in das Bereinsgebiet ausgeführt werben. 
b) Das C. R. d. F. M. v. 31. Dezbr. 1841: (Center. BL. 1842. p. 116.) ent» 

hält eine Mobififation der in der Belanntmachung vom 12. Dezbr. 1841 

benannten Steuerfiellen, und das R. d, 5. M. vom 24. Juli 1845 (Gentr, 
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c) wegen der Gremtionen 


$. 31, Eine Befreiung von den angeordneten Abgaben oder 
eine Schadloshaltung wegen behaupteter Eremtionen findet nicht 
Statt, 


VI. Tranſitoriſche Beſtimmungen wegen der Vorräthe 


6. 32. Die Vorräthe an Branntwein, welche Gewerbireis 
bende zu ber Zeit, wann dieſes Gefeg in Kraft tritt, befiken, 
und welche bisher mit gar Teiner, ober mit einer geringern Abs 
gabe an den Staat belegt worden, ald das Edift vom 28. Octo⸗ 
der 1810., Abtheilung I, Nr. 5. (Geſetzſammlung vom Jahre 
1810, Seite 36.) feftgefegt hat, find einer Rachverftenerung un- 
terworfen. Es gelten dabei die Beftimmungen, welde die Vers 
ordnung vom 26. Mai 1818., Abtheilung II. Nr. 2 bis 5., vor⸗ 
gefihrieben hat. | 


Schluß. 


$. 33. Eine diefem Geſetze beſonders beigefügte Ordnung 
beftimmt die Erhebungsweife der hierin angeordneten Steuern 
ind die Verpflichtungen derer, welche diefelben zu entrichten und 
babei etwas zu beobachten haben. 


Ordnung zum Gefek vom S. Febrnar 1819.*) 


wegen DBerfteuerung, des inländifchen Branntweins, Braumalzes 
Weinmoftes und der Tabaksblätter. (G. S. 1819. p. 102. l 


Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. 2c. Ueber die Erhebungs-Weife 
bei der durch das Gefes vom heutigen Tage angeordneten, Bes 
Renerung des inländifhen Branntweins, Braumalzes, Wein⸗ 
mofted und der Tabaksblätter fegen Wir nach erfordertem Guts 
achten Unfers Staatsraths wie folget feft: Ä 


— — — 


Bl. 1843. p. 190.) die Vorſchriften bei einer erforderlichen Abänderung ber 
' eines Transports von auszuführendem Brauntwein. Auch iſt durch 
die Berfügung vom 7. April 1842 eine Steunervergütung auf inlaͤndiſchen ind 
Bereinsgebiet ausgeführten Rum für unuläffig, bei Liqueuren aber 
nad) den Wiaaßgaben der Beſtimmungen oben zu 1. für zuläffig erklärt. 
(Eenicht. 1842. p. 278.) 
*) Zur Ausführung bes Gefehes und der Orbnung vom 8. Fehrnar 1819 
—* bie Stener⸗Behoͤrden in ber Juſtruktion vom 5. Mai 1819. (Schimmel⸗ 
einig inbir, Steuern, I. p. 53.) Anweifung erhalten, 
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l. Berfteuerung des Branntweins. 


6. 1. Auf den Grund des allgemeinen Steuerfaßed von 
1 gGr. 3 Pf., von Bier Duart Blafeninhalt, follen nah ber 
in den verfchiedenen Provinzen geltenden Münzeintheilung, 
Erhebungstarifs befannt gemacht werben, wonad die Steuer in 
fteigenden Sägen -von 4 zu 4 Duart Blafeninhalt, ohne Berüd- 
fichtigung der Zmifchenfummen, zu erlegen if. Den Brennerei- 
befigern, welche zu einem höhern Blafenzinfe verpflichtet find, 
oder welchen ein minderer Blaſenzins verftattet wird, follen in 
gleicher Art ausgerechnete Spezialtarifs zugeftellt werden. *) 
| F. 2. Wo e8 auf die Ausmittelung des Gehalts an Alfos 
hol im Fabrifate anfommt, foll dazu allein der Alkoholometer 
von Tralles gebraucht werben, ®*) 


Erhöheter Blafenzins, 


6. 3. Bei ſchon febt vorhandenen Brennereien, deren Ine 
haber ſolche zu einem fehnellern Betriebe veränbern, tritt ber 
durch die Berbeflerung erhöhete Steuerſatz erfi vier Wochen nad 
dem Anfange der Benugung der veränderten Anlage ein. ***) 
. 4. Brennereien, welche ſich zu einem erhöheten Blafen= 
zinfe eignen, zeigt das Steueramt der Negterung an, weldhe nad 
erfolgter Prüfung den erhöhten Sag beftinmt. 

6.5. Hält fih der Beſitzer der Brennerei durch dieſe 
Deftimmung verlegt, und findet eine Vereinigung mit ihm nicht 
Statt, fo tritt, nachdem er zu einem Sabe, den er mit Berüds 
fihtigung der Beftimmung im Geſetz $. 3. geben zu können 


— —— 
®) Der 8g. 1. iſt aufgehoben durch das Regnlativ vom 1. Dezbr. 1820. 

+) Sum beflern Verflänbnib diene folgende Bemerkung: 

Nüdfichttich dee Stärke (d. h. der größeren ober geringeren Verblinnung 
mit Waſſer) unterfcheivet man böchft reftifizirten Weingeift —8 
rektifizirten Weingeiſt und Branntwein. Branntwein, fo wie er im Hans 
del vorfonmt und refp. zum Genuß beftimmt tft, ift alfo, fo lange er mit andern 
Stoffen nicht verfegt worden, eine Mifchung von Wafler und Alkohol, Zur Gr> 
mittelung des Mifchungsverhältnifies dienen die Alfoholometer, unter denen die 
vom Doctor Richter und fräter vom Profeſſor Tralles Hierfelbft im Jahre 1810 
eonfiruirten die beften find. Der Richterſche giebt den Alkoholgehalt nach dem 
fpezififhen Gewichte an, der Trallesiche Alkoholometer aber nach dem Volu⸗ 
men, und da ber Branntwein im Handel nicht gewogen, fondern gemefien, d. h. 
nach dem Volumen verfauft wird, fo ift der Zrallesfche Alkoholometer für den 
‚allgemeinen Gebrauch zwertmäßiger, auch in Preußen gefeßlich eingeführt. Die 
gelegliche Stärke des Branntweins beträgt übrigens 50 Prozent nach dem Alko⸗ 
bolometer von Tralles, und ein folcher Beanntwein beſteht hiernach ans einer 
Miſchung von gleichen MengesTheilen abfoluten Alkohols und Waſſers. 
Nach der Richterfchen Scala hat Branntwein von ſolcher Miſchung etwa 36 Proc. 
alio 36 Pfund Alkohol unter 64 Pfund Waſſer. 

*) Die 66. 3—13. inel. find durch das MaifchflenersMegulativ vom 
1. Dezbr. 1820 außer Anwendung getreien.. oo. \ 
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glaubt, fih erflärt hat, eine fshiebsrichterlihe Entfcheidung auf 
folgende Art ein: 

8.6. Es bildet fi eine Kommifjionen von drei oder fünf 
Mitgliedern, nämlich aus dem Landrathe des Kreifes uud aus 
Männern, weldhe mit dem Betriebe der Branntweinbrennerei 
vertraut find, In Städten von mehr ald 3,500 Civileinwohnern 
nimmt bie Stelle des Landraths der Bürgermeifter oder ein ans 
deres Mitglied des Magiſtrats ein, welches der Bürgermeifter 
ernennt. 

Wenn fi beide Theile nicht ausdrücklich einigen, jeder nur 
einen Sachkundigen zu geftellen; fo wählt ber Inhaber ber 
Brennerei, welche gefhäßt werben fol, zwei, und die Steuerbe- 
börde die beiden übrigen Perfonen, welche letztere nicht Brenner 
aus dem Orte fein dürfen, in welchem bie zu beurtheilende Bren- 
nerei belegen iſt. | 

Nur in Folge folder Gründe, welche gefeglich von der Zeug . 
nißablegung vor Gericht entbinden, können fi die gewählten 
Perſonen entziehen, in der Sache, nad deren möglihft genauer 
Unterfuchung, zu entfcheiden, 

F. 7. Diefer Kommiflion gefellt fih noch ein Steuerbeams 
ter bei, der jedoch an dem Beichluffe feinen Theil nimmt, fons 
bern nur Nachrichten über die Gründe, welde den Antrag auf 
Erhöhung des Blafenzinfes veranlaßt haben, mittheilt. 

S. 8. Die Kommilfion entſcheidet auf vorhergegangene Ers 
Örterung nad) Mehrheit der Stimmen, ob und um wieviel Sechstel 
ber Blafenzind zu erhöhen ſei. Gegen dieſe Entſcheidung findet 
ein weiterer Rekurs nicht Statt. 

$. 9. Bis die Kommiffion entfchieden hat, wird bei ältern 
Brennereien nach dem bisherigen, bei neu angelegten Brennereien 
nach dem allgemeinen Sage (Geſetz $. 2.) die Steuer gezahlt. 
Iſt durch dieſe Entfcheidung eine Erhöhung ausgeſprochen, fo 
muß ber erhöhte Blafenzing von dem Tage an bezahlt werben, 
an welchem die Beſtimmung ber Regierung nad) 6. 4, hätte zur 
Ausführung fommen follen. 

$. 10, Die Entſcheidung der Kommiſſion bleibt fo Tange 
in Kraft, bis in der Einrichtung der Brennerei eine Verändes 
rung vorgenommen wird. Alsdann flieht es ſowohl der Steuer« 
behörde als dem Inhaber der Brennerei frei, auf eine neue 
Schätzung anzutragen, wenn eine Bereinigung unter ihnen nicht 
Statt findet, 

F. 11. Die Koften der Schäsung trägt derjenige Theil, ges 
gen deſſen Behauptung die Entfcheidung der Kommiffion ausfüllt. 
Beftätigt fie Feine der gegenfeitigen Behauptungen, fo werben 
die Koften von, beiden Theilen getragen, 0 
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Ermäßigter Jins, 


$. 12. Die Ausmittelung ber geringern Produftiongfähig- 
feit zur Beftimmung eines ermäßigten Blafenzinfes findet, wenn 
fi) der Inhaber der Brennerei bei der Beflimmung der Steuers 
behörde nicht beruhigen zu Eönnen glaubt, in eben der Art Gtatt, 
wie oben in Betreff bes erhöhten Blafenzinfed vorgefchrieben 
worden, zu welchem Ende derjenige, welcher darauf Anträgt, von 
ben Sätzen $. 4. des Geſetzes benfenigen beftimmt angeben 
muß, welchen er ber Probuftionsfähigfeit feiner Blafe angemef; 
fen hält. 

A 13. Eine geringere Produftionsfähigfeit einer Brennerei- 
anlage, welche durch bloße Umänderung der Feuerung verbeffert 
werden fann, begründet die Ermäßigung des Blaſenzinſes nicht. 


Fixation. 


F. 14. Eine Fixation des Blaſenzinſes, wo ſolche nach 
F. 5. des Geſetzes Statt finden kann, hängt von dem freien 
Uebereinfommen der Verwaltung mit dem Gteuerpflichtigen ab. 
In dem Firationsvertrage find zu dem Ende die gegenfeitigen 
Bedingungen beftimmt auszubrüden. *) 

Sedenfalls Tann aber die Steuerbehörde ven Firationsvere 
trag als aufgehoben betradpten, wenn die Brenn-Geräthe verän- 
dert worden, oder wenn eine. Erweiterung bed Betriebes, der 
dem Abkommen zum Grunde lag, Statt gefunden hat. 


Bergütung für unterbrodenen Betrieb: 


S 15. Wenn wegen eines Unfall$ bie Deftillation unter: 
brochen werben muß, fo ift dies fogleih dem Steueramte anzus 
zeigen, welches bie Richtigfeit der Angabe an Ort und Gtelle 
unterfuhen, und das Deftillirgeräth vorfchriftsmäßig außer Bes 
brauch fegen läßt. Die Steuervergütung erfolgt durch Rüdzahe 
fung für diefenige Zeit, während welcher noch zu brennen war, 
nad) erfolgter Genehmigung der Regierung. **) 

Ermittelung der Brenngeräthe, und Auffidt 
darauf.***) 


S. 16. Jeder Inhaber einer Brennerei oder eines eingerich« 








*) Weitere Beftimmungen über Firationen bei dee Branntweinftener enthält 
das unten mitgetheilte Regulativ vom 21. Auguft 1825. 
»e) An die Stelle diefer Vorſchrift if die Beſtimmung bes $. 8. des Regu⸗ 
lativs vom 1. Dechr. 1820 getreten. 
***) Zu den 8S. 16 und 17. find zw vergleichen: 
1. Im Allgemeinen j 
der $. il des Regulativs vom 1. Decbr. 1820, wonach das, was von den 
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teten Deftillirgeräths ift gehalten, innerhalb eines Termins, wel⸗ 
hen jede Regiernng befannt machen foll, dem Steueramte eine 
Nachweiſung einzureihen, worin die Räume zur Brennerei bie 
Brenngeräthe, ald: Blafen, Schlangen, Kühler, Helme, Maifch- 
wärmer und Maifchbottiche, ingleihen der Duartinhalt der Blas 
fen, Maifhwärmer und Maiſchbottiche genau und vollſtändig ans 
gegeben fein müffen. Gleiche Verpflihtung zur Anzeige binnen 
drei Tagen liegt ihm ob, wenn neues Geräthe angefchafft, oder 
wenn das vorhandene ganz oder zum Theil abgeändert, oder in ein 
anderes Lokal gebracht wird. 

S. 17. Inhaber von Brennereien fo wie andere Per« 
fonen, wenn Iestere Deftillivgeräthe, nämlich Blafen, Helme 
und Kühler bloß befigen, oder folde verfertigen, oder 


Deſtillir- und Brenngeräthen in ber Stenerorbunng geſagt iſt, auch von ben 
Maifchgeräthen gi 
2. egüglih der Ermittelung ber Geräthe 

a) S. 11 des Regulatins vom 1. Decbr. 1820, wonach der obigen Beräthes 
Nachweifung ein Grundriß der Breunerei beizufügen if. 

b) das R. d. F. M. vom 16. Februar 1841, (Centr.⸗Bl. 1841. p. 78.), die 
Dampfkeſſel find Theile des Deftillivgeräthes, daher in dem Brennerei-Ins 
ventarium nachzumeifen und von Seiten ber BrennereisIuhaber gehörig an⸗ 
zumelden, refp. in dem Betriebsplan aufzuführen. j 

ec) R. d. F. M. v. 18. April 1839 (Centr.⸗Bl. p. 112.) Zur Abgabe der im 
den $$. 17 und 28. der Steuerordnung vergefchriebenen Anmeldungen ber 
Räume und Geräthe und der damit vorgenommenen Umänvderungen ift bei 
verpachteten Brennereien und Brauereien nicht ber Gigenthümer, ſon⸗ 
dern der Paäch ter als derjenige, ver die flenerpflichtige Fabrifation bes 
* bi und mit dem 66 die Steuerverwaltung allein zu thun hat, vers 
pflicht 

3. Bezüglid der Aufficht auf die Geräthe. 

a) R.d. J. M. vom 22. Mai 1833. (v. K. Ihrb. Bd. LXI. p. 277. Graͤff. 
Br. VI. p. 33.) 

Da zuweilen ber Verkauf von Brenns und Braugeräthfchaften unmittelbar 
durch die Gerichte im Wege der Auktion oder fonft geichieht, fo werben fänmts 
liche Königliche Gerichtsbehörben zur Beförderung der durch jenes Geſetz bezweck⸗ 

Controlle der Steuerbehörden über die Beſißer folcher Geräthſchaften, dem 
Berlangen des Heren Finanz » Minifters gemäß, hiermit angemwiefen, in folchen 
Faͤllen die Uebergabe ber Geräthichaften an den Käufer nicht eher zu veranlaſſen, 
als bis derſelbe gefebliche Anzeige bei dem Steueramte ſelbſt gemacht und bie 
von bemfelben barüber erhaltene Befcheinigung zu den Aften eingereicht hat. 

R. d. F. M. vom 10. Juli 1838. 

Auktions⸗Commiſſaire, welche ſolche Geräthe bloß im Auftrage von Privats 
perſonen verkaufen, find nicht Befig er verfelben im Sinne bes Geſetzes; fie 
önnen daher zu ber: vorgeſchriebenen Anzeige nicht angehalten und, falls fie une 
terbleibt, nicht befisaft werden, vielmehr iſt dann anf die beit. Prövatperfon zu⸗ 
rückzugehen. Bei gerichtlichen Auktionen if das R. d. J. M. vom 22, Mai 
1833. (f. unter a.) maußgebend. 

4. Die Strafbefimmungen u $. 16. enthält $. 66. — zu 
$. 17. dagegen 9, 73 der Stenexorbnung. _ - 
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Handel damit treiben, dürfen dieſelben weder ganz noch theilweife, 
weder neu, noch ausgebeffert, aus ipren Händen geben, bever 
fie e8 dem Steueramte ihres Wohnortd angezeigt, und darüber 
eine Befcheinigung von biefem erhalten. haben. 


Vermeſſung der Blafen.*) 


$. 18. Die vorhandenen, die fünftig aus den Fabrikations⸗ 
ftelfen verfauften, die vom Auslande eingehenden, und bie ums 
geänderten Blaſen werben von dem Steuerämtern nachgemeffen, 
der Duartinhalt wird darauf eingegraben und fie fowohl, als bie 
Helme und Kübler, werden mit Nummern, und fo weit es thun⸗ 
lich iſt, mit einem Stempel verfehen. Aug bie Maifhhottihe 
muß der Brennerei-Inhaber nummeriren, und bie Zahl fo wie 
den Duartinhalt darauf beutlih mit Delfarbe bezeichnen, oder 
eingraben, **) 
$. 19. Bei Vermeffung der Blaſen ift derjenige: innere 
Naum, welden fie vom Boden bis zur äußerftien Mündung bes 
Randes haben, ohne allen Abzug, auszumitteln, 
e Steuerämter find verpflichtet, eine amtlihe Bes 
gefhehenen Anmeldung, der Vermeffung, ihres 
der Art der Bezeihnung zu ertheflen, worin bie 
er Brenngeräthe genau beſchrieben fein muß. 
ung dient zur Ausweiſung u den Beſitz der 


Aufficht auf die Blaſen. 


$. 21. Die zu den Brennereien gehörigen Geräthe müffen 
fin den Brennerei-Räumen zufammen aufberrahrt werden. Eine 
maiſchungen außerhalb ber angegebenen Räume, auch in andern 
als den dergeißäneten Maiſchboitichen find‘ verboten. 

Deftillirgeräthe, vornehmlich Blaſen, ſtehen fo lange, als fie 
nicht zum Gebrauch angemelbet werben, bergeftalt unter beſonde— 
zer Auffiht der Steuerbehörbe, daß ihre Benutzung nicht erfolgen 
darf. Bei Perfonen, welche blog damit handeln, oder fie zum 
Handel verfertigen, find foldhe biefer Aufſicht nichi unterworfen. 


Verfahren bei der Benutzung und Berfteuerung.***) 
$. 22. Wer ſteuerbare Deftilirgerätpe benugen will, erhält 


*) Bas in den $$. 18 und 19 von der Bermeflung der Blafen gefagt iR, 
gi $. 11. dee egulative vom 1. Desbr. 1820 jegt auch für bie Malſch⸗ 
” **) Die Strafe bei —S u vorgeſchriebenen Bezeichnung ber Ge ⸗ 

zäthe beſtimmt $. 66. ber Steuer: 
+) Die Vorfriften in dem ve = nid 23. find inSolge ver Ginführtng 
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unentgeltlich vom Steneramte ein Verſtenerungsbuch, in welchem 
die Brenngeräthbe und die Räume verzeichnet werben. Der 
Brennberechtigte ift gehalten, in den dazu beſtimmten Spalten 
bes Verſteuerungsbuchs, jedesmal vor der Einmaifchung, den Tag, 
wann bie Einmaifhung Statt hat, die Gattung und Sceffelzaht 
des gemaifchten Getreides, oder anderer Fruchtarten, einzutragen, 
das Verſteuerungsbuch bei Anmeldungen bes Breunereibetriebes 
mitzubringen, ingleichen baffelbe an einem dazu beftimmten Orte 
reinlich nnd dergeftalt aufzubewahren, daß es dem revidirenden 
- Beamten zu jeder Zeit zugeftelt werben kann. 

Bon vier zu vier Monaten wird ſolches von Brennereibe- 
rechtigten an das Steueramt’gegen ein neues abgeliefert, jedoch 
fann das alte, nach davon gemachtem Gebrauche bei der Negifter: 
revifion, als Eigenthbum zurüdverlangt werben. 

F. 23. Sollen die Blafen in Gang gefest werben, fo zeigt 
der Brennereibefiger dem Steueramte, innerhalb der Dienftitunden, 
die Stunde an, wann dies gefchehen fol, ingleihen, wie Tange 
fie nah Maaßgabe der gefeglihen Beftimmungen im Gange bleis 
ben follen, | | 

Das Verftenerungsbuch wird dem’ Amte dabei mit vorgelegt, 
welches darin bie jedesmalige Anmeldung nad ihrem ganzen Um- 
fange einträgt und ven Betrag der Steuer vermerkt. Unterbleibt 
die Borlegung des Berfteuerungsbuches, fo muß der Anmeldende 
gewärtigen, daß die Freimachung bes Deftillirgeräthe nicht erfolgt, 


Sreimahung des Deftillirgeräths, 


F. 24. Sind die Deftillirgeräthe durch Ablieferting eines 
Theils derfelben außer Gebrauch gefegt, fo veranlaßt das Steuer, 
amt die Auslieferung des aufbewahrten Geräths in der angezeig- 
ten Stunde. Iſt die Brennerei Über eine halbe Meile vom Orte 
ber Aufbewahrung des Geräths entlegen, fo wird für das Hins 
und Herbringen deffelben, jedesmal eine Stunde für jede halbe 
Meile an Zeit zugegeben. 

Wenn die Deftilfirgeräthe an Ort und Stelle außer Ges. 
brauch gefest find; ſo beflimmt das Steiteramt, nah Maafgabe 
der früheren Anmeldungen Anderer, warn fi ein Beamter zur 
Aufhebung des Berfchluffes in der Brennerei einfinden wird, 
Der Brenner ift nicht gehalten, Yänger als eine Stunde über die 
beſtimmte Zeit auf den Beamten zu warten, und Tann nach deren 


der Maifchfteuer Statt des Blafenzinfes durch das Regulativ v. 1, Decke. 1820- 
anfer Antwerbung gekommen. Mamentlih ift an die Stelle des oben erwähn- 
ten BerfienerungssÖndyes eine Betriehsdeflaration nach dem in der Beilage zum 
Regulativ vom 1. Decbr. 1820 mitgetheilten Muſter getreien. 
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Ablauf, wenn ein bekannter und glaubwürdiger Mann gegenwärtig 
iſt, und dieſer den Verſchluß als unverſehrt anerkannt hat, den⸗ 
ſelben abnehmen.*) Der Beſitzer der Brennerei muß die Mates 
rialien zur Verſiegelung oder zum Berfchluffe und zwar in guter 
brauchbarer Eigenfchaft liefern. 


Berlängerung der Anmeldung.) 


625. Dem Steuerpflihtigen ſteht e8 frei, vor Ablauf der 
Berfteuerung fie von neuem anzumelden und bie Steuer für eis 
nen weitern Termin zu entrichten; gefchieht. dies nicht, fo muß 
er das Deftillirgeräth, welches er von der Steuerbehörbe empfing, 
zur Stunde abliefern. 

Wird die Ablieferung unter 24 Stunden verfpätet, fo folgt 
daraus die Nachzahlung eines Blafenzinfes von 24 Stunden. 
Bei längerem Verzuge muß der Blafenzins doppelt erlegt werden. 

6. 26. Findet Verſchluß in der Brennerei Statt, fo fol 
fih ein Steuerbeamter dafelbft einfinden, und nad) Ablauf der 
Berftenerungsfrift ven Verſchluß ohne Aufenthalt vornehmen. 


N. Berfteuerung des Braumalzeg,***) Erforderniß 
einer Waage 


$. 27. Jede Brauerei fol mit einer Waage mit eifernem 





”) Jede Berletzung des amtlichen Berichlufies der Geräthe außer bem oben 
erwähnten Falle it ſtrafbar und nah 8. 69. der Steuererbnung zu ahnden. 

"*) Der $. 25. iſt durch das Regulativ vom 1, Dechr. 1820 aufgehoben. 

») Die Kontrollvorfchriften für den Brauereibetrieb find: 

1) Im Allgemeinen modifiziert durch die weiter unten in den Nachträgen- 
zu ben GSteuergefegen vom 8. Febr. 1819, mitgetheilte K. O. vom 10. Ja⸗ 
nuar 1824. 

2) Snsbefondere bezüglich der merniegung bes Malzfhrotes: 

a) die 8 D. vom 2. Juni 1827. Abfah I. (G. S. 1827. p. 75.) 

Auf den Bericht und nach dem Antrage des Staatsminifteriums, will Ich 
in Grgänzung und Crläuterung des Geſetzes wegen Beftenernng des inländifchen 
Branntweins, Braumalzes ꝛc. vom 8. Februar 1819 und ber zu dieſem Geſetze 
gehörenden Ordnung vom gleichen Tage, beftimmen, dag die Vorſchriften dee 

efepes über die Mahl: und Sclachtflener vom 30. Mai 1820. 6. 4., wonach 

& b- bei der Berwiegung von flewerpflichtigem Korn oder Mahlwerk für dem 
ack nichts abgerechnet wird, auch es keinen Unterfchleb macht, ob das Getreide 
teoden oder angefeuchtet fei, uud 

ce. bagegen bei ver Verwiegung jeber Getreidepoſt ein Uebergewicht unter 

Gentuer nicht berüdfichtigt wird, 

in Bar Dranpe auf das zur Verftenerung Fommende Braumalz Anwens 

bung finden fo 

b) bie \ d. 5. M. v. 25. Mai 1833, 11. März 1836 und 18. Sep- 

tember 1837. ; ſiehe zur 8. O. vom 10, Jamar 1824 megen der Brau⸗ 

feuer. (unten.) 
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gleicharmigen Valken, worauf wenigſtens 5 Centner auf einmal 
abgewogen werben fünnen, und mit den erforderlichen geaichten 
Gewichten verfehen fein. Bis ſolche angefchafft worden, Tann der 
Betrieb der Brauerei verfagt werden. 


Anzeige vorhandener Braupfannen und Bottihe, 


6. 28. Ein Jeder, welder Bier und Eifig zum VBerfauf 
brauet, (Gefeg $. 18.) ift in eben der Art, wie oben $. 16. in 
Abficht der Brenngeräthe vorgefchrieben worden, verpflichtet, das 
Steueramt in Kenntnig davon zu fegen, wieviel Pfannen und, 
Bottiche er befist, und welche Veränderungen in der Folge das 
mit, oder in Anfehung des Raums vorgehen, 

Inhaber von Brauereien und andere Perfonen, wenn Lektere 
Braupfannen bloß befigen, oder fie verfertigen, oder Handel da— 
mit treiben, dürfen tiefe Pfannen nur unter Beobachtung eben 
der Beflimmungen aus ben Händen geben, weldhe im 6. 47. in 
Anfebung ber Deftilirgeräthe vorgefchrieben find.*) 


Verfahren bei der Berfleuerung Anmeldung. 


6. 29, Wer eine Brauerei betreibt, tft verpflichtet dem 
Steueramte fchriftlih anzuzeigen, wie viel Malzfchrot er zu jes 
dem Gebräude nehmen, an welhem Tage und zu welder Stunde 
er einmaifchen wird, und bie Steuer von der angemeldeten Bes 
ſchickung gleichzeitig zu entrichten.**) 

Es ſteht dem Steuerpflichtigen frei, diefe Anzeige, fo oft er 
brauet, zu machen, oder im Boraus für einen beitimmten Zeit—⸗ 
raum. Sm lestern Falle kann er die Steuer für den ganzen 
Zeitraum voraus bezahlen, oder für jede Maifchung befonders, 
vor deren Eintritt. 

$. 30. Die Anmeldung muß, wenn bes Vormittags ges 
maifcht werben fol, fpäteftens am Nachmittag des vorhergehenden 
Tages, und wenn Nachmittags gemaifcht werben fol, fpäteftens 
am Bormittage veffelben Tages drei Stunden vorher, in beiden 
Fällen au während der Dienfiftunden erfolgen. 


Berichtigung berfelben. 


$. 31. Berichtigungen biefer Anmeldungen beim Amte find 
zuläffig, wenn fie minbeftens an dem ber beabfichtigten Berände- 
rung vorhergehenden Tage geſchehen. . 


*) Vergleiche bie zu $. 16 und 17 ber Steuerorbnung (eben S. 110.) mite 
getheilten Beflimmungen, welche auch auf die Braugeräthe Anwendung finden, . 
er) Die Strafe der ohne Anmeldung und Verſteuerung bewirkten Einmai⸗ 
fegung beftimmt 9. 75. der Steuerorduung. Das Muſter zu ben Steuerbüchern 
it Hinter des K. DO, vom 10, Januar 1824 wegen ber Branfteut abgedruckt. 


— 
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Soll die Beihidung darnach verftärft werden, ober folfen 
neue Gebräude hinzutretenz fo wird bie Steuer davon gleichzeitig 
entrichtet. 

Soil ein Gebräude eingeftellt, oder die Beſchickung vermin- 
dert werben; fo bringt ber Steuerfehuldige die fhon entrichtete 
Steuer bei der nächſten Zahlung iu Anrechnung. 


Cinmaifänng. 


6. 32, Die Einmaifchungen bürfen nur gefchehen in ben 
Monaten vom Dftober bis einfchlieglih März von Morgens 6 
bis Abends 10 Uhr, in den übrigen Monaten aber von Morgens 
4 bis Abends 10 Uhr, *) 

$. 33. Der Brauer ift verpflichtet, bie Anfunft eines 
Steuerbeamten zur angezeigten Stunde des Einmaifchens ($. 32.) 
abzuwarten. Findet fi derfelbe ein, fo muß alsdann fogleicy 
das Malz in beffen Gegenwart abgewogen, und mit der Einmai⸗ 
fhung vorgefchritten werden; der Brauer darf aber die Einmais 
fhung erft, nachdem eine Stunde gewartet worden, ohne beffen 
Gegenwart verrichten, | 

Nahmaifchen. 


634 In der Regel foll die ganze Beſchickung auf ein» 
mal email werden, fo daß feine Nachmaiſchung Statt fin« 
den darf, 

Wird aber eine Brauerei regelmäßig mit Nachmalfchen be= 
trieben; fo muß ein für allemal angezeigt werben, in wie viel 
Abtheilungen, und mit welhem Gewichte für jede Beichidung, 
gemaifcht werben fol, 


Brauen zum Hausbedarf. 


6. 35. Sn den Fällen F. 20. und 21. des Geſetzes, iſt ein 
fedes Ablaffen der zubereiteten Getränfe an nicht zum Haushalt 
gehörige Perſonen unterfagt. | 

Die Firation ($. 20. dafelbft) gefchieht nach freiem Ueber⸗ 
einfommen mit der Steuerbehörbe, 

Wer von der Bewilligung im $. 21. des Geſetzes Gebrauch 
machen will, muß foldhes der Steuerbehörbe zuvor in jedem Jahre 
anmelden, und darüber einen Anmeldungsfhein ſich ertbeilen 
laſſen.**) 


°) Die Strafe für die Abweichung von dieſer Vorſchrift beſtimmt F. 78. 
ber Gtenerorpnung (vergleiche auch die Bemerkung zum $. 11. bes Regulative 
vom 1. Dezbr. 1820 unter 1. Iitt. d.) 

"*) Zu $. 35. ift zu bemerfen: ' 

1) die Strafen für bie Contraventionen gegen die im 1. und 3. Abſatz 
gegebenen Vo⸗ſchriften enthalten die SC. 76. unb 77, Ber Gteuerorbuung. 
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Il, VBerfleuerung des Weinmoftes.*) 


$. 36. Zur Ermittelung bed Steuerfaged, welder vom 
Weinmoft bezahlt werben muß, follen vollftändige Nachweiſungen 
oon den vorhandenen Weinbergen und Weingärten aufgenommen 
werben, woraus bie Größe der mit Weinftöden bepflanzten Fläche, 
die Eimerzahl, weldhe in einem guten Herbite davon gewonnen 





2) Wegen der Firation find zunächft die oben zu 8. 20. bes Gefches 
vom 8. Februar 1819 5. 103. mitgetheilten K. Ordres vom 2. Juni 18237. Abf. 
2. nnd vom 17. Yug. 1831 zu vergleichen. Ueber die Maaßgaben der Fixation 
felbft beftimmt als allgemeine Norm das Eirc. R. d. F. M. v. 21. Juni 
1830 unter Aufhebung der früher bieferhalb ergangenen Generalverfügung vom 
20. Januar 1828 im Wefentlichen Zolgendes: 

a) die Stenerbehörven Haben ſich zu beftreben die Fixation bei allen Branereien, 
beren Inhaber pas unumgänglich erforderlihe Vertrauen 
verdienen, namentlich aber bei foldhen Brauereien Gingang zu verfchafs 
fen, deren Betrieb den Umftänden nach ſchwer unter fpeziellee Controlle ges 
halten werden Tann. . 

b) die Firationsverträge werden von den Hauptämtern unter Genehmigung ber. 
BrovinzialsStemerbehörde mindeftens auf 1 Jahr, jedoch (unter Vor⸗ 
behalt Imonatlicher Kündigung) auch auf mehrere Jahre abgeſchloſſen. 

c) Das hal den Vertrag vor Ablauf deſſelben jederzeit aufzuheben wirb 
vorbehalten 
wre Theilen bei weientlicher Veränderung in ber Branmalzfieuers 

aſſung, 
der Verwaltung, wenn von dem Brauerei⸗Inhaber Vertragsbedingungen 
verlegt, namentlich die Abfindungsfummen nicht pünktlich bezahlt werden 

dem Brauerei⸗Inhaber im Fall ver Veräußerung ober Verpachtung 
der Brauerei, oder feinen Erben, wenn fie den Vertrag nicht fortſetzen 
wollen, oder wenn die Brauerei durch unvorhergefehene. Fälle zerſtoͤrt 
oder wenigfiens % Jahr betriebsunfähig wird. 

d) Flle die Dauer des Firationsvertrages bleiben bie 88. 29 — 34, 60 —65., 
foweit fie: die Brauerei beireffen und 75— 78. (alles einjchließlich) der 
Stenerordnung vom 8 Yebr. 1819 fowie die Beflimmungen der K. O. v. 
10. Sanuar 1824 auf die fixirte Brauerei außer Anwenbung, Eben fo uns 
terbleiben die gewöhnlichen Reviſionen durch die Steueraufjeher, fo daß ber 
firirte Brauer, ohne vorherige Meldung, ohne Gegenwart der Steuerbeamten 
im beliebigen Umfange brauen kann, auch in der Malzfchroot-Aufbewahrung 
und dem Bierzuge nicht befchränft ifl. ObersEontroleure und andere Beamte 
gleichen oder höheren Hunges fönnen dagegen bie Brauerei befuchen und 
der Inhaber ift ihnen in Bezug auf feinen Betrieb jede erforderliche Aus⸗ 
funft zu geben ſchuldig. 

e) Vorräthe an Bier und Würze dürfen nach Ablauf der Firations s’Beriobe 
nur in foweit vorhanden fein, als ber Nachweis geführt werben fann, daß 

- gleiche verfteuerte Vorräthe beim Anfang der Fixations⸗Periode mit hinüber⸗ 
genommen find. | 

Spätere Min. Reſer. enthalten noch andere nur für die Stenerbehörben 
beftimmte Borfchriften für die Firation der Brauereien. 

*) Durch das unten in ben Nachträgen zu den Stener⸗Geſetzen vom 8. 
Februar 1819 mitgetheilte Geſetz vom 25. Septbr. 1820 iſt flatt der Wein. - 
mofl:Steuer eine WeinsStener eingeführt, und es find baburch die 88. 36 bis 
4}. inel. der Steuerorbnung außer Anwendung gekommen. 2 ’ 
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wird, und ber Mittelpreig, der vom Eimer Bein bezahlt zu wers 
ben pflegt, erfichtlich find. 

$. 37. Diefe Klaffiftfationsverzeihniffe werden von orts⸗ 
kundigen und ſachverſtändigen Beamten aufgenommen, dann in 
jeder Gemeinde 14 Tage lang zur Einſicht der Weinbauer offen 
gelegt, deren Erinnerungen niedergeſchrieben, von dem Landrathe 
des Kreiſes geprüft, und nad deſſen Gutachten an die vorgefegte 
Negierung befördert, welche darüber zu entfcheiden, und bie im 
der Klaffififation etwa nöthigen Abänderungen zu verfügen hat. 

Beränderungen durch Anlegung neuer Weinberge, werben 
mit jedem Sahre zum Katafter gebracht, genießen aber drei Frei⸗ 
jahre, eingehende werden abgeſetzt. Dies geſchieht jährlich im 
Monate September, ſobald die Weinberge geſchloſſen ſind. 
8. 38. Alsdann läßt jede Regierung zugleich durch unbe- 
fangene Sachverſtändige in den verſchiedenen Weinbezirten un⸗ 
terſuchen: ob Ausſicht zu einem vollen 2, *, 3, 3 ober & Herbſt 
vorhanden. Die Ergebniffe dienen zur Eontrollirenden Bergleis 
Kung mit den nachherigen Angaben. 

F. 39. Wird der Ertrag zu # eined guten Herbfled ober 
höher gefhäst: fo beftimmt die Regierung durch Öffentliche Kund— 
madhung den Zeitraum, wo jeder Eigenthümer des Gewinns vers 
pflichtet fein ſoll, deſſen Betrag nah Eimern der Steuer⸗ ober 
Gemeinde-Behörde, anzuzeigen, der Wein mag fih noch in But- 
ten befinden, ober auf Fäſſer gefchlagen fein. Jeder Eigenthü- 
mer bat hiermit zugleich die beflimmte Angabe des Aufbewah- 
rungsorts, und des in einzelnen Fällen etwa nöthig gewordenen 
Aufſchubs der Lefe oder Kelterung zu verbinden. 

$. 40. Nah gefchloffener Anmeldung findet die Unterfus 
hung der Beftände Statt. Geſchieht folhe von einem Gteuer- 
beamten, fo find Die Gemeindebeamten verpflichtet, denfelben bei 
dieſem Sefchäfte nad) feiner Anleitung zu unterflüßen. Hat bie 
Lefe und Kelterung in einzelnen Weinbergen bis dahin noch nicht 
Statt gefunden; fo. kann die Behörde Maaßregeln treffen, um eine 
Vermiſchung des zu erwartenden Ertrags mit den bereits aufge⸗ 
nommenen Beſtänden zu verhindern, 

F. 41. Unerhebliche Verſchiedenheiten zwiſchen der Anmel⸗ 
bung und ber wirklichen Aufnahme werben nach letzterer berich⸗ 
tigt. Als unerhebliche Abweichungen ſind ſolche anzuſehen, die 
Yo, oder weniger betragen. 


VL Berfteuerung der Tabafshlätter.*) 


F. 42. Wer eine Grundfläche tiber fünf Ruthen mit Tas 
baf bepflanzt hat, ift verbunden, der Gemeindebehörde 


°) Ducch das unten in ben. Nachträgen. zu deu Steuer⸗Geſetzen vom 8. Febr, 
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1) bie mit Tabak bepflanzten Grundſtücke, einzeln nad ihrer 
Lage und Größe, | 

2) den Gewinn an getrodneten Tabadsblättern und beren Aufs 
bewahrungsort, genau und wahrhaft, fchriftlih oder münd- 
lid anzugeben. 

F. 43. Die Angabe, wo die bepflanzten Grundftüde bele- 
gen find, und wie viel Morgen und Ruthen preußiſch fie ent⸗ 
balten, muß allemal vor Ablauf des Monats Juli erfolgen. 

Die Angabe des Gewinns foll gefchehen, durch Anzeige der 
erhaltenen Anzahl Bunde getrodneter Blätter und ded Gewichts 
nad Centnern und Pfunden preufifh, und zwar innerhalb acht 
Tagen, nachdem das Abnehmen der getrodneten Blätter von ben 
Stöden oder Fäden geſchehen if. 

Ueber die angezeigten Tabafspflanzungen fowohl ald hier⸗ 
nächft auch über die erfolgte Anmeldung der Bunde und bed Ge⸗ 
wichts der gewonnenen Tabafshlätter, muß bie Gemeindebehörbe 
eine Befcheinigung ertheilen. 

$. 44. Der Gemeindebehörbe Tiegt ferner ob: 

a) die Ueberzeugung fich zu verichaffen, ob die mit Tabak be- 
pflanzten Grundſtücke ſämmtlich auch dem Augenfchein nad, 
richtig angegeben worden, und wenn Tabafspflanzungen 
vom Inhaber gar nicht, oder deren Größe dem Befunde 
nad, unridhtig angezeigt worben, ſolches dem. Steueramte 
bei der Ueberfendung der erfolgten Angaben, welche in ber 
Mitte des Monats Auguft erfolgen muß, anzuzeigen; 

b) von dem Ausfall der Xabafsernte, wiefern ſolche als vor⸗ 
züglich, mittelmäßig oder mißrathen anzufehen fei, oder bes 
fondere Unfälle eingetreten find, fi. zu unterrichten; dar⸗ 
nach, wiefern die Angaben über den Gewinn an getrodneten 
Tabafshlättern mit der Wahrſcheinlichkeit übereinftimmen, zu 
beuttheilen, und von desfallſigen Wahrnehmungen dem Steuer 
amte bei der Ueberfendung der eingegangenen Angaben Nadı- 
richt zu geben, welches von 8 zu 8 Tagen gefhehen muß. 
F. 45. Die Steuer wird nad) dem angezeigten Gewinn 

getrodneter Blätter berechnet, und Summen unter z Centner 

bleiben bet der Steuer unbeachtet, fp wie nachherige Gewichts— 
veränderungen, welde durch Anziehen von Feuchtigkeit, ober 
durch Austrodnen u. f. w. entftehen möchten; auch Tann wegen 

Berderbens, oder Entwendung fein Steuererlaß Statt finden. 


1819 mitgetheitte. Gefeb vom 29. Mürz 1828, welches die Erhebung ber Tabaks⸗ 
ſtener * Maaßgabe der mit Tabak bepflanzten Grundfläche ſtatt nach 
dem Ernsegemwiun verordneie, find die 86. 42 — 48. incl, ber Steuerorbuung 
aufgehoben erben. Zr 
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$ 46. Die Behörden find befugt, immerhalb vier Wochen 
nad gefhehener Einreichung der Angaben, fih von deren Nichs 
tigfeit Durch Reviſion und Nachwiegung zu überzeugen. \ 

F. 47. Um ſolche bewerfftelligen zu können, dürfen big zum 
Ablauf diefes Zeitpunfts feine Berfendungen von Tabafshlättern, 
fie mögen ungetrodnet oder getrodnet fein, außerhalb der Ge— 
meinde Statt finden, ohne zuvor der Steuerbehörbe, oder wenn 
folhe über eine Meile entfernt ifl, der Gemeindebehörde davon 
Anzeige zu machen, und deren Anordnnng abzuwarten, damit Die 
Steuer gehörig ficher geftellt werde. 

$. 48. Das Berfahren bei Berfteuerung der Tabafshlätter 
$. 42 bis 47. gilt ald die Regel. Wo die Berhältniffe, der 
Steuer unbefhadet, eine andere Erhebungeweife geftatten, Tann 
folde, auf Antrag einer Kreisbehörde oder eines Magiftrats, de 
Minifter der Finanzen genehmigen, 


V. Revifionsbefugnig der Steuerbeamten,*) 
a) In Brennereien und Brauereien. 


8. 49. Das Gebäude, in welchem eine Brennerei oder 
Brauerei betrieben wird, wohin auch die Räume, in melden bie 





°) Die in den 88. 49 bis 55. enthaltenen Beftfegungen uͤber bie Reviſtons⸗ 
befugniſſe find erläutert und ergänzt durch folgende Beſtimmungen: 
I) Bezüglich der ordentlichen Reviſionen. 
a) $. 11. des Matfchflener-Regulativs vom 1. Dezbr. 1820 (f, unten), 
wodurch die Mevifionsbefugnig der Beamten auf die Controlle über bie 
pünftlihe Beobachtung. der DBetriebsveflaration in allen ihren Theilen aus⸗ 


gevehmt iſt. 
b) d. F. M. vom 11. April 1834. (Ihrb. Bd. XXXXIII. p. 665. Graͤff. 

db. IX p. 311.) 

Die Steuerbeamten find nach F. 50. der Verorduung vom 18. Februar 
1819 darauf zu ſehen befugt,"vaß Feine andern, als bie verfieuerten Deftils 
lirgeräthe im Gange find, daß die Brenngeräthe, Braupfannen und Bottiche 
unverändert fo diefelben find, wie fie angegeben, auch bezeichnet worden, daß 
Feine unangemeldeten Geräthe vorhanden, daß bie Eintragung ber Ciumai⸗ 
fhungen in das Verfteuerungsbud; (Deklaration) gehörig geſchehen ifl, daß 
außer Gebrauch geſetzte Geräthe fich noch in dieſem Zuſtande befinden, und 
dag nur zur angemeldeten‘ Zeit und Stunde eingemalfcht, auch die Ein- 
maifchung gehörig verfteuert fet. Alle Vermerke, welche die Beamten bet 
Gelegenheit folcher Reviſionen in das DVerftenerungebuch über die vorgenom⸗ 
mene Reviflon und über das Ergebniß derſelben eintragen, find alfo unbe⸗ 
zweifelt amtliche; es find amtliche Befcheinigungen über den Betriebs 
befund ; fie machen gegen die Stenerpflichtigen, wenn dadurch Abweichungen 
von dem angemeldeten Betriebe bekundet werben, benfelben Beweis, wie 
jede amtliche Regiſtratur eines Steuerbeamten über einen von ihm wahrges 
nommenen und amtlich befchelnigten Befund, und jede FAlfch ung berfels 
ben, die von dem Steuerpflichtigen ober von Mitfepuldigen deſſelben in deſſen 
Intereſſe ausgeführt wird, wird daher ſtets als Faͤlſchuug eines amtlihen 
Vermerkes, d. 5. einer öffentlichen Urkunde, zu rügen ſein. 
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Gefäße zum Einmaiſchen, Kochen und Dämpfen des Materials 
aufgeftellt find, gehören, Tann, fobald darin gearbeitet wird, zu 
jeder Zeit, fonft aber nur von Morgens 6 Uhr bis Abends 9 Uhr, 


Ä Daß die Revifionevermerfe zugleich ben Nebenzwed erfüllen, die dienftliche 
Thätigfeit der Steuerbeamten zu fontrolliren, kann deren Gigenfchaft einer 
öffentligen amtlihen Befheinigung nicht aufheben, obſchon es, 
wenn es fi mm die Beſtrafung ber eigenmächtigen Deränderung eines fol- 
en Vermerkes handelt, allerdings weſentlich in Betracht fommen mag, ob 
die Veränderung von dem Beamten zur Verdunklung einer Dienſtvernach⸗ 
läffigung, oder von dem Steuerpflichtigen zur Verdeckung einer Defrandas 
da:ion vorgenommen worden, 

ec) R.v. F. M. v. 6 Bebr. 1836 11 1531. 
Zu den Controllbefugniſſen der Steuerbehoͤrden in Brauereien gehört auch 
das Recht innerhalb biefer Anflalten Borfebrungen zu treffen, dag dem 
Beamten, welcher dem Einmaiſchungs⸗Akte beizuwohnen hat, nicht durch ört= 
liche oder andere Vorrichtungen, (z. B. einer Deffuung über dem Branbots 
tich, durch welche unbemerkt nachgemaifcht werben kann) die Ausübung bier 
fer gefeglichen Controlle erſchwert oder unmöglich gemacht werde. Es kann 
alfo Schließung der Deffnung oder Umflellung des Bottichs verlangt, event. 
aber der Betrieb verfagt werben. 
d) R. d. F. M. v. 17. Mai 1836. IH, 12048, oo: 
Die Befugniß der Steuerbeamien zur Revifien zu jeder und außer 
der Betriebszeit fann nur auf die zur Aufbewahrung des Malzfchrootes 
deffarirten Räume felbft, nicht auf das ganze Gebäude, in welchem fie fich 
befinden, erſtreckt werben, fie müßten denn Theile bes Gebäudes fein, in wel⸗ 
chem vie Brauerei betrieben wird, wo denn bie Revifionsbefugnig nach S. 49. 
der Steuerordnung zu beurtheilen if. 
2) Bezüglich außerorbentliher Revifionsmaaßregeln 
A. Sm Allgemeinen 
a) K. D. vom 27. Juni 1837. (Ann. 1837. Il. p. 363.) 
Aus den in Ihrem Berichte vom 12. d. M. bevorworteten Gründen 
umd nach Ihrem Antrage will ich die Beftimmung im $. 64. d St O. v. 
8. Februar 1819, nad) welcher die Steuer-Beamten eine Bifltation in den 
Wohnſtaͤtten auch bei gegründetem Verdacht einer Stener-Contravention nur 
unter Buziehung eines‘ Communal-Beamten vornehmen bürfen, für ben 
Vezirk des H. Zoll⸗Amts zu Tilfit dahin mobifizieen, daß den Steuer⸗Beam⸗ 
ten aeflattet fein foll, zu den Hansfudhungen nach Umſtaͤnden nicht blos 
Gommunal- Beamte, fondern flatt deren au Polizeis Beamte, namentlich 
Gensd'armen, zuzuziehen. 
b) 9. d. F. M. v. 7. Septbr. 1826. 
Die nächtliche Revifion der Brennereien ober Brauereien von 9 Uhr Abends 
bis 6 Uhr Morgens kann ohne die im $. 54. ber Stenerorbunng vorgefchries 
benea Beningungen und Formalitäten nur gefchehen, wenn darin gearbeis 
tet wird, alfo wenn Raub, Zener, Licht, Geraͤuſch oder andere Anzeigen 
a ertennen geben, daß eine Handthierung darin vorgenommen wird. Sonft. 
nd die Vorfchriften des $. 54, zu: beobachten. Ä 
c) ER d. F. M. vom 23. Sehr. 1830. (Ihrb. Ob. XXXV. p. 138. 
Gräff. ‘3b. VI. p. 401.) 
Die Gerichte follen in Maifchfleuer-Kontraventions-Fällen von Amts wes 
gen feine Hausfuchungen vornehmen. 
B. Insbeſondere. Betr. die Befugniß der Sienerbehörbe bie Bücher 
von Rauflenten in Befchlag zu nehmen und eingufehen. 
a) DER. d F. M. vom 22. Novbr. und b. 3. M. vom 6. Decbr, 1819, 
(355. Bu:KWV. p: 8. Gr. Bd. il, pP 333,) _ 
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von ben Steuerbeamten, behufs der Reviſion befucht, und muß 


‘ihnen zu dem Behufe fogleich geöffnet werden. 


$. 50. In demfelben erftredt fich ihre Revifionsbefugniß 
darauf, nachzufehen: 

daß Feine anderen, als die verfteuerten Deftillirgeräthe im 

Gange find, daß die Brenngeräthe, ingleihen Braupfannen 


und Bottidhe unverändert fo diefelben find, wie fie angege⸗ 


ben, auch bezeichnet worden; baß Feine unangemeldeten Geräthe 
vorhanden, daß bie Eintragungen der Einmaifchungen in 
das Verſteuerungsbuch gehörig geſchehen find, daß außer 
Gebrauch gefeste Geräthe ſich noch in dieſem Zuſtande bes 
finden, und daß, in Brauereien insbefondere, fnur zur ans 
gemeldeten Zeit und Stunde eingemaifcht, auch die Einmai= 
fung gehörig verfteuert fei. ' 


b) Bei Befigern von Dekilliegeräthen. 


$. 5. Wer Deftillirgeräthe befist, welche nicht im Gebraud) 
find, it dennoch verbunden, fie dem Steuerbeamten auf Erforbern 
vorzugeigen, damit er ſich Überzeugen Tönne, daß fie noch in dem 
Zuftande befindlih find, in welden fie zur Verhütung des Ge⸗ 
brauchs gejegt worden. 


Im Staatsminifterio ift emtfchieben worden: 

2) daß, wenn die Vorlegung der Handelsbücher verweigert wird, ſolches jedes⸗ 
mal als Berufung auf tichterliche Unterfuchung anzunehmen, und in diefem 
Galle die Sache an die betreffende Gerichtsbehörde abzugeben fei; oo 

2) daß die Maaßregel der Verfiegelung der Bücher zwar anzumenden, folche 
jedoch in der Regel ausſchließlich nur von ber Suftizbehörbe zu vollſtrecken 
fei, als Ausnahme aber die Berfiegelung in dem Falle der Berwaltungäbes 
behörde zuſtehe, wenn keine Gerichtsperſon alsbald zu haben iſt; 


ſt win “ .* 
3) daß es zur Ausführung biejes, nur eine Verwaltungs⸗Maaßregel belreffenden⸗ 


Beſchluſſes eines Geſehes nicht bedüͤrfe. F 
Hierzu ferner — 
b) R. d. J. M. vom 6 Febr. 1833. (Erg. d. Pr. Rechteb. B. IX. p. 25-) 
Dei gefchebener Eröffnung der Unterfuchung hat der Ingquirent die Ans 
zeige des Vergehens durch Bergleichung der Bücher. an den betr, Stellen 
zu verfolgen, nöthigenfalls unter Iuziehung eines Sachfundigen. Den 
Steuerbeamten aber fann die integrale Einſicht der Bücher nicht geflats 
tet werben umd es Liegt dies auch wicht in der Tenbenz des Staatsminiſte⸗ 
rialbefcdylufies vom 22. Novbr. 1819. (In einem Specialfall ergangen.) 
o) X. d. J. M. v. 2. Septbr. 1833. (Ebendaſelbſt.) 
Die Zollordnung vom 26. Mat 1818 und die Verordnung vom 19. Novbr. 
1824 verpflichteten die Kaufleute nicht, auch ohne Sröffnnung einer 
gerihtlihen Unter ſuch nug ihre Handiungsbücher deu Stenerbeamten 
aus Nachforſchung nach Defrandationsfpuren offen zu legen: ben fo wenig 
eſtimmt dies der Staatsminikerialbefch(u vom 22. Novbr. 1819, welcher 
vielmehr durch Die Beflimmung zu 1. deutlich beweiſet, daß. bie Borlegung 
uur im gerichtlichen Verfahren verlangt werben fans. (Gprzialfall:) 


or ET U — 


en. 


el u. FT cc 
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.. Die Deftitlirgerätbe berfenigen, welche folge bloß verfertigen, 
oder damit handeln, find bierunter nicht zu verſtehen. (6. 17.) 


c) Die Aufbewahrungsbehältnifie des Weins und der Tabafshlätter. 


$. 52. Perfonen, welche Wein» und Tabafsbau treiben, 
find verpflihtet, ben kontrollirenden Beamten die Behälmiffe, 
wo ber Erutegewinn ſich befindet, Behufs der Reviſion und Er⸗ 
mittelung ber Steuern ($, 40 und 46.) nachzuweiſen und zu öffnen. 

Auch muß diefen Behörden fernerhin, fo lange der Steuer⸗ 
betrag frebitirt worben, geftattet werben, noch unverfleuerte Bes 
Hände in foweis nachzuſehen, wie erforderlich fein möchte, fi 
von der Größe des Vorraths, in Bezug auf bie Sicherheit der 
verſchuldeten Steuer und ber eiwa eingetretenen Zahlungever- 
pflihtung (Beleg $. 26), zu Überzeugen, 


d) Im Mlgemeinen, 


F. 53. Außer dem 5. 49. beſtimuten Fall können Myviſi⸗ 
onen und Rachfuchungen nur von Morgens 6 bie Abende 9 Uhr 
Statt finden. 

6. 54. Iſt gegründeter Verdacht vorhanden, daß Interfchleife, 
um dem Staate bie verfehuldeten Gefälle zu verkürzen, begangen 
worden, und deshalb eine förmliche Hausfuchung erforberiih, es 
fei bei Perſonen, welche Brennerei, Brauerei, Wein⸗ und Ta- 
bafsbau betrieben, oder bei Andern: fo ift dazu ein ſchriftlicher 
Auftrag eines Oberbeamten oder einer noch höbern dem Steuer⸗ 
amte vorgefesten Behörde erforderlich, und fie darf nur unter 
Zuziehung eines Gemeindebeamten an ſolchen Orten Statt finden, 
die zur Begehung des Lnterfchleifs oder Berheimlihung von Des 
fländen fleuerpflichtiger &egenftände geeignet find, 

F. 55. Diejenigen, bei welchen revibirt wird, und deren 
Gewerbsgehülfen find verbunden, fich ruhig und befcheiden zu ver: 
halten, und den revidirenden Beamten biefenigen Hülfsdienfte zu 
leiften oder leiften zu laffen, welche erforderlich find, um die Res 
vifion in den vorgefchriebenen Grenzen zu vollziehen.“) 


VI. Berpflidtangen der Steuerbeamten bei Aug- 
führung ihres. Dienfteg gegen Das Publiflum. Bes 
reite Abfertigung. - 

6. 56. Die Dienftftunden, in welden die Steuerbeamten 

zur Abfertigung der Steuerpflichtigen bereit fein müffen, befiimmt 
bie Berwaltung. Als Regel wird feflgefett, daß, wo die Steneräns 


*) Die hieher gehörigen Strafbeſtimmungen enthaͤlt F. 89. ber Stener⸗ 
Ordnung. — 
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ter mit zwei ober mehreren Kaffenbeamten befegt find, die Dienſt⸗ 
kunden folgende fein follen: 
in den Wintermonaten Dftober bis Februar einfchließlich, 
Bormittags von 8 bis 12 Uhr, und Nachmittags von 1 big 
5 Uhr. In den übrigen Monaten von 7 bis 12 Uhr, und 
von 2.big 5 Uhr, 
An andern Orten find die Dienftfiunden anf die Vormittags⸗ 
zeit von 9 bis 12 Uhr eingeſchränkt. 


Wenn es nöthig if, muß auch außer biefer Zeit die Abfer- 


tigung der Steuerpflichtigen möglichft bewirkt werben. 

« Abweichungen von vorftehenden Beflimmungen follen an den 
Orten, wo dergleichen Statt finden, beſonders bekannt gemacht 
werden. 


Anſtändige Behandlung, Beſcheiden heit bei Revi— 
ſionen. 


6. 57. Es iſt Pflicht eines jeden Steuerbeamten, er ſei 
Siaats⸗ oder Gemeindebeamter, den Steuerſchuldigen anſtändig 
zu behandeln, bei ſeinen Dienſtverrichtungen beſcheiden zu verfah⸗ 
ren, feine Rachforſchungen und Reviſionen nicht über den Zweck 
der Sache auszubehnen.*) 

Bon den Stenerfhuldigen wirb aber auch erwartet, baß fie 
ihrerfeits zu keinen Beſchwerden über ihr Beiragen gegen die 
Steuerbeamten Anlaß geben werden. 


Ablehnen von Privarremunerationen und Geſchen— 
fen, welde auch nicht angeboten werben bürfen. 


Insbeſondere dürfen die Steuerbeamten unter feinen Umſtän⸗ 
den für irgend ein Dienfigefchäft ein Entgeld oder Geſchenk, es 
fei an Geld, Sachen oder Dienftleiftung, es habe Namen wie es 
wolle, verlangen oder annehmen. **) 

Steuerpflihtige dürfen dergleichen Dagegen unter feinen Ums. 
ftänden und unter feinerlei Borwand geben oder nur antragen, 
ohne ſich ftraffällig zu machen. ***) 


Richtige Berehnung und Erhebung der Gefälle 


858 Die Beamten müffen bei ber ihnen anvertrauten 
Steuererhebung fi J genau nach den vorgeſchriebenen Sätzen rich⸗ 


8 Sinzuwelfen iſt Hier auf das Geſetz vom 25. April 1885 betr. die von 
Steuerbeamten mit Beziehung auf ihr Amt verübten Chrenfränfungen. 

”) hg: Srafbefimmungen find enthalten in den $$- 360 und 361. Th. II. 
tit. 20. 

» "Die "Shaffefimmungen enthält $. 88, ber Steuerordunug. 


.— 4 A: mer — 
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ten und find dafür verantwortlih. Die bei gehöriger Anmeldung 
zur Berftenerung duch die Schuld der Hebungsbehörden, gar 
nicht oder unzureichend erhobenen Gefälle, follen daher nicht von 
dem Steuerfchuldigen, fonbern von dem Erhbebungsbeamten einger 
zogen, und biefem foll nur das Recht auf Erſtattung gegen jene 
vorbehalten werden. 

Zu viel erhobene Gefälle follen Dagegen aus ber Staatsfaffe 
zurückgezahlt werben, wenn binnen Jahresfriſt, vom Tage ber 
Berfteuerung an gerechnet, der Anfpruh auf Erfas angemeldet 
und befcheinigt wird. Gefchiebt dies nicht, fo geht nach Ablauf 
diefer Frift der Anſpruch verloren.*) Außer den beitimmien 
Steuerfägen wird nichts erhoben; Duittungen und Befcheiniguns 
gen ber Steuerbehörben werden gebührenfrei ertheilt, 


VI Mebertretungen der Vorſchriften und deren 
Strafen, , 


1) Dienftvergehen der Beamten. 


$. 59. Die Bergehen der Steuer- und Gemeinbebeamten, 
welche an der Steuerverwaltung Theil haben, follen nad den 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Th. II. Tit. 20. Abſchnit 
8, und nad den fpäter erfolgten Abänderungen und Deflaratio- 
nen biefer Vorſchriften beftraft werben. 


2) Bergeben der Steuerpflichtigen. 
a) Strafbeftimmungen allgemeiner Art. *°) 

F. 60. Brauer und Branntweinbrenner, ingleichen biejenis 
gen, welde den Wein» und Tabafsbau betreiben, verfallen in 
bie Strafe der Defraudation, wenn fie Gewerböhandlungen, von 
beren Ausübung in jedem einzelnen Falle oder in beftimmten Fäl⸗ 
Ien dem Staate nah Maaßgabe des Gefeged vom heutigen Tage, 
eine Abgabe zu entrichten iſt, entweder gar nicht ober unrichtig 
anzeigen. | 

F. 61. Die Strafe der Defraudation beftebt in einer Geld- 
buße, weldhe dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Gefälle 
gleich kommt. | 

Die Abgaben find überdem von ben Strafen unabhängig zu 
. entrichten. 


”) Zu vergleichen ift das im allgemeinen Theil (oben &. 30.) mitgetheilte 
Geſetz wegen Verjährung ber öffentlichen Abgaben v. 18. Juni 1840. 

°*) Die Ergänzungen und Erläuterungen zu ben in ben SG 60 bis 6ö. ent» 
baltenen Strafbeftimmungen find mit denen zu den 6. 91. seq ber Steusserb- 
mung über das Verfahren gegen die Contravenienten, in einenr befondes 
ren Anhange unmittelbar Binter der Steuerordnung zufammengeflelt. Auf 
biefen Anhang wird daher hiermit verwiefen, | ' j - 
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5. 62. Im Falle der Wiederholung nach vorbergesangener 
Beftrafung, wird die Strafe auf den achtfachen Betrag der Ab⸗ 
gaben beftimmt, and außerdem darf der Schuldige, wenn er Bren- 
ner oder Brauer if, das Recht zu brennen oder zu brauen, in 
einem Zeitraum son brei Monaten weder ſelbſt ausüben noch 
durch einen Andern zu feinem Bortheile ausüben Yaffen. 

6 63. Im dritten Falle der Uebertretung, nad vorberge- 
gangener zmweimaliger Beftrafung ift der fechzehnfache Betrag ber 
nicht erlegten Abgaben als Strafe verwirft, und ift der Schuldige 
ein Brenner oder Brauer, fo darf er das Gewerbe des Brennens 
oder Brauend nie und zu feinen Zeiten weder felbft ausüben 
noch durd einen Anbern zu feinem Bortheile ausüben Taffen. 

S. 64. Im Falle des Unvermögens zur Cntrichtung der 
Gelbitrafe, tritt verhältnigmäßige Gefängnißftrafe nah den Be- 
flimmungen des Allgemeinen Landrechts ein. 

S. 65. Wer, ohne Befugniß dazu zu haben, Brennerei oder 
Brauerei betreibt, und fih dabei zugleich einer Handlung ſchuldig 
macht, die ald Defraubation zu beftrafen if, dem werben außer 
der Defraubationd „ Strafe, die Brennereis oder DBraugeräthe 
fonfiszirt. ‚ 

b) Befondere Strafbeftimmungen, in Anfehung der Brennereien. *) 


F. 66. Wenn die Brenngeräthe, oder die damit vorgenom⸗ 
menen Veränderungen nicht, wie vorgefchrieben ift ($. 16.), ange⸗ 
zeigt werben; fo tft die Konfisfation ber verfihwiegenen, veränber- 
ten oder anders wohin gebrachten Stüde davon bie unmittelbare 
Folge. Auf gleiche Weife erfolgt die Konfisfation der Geräthe, 
wenn die befohlenen Bezeichnungen ($. 18.) unterlaffen, zerfiört 
oder verfälfcht ‘worden find, auch wenn die Einmaifchungen in 
andern als den befannten Maifchbottihen ($. 21.) oder außer 
den angezeigten Räumen gefiheben. **) 

Vebervem bat der Brenner, eine Geldſtrafe von 25 bis 100 
Rthlr. verwirkt, welche im Wiederholungsfalle verdoppelt wird. 

Sind unangezeigte Deftillirgeräthe zum Brennen aud benust 
worden; fo wirb bie badurch begangene Defraubation noch bes 
fonders nach den Beftimmungen $. 61. 62. 63. und $. 67. beftraft. 





°*) Unter Verweifung auf die zu $. 16 und 17. ber Stenerorbnung (oben 
S. 110.) mitgetheilten Beflimmungen it hier zu bemerfen, daß bemgemäß, wenn. 
Brenngerätge ꝛc. dem Kupferfchmidt oder Böttcher zwar ohne Anzeige übergeben, 
aber nicht verändert, fondern nur unweſentliche Reparaturen daran vorges 
nommen werben, die Beſtrafung nicht nach &. 66, der Steuerorbunng, - fondern 
me nach $. 73. derfelben erfolgen kaun. 

«) Bu vergleichen find bei den Hier gegebenen Strafbellimmungen in Uns. 
fehung ber Brennereien die unten mitgelheilten Gefege und Regulative vom 10. 
Sannar 1824 und 1. Dezbr. 1820. 
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$. 67. Sind Deflilirgerätbe, welche von der Stenerbehörbe - 
außer Gebraud gefegt worden, eigenmächtig wieber in Gang ge 
bracht; jo ſoll die Berechnung der Gefälle und der Defrandations⸗ 
firafe von der Stunde an gefchehen, in welder ber legte Ver⸗ 
ſchluß Statt fand, bis zur Zeit der Entdedung. *) 

Eben daſſelbe findet, wenn ein Brenner andere gleichartige 
Theile der Deftillirgeräthe, Statt der außer Gebrauch gefepten, 
zur Deftillation benugt hat, infofern Anwendung, als nit eine 
größere Gefälleverfürzung ermittelt wird, 

F. 68. Iſt eine Blaſe, die zu einem andern Gebrauche 
freigegeben worden, zum Brennen benugt; fo wirb ber Blafen- 
zins und bie Strafe wie 6. 67. berechnet, und dem Befiger bie 
Blafe niemald wieder unverfleuert freigegeben, 

S. 69. Eine Berlegung des amtlichen Berfchluffes der Des 
filfirgeräthe zieht, auch wenn Fein Verdacht einer Steuerfontras 
vention dabei obwaltet, dennoch eine Gelpftrafe von 2 bis 20 
Rthlr. nach fi, falls nicht glaubwürdig dargethan wird, daß die 
Berlegung dur einen vom. Steuerſchuldigen nicht verſchuldeten 
Zufall entitanden, und davon fogleih nach ber Entvedung Aus 
zeige geſchehen if.**) 

$. 70. Wer die im Firationdvertrage ($. 14.) feſtgeſetzten 
Bedingungen zur Benadiheiligung der Gefälle verlegt, bat bie 
Strafe der Defraudation yerwirkt, aud wird dadurch ber bishe⸗ 
tige Vertrag aufgehoben. 

F. 71. Wird in den Fällen, wo nad F. 13. des Steuer⸗ 
gefeges vom Heutigen Tage eine zwölfſtündige Berfleuerungsfrik 
verflattet worden ift, biefer Zeitraum, welcher jebenfall® von 6 
Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends hindurch unabweichlich beſtimmt 
wird, überfchritten, ober in andern Stunden ale von 6 bis 6 ge⸗ 
brannt, fo ift neben der verwirkten Strafe der Defraubation, die 
Berftattung einer folchen Berfienerungsfrift verloren, und felbige 
ſteht für den Kontravenienten nie wieder zu erlangen. 

6. 72. .Brennereiberehtigte, welche. die Vermerkung ber 
Einmaifchungen in das Berfeuerungsbud nicht gehörig und voll⸗ 
fländig, wie 6. 23. vorgefährieben worden, bewerffielligen, wer⸗ 
den, wenn das Verſteuerungsbuch unrichtig befunden wird, oder 
abhänden gebracht if, mit 2 bis 50 Thalern beftraft. Im erflern 





*) Nach dem F. 11. des Negulativs vom 1. Dezbr, 1820 wird in dem 
oben erwähnten Falle des Mißbrauchs der Gefaͤße auf jeden dritten Tag von 
da ab, wo ber legte Verſchluß Statt fand, bie zur Zeit der Entvedung eine 
Ginmaifchung angenommen. 

°°) Diefe für die Neftilliegeräthe gegebene Beſtimmung gilt jegt nach $. 11. 
bes Negnlativs vom 1. Dezbr. 1820 auch für bie Maifchgeräthe, 
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MWiederholungsfalle tritt Berboppelung ber Strafe, und im dritten 
Uebertretungsfalle überdem der Verluſt der Befugniß zur Betrei⸗ 
bung der Brennerei ein. 

Auch derjenige, welcher fein Verſteuerungsbuch nicht veinlich 
aufbewahrt, oder. nicht bereit bält, foldhes jederzeit dem Revi⸗ 
fionsbeamien glei vorlegen zu fünnen, wird fchon deshalb um 
1 bis 5 Rthlr. beftraft, wenn auch nicht erweislich ift, daß fol« 
bes, um eine Kontravention zn verbergen, weggefchafft ober bes 
fhädigt worden.*) 

6. 73. Brennerei⸗Inhaber fo wie andere 6. 17. gedachte 
Perfonen, befonders alle Kupferfchmiede, welde Deitillirgeräthe 
der Beftimmung $. 17. entgegen, ohne Anzeige beim Steueramt 
und darüber erhaltene Befcheinigung, einem Andern übergeben, 
verfatlen in eine Strafe von 5 bis 20 Rthlr., welche bei Wies 
derholungen von 20 bis auf 50 Rihlr. erhöht wird. **) 


In Anfehung der Brauereien. 


5 74. Wenn die Braupfannen und Bottihe oder Die da⸗ 
mit vorgensmmenen Veränderungen nicht, wie $. 28. vorgefchries 
ben ift, angezeigt werden, fo tritt die Konfisfation ber verfchwies 
genen, veränderten oder anderswo hingebracdhten Geräthe ein. 

Uebervem hat der Brauer eine Geldſtrafe von 25 bis 100 
Rthlr. verwirkt, welche im Wiederhofungsfalle verdoppelt wird. 

Sind unangezeigte Braupfannen und Bottiche zum Brauen 
auch benutzt worden, ſo wird die dadurch begangene Defrauda⸗ 
tion noch beſonders nach F. 61, 62 und 63. beſtraft. 

6. 75. Hat ein Brauer ohne vorbergegangene Anmeldung 
und Verfteuerung eingemaifcht; fo wird Die Steuer,und die Strafe 
nad der Beſchickung, die zu einem ganzen Gebäude genommen 
zu werden pflegt, voll berechnet. Hat er aber blog eine Nach⸗ 
matfhung unbefugter Weife vorgenommen; fo wird er, ed mag 
eine Verkürzung der Gefälle ermittelt werden oder nicht, allemal 
in eine Strafe von 5 Thalern genommen, welche bei Wiederho- 
lungen verdoppelt wird. Die Strafe der Defraubation befteht 
unabhängig hiervon, wenn eine Verfürzung ber Gefälle Statt 
gefunden bat. 


*) Was bier von dem VBerfienerungsbuch gefagt if, gilt jetzt für die 
an befien Stelle getreiene Betriebspeklatation chr. $. 11. des Regal, v. 
1. Dezbr 1820. 

**) Unter Berweifung auf die zu ben 68. 16 bis 17, der Stenerorbnung 
(oben & 110.) fo wie zu $. 66 1. c. (oben ©. 126.) gegebenen Ergaͤnzun⸗ 
— wird bemerkt, daß hier entſcheidend für die Anweubung ber Strafe das 

actum ber Uebergabe felbft if, ohne Rückſicht auf den Iwed, daher wirb 


3 B. auch das Verſetzen des Blafenhelms an eine britte Berfon ohne Anzeige, 


mit ber Strafe des 8. 73. belegt. 


er m ar 
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F. 76. Wer bloß zum eigenen Hansbedarf zu brauen bie 
Befugniß erhalten hat, und Bier gegen Bezahlung im Haufe aud« 
fchenft, oder außer feiner Wohnung an Perfonen, welde nicht 
zum Hausftande zu rechnen find, gegen Bezahlung oder Vergel- 
tung überläßt, hat, fofern die Steuer und gewöhnliche Defrauda⸗ 
tionsſtrafe nicht höher ermittelt wird, zehn Thaler Strafe zu er: 
legen, und wird mit Rückſicht hierauf bei Wiederholungen nad 
ben allgemeinen Beitimmungen 6. 62. 63. beftraft.*) 

$. 77. Wem. die freie Zubereitung. von Bier aus Malze 
ſchroot verftattet ift, der verfällt, wenn er es unterläßt, jährlich 
einen Anmeldungsſchein fi deshalb auszumwirfen ($. 35.), in 
eine Orbnungsitrafe von 1 bis 3 Rthlr., die bei Wiederholungen 
von 2 big 10 Rtihlr. fteigt. 

$. 78, Hat ein Brauer zu einer andern Zeit, als welde 
vorgefchrieben ($. 32.) und von ihm angezeigt worden, oder vor 
Ablauf der Stunde, welde auf den Steuerbeamten gewartet 
werden muß ($. 33.), eingemaifcht: fo verfällt er in eine Strafe 
von 2 Rthlr., welde bei Wiederholungen auf 5 bis 20 Rthlr. 
erhöhet wird. Außerdem muß, wenn nicht die Beſchickung für 
ein volles Gebräude angemeldet fein follte, die Steuer und bie 
Strafe für fo viel Malzfchront erlegt werden, ald zu einem vollen 
Gebräude mehr genommen zu werben pflegt, wie im vorliegenden 
Falle angemeldet worben, 

$. 79. Brauerei-Inhaber und andere im $. 28. erwähnte 
Gerfonen, befonders Kupferfohmiede, welde Braupfannen ber 
Borfehrift des 6. 28. zuwider, ohne Anzeige bei dem Steueramte 
und darüber enthaltene Befcheinigung, einem Andern übergeben, 
fallen in eine Strafe von 5 bis 20 Thlr., welche bei Wiederhos 
lungen von 20 big 50 Rthlr. zu erhöhen iſt.**) 


d) In Anfehung der Verftenerung bes MWeinmoftes und der Tabafshlätter, ***) 


$. 80. Die Strafe der Defraudation der Steuer von dem 
Weinmoſt, ingleihen von den Tabafsblättern, findet Insbefondere 
Statt, wenn in den Angaben, welche über den Ertrag der Ernbte 
eingereicht werben, folcher über ein Zehntel zu gering angegeben. 
it, oder auch bei der Reviſion Vorräthe an früher nicht bezeich⸗ 
neten Orten vorgefunden werden. 2 | . 


°) Dergleiche Hierbei die zu $. 20. bes Geſetzes vom 8. Februar 1819. 
(S. 103.) mitgetheilten 8. O. vom 2. Juni 1827 und 17. Auguft 1831, 

») Nach dem R. d. F. M. vom 29. März 1838 unterliegt es keinem 
Bedenken die Borfchrift des §. 79, ungeachtet diefelbe mwörtlih nur der Brau⸗ 
pfaunen erwähnt, auch auf Braubottiche und fonflige Braugeräthe ame. 
nmwenben. 2: | 
’ ee, Megen der fpäteren Mobification der $. 80 bis 82 inc, vergleiche bie 
unten mitgetheilten Gefege vom 25. September 1820 und 29. Mär 1828. 

( 
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$. 81. Wer Tabak anpflanzt und nicht zur gehörigen Zeit 
oder unrichtig die Tage und den Flächeninhalt der mit Tabak be- 
pflanzten Grundftüde, auch diefen über „5 zu gering angegeben 
hat, Toll einen Thaler Strafe erlegen; wenn aber bie flrafbar 
verfchwiegene Fläche mehr als 15 Ruthen beträgt, fol fortlaufend 
für jede 15 Ruthen mehr, die Strafe um einen Thaler erhöht 
werben. 


Wein oder Tabaksblättern einem Andern überläßt, und nicht in= 


nerhalb des Verlaufs von 8 Tagen nadher, die Steuer vom 
Ganzen entrichtet, bezahlt ein Biertel der Steuer als Strafe. 


3) Bertretungsverbindlichfeit für verwirkte Geldſtrafen.*) 


F. 83. Wer Brauerei als Gewerbe, und Branntweinbrenne- 
rei, Weinbau und Tabaksbau betreibt, muß für fein Gefinde, 





*, Nüdfichtlih der Vertretung sverbindlichkeit find zu vergleichen: 
1. Sm Allgemeinen 
a) die im Bezug genommene Deklaration vom 19. Octbr. 1812, (8. ©. 
1812. p. 193.) 
Wir ıc. finden uns durch die über die Auslegung der 88. 293 und 294. Tit. 
20. Theil 1. des Allgemeinen Land Rechts entftandenen Zweifel veranlaßt 
hierdurch zu erklären und feflzufeßen: - 
daß die dafelbit vorgefchriebene Verhaftung mehrerer Gewerbfreibenden und 
anberer Perfonen für die Kontraventionen und Defrandationen ihres Gefin- 
des und ihrer Angehörigen ſich nicht bloß auf die Konfisfation der Waaren 
oder Sachen, woran das Vergehen verübt worden, fondern auch auf vie 
oerwirkte Gelbfirafe beziehe. 
Wir befehlen unfern Regierungen und Gerichten fich nach diefer Deklaras 
tion gebüßtend zu achten. 
b) Die Deklaration vom 6. Octbr. 1821. (G. S. 1821. p. 187.) 
Sur Löfung der nach Ihrem Bericht vom 15. Mai d, 3. entflanbenen Zwei⸗ 
fel über den Sinn und die Anwendung des $. 139. der Zoll» und Verbrauchs⸗ 
ſtener⸗Ordnung vom 26. Mai 1818. und $. 83, ver Ordnung zum Geſetz me- 
gen Verfteuerung des inländifchen Brauntiweins x. vom 8. Februar 1819. in 
Betreff der darin ausgefprochenen Berhaftung mehrerer Gewerbtreibenden und 
anderer Perfonen für die, wegen Defraubationen ihres Gefintes und ihrer An- 


gehörigen verwirkten Strafen, beflimme Ich, daß, wenn die verbotwidrige Hand⸗ 
lung oder Unterlaffung in den Geſetzen mit einer Geldſtrafe verpoͤnt ift, bee ſub⸗ 
ſidiariſch Verhaftete, felbige zu zahlen verpflichtet. ik, weun fie wegen Unvermöx- 


gens des eigentlichen Verbrecher an demſelben nicht zur Vollziehung gebracht 
werden kann, und daß die Fürperlihe Strafe an dem, eigentlichen Verbrecher erft 
dann zu vollziehen iſt, wenn der fubflbiarifch Verhaftete zur Zahlung ver Geld⸗ 
buße ebenfalls nicht im Stande fen follte; dagegen In denjenigen Wiederholungs⸗ 
fällen, wo nad) den $S. 113 und 114. der Zoll: und Verbrauchsſtenerordnung 
vom 26. Mai 1818. anftatt der Geldbuße auf. verhaͤltnißmäßige Gefängnißs, 
Zuchthaus⸗ ober Feflungsfirafe zu erfennen iſt, die ſubſidiariſche Zahlungs-Bers 
pflichtung einer baflır eintretenden verhältnigmäßigen Geldſtrafe erft eintreten foll, 
fofern die koͤrperliche Strafe an bem eigentlichen Verbrecher nicht zur Vollziehung 
gebracht werben kann. — — J 


6. 82. Wer die Hälfte der aufgenommenen Beſtände an 
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Diener, Gewerbsgehülfen und feine im Haufe befindliche Ehegat⸗ 
tin, Kinder und Anverwandten, was bie verwirkten Strafen bes 


c) Für die Sollgefebe if die Deklaration vom 6, October 1821 durch bie 
Aufhebung der Zolls und WBerbrauchöftener: Orbnung vom 26. Mai 1818 
auser Anwendung getreten, unb es gelten flatt befien bie Beſtimmungen im 
den 88. 19 und reſp. 56 — 59 des Bollitrafgejeges vom 23. Jan. 1838, 
(fe daſſelbe weiter unten). | 
2, In Betreff gewiifer Perfonen und zwar: 

a) des Sequefters bei ſequeſtrirten Gütern. 

Sn einem fpeciellen zur gerihtlihen Entſcheidung gelangten Falle 
ift die Frage, ob der Sequeſter nah F. 83 ber Steuerordunng vom 8. Febr. 
1819. für die gegen das Geſinde feflgefegten Steuerfirafen in subsidium 
verhaftet fei, verneint, 
in erfter Inftanz, weil ihm ſelbſt im concreto überhaupt gar Fein Ber: 

fehen zur Laſt falle. Der $. 83. der Steuerordnung lege nur dem Eigen: 

fhümer der Brennerei die fubkdiarifche Verhaftung. auf und damit flimmten 
auch die 88. 291. seq. des Allgemeinen Land-Rechts TH. 11. Tit. 20. uͤher⸗ 
ein, Nicht der Sequeſter, fondern die Maſſe repräfentire den Cigenthümer, 
fhlimmiten Falls würde daher nur die Legtere in subsidium herangezogen 
werden fünnen: ! 
in zweiter Inſtanz, weil der Sequefter, wenn er nicht ſelbſt Theil an 
dem Bergehen genommen habe, auch nicht in subsidium verhaftet fei, da 
er die Brennerei nicht ale Gewerbe, ſondern vermöge gerichtlichen 

Auftrags betreibe. 

Die Nihtigfeitsbefhwerde warb darauf geflüst, | 
daß der F 83. der Steuerordnung Feinesweges nur denjenigen, ber Brennerei 
als Gewerbe, fondern benjenigen für fmbfidiarifch verhaftet erfläre, ver 
Brennerei überhaupt betreibe. Auf fequeltrirten Gütern fei dies Niemand 
anders als der Sequefter, der die dazu nöthigen Dlaterialien anfchaffe, die 
Branntwein-Bereitung anorbne und über den gewonnenen Branntwein dis⸗ 
ponire. Weber der Eigenthümer des Gutes, dem Bells und Anminiftration 
defjelben entzogen fei, noch die Glaͤubiger, welche die einzelnen Betriebsacte 
nicht vornähmen, auch überhaupt nit einmal im Befige der Brennerels 

Gebäude und Geräthe feien, fünnten hier als fubfiviarifch verhaftet angeſe⸗ 

hen werben, es bleibe daher der Sequeſter, welcher überdies nach 8. 124. 

Th. I. Tit. 24. der A. ©. D. in Anfehung der ihm übertragenen Berwal- 

tung alle Gerechtfame und Obliegenheiten eines wirklichen Wirthes Habe, 

als die einzige fubfidiarifch verhaftete Perfon übrig. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ward verworfen, weil, 
wenn auch der $. 83. der Steuerorbnung bie fubfipiarifche Verhaftung nicht von 
dem Umſtande abhängig mache, daß der Berhaftete die Brennerei als Ge- 
werbe betreibe, der Sequefter dennoch überhaupt nicht die Brennerei betreibe, 
fondern mur die Auffiht darüber führe, mithin ohne ein eigenes vertretbares 
Berfehen hiebet, nicht für verhaftet angefehen werben koͤnne. Seine Aufſicht er⸗ 
ſtrecke fih nach F. 114. 117. Tit. 24. Th. J. d. A. ©. O. mur auf die Erhe⸗ 
bung ber Einfünfte und Ablieferung berfelben an die Gläubiger und die Bor: 
fchriften des $. 124. seq. 1. c. feien nur in civilrechtlicher, nicht in ſtrafrechtli⸗ 
her Hinficht gegeben. (Erg. d. Pr. Rechtsb. 1. Ausg. TH, V. Abth. 2. p. 63.) 
b) Des Adminifirators bei abminifrirten Domänen 

E.R d. M. d. K. Haufes vom 5. Mai 1836. \ 

Dei Ginteitung einer jeden Domänenabminiftration foll da, wo Steuerde⸗ 
fraudationss oder Gontraventions-Strafen aus dem Geſetz vom 8. Febr. 1819. 
vorkommen fönnen, dem Adminiſtrator durch ben Inhalt ſeinen Inſtructlon ‚und 
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trifft, mit feinem Vermögen haften, (Deflaration vom 19. Oftbr. 
1812) jedoch nur dann, wenn die Gelbftrafe wegen Unvermö— 
gens des eigentlichen Verbrechers, fo wie auch die an deren Stelle 


zu erfennende Gefängnißftrafe nicht zur Bollziehung gebracht wer- 
den Tann, 


4) Zufammentreffung mehrerer Verbrechen. 


S. 84. Treten bei einer Contravention gegen die Steuerorb- 
nung andere Verbrechen hinzu, fo kommen die VBorfchriften des 
Allgemeinen Landrechts Th. 2. Tit. 20. $. 54. bis 57. in An⸗ 
wendung. 

$. 85. Iſt mit einer Defraudation zugleih eine Verlegung 
befonderer Vorſchriften biefer Ordnung verbunden; fo tritt bie 
darauf gefegte Strafe in der Regel der Strafe der Defraudation 

inzu. 

2 h 6. 86. Wer, um dem Staate bie fchuldigen Gefälle zu ent- 
ziehen, fich verfälfchter und überhaupt unrichtiger Papiere oder 
Beicheinigungen bedient, foll dafür befonders mit der durd die 
allgemeinen Strafgefege für ſolche Fälfhungen geordneten Ahn- 
bung durd das Gericht, welches das für dergleichen Vergehen 
zuſtändige ift, belegt werben. 

87. Die vorbeftimmte Strafe trifft auch denjenigen, wels 
her in gleicher Abficht, durch Abnahme, Verlegung, oder fonftige 
Unbrauchbarmachung des amtlihen VBerfchluffes, wodurch Deftils 
Yirgeräthe außer Gebrauch geſetzt worden, mit oder auch ohne 
Anlegung eines andern, durch eigenmächtige Veränderung des auf 
Beranlaffung der Steuerbehörbe eingegrabenen Vermerks der 
Größe einer Branntweinblafe, durch Veränderung oder Nachah— 
-mung ber Stempel oder Nummern auf den Geräthen eine Fäl- 


ſchung begeht. 
5) Strafe der Beftehung der Stenerbeamten, 


F. 88. Wer einem zur Wahrnehmung des Stenerintereffe 
gerpflichteten Beamten, mit welchem er im Amte zu thun bat, 
Geld oder Geldeswerth zum GeſchenkWaanbietet, oder wirklich 
macht, fol den vier und zwanzigfachen Betrag des angebotenen 

ober gegebenen Geſchenks zur Strafe erlegen. Iſt über den Be— 





durch fein ausbrüdliches Anerkenntniß die ſubſidiariſche Verpflichtung aufgelegt 


werben, 
ec) Dr Schaffer sport nach einem Grfenntniffe d. G. O. Trib. vom 15. 
Aug. 1823. (Rechlsſpr. Bd. I. p. 219.) zu denjenigen Gewerbsgehülfen, 
für welche bie Gewerbetreibenden in subsidium verhaftet find. 
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trag nichts auszumiiteln; fo tritt eine Geldbuße Don Zehn Thalern 
ein. *) 
6) Strafe ber Widerfeglichfeit gegen Steuerbeamte. **) 


©. 89. Eine jede Widerfeglichkeit gegen die in Ausübung 
ihres Amts begriffenen Perfonen, mögen es Steuers ober andere 
zur Wahrnehmung des Steuerintereffe verpflichtete Beamte fein, 
fo wie auch eine Berfagung der Hülfsleiftung, deren die Beams 
ten bei ihrem Revifionsgefchäfte abfeiten der Gewerbeireibenden 
benürfen (6. 55.) fol an dem Sculdigen mit 10 bis 50 Thalern, 
oder mit verhältnigmäßiger Gefängnißftrafe geahndet werben, 

Die Wahl der Strafgattung bleibt nach den Umfländen eines 
jeden einzelnen Falles ber Behörde überlaffen, welche in ber 
Sache felbft zu entfcheiden bat. Sind aber mit einer ſolchen 
Widerfeglichfeit zugleich wirkliche oder thätlihe Beleidigungen ver» 
übt, Mine bie dafür geltenden allgemeinen Strafbeftimmungen 
in Kra | 
Seder etwanige Mißbrauch der Amtsgewalt von Seiten ber 
Beamten, wirft eine. Milderung der Strafbarfeit desjenigen, ber 


fih widerſetzt hat, 
7) Strafe der Uebertretung fonftiger Vorfchriften dieſer Ordnung, 


S. 90. Die Uebertretung aller andern, in dieſer Ordnung 
gegebenen Vorſchrifteu worauf Feine befondere Strafe gefeßt wor« 
den, foll mit einer Geldbuße von Lbis 10 Rthlr. geahndet werden. 


8) Verfahren gegen die Kontravenienten. ***) 


F. 9. Sobald ein Uebertreter der Steuergefege betrof- 
fen, oder auf andere Weiſe eine Contravention zuverläffig be- 


*, Schreiben d. F. M. vom 3. und d. I. M. vom 15. April 1823. 
(Ihb. Bd. XXL p. 320. Gr. Bd. I. p. 321.) Zur Feſtſetzung ber Strafe 
des $. 88 find auch die Regierungen (Brovinzial-Steuer-Direclionen) in ihren Res 
folnten be bie HauptsAemter aber nah dem R. d. F. M. vom 25. Juli 
1838. nidt. 

“*) Die im $. 89. feſtgeſetzte Strafe von 10 bis 50 Rthlr. bei Wiberfeh> 
lichfeit gegen die Steuerbeamten, if zwar ebenfalls eine Steuer-Strafe, wie ſchon 
daraus hervorgeht, daß fie principaliter in einer Geldbuße beftcht, während 
aach allgemeinen Etrafrecptebeftimmungen bie Widerfeglichkeit gegen Beamte mit 
Freiheitsſtrafe geahndet wird, es verfteht fih aber von felbft, daß bie im 8.83. der 
Etenerordnung angeorbnete fuhfldiarifche Verhaltung der Gewerbtreibenden, für 

re Gehülfen ꝛc. fih auf die Vertretung einer dem 6. 89. gemäß feſtgeſetzten 
trafe nicht erfiredt. 

se, Die Ergänzungen zu den Beflimmungen über das Berfahren gegen bie 
Stener⸗Kontravenienten find mit denen gu den Strafbeflimmungen F. 60. sq. in 
dem nachfolgenden Anhange zur Sienerorbnung fuflematifch zufammengeftellt, auf 
welchen daher hierdurch verwiefen wird. 


134 
kanm wird, müffen bie Steuerbeamten fich ohne Zeitverluft ber 
Waaren und Sachen, woran das Verbrechen verübt worden, Durch 
Befchlagnahme verfichern, infofern es zum. Beweiſe der begangenen 
Contravention fowohl an fih, als in Bezug auf dem, Betrag der 
defraubirten Gefälle erforderlich if, oder auch begründete Beſorg— 
niß entſteht, daß fonft wegen der zu erlegenden Gefälle, ber ver⸗ 
wirkten Strafen und der Koſten bie Staatskaſſe nicht geſichert fei. 

Iſt der Befchuldigte der Flucht verbächtig, fo ift er perfüns 
lich anzuhalten, und dem nächſten Geright zu übergeben, 

5. 92, Eine Freilaffung ver in Beihlag genommenen Waa⸗ 
ren und Sachen ift zuläffig, wenn eine Berbunfelung des Sadıs 
verhältniſſes davon nicht weiter zu beforgen, und wenn entweder 
nach dem obwaltenden Berhältnig wahrſcheinlich ift, daß der Con⸗ 
ftravenient dem Staate auch ohne Sicherheitsleiftung werde für 
Das Vergehen gerecht werden fönnen, oder genügende Sicherheit 
geleiſtet iſt. 

Ob Perſonalarreſt fortzuſetzen oder zu verhängen ſei, bleibt 
der richterlichen Beurtheilung nach Beſchaffenheit der Perſon und 
des Falles überlaſſen. | 

$. 93. Bei der Unterfuhung und Beftrafung der Steuer: 
vergehen finden die Darüber in der Verordnung wegen Einrich⸗ 
tung ber Provinzialbehörben yom 26, Dezember 1808. $. 34. und 
45., und in dem Anhange zur Allgemeinen Gerichtsorbnung $, 


243. 244. 250. 251. und 253. enthaltenen Vorſchriften Anwen⸗ 


dung, jedoch mit folgenden Modalitäten:*) 

a) die Steuerämter führen die Inftruftion ber Sache nad Ans 
leitung des eben allegirten F. 253. im Anhange zur Allge- 
meinen Gerichtsorbnung, Die Entſcheidung gebührt der Re— 
gierung des Bezirks, Es können die Steuerämter Strafres 
folute nur abfaffen, infofern ihnen ſolches beſonders übers 
tragen wird, und zudem die gefeglihe Strafe Zehn Thaler 
nicht überfteigt; 

:b) dem Angefohuldigten ſteht es frei, während der fummarifchen 
Unterfuhung bis zu deren Schluß auf gerichtliche Unterſu— 
chung und Abfaffung eines förmlichen Erfenntniffes anzutragen ; 

0) dem Angeſchuldigten iſt auch unbenommen, binnen Zehn Tagen 

gegen ein Reſolut des Steueramts den Rekurs an die vor⸗ 
geſetzte Regierung, und gegen ein Reſolut der Regierung 
den Rekurs an das Miniſterium der Finanzen zu ergreifen. 


Das R. d. J. M. vom 19. Februar 1821. (Ihb. DB. XVII. p. 122. 
Gr. Br. II. p. 320.) beſtimmt: 


daß die im $. 93. In Bezug genommenen Beſtimmungen über das Verfah⸗ 


sen in StenersDefraudations- Sachen auch in Neu⸗Vor⸗Pommern gelten und 
zur Anwenduug fommen müſſen. 


— 
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Hat jedoch der Angefchuldigte einmal biefen Weg gewählt, 

fo muß er bei dem, was auf den eingelegten Rekurs feflges 

fest wird, ſich beruhigen, und kann nicht weiter auf ben 

Antrag.einer gerichtlichen Unterſuchung zurüdgehen; 

d) in den Rheinprovinzen, fofern dort noch eine abweichende 
Gerichtöverfafinng befteht, desgleichen in dem Großherzog 
thum Pofen, if indeffen die 6. 250. des Anhangs der All 
gemeinen Gerichtsorbnung angeorbnete Kompetenz ber Unter: 
gerichte nicht anwendbar. Es wird daher ben bortigen Juſtiz⸗ 
behörden zur Pfliht gemacht, dergleichen Steuerfontraven« 
tionsfachen, wenn bie Akten von den Regierungen an fie 
abgegeben werben, an diejenigen Gerichte au verweilen, 
welche nad) dortiger Berfaffung dafür fompetent find. 

S. 94. Bei der Verkündung eined jeden Straferfenntniffes 
oder Reſoluts iſt der Angefchuldigte auf tie Erhöhung der Strafe 
aufmerffam zu machen, welde er nad gegenwärtiger Verordnung 
im Salle einer Wiederholung feines Vergehens zu erwarten bat, 
und daß dieſes gefchehen, in der Verhandlung zu erwähnen, 

Wird ſolches unterlaffen, fo hat die Behörde eine Ordnungs⸗ 
frafe von 5 bis LO Thalern verwirkt, den Uebertreter aber trifft bei 
ber Wiederholung des Vergehens dennoch eine erhöhete Geldſtrafe. 

&. 95. Die Vollſtreckung rechtöfräftiger Erfenntniffe gefchicht 
von ben Gerichten, Die der Refolute aber von den Steuerbehörben. 
Die Regierungen können nad Umjtänden der Vollſtreckung Anftand 
geben und die Gerichte haben dem, was von den Regierungen 
deshalb an fie ergehet, Folge zu Ieiften. 

VIH. Anwendung diefer Ordnung, 

S. 96. Die Vorſchriften diefer Ordnung follen in dem Maaße, 
wie Das Gefeg vom heutigen Tage zur Ausführung gelangt, auch 
in allen Provinzen ohne Ausnahme befolgt, und ed muß auch in 
ben Provinzen, worin das A. L. R. die A. ©. O. und die U. 
Krim.-Drdnung noch nicht eingeführt find, nach den in dieſe Ord⸗ 
nung aufgenommenen Borfariften erfannt werden, 

Behörden. 

$. 97. Die Erhebung der fegt angeorbneten Steuern und 
deren Kontrollivung gefchieht im Grenzbezirk durch die Zollämter 
und bie dazu gehörigen Beamten (Zollorbnung vom 26. Mai v. 
3.6. 9 bis 12.) im Innern des Landes dur Steuerämter, (eben 
daſelbſt $. 14.) welche in größeren und gewerbreihen Städten 
eingerichtet und benen zur Sicherheit der Gefälle Steuerauffeher 
und Oberauffeher, ingleichen zur Erleichterung der Steuerpflichti= 
gen DOrtseinnehmer nach dem Erfordernig zugeordnet werben follen. 

Wir befehlen Unferen Untertyanen und Behörden, fi nad 
den in dieſer Ordnung eriheilten Beſtimmungen genau zu achten. 


136 


—Anhang. 


I. Ergänzungen und Erläuterungen zu den Strafbeſtimmungen 
in den SS. 60 bis 65 ber Steuerorbnung. 


A. Thatbeſtand der Defraudation. 
4. Sm Allgemeinen. 


Erkenntniß des, G. O. Trib. vom Fo 1838. (Erg. 
d, Pr. Rechtsb. Ausg. 1. Th. 5. Abth. 2. 

Die Anzeige einer Beuerpfligtigen —& lung, — nicht 

in der von dem Geſetze vorgefshriebenen Form erfolgt, iſt für 

nicht vorhanden zur erachten, minbeftens aber eine unrichtige 

zu nennen, und mithin ex $. 60. der Steuer⸗Ordnung ftrafbar. 
Denn der Ausdruck »unrihtigs an der betr. Stelle des Geſetzes bes 
zieht ſich augenscheinlich nicht. allein auf den Inhalt, fondern auch auf 
die Form der Anzeige, Ein Verſtoß gegen dieſe Form gehört daher 
nicht unter die Kategorie der $. 90. der Steuerorbnung gedachten, 
nur mit einer Dronungsftrafe von 1 bis 10 Thlr. belegten Leber- 
tretungen, weil der $. 60. ganz im Allgemeinen und unbedingt die 
Unrichtigfeit der Anzeige mit ber ordentlichen Defeaubationsfkrafe ges 
ahndet wiffen will, 
2. Insbeſondere “ 
a) bei Maifchftener-Defrandationen S. 11. des Regul. v. 1. Decbr. 

1320. (f. unten. 

b) a en euer - Defrandationen K. O. vom 10. Januar 
. unte 
e) bei Tabaksfteuer-Defraudationen Gef. vom 29. März 1828. 
(f. unten.) 
B, In Bezug auf die Strafe felbf. 
1. Im Allgemeinen. 

ER d. M. vd Geiſtl. Angeleg., d. Inn. und d. Fin. 
vom 5. April 1832. (Ann. Bd. XVI. p. 339.) Betr. die Unftatthaf- 
tigfeit vorläufiger Freifprehung in abminiftrativen Unterfuchungen 

f. daffelbe zu den Beftimmungen über das Verfahren. $. 91. sq. d. 
teuerorbnung. ) | 
2. Insbeſondere. 

Die Geldftrafe. 

Declaration vom 27. Januar 1828. (G. ©. 1828, p . 19.) 

Zur Befeitigung. der Zweifel, welche darüber entflanden find, 
wie bie Strafe folder Steuer-Defranvationen zu beſtimmen fet, —* 
in — begangen ſind, wo neben der in die Slaat gaſſen Fi 
den Abgabe zugleich nach $. 13. des Geſetzes vom 30. Mai 182 
über bie Eiörihtung des Abgabenweſensg ein Zuſchlag für —**— 
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over Genteinde-Ausgaben erhoben wird, erllären Wir auf ben Antrag 
Unferes Staatsminifteriums und nach erftattetem Gutachten Unſeres 
Staatsraths, hierdurch die in folhen Sälen zur Anwendung kommen⸗ 
den gefeglichen Strafbeftimmungen. pahin:. _ 

. daß bie durch die Defraudation verwirkte Strafe nicht nach dem 
Detrage des zu den Staatslaffen fließenden Theils der Abgabe 
allen, fondern nach dem durch Zurechnung des Zufchlages fi er- 
gebenden Gefammtbetrage derfelben abzumeffen, auch die Strafe 
ganz und ungetheilt fo zu verwenden ifl, wie es in den Fällen 
gefeiehet, wo ein Zufchlag für Bezirks⸗ und Gemeindeausgaben 
nicht erhoben wird. | 

Die zu fubfituirende Gefängnifßftrafe. 

a) K. D. vom 18. Aug. 1824. (Ann. Bd VII. p. 870.) 

Auch in denjenigen Provinzen, wo das franzöfifche Recht gikt, 
follen die Gerichte auf Gefängnißſtrafe nach dem ım A. L. R. ange- 
gebenen Maaßſtabe erkennen. 

b) Nah dem I. M. R. vom 5. März 1821 Bei 2b. XVII p. 
115. Gr. Bd. II. p. 339.) follte die Vorſchrift des A. 2. * 
m 11. Tit. 20. $. 88. wonach 5 Thlr. Geld» einer Gefäng- 
nipftrafe von 8 Tagen’ gleich zu achten ifl, allgemein als Re⸗ 
gel gelten, und nur dba eine Ausnahme Statt finden, wo das 
Geſetz ſelbſt eine ſolche flatuire. 

Eine ſolche geſetzliche Ausnahme begründet die hinter dem Hauſir⸗ 
Regulativ vom 28. April 1824 (oben Seite 89.) mitgetheilte K. O. 
vom 31. Dechr. 1836, wonach bei Hauſir⸗Steuer⸗Kontraventionen, den 
Umſtänden, nach ein milderes Verhältniß angenommen werden kann. 

Ingleichen beſtimmte d. J. M. R. vom 8. April 1831. (Ihb. 
Bd. XXXVII. p. 396. Gr. Bd. VL p. 178.) auf Grund einer K. 
O. vom 5. deſſelben Monats, | 

daß die erwähnte Vorſchrift des A. L. R. fih, der Natur der 

Sache nad), nur bei Verwandlung Feiner Geldbußen in Anwendung 

bringen laſſe, weil das Uebel, welches der Verurtheilte durch bie 

Freiheitsitrafe erleide, fich ungleich ſchneller fteigere, als dasjenige 

Das ihm durch, die Geldbuße zugefügt werde. Bei zunehmender 

Größe der Geldftrafe fei daher die Gefängnißftrafe nach einem 

allmählig abnehmenden Berhältniffe zu fubftituiren. 

c) Das J. M. R. vom 20. Auguft 1827. (Ihb. Bo. XXXVIL p. 

— 6, Sr. Bi. vi. p. 178.) [ 

. erklärte in Uebereinſtimmung mit dem Stnanz-Deinifterio, wie 
unter dem Ausbrud „8 Tages nach gemeinem Sprachgebraud eine 
Woche zu verftehen fei, mithin die Verdoppelung der beftimmten 
8 tägigen Gefängnifftrafe nicht in 16., ſondern in 14 Tagen beftehe. 

HR. d. F. M. vo. 25. September und d. J. M. v. 13: Oetober 
182. —8 XI. p. 656. Ihb. Bv. XXXIL p. 314. Or. 

d. IH. p. 322, 

Der Welth des Konfiskates nnterliegt niemals der Umwandlung, 
ſondern muß, ſobald das Konfiskat ſelbſt nicht bereits im Gewahrſam 
ter Steuerbehörbe iſt, durch die gewöhnlichen Exekutionsmittel vom 
Schulvigen beigetrieben werben. 
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Die Unterfagung bes Gewerbebetriche. 

a) Schreiben des J. M. vom 27. Januar 1834, (Erg. d. Pr. 
Rechtsb. 1. Ausg. Th. V. Abth. 2. p. 5.) — 
bie Uebertretung des an einem Steuerkonfravenienten nach 66. 
"62 und 63. der Steuerordnung vom 18. Februar 1819. und dem 
Mahl- und Schlachtſteuer⸗Geſetz vom 30. Mai 1820. rechtskräf⸗ 
tig ergangenen Verbots des ferneren Gewerbebetrieb Tann 
niht nach $. 1269. Tit. 20. TH. I des A. % R. geahndet 
werden; nagegen bevarf es aber auch zur Verhinderung und 
Ahndung folder Mebertretungen nicht erft einer, von Seiten ber 
Regierungen nad) $. 11. der Regierungs⸗Inſtruktion v. 23. Detbr. 
1817. zu erlaffenden allgemeinen Strafandrohung, vielmehr kann 
auf den Grund bes rechtsfräftigen Erfenntuifjes oder Strafreſo⸗ 


luts der en —* das ihm verbotene Gewerbe zu . 


betreiben dennoch fortfährt, auf die im $. 54. Tit. 24. Th. I, 

ber 4. G. O. vorgeſchriebene Weife, durch Strafbefehle zur Un- 

terlaffung dieſes Gewerbebetriebes erefutivifch von derjenigen Be- 

hörde, welcher die Vollftrefung des Erkenntniſſes oder Reſoluts 

ebührt, angehalten werben. 0 

—* die angeführten Vorſchriften ver Gerichts-Ordnung auch bei 
Vollſtreckung folcher Straferfenntniffe und Refolute Anwendung fin- 
den, ift um fo unbevenflicher, da die Unterfuhungen in ſolchen Kälfen 
ebenfalls nach den Vorſchriften der Gerichts-Ordnung (Th. I. Tit. 35.) 
geführt werben. 
b) Staatsminifterialbefhluß vom 30. Dftober 1832 Taut 

C. R.d. 8. M. vom 6. Febr. 1833. (Ann. 1833. p. 47.) 
. Da bie Borfhrift im $. 54. Tit. 24. der Prozeßorbnung den 
Richter alsdann ermächtigt, die angedrohte Strafe beizutreiben, wenn 
der unterliegende Theil dem an ihn erlaffenen unbebingten Strafbe- 
feble Aummeber handelt, fo jest fie voraus, Daß ber berechtigte Theil 
dem Richter hinreichende Ueberzeugung verſchafft habe, daß dem 
Strafbefehle zuwider gehandelt fer. Bu 

Bon biefer Ueberzeugung des Richters ift die Ausführung eines 
anbebingten Strafbefehls (mandati sine clausula) abhängig, und in 
ſolchem Falle muß die angedrohte Strafe dur ein Dekret feftgefetst 
und beigetrieben werden. Wenn dagegen dem Richter die Weberzeu- 
ung nicht verfchafft worden iſt, mithin die Thatfache, daß bie ver- 
 otene und verpönte Handlung wirklich begangen worden, zuodrberfi 
u erörtern und durch Beweisaufnahme zu Fonftatiren ift, Tann eine 
N erkfegung per decreium nicht flattfinden, vielmehr muß der Richter 
nach gefchloffener ae oe duch ein Erkenntniß entfcheiden, wi- 
der welches das gefegliche Rechtsmittel zuläffig if. 
eo) R. d. J. M vom 5. März 1840. (%. M. Bl. 1840. p. 107.) 

Die bei Exekutionen auf Unterlafjungen eventuell dem re- 
quendus angedrohte Gelbftrafe kann ebenfalls im Falle feines Unver- 
mögens in Befängnißitrafe verwandelt werben: 


— — —  - —  T. ——— — — — — — 


— Mr Zr ME. — 
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1. Ergänzungen und Erläuterungen zu den Beſtimmungen ber 
6$. 94. sq. wegen des Verfahrens bei Steuerfontrus 
ventionen, 


A. Als allgemeine Vorſchrift 

gelten die im F. 93 in Bezug genommenen Beflimmungen, namentlich: 
1. Aus der Berorbnung vom 26. Decbr. 1808. (©. ©. p. 464.) 
$. 34. Fiscus entfagt in Abfiht der Civilprozeſſe gänzlich fei- 
nem bisherigen privilegirten Gerichtsftande und ıft daher bei demjeni⸗ 
gen Gericht zu Elagen oder ſich einzulaffen verbunden, vor welches bie 
ache gehören würde, wenn fie bloß zwifchen Privatperfonen fchwehte. 
Wird Fiscus als Beklagter in Anfpruh genommen, fo muß dies nur 
indem Fall bei dem Obergericht gefchehen, wenn der Gegenftand des 
Streit unter unmittelbarer Verwaltung des Regierung Heht. Dieſes 
findet ebenfalls bei den moraliſchen Perſonen ſtatt, die mittelbar oder 
unmittelbar unter Verwaltung der Regierung ſtehen. Zergezungen 
gegen Hoheitsrechte und Landespolizei⸗Verordnungen, ingleichen Dienft- 
vergehungen gehören vor das kompetente Ober⸗Gericht. Wegen der 
kann Kontraventionen behält es einftweilen bei der bishe- 
rigen Berfafjung fein Bewenden. Ueber Defrandationen landes⸗ oder 
grundherrlicher Nutzungen, überhaupt wegen Bergehungen gegen Finanz- 
gejege find die Untergerichte zu erkennen berechtigt, im Fall die dar 
auf gefegte Strafe nicht funfzig Thaler oder eine dieſer gleichgeftellte 
Gefängnißftrafe überſchreitet. Eine jede Sache, in welcher Die Re- 
gierung von der ihr $ 45 Tg Befugniß Gebrauch gemacht, 
und eine vorläufige Reſolution abgefaßt hat, gehet jedoch ſogleich an 
das Obergericht über, wenn der Kontravenient auf förmliches rechtli⸗ 

ches Gehör anträgt. 

Der weitere Inſtanzenzug bleibt überall der ordentliche, wie er 
bisher bei jedem Gericht Statt gefunden hat; die Sachen gehen daher 
nicht mehr an das Dber-Revifions-Eollegium, die Dber-Revifions-De- 
pntation, und die übrigen für Die zweite und dritte Inſtanz über Rechts» 
angelegenheiten von befonderen Gegenfländen anyejeßten Spruchbehör« 
— 2 welche nach dem Publifando vom 16. d. M. bereits aufge 

en find. | 
$. 45. Bei Rontraventionen gegen Yinanz» und Polizei⸗ und 
andere zum Neffort der Regierungen gehörige Gefege, ingleichen bei 
Defraudationen Iandesherrliher, den Regierungen zur Verwaltung 
übergebener Gefälle und nutzbarer Regalien, find die Regierungen be- 
rechtigt, nach einer fummarijchen -Unterfuchung die Sache Dur eine 
Reſolution zu entfcheiven, auch bie jeftgeleöte Strafe vollſtrecken zu 
Iaflen, wenn der Befchuldigte nicht, binnen 10 Tagen nah Empfang 
der Refolution, auf förmliches venklige Gehör und Erfenntniß bei dem 
fompetenten Dbergericht anträgt Zu dem Ende muß es in der Re- 
olution ihm auch, jedesmal befannt gemacht werden, daß er dieſe Be⸗ 
gniß habe, ihrer aber verluftig gehe, wenn er binnen 10 Tagen 
vom Empfange keinen Gebrauch Davon mache. . | 

Geſchieht aber diefes, fo geben die Regierungen — die Akten 
an das Landes⸗Juſtiz⸗Collegium zur weitern rechtlichen Einleitung ab, 
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können jeboch die nöthigen Verfügungen wegen Sicherftellung ber vor- 
—* eſtgeſetzten Geldſtrafe treffen, wenn fie ſolches für nöthig er⸗ 
achten. 
Wird die von den Regierungen feſtgeſetzte Strafe finterher im 
rechtskräftigen Erkenntniß beſtätigt, oder. gar geſchärft, jo muß ber 
Denunziat jedesmal die Koſten der oorläufgen Unterfuhung tragen. 
Wird fie hingegen gemilvert, fo bleibt er im Fall er nicht von fämmt- 
lichen Gerichts-Koſten entbunden wird, nur in fofern dazu verbindlich, 
als von der fummarifchen Unterfuchung bei der rechtlichen Einleitung 
bat Gebraud gemacht werden können, welches das Landes⸗Juſtiz⸗Col⸗ 
Vegium nach pflichtmäßigem Ermeſſen feſtſetzt. Auf die von den 
Regierungen mit höherer Genehmigung in Poltzeis und Landesangele- 
genheiten erlaffenen Publifanda ſind die Landes-Juſtiz⸗-Collegien bei 
ihren &ntfcheivungen infofern Rückſicht zu nehmen verbunden, als 
darin feine härtere Strafe wie in den Gelehen, feftgefest ift, in wel» 
chem Falle die Strafe nach diefen zu beftimmen ift. 


2) Aus dem Anhange zur Allgemeinen Gerihtsorbnung. 


$. 243. Bei Kontraventionen gegen Finanz⸗ und Polizei» und 
andere zum Reffort der Regierungen gepörigen Geſetze, ingleichen bei 
Defrandationen Iandesherrlicher, den Regierungen zur Verwaltung 
übergebener, Gefälle und nusbarer Regalıen, And ie Regierungen 
berechtigt, nach einer fummarifchen Unterfuhung die Sache durch eine 
Refolution zu entfcheiden, auch die feftgefegte Strafe voliftreden zu 
Yaffen, „wenn ver Beſchuldigte nicht binnen zehn Tagen nach Empfang 
der Refolution auf fürmliches vechtliches Gehör und Erfenntnig bei 
dem kompetenten Dbergerichte anträgt. Zu dem Ende muß es in der 
Refolution ihm auch jedesmal befannt gemacht werben, daß er viefe 
Befugniß habe, ihrer aber verluftig gehe, wenn er binnen zehn Tagen 
vom Empfange feinen Gebrauch davon mache. 

Gefchieht aber dieſes, oder will die Finanz-Behörbe ihre Befug⸗ 
niß die Sache durch eine. Refolution zu entfcheiden, nicht ausüben, 
fo werben die Alten fogleih an das Landesjuſtiz-Kollegium zur weitern 
rechtlichen Einleitung abgegeben. Die Regierungen können jedoch im 
erftern Falle. die nöthigen Verfügungen wegen Sicherftellung der vor⸗ 
läufig feftgefesten Geldſtrafe treffen, wenn fie folches für nöthig er- 
sichten. Zu diefen Verfügungen find felbige auch dann noch berech- 
tigt, wenn die Alten ſchon an das Gericht abgegeben worden, und 
die Juſtizbehörden find ſchuldig, ihnen bei der Beitreibung ber Geld⸗ 
ftrafen den erforverlichen Beiftand zu leiften. 

. 244. Auch bei den von Militairperfonen begangenen Kontra⸗ 
ventionen und Defraudationen fteht den Civilbehörden nach $. 239. 
des Anhangs die Kognition zu, unter folgennen Einfchränfungen: 

1) Wenn von der Beftrafung eines Offiziers die Rede ift und diefe 
nicht bloß im Geldbuße und Konfisfation der defrandirten Sachen 
beftehet, die begangene ftrafbare Handlung vielmehr Gefängniß- 
oder Feftungsfirafe, oder gar die Kaſſation nach fich ziehet, fo 

. müffen ſich die Civilbehörden alles Verfahrens enthalten, und bie 
Sache den Mititaitgeriöten überlaffen. 
2) In allen Fällen, in welchen fich die Angefchuldigten bei ven vom 
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den Regierungen feftgefehten Strafen, beruhigt haben, ober in 

welchen von den uffiztolfe ien auf Strafe erfannt worden, ge⸗ 
fchieht die Vollftrefung nicht von Seiten der Civilbehöden. Es 
muß vielmehr deshalb in Abficht der Dffiziere das kompetente 
Milttairgericht, und in Abficht der Unteroffiere und gemeinen 
Soldaten, der Kommandeur einer folhen Milstairperfon requirirt 
werden. Leßterer hat alsdann ein Stand» ober Kriegs- Gericht 
nach Befinden anzuordnen, von welchem die gegen einen Unter- 
offizier oder gemeinen Soldaten feitgefegte Strafe in eine ver⸗ 
bältnigmäßige Militairftrafe verwandelt werden muß, wovon ber 
Regierung oder dem Su follegio Nachricht zu geben iſt. Bei 
Dieter Verwandlung da 1 jedoch das Stand- oder Kriegs⸗ 
Gericht auf keine weitere Beurtheilung der ſchon entſchiedenen 
Straffälligkeit ver Handlung einlaffen. 

3) Hat ſich ein Unteroffizier oder gemeiner Soldat außer der Kon 
travention oder Defraubation noch eines andern Vergehens ſchul⸗ 
dig gemacht, fo gebührt die Unterfurhung und Beftrafung deſſel⸗ 
ben der Militairbehörde. 

-4) Bei der Unterfuchung wider einen Unteroffizier oder gemeinen 
Soldaten fol, zur Erhaltung der Drbnung, ein von dem Kom⸗ 
mandeur einer folhen Militairperfon kommandirter VBorgefepter 
des Denunziaten zugezogen fein. 

5) In Anfehung der Unterftaaböheamten tritt das bei den Offizieren 
vorgefchriebene Verfahren ein. 

250, Ueber Defraudationen landes⸗ und grundherrlicher Nutzun⸗ 
gen, überhaupt wegen Vergehungen gegen Finanzgeſetze find die Un- 
tergerichte die Unterfuchung zu führen, und zu erfennen berechtigt, 


wenn 

I) die darauf gefegte Strafe incl. des Werths der Konfiskats nicht 
funfzig Thaler Geld- oder eine diefer gleich geftellte Gefängniß⸗ 
* überſchreitet; 

1) der Kontravenient nicht für ſeine Perſon unter dem Obergerichte 


ſtehet, und 

3) die Finanzbehörde von der ihr nachgelaſſenen Befugniß: 
Die Sache durch eine Refolution zu entſcheiden, 

feinen Gebraud gemacht hat. J 

$. 251. Die Untergerichte können, wenn dieſe Sachen ($. 250. 
des Anhangs) einmal an fie verwiefen find, im Falle einer Saumfelig- 
feit oder fonft, nur von dem Obergerichte mit Anweiſung verfehen 
werben. 

$. 253. Bei geringeren Vergehungen, deren Strafe nah ben 
Umftänden in einem Verweife, einer mäfigen körperlichen Züchttgung, 
einer Gelvftrafe von nicht mehr als funfzig Thaleın, oder einem vier 
wöchentlichen Gefängniß beftehen würde, fol bei ben Obergerichten 
folgendes abgefürzte Verfahren Statt finden: 

1) Sobald dem Kollegio ein bergleichen Vergehen angezeigt wird, 
und aus ber Denunziation und den derſelben beigelegten Be⸗ 
fheinigungen der Zufammenhang der Sache nicht ſchon hinläng- 
lich zu ofen ui wird deshalb der nähere Bericht ber davon 

- etwa. Wiffenfchaft habenden Königlichen ‚in Eid und Pflicht fie 
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henden Dffizianten erforbert, ober es if die Vernehmung bee 

enungianten und ber von ihm mitzubringenden Zeugen, weshalb 

ihm hei der Vorladung das Nöthige sfr werben muß, zu 
verfügen. Die folhergeftalt näher fubftantürte Denunziation 
wird bem einoefigntoigten zur Verantwortung binnen einer auf 
14 Tage bis 4 Wochen zu beftimmenben Friſt, mitgetheilt. 

2) Der diesfälligen Verfügung ift die Warnung hinzuzuſetzen, daß, 
wenn bie Berantwortung binnen der georbneten Friſt nicht eingehen 
würde, bafür angenommen werben folle, der Angeſchuldigte wolle 
es auf bie gerichtliche förmliche Unterfuhung ankommen Iaffen. 
Zugleich iſt demfelben zu eröffnen, daß er die Erlanbniß habe, 
die Verantwortung bei der ihm zunächſt wohnenben Zuftizperfon 
ober dem Kollegio felbft zu Protokoll zu geben, und fi dazu 
durch Produktion der an ihn erlaffenen Verfügung zu Iegitimis 
ven, damit das Protokoll ſodann von biefer Juftizperfon an das 
vorgefeßte Kollegium befördert werde, wenn der Angeſchuldigte 
Bedenken trage, die Verantwortung ſelbſt ſchriftlich abzufafen 
und an die Behörde zu ſenden. 

3) Dem Rollegio bleibt unbenommen, den Angeſchuldigten unter ber 
erwähnten Berwarnung fofort zu einem Termine zur Abgabe 
feiner Verantwortung vorladen zu laffen, wenn vorauszuſehen 
Hi daß derſelbe ſich fehriftlich zu vertheidigen nicht im Stande 
jein möchte. 

4) Rach Eingang einer ſolchen ſchriftlichen ober protofoflarifhen 
Verantwortung hat das Kollegium, ohne ein weiteres Beam 
einzuleiten, ſogleich nad Mankgade der Verantwortung zu beftim- 
men, ob und welche Strafe durch das angeſchuldigte Vergehen 
verwirkt fei, wobei auf die gefeglichen Torlhriften. in Berbin- 
dung mit den Tonfurrirenden Umftänden, vorzüglich auf die meh- 
rere oder mindere Geiftesfultur des Aingefehutoigten, und. ob er 
aus Borfag oder Unachtfamfeit gefehlt, billig Rüdfiht zu neh⸗ 


men ift. 

5) Die folchergeftalt auf den "Vortrag bes Dezernenten bei dem 
Kollegio beichloffene Verfügung wird dem Angeſchuldigten mit 
Eröffnung der ntfgelbungsg nde, mittelt Refolution bekannt 

" 1 Bebentung, bp e die etwa arbitrirte Geld- 
H n binnen vier Wochen an die ihm nampaft 
N de, wenn er ſich nicht am Orte des Kollegii 
J a, oder wenn auf Züchtigung der auf Ge⸗ 
fl worben, fich binnen gleicher er zur Erlei · 
di »benmäßig bei ber ihm zu bezeichnenden Be— 
J Dabei iſt ihm zu eröffnen, daß es ihm frei 
ichen Refolution auf foͤrmliche Unterfuchun, 
w he geſhehen j Ma en feiner — un 
u nahe gefhehen fei, weshalb je ie Anzeige gleichfalls bin⸗ 
Yen der Gekimmten iermörhenttichen Friſt ve der in der Reſo⸗ 
Iution bemerften Behörde geſchehen müfle, widrigenfalls die feſt⸗ 
eſetzte Strafe zur Erefution zu bringen. , 

6) Zu diefem Behuf ift don der erlaſſenen Verfügung bemjenigen 

Juſtizbedienten oder Untergerichte, welches dem Augeſchuldigien 
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in ver Refolution benannt wird, mit ber Anweiſung Rachricht zu 
geben, die Bollfiredung der Strafe mach achttägiger Ankündi h 
au bewirken, wenn binnen ber geordneten vierwöchentlichen 34 

ine Anzeige des Angeſchuldigten eingeht, oder derfelbe noch 
vor Vollſtreckung der Strafe auf fürmlihe Unterſuchung provo⸗ 
— auch von dem Erfolge des Auftrags zu feiner Zeit an Das 
ommittirende Kollegium zu berichten. 

7) Befindet 5 der Angeſchuldigte am Orte bes Gerichts, wide 
bie Strafe feftiest, fo muß diefes unter Beobachtung ber obe 
befchriebenen Modalitäten für die Realiſi rt Verfü 
felbft forgen, und den Angefchuldigten zugleich bebruten,. be 
wem er fich zu melden babe, 

8) Eines befonderen Documenti insinuationis Über dergleichen an 
den Angefchulbigten zu richtende GStrafverfügungen bevarf es 
nicht, fondern es ift bintängi, wenn ſolche zur Poſt gegeben 

| und die Infinnation zu den Alten beſcheinigt worden, 
| I) Was die Gebühren für Verhandlungen biefer Art betrifft, fo 
| können nur die Säße der erften Kolonne der Sperteltare vom 
11. Auguft 1787. (23. Auguft 1815., Beilage zum 15. Stüd der 
Ge ehfammlung 1815.) zur Anwendung kommen. . Der Betrag 
| derjelben iſt unter Berlegung einer Spezififation dem Angefchule 
digten zugleich in der Hauptverfügung mitzutheilen, bie 3 lung 
auch mit Beftimmung einer ierwöcentlichen Friſt zu fordern. 
| Gehet dagegen bei dem Kollegio die Anzeige ein, daß der Ange 
uldigte der Ztraſrerfügung ſich nicht unterwerfen wolle, oder 
iſt das Vergehen, ſeiner aus der erſten Denunziation zu entneh⸗ 
menden Erheblichkeit wegen, zu dem eben beſchriebenen Verfahren 
nicht geeignet, ſo muß dem Befinden nach die Kriminal⸗ oder 
fiskaliſche Unterſuchung gewöhnlichermaßen eröffnet, und der 
Salarienkaſſe ſofort Nachricht gegeben werden, daß die etwa 
ſchon liquidirten Gebühren bis zur Beendigung der Unterſuchung 
zu ſuspendiren, wogegen bie Kaffe die ee zu urgiren bat, 
wenn dergleichen Benachrichtigung nicht erfolgt. 
10) Die Verhandlungen über diefe fummarifchen Unterfuchungen find 
leih den Befchwerbeaften nach Sahrgängen in einem Bande zu 
mein, welchem ein Regifter vorzuheften iſt, worin der Inhalt 
nach alphabetifcher Ordnung, der Namen der Augefihulpigten, 
mit Bemerkung der Seite, angegeben werben muß. 


. . B. Spezielle Beftimmungen. J 
L. Zür die (ſummariſchen) von ben Verwaltungobehör— 
‚ den geführten Unterſuchungen. 
’ Competenz 
1) Der Verwaltungsbehörden äberhanpt. .. 
$. 2. u. 4. der Deflaration v. 20. San. 180, (G. ©. 1820. p.33.) 


$. 2. Die Befugniß der Berwaltungs-Behdrven, in Steuerſa⸗ 
Hen, Straf-Refolute — — en Hinfort auf viejerigen Fälle In. 
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geſchraͤnkt fein, in welchen nach Vorfchrift der Geſetze auf Geldſtrafe 
oder Konfiskation zu erfennen iſt. Dagegen fol in allen Fällen, E 
welchen auf Gefängniß⸗, Zuchthaus- oder Fefungs-Gtrafe unmittelbar 
nach Vorſchrift der nal zu erkennen ift, die Unterfuchung und bie 
Abfaffung des Erfenntniffes fogleich den ordentlichen Gerichten über- 
laſſen werben. 
$ 4. Wenn bei wiederholten Stener-VBergehen, neben ber andern 

Strafe. auch die Unterfagung des Gewerbes erfolgen muß, fo wird 

dieſe jedesmal von derjenigen Behörde ausgefprochen, welcher nach 

vem $. 2. des gegenwärtigen Geſetzes bie Feftfehnng ver andern 

Strafe zufteht. Ä | 

2. Der Regierungen (Provinzialfteuer- Direftionen) 

a) R. d. J. M. v. 31. Juli 1813. (Ihb. Bd. IL p. 34. Gr. Bo. IL 


% 318. 2 R 
En Bezug auf Abgaben-Defraudationen ift die Befugniß der Ne- 
guerungen, ‚Strafen durch eine Reſolution feitzufegen, auf Tem 
arimum befchränft 
b) Bergl. das oben (S. 133.) zu $. 88. der Steuerorbnung ange- 
führte R. vom 15. April 1823. . 
e) Eire, R. d. F. M. v. 28. Juli 1838. (Cr. BE 1842. p. 380.) 
Den Provinzial- Gteuerbebörben ift die Befugniß ertheilt, unter. 
ewiffen in ber Sache begründeten mildernden Umftänden im 
ihren Entſcheidungen eine geringere als die gefeglihe Etrafe 
feſtzuſetzen. 
3. Der Haupt⸗Aemter. 


a) R. d. F. M. vom 25. Juli 1838. 
Die Kompetenz der Hauptämter zur Entſcheidung in Steuerpro- 
effen wird nach der Höhe der Strafe in absiracto und wenn dag 
Sefeh zwifchen einer höhern oder geringeren Strafe die Wahl 

. Tat, nach dem Maximum berfelben bemeffen, ift alfo nament- 
Yih für die Feftfegung der Strafe wegen Widerfeglichfeit ex $.88. 
der Steuerordnung ausgefchloffen. 

b) R. v. 5. M. v. 6. Aug. 1839, (Centr. Bf. 1839. p. 251.) 
Sind in einem Steuerprogeffe mehrere Kontravenienten zur Unter- 
Ira ezogen, fo richtet fich die Kompetenz der Hauptämter 

iht nah. der Summe der: Strafen fämmtliher Tyeilnehmer, 
fondern nach der Höhe der Strafe jedes einzelnen. 
Das Berfahren im apmihifirativen Wege überhaupt.*) 
1) Gegen unbelannte entfprungene Defrandanten. 
Wegen der ontraventionen gegen die Zollgeſetze disponirt 


S. 60. des Zollftrafgefepes vom 23. Yan. 1838 (f. eg " 
Dezüglih ver übrigen Abgabengefehe verbleibt ed nach den 





=) Für die Behandlung des Prozeßweſens bei Uebertretung der Boll⸗ und 
Steuergefetze im fummarifchen Verfahren find den HauptsMemtern von dem 
Provinzial⸗Stenerbehoͤrden Inftruftionen ertheilt, deren Eine vollfländig in Schim⸗ 
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Referipten d. J. M. vom 25. Noobr. 1815 und 10. Jan. 1820. (Ihb. 
Br. VI. p. 13. Bd. XIV. p. 219. Gr. Bd. II. p. 60.) bei dem durch 


melfennig indir. Steuern. Th. II. p. 70. sq. abgebrudt iſt. Mas in diefer Bes 
jiehung hier von Intereſſe if, laͤßt fih in der Kürze dahin zufammenfaflen : 
1. Competenz zur Führung der Unterfuhung. 

Das Haupt:Amt, in deflen Bezirke das Vergehen en.vedt ift, Hat deſſen 
weitere Verfolgung zu betreiben, und nur mit befonderer Genehmigung der Bros 
vinzial-Steuerbehörbe dieſe Verpflichtung an dasjenige HauptsAmt zu übertragen, - 
h En Bezirke das Vergehen verübt oder der Mebertreter ergriffen oder wohns 

aft ift. . 
Jedoch treten folgende Ausnahmen ein: 
1) Die Verfolgung der Eache gebührt demjenigen Haupt-Amte, in beflen Be: 
zirfe der Thäter ergriffen wurde, fobald er fih in Haft befindet, 
2) Sie ift an das Haupt-Amt abzugeben, in deflen Bezirk der lebertreter wohnt: 
a) bei Vergehen gegen vie Borfchriften über die Transport «Kontrolle im 
Binnenlande (8. 92— 97. der Zell-Orbuung vom 23. Januar 1838): 
b) wenn der Uebertreter ein Unterthan eines Staates ift, dem fartelmäßig 
die Verpflichtung obliegt, das Vergehen zu beftrafen. (Zoll: Kartel vom 
11. Mai 1833 8 3., Gefeg-Sammlung von 1833 Seite 258, und Bertrag 
vom 1. November 1837. Geſetz Sammlung von 1837 Seite 178), und das 
Bergehen entweder nicht auf diefleitigem Gebiete verübt, oder zwar inners 
halb Landes verübt, der Uebertreter aber weder verhaftet, noch ein Theil 
feiner Effeften in Beſchlag genommen worben ift. 
U. Feſtſtellung des Thatbeftanpes. 

Ueber den Vorgang der Feftflellung des Thatbeftandes {ft von dem Beamten, 
welcher das Vergehen entdeckt hat, ſtets eine vollſtaͤndige Verhandlung aufzunehmen. 

Das Protokoll muß unverzüglich nach ter Entdeckung der Uebertretung aufs 
genommen, von dem Beamten mit der Berficherung der Richtigkeit des Inhalts 
auf Den Dienſteid unterfchrieben und mit einer an das Haupts Amt gerichteten 
Anflagefchrift dem HauptsAmte felbfi oder dem naͤchſten UntersAmte fpäteftene 
binnen 3 Tagen eingereicht werben. 

11. Beiteres Berfahren. 

Die Ueberweifung der Akten an den Juftiziarius fünnen bie Haupt» Aemter 
auch, jedoh nur mit dem Vorbehalte apminiftrativer Entſchei— 
dung, felbfifländig befchließen, wenn die Straffälle fo erheblich find, dag auf 
eine die Summe von zehn Thalern überfleigende Geldbuße als ordentliche Strafe 

erkennen if, und bie Inftruftion ohne Beweisaufnahme nicht zwedmäßig ges 
Fibre werden fann, 

Bei Bergehen von geringerer Erheblichfeit können nur mit Genehmigung 
der Provinzialbehörden die Verhandlungen zur Führung ber Unterfuchung an ven 
Juſtiziarins abgegeben werben 

Bon den den Haupt:Aemtern untergeorbneten Beamten foll das Auffichtss 
Berfonal und namentlich die Ober⸗Kontroleure mit Progeß-Inftruftionen nicht bes 
anftragt werden, und nur in einzelnen dringenden, dann jedesmal im Defrete bes 
fonderd zu motivirenden, Fällen find Ausnahmen von diefer Regel zuzulafien. 

. Die Denuncianten dürfen fich nie mit der Inftruftion des Prozeſſes befaflen. 
IV. Entjheidungsbefugniß. 

Erfolgt die Entfcheivung im Verwaltungswege, fo gebührt den Haupt⸗Aem⸗ 

tern die Abfafjung des Reſoluts: 

1) bei Vergehen gegen das Zollgefeß und die Zollordnung, wenn die gelegliche 

Geldſtrafe und der Werth des der Kunfisfation unterliegenden Gegenſtandes 
zufammen Funfzig Thaler nicht überfteigt; 10 
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frühere Geſetze beflimmten Verfahren, wonach die gefeßliche Bekannt⸗ 
machung und refp. Edictaleitation nur dann erfolgt, wenn der Werth 
der in Beſchlag genommenen Sachen mehr als 50 Thlr. beträgt. Der 
$. 394 des Anh. zur U. G. O. findet nur auf Polizei⸗Kontraventio⸗ 
nen (alfo hiernach auch auf die Kontraventionen gegen die polizeilichen 
Beftimmungen des Haufir-Regulativg) Statt. 


2. Gegen unbefannte der Flucht verdächtige oder un- 
fihere Contravenienten. 


A. Inſtruktion, betreffend das Verfahren gegen verhaftete, in bie 
Gerichtsgefängniffe zur Aufbewahrung abgelieferte Steuer-Kon— 
travenienten von Seiten der Gerichte, *) 


Die in ven Abgaben-Gefeben: 
Gewerbefteuergefet vom 30. Mai 1820 $. 42. a. (Geſetzſamml. 
©. 147.) verbunden mit $. 91. der Steuer-Drdnung vom S. 
Febr. 1819 (G. S. p. 102.) — Zollſtrafgeſetz vom 23. Januar 
1838 6. 28. (©. ©. p. 78. 

enthaltene Beftimmung : 
daß fremde, unbefannte oder der Flucht verdächtige Kontrave⸗ 
nienten verhaftet, und, bis fie fich Tegitimiren und Sicherheit be- 
ftellen, an das näch ſte Gericht zur Aufbewahrung abgeliefert 
werden können, 


2) bei Vergehen gegen das Stempelgefeg allgemein, ohne Beſchränkung anf 
einen gewilfen Betrag der Geldſtrafe; 

3) bei Vergehen gegen die übrigen zum Bereich ber indirekten Steuer⸗Verwal⸗ 
fung gehörenden Gefege, wenn die gefebliche Gelbfirafe und der Werth des 
der Konfisfation unterliegenden Gegenitandes zufammen genommen Sehn 
Thaler nicht überfteigt. 

Sn Fällen jedoch, wo die Einftellung des Gewerbes des Angeflagten auf 
Zeit oder für immer verwirft ift, müflen fih die Haupt: Aemier, wenn fie auch 
außerdem Eompetent fein follten, der Entſcheſdung enthalten. 

Sind nad dem Vorflchenden die Haupt-Nemter zur Entfcheidung nicht kom⸗ 
petent, fo erfolgt ſolche in erſter Stelle von der ProvinzialsSteuerbehü:be, 

V. Bollfitekung der Entſcheidungen. 

Die Vollſtreckung der rechtsfräftigen Erfenntniffe gefchieht von ben Gerich⸗ 
ten, die der Reſolute aber durch bie Saupts Xemter, welche dabei nach ben für 
Grefutionen im Verwaltungswege ertheilten Vorfchriften zu verfahren haben. 

Die Cinziehung der einfachen Gefälle muß flets erfolgen, wo anf bie or» 
bentliche Strafe der Defraudation refolwirt oder erkannt iſt, und die Mebergehung 
ber Trage über die Nachzahlung der Gefälle in einem gerichtlichen Erkenntniſſe 
hindert die Emziehung derfelben um fo weniger, als bie Entfcheidung darüber der 
gerichtlichen Kognition entzogen, und der Berwaltingse-Behörde überlaflen bleibt. 
Iſt die ordentliche Strafe nicht erkannt, fo hängt die Zuläffigkeit der Einziehung 
der Gefälle von dem Nachweiſe ab: daß die Steuer wirklich verſchuldet, alfo bie 
in Stage flehende Handlung begangen ift. 

Wegen bes Berfahrens im BagatellBrozefie und im Kalle der Sabmiflion 
des Angeflagten f. die Inftruftion vom 16 Juli 1837. 

*) Diefe Iuflruftion iſt den Regierungen und Provinzials Steuerbireltionen 
durch Circ R. d. 5. M. vom 13. Sal 1839. (Eentr. BL. 1839. p. 252.) zur 
Nachachtung mitgetheilt. (ſ. auch J. M. BL. 1839. p. 252.) 
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hat Zweifel darüber erregt: ob die Gerichte, an welche ein ober meh- 
tere verhaftete Rontravenienten biefer Art abgeliefert werben, ſich auf 
die Aufbewahrung derfelben zu befhränfen oder fih fofort der Un- 
terſuchung und Eutſcheidung der Sache zu unterziehen haben. 

Zur Befeitigung biefer Zweifel und zur Herbeiführung eines 
gleichförmigen Verfahrens, wird nom Juftiz-Minifter, auf Grund ber 
th dur die Allerhöchſte Kabinetsordre vom 31. Januar 1233.*) 
G. S. p. — beigelegten Befugniß, im Einverfländnig mit bem 

ern Finanz-Deinifter, Folgendes verordnet: 


I. $ür die Provinzen, in welden die 1. G. D. und das 
5 x aut % geſetzliche Kraft Haben. 
$. 1. Bird, in Kolge ber im Eingange erwähnten gefeglichen 
Vorſchrift, ein, wegen Vergehen gegen die Steuergefege verhafteter 
fremder, unbelannter oder der Flucht verdächtiger Kontravenient von 
Stener- ober Berwaltungs-Beamten an ein Gericht zur Aufbewahrung 
abgeliefert, fo tritt mit biefer Ablieferung die volle Kompetenz der 
Gerichte ein; felbft alsdann, wenn außerdem die Steuerbehörden (Re⸗ 
ierungen, Provinzial-Steuer-Direftoren und Haupt-Zoll- und Steuer 
iemter) zur Abfaffung eines Straf-Refoluts befugt gewefen wären. 
$-2. Das Geriht, an-welhes der verhaftete Rontravenient 
abgeliefert wird, hat ſich, auf Grund der, von den Steuer- ober Ver⸗ 
maltungs-Deamten bei der Ablieferung des Rontravenienten überger 
jenen 
der u 


star 
chreit 
gende 
zur A 
Yung 
Ober⸗ 
auch 3 


en 
Berha 
petent 
überk 
u be 
ad: 
Tiefern. 


°) Die allegixte K. O. ermächtigt den Juftigminifter, die Befugniß 
a) aller Untergerichte zur Führung der Unterfuchungen 
b) ver Follegial eingerichteten Untergerichte, ingleichen der Inquifitoriate zur Ab ⸗ 
faſſung der Erkenntniſſe erfter Inſtanz 
ſowohl in Kriminal- als in fiokaliſchen uͤnterſuchungs⸗Sachen nach Bewandniß 
der Umflände zu erweitern, und das Man uud dem Umfang .biefer irfamr 
teit- ber Untergerichte in ber Reiminalvechtöpflege, wie es das Bedürfniß erheiſcht 
feſtzuſeten. 10 + 
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6. 3. Da Unterfuchungen diefer Nrt ver beſchleunigt 
werden müſſen, ſo findet am Schluſſe derſelben eine Rückfrage bei 
den Steuerbehörden in der Regel nicht ſtatt; insbeſondere bleibt 
der, nur auf Unterfuchungen, die von den Steuer-Unterfuhungs-Rich- 
tern geführt werben, fich beziehende $. 35. des Zollfirafgefeges vom 
23. Januar 1838, wonach die gefchloffenen Unterfuchungs-Aften durch 
die Brovinzial-Zollbehörde an das Eompetente Gericht zur Entfchei- 
dung gelangen follen, außer Anwendung. Es haben jedoch die Ge- 
richte im Laufe der Unterfuchung dafür zu forgen, daß der zur Ab» 
meffung der Strafe nachzumeifende Betrag der defraudirten Steuern 
und Gefälle von dem betreffenden Haupt-Zoll- und Steueramte und 
beziehungsweife von der betreffenden Regierung ($. 8. des Regulativg 
vom A. Dezember und Käbinets-Drpre vom 31. Dezember 1836, — 
Geſetzſamml. von 1837 ©. 13.) zeitig zu den Alten angezeigt und 
nötgigenfalis ein beftimmter Sfrafantrag von bvenfelben gemacht werbe. 

ird jedoch von den Stenerbehörden bei Eröffnung oder während 
der Unterfuhung auf Mittheilung der Alten zur Abgabe befonderer 
Erklärungen ausprüdlich angetragen, fo find ihnen biefelben, unter 
der Bedingung befonderer Befchleumigung, vorzulegen. 

.4 Ausgenommen von der, ım $. 1. aufgeftellten Regel 
bleibt allein der Kal, wenn dem Verhafteten von Anfang nichts wei⸗ 
ter zur Laſt gelegt wird, als eine, nur mit einer Orbnungsftrafe 
bedrohte geringe Verlegung der Steuergefete oder der Anordnungen 
der Finanzbehörden, wie in 

90. der Steuer-Drönung vom 8. Februar 1819, . 
30. des Gewerbe-(Haufir- )Regulativs vom 28. April 1821 
N ee onen 3. Jan, 1838 (6. ©. ©. 78.) 
. 18. des Zollſtrafgeſetzes v. 23. Jan. 1 . S. ©. 78.). 
S. 5. In diefem — findet: 

a) in Zollſtrafſachen, nach $. 33. des Zollſtrafgeſetzes vom 23. 
Janvar 1838, überhaupt Feine gerichtliche Unterfuhung und Ent- 
ſcheidung ſtatt; das Gericht * jedoch den ihm überlieferten 

Kontravenienten ſofort und ſpäteſtens binnen 24 Stunden über 
feine perfönfichen Verhältniſſe, die Veranlaffung feiner Verhaf- 
tung und über die ihm gemachte Anſchuldigung vollfländig zu 
vernehmen, ſich die Ueberzeugung zu verichaffen, daß er berjenige 
I welcher von der Steuerbehörne als Kontravenient in das Ges 
ängniß abgeliefert worden, und fein Signalement zu den Alten 
zu vermerlen. 

b) In den andern SteuerKontraventions⸗Sachen iſt eben- 
falls nach der vorflehenden Beftimmung (litt. a.) zu verfahren; 
es wäre benn, daß der Angeſchuldigte, wie ihm nad der Steuer- 
Ordnung vom 8. Februar 1819. $: 93, litt. b. und dem Ge- 
werbe-(Haufir-)Regulativ vom 28. April 1824. $. 32. freifteht, 
jofort auf gerichtliches Gehör provorirte, in welchem Falle die 

orſchriften der FF. 1, 2 und 3 manfgebend find. 

$. 6. Iſt es bei der Ablieferung eines Verhafteten zweifelhaft, 
ob derfelbe nur eine Ordnungsſtrafe verwirft habe oder wegen Steuer- 
ar zur Verantwortung zu ziehen fei, fo iſt die fürmlide Un- 
terſuchung nach $. 2. zu eröffnen und über die Sache zu erlennen. 
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Dies muß jederzeit gefchehen, wenn bie Steuerbeamten bas Bergehen 

als eine Steuer defra ude bezeichnen, felbfi dann, wenn das Gericht 

daffelbe nur für eine, mit einer Ordnungsſtrafe zu belegende Ver⸗ 

—— Steuergeſetze ober Anordnungen der Steuerbehoͤrden anſe⸗ 
n ſollte. 


8. 7. Die Prüfung ber Art und Höhe der Kaution, durch deren 

Beſtellung der Verhaftete ſeine Entlaſſung aus dem Gefängniſſe be⸗ 
wirken will, fo wie bie davon abhängige Entſcheidung über bie Ent- 
laſſung felbft, go mit Ausnahme des Falles, wenn es ſich bloß um 
eine, von der Steuerbehörde feftzufeßende onnngößrafe handelt 
(SS. 4 und 5.), dem Gericht zu, welches jedoch die Erflärung der be- 
treffenden Verwaltungsbehörde auf die Anträge und Anerbietungen 
des Berhafteten Fi erforvern hat. 
In dem Tale ver SS A. und 5, gebührt die Prüfung und Ent- 
ſcheidung, wofern nicht zu $. 5b. auf gerichtliches Gehör provocirt wor⸗ 
den iſt, Tediglich der betreffenden Verwaltungsbehörde, an welche die, 
bei den Gerichtsbehörden angebrachten Gefuhe und Anträge des 
Berhafteten abzugeben find. 


N. Für Neuvorpommern und den Bezirk des YJufliz- 
Ä - Senats zu Koblenz. 


$. 8. Die Gerichte in dieſen Landestheilen haben fih nad den 
vorſtehenden Beftimmungen unter Berückfichtigung ihrer Verfaffung und 
der beftehenden Kompetenz-Berhältniffe zu achten. ' 


II. Für die Rheinprovinz, mit Ausnahme der oftrhei- 
, nifgen Landbestheile.*) 

6. 9. In denjenigen Landestheilen ber Rheinprovinz, in welchen 
bie franzöfifche Gerichtsverfaffung befteht, kommt es darauf an: 

1) ob der verhaftete Kontravenient unmittelbar in die Gefängniffe 
eines Landgerichts ober eines davon abhängigen answärtigen Un- 
terfuchungs-Amtes abgeliefert oder 

2) einem Frievensgerichte vorgeführt wird. 

In dem erften Falle Hat das öffentliche Minifterium bei dem 
Landgerichte oder Unterfuchungs-Amte das Erforderliche wegen Ver⸗ 
baftung und. Bernehmung deſſelben nah Borfchrift der xheinifchen 
Kriminal-Progeß-Ordnung, zu veranlaffen und, nach Unterſchied der 
Fälle $. J und 6$. A und 5, li u forgen, daß der Angefchuldigte 
entweder wegen des ihm zur Laſt gelegten Steuervergehend vor Ge- 
richt geftellt oder das, im $. 5. vorgefchriebene Protokoll mit dem 
Berhafteten aufgenommen werde. | 

In dem zweiten Falle hat der riebensrichter mit dem Ber- 


*) Nach Analogie der Art 114 sq. dee Rheinischen Kriminal⸗Gerichtsord⸗ 
nung iſt Seitens ber Steuerbehörben baranf zu halten, daß auslänvifche Steuers 
defraudanten, wenn fie gegen Kaution in Freiheit gefebt werden, vor ihrer Entlafs 
fung aus der Haft innerhalb des Preußiichen Gebiets ein Domicil wählen, das 
mit’ fie mit rechtlicher Wirkung bei den hiefigen Gerichten und Adminiſtrations⸗ 
Behoͤrden verfolgt, auch die erlafienen Erkenniniſſe oder Mefolute an ihnen voll 
ſtredt werben können, 
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hafteten, derfelbe mag tbegen einer Steuerbefraude ($ 1.) oder we- 

en einer oh Ordnungswidrigkeit ($: 4.) verhaftet fein, das. 5. 
itt. a. vorgeſchriebene Protokoll aufzunehmen und mit den, von den 
Steuerbeamten ihm eingehändigten Schriftfiädfen, zufolge Art. 53. 
der Kriminal-Prozeg-Drpnung, ohne Verzug an das Öffentliche Mi- 
nifterium des betreffenden Landgerichts ze weitern Veranlaſſung ab- 
Viefern zu Taffen. 


IV, Allgemeine Befimmungen. 


S. 10, Wegen der Haft: und Berpflegungs-Roften der Inhaftir- 
ten behält es in denjenigen Fällen, worin den Gerichten die Unterfu- 
hung und Entſcheidung anheimfält, bei den darüber ergangenen frü- 
bern Beftimmungen in den verfchiedenen Landestheilen fein Bewenven. 

(Allerhöchſte Kabinetsordre vom 20. November 1838 und Refe. 

vom 5. März 1538, Juſtiz-Miniſterial-Bl. S. 106. Nr. 90.) 

Wird dagegen ein Kontravenient bloß zur Sicherung einer, von 
der Steuerbehörde feflzufeßenden Drdnungsftrafe verhaftet (6$. 4. 
und 5.), fo find, im Fall derfelbe die Koften feiner Verpflegung nicht 
ſelbſt beftreitet, die deshalb gemachten Vorfchüffe der Gerichte von 
der Finanzbehörde zu erftatten. 

Die gerichtlichen Behörden haben fich nach vorſtehenden Beftim- 
mungen, welche der Herr Finanz-Miniſter den Behörden feines Ref- 
forts F Befolgung mittheilen wird, überall zu achten. 


erlin, den 28. Juni 1839. kn 
Der Juſtiz⸗Miniſter. 


B. Abgefürztes Verfahren im Verwaltungswege, 


a) Ausder Inftruftion d. 5. Min. v. 16. Juli 1837 wegen Verfah⸗ 
reng der Aemter in Dagatelfprogefjen ift bier Folgendes zu bemerfen. 
Bagatell⸗Prozeſſe in dieſem Sinne find: 

1) ſolche, in denen die gefegi e Strafe mit dem Werthe des Kon» 
fisfats nicht mehr als Fünf Thaler beträgt, und weder Gefäng- 
nihftvafe noch Einftellung des Gewerbes als Folge des Vergehens 
eintritt. | 

2) folche, in denen unzweifelhaft nur auf eine Orbnungsftrafe bie 
höchftens Fünf Thaler zu erkennen ft, als beifpielemei e: 

a) wegen Vergehen gegen die Transport⸗Kontroll⸗Vorſchriften ohne 
Steuerverfürgung oder andere —— Umſtände; 

b) wegen Webertretung der Kontroll⸗Vorſchriften aus der Geſetzge⸗ 
bung vom 8. Februar 1819, weiche mit einer Strafe von 
Einem bis Zehn Thaler. verpönt find, und die augenfcheinlich 
nicht in Verbindung mit Steuerverfürzung oder andern beſonders 
zu beftrafenden Vergehen ftehen; 

c) wegen Bergehen wider die Kontroll-Vorſchriften in Bezug auf 
Mahl⸗- und Schlachtſteuer; 

Das Bagatell-Berfahren iſt — auch innerhalb der unter 1. und 

2. verzeichneten Grenzen — danı nicht zuläſſig, 

a) wenn der Angellagte fich demfelben und der Strafe nicht unterwirft; 

b) wenn die Anfläger, fofern das Verfahren nicht bei dem Haupt⸗ 
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amte felbft anhängig iſt, in der Beurtheilung des Falles mit 

ber verhandelnden Steuerftelle nicht einverflanden find, ober 

fonft gegen das Bogatel-Derfahren unter Anführung von Grün⸗ 
den im Jutereſſe des Dienftes Einwendungen machen; 

c) wenn der Rontranenient unbekannt, entfprungen oder zahlungs« 
unfähig iſt, oder wenn ber Kal zwar nur zur Orbnungsfirafe 
geeignet fcheint, der Gegenfland, an welchem das Vergehen ver⸗ 
übt worden, aber von einiger fteuerlichen Wichtigkeit, etwa big 
Fünf Thaler abgabepflichtig, oder bis Funfzig Thaler werth iſt; 

d) wenn die inftruirende Stelle findet oder vermuthet, daß Beam⸗ 
ten bei dem Vorfalle etwas verfchuldet haben; 

Zu den Bagatell-Prozeßverhandlungen ıft ein befonveres Nuſter 
vorgeſchrieben und bie Abfaffung eines Reſolutes unterbleibt hierbei, 
da der Prozeß durch Verrechnung der fofort einzuzahlenden Strafe 
beendigt wird, 

b) Circ. R. d. F. M. v. 25. März 1839. (Centrlbl. 1839. p. 78.) 
betr. d. Submiſſions-Verfahren. 

Außer in Bagatel-Prozeffen, worüber vie Inftruftion vom 16. Juli 
1837 das Röthige beftimmt, ıft auch in anderen Zoll» und Gteuer« 
Unterfuchungen, wenn der Angeflagte das VBe:gehen bei feiner Verneh⸗ 
mung an Amtsftelle einräumt und zur fofortigen Zahlung der Strafe 
fh) darbietet, die Abfaffung eines befonderen Straf-Nefoluts nicht 
erforderlich. Es muß aber, außer der Warnung vor ber erhöheten 
Strafe, wo ſolche nah dem Geſetz begründet ift, jedesmal im Proto⸗ 
toll ſelbſt eine förmliche Feftjegung deflen, was Denunziat an Steuer 
Konfisfationg- Werth, Strafe und fen zu zahlen hat, erfolgen, au 
bas ausdrückliche Anerkenntniß des Denunziaten, daß er ſich dieſer 
Feſtſetzung unterwerfe und auf anderweite Entſcheidung durch den Rich» 
ter oder Durch die höhere Berwaltungsbehörde, fo wie auf Abfaffung 
und Aushändigung eines förmlichen Nefoluts verzichte, enblich auch, 
daß ihm die Strafe im Wiederholungsfall bekannt gemacht worden, 
im Protokoll vermerkt und am Schluffe deffelben beicheinigt werben, 
daß und wie viel von dem Denunziaten gezahlt worden iſt. Das 
Protokoll muß demnächſt von dem Inftruenten dem Haupt-Amt über- 
geben werden, welches daſſelbe, wenn die Feſtſetzung der Strafe inner- 
bald feiner Kompetenz Tiegt, durch einen, am Nande oder am Schluffe 
beigufügenven, von den Amts-Mitglievern zu vollziehenden Vermerk: 

„Genehmigt“ 
| „Ort, Datum, Unterfähriften“ 

legalifiven, oder, wenn die Straffeftfegung feine Kompetenz über 

ae ber Provinzial-Steuerbehörde zu gleichem Behuf zu überfen- 

n Q % 

Die Zahlung muß an den Rendanten gefchehen und darf der In⸗ 

t, in fo fern er nicht etwa der Rendant feldft if, mit deren An⸗ 

nahme fich nicht befaffen. 

‚ Der im Stempel- Tarif bei ber Poſition: ‚Erienninifje 

lür. A. ſ. horgeſchriben Stempel von 15 Ser. iſt für das Protokoll, 
weit es das Straf⸗Reſolut enthält, fällig und zu demfelben zu ver- 
wenden. 
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E)R. d. FM ». 24. Novbr. 1840. (Centrlbl. 1840. p. 390.) 
Dei Erlaß der Inftruftion über das Verfahren in Bagatell-Pro- 
teffen vom 16. Juli 1837 iſt e8 allerdings die Abficht gewefen, das 
Bagatell-Verfahren auf Fälle der erften Defraudation zu befchränfen, 
indem für wiederholte Defraudationen eine, den —** Gefälle⸗ 
Betrag überſteigende Strafe geſetzlich vorgeſchrieben iſt. 
ine Ausdehnung der Maaßregel erſcheint jedoch zur Vermeidun 
der Schreiberei rathſam, auch an ſich zuläſſig, und es wird deshal 
ierdurch geſtattet, das in der Inſtruktion vom 16. Juli 1837 vorge⸗ 
chriebene Bagatell-⸗Verfahren, wie auch nicht minder das für ſolche 
efraudationen, welche eine größere Strafe, als 5 Thaler, nach fich 
iehben, durch Die Kircular- Verfügung vom 25. März 1839 vorge- 
—*2* abgekürzte Verfahren auch auf Fälle der zweiten und ferne- 
ren Defraudationen anzuwenden, jedoch immer nur unter der Voraus⸗ 
fegung, daß die Defraudation bloß eine Geldftrafe, mit Einfchluß 
der Konfiskation, nach fich zieht. | 
Es fommt hierbei allein auf die Strafe, welche das Geſetz vor- 
fihreibt (die Strafe in abstracto), an, nicht auf die Strafe, welche, 
nach der Meinung der Behörde, in dem fpeziellen Falle verwirkt iſt 
(die Strafe in concreto), ſo daß überall, wo das Geſetz, als Folge 
der Defraudation, Gefängnißftrafe oder, außer der Geldftrafe und 
Konfiskation, Gewerbe-Unterfagung oder eine fonftige Strafe vorfchreibt, 
das Bagatell-Verfahren nach der Inftruftion vom 16. Juli 1837 und 
bas abgekürzte Verfahren nach der Eircnlar-Verfügung vom 25. März 
1839, ausgefchloffen bleiben, 


C. Sonftige fpezielle Beitimmungen für das Verfahren.®) 


a) R. d. F. M. v. 27. März 1836, (Ann. Ihg. 1836.) 
In Gemäßheit der SS. 54, 55 und 244 des Anhangs zur A. G. 
D. find die Steuerbehörden angewiefen: von den in Zoll» oder Stener- 
Unterfuchungen erfolgenden Vorladungen ber Offiziere, Unteroffiziere 
und Soldaten den betr. Vorgeſetzten Nachricht zu geben, oder die Vor⸗ 
Yadung durch Letztere zu bewirken. | 
b) Revidirte Meßordnung für Frankfurt aD. v. 31. 
März 1831. (©. S. 1831. p. 149. u 
$. 52. Zur Snftruftion der Meßſteuer vojeffer wohin auch Die 
Unterfuchungen wegen unrichtiger Eingangs-Deflarationen des Waa⸗ 
venführers gehören, ift während der Meſſe ein befonderer Beamte be- 
fimmt, dem nöthigenfalls der Hauptamts-Juſtiziar zur Hülfe tritt. 
Die Abfaffung_der Refolute oder die Verweiſung der Sache zum ge- 
rihtlihen Verfahren, fo weit der Gegenftand fh nicht zur Entſchei⸗ 
dung des Meß⸗Steuer⸗Amts eignet, gefchieht durch Die Regierungs- 
Abtheilung ne Verwaltung der indireften Steuern. 
OR. d. F. M. v. 4. Dezbr. 1840. (Centrbl. 1841. p. 2.) 
Den Zeugen, welche in abminiftrativen Unterfuchungen wegen 
Steuervergehen von den Verwaltungsbehörden vorgeladen werben, 
follen auf ihren Antrag bie tarmäßigen Meilengelver, Zehrungs- 


°) Die Beftimmungen wegen der Koften vergleiche unter 11. bei dem gerichts 
lichen Verfahren. 





‚und die Anwendung des $. 155. der Zoll» und 
nung vom 26. Mai 1818, ingleichen des $. 93. der Ordnung su 
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und Berfäummißfoften aus dem Steuer-Ertraordinario gewährt 
werden, wenn ber Angefchuldigte von den Roften entbunden, oder dazu 
unvermögend ift. Ä 

d) Minift. R. v. 5. April 1832. (Ann. Bd. XVI. p. 339.) 
Die Frage: ob im abminiftrativen Unterfuchungsverfahren wegen 
Steuer- und Polizeivergehen eine oorläufige Sreiiprehung zu⸗ 
läſſig ſei? muß unbedenklich verneint werden. Denn auf jenes Ver⸗ 
fabren finden die Vorſchriften der V. v. 26. Dezbr. 1808 86. 34 und 
45., fowie der $$. 253 u. 254. des Anh. z. A. G. O. Anwendung. 
Rüdfihtlih der Stenervergehen läßt darüber. Die Steuerorpnung vom . 
8. Februar 1819 6. 93., worauf die fpätern Geſetze verweifen, keinen 
Zweifel und was die Polizeivergehen betrifft, fo iſt die Befugniß, da- 
rüber Strafrefolute „nach einer [ummariigen Unterfuhung“ 
abzufaffen, den Regierungen erſt durch die V. v. 26. Dezbr. 1808 
übertragen. Das bis dahın zur Anwendung gefommene, ſummariſche 
over abgefürzte VBerfarhen iſt nun aber das durch die C. V. des Juſtiz⸗ 
minifters vom 19. Dit. 1801 angeorbnete und aus dieſer in $. 253. 
des Anh. zur A. G. D. übernommen. Diefes abgelürzte Verfahren 
unterfcheidet fich fehr weſentlich von dem fürmlichen nefatiigen Unter- 
ſuchungsprozeß, worauf fih $. 74. Th. I. Tit. 35. der A. G. O. 
bezieht. Nirgends tft vorgejchrieben, daß dort, wie hier, eine absolutio 
ab instantia, und die fie bedingende ftreng jnriftifhe Beweis-Theorie 
ftattfindet. Es iſt nicht einmal möglich, letztere darauf anzuwenden. 
Denn das fogenannte abgefürzte Verfahren befchränft fi, dem Ge- 
ſetze nad, auf eine fubitanziirte Denunziation, und eine Berantwor- 
tung des Denunziaten, und enthält alfo nicht einmal die nöthigen Ma⸗ 
terialien für ein ängftliches Abwägen der Stärfe des geführten Beweifes. 
ollte man auf die ftreng juriftifche Beweis- Theorie eingehen, 
fo könnte im funmarifchen Adminiftratio-Berfahren nie auf ordentliche 
Strafe refoloirt werden, indem diefe danach durch ein gerichtlich ab» 
gelegtes und durch gerichtliche Protofolle bewahrheitetes Geſtändniß, 
oder durch die Ausfage zweier Haffifcher, gerichtlich vernommener und 
gefeßlich vereiveter Zeugen bedingt ift. 
Wird beim Mangel von Beweiſen für die Schuld die Akten⸗Re— 
ofition verfügt, jo müffen die Koften eben fo wie bei völliger Frei- 
prechung, vom Fiskus getragen werden, fünnen indeffen nie bedeutend 
werden, wenn fich die Behörden am bie gefelichen Vorſchriften des 
$. 253. I. cit. halten und nicht unnüger Weife eine Menge Zeugen 
vernehmen Taffen- 

e) ER. F. M. v. 29. Mai 1840. (Centrbl. 1840. p. 254.) 

Rekurs⸗Geſuche follen bei der Behörde, welche das Refolut pu— 
bfizirt hat, eingereicht, und die Belehrung hierüber in dem Refolute 
ertheilt werden. 

ür gerichtliche Unterfuhungen. 


IL 
4) Antrag an gerichtliche Unterfuhung und Entfchei- 
u 


ng. 
a) Declaration v. 20. Yan. 1820. (G. ©. p. 33.) 
Wir ze. zur Löſung mehrerer Zweifel, wide IR über den Sinn 
erbrauchsſteuer⸗Ord⸗ 
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dem Stenergefeb vom 8. Februar 1819 ergeben haben, verorbnen Wir, 


uach erfordertem Gutachten Unferes Staatsrathes, wie folgt: 

6. 1. Wir erklären hierdurch den $. 155. der Zoll- und Verbrauchs⸗ 
ſteuer⸗Ordnung v. 26, Mai 1818, ingleichen den $. 93. der Ordnung 
v dem Steuergefeb vom 8. Febr. 1819 dahin, daß die Befugniß des 

ngefchuldigten, anf fürmliches vechtliches Gehör und Erkenntniß an⸗ 

autragen, nicht bloß während der von den Verwaltungsbehörden ge= 

führten Unterfuhung, ſondern auch in den erften zehn Tagen nah 

Cröffnung des von einer ſolchen Behörde abgefaßten Nefoluts, ftatt 
ol. 


finden ſ 
b) E. R. d. J. M v. 12. April 1832, (Ihb. Br. XXXIX. p. 

468. Gr. Bo. VI. p. 401.) 

Die Hauptzoll- und Hanptftenerämter find in ven Zällen, wo 
ihnen die fummarifche Unterfuhnung und Abfaffung des GStrafrefoluts 
über Zoll- und Steuervergehen zufteht, nicht. befugt, diefem Rechte 
ohne Zuftimmung ihrer vorgefegten Provinzialbehörde zu entjagen, 
und die zu ihrer Entfcheivung gehörigen Prozeffe zur gerichtlichen Un⸗ 
eerjuchung abzugeben. | 

Die Gerihtsbehörben follen ſich daher in einem ſolchen Falle bie 
erfolgte Zuftimmung durch Mittheilung einer einfachen ver 
viesfälligen Verfügung ftets nachweifen laffen. 

c) R. d. F. M. vom 4. December 1835. (Ihb. Bd. LXVI p. 

586. Gr. Bd. VI, p. 301. 

Da es zur Abfürzung des Verfahrens gereicht, wenn wegen Ein- 
leitung der zur Kompetenz ber Untergerichte gehörenden Unterfahun- 

en über Stener-Bergehen und Wiverfeglichleit gegen Stener- und 
Sofigei-Beamte der Antrag unmittelbar bei dem betreffenden Unterge- 
richt gemacht wird, auch ın den S$. 243 und 251. des Anhangs zur 
Allgem. Gerichtsordnung die Einreichung der Akten über folche Unter- 
ſuchungen bei dem Dber-Gericht als nothwendiges Erforderniß nicht 
vorgeſchrieben iſt; fo erhält die Königliche Regierung übereinſtimmend 
mit der Anficht des Königlichen Suftizminifterrums, hierdurch die Ans 
weifung, fich Fünftig wegen Einleitung der gedachten zur Kompetenz 
der Antergerichte gehörenden Unterſuchungen unmittelbar an dieſe zu 
wenden. 
2) Kompetenz 

Der Untergerichte überhaupt, 

a) 8. D. v. 29. April 1842. (©. ©. p. 116.) 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 18. d. M. über 
bie Erweiterung der Kompetenz der Untergerichte in Unterfuchungen 
wegen Defrandationen Iandes- und grundherrlicher Nutungen, fo wie 
überhaupt wegen Vergehen gegen Kinanzgefege beftimme Sch mit Auf 
bebung des $. 250 des Anh. zur A. ©. D. und mit Abänderung des 
zweiten Sabes im $. 35. des Zollfirafgefehes vom 23. Jan. 1838 
(8. ©. ©. 86.) für alle Yanvestheile, in welchen ver Titel 35. Th. 1. 
dir A. ©. D. Gefebestraft hat: ' 

daß die Untergerichte auch zur Säprung der Unterfahungen und 
Abfaffung ver Erfenntniffe in ven vorbezeichneten Unterſuchungs⸗ 
achen, innerhalb der Gränzen ver ihnen zuftehenden Strafgerihts- 

rleit kompetent fein ſollen. Iſt jedoch von dem General⸗Poſtamte, 


tr — ——— Oo — — — 


na 


— DE mE IE u Een 


nm Zu 


155 


einer Regierung oder Provinzial» Stener-Dircktion eine Strafrefo- 
{ution bereits abgefaßt worden, fo verbleibt im Falle der Provoka⸗ 
tion auf den Rechtsweg, die Abfaffung des Erfenntuiffes, wie bie- 
her, den Obergerichten, fo wie es denn auch in Betreff der Um⸗ 
wandlung einer im Berwaltungswege feftgejeßten Getopnpe in eine 
Gefängnißftrafe bei der DOrbre vom 11. April 1839 (8. ©. ©. 
158.) fein. Bewenden behält. - 
b) Verordnung vom 16. Juni 1834. (©. S. p. 76.) betr. das 

Juſtizweſen in ber — Poſen. 

F. 3. Alte fiskaliſchen Unterſuchungen werben von den Land- 
und Stadt-Gerichten geführt, welche auch in erfter Inftanz erfennen, 
Die Ober-Gerichte können fie ihnen jedoch abnehmen und den Inqui— 
fitoriaten überweifen. 

c) R d. J. M. 2) 8. Febr. 1819. (IH. Bd. XI, p. 48. Gr, 
d. II. p. 332, 

Die Gerichte find in den Acciſe- und Zolffontraventionen an die 
Stelle der vormaligen Acciſe- und Zolldireftionen getreten, deren 
Kompetenz ohne Unterfchied und Anfehen der Perfonen, für denjenigen 
Diftrikt begründet war, in weldem bie Kontravention begangen 
ift. (forum delicti commissi. ) 

H)R.v.3.M. v. 27. Juli 1829 und 23. Dezbr. 1830, (Man- 

topff ©. O. III p. 52.) 

Das R. v. 8. Febr. 1819 gilt als ein Generale auch in Gewerbe- 
fteuer-Rontraventions-Sachen. Ueberhaupt fteht die Unterfuchung we- 
gen Kontraventionen gegen die Abgabengefee dem foro delicti com- 
missı ZU. 

e) Die Kompetenz der einzelnen Untergerichte ift übrigens von dem 
Jüſtizminiſterium auf Grund der Autorifation in der K. DO, vom 
31. San. 1833 (G. S. p. 14.) vielfach näher beftimmt worven. 


Der Parrimonial- Gerichte, 


a) R. d. J. M. v. 1. April 1835. (Ihrb. Bd. XXXXV. p. 550. 

Gr. Bd. VIII. p. 302.) 

In den mit dem Staate wieder vereinigten Provinzen find Die 
Patrimonial-Gerichte auf die Einifgerichtöbarfeit befchränft, und nur 
denjenigen, welche ein Kollegium bilden, iſt die Strafgerichtsbarfeit in 
dem Umfange, wie die Königl. Land- und Stabtgerichte fie yaben, 
beigelegt. — (©. ©. v. 1811. ©. 94.9. 20., ©. ©. v. 1818, ©, 
19. $. 2.) — Durch das R. v. 24. Jan. 1831. (Gr. Bd. VI.p. 404.) 
iſt Hierin nichts geändert, da daffelbe die Befugnig zur Einleitung 
fiskaliſcher Unterluhungen nur denjenigen Untergerichten beigelegt hat, 
welche die Strafgerichtsbarkeit auszuüben befugt find, zu dieſen aber 
die nicht kollegia —* Patrimonial-Gerichte, welche nur zur Führung 
polizeilicher Unterfuchungen berechtigt find, nicht gehören. 

b) R. d. J. M. v. 20. Januar 1841. (3. Bl. p. 55.) 

Die Führung fiskaliſcher Unterſuchungen hat zur Zeit der Puhli- 
fation der A. G. O. überhaupt nicht den Untergerichten zugeflanden und 
ift erſt, ſeitdem Die zu ihrer Führung beſtimmt geweſenen fiskaliſchen 
Dedienten nicht mehr beftellt werten (A. G. 0. Th. J. Tit. 350. 6. 35.), . 
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ben Untergerichten, benen Die Strafgerichtsbarfeit zufteht, über⸗ 
wiefen worden und zwar in dem Umfange, in welchem fie die leßteren 
auszuüben befugt find (R. v. 24. San. 1831 und vom 1. April 1835, 
Jahrb. Bd. XXXVII. ©. 113, und Bd. XXXXV. ©. 550.) Demge- 
mäß Tiegt ſolchen Patrimonialgerichten, welche bioß mit der bürger- 
lichen Gerichtsbarkeit beliehen find, nur die Unterfuchung uno Beftra- 
fung der geringeren Polizeivergehen oder Verbrechen ob. (A. % Th. 
11. Tit. 17. $$. 61 ff.) | 


3) Berfahren in der Unterfuhung ſelbſt. | 


a) R. d. J. M. ©. 23. Juni 1821. (Ihrb. Bo. XVI. p. 262. 
Gr. Bd. II. p. 60. ( | 


aa) Es ift bei Requifitionen fremder Regierungen, 


behufs Vorladung ausländifcher Defraubanten ftets hinzu ufügen, daß 
die Vollftrerfung der Strafe durch Beſchlagnahme eines Objekts ficher 
geftellt fei, und daher die Vorladung allein im Intereſſe des Denun- 
ziaten gefchehe, damit ex nicht ungehört bleibe yıb in contumaciam 
wider ihn erfannt werde. Deshalb erfuche man das NN. Gericht um 
In Mitwirkung, daß die Vorladung ihm gehörig infinuirt, und er 
v von der wider ihn fehwebenden Unterfuchung unterrichtet werbe. 

bb) Berweigert das requirirte Gericht die Infinuation, ober giebt 
es gar Feine Antwort, fo ift nach Verlauf einer zu beſtimmenden Frift, 
eine unmittelbare Citation durch die Poſt an den Denunziaten zu 
wiederholen, und die bloße Beicheinigung der richtigen Abgabe auf 
ter hiefigen Poſt zu veranlaffen. Zugleich ift dem Denunziaten in 
der wiederholten Citation zu eröffnen: 


Es fei bereits feine ordentliche gerichtliche Behörde erfucht, ihm die 
Citation zu infinuiren; dba biefelbe e8 aber verweigert habe, und 


er, um fich nicht mit einem Rontumazial-Urtheile auszufegen, wün- 
fchen möchte, vollſtändig gehört zu werben, fo wolle man ihm hierzu 
noch Gelegenheit geben. 

cc) Wenn der Denunziat fi Hiernächft nicht meldet, fo iſt als- 
dann die, G. D. J. 7. $. 11. im vierten Abſatz vorgefhriebene, Ci— 
tation durch die Öffentlichen Blätter zu erlaffen, ohne erfi auf bie 
Notarien oder auf die Poftämter an den Orten, wo die Denunziaten 
wohnen, zu refurriren, indem eine Inſinuation, die nach den Grund» 
fägen einer ausländifchen Regierung überhaupt verweigert wird, weder 
den Notarien, noch den Portämtern, welche als dffentlihe Behörde 
von ihr abhängen, und in ihrem Sinne handeln müſſen, angemuthet 
werden fan. \ 

D)R.D.%M. v. 10. Juli 1826, (Ihb. Bo. XXVIL p. 284, 
) Gr. Dr. II. P- 60.) ( ‚ 

Einer auswärtigen Regierung Tann die perfönliche Geftellung 
ihrer Unterthanen vor ein fremdes Gericht in fisfalifchen Unterfuchungs- 
fachen nicht zugemuthet werben. | 

c) R. d. J. M. v. 19. Dft. 1836. (Ihb. Bo. LXVIII. p. 436. 

Gr. Bd. X. p. 88.) 

Dei ven Addreffen an im Auslande lebende Perfonen, wel- 
hen eine Inſinuation gefchehen foll, ift die größte Genauigkeit in der 
Angabe ver Bor- und Zunamen zu beobachten. 


m. / Eh IFE O9 GE one 


zu JE u FO EEE EF- 


„m. "IE EL’ 2” 


u ie 


157 


IR v. 1. Mai 1839. (3. M. Bl p. 164. 

Den Regnifttionen um VBernehmung von Defenfional-Zeu- 
gen in Zoll- und Steuer-Defraudationg-Sacen fol auch Dann genligt 
werben, wenn fie von auswärtigen, dem Zollvereine nicht angehörigen 
Staaten eingehen. 


e) R. v. 1. Juni 1839. (J. M. Bl. p. 207.) 
Die Gerichte im Königreich Polen find angewiefen worden, den 
diesfeitigen Requifitionen um Vernehmung von Defenfional- Zeugen in 
Zoll-⸗ und Eteuer-Defraudations-Sachen zu genügen. 


f) R. d. J. M. v1. Dezbr. 1828. (Ihb. Bd. XXI. p. 213. Gr. 

Bd. II. p. 336.) 

Dei Vorladungen von Stenerbeamten in Defraudations- 
Sachen ift jedesmal dag betr. gauptamt, refp. ber unmittelbar unter 
der Provinzialbehörde ftehgnden Beamten, bie Letztere von ber gefchehe- 
nen Borladung zu benachrichtigen, damit für Die Vertretung im Dienfte 
geforgt werben kann. 


g) 8. D. v. 2. März 1827. (©. ©. p. 31.) 


Da die Borfchrift des $. 53. des Anhangs zur A. ©. O., wo⸗ 
nad die von Eivil-Gerihten erlaffenen Borladungen der Unteroffi- 
die und gemeinen Soldaten nicht biefem, fondern dem Rompagnie- 

hef oder dem Kommandeur derfelden infinutrt werben, ſich auf das 
militärifhe Subordinations⸗Verhältniß gründet, und mithin in allen 
Lanvestheilen zur Anwendung kommen muß, wo Militair fteht, fo 
ſoll danach auch in denjenigen Landestheilen verfahren werben, wo 
zur Zeit die A. G.Ordnung noch nicht Gefeßes-Rraft erhalten hat. 


bh) R. d. 3. M. vom 26. Septbr. 1521. (Ihb. Bd. XVIIE p. 27. 
) Gr. Bd. IT. p. 332.) ( nn 
Bei fiskaliſchen Unterfuchungen gegen Minderjährige ift der Va⸗ 

ter oder Vormund derjelben zuzuziehen. 


i) R. d. J. M. vom 17. Detbr. 1823, und 14. Febr. 1824. (Ihb. 
Bo. XXI. p. 212. Bd. XXI. p. 98. Gr. Bd. Il. p. 336. 


Die Gerichte find angewiefen worden, die gefchloffenen Alten in 
Steuer-Defraudations-Sahen vor der Borlegung zum Spruch den be- 
treffenden Hauptämtern auf Erforbern zur‘ Erklärung mitzutheilen. 
Daß diefes vor Einreihung der Defenfions-Schrift gefchehen müffe 
beftimmt das Nefer. des Zuftiz-Minift. vom 3. Aug. 1836. in Ueber⸗ 
einfiimmung mit dem Finanz⸗Miniſterio. (v. K. Ich, Dvd. XLVIII. 
p. 279. Gr. Bd. X. p. 106.) 


x) R. d. J. M. vom 26. März 1825. laut Publ. ©. 26. April 

1825. (Ann. Bd. IX. p. 314) ' 

Die Gerichte haben in Zoll» und Steuerfahen über Tariffäge, 
welche ihnen zweifelhaft werden, vor Abfaffung des Urtels die Gut- 
achten ver betr. Prov. Steuerbehörden oder nöthigenfallg Borbefchei- 
dung des Finanz Minifteriums einzuholen und darauf die Th. 1. tit. 
35. $. 72. der A. G. O. und 239 des Anh. angeordnete Rückſicht 
zu nehmen. 
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4) Abfaffung der Erfenntniffe. \ 
a) R.d. J. M. v. 26. Juni 1820. b. 3b. XV. p. 306. Or. 
ET 338.) IS P 

Die Kraft des Botums des Dirigenten in fisfalifhen 
Unterſuchungs ſachen iſt bei der Parität der Stimmen im Collegio 
nicht nach d. Krim.Ord. ſondern nad der A. G. O. zu beurtheilen. 

b) Schreiben d. J. M. v. 8. Decbr. 1828. (Erg. d. Pr. Rechtsb. 
ed. 2. Bd. IX. % 60. (Erg. d. dr Rech 

Auch in fisfalifhen Unterfuhungs-Sachen iſt ein gerichtliches Ge⸗ 
ſtändniß zur Ueber führung nöthig und es bleibt lediglich dem Er— 
meffen des Gerichts überlaſſen, welche Beweiskraft es einem außer- 
gerichtlichen Geſtaͤndniſſe beilegen will. 

e) — d. Staatsminifterii v. 10. März 1830. (1. c.) 
n fisfalifchen Unterfuhungsfahen darf die Entſcheidung nicht 
durch Vorfäriften der Rrim.-Drdnung begründet, und die Beweiskraft 
außergerihtlicher Geftänbniffe in folhen Sachen um fo weniger nach 
der Krim.-Drd. bemeffen werden, als die Iegtere für gerichtlihe Ge⸗ 
ſtändniſſe nur folche erachtet, die vor gehörig befeßtem Kriminalgericht 
abgelegt find. 
I)IM. R. v. 13. Mai 1833 und 4. Febr, 1835. (Ihb. Bd. 

XLVII. p. 280. Gr. ®b. X. p. 160.) 

Ueber die Verpflichtung zur Zahlung der Steuergefälle darf in 
Steuerbefraudationd-Sachen von den Gerichten nicht erfannt werben, 
weil hierüber fein Rechtsweg ſtatt findet. Dies folgt nicht nur aus 
den $$. 2, 3 und 78. Tit. 14. Th. IT. des Allgemeinen Land-Rechts, 
fondern auch aus der Beflimmung bes $. 111. der Zoll- und DBer- 
brauch öfhener-Drönung vom 26. Mai 1518. (©. ©. p. 132.), wonach 
der Defraudant neben der verwirkten Strafe und von diefer nnabhän- 
gig die einfachen Gefälle nah dem Tarif entrichten foll; was nicht 
anders verftanden werben kann, als daß die Einziehung und Bezah- 
lung der Gefälle lediglich Sache der Steuerbehörde ift und nicht zur 
Kompetenz, der Gerichte gi. Des Königs Majeftät haben über- 
dies au in der A. K. DO, vom 18. Novbr. 182. (©. ©. 1829. 
u m geruht, daß über die Serpfichtung 
atsabgaben der orbentliche Weg Rech- 
Ausnahme hiervon, wenn der Richter 
Lauf Entrihtung der Steuer neben 

auch it dadurch rechtfertigen, daß 
ı über alles erfennen müffe, wozu der 
urtheift worden ift, und wogegen er 
vielmehr muß in biefem Falle jener 
tr Inſtanz das Verfehen des erften 
v - og Ne Einrichtung der einfachen Gefälle 
betreffenden Punktes vor die kompetente Behörde rebreflicen. 

e) 8. D. vom 20. Aug. 1836. (©. ©. p. 228.) 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 25. v. M. und 
nach deſſen Antrage beſtimme Ich, daß die Eivifgerichte, ſobald fie die 
Einftellung eines in Unterfuhung befindlichen Militairpflichtigen in 
Erfahrung bringen, und das Erfenntniß erſter Inſtanz noch nicht pu⸗ 


j 


_ 159 


blizirt ifl, die Alten an das Militairgericht abzugeben haben, damit 
daſſelbe die Umnterfuchung abſchließe und mit Berüdfitigung ver 
Strafgefege, welden der Angefchuldigte zur Zeit der verübten That 
unterworfen war, unter Anwendung der militäriſchen Strafarten, das 
Urtheil abſaſſe War dagegen das Erkenntniß erſter Inſtanz bereits 
publizirt, ſo verbleibt die fernere Verhandlung und die —— 
in zweiter Inſtanz dem Civilgerichte, von welchem das Urtheil, ſo— 
bald es Die Rechtskraft erlangt hat, nach Vorſchrift der Kriminalord⸗ 
nung $. 575. dem Militärgeridte zur Umwandlung der erkannten 
Strafe in eine militärsfhe und zur Bollfirefung zuzufertigen ift. 
Die Borfchrift des $. 30. der Erfaß-Anshebungs-Anftruftion vom 13, 
April 1825, nach welder ein in Unterfuchung ſtehendes Individuum 
vor der Vollſtreckung der Strafe nicht eingeftellt werden darf, wird 

terburch nicht aufgehoben. Diefe Beftimmung ift durch die Gefeg- 
Kemmlung befannt zu machen. 

FIR. D. vom 11. Novbr. 1838. (©: ©: p. 541.) - 

Auf Ihren Beriht vom 30: Septbr. d. 3. erfläte Ich, im Ein- 
verfländnig mit Ihrer Anficht, dag ım $. 79; Tit. 35. der Prozeß⸗ 
ordnung nicht bezweckt worden ift, die in fisfalifchen Unterſuchungsſa⸗ 

en zu erfennenden außerorbentlichen Leibesitrafen in ihrer Tängften 

auer auf ſechs Wochen Gefängniß zu befchränten, wie einige Ges 
richtshöfe irrthümlich annehmen. Diefe "8 ift vielmehr nur 
für den im zweiten Sage des angeführten $. 79. gedachten Fall an» 
georonet, wenn geſetzlich auf eine willfürliche Leibesſtrafe zu erfennen 
iſt. Der $. 79. ftellt daher die beiden folgenden, von einander ganz 
unabhängigen Regeln auf: 

1) Ift die ordentliche Strafe des denunziirten Verbrechens eine Lei- 
besftrafe, fo muß der Richter die außerorventliche Strafe ($ 75. 
en D.) in einer gelinderen Gattung und von fürzerer Dauer 
beſtimmen. 

2) Tritt bei dem Verbrechen geſetzlich eine willkürliche Strafe ein, 
ſo kann dieſelbe, wenn der Richter eine Leibesſtrafe ji angemef« 
fen erachtet, niemals über ſechs Wochen Gefängniß ausgedehnt 
werben. ($. 35. Tit. 20, Th II. A. L. R. 

Sie haben diefe Belehrung den Gerichten mittelft Bekanntmachung 
diefer Meiner Ordre durch die Geſetzſammlung zu eröffnen. 


5) Publikation, Infinuation der Erkenntniſſe und Ein- 
legung der Rechtsmittel. 
a) R. d. J. M. v. 27, April 1816. (Ihb. Bo. VIL p. 01, Gr. 

Bd. IV. p. 79.) 

Dei der Publikation von Straferkenntniſſen an Minderjährige 
find deren Vater oder Vormund zuzuziehen, event, muß ihnen wenig⸗ 
ſtens nach Vorſchrift des F. 12. Tit. 1 der A. G. O. ein Interims⸗ 
Curator zu dieſem Zwecke beſtellt werden. 

b) R. d. J. M. v. 12. Jan. 1821. (Ihb. Bd. XVII. p. 120. 

Gr. Br, IV. p. 80.) 

Straferkenntniſſe gegen Landwehrmänner, welche auf Verſetzung 
in die zweite Klafſe des Soldatenſtandes lauten, find jederzeit dem 
betr. Bataillons Commandeur der Provinzial⸗Landwehr -mitzutbeilen, 
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co) K. D. vom 77. Septbr. 1833. (©. S. p. 118.) Ä 

Auf den Bericht und nach dem Antrage des Staatsminifteriums 
declarire ch hiermit die Vorſchriften des $. 156. der ZJoll- und Ver⸗ 
brauchs⸗ Steuerordnung vom 26. Mai 1818. und des $. 94. der Ord⸗ 
nung zu dem Geſetze über die Verftenerung des inländifchen Brannt- 
weing u. |. w. vom 8. Febr. 1819. dahin, daß in den Fällen, in wel- 
hen die Publikation des gegen einen Steuer-Rontravenienten ergan- 
genen Straf-Erkenntniffes oder Refoluts durch fehriftliche Zufertigung 
erfolgt, auch die Belehrung, die dem Kontravenienten über die bei 
Wiederholung des Verbrechens verwirfte höhere Strafe greiaeig zu 
ertheilen ift, durch eine fchriftliche Verfügung mit eben der Wirkung 
erfolgen kann, als wenn fie mündlich zu Protokoll ertheilt worden 
wäre. Es muß jedoch die Infinuation diefer Verfügung vorfehrifts- 
mäßig, wenigftens auf bie im $. 253. Nr. 8. des Anhangs zur All⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung bezeichnete Weife, befcheinigt werden. Das 
Staatsminifterium hat dieſe Declaration durch die Geſetzſammmlung 
befannt machen zu Taffen. 

d) R. d. J. M. v. 20. Octbr. 1838. (Ihb. Bo. LII. p. 635. Gr. 

Bd. XII. p. 189.) 

In fistalifigen Unterfuhungen wegen Stenervergehen unterbleibt 
die Anberaumung befonderer Publifations-Termine und die Erfennt- 
niffe werden unmittelbar vorjchriftsmäßig infinuirt. Die Belehrung 
wegen der Rechtsmittel fällt ganz weg, und muß nur wegen ber er— 
pöpten Strafe im Wiederholungsfall ad protocollum erfolgen. Nur 

et Perjonen, bei denen fein Zweifel obwaltet, daß fie Gelchriebenes 
Iefen können, genügt der Vermerk hierüber in der Urtelsausfertigung. 
e) C. R. d. F. M. v. 8. Novbr. 1841. (Eentr.bl. p. 255.) 

Die Gerichtsbehörden in den Landestheilen, wo die A. G. O. 

gi find durch eine im Einverftändniffe mit dem F. M. erlaffene 

erfügung des J. M. v. 23. Octbr. 1811, ine bie den Prov. 
Steuer-Direktinnen zu infinuirenden Erfenntniffe mit ven Inſinua⸗ 
tions-Dofumenten unter Umschlag an den Prov-Steuer-Direftor 
zu adreffiren, welcher das Dokument alsbald vollzieht und remittirt. 


f) Berordnung vom 5. Mai 1838. (©. ©. p. 273.) 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. finden Uns bewogen, zur Einfüh- 
rung eines gleichmäßigen Verfahrens bei der Infinuation richterlicher 
Erfenntniffe und bes der Einlegung der dagegen zuläffigen Rechtie« 
mittel, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nach erfor- 
dertem Zutagten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten 
Kommiſſion, für alle Provinzen Unſerer Monarchie, in denen die Allge- 
meine Gerichtsorbnung Geſetzeskraft hat, zu verordnen, wie folgt: 


Infinuation der Erfenntniffe an die Partheien feldft. 


Die Vorſchrift des F. 37. der Verordnung vom 1. Juni 1833, 
über den Mandats⸗, den fummarifchen und den Bagatellprozeß fol 
fortan in allen Livil-Prozeffen zur Anwendung gebracht werben. 

Es foll daher die Infinuation von Erfenntnifen, Kontumazial⸗, 
Agnitions⸗, Purifikations⸗Reſolutionen, Präkluſions⸗ und Adjudika⸗ 
tions⸗Beſcheiden in der Regel binnen acht Tagen nach Abfaſſung oder 
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en derſelben nicht bieß an die Stellvertreter der Hartbeien, 
ondern auch an biefe ſelbſt erfolgen. Die Partheien erhalten Aus- 
fertigungen, die Stellvertreter Abfchriften derſelben. 

. 2 Die bei Publikation und Zufertigung von Erfenntniffen; 
Refolutisnen und Beſcheiden bisher vnrgefchriebene Belehrung ber 


Partheien durch den Richter über die ihnen zuftändigen Rechtsmittel 
wird hierdurch allgemein aufgehoben. 


Wie fie ju bewirken: 


6. 3. Die Infinnation der Erkenntniffe 2. an die Partheien ift 
auf dieſelbe Weife, wie die Infinuation der Vorladungen, nach Vor⸗ 
fchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Th. J. Tit. 7.6. 19. u. f. 
zu bewirken. Es treten jedoch nachfolgende nähere Beftimmungen ein: 

a) Sind Litiskonſorten vorhanden, fo tft die Ausfertigung Des Er- 
fenntniffes ꝛe. nur Einem derfelben zuzuftellen. Die übrigen Theile 
nehmer find hiervon unter Beifügung einer Abfchrift des Tenors 
der Ent FA zu benachrichtigen. Die Benarhrichtigung kann 
auch durch eine Kurrende nefcheben. Der Litiskonſorten, welche 
ur Verhandlung des Prozeſſes Deputirte aus ihrer Mitte beſtellt 
haben, erfolgt die Zuſtellung nur an dieſe. 

b) Iſt ver Aufent altsort einer Parthei unbekannt, hat insbefondere 
im Laufe des Prozeffes nach der Anzeige des mit der Infinuation 
beauftragten Beamten eine Parthei ihre bisherige Wohnung auf⸗ 
gegeben und über igren neuen Aufenthalt keine Nachricht zurüd- 

elaffen, fo erfolgt die Publikation des Erfenntniffes 2c. durch 

einen en Aushang an der Gerichtsftelle. Hat das Er- 
tenntniß sc. vierzehn Tage lang ausgehangen, fo tft die Inſinna⸗ 
tion für bewirkt anzunehmen. | | 

ce) Eine gleiche Art der Infinuation ($. 3. b.) findet ftatt, bei 
präftufions = Deicpeiben und Rontumazial- Erfenntniffen, welche 
auf eine Ediktal⸗Ladung ergangen find: 

d) An urtpeien, welche nicht am Orie des Gerichts, oder in deſſen 
nädhiter mgebung fih aufhalten, erfolgt die Zufendung durch 
die Poft. er Nachweis der Infinuation wird durch ein Poſt⸗ 
Inſinuations⸗Dokument geführt (Inftruftion vom 24. Juli 1833. 
$. 42.). Daffelbe muß außer der Quittung des Empfängers 
das Alteft eines vereideten Poftboten über die gehörig erfolgte 
Zuſtellung der verfchloffenen Ausfertigung unter Beidrückung eines 
Amtsfiegels enthalten: _, 

Zufendungen in das Ausland werden, wo dies zulaͤſſig iſt, auf 
gewöhnliche Weife refommanpdirt, 

Wenn das Erkenntniß sc. von der Poft als unbeftellbar zurück⸗ 
geliefert wird, fo tritt der Aushang deffelben nach der Beftim- 
mung unter litt. b. ein. Ä 

e) Wenn die Parthei im Publifations-Termine ober nach deflen Ab- 
haltung erflärt, „daß fie die Zuftellung einer Ausfertigung bes 
Erfenntniffes nicht verlange,‘ eben fo, wenn fie daflelbe nee 
nehmen, oder einen Empfangfchein zu ertheilen verweigert, 19 
‚vertritt die darüber au enommene Regiftratur oder Die Anzeige des 
mit der Zuftellung beauftragten Beamten bie Stelle ber Snfinuation 


* 
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6. 4. Die Infinnation an den Stellvertreter einer Parthei genügt: 
a) wenn der Stellvertreter die Gerechtfame einer Parthei vermöge 
einer en Vorſchrift wagrzunesmen hat, als fiskaliſche Be⸗ 
hörde, Magijtrat, Vormund, Kurator, Vorfteher u. |. w.; oder 
b) wenn derfelbe zur Empfangnahme des Erkenntniſſes ausprüdlich 
beauftragt worden ift, es ſei in der Prozeß- oder in einer befon- 
bern Vollmacht, deren Beglaubigung es jedoch nicht bedarf; 
ec) wenn die Parthei fih im Auslande an einem Drte befindet, wo⸗ 
hin refommandirte Zufendungen durch die Poft nicht flatt finden. 
Hat die Parthei in dieſem Kalle feinen Stellvertreter beftellt, fo 
wird ihr ein Mandatar von Amtswegen zugeordnet, der ihre 
Gerechtfame gleich einem Kurator, 
$. 1003. Tit. 18. Th. II. des Allgemeinen Landrechts, 
nad) ah tmäpigem Ermefjen wahrzunehmen hat, ohne daß jedoch 
die Einleitung einer förmlichen Ruratel erfolgt. 


Anfang der Frift zur Einlegung der Rechtsmittel, 


F. 5. Der Lauf der gefeßlicen Friſt zur Einlegung des Rechts⸗ 
mittels der Appellation, der Reviſion und ber Nichtigkeitsbeſchwerde, 
ingleichen des Nefurfes wider Erfenntniffe und der Reftitution gegen 
Kontumazial- und Praflufions-Befcheide, beginnt mit der Infinuation 
des Erfenniniffes 2c. an die Parthei. 


Ausnahmen. 


S. 6. Eine Ausnahme tritt ein: 
1) in den Fällen des $. 4. 

Die Friſt beginnt in diefen Fällen mit der Infinnation an bie 

dort bezeichneten Stellvertreter der Partheien. 
2) in ven Fällen des S. 3. b. und c., wenn ein Aushang an öffent- 
licher Gerichtsftelle die Stelle der Infinuation vertritt. 
‚, Die Frift beginnt hier erft mit dem Ablauf des für den dffent- 
lichen Aushang beftimmten vierzehntägigen Zeitraums, 
3) in Bagatellſachen. 

Die Frift beginnt mit dem angeflandenen Termine, in welchem 
das mit der Derlabung verbundene Mandat wegen Nichterfcheineng 
bes En note in die Kraft eines Rontumazial» Erfenntniffes überge- 
gangen i 


Dauer der Frift zur Cinlegung der Rechtsmittel. 


S. 7, -Die in den SS. 21 und 22, der Verordnung vom 14. De- 
zember 1833 beftimmte Frift von fechs und zwolf Wochen zur Einle- 
ra des Rechtsmittels der Appellation, Revifion und Nichtigfeitsbe- 

chwerde findet auch Anwendung auf die Einlegung des Rekurſes gegen 
Erfenntniffe der ordentlichen Gerichte, 
Kabinetsordre vom 8. Auguft 1832. (G. ©. ©. 199.); 
$. 10. der Verordnung über die Erefution in Civilſachen vom 
4. März 1834. (Gef. S. ©, 33,); 
$. 3, Nr. 2. Tits 14. Th. I der Allgemeinen Gerichtsordnung, 
und F. 110. des Anhanges; , 
und anf die Einlegung des an das vorgefeßte Minifterium zuläffigen 


‚deren Reffort die Sa 
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Rekurſes gegen definitive Entſcheidungen ber General ⸗ Lommiſfionen 
und der ihre Stelle vertretenden Regierungs⸗Abtheilungen. 

In Betreff des Rechtsmittels der Reſtitution gegen Kontumazial⸗ 
und Präkluſions⸗Beſcheide verbleibt es bei der bisherigen Friſt von 
zehn Tagen. 

.8. In Injurienſachen finden nur die Vorſchriften der 66. 1 
bis ⸗ dieſer Verordnung —— — in Anſehung der Fri ur 
Einlegung der Rechtsmittel bewendet es bei dem beftehenden Vorſchriften. 


F. 9. Der Tag der Infinuation wird bei allen Friften nicht 
mitgerechnet. | 


Einlegung eines Rechtsmittels bei der ungehörigen Behörde. 


$. 10. Die Frift zur Einlegung jedes zuläffigen Rechtsmittels 
ift gewahrt, wenn daſſelbe innerkat des yetestich Dazu beftimmten 
Termins bei einer derjenigen Gerichtsbehörden angebracht wird, zu 

‚die, de in ber erſten oder in einer höheren Inſtanz 
ganz oder theilweife gehört, 

Hat die Parthei 2 irrthümlih an eine andere, infompetente 
Auftizbehörde gewandt; fo ift Die letztere verpflichtet, das Geſuch von 
Amtswegen Kofort an das betreffende Gericht zur weitern Verfügung 
abzugeben. Der Parthei wird Iebod bie Zeit von ber Srafeniation 
des Geſuchs bei der infompetenten Juſtizbehörde bis zur Präfentation 
bei dem gehörigen Gericht nicht angerechnet. 


Präkluſiviſche Frift zur Rechtfertigung der Appellation. 

§. 11. Iſt im ordentlichen Prozeſſe G G. O. Th. 1. Tit. 14.) 
mit der Anmeldung des Rechtsmittels der Appellation nicht zugleich 
die Rechtfertigung derſelben erfolgt, fo wird der Appellant ohne Un⸗ 
terſchied der Fälle, ob er neue Thatfachen oder Beweismittel anzufüh- 
ren hat oder nicht, zu einem Termine vorgeladen, um die Nechtferti- 
gung der Appellation zu Protokoll zu erflären, ober bie —A 
gungsſchrift (Appellationsbericht) zu überreichen. Die Vorladung zu 
dieſem Termine erfolgt unter der Verwarnung: 

„daß, wenn ber Appellant niet ericheinen follte, angenommen - 

werden würde, er wolle fich lediglich auf die Verhandlungen 

der erften Inſtanz berufen.‘ 
Der Appellat iſt von biefer Verfügung zu benachrichtigen: 

Der Termin muß nah Beſchaffenheit ver Sage fo abgemeffen 
werden, daß dem Appellanten eine Friſt von vier bis acht Wochen 
frei bleibt... Die Verlegung des Termins findet, in fo fern ber Geg- 
ner nicht einwilligt, nur einmal, und nur dann Statt, wenn biefelbe 
unter Angabe und Beicheinigung der Hinderungsurfachen ſpäteſtens 
im Termine felbft nachgeſucht wird. 


Aufpebiing der bisherigen entgegenftehenven Vorſchriften. 


. 12. Alle viefen Beftimmungen entgegenftehende Vorſchriften 
ber Köher ergangenen Gefeße werben aufgetoßen. . Se 
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g) Verordnung, betreffend die Einlegung ber Rechtsmittel. Dom 

21. Juli 1843. (G. ©. p. 294.) 

Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. ıc. haben Uns die Bebenfen vortra- 
gen Tafjen, welche aus der Borfehrift des $. 10. der Verordnung nom 
5. Mat 1838. wegen Einführung eines gleichmäßigen Verfahrens bei 
Inſinnation der Erfenntniffe und bei Einfegung ber „Rechtsmittel in 
Beziehung auf die Vollftrerfung ergangener Urtheile und die Atteſti⸗ 
vung ihrer Rechtskraft entftanden find. . 

Zur_Befeitigung biefer Bedenken verorbnen Wir auf den Antrag 
Unferes Staatsminifteriums und nach erfordertem Gutachten einer aus 
Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion für alle Landes- 
eheile Unferer Monarchie, in welchen die Allgemeine Gerichtsorbnung 

eſetzeskraft hat, was folgt: 

F. 1. Die Frift zur Einlegung jedes „grläifigen Rechtsmittels 
iſt nur dann gewahrt, wenn daſſelbe innerhalb der geſetzlich dazu be- 

innnten Zeit bei demjenigen Gerichte angebracht wird, welches das 
rkenntniß erfter Inſtanz abgefaßt hat. 

In Auseinanderſetzungsſachen ift das Rechtsmittel ftets bei ven 
die Auseinanderfegung leitenden General- Rommiffionen oder den ihre ° 
Stelle vertretenten Regierungs-Abtheilungen anzumelven. 

Nur diejenige Behtrde, bei welcher hiernach das Rechtsmittel 
ee werben muß, tft die Nechtsfraft eines Erfenntniffes zu atte- 

ven befugt. | 

S. 2, Der Appellationsrichter hat das von ihm abgefaßte Er- 
kenntniß, Behufs der Infinuation an die Partheien, an diejenige DBe- 
börbe, bei welcher das Rechtsmittel anzubringen ($. 1.), zu überjenden, 
i Nur die Mittheilung der Abfehriften des Erfenntniffes an bie 
Mandatarien Tann durch den Appellationsrichter unmittelbar erfolgen. 

.3. Alle der gegenwärtigen Verordnung entgegenftehende ge- 
feßlihe Beftimmungen, namentlich der $. 10. der Verordnung vom 
5. Mai 1838, die Ordre vom 19. März 1839 und die Ordre vom 
8. Auguft 1832 Nr. 2. werden aufgehoben. *) 
h) Refe. d. J. M. v. 15. Sept. u. 28. Septbr. 1843. (J. M. B 
. 231, 236 u. 240.) | 

een in erfter Inftanz vermöge Subftitution flatf des infiru> 
irenden ein anderes Gericht erfannt hat, fo ift das Rechtsmittel 
dennoch nach $. 1. der Verorbnung vom 21. Juli 1843 ſtets bei 
dem Gerichte, welches das Erkenntniß abgefaßt bat, alſo bei 
dem ſubſtituirten, anzubringen, weldes auch die Rechtskraft 
atteftiren muß. Mefbet fih die Parthei bei einem andern ale dem 
ot $. 21. der Verordnung beftimmten Gerichte, fo ift die Anmeldung 
fofort dem competenten Gerichte zu überfenden. 


6) Rechtsmittel und Inftanzen-Zug. 
a) Wegen der Einlegung der Rechtsmittel, Wahrung der Friften 





*) Die allegirten Beftimmungen find durch die Gef. Sammlung refp. pro 
1839 S. 107 und pro 1833 ©. 199 publiziert, und betreffen bie Entſcheidungen 
ber General-Rommiffionen und refp. die Einlegung des Recurfes in 
BagatellsProzefien. 
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10.'f. die oben unter No. 5. mitgetheilten G vom 5. Mai 1838. 
und 21. Juli 1843, gethei eiehe 


b) Gefes v. 11. Juni 1838. (©. S. p. 377.) _ 
Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. verordnen zur "ereinfachung ber 
"Rechtsmittel und des AInflanzenzuges, und zur Erhaltung der Einheit 
der Grundfäße in den Unterfndnngen wegen Bergehen wider die Vor⸗ 
fhriften über die Entrihtung und Erhebung öffentlicher Abgaben und 
Gefälle für Diegenigen Provinzen Unferer Monarchie, in welchen die Allg. 
Ger.⸗Ord. Kraft Yat, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und 
nach erfordertem Gutachten einer, aus Mitglievern des Staatsrathes 
ernannten Kommiſſion wie folgt: 

F. 1. Gegen Grtennmife in fisfahfchen Unterfuchungen wegen 
Bergehen wider die Borfähriften über die Entrihtung und Erhebung 
öffentlicher Abgaben und Gefälle, als Steuern, Zölle, Poftgefälte, 
Kommunikations⸗Abgaben zc., fol Fünftig das Rechtsmittel ver Apel- 
lation nad den für den ordentlichen ——— geltenden Vorſchrif⸗ 
ten, jedoch ohne Unterſchied der Höhe der Strafe Statt finden, und 
der zur Verwaltung der Abgaben oder Gefälle beſtellten Behörde und 
dem Angeſchudigten gleichmäßig zuſtehen. 

. 2. In gleicher Weiſe ſoll gegen Entſcheidungen zweiter Inſtanz 
das Rechtsmittel der Reviſion oder das. der Nichtigkeitsbeſchwerde 
nach Maaßgabe der Verordnung vom 14. December 1833. eintreten 
und Die Beitimmung im $. 2. Diefer Verordnung wegen Zuläffigfeit 
der Reviſion bei einem, nicht in Gelde abzufchäßennen Gegenftanve 
anf diejenigen Fälle Anwendung finden, in denen über eine unmit- 
telbar und nicht fubfiviarifch zu verhängende Freiheitsftrafe oder die 
Unterfagung des Gewerbes zu erfennen iſt. | 

$. 3. Die Friften zur Einlegung der Rechtsmittel ($. 1 u. 2) 
gen Bu nach den für den ordentlichen Civil-Prozeß beſtehenden 

orſchriften. 

G. 4. Die Vorſchriften der Prozeßordnung Tit. 35. 88. 87 bis 
99. und 101 bis 103. über die Rechtsmittel in fiskaliſchen Unterſu⸗ 
chungen, werben in Anſehung der im $. 1. bezeichneten Unterſuchungs⸗ 
Sagen aufgehoben; die Vorſchrift des $. 100. a. a. D. bleibt für 
die Fälle, in denen von Seiten der Behörde das Rechtsmittel einge- 
Yegt worden iſt, in Kraft. 

6.5. Die bei Publikation der gegenwärtigen Verordnung bereits 
anhängigen Sachen werben in ber Juſtanz, in welcher fie ſich befinden, 
nah den bisherigen Vorfehriften erledigt; nach beendigter Inſtanz 
treten aber die Vorfphriften der gegenwärtigen Verordnung ein, und 
ift die Beflimmung im $. 2. wegen der Nichtigkeitsbefchwerbe auch 
Rn die in zweiter Inftanz auf Niederſchlagungs⸗ oder Milderungs⸗ 
gefuche erlaffenen NRefolutionen anzuwenden. 

c) R. d. J. M. 1839. (3 M. PL. P. 216.) 

Die durch die Verordnung vom 11. Juni 1838. eingeführten 
Rechtsmittel begiehen in nicht bloß anf die Unterfuhungen wegen 
Einführung verbotener Waaren und begangener Defrandationen, ſon⸗ 
dern auch auf bloße Kontraventionen wider die Vorſchriften zur Siche⸗ 
rung und- oronungsmäßigen Handhabung der Steuer- und Gefälle-Exr« 
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Ken wohin namentlich die im 6. 17. des Zollſtrafgeſetzes vom 23. 
Januar 1838, $. 66 und 72 der Steuerordnung bezeichneten, und ans 
dere ähnliche Vergehen gehören. 

Wo bagegen gemeine Vergeben Tonfurriren, fol darüber in ab- 
gefonderten Alten verhandelt und erfannt werben. 


d) K. D. vom 8. Aug. 1836. (G. ©. p. 220.) 
Betr. die Reffortverhältniffe der Gerichte in der Grafſchaft Wer⸗ 
nigerode Hi hier beftimmt: 
In Civilſachen (alfo hiernach und nad der Ordre vom 11. Juni 
1838 auch in Steuer-Rontraventions-Sachen) fol, wenn die Re⸗ 
gierung gu Wernigerode nah $. 5 und 6 der Verordnung vom 
14. Dechr. 1833. zur Verhütung einer Nichtigkeitsbefchwerpe fich 
des Erfenntniffes zu enthalten bat, ein Urtel 1. Inflanz vom 
erften, und ein Urtel 2. Inſtanz vom zweiten Senate des Ober 
Landes-Gerichtes zu Magdeburg gefprochen werben, 


e) R. d. J. M. dom, 4. Febr. 1837. (Ihb. Bo. XLM. p. 288. 


Gr. Bd. X. p. 162.). 

Nach einem Früher ergangenen Reſer. v. 27. April 1822. (Ihb. 
Bd. XIX. p. 314. Gr. Bd. I. p. 1.) war die Nullitätsklage in 
fiskaliſchen Unterfuhungsfaden wegen Steuervergehen, nicht für un- 
zuläffig erachtet; in dem obigen Reſer. aber ift anerkannt, daß jetzt, 
wo die Nichtigfeitsbefchwerde in diefen Sachen Statt finde, eine Nuls 
litätsklage nicht mehr zuzulaffen fet. 


7) Strafvollfiredung. 


a) Publ. d. Staatsminift. v. 8. Detbr. 1826. (G. ©. p. 106.) 
es Königs Majeftät haben mittel A. 8. DO. vom 10 April 
d. J. zu beftimmen gerubt: . 

daß zur Einziehung von Geldbußen für Steuer - Defraudationen 

niemals Subhaftationen von Grundftüden extrahirt, fondern in 

diefem Falle die Geldbußen allemal in Gefängmiß- oder nach Be⸗ 
finden der Umflände in Zuchthausftrafen durch das betreffende 

Gericht verwandelt werden follen. 

b) Buhl. deſſelben v. 14. Octbr. 1829. (G. ©. p. 127.) 

n Being auf die Bekanntmachung vom 8. Dftbr. 1828., betr. 
bie —A eit der Anträge auf Subhaſtation zur Deckung der in 
Steuer-Defraudationen erlannten Gelobußen, wird hierdurch ferner- 
weit befannt gemacht, daß nah der U. 8. D. vom 12. Juli d. J. 
durch jene Verfügung die Erefutipn in die Subftanz von Grundſtücken, 
deren Eigenthümer für Steuerfirafen verhaftet, aber außer Landes 
find und fein anderes Vermögen im Lande, aus welchem die Strafe 
erfolgen Tann, befigen, nicht ausgefchloffen fein foll. 

co) R.d. J. M. vom 21. Septbr. 1837. und 9. April 1838. (Ihb. 

3b. L. p. 112. Bd. LI. p. 326. Gr. Bo. XII. p. 151.) 

Das unentbehrlihe Wirthichafts-Inventarium, das, erforderliche 
Geräth und Getreide sc. find bei Exekutionen gegen Gutsherrſchaf⸗ 
ten und bäuerliche Aderwirthe der Mobiliar-Erefution nicht unter- 
worfen, auch wenn ber Beſitzer in die Auspfändung willigen follte, 
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d) 8 d — 28, April 1823. (Ihb. Bdo. XXL p. 319. Gr. 
Die Gerichte ß en bie von Ihnen in Zoll» und Steuerfachen ge- 
fällten Urtheile fofort_nach beſchrittener Rechtskraft, ohne befondern 
Antrag der Zoll⸗ und Steuerbehörden vollſtrecken, falls der Verurtheiite 
nicht binnen einer ihm allenfalls zu geflattenden Praeclufivfrift ven 
Erlaß oder die Milderung der Strafe nachweifet. 
e) R. d. I. M. v. 18. Juni 1823, (I, c.) 
Bor Vollſtreckung der wegen Unvermdgens fubftituirten Gefäng- 
nißſtrafe ift die betr. Steuerbehörde zur Erklärung anfzufordern, ob 
fie noch einen Gegenftand der Erefution nachweifen künne. 


) R. d. J. M. dv. 26. Juli 1823. (Ihb. Bd. XXII. p. 106. Gr. 
Bd. II. p. 361. 
Dei Zufertigung der Erfenntniffe ift dem committirten Gericht 
u fagen, daß es dem Verurtheilten aufgebe: Strafe, Gefälle und 
often binnen gewiffer Frift an das betr. Haupt-Amt abzuführen, wi- 
drigenfalls die Exekution auf Antrag des Amts vollſtreckt werben folle, 
Auch Toll von dem in diefer Weife Verfügten fowie demnächſt vom 
Ausfall der Erefution dem betr. Hauptamt Kenntniß gegeben werben. 
g) R. d J. M. v. 20. Ocetbr. 1838. (36. Bo. LIE p. 635. Or, 

Bo. XI. p. 189. 

Die Einlegung der Nichtigfeitsbefchwerde Hält auch in Unterfu- 
chungen wegen Steuervergehen die Vollſtreckung des Erfenntniffes in 
der Regel nicht auf. Sp weit e8 zu Gunften des Denunciaten aus- 
gefallen ift, muß es fofort vollftrecft werten, wenn nicht Daraus ein 
unerfeglicher Schade entftehen würde, worüber der Richter in jedem 
einzelnen Falle nach feinem Ermeffen zu beſchließen hat. 

Eine Ausnahme von der in den Neferipten unter cde m. f. 
angeordneten ſofortigen Vollſtreckung begründen aber die über» 
einftimmenden Referipte des %. M. vom 30. Juni und 10. Juli 1831 
und 20. Juli 1832, die Inftruftion vom 30. Juni 1884. $. 1— 3. 
und tie Refer. vom 14. Septbr. 1834. und 31, Dechr. 1835, nach 
welchen die Strafvollziehfung zu fuspendiren ift, wenn \mmediat- 
Degnadigungs-, Auffchubs-, oder Strafverwandlungsgefuche eingereicht 
worben find; und auch, wenn die Bejcheinigung folcher Geſuche fehlt, 
vorher an den Miniſter berichtet werben fol. (Gr. Bd. VIL p. 44, 
76. Bd. IX. p. 22. 29. | 

h) 3. M. R. v. 9. April und 21. Mai 1814. (Ihb. Bo. III p. 

289. Gr. Bd. II. p. 319.) 

Die Gerichte dürfen auch bei Vollſtreckung der von den Ver 
waltungs = Behörben feftgefegten Strafen ihre Hülfsleiftung nicht 
verjagen. | u 

i) In Pong auf die Trage in wie weit nach 1. 363. Th. J. tit. 9. 

d. AL NR. Gelvftrafen aus der Erbfchaft des in Steuer- und 

Zoll⸗Defraudationsſachen Berurtheilten beigetrieben werden kön⸗ 

nen, ift Folgendes zu bemerken: 

Die gedachte Borfrift fordert, daß die Strafe ſchon erfannt 
fei oder daß wenigftens ihrer rechtlichen Feſtſetzung nihts im 
Wege ſtehe. Beide Bedingungen ſetzen offenbar ein gerichtliches Ver⸗ 
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fahren voraus, Mit Rückſicht darauf aber, daß die Verordnung vom 
2 Dechr. 1808. (G. ©. pro 1808. p. 464.) im * 45. den von ben 
Finanz⸗ und Landespolizei⸗Behhrdcu angefaßten Nefoluten, im Fall 
ber Verurtbeilte zit anf vechtliches Gehör provocirt, die Wirkung bei- 
legt: daß daraus die Exekution vollſtreckt werben kann, ift es nicht 
zweifelhaft und fchon in dem Juſt. Min. Refer. vom 29. Jan. 1814 
(v. 8. Ihb. Bd. III. p. 18. Gr. Bd. I. p. 36.) anerfannt: daß die 
oben erwähnte Vorſchrift auf ſolche Straf-Refolute der Verwaltungs- 
. Behörden, welche entweder durch Beruhigung des Deunnciaten oder 
durch Entfcheivung in der höheren Verwaltungs⸗Inſtanz, Die Rechts- 
fraft befchritten haben, Anwendung finde. Dagegen ift, wie ein 
Nefeript des H. Gen.-Dir. der Steuern vom 24. Januar 1837. be⸗ 
flimmt, auf Grund der im Berwaltungswege ergangenen Refolute 
die Beitreibung der Strafe aus der Erbichaft ng uläffig, fo 
lange dem Denunciaten das Recht auf gerichtliche Enfcheidung an⸗ 
zutragen noch frei fteht, alfo wenn er entweder vor Abfaflung des - 
Refolutes, oder zwar nachher, aber innerhalb der zehntägigen Frift . 
geitorben ift, ohne fich über das einzuwendende Rechtsmittel erklärt zu 
gaben. Auf bloße Eonfiscate kann der $. 263. Th. 1. Tit. 9. des 
. L. R. überhaupt nicht bezogen werden. Diefe nimmt der Etaat 
als fein Eigenthum an fih ($.69. Tit. 14. Th IL 1 c.), fie können 
gegen den bisherigen Eigenthümer, fo Iange er fie befitt, in Anfpruch 
enommen, ($. 297. 298. Tit. 20. I. c.) und deren BVerabfolgung 
ann aus dem Nachlaſſe des BVerftorbenen ohne Rüdficht auf ven Ab- 
ſchluß der Unterfuchung verlangt werben. 


k) R. des F. M. v. 5. Septbr, 1839. 

Nach $. 30. der Erfab-Aushebungs-Inftruftion vom 13. April 
1825. fol ein in Unterfuchung ſtehendes Individuum, vor der Voll- 
ftreefung der. Strafe, in den Soldatenftand nicht eingefteit werben. 
Wird nach diefer Beftimmung, worauf in der Allerh. Kab.-Ordre vom 
20. Aug. 1836. (f. oben S. 158 ) ausdrücklich hingewiefen iſt, ver- 
[een alfo der Erfab » Aushebungs - Behörde von der Unterfuchung 

ittheilung gemacht, fo kann ein Eonflift bei der Vollſtreckung der 
Strafe gar nicht vorkommen. 

Aber auch in Fällen, wo jene Beftimmung nicht beachtet oder die 
Unterfuchung erft nah dem Eintritt in den Soldatenſtand eingeleitet 
if, wird e8 einer ergänzenden Vorfchrift nicht bedürfen. Denn der 
Kriegsartifel 31. verbietet nicht unbedingt, fondern nur in der Ne- 
gel die Anwendung von Geldftrafen gegen Soldaten. An Ausnah- 
men ift, wie die Worte in der Regel— zeigen, gebacht, und es 
werben fich Fälle, die nicht anders als durch Anwendung der Geld- 
firafe gegen den Soldaten zu erledigen find, unter die Ausnahmen 
fubfummiren laſſen. 


DR O. v. 8 Januar 1842. laut R. d. 3. M. v. 29. Januar. 
(3. M. DB. 1842, P. 40.) 
Die von Civil⸗Gerichten gegen Landwehr⸗Offiziere erkannten Ge⸗ 
fängnißftrafen ſollen in Ermangelung Dazu geeigneter anſtändiger Locale 
sn den betr. Militär⸗Arreſt⸗Anſtalten vollſtreckt werben, 
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m) R, d. J. M:! vo, 6, Juni 1835. (Ihb. Bd. XLV. p. 548. Gr. 
Bd. VIIL p. 303. | 
Nah g. 3. der Allerhöchſten Deklaration vom 20. Januar 1820. 

(6. S. S. 33. 34.) haben bie Gerichte die Geld- in Gefängnißſtrafe 

umzuwandeln, wenn bei der Exefution des Etrafrefoluts der Verwal⸗ 

tungsbehörde die Zahlungs-Unfähigfeit des Verurtheilten ſich ergeben 
dat: Iſt in Folge deſſen die Gerängnißftrafe einmal ausgefprochen, 
o ift das Gericht nicht befugt, die Vollſtreckung berfelden durch die 

Annahme ver Geldbuße zu befeitigen. 

. Nah $. 157. der. Zoll⸗Ordnung und $. 95. der Steuer-Drbnung 
dürfen die Gerichte der Vollſtreckung nur alsdann Anftand geben, 
wenn bie Verwaltungsbehörden dies beantragen Wenn daher zur 
Abwendung der fubftituirten Gefängnißftrafe die Geldſtrafe offerirt 
wird, fo Ent fih das Gericht mit deren Annahme nicht zu befaffen, 
fondern den Denunciaten mit Beſtimmung einer fehswöchentlichen 
Friſt zur Beibringung der Erklärung der VBerwaltungsbehörde an biefe 
zu verweifen. Geht binnen biefer &eif eine Erklärung der Verwal⸗ 
tungsbehörbe ein, fo iſt darnach zu verfahren. Geht Feine Erklärung 
. ein, fo ift die Gefängnißftrafe ohne Weiteres fofort zu vollſtrecken, 
und nur erfi auf den ausdrüdlichen Antrag der Berwaltungsbehörde 
wieder aufzuheben. 

Nach diefen im Einverſtändniß mit dem Königl. Finanz-Minifte- 
rium ergebenden Beftimmungen hat fi) das Königl. Ober⸗Landesgericht 
genan zu achten und feine hierbei betheiligten Unterbehörnen danach 
anzumeifen. Ä | 


n) Fin 2 m. b 8. Juli 1836. (Ihb. Bo. XLVIIL p. 282. Gr. 
. X. p. 

Der dortige Ober» Profurator hat nach einer Mittheilung des 
Königl. Finanzminifteriums vom 26. v. M. in der Unterſuchungsſache 
wider T. ©. aus F. Anftand genommen, nach dem Antrage der Königl. 
Regierung von der Vollſtreckung einer Gefängnißſtrafe abzuftehen, in _ 
weldhe eine von der VBerwaltungs-Behörbe wegen Gewerbefteuer-Hons' 
travention feitgefegte Gelpftrafe verwandelt‘ worden war, indem. er 
der Meinung tft, daß eine im Wege der Verwandlung gerichtlich feſt⸗ 

efeste Gefängnißftrafe jeder andern gerichtlich erfannten Gefängniß- 

afe gleichftehe, und nicht als eine — zu betrachten ſei, 
und daß deshalb auch Seitens der Verwaltungsbehörde die Vollſtreckung 
dieſer Strafe durch nmapme der urfprünglich eſtgeſebten eldbuße 
nicht angewendet werden könne. Dieſe Anſicht iſt aber nach der Aller⸗ 
höchſten Deklaration vom 20. Januar 1820. (G. ©. ©. 33. u. 34.) 
und nah 6 42. des Gewerbefteuer-Gefetes in Verbindung mit dem 
S. 95 der Steuer⸗MOrdnung vom 8. Februar 1819. (G. S. S. 117.) 
u für richtig, vielmehr die Gefängnißftrafe, in welche eine Geld- 
buße zufolge Reſe. vom 2. Februar 1827. (Lottners S. Bo. IL. 
©. 93.) umgewandelt worden, einer fubfidiarifchen Gefängnißftrafe 
völlig gleich zu achten. 


0) Säreiben des J. M. v. 29. Novbr. 1839. (I. M. Bl. 1840. 
P. ©*. 
In Strafſachen, worin auf eine Geldſtrafe, alternativ aber auf 
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eine Gefängnißftrafe erkannt ift, kann der von dvem Verurtheilten ein- 
ezahlte Geldbetrag wider deſſen Willen nicht zunächft auf die Unter- 
chungstoften und dann erſt auf die Strafe angerechnet werben. 
Dies findet aber nah dem R. d F. M. vom 14. Okt. 1840. - 
(Eentribl. p. 376.) auf die bei den Steuer» und Verwaltungsbehör- 
den anhängigen Unterfuchungen feine Anwendung, vielmehr —* hier 
Zahlungen fets zunächft au die Steuer, ſodann auf die Koften und 
zufegt auf die Strafe zu verrechnen. 


8) Umwandlung der Geldfirafen in Gefängniß. 


a) R. d. FJ. M. v. 27. Juli 1838. u. R. d. J. M. v. 30. deff. Dion. 
SH. Bo LI. p. 231. Gr. Bd. XII. p. 188, 

ie Anträge auf Strafvermandlung werden von den Hauptäm— 

fern unmittelbar bet den Gerichten gemacht, ohne daß es dazu einer 


Genehmigung der Provinzialbehörde oder Einreichung der Akten bedarf, 


b) R. d. J. M. v. 8. Septbr. 1838. (Ihb. Bd. LI. p. 199.) 
Die bisherige Beſtimmung, nach welcher die Umwandlung 
ber wegen Webertretung der Gefege über indirekte Steuern 
von den Prov.-Steuerbehörven, fowie 
der in Gemäßheit des Zollftrafgefebes vom 23. San. 1838 über- 
haupt von den Zoll» oder Steuerbeherven 

erfannten, uneinziehbaren Geldſtrafen in Kreiheitsftrafen nur durch die 
betr. Obergerichte vorgenommen werben fol, hat in einzelnen Fällen 
zu-nachtheiligen Unordnungen Anlaß gegeben. 

Zur Vermeidung derfelben verordnet der Yuft.-Min., im Einvers 
- Ständniffe mit dem Herrn Fin.-Min, auf den Grund der ihm Durch 
die Allerh. 8. D. v. 31. Jan. 1838. (G. ©. ©. 14.) beigelegten 
Autorifation zur Feftftellung der Kompetenzbefugniß der Untergerichte 
in Unterfuchungsfachen, unter Abänderung ber .Vorfchrift des 
$. 250. Anh. zur &. O., foweit fie dieſem entgegenfteht, daß 

1) alfe mit Crim.-©erichtsbarfeit verfehene Untergerichte, in foweit 
fie nach der beftehenden Berfaffung zur Führung der Unter- 
fuhung und Abfaffung des Erfenntnifjes über Steuer- 
vergehen berechtigt geweſen fein würben, auch zur Umwand- 
lung der in bieten Sachen von der Steuerbehörbe feitgefegten 
uneinziehbaren Geldftrafen in Freiheitsſtrafen befugt fein, 

2) die herunter begriffenen nicht Eollegialifchen Untergerichte auf das 
Maaß der verhängten Gelditrafe bis zur Höhe von 50 Thlr. be⸗ 
ſchränkt bleiben follen. 

c) R. d. J. M. v. 8. Febr. 1839. M. Bl. pP» 107.) 

Dem Crim.-Senat des Kön. O. L. G. wird, im Einverflänbniffe 
mit dem Herrn Fin.-Min., hierdurch eröffnet, daB die in der Verf. 
vom 8. Aug. 1833 ausgefprochene Kompetenz der Untergerichte zur 
Umwandlung der von den Steuerbehörben feitgefegten uneinziehbaren 
Geldſtrafen und Freiheitsftrafen, fich au auf folhe Fälle beziehen 
fol, in welchen von den Regierungen Strafrefolute wegen Kontra- 
ventionen direkter Steuern abgefaßt worben find. | 

d) K. O. v. 11. April 1839. (G. ©. p. 158.) 

Ich Habe auf den Autrag des Suffigmisifiere beftimmt, daß, 
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wenn e8 in Zoll- und Stener-Rontraventiond-Sachen darauf ankommt, 
eine im Verwaltungswege durch ein Refolut teigelepte Geldbuße we- 
gen Unvermögens eines Verurtheilten in eine Gefängnißſtrafe umzu- 
wandeln, diefe Umwandlung ie erimirter Serfonen, zwar, wie 
bisher, von dem competenten Obergerichte erfolgen, hinſichtlich ber 
Nichterimirten aber den mit Strafgerichtsbarkeit verfehenen Unterge- 
richen in der Art übertragen werden ſoll, daß 
1 pie ollegianifg formirten Gerichte diefe Umwandlung ohne Be- 
ränfung; 
2) einzeln fiehenbe Richter diefelbe aber nur dann anszufprechen be- 
fugt find, wenn die verhängte Gelobuße 50 Thlr. nicht überfteigt. 

In Neuvorpommern und im Oftrheinifchen Bezirk des Juſtiz⸗Se⸗— 
nates zu Koblenz beftimmt IF: die Kompetenz der Gerichte zu einer 
pisen Strafumwandlung nah ihrer Befugniß zur Ausübung der 

riminal- Gerichtsbarkeit, wogegen es in den übrigen Theilen der 
Rheinprovinz bei dem bisherigen Verfahren fein Bewenden behält, daß 
die Strafumwandlungen auf den Antrag der Ober-Profuratoren, an 
welche die Stenerbehörben die Verhandlungen einzureichen haben, durch 
die Strafratbsfammern der Tanpgerichte erfolgen. Das Staatsmini« 
a but diefen Meinen Befehl durch die Gefebfammlung befannt 
zu machen. 

e) Declar. v. 20. Yan. 1820. $. 3. (G. ©, ah, 

Wenn bei der Erefution eines NRefoluts der Berwaltungsbehörben 
die Zahlungsunfähigfeit des Verurtheilten erhellt, fo ift in den Rheinpro⸗ 
vinzen nad Borfchrift des Art. 165 und 197. der Kriminal⸗Prozeß⸗ 
Drdnung und des Art. 52 und 53. des Strafgeſetzbuchs zu verfahren,. 
in den übrigen Provinzen hingegen haben die Gerichte in dieſem Falle 
durch ein Reſolut, gegen welches Tein Rechtsmittel zuläffig if, vie 
Berwandlung in Wr nipftrafe 20 vorzunehnien, ohne in die Beur⸗ 
theilung der Sache: jelbit einzugehen. 

f) Wegen des Verhältniffes der zu fubftituirenden Gefängniß-Strafe 
u ber erfannten Geldftrafe vergleiche die im Anhange der Steuer- 
Dedmung (oben S. 137.) unter B, 2a u. b mitgetheilten Beftimmungen, 


8) Straf-Erlaß und Ermäßigung. 


a) Wegen des Verfahrens bei Immediat- Anträgen vergleiche 

die unter Nr. 7 g. mitgetheilten Beſtimmungen. 

b) R. d. J M. 9. 18. Ang. 1837. (396. Bd. L. p. 233. Or. 
2b. XII. p. 31.) 

Die Begnabigungs-Gefuche in Kontrav.-Sachen gegen. die indi- 
reften Steuergefege, welche bei den Gerichten eingehen, find nicht an 
den Juſtizminiſter, fondern mit deren Gutachten begleitet an ven 
Provinzial-Steuerdireltor abzugeben. 
ec) e >. vom 8 Novbr. 1835. (Ihb. Bd. XLVI. p. 582. Gr. 

d. IX. p. 33. | 
Die remittirten Immebiat-Begnadigungs-Gefuche find nicht für 
zurückgewieſen zu erachten, —* zu prüfen, und wenn bie Zurück⸗ 
weifung nicht gerechtfertigt fein würde, anderweit mit Bericht Aller- 


„ ⸗ 


höchſt einzureichen. 
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d) R. d. J. M. vom, 15. April 1834 (Ihb. Bd. XLUL p. 647. 
Gr. BD. VL p. "ir 
n Der ——— iſt mit dem Finanz⸗Miniſter darüber einver⸗ 
anden 
* eine wegen Steuervergehen ei ngeleitete gerichtliche Unterſu⸗ 
Ei ng auf Verlangen des nat -Steuer-Direftors nicht ohne 
eiteres niederge efclog en werden kann. 
Es fteht jedoch dem Finany- Minifter, nach dem Straf-Edifte vom 
26. März 1787. 8.87. und einer Allerhöchften Kab.-Drdre v. 4. Sept. 
1798 die Befugniß zu, die wegen Steuer-Vergehen erkannten Strafen 
aus erheblichen Urſachen ganz oder zum Theil gze erlaſſen Es unter⸗ 
liegt daher auch in Beziehung aus den 6. 9. Th. II. Tit. 13. des 
Allgem, Landrehts, feinem Bedenken, daß mit Genehmigung deſſelben 
eine wegen Stener-Bergehen eingeleitete gerichtliche Unterfuchung nie— 
dergefehlagen werben barf. 
(Die allegirten älteren Defrimmungen find abgedruckt in Rabe. 
Tb. — and p- 329. Abth. 6. p. 10.) 
e) R. v. — und Foxreiben v. 27. Juni 1834. (Ihb. Bd. 
XLIII. p. 648. Gr. Bo. 
Das unter d gedachte — 5— * F. M. bezieht ſich nicht auf 
Strafen in Kontraventionsſachen gegen die directen Steuergeſetze. 


9) R. N „Staatsmin. vom 30. April 1820. (Poſener Amtsbl. 


Bo we wenig die Dberpräfidenten als die Regierungen önnen in 
den, nach der Zoll- und Verbrauchsfteuer-Orbnung v. 26. Mat 1818 
und der Ordnung zum Geſetz wegen DVerfteuerung bes inlänpifchen 
Branntweins, Braumoftes, Weinmoftes und ber Tabaksblätter v. 8. 
Febr. 1819 zu beftrafenden Rontraventionsfällen, ohne Rückſicht auf 
den Betrag des Gegenflandes, im Wege der Gnade, Straferlaß be= 
willigen. 


10) Rofen 
A. Anſatz. 


Die Sporteltare für fiskaliſche Bediente vom 28. Januar 1788. 
8 gertzeboben durch: 
. vom 19. Decbr. 1830. (laut R. d. J. M. v. 28. ej.) 
O0 N XXXVI. p. 341. Gr. Bb. VII. p. 104.) 
will dem Vorſchlage des Fufl.-Min. v. 14. d. M. gemäß 
x Aufhebung ber Spurteltare für die fisfalifhen Bedienten v. 28. 
San. 1788 und bie allgemeine Anwenbung der der Krim.-Orbnung 
angehängten Östiprentae 9 enehmigen. Nach diefer ſoll in fiskaliſchen 
Unterfuhungsfachen in ber Segel nach den niederen Sägen derjelben liqui⸗ 
dirt werden, bei Unterſuchungen über Vergehen, die nur mit Fa niß⸗ 
feafe von 4 Wochen und Darunter, nr einer verhältuigmäß eld⸗ 
uße bedroht ſind, aber ſollen ſtatt aller Koſten nur ein ——— 
von 10 Sgr. bis 2 Rthlr. und die etwanigen baaren Auslagen an Reiſe⸗ 
und Zehrungstoften der Beamten und Zeugen zum Anfag fommen. 


b) Rd. J. M. v. 11. Febr. 1831. Ro. 6. und 28. Dechr. 1832. 


® 
\ 
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(Ihb. Bd. XXXVI. p. 134, Bb. XL. p. 555. Gr. Bo. VI. p. 
105. 33 —* p. 13) ser kiſhen Unterſich 
ies Pauſchquantum ſollte auch in fiskaliſchen Unterſuchungen 
wegen Steuervergehen, und zwar ohne Rückſicht auf den Werth des 
Konfiskates eintreten, weil die Konfiskation nur die Civilfolge des 
Vergehens ſei, der Werth des Konfiskates mithin nicht, ſondern nur 
die Strafe ſelbſt den Maaßſtab für den Anſatz der Koſten gebe. Da⸗ 
gegen beſtimmte: | 2 
ce) Das R. d J. M. v. 2 Juli 1810. (I. M. DI. p. 236.) mit 
ückficht auf das Zollſtrafgeſetz v. 23. Januar 1838, welches die 
Konfisfation als einen Theil der Strafebehanbelt und ven Werth 
des Ronfisfates mit der Geldbuße auch in anderer Beziehung zu- 
fammenrechnet; unter Aufhebung d. Reſe. v. 28. Dechr. 1832, 
daß ein Pauſchquantum nicht genügt, wenn in fisfalifchen Unter 
fuhungen wegen Steuervergehen, die Strafe incl. des Werthes 
der Konfisfates die Summe von 50 Rthlr. überfteigt, vielmehr 
alsdann die entfprechenden Gebührenfäte der Rriminalgebühren- 
Tare zur Anwendung kommen. 
d) R. d. % M. v. 3. Novbr. 1832. No. IL IM. (356. Bd. XL. 
8 551. Gr. Bd. VII. p. 112. 
as Pauſchquantum ift auch wenn die Unterfuchung gegen meh⸗ 
rere Angefchuldigte gerichtet ‘ nur einmal, jedoch nach dem 
böchften Sage zu nehmen. In Betreff des Ausoruds d. K. O. v. 
23. Dechr. 1530 „erbältnißmäßige Geldbuße— ift aber nicht 
der Maaßßab des Artikels Th. IL tit. 20. $. 88 anzulegen, fonbern 
nad dem $. 87. Th. I. tit. 35. der U. G. O. und Anh. $. 253, 
das Duantum von 50 Thlr Geld- einer Gefängnißftrafe von 4 Wo⸗ 
hen gleich zu flellen. Ä 
e) R. d. J. M. v. 11. Febr. Nr. 5. und 12. Dechr. 1831. v 9. 
März und 3, Noobr. 1832. (Ihb. Bd. XXXVIL p. 134. Bd. 
XXXVII. p. 454. Bob. XXXIX. p. 214. Bd. XL. p. 55l. Gr, 
Bd. VI. p. 405. Bo. VII. p. 109. 110.) 
Dei Feftfegung des Paufchquantums kommt es nicht auf bie in 
concreto erfannte, fondern auf bie gefeglih angedrohte 
Strafe an, und hiernach regulirt fih auch der Koftenpunft in ber 
ameite —* nflanz, wenn auch in erſter Inſtanz unter A Wochen 
erfannt ift, 


B. Berhaftung für die unbeitreiblichen Koſten. 


Bei den Koſten des ſummariſchen (adminiſtrativen) Verfahrens. 


a) K. O. vom 20. Novbr. 1838. (J. M. Bl. 1839. E 106.) 
Auf den Bericht des Stantsmin. vom 24. v. M. beftimme ch, 
nach dem Antrage der Majprität befleiben, daß in allen Steuer-Ron- 
traventiong-Unterfuhungen die zur Niederfchlagung nicht geeigneten Ko⸗ 
en des, von der Steuerbehörde eingelegten und zurückgewieſenen 
echtsmittels, welche nicht in den außergerichtlichen Mandatarien⸗Ge⸗ 
bühren des fisfalifchen Anwalts, oder in baaren, die Perfon des Haupt⸗ 
Steuer »- Amts - Juftitiarius betreffenden Auslagen beftehen, und, wie 
bisher, dem Steuer⸗Fonds zur Laſt fallen, auf den Kriminal⸗Koſten⸗ 
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Fondo anzuweifen find, indem bie in der zweiten Inſtanz dem fisfas 
Tifchen Civilproceß fich annähernde Form des Berfahrens keine hin- 
reichende nalen sft, der Koſten wegen von dem Grunbjaße, 
der in der erften nfanz angewendet wird, abzuweichen. - 

Diefe 8. D. iſt den betr Verwaltungsbehörden durch das 0. M. 
R. vom 28. Decbr. 1838 zur Nachachtung mitgetheilt worden. (Cen⸗ 
tralbl. 1839. p. 79.) 


b) €. R.d. 3. M. vom 5. März 1839. (3. M. DI. p. 106.) 
Dies befiimmt mit Rüdfiht auf die 8. D. v. 20: Nobr. 1838. 


- Dem SteuerFon ds fallen zur Taf: 


1) die Koſten in allen adminiftrativen Unterfuhungen, auch folchen, 
die vom HER rg inftruirt, von der Steuerbehörde 
aber entſchieden find, in fo weit fich dieſe Roften nicht zur Ries 

derſchlagung ei Ä 


gnen, J 

2) die Diäten und Reiſekoſten der Haupt⸗Steuer⸗Amts-VJuſtitia⸗ 
een, zuch dann, wenn die Sache zur gerichtlichen Entſcheidung 
gelangt. 

3) desgleichen die Reiſe- und Zehrungskoſten der Steuerbeamten, and) 
wenn fie als Zeugen oder Sachverfländige vernommen werden. 

4) die Roften des fiskaliſchen Anwalts. 

Alle übrigen nicht einziehbaren und nicht zur Nieverfchlagung ge⸗ 

eigneten Koften trägt der Kriminalfond 

(Die Beftimmungen der R. v. 12. April 1837 find hierdurch aufgehoben. ) 

c) das C. R. d. 3. M. v. 26. März 1839. (Tentribl, ſa 79.) 


theilt dies C. R. d. 3. M.ad b. den Berwaltungsbehörben zur 
Beachtung mit. 


Koften bes gerichtlihen Verfahrens. 


a) R. d. J. M. v. 9. Octbr., 1. Dechr. 1820. u. 5. Septbr. 1823. 
8 Bb. XVL. p. 269. Bb. XXIL p. 112. Or. Sbp. 346. 


Sn Steuer-Kontraventionsfachen werben die unerläßlichen Koften 
ans dem Kriminalfonds entnommen. Wrteld- und andere zur Sala- 
rienfaffe fließende Gebühren werben nicht angefeht. 

b) R. 2. 3. M. v. 9. April and d. F. M. v. 26. März 1822. 

(39. Bd. XIX. Bi 332. Gr. Bd. IL. p. 347.) 

ie vorſtehenden Beftimmungen (sub ” Bund ah auf Ge 
werbe- und Klaffenfteuer-Defraudatisnsfachen Anwendung. 
c) Vergleiche die oben unter littr, b. Nr. 1 mitgetheilten Beflimmungen. 


Koften der Strafvollſtreckung. . 


a) R. d. % M. vom 28, Febr. 1823, b. Bd. XXI. p. 323. 
) Gr. Bv. IL p. 349. ( p 
Wenn bie gegen Zoll- und Steuer⸗Defraudanten feſtgeſetzten Ge« 
ängnißftrafen nicht in eigentlichen unter Verwaltung der Regierung 
ehenden Strafanftalten vollſtreckt werden, fo find die Roften der 
oliftredung entweder aus dem für ie Anftalt beftimmten Fonds, oder 
in Ermangelung eines folhen aus dem Kriminal⸗Fonds zu beftreiten. 
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b) 8. D. vom 6 und R. d. J. M. vom 11. Novbr 1836. (Ihb. 

Bd. XLVIIT. p. 524. Gr. Bd. X. p. 162. 

Die Beſtimmuug des 6. 262. d. Anhanges ur A. ©. D., wo⸗ 
nah Magifträte und Gutsherrfchaften für die Koften in fiscal. Unter- - 
fuhungen niemals haften, tft bie auf Weiteres auch reſp. der Straf- 
vollftrefungs-Roften anzuwenden. 


Dei Patrimonial-Gerichten. 
R. d. J. M. v. 1. Mai. 1835. (Ih. Bd. XLV. p. 551, Er. 
Bd. VII. p. 304. 
Bei Steuer⸗Defraudationen haben auch die Patrim. Gerichte ge⸗ 
gen den Den Anfprühe auf Erftattung der Koften, und das Ge- 
richt weifet in folchen Fällen die Auslagen, wie fie der Fiskus zahlt, 
auf den Kriminalfonds an. 


11) Befimmungen wegen Anftellung von Zuflitiarien 
bei den Hauptämtern, 
A. Allgemeine Anordnungen. \ 

Die erfte Allerhöchfte Genehmigung zur Anftellung von Haupt⸗ 
amts-Fuftitiarien wurde ertheilt Durch eine K. D. vom 19. April 1823, 
Dazu erging 

a) Das R. d. 3. M. vom 20. Juni 1833. (Ihb. Bd. XXL. p. 318. 
®r. Br. I. p. 330), ( 

Worin bie Gerichtsbehörden angewiefen wurden, zur Befchleunt- 
gung des Berfahrens die Inſtructionen Diefer Hauptamts⸗Juſtitiarien 

efonders zu berüdfichtigen und biefelben bei der ferneren Einleitung 
des Berfabrens zu Grunde zu legen. 
b) 8. O. vom 13. April 1824 (Ann. Bo. VIII 2 7) _ 
In Verfolg meiner am 19. April v. J. an Sie, den Finanz 
inifter, erlaffenen Drdre ermäctige Ich Sie auf Ihren gemein- 
Ihaftlihen Antrag vom 4. d. M. alle Steuer-Rontraventionen in den 
einzelnen Hauptamtsbezirken, deren richterliche Erörterung entweder von 
den Berwaltungsbehörden nöthig befunden, oder von dem Angefchuldig- 
ten verlangt wird, nad Maaßgabe des Bedürfniſſes durch verpflichtete 
—— welche dazu bleibend zu beauftragen find, in der Eigen- 
haft gewöhnlicher Unterfuchungs-Nichter erörtern zu laffen. 
c) €. R. dv. Min. d. Juſt. und der Fin. vom 12. Juni 1824, 
v. K. Ann. Bd. VII. p. 713. N 
es Königs Majeſtät Haben in Verfolg der den fämmtlichen Ge- 
vichtsbehörden unterm 24. Juni, und den Koͤnigl. Regierungen unterm 
29. Juni v. %° befannt gemachten Alerbohſten Kab.⸗Ordre vom 19. 
April v. J. mittelft Allerhöchfter Kab.Ordre vom 13. April d. J. 
ferner zu beſtimmen gerußt, 

daß die den einzelnen Haupt=- Zoll- oder Baupt-tener-Beniern 

beigeoroneten Juftiz- Beamten alle Steuer-Rontraventionen, beren 

richterliche Erörterung entweder von der Verwaltungs⸗Behörde 
nöthig befunden oder von dem Angefihuldigten verlangt wird, 

—* Eigenſchaft gewöhnlicher Unterfuhungs-Richter inſtruiren 

ollen. 
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Rontraventionsfälle, in welchen der Antrag des Angefchuldigten 
bie gerichtliche Unterfuchung nicht veranlaßt, find nur dann von ben 
Hauptämtern an die zur Unterfuchung der a ln beftellten 
Yuftiz- Beamten abzugeben, wenn der Thatbefland ohne Beihülfe 
richterlicher Unterſuchungsgewalt, d. b. ohne Beweifes-Aufnahme oder 
Kontumazial⸗Verfahren nicht zuverläffig feftgeftellt werden Tann, und 
wenn folhe Kontraventions⸗Fälle zugleich fo erheblich find, daß auf 
eine die Summe von zehn Thalern überfteigende Gelobuße als ordent⸗ 
ee Strafe zu erfennen if. Vergehungen, welche nach den Straf- 
beftimmungen der Stenergefege mit Arreitftrafe geahndet werben follen 
(wozu die Fälle der Straf-Verwandlung wegen Zahlungs-Unfähigkeit 
jedoch nicht gehören) und Steuer-DVergehungen, bei denen gemeine 
Verbrechen, 3. D. alſtung thätliche ——— — u. ſ. konkurri⸗ 
ven, müſſen dagegen ohne Unterſchied vom Juſtiz⸗Beamten unterfucht 
werden. Damit der Allerhöchften Abficht, durch dieſe Maaßregel fehleu- 
nige und zweckmäßige Unterfuhung der Steuer» Kontraventionen zu 
bewirken, und insbefondere den Zeitverluft zu befeitigen, welcher big- 
der mit den einzelnen Requifitionen der Verwaltungsbehörde an vie 

ber-Gerichte und mit den bejonderen Aufträgen der Ießteren an bie 
einzelnen Yuftizbeamten verbunden gewefen, pflihtmäßig entſprochen 
werde, müflen bie piernad mit Unterfuchung der Steuer-VBergehungen 
. ein für alle Mat beauftragten en unmittelbar nad dem 
Empfange des Antrages des betreffenden Hauptamtes oder der Beru⸗ 
fung der Angefchuldigten die Unterfuchung einleiten und ſolche ſelbſt⸗ 
ſandig nach den allgemeinen für den Unterſuchungsprozeß gegebenen 
orſuiften ſpruchreif inſtruiren. 
ie laſſen übrigens nad) wie vor in Befolgung des Circular- 
Neferipts vom A. November 1822 den Ober-$nfpeftor oder ein ande⸗ 
res von dieſem deputirtes Mitglied des Haupt-Amtes bei den Unter⸗ 
fußunge: Perhanbiungen zu, und beachten deſſen gutachtliche Bemer- 
ungen, infofern folche nicht auf Rechtsfragen, fondern auf vie Steu- 
erverfaffung Bezug haben. Die gefchloffenen Verhandlungen find den 
Hauptämtern auf deren Antrag zur Abgabe eines Gutachtens vorzu- 
legen; In Unterfuhungs-Sahen, in welchen von einem Angeſchul⸗ 
digten auf gerichtliche Unterfuchung und Entfcheidung angetragen wor« 
den, werben die fpruchreifen Akten vom ‚Unterfuchungs-Richter zur 
Abfaffung des Erfenntniffes an die Fompetenten Behörden eingefendet, 
Die auf den Antrag ber Verwaltings-Behörde vom Unteriuhunge- 
Richter geführten Unterfuchungen gehen aber zunächft an die Regierung 
vder an den Provinzial-Steuer-Direftor zur Abfaffung eines Straf- 
Nefoluts. Provveirt der Angefchuldigte nah dem Empfange des Re— 
foluts, welches allemal der Unterfuchungs-Richter — auf rich⸗ 
terliches Erkenntniß, ſo gehen nach —— erfahren die Akten 
unmittelbar vom Unterſuchungs⸗Richter an den kompetenten Gerichts- 
hof. Alten, zu denen der Denunziat wider das Reſolut der Regierung 
oder des Prov. Steuer-Direktord den Rekurs an das Fin.-Dinifterium 
anmeldet, fendet der Unterfuhungs- Richter zur weitern Verfügung 
an die Provinzial- Steuer-Verwaltungs- Behörde zurüd. Die den 
Hauptämtern beigeordneten Juſtizbeamten, denen ſchon durch das Un« 
terfuchungsgefchäft nähere Kenntniß der angeftelten Stenerbeamten 
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des überwiefenen Hauptamis-Begirfs zugeht, follen auch zur Führung 
berjenigen ſchwierigen Unterfuhungen der a u ur en, aul 
deren Grund nach Allerhochſter Kabinets-Drvre vom 2. November 
1822 Degradation oder Gehaltskürzung bei dem Finanz-Minifterium 
Her aus dem Gefeg vom 21: Februar 1823 Amts-Entfegung beim 
8. Staats-Minifterium in Antrag gebracht werben foll, in der Regel 
beauftragt werden. Der Unterfu ungs-Nichter ift ferner, gleich andern 
Zuftizbeamten gedaften, die ihin im $. 50. der Verordnung vom 26. 
Dezember 1808 wegen verbefferter Einrichtung der ‚Brosingiafbegürben 
in Gegenſtänden der Steuer-Verwaltung von den Steuer-Verwali tungs⸗ 
behörben ber Provinz zugehenden Aufträge Ausrichten, und hat fs 
namentlich der Aufnahme der Kautions-Verhandlungen vun Steuer— 
pflichtigen zu unterziehen: ; ; ' 
Die den Hauptämtern beigeorbneten Yuftizbenmten werben aus 
ven Fonds der Steuer-Berwaltung firirte Honorare beziehen. In den 
Unterfuhungen folher Straffälle, welche entweder von den Steuer- 
Berwaltungsbehörben entfhieden werben, ober in beten das richterliche 
Erfenntniß_den Ainpefiäutbigten freifpricht, find fo wenig, als für 
außerprogefunifge erhandlungen, Gebühren oder Kopialien anzuſetzen. 
Baare Auslagen, wozu auch vegulatiomäpige Reifekoften und Diäten 
in geeigneten Fallen gehören, Tiquidiren diefelben den Hauptämtern 
jur Erhattung und biefe follen deren Feſtſetzung und Anweifung uns 
gefännit bei den Provinzial-Stenerbehörben ın Antrag bringen, 

Die Gerichte und ——— Steuerbehörden, denen dieſe Verfü⸗ 
gung zugeht, haben ſich hiernach gebührend zu achten. 

AR. 5: F. M. v. 4. Auguſt 1824. 

Umſtändliche Korreſpondenz zwiſchen ven Haupt⸗Aemtern und dert 
Unterfuhungs-Rictern muß vermieden, und bie Mittheilungen ſollen 
moͤglichſt -brevi manıi bewirkt: werden, Die Juſtiziarien folen aber 
jedesmal an. die Provinzial» Behörden unter Einfenbung der Alten 
hutachtlich berichten, wenn fle dafür Halten, daß nach Rage der Sache 
auf gänzliche oder vorläufige Freiſptechung erkannt werden müffe. 

©) ER, d. 29. Novbr. 1928. (Ann. Bd. XII. 3 91.) 

Die Inſinuationen werden jur Befhleunigung der Sache von den 
bei den Hanptäntern angeftellten Amtsbienern bewirkt; weiche zu die» 
fem Zwecke in die Hände des Amts-Juſtitiarii folgenden Supplemen- 
tar-Eid ablegen: 

„Daß fie die ihnen von Unter 

fleißig ausrichten und die Inſi 

Hungs-Richter zur Beſopgung 

nungen ar. nach Vorſchrift der 

uUnterſuchungs⸗Richter erhalten 

und davon getreuen und ber V 

wollen.“ 


DR» 5 M. 9. 18. April 1829, 
Bei Gelegenpeit eines Sperialfalles iſt ausgeſprochen? 
daß die Zunktionen der Hauptamts-Juffitsarien ſich über den ge⸗ 
fommten Gefhäftsbereih der betreffenden Hauptämter erſtrecken, 
daß mithin auch die Unterfuhung von Chauffeegeld-Defraudatig- 
12 
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nen und Exceſſen in ben dazu geeigneten Fällen von ihnen ge- 

führt werden müffe. 

R. d. J. M. v. 15. April 1834. (356. Bd. XLII. p. 647. Gr. 
a B. il 3 302 " j un —* p 

s iſt zwar an ſich nicht unzuläſſig die Führung der Unterfuchun, 
auch einem andern Richter als ven Flik ufifiar zu ng 
doch fol dies nur nach Rückſprache mit der Prov.-Stenerbehörde aus 
erheblichen Gründen, wofür die Entfernung des Angefhuldigten von 
dem Wohnorte des Juſtitiars nicht immer zu erachten ift, gefchehen. 

h) Vergleihe auch das unter Littr. B, c weiter unten mitgetfeifte 
Refer. v. 12. April 1837. Nr. VII 

i) Schreiben d. I. M. v. 1. Septbr. 1837. (Ihb. Bo. L. p. 

2 132. Gr. Bd. XII. p. 226.) » 8 P 

Die Steuer-Unterfugungsriäter find auch » Aften der freiwilli⸗ 
gen Gerichtsbarkeit in Steuer-Angelegenheiten lompetent. 

KR. d. F. M. v. 11. Juli 1839. , 

Die Unterfu_hungsrichter Eönnen ſich bei Erefntionen an ihrem Wohn- 
fise, wo fih das Hauptamt befindet, zu den Exekutionen aus gericht» 
iichen Erkenntniffen unbebenflich derjenigen Beamten bevienen, welche 
das Hauptamt mit der Vollziehung der Refolute. beauftragt. 

€. R. d. F. M. v. 16, Novbr. 1839. (Eentrbl. p. 400.) 

8 iſt die Frage entftanden, 

ob die, den Haupt» Zoll- und Hanpt-Gteiterämtern beigeorbneten 

Unterfuhungs-Richter, außer in ſolchen Unterſuchungen, die in 

dem Hauptamtsbezirk, für welchen fie fungiren, anhängig find, 

auch in den in andern Hauptamisbezirken anhängigen Zol- und 

StenersUnterfuhungen, auf Requifition der answärtigen Behor⸗- 

nn Bernehmungen vorzunehmen, 


\ 
nit dem Kömigl: Juſt.Min. 
gerihtlihen Zoll=- und 
m an ben orbentlichen Rich⸗ 
iß, weil der Unterfahungs- 
Hrift ‚der SS. 175. und 176. 
dr micht befugt if, Zeugen 
ſters vorzufaden und von ih⸗ 
erwarten, daß aber in ben, 
riffenen Zolf- und Steuer. 
ie Unterfuhungsrichter anzu- 
m Haupfamtd, auch in aus⸗ 
ven, weil in ſolchen Sachen 
e von den Zoll- over Steuer- 
zu Teiften ($. 42. des Zoll- 
2) und daher hinfihtlih der 

u. . 00, Fehl. Zu dem hiernach zuläfs 
fon ‚Sergen. Sernehmungen bedarf es feines fpeciellen Auftrages 
ſeitens der Provinzial-Steuer-Behörde in jedem einzelnen Falle, 
ſondern nur einer allgemeinen Anweiſung an den Wnterfuchungs- 
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richter, dergleichen Requifitionen auswärtiger Stenerämter und 

Behörden zu erledigen. ‚ 
m) R. d. J. M. im Einverſtändniß mit dem F. M. v. 38, 

Decbr. 1839. (3. M. DI. 1840. p. 18. Centrbl. 1840 p. 125.) 

Unter Aufhebung der früheren entgegenftehenden Anordnung vom 

28. April 1839 ift beftimmt: 

daß die Unterfuchungsakten der SteuersUnterfuchungsrichter, nach 

volfftredter Strafe und Erledigung des Koftenpunftes, an das 

betr. Hauptamt zur Aufbewahrung abgegeben werden follen. 
n) Beſcheid d. J. M. vom 18, April und Refer. vom 20. Juni 

1843, (% M. DL. P. 179) 

Die Inſtruktion vom 28. Juni 1839 beſtimmt zwar, daß das 
nächſte Gericht, an welches fremde, unbekannte, oder der Flucht 
verdächtige und deshalb von der Verwaltungsbehörde verhaftete Zoll⸗ 
oder Steuer⸗Kontravenienten, zur Aufbewahrung abgeliefert worden, 
auch zur Führung der Unterfuhung kompetent fein folle. Befindet ſich 
aber der Steuer-Unterfuchungsrichter an demfelben Drte, an welchem 
das Gericht feinen Sitz hat, dem der Verhaftete überfendet worden 
ift, fo fällt der Grund zu einer Ausnahme von der ordentlichen Rom- 

etenz weg, und ber Steuer-Unterfuchungsrichter muß ſich der Unter- 
Fnchung unterziehen: | 9*B. 

Es Tann übrigens ein forum speciale, wie das ber Hanptfleuer- 
amts-Zuftitiarien, überhaupt nur als eine Ausnahme von der Negel 
angefehen, fein Gebiet muß daher auf die ausdrücklich vom Geſetz be- 
zeichneten Fälle befchränft werben. 

Gemeine Verbrechen zu unterfuchen und zu beftrafen, Tiegt aufer 
dem Zwecke des Inſtituts der Hauptfteueramts-Fuftittarien. Die Un⸗ 
terfuchung ift daher den ordentlichen Gerichten en und da, 
wenn gemeine Verbrechen mit Zoll- und Steuervergeben zuſammen 
treffen, ein zwiefaches Verfahren vor verfihiederen Behörden unange- 
mefjen wäre, die Veberweifung der Unterfuchung wegen der Zoll- und 
Steuervergeben an das wegen der gemeinen, als der Regel nad 
fhwereren Verbrechen, Tompetente Gericht angeorbnet worden. Daffelbe 
bat dann aber beiderlei Arten von Verbrechen, nämlih die gemeinen 
Berbrechen nnd die Zoll» oder Stenvergehen, mit Hinfiht auf Das 
en in den höhern Inftanzen, in gefonverten Akten 
u verhandeln, | 
| Innerhalb ihrer Kompetenz haben die Gerichte bei einem folchen 
Ronfurzenzfalle, anf Grund des Geſetzes vom 29: April v. J. (G. 
S. p. 116) auch über die Zoll und Steuervergehen zu erkennen. 

Die Fagriß die Einleitung einer Unterſuchung, welche die 
Provinzial⸗Zollbehörde dem Juſtitiarius aufgetragen at, abzuleh- 
nen kann nicht eingeräumt werden; denn die Allerhöchſte Kabinets- 
Ordre vom: 13. April 1824 Heftimmf ganz unbedingt, dag die Steuer- 
amts-uftitiarlen alle Steuer-Rontraventionen unterfuchen follen, de⸗ 
ren vichterliche -Erdrierung von der Verwaltungsbehörde nd 
tHig befunden wird. on 

Unbenommen bleibt es zwar die efwanigen Bedenken ber Pros. 
Steuerbehärde vorzutragen, gegen deren Verfügung verf sber, was bie 
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Einfeitung der Unterfuchung betrift, bie entgegengefeßte Anſicht des 
Steuer-Unterfuchungsrichters nicht geftend —ãæe iu 


B. Diäten, Koften, Gebühren, Auslagen ac. der Haupt- 
Amts-Iufitiarien. 

a) R. d. J. M. v. 20. Juni 1823. (IHb. Bo. XXL. p. 318. Gr. 

2b. I. p. 330.) 

Die tarmäßigen Gebühren in den zur richterlichen Entſcheidung 
inftruirten Fällen Wießen in die Salarienfaffen, 

b) R. d. J. M. vom 22. Detbr._ 1830 und vom 31, Detbr. 1332. 

— — L. p. 544. Gr. Bo. VI p. 


titiarien Reifen unternehmen 
ar 
aten/ 


m eingehenden Suntmen. 

£ die unvermeidlichen baaren 

itionsgebühren nicht gehören, 

m Kriminalfonds entrichtet. 
(366. Bd. XLIX. p. 532. 


I. Bei den in den Nefer. vom 20. Juni 1823, 22, Detober 
1830 und 31. Detbr. 1832. getroffenen Beſtimmungen wegen ber 
Koften behält es bis auf Weiteres fein Bewenden, jedoch mit der 
Maapgabe, daß bei ſolchen Sachen, in welden nur ein Paufcquan- 
tum zuläffig de Bertheilung beffelben nah den Beſtimmungen d+ 
NR. vom 31. Detbr, 1832 und in der Art erfolgt, daß von bem 
Paufchquantuim .- - - . . 

a) die Salarienfaffe an Gerichtsgebühren, Ropialien und Botenge- 
bühren ein. Drittel empfängt, 

b) die übrigen zwei Drittel aber auf die Koſten ver eigenthümlichen 
Unterſuchung gerechnet werben: und zwar je zum britten — 
alſo zu 3 des ganzen Pauſchquantums, u Gerihtsgebühren, 
KRopialien-und Botengebühren. Die zwei Neuntheile Gerichtsge- 

ven fließen zur Salarienkaffe, die + Ropialien und Botenger 
bühren dagegen erhält der Steuer-Unterfuhungsrichter. Leßteres 
ilt jedoch nur fü feige Saden, welche der Steuer - Unterfu- 
Sungerigie felbft beendigt. Iſt derfelbe aber genöthigt andere 
erichte im Laufe der Sache zu requiriren, fo erhalten dieſe einen 
angemeffenen Theil. fowopl von ben für bie, Salarienkaffe be- 
fimmten 3, als von ben 4 des Steuer-Unterſuchungsrichters. 
er Steuer-Unterfuchungsrihter Hat aber, wenn bemfelben nicht 
in biefer Qualität, fondern nur als richterlichem Beamten überhaupt 
für feine Perfon der Auftrag erteilt wird, eine Unterſuchnng zu in- 
iren, deren Führung zu feinen Amts-Dbliegenfeiten als Steuer- 
mts-Inflitiarius nicht gehört, diefelben Anfprüce auf Rommiffions- 

gebüßren wie jeber andere Kommiffarius, , 
Hiernach iſt das R. v. 31. Oft. 1832 in Beziehung auf bie Feſt · 

fegung, daß bie Gebühren in allen von den Steuer-Amts-Inflitinrien 
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zur rihterfühen Entſcheidung inftruirten Fällen zur Salarienfaffe flieken, 
zu erflären. 

Auch in folhen Sachen müſſen Koften angefest werden, in 
welchen e8 nicht zum Erfenntniß fommt, jondern in welchen der An- 
gefchuldigte im Laufe der Inftruftion von der Provofation auf rich- 
terliches Erkenntniß abfieht, und fich bei der Entfcheidung ver Steuer- 
Berwaltungsbehörde beruhigt. | 

1. Die ſämmtlichen zum Anſatz kommenden Gebühren und Aus- 
lagen werben von den erfennenden Gerichtsbehörben feftgefegt, 
zur Soll-Einnahme geftellt, eingezogen und weiter ver— 


rechnet. 

Hierbei beſchränkt ſich demnach 

11. die Einwirkung des Steuer⸗Unterſuchungsrichters auf die 
Liquidation der durd feine und durch die Verhandlungen der von 
ihm requirirten Gerüchte entflandenen Gebühren und Auslagen. 

Wenn e8 zu keinem Erfenntnig Tommt (oben 1.), fo müſ—⸗ 
fen die entftandenen Gebühren und Auslagen demjenigen Gericht 
überwiefen und bei demfelben verrechnet werden, welchem die Abfaffung 
bes ‚Ertenntniffes, fofern e8 dazu gefommen wäre, zugeflanden haben 
würde. 

Diefe Weberweifung an das betreffende Gericht erfolgt ebenfalls 
feitens des Stener-Unterfuchungsrichters mittelft örmlicer Liquidas 
Kon und unter Beifügung der Alten. 

Als Koſten find in dieſen Sachen in Anſatz zu bringen: 

1) in Unterfuhungen, in welchen auch für den Fall der Fort- 
ſetzung nur ein Paufchauantum zuläffig gewefen fein würde, nach Un- 
terfchteb des Falls und nad dem Ermeffen des feftfegenden Richters, 
ein. geringes Pauſchquantum, das notirte Porto und die etwanigen 
baaren Auslagen. Bon dem Paufchquantum felbft erhält der Steuer- 
Unterfuchungsrichter ebenfalls den oben beftimmten Theil; 

2) in Unterfuhungen, in welchen fein Paufchquantum anzufegen 
gemein fein würde, die vollen Gebühren und die etwa veranlaßten 


uslagen. 
. Hinſichts der bisherigen Form der Feſtſetzung ſämmtlicher 
Koſten ſeitens der Gerichte durch die RA er Anprdnung 
nichts verändert. Die Feſtſetzung felbft darf aber in Feinem Falle un» 
terbleiben und muß der Eintragung zur Soll-Einnahme, fo wie der 
Einziehung vorangehen; die letztere demnächſt auch ohne Verzögerung 
bewirkt, und der Steuer-Unterfurhungsrichter von der für ihn feftge- 
festen Koſtenſumme benadhrichtigt werben. Zu 

VI. Zu denjenigen Auslagen, deren Berichtigung nieht von ber 
erfolgten In pe abhängig iſt, ſondern deren fofortige Zahlung 


bie betheiligten Perſonen verlangen koͤnnen, gehören Zeugengebühren, 
Diäten und Reiſekoſten. | 

1) Bewirkt der Steuer - Unterfuchungsrichter die Zeugenverneh⸗ 
mung und wird die Berichtigung von Zengengebühren nothwenbig, 
fo zahlt das erfennende Gert Pa — fofern nit etwa die 
Steuerverwaltungsbegörde den Vorſchuß Teiftet, in welchen Falle der 
Steuer-Unterfuchungsrichter das nötige in den Unterſuchungs⸗Alkten 
vermerken muß, — auf den Antrag des Unterfuchungsrichters vor⸗ 
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ſchußweiſe aus feiner Salarientaſſe, und legterer if der Vorſchuß aus 
dem Kriminalfonds zu erflatten, wenn die Koften von dem Debenten 
nicht beizutreiben find, fondern niedergefchlagen werden müffen. 

Hat die Steuerverwaltungsbehörde den Vorſchuß geleiftet, fo 
Kann deffen Tilgung feiteng des erkennenden Gerichts, ſobald bie 
Koſten-Liquidation feftgefegt ift, alfo ohne daß der Erfolg der Koſten⸗ 
Einziehung abgewartet wird, nicht verweigert werben. 

2) Sat Dagegen der Steuer - Unterfurhungsrichter ein Gericht 
um die Vernehmung der Zeugen requirirt, fo. berichtigt daffelbe bie 
etwanigen Zeugengebühren ebenfalls vorſchußweiſe aus feiner Sala- 
—— und rt den Vorfchuß entweder bis zur Einzahlung der 
Koften oder bis zu feiner Erftattung aus dem Kriminalfonds fort, 
Sf das requirirte Gericht ein anderes, als das erfennende, fo zahlt 
leßteres die Gebühren und Auslagen des erfteren, fobald die Koften 
von dem Debenteu eingezogen find, benachrichtigt daffelbe event. von, 
der erforgeen Niederſchlagung zu gleichen Behuf und forgt gleihzeitig 
für die Erftattung der Auslagen deifelben aus dem Kriminalfonds. 

7 Diefe Feſtſetzungen (ad 1 und 2) finden auch auf die Diäten . 
und Reiſekoſten, jedoch nur in Anfehung der vegulatiomäßigen Sätze, 
Anwendung, | - 

4) Die requirirten Gerichte müffen dem Steuer-Unterfuhungs- 
richter dei Erledigung der Nequifition zugleich die Liquidation ihrer 
Gebühren und Auslagen, unter Angabe der von den letztern etwa vor= 

eſchoſſenen Beträge, mittheilen, damit verfelbe dieſe Koften in bie 
er eits anzufertigende Koftenliquidation mit aufnehmen Fann. 

VI. Die Publikation des ergangenen Erkenntniſſes und Die 
Strafvollſtreckung wird an fih nicht kontrollirt. | | 
‚ Für die Strafoolifirefung muß der Steuer »Unterfuchungsrichter 
orgen⸗ 
s Da dies indeſſen in der Regel nur durch Requiſition der Gerichte 
eſchehen kann, fo iſt der Steuer⸗Unterſuchungsrichter befugt, mit der 

inreichung der Koften-Liquidation Die Anträge wegen Vollſtreckung 
des Erkenntniſſes zu verbinden, 

VIII. Die in der Erefutions-Inftanz entflehenden Koſten können 
feine Schwierigfeiten verurfachen. Die Gerichte, welche requirirt wer⸗ 
den oder Auftrag erhalten, ziehen die ihrigen, wie immer in Executivis 
gefchieht, vom Exequendo ein, | 

Der Steuer-Unterfuchungsrichter felbft kann zwar, weil er für 
die Vollftrefung des Erfenntniffes zu forgen hat, auch noch durch 
Aufforderungen, Monitorien u. f. w. Koften veranlafien. Derfelbe 
vertritt indeſſen Dabei nach ergangenem Srtenntnifie aur die admini- 
—5 et und es find daher vergleichen Koften ganz anfer 
nfag zu laſſen. 

IX Nach der gemeinfchaftlichen Verf. des Yufliz= und des Fi» 
a vom 12, Juni 1824. (Jahrb. Bd. XXI. p. 214.) 

müſſen in ſolchen en De in welchen das richter- 
liche Erfenntniß den Angefchulvigten freifpricht, die vorkommenden 
Auslagen von den Steuer” Bernaltungsbehörnen getragen werben, 
Sollten demnach, weil fih der Ausfall des Erkenntnifjes bei Ein- 
Yeitung der gerichtlichen Unterfuuchng nicht vorherſehen Jläßt, ſeitens 
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der Gerichtöbehörben Auslagen vorgefihuffen werben, fo muß beren 
Erftattung fofort, nachdem das Er Ha rechtsfräftig —8 iſt, 
betrieben werden. 
d) C. R. d. J. u. F. M. v. 7. Juli 1839. (J. M. DL p. 288. 
Eentrbl. p. 215. ( p 
In Anwendung ber K. O. vom 12. Mai 1836. (Ihb. Bd. XLVII. 
p. 581. Gr. Bd. XI. p. 79.) wird beſtimmt: 
daß Steuer⸗Unterſuchungsrichter für die in dieſer Eigenſchaft vor- 
genommenen Reifen die Fuhrfoften und Diäten, oöne Rüdficht 
auf ihre fonftige amtliche Stellung und Rangverhältnifie, nur 
nur nach) den, ın der Verordnung vom 28. Juni 1825. (©. ©, 
p. 163.) für einzeln flehende Unterrichter vorgefihriebene Süße 
liquidiren fönnen. 

Bei der dur die Cire. Verf. vom 24. Aug. 1822. ertheil- 
ten Ermächtigung, die duhrtoften Bergütigungen durch ein mit 
dem Unterfuhungsrichter zu treffendes Abkommen ein für allemal 
zu reguliven, behält es fein Bewenden. 


e) R. d. F. M. v. 28. Mai 1840. (Centribl. p. 254.) 
‚Die Honorare der Haupt-Amts-Inftitiarien werben gleih den 
Defoldungen der ausübenden Steuer-Beamten mondtlich pränumerando 


gezahlt. | 
12) Beftimmungen wegen des Denunziantenantheils. 


a) Im AU meinen) begründete den Anfpruch auf den Denunzian⸗ 
ten-Antheil von Defraudations-Strafen aus den Abgubengefegen 
oom 8. Fehr. 1819 und 30. Mai 1820: 

Die 8. D. vom 17. Dezbr. 1820. (Ann. Bd. XIX, p. 951.) 
Sch genehmige Ihrem Antrage vom 14. d. M. gemäß, daß von 
den nach dem Get. v. 8. Febr. 1819 und 30. Mai 1820 eingezogenen 

Steuer-Defraudations-Strafen und etwanigen Ronfisfaten ein Drit- 

theil den Steuerbeamten mit Ausfchluß der Mitglieder der Haupt- 

ämter, ingleichen den FAR und Forft-Dffizianten und Gensdarmen, 
fofern_ fie Steuer »- Defraudationen entveden, oder dazu Hülfe leiſten, 
als Belohnung zu Theil werde; ein Drittheil aller Steuer- 
firafen und Ronfisfate aber zum Unterffüßungsfonds ber hinter- 
bliebenen bevürftigen Wittwen und Kinder von Steuerbeamten fließe. 
In allen Fällen aber, wo Ich den Denunziaten begnadige, —* ſowohl 
der Denunziantenantheil, als der Antheil des Unterffüßunge onds weg, 
falls nicht einer oder der andere ausdrücklich vorbehalten wird. 
Uebrigens ermächtige Ih Sie alle Strafantheile und Konfiskate 
bei Abgabendefraudationen aller Art, welche nach jenen Verwendungen 
übrig bleiben, mit dazu zu benußen, um würdig ſich auszeichnende ver⸗ 


*) Specielle Beftimmungen über Denunziantenanthelle an gemwifien Steuer⸗ 
ſtrafen enthalten $. 34 des Haufirregulativs vom 24. Aprif 1824. (f. oben S 
62) und $. 11. des Maifchjleuerregulativs vom 1. Derbr. 1820. (jſiehe nach⸗ 
olgend.) 

: Bas bezüglih der Strafen aus den Bollgefegen Rechtens ift, ergiebt das 
Sollfirafgefeg vom 23. Janyar 1838 mit feine, Ergänzungen. (f. nacıfelgenb.) 


> 
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vienſtliche und auch bevärftige Steuerbeamte zu venumeriren und zu 


unterſtützen. 

Friedrich Wilhelm. 
b) R. d. J. M. vom 17. Juni 1826. (Ihb. Bd. XXVII. p. 323, 
-“ Gr. Bb. I, p. 3385) 

Wenn Denunziant fih auch zum Vortheile des Denunziaten fei- 
nes Strafantheils begiebt, fo muß die Strafe dennoch mit Einfchluß 
des StrafantHeils zur Kaffe entrichtet, refp. verrechnet werden, und 
die BA kann nur durch Jurüczahlung des Antheils an den 
Denunziaten feitens des Denunzianten in Wirkung treten. 


c) R. Dot d. J. u. d. Fin. v. 6. Febr. 1838, (Ann. Bd. XXI, 


309. 

Die Beſtimmung der K. O. vom 17, Decbr. 1820, wonach Mit- 
glieder der Hauptämter feinen Denunziantenantheil beziehen fpllen, fin- 
det auf Kreisfecretäre feine Anwendung, diefe find vielmehr in den 
geeigneten Fällen dazu berechtigt. 


d) R. Bad d. J. j. d. F. v. 20. Febr. 1838, (Ann. Bd. XXU. 
| 


P- , 

Dur rmößigung der Strafe im Wege der Gnade wird 

auch der Denunziantenantheil verhältnißmäßig reducirt. 

e) R. d. F. M. v. 13. Novbr, 1838. (Ann. Bd. XXI. & 894.) 

Ju denjenigen Polizeibeamten, welche nad der Orbre vom 

17. Decbr. 1820, Anfpruh auf den Denunziantenantheil haben, ge- 
hören auch die Mitglieder ver Magifträte in allen Städten ohne 

Nüdficht auf deren Umfang. - 


©, Nachträgliche zu den Gefeßen v. 8. Febr. 1819, 
ergangene Beſtimmungen. | 





J. In Bezug auf die Branntwein-Steuer. 


KRabinetsordre vom 20, Suni 1822, 


Aus Ihrer des Finanz-Minifters Anzeige v. 27. April d. J. 
geht hervor, daß die Gerichtöbehörden, im Widerſpruch mit dem 
Verfahren der Finanzbehörden, Anftand nehmen, bei Maifchiteuer- 
Kontraventionen nach dem durch die Amtshlätter der Regierungen 
zur Öffentlichen Kenntniß gebrachten interimiftifchen Regulativ vom 
1. December 1820, zu erfennen, nnd nad wie vor auf das Ge⸗ 
feß vom 8. Februar 4819. zurüdgehen zu müflen glauben, Ich 
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beftimme daher, daß bis zur Promulgation des neuen Getränfes 
fteuer-Gefeges, dur welches im Wefentlihen die fegige Beftene- 
rungsweife beibehalten werben wird, bie Gerichte eben fo, wie 
die Steuerbehörden gehalten fein follen, bei Beurtheilung und 
Entfheidung ber Kontraventionen gegen das gedachte Regulativ 
vom 1. December 1820. ſich nach den darin enthaltenen Straf: 
beftiimmungen zu achten und nur in fo weit auf Diejenigen des 
Geſetzes vom 8. Februar 1819, zurüdzugeben, als es mit dem 
Regulativ verträglih if. Hiernach werden Sie das Nöthige 
verfügen. (©. S. 1822. p. 176.) 


Regulativ vom 1. December 1820 die anderweite Be- 
feuerungdesBranntweing betr. (Ann, Ihb. 1820, p. 714). 


In Berüdfichtigung der Beſchwerden, welche die Erhebung 
ber Steuer von inländifhem Branntwein durch den Blafenzing 
veranlagt hat, und Die aus der Betriebszeit, fo wie aus der unfichern 
Beitimmung der Blafenzinsfäge nad der Erzeugungsfähigfeit der 
zum fihnellern Betriebe verfchiedenartig eingerichteten Brennges 
räthe hervorgegangen find, haben bes Königs Mafeftät nach er, 
fordertem Gutachten. des Staatsraths, durch eine Allerhöchſte 
Kabinetsordre vom 20. November c., befohlen, daß ein neues 
Geſetz vorgelgt werben fol, wonad die Beſteuerung des Brannts 
weins nah dem Quart⸗-Inhalt der zur Maifchbereitung benusten 
Bottiche feftgeftellt, und bis dieſes Gefeg emanirt fein wird, ſchon 
vorläufig nach derfelben Grundlage bei der Branntweinbefteue- 
rung verfahren werden fol. 

Es find daher nachfolgende Beitimmungen yom 1, Januar 
1821. an zur Anwendung zu bringen, 

6. 1. An Steuer it Em Grofchen von Zwanzig Duart 
inhalt des Bottichs bei jeder Einmaifhung Behufs der Brannt⸗ 
weinfabrifation zu erlegen. Es wird mithin, da die Abgabe von | 








einem Quart Branntwein 1 Gyr. 3 Pf. nad dem Geſetz vom u 
8. Februar 1819 betragen fol, angenommen, daß, um ein Duart: 


Bronntwein zu SO Proc. Altohol (nah Tralles) zu erzeugen, mit 
Nüdfiht auf das Auffteigen der Maifche bei der Gährung, 25 
Duart Maiſchraum erforderlich fei.*) 


°) 3n F. 1. ift zu bemerfen | 

a) Die Modifikation des Steuerfahes von 1 Groſchen pro 20 Duart 

Bottihraum durch die nachfolgend mitgeiheilten K. DO. vom 10. Januar 
1824 und 16. Juni 1838. 

b) Die R. d. F. M. vom 2. Septbr. 1822., 21. Maͤrz 1828 und 7. Dezbr, 

| 1833 beflimmen, daß auch diejenigen Beſitzer von Deftillirgeräthen, welche 

Maifche bereiten und daraus Entter ziehen, bloß um Gffig daraus zu fabris 

ziren, ber im F. 1. des Regul. angeorbneten Beſtimmung unterworfen find: 
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8. 2. Wer eine Brennerei in Betrieb fegen will, iſt ver- 
pflichtet, mindeftens 8 Zuge vor der erften Einmaiſchung feinen 





c) Zum befjeren Berftändniß bes Unterſchiedes zwiſchen dem Blafenzins 
und der Maiſchbottichſt euer, welche das Regulativ vom 1 Dezb. 1820. 
ftatt des erfteren einführte, mögen folgende Bemerkungen dienen: 

Die frühere Erhebung der Branntweinftener gefhah von dem Rauminhalte 
ter Deftillivblafen und fügte fih auf den Grfahrungsfag, daß bei Anwendung 
garz gewöhnlicher einfacher Brennarparate, binnen vier und zmanzig Stunden, 
ver vierte Theil des Inhaltes der Blaſe an Branntwein von 50 Prozent Weine 
geitgehalt nach Tralles Alfoholometer probuzirt werden kann; es wurbe daher 
ale Regel angenommen, daß von dem Betriebe eines gewöhnlichen Apparates, 
für den Zeitraum von 24 Stunden, die Stener mit iz gEr., nach dem bamali» 
gen Münzfuße, für vier Quart des vollen Blafeninhalts zu erlegen fi. Da es 
unter ſolchen Umftänden das Intereffe des Stenerpflichtinen erheifchte, in ber 
wöglichſt kürzeſten Frıf die möglihft größte Menge Branntwein zu 
erzengen, fo wurden vielfültige und zweckmäßige Berbeflerungen in der Konſtruklion 
dır Geräthe jelbft ausgeführt, und Apparate erfunden, durch deren Anwendung 
das bisherigen Zichen eines fehr ſchwachen Branntweins (LZutter), fowie deſſen 
ubermaliges Abtreiben auf die gehörige Stärke Wienen), entbehrlich gemacht 
und durch eine einzige Deftillation, aus der Maifche fogleich Branntwein 
oder Alkohol, mit einer großen Erſparung von Zeit, Koſten und Kraft gewon⸗ 
nen wird. 

Daraus entfland für den gröferen Theil derjenigen namentlih land wirth⸗ 
ſchaftlichen Brennereien, deren Berhäftnifie die Beſchaffung eines verbefierten 
Apparats nicht aeflatteten, ein Mißverhältnig, zu deſſen Beleitigung das Regu⸗ 
lativ vom 1. Dezbr 1820 an die Stelle der Beſteuerung der Broduftionss 
fähigkeit ver Apparate eine Beileuerung des Raumes der Maiſchge— 
fü Be anordnete. | 

Diefe Beſteueruug berubte auf folgenden Grundſatzen. 

a) Um ein Quart Branntwein zu 508 Alkoholgehalt nach Tralles zu erzielen, 
werben 6 Pfund Getreide oder trockne Subflang der verarbeiteten Materia- 
lien verwendet. 

b) Das BVerhältniß des Getreides oder der trocknen Subflang zu der bei dem 
Maifchen und Stellen angewenveten Zlüffigfeit wird wie I zu 8, 

©) der beim Einmaifchen für das Auffteigen der gährenden Maifche unbenupt 
zu laffende Raum, zu einem Fünftheil von dem ganzen Inhalte des Maiſch⸗ 
oder Gährungsgefüßes angenommen. 

Nach diefen Grundfägen waren alfo zur Erzeugung von einem Quart Brannt- 
wein zu 503 Alkoholgehalt, 25 Quart Maifchraum, 20 Quart Maifche und 6 Prund 
irocne Frucht erforderlich und ed ward angenommen daß diefe 20 Quart Maifche, 
weil fie neben den 6 Pfund trodner Subitanz das achtfache Gewicht an Flüffigfeit 
enthielten, überhaupt ein Gewicht von 54 Pfund ergaben; obſchon fie eigentlich nur 
den Raum von 52 Pfund oder 20 Quart umfaflen, da das Getreive, mif Waſſer 
vermengt, nur drei Viertel desjenigen Volumens einnimmt, welchen es im trock⸗ 
zen Suftande ausfüllte. . 

Da nun das neue Befteuerungsprinzip auf den Rauminhalt der Maiſchbot⸗ 
tiche begründet war, fo ergiebt das Vorſtehende daß vier Prozent des geſammten 
Bottihinbaltes ale das gewöhnliche Erzeugniß an Branntwein von normalmäßiger 
Etärfe angenommen wurde. 

GEine natürliche Folge der Beflenerung des Maifchraumes war nun bie Bes 

mäahuny der Brenner, möglihft viel Branntwein aus möglih fi wenig Bots 
tihraum zu ziehen, und die Induftrie wußte diejen Bemühungen einen folchen 
Grfolg zu geben, baf des urfprüngich angeordneie Grhebungs : Cap fehr bald 
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Betriebsplan, nach einem dazu vorgefhriebenen Muſter, welches 
bier liegt. für einen vollen SKalendermonat, oder, fofern der Be⸗ 
trieb zuerft während des Laufes des Monats feinen Anfang neh⸗ 
men fol, bis zu Ende des Kalendermonats.dem Steueramte zu 
erflären, und bei dem Betriebe genau und ohne alle Abweichung 
zu befolgen. *) 

$. 3. Die Erflärung muß deutlich gefchrieben, und ohne 
dag darin etwas abgeändert oder ausgelöſcht ift, zwiefah dem 
Steueramte übergeben werben, Beide Eremplare werben vom 
Amte genehmigt und vollzogen; das eine bleibt bei demſelben, dag 
andere wird bem Brennerei-Inhaber zurüdgegeben, welcher gehal⸗ 
ten ift, noch vor Anfang der erſten Einmaifchung daſſelbe an einem 
hellen Orte in ber Brennerei, welchen der Steuerbeamte dazu 
ausmwählt, offen anzubeften, und dort, fo lange der Betrieb decla⸗ 
rirt it, unbefchädigt zu erhalten, damit der Auffichtsbeamte und 
jedweder, der in die Brennerei eintritt, alsbald folches einfehen 
‚Tann. Wenn die Betriebszeit abgelaufen iſt, wird Diefes Exemplar 
an das Steueramt zurüdgeliefert, und Tann alsdann gegen das 
erite umgemwechfelt werden. 

$. 4. Dem Brennerei Inhaber ift geftattet, die Maifche 
am dritten. und vierten Tage nach der Einmaifchung abzubrennen 
und darnad die Declaration einzurichten. | 

Ein früheres oder fpäteres Abbrennen der Maifhe ift in 
der Kegel nicht geftattet. Wird in außerorbentlihen Fällen eine 
Ausnahme nöthig, jo muß zuvor dem Steueramte davon Anzeige 
geſchehen und deſſen Ichriftlihe Genehmigung dazu ertheilt fein. 
Solches kann aber bei Unter-Stenerämtern nur unter Mitunter 


inter dem in F. 2 des Geſetzes vom 8. Febr. 1819 als Norm vorgefchriebenen 
Steuerfage von 4 Sgr. 63 Pf. von jedem Quart Branntwein zu 50 Proz. nach 
Tralles erheblich zuruͤckblieb. Durch die Allerh. K O. v. 16. Juni 1838 ward 
daher ver Erhebungs:Cag anderweit auf 2 Sgr. für jede 20 Quart Nalfchraum 
and für landwirthſchaftliche Brennereien auf 1 Sgr. 8 Pf. normirt, worin alfo 
eine Erhöhung ver durch das Gele vom 8. Febr. 1919 auferlegten Branni⸗ 
weinfteuer in der That nicht zu finden if. 
°) Nach dem Refer. des F. M. vom 9. Dezember, 1836 foll der Brennerei= 
befiger, wenn er die Leitung jeiner Brennerei nicht felbft übernimmt, der Steuer⸗ 
behörde ein für allemal denjenigen benennen, der hierbei in feinem Auftrage hans 
deit, und dieſer muß bei Vollziehung ver Betriebs- oder fonitigen Anmeldungen 
feiner Unterfchrift die Bemerkung „daß er im Namen und Auftrage des - 
‚Brennereibefigers handele“ jedesmal hinzufügen. Einer beſondern Voll⸗ 
macht bedarf es aber in dieſen Fällen nicht, da Verwalter, Hausoffizianten ꝛc. 
vernnuthete Vollmacht haben. (AU. L. R. Th. I. Tit. 13. 6.122) u, der Bren⸗ 
nereibeſitzer ohnehin nach 8.83. der Sıner- Ordnung in subsidium verhaftet iſt. 
(Sin Mufer du ben, Beiricheanmelbungen nuch der neuen feis.Dem 1. Sau, 
1530 eingeführten Fotm At Hinter diefem Regulativ abgedruckt. Die Brenner 
erhalten daſſelbe unentgeltlich, durfen fich aber auch feines andern zu ihren 


Betriebodeklarationen bebienen) 
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fhrift des Ober-Kontrolleurs gefchehen, und muß die Genehmi⸗ 
gung an ber Tafel in der Brennerei angefchlagen werben. 
$:5. An jedem zur Einmaiſchung declarirten Tage dürfen 
nicht unter 600 Quart Maifchraum declarirt werben, auch wer⸗ 
den kleinere Maifchbottihe, ald von 300 Duart, Tünftig nicht 
mehr zugelaffen. Die Einmatfchungen bürfen nur in der $. 32. 
a Ordnung vom 8, Februar 1819. beſtimmten Zeit ge⸗ 
eben. RT 
Dem Brennerei-Inhaber bleibt zwar freigeftellt, wie. oft und 
wann er während des Monats, für welchen er beclarirt, die Des 
elarirten Maiſchgefäße und Blafen benugen will; die Benutzung 
ber declarirten Maifchgefäße muß jedoh in einer regelmäßigen 
Reihefolge dergeftalt gefchehen, baß in dem zuerft geleerten Maiſch⸗ 
bottich die Einmaifchung auch zuerft wieder begonnen wird. Wäh⸗ 
rend des Betriebs der Brennerei darf die angezeigte Stellung 
der Maifchgefäße in dem Brennhaufe nicht verändert - werben. 
Etwanige Maifhwärmer und Maifchrefervoirs müſſen befonders 
declarirt werden, und dürfen nie andere ‘als reife Maifhe aud 
nur während ber Zeit, wo die Maifchblafen in Betrieb find, 
enthalten. « Ä 
Sind fämmtliche declarirte Maifchgefäße nad) einander ab» 
gebrannt, fo fann eine neue Einmaifchungsperiode zwar erft nach 
einer beliebigen beclarirten Friſt wieder begonnen werben, Sf 
aber zwifchen mehreren Einmaifchungen ein Zwifchenraum - von 
der Art, daß ein oder das andere Maifchgefäß einen Tag oder 
länger dergeftalt außer Gebraud bleibt, daß an demfelben Tage, 
wo es Teer geworben, nicht wieder darin eingemaifcht wird, fo 
muß es für den Tag, ober die Tage des Nichtgebrauchs, fchief 
eftellt, oder wenn derſelbe länger als drei Tage dauert, nad 
Befinden ber Srtlihen Umftände, durch Verſchluß oder Verſiege— 
Yung von Seiten des Steueramts außer Gebraud) gefest werden.“) 





*) Die namentlich im $. 5. des Regulativs enthaltenen Borfchriften, welche 
fi} auf die Kontrolle der Maiſch⸗ und Brenngeräthe beziehen, haben durch die 
Fortſchritte dee Induſtrie bei der Branntweinfabrifution erhebliche Modifikationen 
erlitten, und es haben theils Crleichterungen bewilligt, theils Kontrollen angeorbs 
net werden müflen, welche im Gefeg bis dahin nicht vorgefehen waren. 

Dahin gehört: | 

a) bie Befugniß, getvifie Theile der Brennapparate über Nacht mit Schlempe 

(Branntweinfpülih), Waſſer und felbft nit Maifche gefüllt ſtehen zu laſſen. 

Es wurde dies fchon im Jahre 1825 zuerſt bei Piftorinsfhen Brenns 
apparaten, und demnächft durch Circ. Meter. d. F. M. v. 12. Dezember 1836 
bei allen Arten von Brennapparaten geftattet, welche gleich den Piſtoriusſchen 
aus breiin unzertrennlicher Verbindung mit einander Tiehenben, zur fucceffiven 
Anfnabme ber in beflimmter Stufenfolge durch den Apparat geleiteten Maifche, 
dienenden Behältniffen — Blafen, Maiſchwaͤrmer, Vorwaͤrmer — beflchen. 
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8.6. An den Tagen, wo Branntweinblafen zum Betrieb 
declarirt find, darf in der Negel von 7 Uhr Abends bis 5 Uhr 
Morgens nicht gebrannt werben, ed müßte denn nad dem Er» 
meffen der Steuerbehörbe, der Maifchinhalt der verfteuerten 
Maifchbottiche, welche an biefem Tage abgebrannt werden follen, 
in 14 Stunden nicht verarbeitet werben können, in welchem Fall 
der Stenerbeamte in der Declaration zu bemerfen hat, wann und 
anf wie lange das Nachtbrennen nachgegeben worden iſt. Ob die 


Durch die C. R. d. F. M. v. 29. DH. 1840 und 29. Jamar 1841 (entrbt. 
1840. p. 392. 184#. p. 31.) warb dies auch auf Gallſche Brennapparate aus⸗ 
gebehnt. Allgemeine Bedingungen der Geſtattung find nächft einer ge⸗ 
wiſſen, die Reviſton des Inhalte erleichternden, Einrichtung der Oeräthe, Recht⸗ 
lichkeit und Zuverläffigfeit des Brennereibefigers, und die Verpflichtung 
dafür zu forgen, daß das Brönnlofal für die Beamten au uber Nacht jeder- 
— zugänglich ſei, mithin entweder unverſchloſſen bleibe, ober ſofort 
geoöffnet werde, | 

b) Die Geflattung bes fleuerfreien Gebrauchs von Hülfs- 
und Nebengefäßen, welche theils in Folge der verbefierten Methoden bei der 
Maifchbereitung theils durch die Verbindung anderer Zwecke, namentlich der Bes 
seitung und Benubung fünftliher Gährmittel (Hefe) damit, erforderlich wurben. 

Leber die Kontrolle viefer Gefäße erging zunächſt ein R. u. Publifandum d. 
FM. v. 16. Juni 1827 (Ann. Bo. XL p. 637), welche die Bewilligung von 
Nebengeräthen aller Art (Vormaiſch⸗Bottich, Maiſchreſervoir, Hefengefäß) an die, 
allgemeinen Bedingungen. Inüpfte, daß die Gefäße zum Betriebe wefentlich 
nothmwendig feien und bie Befiger, welche des Bertranens der Behörde 
würdig fein müflen, deren Kontrolle ficher ſtellen. Außerdem ift beftimmt, daß 
die allgemeinen Vorichriften des Maiſchſtenerregulatives auch auf dieſe Nebenges 
füße Anwendung finden. In Bezug auf ven Gebrauch ber Hefengefäße bei 
gewiſſen Eünfllichen Gaͤhrmitteln inebefondere iR buch die R. d. 5. M. vont 
28. Maͤrz 1836, 17. Juni 1841 und 24. Juni 1842. (Gentrbl. p- 149 sq. 
1842. p. 330.) die Kontrolle näher beſtiumt, namentlich angeordnet, daß über 
Die Art ver Benntzung verſelben jeberzeit neben dem Brenneseibetriebss Plaue eine 
befondere Nebendeflaration nad befimmtem Muſter gegeben und in 
der Brennerei aufgehängt werben. foll, auf welche in dem Hauptbetriebs: Plane hins 
uweifen if. Die fpeziellen Bebingungen, unter denen den Brennerei-:Inhabern 
ie fleuerfreie Benutzung von Hefengefäßen zu den verfchiebenen Fünftiichen Gaͤhr⸗ 
mitteln geftatiet ift, find übrigens jest in dem E.R, d. F. M. vom 31. Januar 
1844. (Centr. BL. P 23 sq.) zuiammengeftellt. (vergl. übrigens 8.5. 0.8.0. 

c) Außerdem iR zu bemierien! . . 

d. R. d. 8 M. vom 15. Februar 1839. (Cenirlbl. P- 36.) Zn 

Die Meinung, daß zur Aufftelung von Maifch-Weferveirs in den Brennereien 
die ausdrückliche Genehmigung der Steutibehörbe nicht erforderlich fei, ſondern 
Daß es genüge, wenn die Maiſch⸗Reſervotrs eben fo, wie die Maiſch⸗Bottiche 
deklarirt und vermeflen werben, ift vollfommen richtig. Daraus folgt aber nicht, 
daß ber Stenerbehörge Fein Berfagumgsrecht dagegen zufiche, vielmehr Kat dieſelbe 
allerhings die Befugniß, die Denugung von MaifchsReferboire zu verfagen, welche 
entweder den revibirenden Beamten unzugänglich find, ober, ihrer Stellung zum 
Dettillirapparat ober dem geringen Umfange bes Betriebs nach, ihrem Zweck nicht 
» entfprechen fünnen und daher die Dermuthuug-erweden müflen, daß fie nur zur 
Berdeckung beabfichtigter Defraubationen dienen follen. 
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Blafen für den ganzen Monat der Declaration außer Berfchluß 
bleiben, oder während ihres Nichtgebrauchs unter Verſchluß zu 
fegen find, bleibt gleichfalls dem Ermeſſen ded Steueramts, nad) 
der Dauer bed Nichtgebrauchs und den örtlichen Umftänden, über⸗ 
laſſen. 

ſ Für die Zeiträume, wo nicht declarirt worden, können die 
Blaſen und die Maiſchbottiche unter Verſchluß geſetzt werben.*) 

F. 7. Die Steuer für den declarirten Monat muß in der 

Regel am letzten Tage deſſelben entrichtet werden. Wer aber 
dieſen Zahlungstermin einmal verabſäumt hat, kann in der Folge 
auf dieſe Erleichterung nicht mehr Anſpruch machen, ſondern muß 
die Steuer bei jeder fernern Declaration vorauszahlen.**) 


°) In Bezug auf die im $. 6. beflinmten Breunfriften ift zu bemerken: 
Die Steuerbehörven Eönnen nach dem Publikandum d. F. M. v. 29. Oft. 
1829 (Aun. 1829. IV. 786.) und vem R. d. FM. von 11. Januar 1837 
befundere Erlanbniß zur Berlängerung ber gefeglihen Brennftiſt im Falle 
bes Beduͤrfniſſes ertheilen. Es bleibt dies aber unter allen Umftän- 
den an die Bedingung geknüpft, daß den Beamten ver Zutritt zur Bren⸗ 
nerei, ohne das mindefte Hinderniß, während des Betriebs offen ehe. 
**) Bon der Regel des $. 7. wonach bie Stener am legten Tage des 
deflarirten Monats gezahlt, alfo nur einen Monat oeflundet werden fol, ‚macht 
die für Brennereiinhaber, welche Branıtwein behufs des Abſatzes in Vorrath 


brennen, bewilligte längere Krebitirung ber Eteuer eine Ausnahme. Das hierüber 


unter dem 27. Dezbr. 1825 'ergangene duch K. O. v. 13. deſſelben Monats 
und Jahres genehmigte Publikandum des F. M. Tnüpfte die Bewilligung des Kredite 
v. 1. Oftbr. eines = bis zum legten Septbr. des anderen Jahres im Weſentlichen an 
die Bedingungen: daß der: Kreditnehmer jührlich über 600 Thule. Maiſchſtener ent⸗ 
sichte, ein Lager von mindeftens 50 Eimern felbft fabrizirten Branntmein nicht 
unter 505 Tralles vorräfhig habe, außerdem auf Höhe des Freditirten Belrages 
Eicherbeit leiſte durch Staatspapiere oder ſichere acceptirte Wechſel, oder ſtatt 
defien ein der crebitirten Stener im Gelpwerthe gleiches Quantum Btanntwein 
unter Mitverfchluß der Steuerbebörden ftelle, ' " 
Dagegen ift duch das Publikandum des F. M. v. 18, Febr. 1843 (Cenirbl. 
p. 119.) auf Grund Königlicher Genehmigung beftimmt, daß die Borfchrift, nach 
welcher nur folchen BrennereisInhabern die Steuer geftundet werben foll, 
welche ein Lager von mindeftens 50 Gimer ſelbſt fabrizirten Branntweins 
vorräthig haben, | “ 
fo wie die DVorfchrift, nach welcher Vrennerei-Befiger, die für den ertheilten 
Kredit Feine Sicherheit beftellt Haben, während. ver Kreditperiote eine, der Krebits 
fumme entiprechende Eimerzahl von Branntwein vorcäthig halten over für das 
Fehlende die Steuer entrichten follen, 2 
künftig nicht weiter zue Anwendung gebtacht werden und für die: Bufunft Das 
Halten eines gewiſſen Branntwein⸗Vorraths ale Bebingung det Krebitirung bet 
Branniweinfiener wegfallen foll, oo. 
- Zugleich ift angeordnet, dag in allen Fällen, wo bie Branntweinftener gegen 
Beſtellung von Sicherheit kreditirt wird, bie HauptsAemter ven Kredit ohne höhere 
Genehmigung, unter Beobachtung ber ferner in Kraft bleibenden Vorſchriften der 
Bekanntmachung vom 27. Dezember 1825, zu gen befugt find, Hei Kredite 
bewilfigungen ohne Sicherftellung dagegen die Gewährung der Prov. Eienerbes 
hörde vorbehalten bleibt. “ " 
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F. 8. Eine Vergütigung oder ein Erlaß ber Stener fann 
nur dann erfolgen, wenn dem Inhaber ber Brennerei durch eis 
nen außerordentlihen unverfchuldeten Zufall ein verfteuerter ım«s 
angebrochener Maiſchbottich gänzlih unbrauhbar geworben, und 
muß alsdann dem Steueramt fogleih dason Anzeige gemacht 
werten, um bie Richtigkeit der Angabe an Ort und Stelle zu 
unterfuhhen. Daß die Maifche fauer geworden, wird jeboch als 
ein folher Zufall nicht angenommen. ”*) ' 

8. 9. In Anfehung der Branntweinftener folder Gewerb- 
treibenden, welche neben der Branntweinfabrifation, oder auch 
ohne diefelbe, Branntwein über Ingredienzen abzieben, oder Brannt- 
wein aus Weinhefen, Zuckerwaſſer oder andern Subſtanzen, welde 
vorher feiner Zubereitung durch Einmaiſchen bebürfen, oder aus 
Weintreftern, Obft und andern nicht mehlichten Subftanzen bren- 
nen, bei beren Cinmaifchung die Gährungszeit an Feind vorher 
zu beftimmende zwei oder dreitägige Friſt gebunden werden fann, 
bleibt es einfiweilen bei den bisherigen Beftimmungen, 

Deftillirgeräthe, welche ausſchließlich zu anderem Gebraud 
als zur Branntwein= oder Liqueursgabrifation, gehalten werden, 


°) Durch das ER. d. F. M. vom 26. Suni 1841 (Centrbl. p. 156.) 
find die Bedingungen der im 6.8. bewilligten Etener-Verglituug im BWelentlicen 
dahin feſtgeſtellt. oo 

In Fällen, wo bie Ausführung des angemeldeten Monatss Betriebs einer 
Brennerei unmöglih wird: ' 

a) duch Feuersbrunſt oder Waſſersnoth; 

b) duch Unbrauchbarwerden gewiſſer Thelle des Brennerei s&eräthe, welchem 
Fo ohne Betrichs-Unterbrechung nicht abhelfen Kit, 

ann eine anderiveite, nach den veränderten Umfländen eingerichtete Stüdls Deklaration 
an die Stelle der von da ab aufzuhebenden monatlichen Betriebes Anmeldung für 
den Neft des Monats geſetzt, oder die Stener für die unbrauchbar gewordenen 
oder unterbliebenen Ginmaifchungen in der beizubehaltenden Betrichs =» Anmeldung 
abgefegt, oder im Wege des Reftitutions- Verfahrens die Critattung der Steuer 
hachgelucht werden In. viefen Fällen muß der Brennerei⸗Inhaber aber ten 
Aulaß zu der Betriebs:Unterbrechung und die Abweichung von der Declaration, 
der Steuer⸗Hebeſtelle des Bezirks ſofort ſchriftlich anzeigen, welche bemnächft die 
amtliche Feſtſiſellung des Sachſtandes bewirken läßt. Hat aber ver Brennetei⸗ 
Suhaber entweder länger als 24 Stunden nad der Betriebs⸗Anterbrechung mit 
der davon zu erſtattenden Anzeige. gezögert, oter ben Stenerbetrag des Belriebs⸗ 
planes bereits im Voraus bezahlt, ſo fann nicht die anderweite FehfeNun ber 
Betriebs⸗Nachweiſung erfolgen, vielmehr find dan hie Provinzlal⸗Steuerbehdrden 
ermächtigt, bei zu entfchuldigender Verzögerung und wenn fonfl einer Abänderung - 
der Betriebs-Anmeldung nichts entgegen geftanden haben wuͤrde, die Reftitution 
der Stemer von ben unzweifelhaft unbrauchbar gewordenen odet unterbliebenen 
GEinmalfchungen zu verfügen. Wenn dagegen andere als die oben bezeichneten 
unvermetdlichen Urſachen, zu welchen jedoch angeblicher Schrort » cher Waſſer⸗ 
mangel nur in gewiflen Füllen und das Saneriverden der Maifthe gar nicht 
zu rechnen find, ausnahmeweife einen Steuer⸗Erlaß von angemelveten, aber nicht 
erfolgten Elnmaifchumgen zu rechtfertigen ſcheinen, ſo ift die Genehmigung dazu 
bei dem Finanz-Minifterium nachzufuchen. 
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hören zwar auf, ftenerpflichtig zu fein, und unter ber bisherigen 
engern Kontrolle, foweit folhe für die Branntweinbrenner und 
Liqueur-Fabrikanten hiernach fortdauert, zu ftehen, bleiben aber 
zur Verhütung etwanigen Mißbrauchs, einer allgemeinen Aufjicht 
son Seiten der Steuerbehörde unterworfen.*) 

$. 10. In Folge der angeorbneten Befteuerung der Maiſch⸗ 
bottiche ‚tatt des Blafenzinfes, fommen aus bem Gelege vom 8. 
Sehruar 1819. wegen Befteuerung bes inländifchen Branntweins 
und der dazu. gehörigen Ordnung einftweilen folgende Paragra- 
phen nicht mehr zur Anwendung, außer wo in den Fällen des 
F. 9. diefes Regulativs etwa noch Bezug darauf zu nehmen fein 
möchte; und zwar aus dem Gefeg die Paragraphen 2 bid 4 und 
9 bis 13, aus der Ordnung die Paragraphen I, 3 bis 13 (alles 
einfoplieglich) 15, 22, 23 und 25, | 

F. 11. Die hiernach ferner in Kraft bleibenden SS. ber 
Steuerordnung erhalten folgende zufägliche oder abändernde Bes 
fiimmungen. Was darin von dem Deſtillir- oder Brenngeräthe 
und beifen unbefugtem Gebrauh zum Maifchen gefagt worden, 
gilt im Allgemeinen auch von dem Maifchgeräth und deffen unbe— 
fugtem Gebraudy zum Maifhen. Der nah $. 16. einzureichen« 
deu Nachmweifung über die Räume zur Brennerei, die Brennge- 
räthe de. iſt ein einfacher Grundriß desjenigen Raumes, in wels 
hem ſich die Maifchgefäße befinden, und ihrer Stellung m 
demfelben, nach dem beifpielsweife anliegenden Schema, doppelt 
beizufügen. in Eremplar, vom Steueramte befcheinigl, muß 
in derfelben Art, wie im 9.3. diefer Verordnung wegen ber 
Declaration beflimmt worden, in ber Brennerei aufgehängt; 
und bie darin bezeichnete Stellung während jeder Betriebszeit fo 


°, Der Dfafenzgins für die Ligneur-Fabrifation ift aufgehoben laut 

Publ. d. HM. vom 23. Dezbr. 1833. (Ann. Bd. XVII. p.:917.) 

Des Königs Majeftät Haben mittelſt Allerhöchfter K. O. vom 14 Deibr. o. 
genehmigt, daß der für die Tiqueurbereitung neben der Maifchitemer bisher ent« 
richtete Dlafenzins vom 1, Januar Fünftigen Jahres fernerhin nicht erhoben, und 
die im 8. 9. des Regulativs vom 1. Dezember 1820. hierüber enthaltene Vor⸗ 
fchrift in Anfehung folcher Gewerbetreibeüden, welche neben der Branatweina- 
brifation, ober auch ohne diefelbe Branntwein über Ingrebienzien abziehen, oder 
überhaupt durch weitere Deflillation Son Brauntwein Liquenz bereiten, nicht wei⸗ 
ter in Anwendung gebracht werde. oe — 

Indem ich dieſe Allerhöchſte Beſtimmung hierdurch zur offentlichen Keuntniß 
bringe, bemerke ich, daß Deſtillirgeräthe, die nicht zur Branntwein⸗Fabrikation 
aus Maifche oder andern Subſtanzen, fondern lediglich zur Liqueurbereitung ben 
nugt werben, und beren Inhaber nicht im Beſitz von Maifchgefüßen find, —* 
ber allgemeinen Aufficht der Steuerbehörde, gleich wie Dehillirgerätbe, welche 
ausſchließlich zu anderem Gebrauche, als zur Brannimeinbereitung gehalten wer⸗ 
den, unterworfen bleiben. 

⸗ 





193 


Iange unverändert beibehalten werben, als etwanige Abänderun⸗ 
gen dem Steueramte nicht mittelft Einreichung eined abgeänderten 
Grundriffes angezeigt worden find. Was SH. 18 und 19 wegen 
Bermefiung der Blaſen angeoronet worden, gilt auch von ben 
Maifchbottichen. 

Die den Steuerbeamten im $. 50, beigelegte Reviſionsbe⸗ 
fugniß erſtreckt fih auch auf die Kontrolle ber pünftlihen Beob⸗ 
achtung der Deflaration in allen ihren Theilen, 

Zu den Fällen, wo nad $. 60. die Defraubationsfirafe ein- 
tritt, gehört auch der, wenn Gewerbshandlungen, von deren Aus⸗ 
übung dem Staat nad) diefem Negulativ eine Abgabe zu entrich- 
ten ift, entweder gar nicht oder unrichtig angezeigt werben. 

Jede Einmaifchung in anderen als den dazu beflarirten Ge- 
fäßen oder außer den angezeigten Räumen, oder zu einer andern, 
als der im F. 5. dieſes Regulativs beftimmten Zeit, oder an ans 
bern als den für jeden Bottich deelarirten Tagen, ohne Rüdficht 
auf die Größe deffelben, zieht außer der gewöhnlihen Defraus 
dationsſtrafe und der Ktonfisfation der Geräthe noch die im $. 
66. feitgefegte höchſte Geldfirafe von 100 Thlrn., welche dem 
Entdeder ganz zu Theil werben fol, nach ſich. 

Die SS. 67 und 68. ändern fi dahin, dag, wenn Maifch- 
gefäße, welde von der Steuerbehörde außer Gebrauch gefegt 
waren, eigenmädtig zum Einmaiſchen benugt worden find, bie 
Berechnung der Gefälle und der Defraudationsfirafe in der Art 
geſchehen fol, daß auf jeben dritten Tag von da ab, wo ber Ver⸗ 
ſchluß flatt fand, bis zur Zeit der Entdeckung eine Einmaiſchung 
‚angenommen wird. 

Der $. 71. ändert fih dahin, dag Abweichungen von ben 
declarirten Stunden, wo eingemaifcht oder angefangen werben 
fol, die Maiſche abzubrennen, desgleichen Abweichungen von ben 
beflarirten Tagen bed Blafenbetricbes, oder der im $. 6. biejes 
Regulativs beſtimmten oder vom Gteueramte weiter nachgegebe- 
‘nen Brennzeit, nad) Analogie des 6. 78. der Steuerorbnung mit 
2 Thlen. und bei Wiederholungen mit 5 bis 20 Thlrn. beftraft 
werben, 

Was im $. 72. von dem Berftenerungsbud gejagt if, iſt 
fünftig auf die Declaration zu beziehen.*) 


*) Bezüglich der im $. 11: des Regulative angebroheten Strafe von 100 
. if zu bemerken 
1) deren Anwendung beireffenb 

a) die korreſpondirende Strafbeftimmung des Art. 5.2. 8. O. vom 10. Jan. 
1824. (nachfolgend.) 

b) R. d. 8. M. vom 12. April 1828. (Ann. 3b. XII. p 328.) 
Zur näheren Beurtheilung, welches Strafmaß auf bie es anguwenbes 
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fel, we aus, den Maifchbottichen, Maifche vor, oder während ber Gährung in 

unangezeigte Nebengefäße abgeichöpft wird, um mach anderweitiger Abionderung 

gewiſſer Theile oder auch bloß nach beendigter Gährung in ben Maiſchbottich 

argegefien zu werben, finde ich für nöthig Folgendes zu eröffnen: Das Abs 
en kann 

4) in eine foͤrmliche Steuer-Defraubation übergehen, denn bei Beſtimmung der 

Maifchitener if auf das Bedürfniß eines leeren Steigeraums im NMaifchbot- 

tiche fchon gerechnet. Wer alfo in bemfelben weniger Steigeraum, als für 

das Ganze erforderlich ift, leer Täßt, und das Fehlende dadurch erſetzt, daß 
er einen Theil der Maifche in einem befonderen Nebengefäße fteigen Täßt, 
wenn er auch das Nebengefäß, nach der Gährung, wieder in den Hauptbot⸗ 
tich ausleert, der hat fich dadurch in ben Stand gefest, in dem Leptern 
mehr einzumaifchen, als er ohne das Nebengeraß hätte einmaifchen fünnen; 
er hat feinen Maiſchraum vermehrt, ohne deshalb mehr Steuer zu bezahlen, 
und da dies eine Gewerbshandlung iſt, wodurch ver Staat an ter Steuer vers 

fürzt wird, fo tft nach 6. 60. der Stenerorbuung vom 8. Februar 1819. u. 

* 11. des Maiſchſteuer⸗Regulativs vom 5. Dezbr. 1820 eine Defraudatiou 

egangen. 

Daß von der Steuerverwaltung gut Bärme-Bereitung ein Nebengefäß unter 
Umſtaͤnden fleuerfrei erlaubt, und dabei der Gewinn an Maifchraum für den 
Branntweinbrenner überfehen wirt, fann in ber Straffälligfeit ver Venupung 
eines Nebengefäßes, wenn fie ohne Grlaubniß der Steuerbehörbe ges 
ſchieht, nichts ändern, 

Wollte man aber auch davon abſehen, daß dadurch der ſteuerbare Maiſch⸗ 

raum zum Nachtheil der Stener vermehrt wird, fo wuͤrde 

2) immer das Abgähren abgejchöpfter Maifche in einem dazu vorher nit an⸗ 

gezeigten Nebengefäße mit der Konfisfation defielben und der Strafe von 

100 Rthlen. zu belegen fein, weil die Allerhöchfte Kabinetsordre vom 10. Ian. 

1824 jede Einmaiſchung oder Zubereitung der Maifche in anderen ald ben 

angelagten Gefäßen, auch wenn Feine Defraubation vorhanden ift, mit der 

Strafe von 100 Rthlru. belegt. Unter Einmatfchen ift aber nach dem 

Branntwein-Steuergelegen nicht bloß das Kinteigen des Schrootes als bie 

erfie Handlung ver Einmaiſchung, fondern die ganze Maifchbereitung vor 

dem Ginteigen des Schrootes bie zur völligen Ausgährung und Reife der 

Maiſche zu verftchen; denn fonft müßte fich ja audy bie StenersKontrolle bloß 

anf jene erfte Handlung des Kinteigens befchränfen und hättte fein Recht 

fih um alles übrige Berfahren mit der Maifche zum befünmern. Zum Ueber⸗ 
flug ift in der angeführten Stelle der Allerhöchſten Kabinets: Didre vom 

10. Sanser 1824 nch „Zubereitung der Maiſche“ Hinzugefügt. 

Daß aber das Ausfegen der Maifche zur Gaͤhrung ein Theil ber Zubereitung 

berfelben ift, wird Niemand in Abrede ſtellen. 

@s ift klar, daß, wer dies in einem umangegeigten Nebengefäße bewirkt, 
außer der Konfisfation diefes letzteren in 100 Rthir. Strafe zu verurteilen if. 

co) R, d. F. M. vom 2. Juni 1832, ER. d. F. M. vom 16. Juni 1827. 

Ann. Ihg. 1827. p. 637.) R. d. F. M. v. 25. März 1839. (Centbl. p. 83.) 

ie Berbünnung der reifen Maifche im Maiſch⸗ oder GAhrbottig oder im 
Maifchrefervoir ift alß ein nener MaifhungesAft in einem nicht zur Ein⸗ 
maiſchung beftimmten und nicht dazu angemeldeten Gefäße anzufehen, mithin 
nicht zu geflatien, 

d) Es ift in den Entfcheidumgen des Fin. Min. mehrfach, namentlich unter dem 
44. März und 28. April 1837, ausgefprochen worden, daß die Strafe von 100 
Thlrn., welche der 8. 11. des Regulativs vom 1. Dezbr. 1820 Abfap 4 für un⸗ 
richtige Einmaiſchungen androht, auf Abweichungen von der im $. 32. ber Sten⸗ 
erordnung (auf den $. 5. des Regul. verweifet) feſtgeſetzten Tageszeit nicht anges 
wendet werben kaun, für welche vielmehr der im Abſatz 4. des Regulativs bezos 
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gene $. 78. der Stener-Orbunng die Steafbeflimmung enthält. Wenn bagegen 
an andern Tagen als den declaririen, alfo 3. B. am 20. flatt am 19, 
Sannar eingematfcht if, fo ift die Strafe von 100 Ir. verwirkt. (cfr. auch 
Art. 5. d. K. O. vom 10. Januat 1824.) 

e) R. d: F. M. vom 12. Septbr. 1838, 

Menn mehrere Perfonen an einer declarationswibrigen Maiſchung Theil neh⸗ 
men, iſt die Strafe der 100 Thlr. zwar nur einfach verwirkt; die Theilnehmer 
aber haften dafür in solidum und es iſt außerdem der Antheil, in welchen jeder 
derielben verfällt, jevesmal beſonders auszufprechen, damit bei der Strafverwand⸗ 
lung feine Schwierigfeiten entftchen. 

2) Die Berehnung der Strafe betreffen. 

a) K. D. vom 18. April 1838. (Amtsblätter.) 

Bon der nach $. 11. des Regul und nach Artikel 5. der K. O. v. 10. Jan, 
1824 eingezogenen Geldſtrafe von 100 Rihlr. mit Ausſchluß der eigentlichen Des 
fraudations ſtrafe erhält der Denuncant vom 1. Juli 1838 ab nur 2, und J wird 
zur Unterflügung Hinterbliebener Wittwen und Kinder von Bolls und StenersBes 
amten verwenbel. . 

b) R. d. 3. M. vom 6. April 1842. (Centrlbl. p. 251.) 

Rücfichtlich der Demunziantenantheile von ber eigentlichen Defraudations⸗ 
Strafe und dem Werthe der confiszirten Gegenfläube iſt durch die K. O. vom 
18. April 1838 nichts geändert, es bleibt alfo bieferhalb bei den beſtehenden 
Vorſchriften (f. oben im Anhange zur Steuerordnung unter Nr. 12. ©, 183.) 
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Für Maifh-Brennereien. 


Bezirk der SteuercHebeftelle zu Nummer bes Anmeldungs-Regifters. 


Nummer des Inventariums. "Nummer bes Hebe⸗Regiſters. 
Monat 183 
BetrietzsPlan 
ür 


die Brennerei de 


- 


Anleitung für den Brennerei-Befiber. 


zu 
in ber Straße unter der Haus⸗Nummer und Meile 
von ber Hebeftelle entfernt. 





1. Zu dem Betriebes Plane darf nur allein Branntwein⸗ 


2. Derſelbe muß in der Regel auf einen vol⸗ 


3. Bon dem Brennerei-Befiger find auf ber 


n vollziehen. 
am 


5. Findet fich bei der Brüfung des Betriche: 


& 


‚Nah Ablauf der Deiziehege 


das von ber Steuer-Hebeftelle unentgelt- ſchroot 
lich zu liefernde Formular benutzt werden. 





len Kalendermonat oder, wenn der Be⸗ Material-Ronto.] zum 


trieb erſt im Laufe eines Monate begin- exiten | zweiten 
nen foll, auf den noch übrigen Theil des Mahlſteuerſatze. 
Monais lauten und der Hebeſtelle min⸗ Eine. | Gentner 


deſtens 3 Tage vor der eriten Einmai⸗ 


chung in doppelter Ausfertigung einge: |Beftand aus dem Mo⸗ 
reicht werben. nat 






zweiten Seite des Formulars bie Epals| 

ten 1 bis 9 und anf ber vierten Seite |für deu Monat 
bie Spalten 1 bie 3 uagnfällen, Die hier 

abzugebende Betriche = Erklärung muß 
deutlich geichrieben und es darf darin Zugang während bes 
nichts abgeändert oder ausgeftrichen fein. Monats 

„Auf der zweiten Seite am Schluſſe if 

die Betriebes Erflärung mit dem Orts | * + + 
namen und Datum zu verfehen und von 

dem Brennerei-Befiger durch Unterfchrift Sufanmen . . 


angelhajt gefertigte Beiriebs⸗Plaͤne Verbrauch nach um: 
giebt die Hebeftelle fofort zurüc und es | flehendemBetriebes 
wird in ſolchen Fällen die Binreihung| Plane während des 
als nicht gefchehen betrachtet. Monate 


Plans nichte zu erinnern, fo werben beide 
Gremplare von der Sebeiteie genehmigt Sollbeftand Ende 
und vollzogen; das eine @remplar wirb 
dem Brennerei = Befiger gurüdigegeben, Bei ber Heutigen Res 
welcher gehalten ift, daffelbe noch vor ber vifion find vorge: 
erften Einmaiſchung in der Brennerei in) funben und auf den 
dem dazu beftimmten Behältniffe anzus | folgenden Monat zu 
heften und bafelbft während der ganzen| pertranen 
Dauer des Betriebs unbelbäbigtau erhalten 8 FE 
t muß dies 
fes Exemplar von dem Brennerels Bes Alſe gegen (mehr . 
figer binnen 3 Tagen an die Hebeftelfe | den Soll⸗ 
zurüdgeliefert und Fann alsdann gegen | beftand weniger 
das bei derſelben zurüdgebliebene zweite ven ten 183 
Gremplar ausgetaufcht werben, 
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Betriebs » Erflärung des Steuernden, 


as Abbrens 
Die Cinualhui ein jr br ai run, 
jerchiel 


gen in Gebrauch find: 
2) Berl Ed 
Brraligt Fi 
datunſ oScenetäse ums 
A)Andere Blafen, mit 
Angabe ihrer Rums 


mern u. desäwedes 
No. ihrer Benugung. 








Vormittags (B) ob 
Nachmittags (R) 








Revifions-Befund, 
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Inventarium und Abfertigung. 







Bon der in der Brennerei befindlichen Maiſch⸗ 
und Deftillir-Geräthen find zum Betriebe 


angemeldet: 
| ungen. 
sung ber nad) I Maifch» 
Geräthe, 2 fhungen. | raum. 
12. ı2 | 3 I 4 _ 4 I 9%: I 4 I HR de ) Ge 
Ban; außer Gebrauch bleiben Banz anfer Ohrund tn Vemerlungenm 





Borfichenver, am - eingereichter Betriebs : Plan 
für den Monat iſt geprüft, feftgeftellt und unter 
in das Anmelbungs=Regifter eingetragen. Die Steuer von dem oben - 
ß a Quart berechneten Maifchraum betraͤgi zu dem Satze von 1 Sgr. Pf. 
r 20 Quari Rihlr. Ser. 


ben tem 183 
Die Steuer-Hebeſtelle. 
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KRabinetsordre vom 10. Januar 1824. 
die Erhebung der Maifchbottih-Steuer betreffend. (v. K. Ann. 
Bd. VII. p. 48.) 


Nach dem Antrage des Statsminifteriums habe Ich nunmehr 
befinitiv genehmigt, daß in bie Stelle des durch dag Gefeg vom 
8. Februar 1819 angeoroneten Blafenzinfes eine Maiſchbottich⸗ 
Steuer eingeführt, und bei deren Erhebung nad dem vorläufig 
von Mir gebilligten Regulativ vom 1. December 1820. verfahs 
ven werde, Um jedoch den gefeglihen Steuerfag von 1 gGr. 
3 Pf. vom Duart gewonnenen Branntweind zu erreichen und ba- 
bei dem ländlichen Gewerbe eine Erleichterung zu gewähren, feße 
Ich folgende nähere Maaßregeln feit: 

I) Die Abgabe don ber Bereitung des Branntweins aus 
Getreide oder mehlichten Subflanzen, ohne Unterſchied der Stärfe, 
oder Beftimmung deffelben fol von den zur inmaifhung ober 
Gährung der Maiſche benusten Gefäßen mit einem Silbergrofchen 
ſechs Pfennigen, für jede zwanzig Duart ihres Raum-Inhalts 
und für jede Einmaifchung, erhoben werden. 

2) Yaudwirthfchaftlihe Brennereien, die nur vom 1. Novbr. 
bis 1, Mai im Gange find, nur aus felbft gewonnenen Erzeug- 
niffen brennen, und an einem Tage nicht über 900 Duart Bots 
tih- Raum zum Cinmaifchen anfagen, entrichten Einen Silbergro⸗ 
hen Bier Pfennige von 20 Duart Maifchraum. - 

3) Die Gewerbefteuer der Branntweinbrenner, wie fie durch 
das Gefeg vom 30. Mai 1820 angeorbnet it, wird neben ber 
oben von der inländifchen Branntweinbereitung ferner nicht er» 
oben. 

4) Für die Branntweinbereitung aus anderen, ald mehlich⸗ 
ten Subftanzen ift flatt des Blafenzinfes eine gleichmäßige Steuer 
von ber zu verarbeitenden Subflanz, nach deren Quantität, feft- 
zufesen und zu erheben. Sie haben dieſerhalb das Erforderliche 
zu verfügen und zugleich Sorge zu tragen, daß ba, wo folde 
Branniweinbereitung nur eine Nebennugung bes Wein⸗ nnd Obft- 


baues if, eine ähnliche Erleichterung, wie unter Nr, 2. eintrete, 


5) Die Einmaiſchung oder Zubereiiung von Maifche, die 
dem Steuerbeamten gar nicht angefagt, ober Die an andern Tas 
gen, in anderen Räumen, ober in anderen Gefäßen, ald den ans 
gefagten, vorgenommen wird, foll an und für ſich mit einer Geld⸗ 
buge von Hundert Thalern und der Konfiscation der gebrauchten 
Gefäße beftraft werben, bie gefegliche Defraudationsftrafe dane⸗ 
ben aber nur alsdann eintreten, wenn die Abficht einer Verkür⸗ 
zung der Steuer nachgewiefen wird, 
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Diefe Beftimmungen follen vom 1. Februar d. J an in 
Kraft treten, weshalb Sie folhe ungefäaumt befannt zu machen 
haben. Nah Ablauf des Jahres haben Sie über den Erfolg 
der gegenwärtig angeorbneten Mafregeln und über deren Bei— 
behaltung oder Modification, an Mid zu berichten, und dann dag 
Negulativ vom 1. December 1820. als Geſetz abgefaßt, mit 
Aufnahme der nach vorftehbender Maßgabe bleibenden Beſtim— 
mungen, zu Meiner Bollziehung einzureichen.*) 








*) Zu der 8, D. vom 10. Ian, 1824 find zu vergleichen: 

1) In Betreff des Steuerſatzes. Ä 

"Die nachfolgend unter 4 mitgetheilten Kab.sOrbres vom 16. Juni und 10. 
Auguft 1838. 

2) In Betreff der Strafbeflimmung des Art. 5. 

. a) Die correfpondirende Beltinmung bes. oben unter Nr. 3. mitgetheilten 
Regulatins vom 1. December 1820. $. 11. und bie dazu ergangenen Ergänzun⸗ 
gen (oben S. 193.) 

b) R. d F. M. vom 20. Febr. 1838. j 

Die Strafbeftimmung im Art, 5. der 8. O. findet auch anf Hefengefäße An- 
wendung, welche an anderen als den für ihren Gebrauch declarirten Tagen benupt 
werben, 

c) In der Anwendung der im Artifel 5 der K. D. v. vom 10. San, 1824 
und beziehungsmeife im F. 1. des Regulativs vom 1. Decbr. 1820. feftgefeßten 
befonderen Strafe von 100 Thlr. wird nicht leicht zu fehlen fein, wenn man fi 
mit Rückſicht auf die der Maifchfleuer zu Grunde liegenden Priucipien (f. oben 
©, 186.) vergegenwärtigt, 

„daß der amtlich vermeflene Raum der in einer Brennerei vorhandenen zur 
Maifchbereitung beſtimmten und dazu beclaririen Gefüße das. alleinige geſetz⸗ 
liche Yundament für die Berechnung der Steuer if, und daß man bei Bes 
flimmung des Normalfages, auf den für die Gährung erforderlichen Steiges 
raum bereits ausreidende Rüdficht genommen hat.“ 

Es darf alfo weber ein größerer noch überhaupt ein anderer als der decla⸗ 

rirte Raum zur Einmaifchung benugt werben, Ueber die Anwendung der Straf: 

beflimmungen des Art. 5 bei vem Auffangen oder Abfhöpfen gährender 

Maiſche fpricht das zum $. 11. des Regul. vom 1. Dechr. 1820. (oben ©. 194.) 
mitgetheilte Reſcript vom 12. April 1828 ausführlich, bezüglich einer andern eben 
fo häufigen Eontravention durch Grhöhnng des Randes eines gährenden Maiſch⸗ 
bottichs mittelft Auflegung vor Lehm, Stroh, Holzftüden oder anderen Gegens 
ſtaͤnden, mag hier folgende Bemerkung Platz finden. Es beruht in der Grfuhrung, 
daß un das Meberlaufen einer gährenden über ben Rand des Gefüßes hinausfteis 
genden Slüffigfeit zu verhindern, die Erhöhung des ganzen Umfangs des Gefäßes 
nicht erforderlich, vielmehr die flellenweife Belegung des Randes vollfommen ges 
nügend if. Der fehr gewöhnliche Einwand: 

„daß bie entdeckte Vorrichtung nicht den ganzen Rand des Bottichs 

° umfchlofien habe,” 

tft alfo, wenn fonft durch die Vorrichtung das Abfließen ber Malfche erweis⸗ 
lich verhindert, und ein zum ermittelnder underlarirter Steigraum gewonnen if, — 
nicht erheblich, um bie verwirkte Defraupationsftrafe auszufchließen. Die 
Strafe von 100 Thlr. aber ift in dieſem Balle unter allen Umflänten vers 
wirkt, denn fie ift für die Ginmalfchung in anderen Räumen oder Gefäßen 
als den angefagsten angebroht, und daß durch Auflegung von Holzſtücken, 
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KRabinetsordre vom 16. Juni 1838. 
(8. ©. p. 353.) 


Da nach dem Berichte des Staatsminiftertumd vom 6. d. 
M. der durch Deinen in den Amisblättern befannt gemachten 
Befehl vom 10. Sanuar 1824, angeordnete Erhebungs-Satz ber 
BranntweinsSteuer von 1 Sgr. 6 Pf. für jede 20 Quart des 
Rauminhalts der Maiſchgefäße gegenwärtig hinter dem im 6. 2. 
des Geſetzes wegen Beſteuerung des inländifhen Branntweins 
u. ſ. w. vom 8. Februar 1819. vorgeſchriebenen Steuerſatze von 
1 Sgr. 63 Pf. (1 gGr. 3 Pf.) von jedem Quart gewonnenen 
Branntweing zu 50 Procent Alkohol nach dem Alfoholometer von 
Trales erheblich zurück bleibt, und die Staatskaſſe hierdurch eis 
nen bedeutenden Ausfall an der durch die Befleuerung des Brannt⸗ 
weins beabfichtigten und aus berfelben erwarteten Einnahme er- 
Yeidet, fo ift es erforderlich, diefes durch die allmählige Vervoll⸗ 
fommnung des Betriebes der Dranntweinbrennerei nad und nad 
entfiandene Mißverhältniß zu befeitigen, und die von dem Maifch- 
raum zu erhebende Abgabe dem eigentlichen Steuerfage wiederum 
näher zu bringen, Zu biefem Zwede verorbne Jch mit Aufhes 
bung der in Meiner Ordre vom 10. Januar 1824 unter No. 
4 und 2 enthaltenen Beltimmungen, Folgendes: 

3) die Abgabe von ber Bereitung des Branntweins aus Ges 
treive oder andern mehlidhten Stoffen ohne Unterfchied der 
Stärfe oder Beflimmung beffelben, fol für jede 20 Quart 
des Raum-Inhalts der zur Einmaifchung oder Gährung ber 
Maifche benugten Gefäße, und für jede Einmaifchung, zwei 
Silbergroſchen (für 10 Quart Maifchraum ein Ser.) be= 


tragen, 

2) Sandiwirtbfnftliche Brennereien, welche nur vom 1. Novbr. 
bis 1. Mai im Betriebe find, nur ſelbſt gewonnene Erzeugs 
niffe verwenden und an einem Tage nicht über 900 Duart 
Bottihraum bemaifchen, haben die Abgabe von 20 Duart 
Maifhraum mit Einem Silbergrofhen und Acht Pfennigen 


Strohkraͤnzen ıc. der Raum des Bottichs verändert, das Gefäß mithin ein ans 
deres wird als das beclarirte, unterliegt feinem Bedenken. Wenn übrigens Aufs 
fagfränze auf Bottichen gefunden werden, die zur Zeit der Entdeckung gar nicht 
im Betriebe fondern leer find, fo wird nicht die Strafe von 100 Thle. im 8. 5, 
vr K. O. vom 10. Jan. 1824 fondern der $. 66 der Stener-Örbnung vom 
8. Febr. 1819 (f. oben) zur Anwendung zu bringen fein, welches für jebe 


sicht declarirte Beränderung der Maifchgefäße eine Strafe von 25 bis 100 Thlr. 
verordnet. 
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(für 10 Quart Maifchraum 10 Silberpfennige) zu ent 
richten. 
Diefe Beſtimmungen find unverzüglich befannt zu machen, 
und vom 1. Augufi d. J. ab in Ausführung zu bringen. *) 





Regulativ vom 21. Auguft 1825. 


die Hebung und Kontroffe der Steuer von der Branntweinfabrifation 
aus Obſt, Beeren, Wein und aus den Abfällen davon, betreffend. 
(v. K. Ann. Bd. XI. p. 900**) 


In Gemäßbeit des Allerhöchften Königl. Befehls vom 10, 
Januar 1824. 6. A, werben nachfolgende Borfehriften für bie 
Hebung und Kontrolle der Steuer von der Branntweinfabrifation 
aus Obft, Beerenfrüchten und Wein, und aus den Abfällen das 
von, zur einftweiligen allgemeinen Achtung ertheilt, mit dem Bor: 
behalte der in dem definitiven Getränfeftener-Gefege . demnächſt 
etwa für nothwendig erachteten Abänderungen. 


Steuerfaß, 


$. 1. Die Steuer wirb zwar nad dem Maaßſtabe $. 2, 
bes Sefeges vom 8, Februar 1819, jedoch von der Menge bed 


⸗ 


*, Zu dieſer Ordre vergleiche 
1) Bezüglich der darin enthaltenen Motive für die eingetretene Modiſication des 

Steuerfages die Bemerkung zu F. I. des Regulativs vom 1. Decbr. 1820. 

litr. c. (oben ©. 186.) . 

2) Bezüglich ver Erleichterung für bandwirthichaftliche Brennereien. 
a) 8 DO. vom 10. Aug 1838. (G. ©. p. 431.) 

Auf Ihren Bericht tom 24. v. M. will Ich aus den darin angeführten 
Gründen nad Ihrem Antrage genehmigen, daß die als Bedingung der Zulaflung 
landwirihfchaftlicyer Brennereien zu dem mindern Maifchitenerfage, auf den Zeits 
raum vom 1. Novbr. His 1. Mai befchränfte Betriebsfrift ſolcher Brennereien bis 
zum 16. Mai, diefen Tag mit eingefchloflen, erweitert werde. Sie haben ben 
gegenwärtigen Befehl, durch welchen die betreffende Feſtſetzung in meiner Orbre 
an das Staatsminifterium vom 16 Juni d. I. eine Abänderung erleidet, durch 
die Gefeßfammlung befannt zu machen. 

b) R. d. 8. M. vom 6. April 1842. (Centribl. p. 250.) 
Die in der K. D. vom 10. Aug 1838 feftgefeßte Betriebsfriſt wird fo 
berechnet, tag am 16. Mai die legte Einmaiſchung, das Abbrennen der 
Maiſche alfo noch an den folgenden Tagen gefchehen fann. 

**) Dies Negulativ, welches urfprünglich für die Rhein⸗Provinz, wo bie 
Branntweinbereitung ans den darin genannten Stoffen im Großen betrieben 
wurbe, beſtimmt war, ift fpäter andy für die anderen Provinzen im Ball bes Be⸗ 
dürfniffes anwendbar erklärt. 
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Stoffes erhoben, welcher zur Branntweinbereitung verwendet 

wird. Sie beträgt demnach 

a) für einen Eimer eingeftampfter Weintreber, Kernobites, oder 
auch Treber von Kernobit und Beerenfrühten aller Art vier 
Silbergroſchen: 

b) für jeden Eimer Trauben⸗ oder Obſtweirs, Weinhefen und 
Steinobites, acht Silbergroſchen. 


Betriebszeit und Betriebsart im Allgemeinen, 


$, 2. Der Betrieb für den ganzen Kalendermonat muß im 
Boraus declarirt werden, ed mag den ganzen Monat hindurch 
ununterbrochen, oder nur in einem Theil deffelben gebrannt wers 
ben wollen. Die Declaration darf für einen Monat nur auf 
Stoffe von einem und bemfelben Steuerfage gerichtet fein, auch 
darf in demfelben Monate nicht zugleich, oder abwechfelnd, aus 
Getreide oder Kartoffeln gebrannt werden; wer jebod für ven 
ganzen Betrieb die Steuer 6 4. Lit.b. entrichtet, ift in der Wahl 
der nicht mehlichten Stoffe und deren Abwechfelung feiner Bes 
ſchränkung unterworfen.*) 

Wer in einem Sabre nit mehr als 15 Eimer Stoffe ber 
erften, ober 7 Eimer ber zweiten Art, zu Branntwein verwenden 
fann oder will, muß dieſen Borrath innerhalb eined SKalender- 
monats abbrenzen, aud darf überhanpt weniger für einen Mo: 
nat nicht declarirt werben. 


Betrich8-Declaration. 


6. 3. Wegen ber Betriebsdeclarationen fit $.2u.3 des Maiſch⸗ 
fteuer-Regulativs zu beobachten, nur daß fie nad) dem anliegen» 
den Mufter abgefaßt fein müffen.**) Die Aufftelung gefehicht von 
bem Eigenthümer, ober, wenn er bie Brennerei nicht ſelbſt be- 


») Diefe Beichränkung ruͤckſichtlich der Verwendung eines und befielben Ma⸗ 
terials innerhalb eines Monats iſt duch das Reſer. d. 5. M. vom 10. Juni 
1827 aufgehoben und das Verarbeiten von Getreide oder Kartoffeln — und von 
nicht en Subflanzen im Laufe eines Monats unter der Bedingung nach⸗ 

egeben, daß 

9 für jede verſchieden beſteuerte Subſtanz eine beſondere Declaration ausge⸗ 
ſtellt wird, welche nicht durch einander laufen, ſondern fo eingerichtet find, 
daß die eine an dem Tage anfängt, wo bie andere aufhört; 

2) der Betrieb einer anders befteue.ten Subſtanz nicht eher beginnt, bie ber 
zum Verbrauch deelarirte Vorrat des andern Materials vollftändig abgetries 
ben ift, fo daß während des Betriebes mit nicht mehlichten Subftanzen tes 
der Brennfchroot noch Kartoffels oder Getreide Maifche vorräthig fein darf; 

3) der Brenner für jede Subftanz den eigenthümlichen Steuers und Kontrolle 
vorfchriften nachkommt. 

*0) Das Mufter folgt hinter dem Regulativ. 
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treibt, von feinem Pächter oder Berwalter, Im Falle der Schreibs 
unfähigfeit müffen fie mit feinem von der Ortsbehörbe zu beſchei⸗ 
nigenden Handzeichen verjehen werben, Mangelhaft gefertigte 
Declarationen giebt die Steuer⸗Hebeſtelle dem Ausfteller zur Vers 
vollftändigung zurüd, Al Tag der Einreichung bei der Steuer, 
ftelle Tann aud in folden Fällen nur derjenige Tag gerechnet 
werben, an welchem fie von der Tegtern angenommen wird. 


Brennzeit. 


F. 4. In Anfehung der Brennzeit wird es zwar im All- 
gemeinen Fben fo gehalten, wie nad S. 6. des Maiſchſteuer⸗Re⸗ 
gulativs. Wenn die Anzahl ber deelarirten Blafenfüllungen, welde 
nicht unter zwei an einem Tage fein darf, jeboch der Produktions⸗ 
Fähigkeit der Blafe innerhalb der 14 ftündigen Brennzeit nit 
enifpricht, fo muß Die Dauer der Brennzeit auf das wirklide 
Bedürfniß vermindert, und das Ende derfelben in der Declaras 
tion angegeben werden. 

Zur Beurtheilung ber Probuftionsfähigfeit der Blaſen wer⸗ 
den folgende erfahrungsmäßige Grundfäge angenommmen: 

a) Daß jede Füllung der Blafe für einen Abtrieb mindefteng 

1) an geitampften Weintrebern oder an geftampftem Kerns 

obſt und geftampften Trebern yon Kernobft zwei Drüttheile, 

2) an gepreßter Weinhefe ein Drittheil, 

3) an flüffiger Weinhefe ein Halb, und 

4) an Steinobft oder Beeren oder Wein Drei Biertheile 
des vollen Rauminhalts der Blaſe forbertz 

b) Daß zu einer Deftillation 

1) auf Weinhefen fehs Stunden, 

2) auf die übrigen $. 1. genannten Stoffe vier Stunden. 

3) auf Lutter ſechs Stunden 
höchſtens bei ganz fhlechter Einrichtung: der Deftillir-Geräthe nö⸗ 
thig find, und daß | 

c) ſechs Deftillationen auf geflampfte Weintrebern oder Kerns 

obft, oder Abfälle yon Kernobſt, fo wie 

d) fünf Deitilfationen auf jeden andern der $. 1. genannten 

Stoffe, wenigftend fo viel Lutter Tiefern als erforlih iſt zu 

einer Füllung berfelben Blaſe. 

Eine ftärkere Blafenfüllung, weniger Zeit für feben Abtrieb, 
und mehr Abtriebe zum Gewinn eines Lutter-Aufguffes find zus 
läſſig; entgegengefegte Ausnahmen jedoch nur mit Bewilligung 
des Hauptamtes. 


Befondere Materials Borrath8-Berzeihniffe 
5.5, Außer den Betriebes Declarationen und gleichzeitig mis den⸗ 
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felben übergiebt der Brennerei-Inhaber an bie SteuersHebeftelle, 
ein nach dem ferner beiliegenden Mufter zu fertigendes Verzeich⸗ 
niß feiner übrigen, in bie Betrieb8-Declaration niht aufgenoms 
menen Borräthe an Material ber im $. 1. bezeichneten Gattung, 
mit Angabe der Art und Menge in jedem Gefäße, und des Auf: 
bewahrungs⸗Ortes, in doppelter Ausfertigung. 


Revifion ber Materials VBorrätbe, 
a. im Allgemeinen, 


6.6. Die Revifion der Vorräthe an Material gefchieht yon dem 
Gteuerbeamten in nachfolgender Ar Es werben babei alle der⸗ 
gleichen Borräthe enthaltende Gefäße für voll angenommen; bei 
abgeftampften Weintreftern, Kernobft und Treftern von bemfelben, 
für die obere unbrauchbare Schicht jedoch 10 Procent von bem 
Inhalte des Gefäßes in Abzug gebradit. | 

Der Inhalt des Gefäßes wird, wenn es geaicht ift, nach dem 
Aichzeichen, fonft aber nach ber Vermeffung durch die Steuerbes 
amten, ober, wenn fie fon einmal von ihnen vermeffen find, 
nah dem daran angebrachten Steuerzeihen, fo lange folches als 
unverfälfcht erfannt wird, beftimmt. Sebes, wie angegeben, res 
vidirte Gefäß, verfieht der Steuerbeamte mit einer dem Verder⸗ 
ben durch Feuchtigkeit nicht leicht ausgefegten Marke, am beften 
son Holz, auf welcher Name und Wohnort des Deelaranten, 
die Nummer des Gefäßes und deffen Rauminhalt bemerkt ift. In 
den obern Rand des Gefäßes muß ein Loch gebohrt fein; durch 
biefed Loch wird ein. Bindfaden gezogen und deffen beide Enden 
werben mit dem Siegel des Steuerbeamten in Lad, oder auf 
andere angemeffene Weife, auf jene Marfe verfiegelt, 

Der Brennerei-Inhaber beforgt Vorrichtung und Material 
zu dieſer Bezeichnung. 


b. Nach ber Betriebe-Declaration. 


Das in der Betriebs⸗Declaration angegebene Material außer« 
halb der Brennerei, muß beim Abgeben der Derlaration wenig 
ſtens an dem Orte der Brennerei befindlich fein, 

Der Revifionsbefund wird von dem Steuerbeamten in der 
Betriebs Declaration unter feiner Unterfchrift bemerkt. Ergiebt 
folcher für die auf die Betriebszeit des Kalendermonats erflärte 
Geſammt⸗Material⸗Menge einen Mehrvorrath von und über ein 
Zehntheil, und beftätigt fich dieſes Ergebniß bei einer Nachmeffung, 
fo wird gegen den Declaranten ein Strafverfahren eingeleitet, 
Geringerer Mehrbefund hat wie Minderbefund nur Berichtigung 
der Betriebes Derlaration zur Folge. Die Steuerzeihen an ben 
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Gefäßen müffen wenigſtens, big. ber Inhalt berfelben ganz abges 
brannt iſt, unverlegt erhalten werben. 


c. Nach den Material⸗Vorraths⸗Verzeichnifſen. 


Das nad) .$. 5. abzugebende Verzeichniß derfenigen Material- 
Borräthe, welche für die Betrieböfrift nicht zur Verwendung fom- 
men, wird von dem repidirenden Beamten nad feinem Befunde 
befcheinigt, in einem Exemplare bei der Steuers Hebeftelle zurück⸗ 
behalten, im zweiten Eremplare aber dem Brennerei-Inhaber zus 
tlicfgegeben, der ſolches aufbewahrt und bei Aufftellung feiner 
ferneren Betrieb8-Declarationen benutzt. 


Berhalten wegen der Material-VBorräthe. 


$. 7. Während ber Betriebszeit, und fo lange die Brennes 
rei nicht unter Siegel gelegt worben ift, darf weder in ber Bren⸗ 
. rei, noch in den Übrigen Räumen des Brennierei-Inhabers, anderer, 
als der declarirte Borrath von den $. 1. bezeichneten Stoffen, 
fi vorfinden. Werben neue Borräthe während dieſer Zeit anges 
fhafft, fo müſſen folche der Steuerbehörbe angemeldet und unter 
gehöriger Revifion in dem Berzeichniffe $. 5. in Zugang gebracht 
werden. ben fo muß jede andere Verwendung des in biefen 
Berzeichniffen enthaltenen Materiale, als unter gehöriger Decla= 
ration zum Branntweinbrennen, der Steuerbehörde angezeigt und 
nachgewiefen werden; es müßte denn auf ferneren Brennerei⸗ 
Betrieb bis zum nächften Septembermonate ganz verzichtet werben, 
in welhem Falle die MaterialsKontrolfe, von ber Berzichtung ab, 
bis dahin, aufhört. 


Berfahren, wenn Material verdorben if. 


6. 8. Material, welches bei der Reviſion verborben und 
untauglich zur Verwendung auf Branntwein gefunden werben 
mödte, ift von dem revidirenden Steuerbeamten, wenn es 
mehr als bie oben nach ©. 6. zu vergütende Schicht begreift, ent⸗ 
weder mit Zuftimmung des BrennereisInhabers aus dem Aufbe- 
wahrungsgefäße fogleih anszufondern, und von der Vorraths⸗ 
Erflärung $.3. oder 6. 5. abzufegen, oder aber, wenn der Bren- 
nerei⸗Inhaber diefes nicht will, oder nicht zugegen iſt, Das ganze 
Gefäß, worin fi) diefes verborbene Material befindet, aus ber 
Vorraths⸗Erklärung auszufcheiden. Außerdem Tann auf angeb- 
liches Berborbenfein von Material Feine Rüdfiht genommen werben. 


Berfahren bei Unterbrehung des Blafengange®. 


9 Wird dur Unfall an den Deflilliv- Geräthen eine 
Unterbrechung bes Blafenganges unvermeiblih, und will der Bren⸗ 
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nerei⸗Inhaber folchen fich zugut gerechnet wiffen, fo muß er von 
ber Unterbrechung und deren Anlaß, fogleih, wenn fie eintritt, 
den Steuer:Beamien des. Orts unterrichten, oder aber, wenn Fein 
SteuersBeamte am Drte fich befindet, durch zwei ihm nicht vers 
wandte und nicht in feinen Dienften ftehende, aud fonft unver⸗ 
werflihe Zeugen Kenntniß nehmen Yafien, und deren Befcheinis 
gung darüber und über die Zeit, zu welcher fie von ber Unter⸗ 
brechung Einfiht genommen haben, unverzüglih, jammt einem 
bazu von der Steuerbehörde ein für allemal beſtimmten Theile 
des Deitillir-Geräthes, an die Steuer Hebeſtelle ſenden. 

Die Betrichs : Declaration tritt Damit außer Kraft und es 
muß für ben Wieneranfang des Betriebes eine neue Declaration 
abgegeben werben. 


Außergebraudfegung des Deftillir-Geräthes, 
a) Für die Zeit ber Ruhe außer den täglichen Betriebsſtunden. 


F. 10. Wenn der Betrieb nur für die Tageszeit erflärt it, fo muß 
nach Ablauf der Stunde, mit welcher der Blafengang, gemäß der 
Betriebs-Declaration, jeden Tag fehließen fol, ein von Der Steuer- 
behörde zu beftimmendes Stück des Deftilliv-Geräthes entweder an 
bie Steuer-Hebeftelle, wenn dieſe nicht mehr als eine Biertelmeife 
som Brennereiorte entfernt ifl, oder an eine von ber Steuerbe= 
hörde dafür gut geheißene Perfon des Drts abgegeben werben, 

Eine dazu willfährige Perfon zu fuchen, iſt Sache des Bren- 
nerei⸗Inhabers; fie für den Zwed anzuerfennen ober nicht, hängt 
von der Steuerbehörbe ab. Findet fich Feine folche, beiden Theis 
Ien genehme Perfon im Orte oder in ber nächften Umgebung, fo 
fann entweder mit Genehmigung des Hauptamtes geftättet werden, 
das aus der Brennerei zu entfernende Stück des DeftillivcGeräs 
thes, außerhalb der Brennerei an einem andern Orte im Gehöfte 
des Brennerei-Inhabers nieberlegen zu Yaffen, oder e8 muß Abs 
fendung an die Stener=Hebeftelle eintreten. Was bierunter ge— 
ſchehen ſoll, bemerkt die Steuer - Hebeftelle in der Betriebsdecka⸗ 
sation. Das fo an eine Perfon im Orte abgelieferte oder bei- 
dem Brennerei-Inhaber nievergelegte Stück des Deftillir-Gerätheg, 
barf von dem Orte der Aufbewahrung vor Anfang der Betriebs⸗ 
zeit des folgenden Tages nicht entfernt werden. Iſt jedoch ber 
Aufbewahrungsort von ber Brennerei entlegen, fo wird auf bie 
Zeit des Transports von dort zur Brennerei für jede Viertelmeile 
Entfernung eine halbe Stunde gut gethanz und das Geräth kann 
um fo viel früher abgeholt werben, wie es auch um fo viel fpäter 
bei der Ablieferung am Aufbewahrungsorte eintreffen darf. 


‘ 
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-b) Zür längeres Stillſtehen des Veiriebes. = 

Sobald aber die Brennerei gleichviel, ob fie nur für bie 
Tageszeit oder auch des Nachts im Gange gewefen ift, auf eine 
Woche oder länger ganz außer Betrieb fommen fol, müffen bie 
von ber Stenerbehörde beftimmten Stüde bes Deftillirgeräthes von 
dem Brennerei⸗Inhaber, gleich nad) dem lebten aus der Betriebs⸗ 
deflaration zuläffigen Blafengange, an die Steuer: Hebeftelle ge- 
fendet werben, welche letztere dieſe Stüde fogleih unter gehörig 
fiherndes Siegel legt, und fo außer Gebrauch gefegt, dem Bren⸗ 
nerei⸗Inhaber zur Aufbewahrung zurüd giebt, deſſen übrige Ge- 
räthe denn, fo weit nöthig, Yon bem revidirenden Beamten in: 
der Brennerei ebenfalls außer Gebrauch geſetzt werben, 


Steuerberehnung und Erhebung. 


F. 11. Die Steuerberechnung für den Monat gefchieht nur 
anf Thaler und Silbergroſchen, mit Weglaffung deffen, was unter 
einem Silbergrofchen if. Wegen der Steuerentrichtung gilt daffelbe 
wie bei der Diaifchiteuer nad F. 7, des Regulativs für dieſe. 


Firation.*) 


$. 12. Für Brennereibetrieb, der ununterbrochen wenigftend 
fieben Tage fortgeben fol, kann aud, und zwar auf diefe oder 
längere Zeit, innerhalb jeden Kalendermonats, Firation der Steuer 
eintreten, Diefe wird dann berechnet nad) Maaßgabe der zu ver⸗ 
wendenden Material: Gattung und derjenigen Menge dieſes Ma⸗ 
terials, welche während der erflärten Betriebszeit ohne Unterbres 
hung mit den zum Gebrauch beftimmten Deftillir-Geräthen nad 
ihrer Betriebsfähigfeit S. 4. in Branntwein umgewandelt werben 
ann. Bei diefer Berechnung für fortgefegten Betrieb auf Steuer« 
Firation find in NRüdfiht auf Ruhe, Reinigung und nächtliche 
Störung und Erfehwerungen des möglichft fchnellen Ganges 

a. auf jede volle Woche. nur 6 mal 21 Betriebsftunden; 

b. auf jeden vollen Kalendermonat nur 24 mal 21 Betriebs⸗ 
finden und * 

c. für jeven Tag über eine volle Woche nur 21 Betriebsſtun⸗ 
ben alfo beifpielsweife für eine volle Woche nur 3 Tage 
ober überhaupt für 10 Tage nur 9 mal 24 Betriebsftunden 

in Anfchlag zu bringen, 
Es wird von dem Hauptamte des Bezirfes mit dem Bren⸗ 





*) In dem R. d. $. M. vom 21. Aug, 1825., womlt das Regulativ dem 
beir. Behörden zugefertigt wurde, ift bie Beförberung der Yiration ganz befon- 
ders empfchlen, 
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Mirei⸗Inhaber, der darauf einzugehen wünfcht, ein Fixations⸗Ver⸗ 
trag abgefchloffen, auf die Bedingung 

1) der nicht zu Überfchreitenden Dauer des Brennereibetriches ; 

2) während biefer Betriebszeit 

a. feine andere Deftillirgeräthe zu benugen, als die dazu na— 
mentlich beftimmten; 

b. diefe Geräthe auf feine Weife in ihrer Beſchaffenheit und 
Einrichtung zu verändern; 

c. feine andere, als bie dazu erflärte Material - Gattung von 
einerlei Steuerfas zu verwenden; 

d. ber Steuerentrihtung am Monatfhluffe des Betriebes nad 
dem Sage jener Gattung für diejenige Materiaimenge, 
welche den obigen Grundfägen gemäß für die vorbeflimmte 
Betriebözeit, mit den dafür erflärten Geräthen, als erfors 

derlich fich berechnet. . 
Die Stener- Kontrolle beſchränkt fih alsdann allein darauf, 
bie Geräthe nur während der Betriebszeit außer Verſchluß zu 

Iaffen, und dahin zu fehen, daß Feine höher befteuerte Materials 

Gattungen zur Verwendung auf Branntwein Tommen. on 
Die oben vorgefchriebene Material-Kontrolle ruht für fo 

| firirte Brennereien, und fie find nicht gehalten, befondere Betriebs— 
declarationen abzugeben, oder ihre Materials-Beftände nachzuweifen, 


Anwendung der Stenergefeggebung vom 8. Februar 
Ä 1819 auf diefes Regulatip, 


F. 13. Auf die im gegenwärtigen Regulativ behandelte Steuer 
bleiben in voller Anwendung bie SS. 6, 8, 14, 15, 16, 17. deg 
Geſetzes vom 8. Februar 1819, und die SS. 16, 17, 18, 19, 
20, 21, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 
70, 73 und 83 bis 97 der Steuerordnung von bemfelben Tage, 
Es kommen ferner in Anwendung die SS. 14 und 15 der 
Drdnung, nah Maafgabe der SS. 9 und 12 des gegenwärtigen 
Regulativs. 

Mas im $. 72. der Ordnung von ben Steuerbüchern geſagt 
it, gilt von den Betriebsdeclarationen und Materials Borrathe« 
angaben dieſes Regulativg, 

- Die Revifionsbefugnig der Steuerbeamten FF. 49 bis 51 
und 53 big 55, der Ordnung erftredt fih aud auf die Räume 
und Gefäße, in welchen das fleuerpflichtige Branntweinmaterial 
dieſes Regulativs, oder wo Theile des Deftillirgeräthes zur Aus 
Bergebraudyfegung aufbewahrt werben. | 

In den Fällen SS. 67 und 68 ber Ordnung wird Die ver- 
fürzte Steuer und deren Mehrfaches alg, Strafe von derjenigen 
Materigimenge berechnet, welche feit dem legten Verſchluße Des 

‚14 
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gemißbrauchten Deftillirgeräthes bis zur Zeit ber Entdedung uf® 
diefem Geräth hat zu Branntwein verwandelt werben können. 

Die Vorſchrift $. 69 tritt nicht minder in Kraft auch für 
den Berfchlug oder die Bezeichnung der Materialgefäße $. 6 bes 
gegenwärtigen Regulativs. 

Eben fo findet der F. 90. ber Orbnung auch volle Anwen 
dung auf Uebertretung aller in diefem Negulativ gegebenen Bor» 
ſchriften, weldhe nicht ſchon anderweit in den Gefegen verpönt ift. 


Desgleihen Des Regulativs vom 1. Dezember 1820 
und der Allerhöchſten Beftimmung vom 10. San. 1821. 


$. 14. Da das Material, von deffen Befteuerung zur Brannt⸗ 
weinbereitung das gegenwärtige NRegulativ fpricht, eben fo mie 
die Getreides oder KartoffelsMaifche, von welcher dag NRegulativ 
som 1. Dezember 1820 und die Königl. Allerhöchfte Beftimmung 
som 10. Sanuar 1824 handeln, der eigentlihe Gegenftand ber 
Befteuerung, und unangemelveter Vorrath non jenem Material 
der unangemeldeten ober der Deflaration zuwider laufenden 
Maifchzubereitung gleich zu behandeln ift, fo find etauch auf ſolchen 
unangezeigten Borrath der F. 11. des Regulativs vom 1. Dezbr. 
1820 und der F. 5. des Allerh. Befehls vom 10. Sanuar 1924 
Anwendung. 

Das VBorhandenfein von folhem Material in der Brennerei 
oder in den übrigen Räumen bes BrennereisInhabers, oder das 
Borhandenfein son folhem, dem Brennerei» Inhaber erweislich 
zugehörigen und in den Räumen anderer Perfonen in feinem 
Wohnorte fi vorfindenden Material, es befinde fi daſſelbe wo 
es wolle, verwirft daher gegen den Brennerei= Sinhaber, wenn 
folder Material⸗Vorrath und deffen Aufbewahrung an dem Drte, 
wo daffelbe gefunden wird, nicht durch die Betriebs - Deklaration 
6. 3; oder durch das befondere Vorrathsverzeichniß S. 5. gerecht⸗ 
fertigt ift, eine befondere Strafe von Einhundert Thalern, welde 
ganz dem Entveder zu Theil wird, und neben der bie Strafe 
ber Steuerverlürzung eintritt, wenn nicht ganz offenbar zu Tage 
kiegt, daß Feine Steuerumgehung beabfichtigt worden. 


Behandlung des Brennerei-Betriebes aug Getreide 
und Kartoffeln. 


6. 15. Brennereien, welche außer den $. 1. genannten 
Stoffen auch Getreide, Kartoffeln ꝛc. auf Branntiwein verarbeiten, 
find in dieſer Hinfiht ganz nach den für die Branntweinbereitung 
aus ſolchen Materialien, beftehenden Vorſchriften zu behandeln.) 


®) Außer den in bem obigen Reynlativ gebachten, werben zwar andy noch 


% 
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andere nicht mehlichte Stoffe anf Branntwein verarbeitet, jeboch nicht Im erheb⸗ 
lichen Umfange. Dahin gehören: Honigwaffer, Kartoffel und Runfels 
üben Syrap, Ebreiden, Wachholderbeeren (legtere namentlih im 
Mefpha len in größerer Ausdehnung) und beſonders Zuderwaffer Kür 
die Befteuerung der Verarbeitung ber meiften dieſer Gegeuſtände hat es am zweck⸗ 
mäßigften gefchienen, ven Blafenzins beizubehalten. Für das Zuderwafler, deſſen 
Berarbeitung auf Branntwein namentlich in Schleſien an Ausdehnung gewonnen 
Hat, wird die Eteuer von dem Material ver Oxhoft zu 180 Zuart und nad 
der fpeeififchen Dichtigkeit erhoben, Die Bedingungen Find hierbei im Weſent⸗ 


lichen j 
a) Neben beim Zucketwaſſer datf feine andere Subſtanz auf Brauntwein vers 
arbeitet werben. 
b) Jede Zufentung von Material Hat der Brenner fi von ber Zuckerfiederei 
nach der Menge befcheinigen zu laſſen. 
c) Bor dem Beginn bes Betriebes iſt die Menge des zu verarbeitenden Das 
terials dent Steneramte anzumelden, und die Steuer davon zu erlegen. ' 
a) Wenn nicht gebrannt wird, bleibt die Dlafe unter Siegel, ober der Helm 
unter Aufficht der Steuerbehörbe. ' 
e) Die Dichtigfeit ded Zuckerwaſſers, welches," außer mit ber Hefe, mit Teiner 
on Subflanz verdickt werben darf, darf 1,012, Bis 1,014. nicht über- 
eigen. | 
f) Bei dem exften enideckten Unterſchleif verliert‘ ber Brenner das Recht zur 
Berfteuerung des Materials und wird dem Blafenzins unterworfen. 
Unter diefen Vorausſetzungen ward bie Steuer pro Oxhoft von 1,012 bis 1,014 
ſpeciſiſchet Dichtigkeit anfänglich (Meier. v. 2. Fehr. 1820) anf 5 Sgr. 6 Pi, 
fpäter jenoch (Publ. v. 29: Aug. 1837.) iu Schlefien auf 15 Ser. wermiet, 
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Für Brennereien aus nicht mehlichten Stoffen. 


Dahl der Steuer⸗Hebeſtelle zu Nummer des Anmeldungs⸗Regiſters 
mmer des Inventariums, Nummer des GHebe Regiſters. 


Monat | 183 
Betriehs-Plam 
ur 
die Brennerei de zu 


in der Strafe unter der Haus: Nummer und Meite 
von det ‚Hebeftelle entfernt. 





Anleitung für den Brennerei-Befiger. 


1. In dem Betriebs: Plane darf nur allein bas von ber StenersHebeftelle unents 

elilichy zu Liefernde Formular benußt werben. 

2. Der Beirieb muß für einen ganzen Kalender-Monat im Voraus angemeltet 
werben, es mag den ganzen Monat hindurch ununterbrochen ober nur wähs 
rend eines Theils deſſelben gebrammt werben. 

. 3. Der Betriebeplan, welcher der Hebeftelle mindeflens 3 Tage vor dem erfien 
DBrenntage in doppelter Ausfertigung eingereicht werben muß, darf für die 
Periode, auf welche er lautet, in der Regel nur auf Stoffe zu einem und 
demfelben Steuerfage gerichlet fein. Wer für die ganze angemeldete Bes 
friebszeit ben höhern Steuerſatz entrichtet, ft in der Wahl der nicht meh⸗ 
lichten Stoffe und deren Abwechfelung Feiner Befchränfung unterworfen. 

4, Weniget ald 15 Eimer Material zum mindern, oder 7 Eimer Material zum 
höhern Steuerfabe; darf für einen Monat nicht angemeldet werden. 

5. Während des Beitraums, auf welchen der Betriebsplan lautet und fo lange 
bie Brennerei nicht unter Siegel gelegt worden iſt, barf in der Brennerei 
fein anderer, als ber in dem Betriebsplan angegebene Material⸗Vorrath 
vorhanden fein. 

6. Bon dem Brennereibefiger find anf der zweiten Seite des Formulars die 
Spalten 1 bis 10 und auf der vierten Eeite die Spalten 1 bis 3 auszu⸗ 
füllen. Die bier abzugebende Betriebserflärung muß deutlich gefchrieben und 
es darf nichts abgeändert oder ausgeftrichen fein. Auf der zweiten Seite 
am Schluffe if die Betriebserflärung mit dem Ortsnamen und Datum zu 
verfehen und von dem Brennereibefiger durch Unterfchrift zu vollziehen. 

7. Mangelhaft gefertigte Betriebs: Pläne giebt die Hebeftelle fofort zurück und 
es wird im ſolchen Fällen die Einreichung als nicht gefchehen betrachtet. 

8. Findet fich beider Prüfung des Betriebs-Plans nichts zu erinnern, fo werben 
beide Exemplare von ber Hebeftelle genehmigt und vollzogen; das eine Exem⸗ 
plar wird dem Brennerei = Befiber zurücdgegeben, welcher gehalten ift, daſ⸗ 
felbe noch vor dem erften Brenntage in der Brennerei in dem dazu beflimmten 
Behältnifie anzuheften und daſelbſt während der ganzen Dauer des Betriebs 
unbefchäbigt zu erhalten | 

9 Nach Ablauf der Betriebszeit muß dieſes Eremplar von dem BrennereisBe- 
fiter binnen 3 Tagen an die Hebeftelle zurüdgeliefert und kann alsdann 
gegen das bei berfelben zurüdgebliehene zweite Exemplar ausgetaufcht werben, 
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Betriebs⸗Erklãrung des Steuernden. 
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Anventarium und Abfertigung. 


Bon den in der Brennerei vorhandenen | . ‘ 
. Geräthen find zum Betriebe angemeldet: 








Bezeichnung Juhalt 
| "Bemerfungen, 
ber No. nad 
. Geräthe, Quarten. 





Ganz außer Gebrauch bleiben 








Vorſtehender, am tem 183 eingereichter Betriebs⸗Plan 
für den Monat 183 iſt geprüft, feſtgeſtellt und unter No. 
in das Anmeldungs⸗Regiſt er eingefragen:. Nach dem Revifionss Befunde find zu 
Brannıwein verwendet Eim Duart 
wovon bie Steuer zu Sgr. für jeden Einer Rthlr. Sgr. beirägt, 
den ten 183 


Die Steuer-Hebeſtelle. 
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Berordnungen, betr. die @inführung der Brannt- 
weinftener in den zum Thüringiſchen Joll- und San- 
dels-Derein gehörigen Preußischen Landestbeilen. 


Kabinetsordre vom 8. December 1838. 
(Erfurter Amtsblatt 1833, Nr, 47.) 


In Berfolg der am 10. und 11. Mat biefes Jahres abges 
fchloffenen und von Mir ratificirten, aud bereits durch die Ge⸗ 
fesfammlung zur allgemeinen Kuude gebrachten Verträge über bie 
Bildung ded Thüringer Zolls und Handels-Vereins, und in Ge- 
mäßbheit der auf den Grund dieſes Vertrages flattgefundenen wei- 
teren Berabredungen über die im Umfange jenes Vereins einzu⸗ 
führenden gleichförmigen ©efege und Berwaltunggorbnungen für 
die Erhebung der Zölle und inneren Steuern vom Branntwein, 
Braumalz, Wein und Tabak, will ih hierdurch 

a) für ben Erfurter Stadt- und Landkreis, 

b) für den Kreis Schleufingen, und 

c) für den Kreis Ziegenrüd, Erfurter Regierungsbezirks, unb 
gleichzeitig 

d) für die ebenfalls bisher von dem Zollverbande ausgeſchloſſen 
gewefenen Ortfchaften Schnellmannshaufen und Großburſchla, 

Mühlhaufer Kreifeg, 
Folgendes beſtimmen: 

1. Es ſoll in jenen Kreiſen und Orten das Zollgeſetz und 
die Zollordnung vom 26. Mai 1818, nebſt den zur Erläuterung 
und Ergänzung dieſer Geſetze ergangenen Vorſchriften, welche bis⸗ 
her dort nicht eingeführt waren, vom 1. Januar 1834 gleich⸗ 
mäßig, wie in allen Provinzen der Monarchie, zur Anwendung 
kommen, und die Steuer nach dem jedesmaligen allgemein güitigen 
Tarif der Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs⸗Abgaben auch 
dort erhoben werden. 

2. Die Verordnungen über die Beſteuerung des inländiſchen 
Branntweins, Braumalzes, Weinmoſtes und Tabakbaues, wie ſie 
in dem Geſetze und der Steuerordnung vom 8. Februar 1819 
enthalten, und durch ſpätere, mit geſetzlicher Kraft erlaſſene Vor⸗ 
ſchriften erläutert und ergänzt ſind, ſollen ebenfalls, auch ſo weit 
dies bisher noch nicht der Fall geweſen, in jenen Kreiſen und 
Ortſchaften allgemein zur Anwendung gebracht werden, und dabei, 
in Bezug auf die Branntweinſteuer, das anliegende, von Ihnen 
nach den hierüber beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften zuſammen⸗ 
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geftellte Regulativ vom 24, v. M, zur Richtſchnur dienen.*) Das 

gegen werben 

3. von dem eben gebachten Zeitpunfte ab in jenen Kreifen 
und Orten folgende bisherige Abgaben hiermit aufgehoben: 

a) bie befondere Eingangs- und DurchgangssAbgabe, welde in 

der Stadt Erfurt in Folge des Tarif vom 3. Oftober 1826 
zur Zeit befteht, und | 
bie Klaffen= und Gewerbefteuerzufchläge, welche im Landkreiſe 
Erfurt und den Kreifen Schleufingen und Ziegenrüd, inglei= 
hen in den Ortſchaften Schnellmannshaufen und Großburfchla 
in Folge Meines Befehls vom 3. Oktober 1826 als Erfat 
für Die jest eingeführten Abgaben auffommen, endlich, 

c) alle Lofalzölle, auch die Eingangss und Nahfhuß- Abgaben, 
welche bisher yon Erzeugniffen und Fabrifaten aus jenen 
Kreifen und Orten beim Eingange in das von der Zolllinie 
umſchloſſene Land entrichtet werden mußten, 

Gleichwie die Auffiht auf die unter 1. und 2. bezeichneten 
Steuern in den Kreifen Erfurt, Schleufingen und Ziegenrüd nad 
den Beflimmungen des Eingangs gedachten Vertrages dur den 
als Gemeinfchaftsbeamten fungirenben General⸗Inſpektor in Erfurt 
geführt werben wird, jo ermächtige Ich Ste, diefem Beamten auch 

te Berwaltung der andern dort aufkommenden indirekten Steuern 

‚und des Salzmonopols mit denjenigen Befugniffen und Obliegens 

beiten zu übertrageu, welche feine Dienft-Inftruftion für die übris 

gen Steuern feflfesen wird. Sie haben diefen Meinen Befehl 
mit dem Regulatio wegen ber Branntweinftener durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung zu Erfurt zur Kunde der hiebei betheiligten 

Behörden und Inſaſſen bringen zu laffen, und in allen Xheilen 


auszuführen. 
Friedrich Wilhelm. 


Negulativ wegen Erhebung und KRontrolirung ber 

Branntweinfteuer in den Kreifen Erfurt, Schleufin- 

gen und Ziegenrüd, desgleichen in den Ortfchaften 

Schnellmannshaufen aa tale, Mühlhaufer 
reiſes. 


I Allgemeine Beſtimmungen. 
$. 1, Die Steuer pom Branntwein foll für jedes Quart 


nie Ser 


b 


— 


») Dieſer Beſtimmung gemäß If das Regulativ gleichzeitig als eine ans 
tbentiſche Redaktion der geſetzlichen Vorſchriften über bie Branntweinſtener 
u betrachten, auf welche Behufs der Interpretation ober Deslaration zweifelhafter 

eftimmungen jurüdzugehen fein dürfte. Wegen ber fpäteren in Bezug anf 
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Branntwein zu 50 Prozent Alfohol, nad dem Altohoiometer von 
Tralles, einen Silbergroſchen und ſechs drei Viertel Pfennige 
betragen, 

$. 2. Diefe Steuer wirb erhoben: 

a) bei der Bereitung des Branntweins aus Getreide, Kartoffeln, 
Mehl und andern mehlichten Stoffen, nach dem Nauminhalte 
der zur Einmatfchung und Gährung dienenden Gefäße (Maifch- 
bottih- Steuer); u 

b) bei der Bereitung des Branntweine aus nicht mehlichten Stof- 
fen nach der Menge der dazu zu verwendenden Materialien 
(Branntwein- Material-Steuer), | 
$. 3. Die Maifchbottidh - Steuer ($. 2a.) wird auf einen 

Silbergr. und ſechs Pf. für jede 20 Duart des Rauminhalts der 
Maiſchbottiche und für jede Einmaifchung feftgefest, 

Bon landwirtbfchaftliden Brennereien, welche nur in den 
ſechs Wintermonaten, vom 1, Novbr. big Testen April, im Gange 
find, in dem vorhergegangenen Sommerhalbjahre ganz geruht haben, 
aus felbfigewonnenen Erzeugniffen brennen, und an feinem Bes 
triebstage über 900 Duart Bottihraum bemaifchen, ſoll jedoch 
nur ein Sgr. und vier Pf, für 20 Quart Maifchraum erhoben 
werben. *) 

$. 4 An Branntweins Material-Steuer ($. 2b.) fol ent- 
richtet werden: 

a) für jeden Eimer von 60 Quart eingeſtampfter Weintreber, 
Kernobft, oder auch Treber von Kernobſt und Beerenfrüchten 
aller Art, vier Sgr.; 

b) für jeden Eimer Trauben= oder Obftwein, Weinhefen und 
Steinobſt, acht Ser. 

Für andere nicht mehlichte Stoffe, weldhe zur Branntwein- 
erzeugung verwendet werden möchten, wird der Steuerfat nad 
Verhältniß des Normalfages ($. 1.) befonders beftimmt werben. 

Eine Firation der Branntweins Material» Steuer iſt unter 
den von ber Steuerbehörde feftzufesenden Bedingungen zuläffig. 

F. 5. Brennereibefisern, welche den von ihnen gefertigten 
Branntwein im Großen nad) dem Auslande abfesen, Tann eine 
Stenervergütung nad) den darüber befonderd erlaffenen Beſtim⸗ 
mungen zugeflanden werden.**) 


die Branntweinfleuer ergangenen allgemeinen Beſtimmungen, welche ſich felbfire- 
dend auch auf das nachfolgende Regulativ beziehen, wird zur Vermeidung von 
Wiederholungen auf die Ergänzungen zum Geſetz und der Ordnung vom 8. Febr. 
1819 verbieten. 

*) Bergl. wegen bes Sienerfaßed vie K. O. von 16. Juni und 10. Anguft 
1838. (oben ©. 109 und 201.) 

°*) Bergleicye bie Bemerkungen zu $. 30. des Geſetzes vom 8. Yebr. 1819- 
(oben S. 106.) | 


4 


7 
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1. Borfohriften über die Erhebung und Kontroli— 
rung der Steuern. 


8.6. Wer eine Brennerei einrichten oder einen Deſtillir⸗ 
Apparat anfchaffen will, it gehalten, ſolches vorher dem Steuer- 
amte anzuzeigen, und demfelben mindeftens acht Tage vor Anfang 
tes Betriebs eine Nachweiſung nach einem beſonders vorzufchreis 
benden Mufter einzureichen, worin bie Räume zur Aufitellung ber 
Geräthe und zum Betriebe ber Brennerei, die Brenn- und Maifch- 
gefäße, als: Blafenhelme, Maifchwärmer, Kühlapparate, Maifchs 
bottiche, Vormaiſchbottiche, Kartoffeldämpfer, und andere Dampf- 
yefäße, Kühl⸗, Hefen- und Schlemgefäße, Maifch-Lutter und ans 
dere Reſervoirs n. f. w., ingleichen der in Quarten ausgedrüdte 
gefammte Raum⸗Inhalt jedes einzelnen diefer Geräthe, genau und 
yolfftändig angegeben fein müffen, 

Diefer Nachweiſung muß ein einfadher Grundriß besjenigen 
Raumes, in welchem fi die Brennereigeräthe befinden, und ihs 
rer Stellung in Demfelben nad einem von ber Steuerbehörbe 
vorzufchreibenden Mufter beigefügt, und die darin bezeichnete 
Stellung der Geräthe während jeder Betriebszeit fo lange unver 
ändert beibehalten werben, als Abänderungen nicht durch Einrei⸗ 
dungen eines anderweiten Grundriffes angezeigt worden find, 

Eben fo liegt dem Befiser einer Brennerei, eines Deitillir- 
Apparats ob, wenn Geräth angefchafft wird, oder wenn das be- 
zeitd angemeldete ganz oder zum Theil abgeändert worden if, 
vor oder unmittelbar nach) der Empfangnahme des Geräths dem 
Steueramte davon Anzeige zu machen, und daffelbe nit ohne 
bie von lesterem zu ertheilende amtlihe Befcheinigung in Ge- 
brauch zu nehmen. 

Zur Anzeige binnen drei Tagen ift derſelbe auch verpflichtet, 
wenn das bereits angemeldete Geräth ganz. oder zum Theil in 
ein anderes Lokal gebracht wird. 

Diejenigen, welche zur Zeit der Publikation biefes Regulativg 
eine Brennerei oder einen Deftillirs Apparat bereits befigen, find 
verpflichtet dem Steueramte die vorgefehriebene Nachweifung der 
Betriebsräume und Geräthe, wenn ein Betrieb ftatt finden fol, 
mindeftens acht Tage vor Anfang beffelben, fonft aber jedenfalls 
im Laufe desjenigen Monats, welcher der Publifation Diefes Ner- 
gulatios folgen wird, einzureichen, in ſofern dies nicht ſchon früs 
ber gefchehen ift. | 

8.7. Beſitzer von Brennereien dürfen feine Brennereige— 
räthe ($. 6.) und andere Perfonen Feine Deftillir-Geräthe, näm⸗ 
lich Blafen-Helme nnd Kühler, weder ganz noch theilweife aus 
ihren Händen geben, bevor fie es dein Steueramte ihres Vezirks 


⸗ 
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uzzzeist und von dieſem eine Beſcheinigung darüber erhalten 
aben. | 

$. 8. Die in den Brennerelen vorhandenen, bie künftig 
binzufommenden und die abgeänberten VBrennereis Geräthe und 
Gefäße werden nad der Bekimmung der Steuerbehörbe nume⸗ 
rirt, auch von derfelben nachgemeſſen, und, foweit es thunlich ift, 
mit einem Stempel verſehen. Den ermittelten Duartinhalt und 
die Nummer muß der Brennereibefiger an den Geräthen deutlich 
bezeichnen, und dieſe Bezeichnung gehörig erhaften Yaffenz wie 
fotche zu bewirfen und wo fie anzubringen fei, wird für jedes 
Geräth von der Steuerbehörde beftimmt. | 

Sp lange die Maifchgefäße amtlich nicht nachgemeffen find, wird 
die Maifchbottichfteuer nach dem angemeldeten Rauminhalte der 
Gefäße berechnet und erhoben. Wird demnäcft bei der Nachmeſ⸗ 
fung ein größerer ald ber angemeldete Rauminhalt ermittelt, und 
‚beträgt ein folder Mehrbefund nicht über 5 Procent ber anges 
meldeten Duartzahl, fo bleibt berfelbe für die Vergangenheit au⸗ 
Ger Betracht, wogegen ein größerer Mehrbefund außer der Ver, 
pflihtung zur Nachzahlung der verfürzten Steuern auch bie Strafe 
ber Defraudation ($$. 54 bis 56) und die Strafe der unrichti= 
gen Anzeige ber Geräthe ($. 64.) neben einander zur Folge bat. 
Ein bei der Nachmeſſung ſich ergebender Minderbefund gegen bie 
Anmeldung giebt feinen Anſpruch auf Eritattung der etwa zu viel 
entrichteteten Steuern. 

$. 9. Die vorhandenen Brennereigeräthe und die Räume, 
in welchen Brennerei betrieben wird, ftehen unter der Aufficht 
der Steuerbehörde. Bon berfelben werden die Maiſch- und 
Deftillirgeräthe für die Zeit, während welcher ein Betrieb nicht 
angemeldet und geftattet worden, auf angemefjene Weife außer 
Gebrauch gefekt. 

F. 10, Wer eine Brennerei in Betrieb fegen will, ift ver⸗ 
pflichtet, vor dem Beginn deffelben feinen Betriebsplan nach den 
näheren Beftimmungen des $. 24. und fig. und den bafelbft vor⸗ 
geichriebenen Muftern dem Steueramte anzumelden, dieſen Be⸗ 
triebsplan in der Brennerei auszuhängen, ſolchen reinlich aufzu⸗ 
bewahren, und demfelben bei dem Betriebe genau nachzukommen. 

F. 11, Wer DBranntwein aus den im 6. 4, genannten 
Stoffen bereiten will, bat zuvor dem Steueramte nach näherer 
Vorſchrift des 6. 33. ein Berzeihnig feiner fämmtlihen Mate- 
rial-Borräthe, welches zugleich den Drt ihrer Aufbewahrung ans 
geben muß, einzureichen, auch jeden fernern Zugang zur Nach⸗ 
tragung in das Berzeichniß fogleih anzumelden. Der zur Ver⸗ 
arbeitung beftimmte Theil ded Materials wird auf den Grund 
nes Betriebs⸗Plans, welcher den Aufbewahrungsort’ während der 
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Betriebszeit angeben muß, in dem Vorraths-Verzeichniſſe abge⸗ 
rieben. 

I Während des Zeitraums, auf welchen der Betriebsplan 

Yautet, und fo lange die Brennerei nicht unter Siegel gelegt wor⸗ 

den if, darf in der Brennerei fein anderer als der in dem Bes 

triebsplan angegebene Borrath von den im $. A. bezeichneten 

Stoffen vorhanden ſein. 

F. 12. Die vorſtehend zur Kontrollirung der Steuer er⸗ 
theilten Vorſchriften ($$. 6 bis 11.) und bie zu deren Vervoll⸗ 
ftändigung getroffenen reglementairen Beſtimmungen iſt nicht nur 
berfenige, welcher bie Brennerei betreibt, oder für feine Rechnung. 
betreiben Täßt, ſondern auch ein jeder, welcher bei der Brennerei 
beſchäftigt iſt, zu beobachten ſchuldig. 

F. 13. Die Branntweinfteuer muß ſpäteſtens am lebten 
Tage des Monats, in welchem ein Brennereibetrieb flatt gefunz 
den bat, entrichtet werben.*) Wer biefen BZahlungstermin ein- 
mal verfäumt, muß bie Steuer bei jeder fernern Anmeldung vor⸗ 
ausbezahlen, 

$. 14, Ein Erlaß der Steuer Tann nur dann erfolgen, 
wenn durch einen außerordentlihen Zufall 

a) eine unvermeiblihe Unterbrehung des Betriebs eniſteht, 
oder 
b) die Maifche eines verfteuerten unangebrochenen Bottichs 
gänzlih unbrauchbar geworden ift. 
In beiden Fällen bleibt es der Entſcheidung der Steuerbehörde 
vorbehalten, ob ein Erlaß an der Steuer zu gewähren ſei. **) 

S. 15. Die Beamten müffen bei ber ihnen anvertrauten 
Steuererhebung fi) genau nach den vorgefchriebenen Sägen rich⸗ 
ten, und find dafür verantwortlih. Zuviel erhobene Gefälle wers 
den zurüdgezahlt, wenn binnen Sahresfrif, vom Tage der Ver— 
ftenerung an, ber Anfprud auf Erfag angemeldet und beſcheinigt 
wird, Zu wenig, oder gar nicht erhobene Gefälle können gleich⸗ 
falls innerhalb Jahresfriſt von den Steuerſchuldigen nachträglich 
eingezogen werden. Nach Ablauf des Jahres iſt jeder Anſpruch 
auf Zurückerſtattung oder Nachzahlung der Gefälle beziehungsweiſe 
gegen den Staat und den Steuerſchuldigen erloſchen, dem Staate 
bleiben jedoch ſeine Rechte auf Schadenerſatz gegen die Beamten, 
durch deren Schuld die Gefälle gar nicht oder unrichtig erhoben 
werden, jederzeit vorbehalten, ohne daß die Behörden befugt ſind, 


) Vergl. 8. 7. des Megulativs vom I. Dezbr. 1820 mit ben Ergaͤnzungen 
(oben ©. 190.) 

») Vergl 8 8. des Regulative vom 1. Dezbr. 1820 mit ben Erganzun⸗ 
gen (eben S. 19 1.) 
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den Steuerſchuldigen wegen Nachzahlung der Gefälle in Anſpruch 
zu nehmen. Dieſelbe Regreß-Verpflichtung ber Beamten tritt ein, 
wenn durch ihre Schuld Gefälle, unerhoben geblieben find, und 
biefe auch vor Ablauf der eben bemerften Verjährungsfriſt von 
ben Steuerpflichtigen nicht beigetrieben werden können. 


UL Betriebs-Vorſchriften. 


F. 16. Die Einreihung des nad F. 6. dem Steueramte zu 
übergebenden Grundriffes der Brennereiräume und Geräthe muß 
in boppelter Ausfertigung geſchehen, und ein Exemplar vom Steu⸗ 
eramte befcheinigt, in berfelben Art, wie weiter unten im 6. 25. 
wegen des Betriebspland beftimmt werden wird, in der Breune⸗ 
rei aufgehängt werden. 

$. 17. Bei Vermeſſung der Blafen und der Maiſchbottiche 
tft, in ihrer wagerecdhten Stellung, derjenige innere Raum, welden 
ſie vom Boden zum äußerflen Rande bis zum Ueberlaufen haben, 
durch bie Steuerbeamten ohne allen Abzug auszumitteln, 

6. 18. Das Steueramt tft verpflichtet, über Die Anmelduug, 
bie Vermeſſung und ihr Ergebniß, und bie Art der Bezeichnung 

eine Befcheinigung zu ertheilen, in welcher vie Befchaffenheit ver 
Drennereigeräthe genau befchrieben fein muß. Nur durch biefe 
Befcheinigung, welche nebft den Vermeſſungs-Verhandlungen in 
der Brennerei aufbewahrt werden muß, Tann der Nachweis ges 
führt werben, baß bie Geräthe vorſchriftsmäßig angemeldet worden. 
$. 19. Die zu den Brennereien gehörigen Geräthe müffen 
in den Betriebsräumen sufammen aufbewahrt werben. Dabiu 
nicht gehörige Gefäße bürfen in benfelben nicht vorhanden fein. 

Deftillirgeräthe und Maifchgefäße ſtehen fo Tange, als fie 
nicht zum Gewerbebetriebe angemeldet werben, bergeftalt unter 
befonberer Aufficht der Steuerbehörbe, daß ihre Benutzung zu 
einem außerorventlihen Zwede, namentlih auch zur Bereitung 
von Biehfutter, ohne Steuerentrihtung nur auf vorgängige Ans 
meldung und unter den von ber GSteuerbehörde anzuordnenden 
Sicherheitsmaaßregeln erfolgen darf. Bei Perfonen, weldhe mit 
dergleichen Geräthſchaften bloß handeln, oder ſie zum Handel ver⸗ 
fertigen, ſind ſolche dieſer Aufſicht nicht zu unterwerfen. 

. 20. Wer Deſtillirgeräthe beſitzt, welche nicht im Gebrauch 
ſind, dennoch verbunden, ſie dem Steuerbeamten auf Erfordern 
vorzuzeigen, damit er ſi ich Überzeugen fönne, daß fie noch in dem 
Zuftande befindlih find, in welchen fie zur Verhütung ihres Ge- 
brauchs gefest worden. 

Diejenigen, weiche Deftillirgeräthe bloß verfertigen oder damit 
handeln, find bierunter nicht begriffen. 

6 21. Deftilfirgeräthe, welche ausſchließlich zu anderem 
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Gebrauche, als zur Brauntweinbtennerei gehalten werben, fichen 
zwar nicht unter der für Branntweinbrennerei angeordneten Kon- 
trolle ($. 19.), bleiben aber, zur Verhütung von Mißbräuchen, 
der allgemeinen Aufjiht der Stenerbehörde unterworfen, 

$. 22. Um für die Zeit, wo die Maifch- und Deftillirgeräthe 
nicht in Betrieb fein dürfen, ihre unbefugte Benutzung für lete« 
ven zu verhindern, werben entweder | Ä 

a) bie Geräthe an Ort und Stelle durch einen Stenerbeamten 
unter Verſchluß gefegt, in welchem Falle der Brennereibefiger 
die Materialien zur VBerfiegelung oder zum Verſchluſſe, und 
zwar in guter brauchbarer Befchaffenheit zu liefern hat, oder 

b) e8 muß ein Theil des Deftillir-Geräths gleih nah Ablauf 
der Betriebgfrift an dag Steueramt abgeliefert werben. Bes 
findet fich Lesteres nicht am Orte, fo wird für den Trans- 

. port des Geräths auf eine Halbe Meile Entfernung eine 
Stunde gut gerechnet, | 

c) Kommt e8 darauf an, in Brennereien, welche zum Betriebe 
angemeldet find, das Deftillivgeräth während einzelner betriebs⸗ 

Iofer Tage und Stunden außer Gebrauch zu fesen, und iſt 

das Steueramt Über eine Biertelmeile entfernt, fo Tann Au 

geftattet werben, baß ein yon ber Steuerbehörbe zu beſtim⸗ 
mendes Stück des Deitillirgerätbes, entiveber bei einer zus 
verläffigen Perfon im Orte, oder in Ermangelung einer fols 
hen, in einem von dem Brennerei⸗Lokal möglichft entfernten 

Raum im Gehöfte des Brennereibefigerd niedergelegt werde. 

Eine zur Aufbewahrung des Deitillirgeräthg geeignete und 
willfährige Perfon zu ermitteln, ift Sache des Brennereibe- 
figers; fie für den Zwed anguerfennen ober nieht, hängt von 
der Steuerbehörde ab, 

d) Findet in Maifchhrennereien zwifchen mehreren Einmaiſchun⸗ 

en ein Zwiſchenraum in der Art flatt, daß in Maifchges 
eigen an demjelben Tage, wo jie leer geworben, nicht wies 
ber eingemaifcht wird, fo kann die Steuerbehörbe verlangen, 
daß jene Maifchgefäße für den Tag oder die Tage des Nichte 
gebrauchs ſchief geftellt werben. 

Wenn eine Brennerei ganz ruht, tritt in ber Regel Verſchluß 
der Geräthe an Ort und Stelle ein, über deſſen Anlegung von 
dem Steuerbeamten eine Berhandlung aufgenommen wird, weldye 
bis zur Wiederabnahme des Verſchluſſes in der Brennerei aufbe- 
wahrt werden muß. Ob innerhalb der Betriebszeit einzelne Ge⸗ 
räthe, und welche, außer Gebraud zu fegen, und welches ber 
oben unter a. bid d. angegebenen Mittel dazu in Anwendung 
fommen fol, ik nad den Umftänden von der Steuerbehörbe zw 


beſtimmen. 
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6. 23. Wenn in den tm 6.14. erwähnten Fällen der Bren⸗ 
nereibetrieb unterbrochen wird, fo tft Dies fogleih der Steuerbes 
börde anzuzeigen, welche die Richtigkeit der Angabe an Ort und 

Stelle unterfuden, und die Geräthe vorſchriftsmäßig außer Ges - 
brauch fegen läßt. 

Befindet ſich Fein Steuerbeamter im Orte, und will der Ges 
werbetreibende ſich gleihwohl den Antrag auf Steuererlaß vorbe- 
halten, fo muß er durch zwei, weder ihm ‚verwandte noch in fei= 
nen Dienften fiebende, glaubwürdige Perfonen von der Unterbre= 
hung des Betriebs und den biefelbe veranlaffenden Umſtänden 
Kenntniß nehmen Taffen, und deren Befcheinigung Über den Bes 
fund und die Zeit ihrer Befichtigung unverzüglih an das Steuer- 
amt ſenden. 

Kann die Urſache der Unterbrechung nicht alsbald gehoben 
werben, fo tritt ber Betriebsplan (SS 21 bis 36) außer Kraft, 
und es muß für den Wiederanfang des Betriebs in dem nächften 
Monat ein neuer Betriebsplan eingereicht werden. Die Steuer 
wird hiernächft nur nach Maaßgabe des wirklich ftatt gehabten 
Betriebs berechnet und erhoben. 


A Maifhbrennereien. 


8. 24, Der im 5. 10. vorgefehriebene Betriebsplan muß 
nach beiliegendem Mufter für einen vollen Kalendermonat, oder, 
wenn ber Betrieb erft im Laufe eines Monats Beginnen fol, für 
ben noch übrigen Theil des Kalendermonats eingereicht werben, 
und bie Einreichung mindeſtens drei Tage vor der erften Einmai⸗ 
fhung erfolgen.*) 

Außer den im 6. 14. erwähnten Fällen kann eine Abände—⸗ 
rung des angemeldeten Betriebs einmal im Monate dann geftattek 
werben, wenn das Bebürfnig gehörig nachgeriefen und ber Be⸗ 
trieb dadurch verftärkt wird, 

$. 25. Der Betriehbsplan, zu deffen Anfertigung nur allein 
das von dem GSteueramte gegen Erftattung der Drudfoften zu 
liefernde Formular benust werben darf, muß deutlich gefchrieben, 
und ohne daß darin etwas abgeändert oder ausgelöfcht iſt, zwei⸗ 
fach dem Steueramte übergeben werben, 

Mangelhaft gefertigte Betriebepläne giebt das Steueramt 
fofort zur Berichtigung zurüd, und es wirb in folchen Fällen die 
Einreihung als nicht gefchehen betrachtet. Findet fi bei ber 
son dem Steueramte vorzimehmenden Prüfung bes Betriebsplanes 
nichts zu erinnern, fo werben beide Eremplare von demſelben ge- 


\ 





°) Das Muſter ift Hinter dem Maifchftener-Regulativ vo 1. Dezember 1820 
(S. 196. fig.) abgedruckt. | . 
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nehmigt und vollzogen; dad eine bleibt dem Steueramte, das 
andere wird dem Brennereibeftger zurüdgegeben, welcher gehalten 
ift, noch vor Anfang der erſten Einmaifchung daffelde an einem 
hellen Orte in ber Brennerei, welchen die Steuerbehörde dazu 
auswählt, anzuheften, und dort in einem Behältniffe, über deffen 
Beichaffenheit die Steuerbehörde nähere Anleitung geben- wird, 
während der ganzen Dauer des angemeldeten Betriebs unbeſchä— 
bigt zu erhalten, bamit die Auffichtöbeamten und jeder, der in 
die Brennerei eintritt, alsbald ſolches einſehen können. Wenn 
die Betriebszeit abgelaufen if, muß dieſes Exemplar von dem 
Brennereibefiger binnen drei Tagen an das Steueramt zurüdges 
liefert, und fann alddann gegen das erftere ausgetaufht werben. 
$ 26. Vormaiſchbottiche und Kühlgefäße dürfen nur friſche, 
noch nicht gährende Maifche, auch nur in dem Berhältniffe, wie 
bie entfprechenden Maiſchbottiche Teer oder wenig gefüllt find, 
Maifhwärmer und Reſervoirs aber nie andere als reife Maifche, 
auch nur während ber Zeit, wo bie Maiſchblaſen in Betrieb find, 
enthalten, a 
$. 27, Für jeden zur Einmaiſchung beflimmten Tag darf 
nicht unter 600 Quart Maifchraum angemeldet werden, aud) 
find Kleinere Maifchbottiche, als von 300 Duart, nicht zuläffig. 

Die Einmaiſchungen dürfen nur gefchehen: x 

in ben Monaten Oftober bis einfhlicglih März von Mor⸗ 
gend 6 bis Abends 10 Uhr, ’ 
in pi übrigen Monaten aber von Morgend 4 bis Abende 
l r. 

F. 28. Dem Brennereibeſitzer bleibt zwar freigeſtellt, wie 
oft und wann er während des Monats, für welchen er den Betrieb 
angemeldet hat, die angemeldeten Maifchbottiche benugen will, die 
Benusung derfelben muß jedoch in einer regelmäßigen Reihefolge 
bergeftalt gefchehen, daß in dem zuerft geleerten Maifchbottiche 
auch mit der Einmaiſchung zuerft wieder begonnen wird, 

$. 29. Wenn die Bereitung und Aufbewahrung der Maifche 
bis zum Abbrennen derfelben nicht in den verfteuerten Maijchbot- 
tichen allein gefchehen foll, fondern dazu, oder zu einer ınit ber 
Bruanntweinfabrifation zu verbindenden Hefenbereitung aus Maifche, 
bie fteuerfreie Benugung noch anderer Gefäße oder Geräthe ges 
wünfcht wird, fo muß dazu Die befonbere Erlaubnig der Gteuer- 
behörde nachgefucht werden, welche diefelbe in der Regel unter 
ben von ihr feftzufegenden Kontrolfbebingungen eriheilen wird, 
jedoch) den Umſtänden nach auch zu verfagen befugt iſt Außer⸗ 
dem finden Die allgemeinen Borfchriften wegen der An= und Ab- 
- meldung, Bezeihnung, Bermeffung, Beauffihtigung und Benusung 
der Hauptgeräthe auch auf die Nebengefäße Anwendung. = 
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Eigenmächtige Abweichungen von ben allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten, oder von den beſonders feftgefegten Bedingungen für den 
fteuerfreien Gebrauch von Nebengefäßen ziehen, neben den fonft 
etwa zur Anwendung fommenden Strafen, Die Berfagung der fer- 
nern Erlaubniß, dergleichen Gefäße halten, nnd fteuerfrei benugen 
zu dürfen, nad fid. g 

$. 30. Dem Brennereibefiser iſt geflattet, die Maifche ent⸗ 
weder am britten oder am vierten Tage nad. der Einmaifchung, 
. den Tag derfelben mitgerechnet, abzubrennen, und danach den 
Betriebsplan einzurichten. Die an einem Tage bereitete Maifche 
muß auch an einem Brenntage vollftändig abgeluttert werden. Ein 
früheres oder fpäteres Abbrennen der Maifhe ift in der Regel 
nicht geftattet. Wird in außerorbentlichen Fällen eine Ausnahme 
nöthig, fo muß zuvor dem Steueramte davon Anzeige gemadıt, 
und deffen fchriftlihe Genehmigung, welche jedoch bei Anträgen 
auf fpäteres Abbrennen nicht Über den vierten Tag hinaus geges 
ben wird, muß dem Betriebsplane beigeheftet werden, | 

F. 31. An den Tagen, wo Branntweinblafen zum Betrieb 
angemeldet find, darf in der Negel von 7 Uhr Abends bis 5 Uhr 
Morgens nicht gebrannt werden. Iſt wegen der Stärke des Bes 
triebs, oder nad der Kigenthümlichfeit des Brenngeräths, oder 
in andern befondern Fällen eine Ausnahme nöthig, fo ift darauf 
bei der Steuerbehörde anzutragen, welche nad Prüfung ber für 
den Antrag geltend gemachten Gründe, die Genehmigung, den 
Umſtänden nad, nicht verfagen wird, | 

$. 32. Wenn unter amtlihen Verſchluß gefeste Maifch- 
und Deftillirgeräthe in Betrieb kommen follen, fo beftimmt bag 
Steueramt, wenn fih ein Beamter zur Abnahme des Berfchluffes 
in der Brennerei einfinden fol, 

Der Brenner ift nicht gehalten auf den Beamten länger als 
eine Stunde über bie beflimmte Zeit zu warten, und kann nad 
deren Ablauf, wenn ein befannter und glaubwürbiger Mann ges 
genwärtig if, und diefer den Verſchluß als unverfehrt anerfannt 
bat, denfelben abnehmen. 

F. 33. Wer im Winter nad dem für Tandwirthfchaftliche 
Maifchbrennereien ($. 3.) geftatteten mindern Steuerfage gebrannt 
bat, und den Betrieb der Brennerei über den Monat April hinaus 
fortfegt, bleibt zwar wegen der Nachzahlung bes Unterfihiebs zwi⸗ 
fhen dem geringern und dem höhern Steuerfage für die verfioffene 
Zeit anßer Anſpruch, muß aber den höhern Steuerfag vom erften 
Mai ab, und ferner fo lange entrichten, bis bie Brennerei wieder 
fehs volle Sommermonate (Mai bis Oktober einſchließlich) ganz 
geruht hat, 2 | EN 

$. 34. Bei dem gleichzeitigen Betriebe der Nauerei und 
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Brennerei darf für die letztere, falls nicht die von ber Brauerei 
zu entrichtende Steuer firirt iſt, 
a) reines Malzfchroot nicht verwendet, auch in ber Regel 
b) die feuerfreie Benugung von Rebengefäßen zur Bereitung 
fünftliher Gährungsmittel nicht geftattet werden. 

Das zur Brennerei beftiimmte Malz muß vor dem Schroten 
auf der Mühle wenigftend zum vierten Theile mit ungemalztem 
Roggen vermifcht werden. Wird neben der Brauerei Brannt- 
wein aus Kartoffeln gebrannt, fo ift zu lesterm Behufe der Ge— 
brauch von reinem Malzſchrot zwar geftattet, daſſelbe muß jedoch 
befonders angemeldet und aufbewahrt werden, und fteht unter 
der Auffiht und Kontrolle der Stenerbehörbe, 


B. Örennereien zur Bereitung von Branntwein aus 
nicht mehlidten Stoffen, 


6. 35. Der Betrieb muß für den ganzen Kalendermonat 
im Voraus angemeldet werben, es mag den ganzen Monat hin⸗ 
vurd ununterbrochen, oder nur in einem Theile deffelben gebrannt 
werben, 

Der Betrieböplan darf für die Periode, auf welche er Taus 
tet, in der Negel nur auf Stoffe von einem und demfelben Steu- 
erfaße gerichtet fein; wer für Die ganze angemelbete Betriebszeit 
ben höhern Steuerfat ($. 4 Litr. b.) entrichtet, ift in der Wahl 
ber nicht mehlichten Stoffe und deren Abmwechfelung Feiner Bes 
fhränfung unterworfen, 

Wer in einem Jahre nicht mehr als 15 Eimer Stoffe der 
erften ($. 4. Litt. a.), oder 7 Eimer der zweiten Art ($. 4. 
Litt, b.) zu Branntwein verwenden kann ober will, muß biefen 
Borrath innerhalb eines Kalender. Monats abbrennen, auch barf 
überhaupt nicht weniger als refp. 15 und 7 Eimer für einen 
Monat angemeldet werben. 

§. 36. Wegen der Betriebspläne find die Vorschriften §. 25. 
zu beachten, mit dem Unterſchiede, daß ſolche nach dem beiliegen⸗ 
den Muſter abzufaſſen ſind. 

$ 37. Im Anfehung der Brennzeit wird es zwar im Alle 
gemeinen eben fo gehalten, wie nach SS. 27 und 31. Wenn 
jedoch die Anzahl der angemelbeten Diafenfüllungen, welche nicht 
unter zwei an einem Tage fein darf, der Produftionsfähigfeit der 
Blaſe innerhalb der vierzehnftündigen Brennzeit nicht entfpricht, 
fo muß die Dauer der Brennzeit auf das wirkliche Bebürfnig 
vermindert, und das Ende berfelben in der Anmeldung angegeben 
werben, 

Zur Beurtheilung ber Produftionsfähigfeit der Blaſen wers 
ben folgende erfahrungsmäßige Grunbfäge angenommen: 
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a) daß jede Füllung der Blaſe für einen Abtrieb mindeſtens 

1) an geftampften Weintrebern oder an Kernobft und ge⸗ 

ſtampften Trebern von Kernobſt zwei Drittheile, 

2) an gepreßter Weinhefe ein Drittheil, 

3) an flüffiger Weinhefe die Hälfte, und 
4) an Steinobft oder Beeren oder Wein drei Viertheile des 
vollen Rauminhalts der Blaſe erfordert; 
b) daß zu einer Deftillation 
1) auf Weinhefen 6 Stunden, 
2) auf die übrigen $. 4. genannten Stoffe 4 Stunden, 
3) auf Lutter 6 Stunden höchſtens, bei ganz ſchlechter Ein- 
richtung der Deftillirgeräthe, nöthig find, und daß ’ 
c) ſechs Deftillationen auf geftampfte Weintrebern, Kernobft oder 
Abfälle von Kernobft, fo wie 
d) fünf Deftilfätionen auf jeden andern der F. 4. genannten 
" Stoffe wenigftens fo viel Lutter Tiefern, als erforberlih tft 
zu einer Füllung derſelben Blaſe. 
Eine ftärfere. Blafenfüllung, weniger Zeit für jeden Abtrieb, und 
mehr Abtriebe zum Gewinne eines Lutteraufguffes find zuläffig; 
entgegengefegte Ausnahmen jedoch nur mit Bewilligung der Steuer- 
behörde. J | Ä | 
Ä ? F. 38, Die im $. 11. vorgefchriebenen Materialvorraths⸗ 
Verzeichniſſe müfjen in doppelter Ausfertigung übergeben werben, 
und die Art und die Menge des in jedem Gefäße . befinblichen 
Materials, fo wie den Aufbewahrungsort enthalten. 

Auf diefes Verzeichniß findet dasjenige ebenfalls Anwendung, 
was im 6. 25. wegen der Betriebspläne vorgefchrieben tft. 

F. 39. Bei Revifion der Vorräthe an Material werden alfe, 
dergleihen Borräthe enthaltende Gefäße für voll angenommen; 
bei eingeftampften Weintreftern, Kernobft und Treftern von bems 
felben, jedoch für Die obere unbrauchbare Schiht 10 Prozent von 
dem Inhalte des Gefäßes in Abzug gebradt. | 

6. 40. Der Revifion wird das nah 6. 38. abzugebende 
Verzeichniß zum Grunde gelegt, und unter bemfelben ver Befund 
von dem revibirenden Beamten befcheinigt. Ergiebt fich hierbei 
nad) dem im vorigen Paragraph gedachten Abzuge gegen den an- 
gezeigten Gefammtvorrath ein Mehrbetrag, nnd beläuft ſich dieſer 
nicht auf ein Zehntheil, fo tritt, wie bei einem Minderbefund, nur 
eine Berichtigung des Verzeichniſſes ein; wegen eines größern 
Mehrbetrages muß jederzeit das Strafverfahren eingeleitet werben. 
Das eine Eremplar des mit der Reviftionsbefcheinigungen verfe- 
henen Berzeichniffes wird bei dem SteuersAmte zurüdbehalten, 
das andere Eremplar dem Brennereibefiger zurüdgegeben, ber 
ſolches aufbewahrt, und bei Aufftellung der‘ Betriebepläne benutzt: 

1 % 
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5 41. Werden neue Borräthe angefhafft, fo müffen ſolche 
dem Steuer-Amte angemeldet, und unter gehöriger Reviſion im 
dem Berzeichniffe ($. 38.) in Zugang gebracht werden. Eben fo 
muß jede Verwendung des in dieſem Berzeichniffen enthaltenen 
Materials zu andern Zweden, ald unter gehöriger Anmeldung zum 
Branntweinbrennen, dem Steueramte angezeigt und nachgewiefen 
werden, es müßte denn auf fernern Brennereibetrieb- bis zum 
nächiten Septembermonat ganz verzichtet werden, in welchem Falle 
die Materialfontrolfe von der Berzihtung ab bis dahin aufhört. 

5. 42. Der zum Brennen angemeldete und von dem Vor⸗ 
rathöverzeichniffe zu Diefem Zwede abgefihriebene Theil der Mates 
rialien wird auf Grund bes Beiriebsplang beſonders revidirt, und 
unter demfelben der Befund von dem Steueramte befcheinigt. Bei 
Abweichungen des Befunded von dem angemeldeten Betrage fin⸗ 
bet die dieferhalb in dem $. 40. gegebene Vorſchrift Anwendung. 

Die Steuerzeichen an den Gefäßen müffen, bis deren Inhalt 
ganz abgebrannt ift, unverlegt erhalten werben. 

6. 43. Material, welches bei der Reviſion verborben und 
untauglih zur Berwendung auf Branntwein gefunden werden 
möchte, ift von dem revibirenden Steuerbeamten, wenn es mehr 
als die oben nah $. 39. zu vergütende Schicht begreift, entwe⸗ 
der mit Zuftimmung des Brennereibefigers aus dem Aufbewahrungs⸗ 
gefäß fogleih auszufondern, und von dem Borrathsverzeichniffe 
oder dem Betriebsplane abzufeten, oder aber, wenn der Brenne⸗ 
seibefiger diefeg nicht will, ober nicht zugegen tft, Das ganze Ge— 
fäß, worin fi) dieſes verborbene Material befindet, aus der Vor⸗ 
rathserklärung auszuſcheiden. | 

Außerdem kann auf angeblihes Berborbenfein vom Material 
feine Rüdfiht genommen werben. 

F. 44. Für Brennereibetrieb, der ununterbroden wenigſtens 
fieben Tage fortgeben fol, Tann aud, und zwar auf biefe oder 
Yängere Zeit innerhalb jeden Kalendermonats, Firation der Steuer 
eintreten. Diefe wird dann berechnet nad) Maaßgabe der zu ver= 
wendenden Materialgattung und derjenigen Menge dieſes Materials, 
welche während der erflärten Betriebszeit ohne Unterbrehung mit 
den zum Gebrauch beftimmten Deftillirgeräthen nach ihrer Betriebs 
fähigfeit (F. 37.) in Branntwein umgewändelt werben Tann, 

Die Steuerfontrolle beſchränkt fih alsdann allein darauf, bie 
Geräthe nur während der Betriebszeit außer Verſchluß zu laſſen, 
und dahin zu ſehen, daß feine höher befteuerten Materialgattun- 
gen zur Verwendung anf Branntwein fommen. 

Die oben vorgefchriebene Materialfontrolle ruht für fo firirte 
Brennereien, und fie find nicht gehalten, befondere Betriebspiäne 
abzugeben, oder ihre Materialbeitände nachzumeifen. Eine folche 
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Steuerfiration hängt übrigens von dem freien Lebereinfommen 
ber Berwaltung mit bem Steuerpflihtigen ab, und es find zu 
dem Ende bie Bedingungen in ber Firations-Bewilfigung beſtimmt 
auszubrüden. _ 

Die Steuerbehörde kann zu jeber Zeit die Firations-Bewil⸗ 
ligung zurüdnehmen, ‚wenn die Geräthe verändert, und die feflge- 
festen Bedingungen nicht erfüllt werden. 

6. 45. DBrennereien, welde außer den 6. 4. genannten 
Stoffen auch Getreide, Kartoffeln ꝛc. auf Branntwein verarbeiten, 
find in diefer Hinfiht ganz nach den für die Branntweinbereitung 
aus folchen Materialien beftehenden Borfchriften zu behandeln. 


IV. Rechte und Pflihten ver Steuerbeamten bei 
Ausübung des Dienſtes. 


6. 46. Das Gebäude, in welchem eine Brennerei betrieben 
wird, wohin auch die Räume, in welchen die Gefäße zum Ein- 
matfchen, Abkühlen, Kochen und Dämpfen des Materials aufges 
Rellt find, fo wie die Gefäße, in welchen nicht mehlichte Stoffe, 
und die Räume, in denen außer Gebrauch gefegte Theile des 
Deſtillirgeräths aufbewahrt werben, gehören, Tann, fobald die 
Brennerei zum Betriebe angemeldet ift, zu jeder Zeit, fonft aber 
nur von Morgens 6 bis Abends 9 Uhr, von den Steuerbeamten, 
Behufs der Revifton, befucht, und muß ihnen zu dem Behufe 
fogleich geöffnet werben, 

So lange in der Brennerei gearbeitet wird, muß ber Zu⸗ 
gang zu derſelben ſtets unverfchloffen fein. 

5 47. In derfelben erfiredP fi) die Reviſions⸗Befugniß 
der Beamten darauf, nachzuſehen, daß 

a) überhaupt die Brennereigeräthe unverändert fo, wie fie ans 
gegeben und bezeichnet worden, auch Feine unangemeldeten 
Geräthe vorhanden find, und außer Gebrauch gefeste Ge- 

räthe ſich noch in dieſem Zuftande befinden; 

b) der abgegebene Betriebsplan in allen Theilen pünktlich be- 
folgt werde, au, in fofern aus nit mehlichten Stoffen 
gebrannt wird, Feine unangemeldeten Gefäße mit dergleichen 
Stoffen vorhanden find. | 
F. 48. Iſt dringender Verdacht vorhanden, dag Unterfchleife, 

um dem Staat die fohuldigen Gefälle zu verkürzen, begangen wors 
den, und deshalb eine fürmlihe Hausſuchung erforderlich, es fei 
bei Perfonen, weldhe Brennerei betseiben, oder bei andern, fo 
muß dazu von einem Oberbeamten, oder einer höheren, dem 
Steueramte vorgefegten Behörde, ein ſchriftlicher Auftrag ertheilt 
werben und fie darf nur unter Zuziehung eined Gemeindebeamten 





230 


bei den Tegtgebacdhten Perfonen, auch nur von Sonnenanf- big 
Sonnenuntergang ftattfinden. 

$. 49. Diejenigen, bei welchen revidirt wird, und deren 
Gewerbs-Gehülfen ſind verbunden, ſich ruhig und beſcheiden zu 
verhalten, und den revidirenden Beamten diejenigen Hülfsdienſte 
zu leiſten, und leiſten zu laſſen, welche erforderlich ſind, um die 
ihnen obliegenden Geſchäfte, es mögen ſolche in Rebiſi ion des 
Betriebs, Nachmeſſung der Geräthe, Anlegung des Verſchluſſes 
oder Fefftellung des Thatbeftandes bei vorgefundenen Unrichtig> 
feiten beftehen, in den vorgefchriebenen Grenzen zu vollziehen. 

$. 50, Die Dienfiftunden, in welchen die Erhebungsbeam⸗ 
ten zur Abfertigung der Steuerpflichtigen bereit fein müffen, be= 
flimmt bie Verwaltung. Als Negel wird feflgefegt, daß, wo die 
Steuerämter mit zwei oder mehreren Beamten befest find, die 
Dienfiftunden folgende fein ſollen; 

tige von 8 bis 12 Uhr, und Nachmittags yon 2 big 

r. 

An andern Orten ſind die Dienſtſtunden auf die Vormittags 
von 9 bis 12 Uhr eingeſchränkt. Wenn es nöthig iſt, muß auch 
außer dieſer Zeit die Abfertigung der Steuerpflichtigen möglichſt 
bewirkt werden. 

Abweichungen von vorſtehenden Beſtimmungen ſollen an den 
Orten, wo dergleichen ſtattfinden, beſonders bekannt gemacht 
werden. 

F. 51. Es iſt Pflicht eines jeden Steuerbeamten, die Steu⸗ 
erpflichtigen anftändig zu behandeln, bei feinen Dienftverrichtun« 
gen befrheiden zu verfahren und feine Nachforſchungen und Revi⸗ 
fionen nicht über den Zweck Wer Sache auszudehnen. 

Bon den Steuerpflidhtigen wird aber auch erwartet, daß fie 
threrfeits zu feinen Beſchwerden über ihr Betragen gegen bie 
Steuerbeamten Anlaß geben werden. 

F. 52, Insbeſondere dürfen die Steuerbeamten unter kei⸗ 
nen Umftänden für irgend ein Dienftgefhäft ein Entgeld ober 
Geſchenk, es fei an Geld, Sachen ober Dienftleiftung, es babe 
Namen wie e8 wolle, verlangen ober annehmen, 

$. 53. Außer den beftimmten Steuerfägen wirb nichts er— 
hoben; Duittungen und Befcheinigungen der Steuerbehörben wer⸗ 
ben gebührenfrei ertheilt, 


V. Bon den Strafen und dem Strafverfahren.*) 
S. 54, Wer eine Gewerbshandlung, von deren Ausübung 





*) Berglelche hierbei bie im Anhange ber Steuerordnung vom 8, en 1819 
mitgetheilten Ergänzungen (oben S. 136fgl, und 139 fgl.) 
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die Entrichtung der Branntweinfteuer abhängig if, vornimmt, 
welche entweder in einem vom Steueramte vollzogenen Betriebs⸗ 
plane gar nicht angegeben ill, oder von der hierin angegebenen 
bergeftalt abweicht, daß daraus eine Verkürzung der Steuer folgt, 
bat eine Geldbuße verwirft, welche dem vierfachen Betrage ber 
vorenthaltenen Steuer gleichkommt. Die Steuer it, von der Strafe 
unabhängig, zu entrichten. 

$.55. Im Falle der Wiederholung nad) vorangegangener rechtes 
fräftiger Berurtheilung tritt eine dem achtfachen Betrage der Steuer 
gleihfommende Strafe und die Unterfagung des Brennereibetriebe 
fo wie der Hülfsleiftung dabei für einen Zeitraum von drei Mo« 
naten ein. 

$. 56. Bei fernerer Wiederholung bes Vergehend und nad 
vorhergegangener rechtsfräftiger Verurtheilung in die Strafe Des 
$. 55. fit der fechzehnfache Betrag der nicht erlegten Steuer ale 
Strafe und der Berluft der Befugnig zum Brennereibetriebe, fo 
wie zur Hülfsleiftung dabei für immer verwirft. 

$. 57. Iſt durch heimlihe Einmaifchungen in unangemelde- 
ten Gefäßen eine Steuerverfürzung verübt worden, fo fol bie 
Berechnung der Steuer und der Defraudationgftrafe in der Art 
geicheben, daß vom Tage der Entvedung ab, auf jeden dritten 
Tag ber zulegt vorhergegangenen ſechs Donate, eine Benutzung 
der gemißbrauchten Gefäße zur Maifchbereitung angenommen wird, 
in fofern nicht entweder eine größere Steuerverfürzung ermittelt 
wird, oder die Unmöglichfeit der vorangenommenen Benugung voll⸗ 
ftändig bewiefen werden kann. 

$. 58. Wenn Maifchgefäße, welche von der Steuerbehörbe 
außer Gebrauch geſetzt worden, unbefugter Weife zum Einmaifchen 
benugt worden find, fo foll die Berechnung der Steuer und ber 
Defraudationsftrafe in der Art gefihehen, daß auf jeden dritten 
Tag von der Stunde ab, wo die Maifchgefäße zulegt amtlih uns 
ter Berfhluß gefunden worden find, bis zur Zeit der Entbedung, 
eine Einmaifchung angenommen wird, 

$. 59. Sind in Brennereien, wo Branntwein aus nicht 
mehlichten Stoffen bereitet wird, unangemelbete Dejtillirgeräthe in 
Betrieb gefegt worden, fo werben die verfürzte Steuer und der 
Betrag der Defraudationsftrafe nach derjenigen Materialmenge 
zum höchſten Steuerfaße berechnet, welche während ber legten 
ſechs Monate vor dem Tage der Entdedung auf dem unbefugter 
Weife gebrauchten Geräth hat zu Branntwein verarbeitet werben 
fönnen, infofern nicht entweder eine größere Steuerverkürzung 
ermittelt wird, oder bie Unmöglichfeit des vorgenommenen Betriebs 
vollftändig bewiefen werden kann. 

K. 60. Sind in Brennereien, wo Branntwein aus nicht 
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mehlichten Stoffen bereitet wird, Deftillirgeräthe, melde von ber 
Steuerbehörde außer Gebrauch gefegt worden, unbefugter Weife 
wieder in Betrieb gebracht, fo werben die verfürzte Steuer und 
ber Betrag der Defraubationsftrafe nad) derjenigen Materialmenge 
zum höchſten Steuerfaße berechnet, welche feit der Stunde, wo 
das unbefugter Weife gebrauchte Deftillirgeräth zuletzt amtlich uns 
ter Berfchluß gefunden worden if, bis zur Zeit der Entbedung 
auf diefem Geräth zu Branntwein hätte verarbeitet werben fünnen. 

$. 61. Wird den in SFirationd - Bewilligungen feſtgeſetzten 
Bedingungen zur Berfürzung der Steuer entgegen gehandelt, fo 
tritt Die Strafe der Defraudation ein. Ä 

$. 62. If an andern Tagen, in andern Räumen, oder in 
andern Gefäßen als ben in dem amtlich beftätigten Betriebsplane 
dazu angemeldeten eingemaifcht, oder Maiſche zubereitet oder auf= 
bewahrt, fo tritt, ed mag einer ober der andere biefer Fälle, oder 
fie mögen vereinigt flatt gefunden haben, in jedem Entbedungs- 
falle die Konfisfation der gebrauchten Geräthe und eine dem Ent- 
berfer ganz zu Theil werbende Geldbuße von Einhundert Thalern 
ein.*) Diefelbe Strafe findet flatt, wenn der Rauminhalt der zur 
Einmaiſchung, Zubereitung oder Aufbewahrung von Maiſche an= 
gemeldeten Gefäße durch bewegliche oder unbewegliche Vorrichtun⸗ 
gen eigenmächtig vergrößert, oder Maifhe, wenn auch nur auf 
furze Zeit, aus ſolchen Gefäßen in andere, dazu nicht angemelbete, 
abgefchöpft, Übergegoffen oder aufgefangen wird. Auch fol, wenn 
Maifche in nicht dazu angemeldeten Gefäßen außer der angemel- 
beten Zeit ihrer Benugung vorgefunden wird, auf den Ein- 
wand, daß folhe zu nicht fteuerpflichtigen Zwecken beftimmt fet, 
feine Rüdficht genommen werben. | 

Iſt bei Zuwiderhandlungen obiger Art zugleich eine Berfür- 
zung der Steuer begangen worden, fo tritt außerdem nod die 
gefeglihe Defraudationsftrafe hinzu. 

5. 63. Wenn, der Vorſchrift des F. 11. entgegen, ſteuer⸗ 
pflihtige Materialien entweder gar nicht angezeigt, oder in grö⸗ 
Berer Menge, oder an andern Orten, als das Vorraths-Verzeich⸗ 
niß und ber Betriebsplan ergeben, vorgefunden werben, fo findet 
eine Geldbuße von Einhundert Thalern ftatt, weldhe dem Entdecker 
ganz zu Theil wird, 

Iſt bei Zumiderhandfungen obiger Art zugleih eine Steuer- 
verfürzung begangen worden, fo tritt außerdem noch die Defraus 
bationsftrafe hinzu. | 

F. 64. Wenn die Brennereigeräthe oder bie damit vorzu⸗ 


Li 


*) Dergl, hiebei bie K. O. vom 18. April 1838; (S. 195.) 
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nehmenben oder vorgenommenen Veränderungen nicht, wie im 
S. 86, vorgefchrieben iſt, angezeigt worben, fo tritt die Konfiska⸗ 
fation ber verfchwiegenen, veränderten ober anders wohin gebrach⸗ 
ten Stüde und eine Gelbftrafe von 25 bis 100 Thalern ein, 

Die nämlihe Strafe findet Anwendung, wenn der Raumin⸗ 
halt der Brennereigeräthe der Vorſchrift 6. 6, zuwider zu gering 
angezeigt worden iſt. Iſt diefe unrichtige Anzeige dem Betriebs⸗ 
plane zum Grunde gelegt worden, fo tritt, in fofern dadurch eine 
Berfürzung der Steuer flatt gefunden hat, die Strafe ber Defrau⸗ 
bation hinzu, 

$. 65. Wer, ver Borfhrift im 6. 7, zuwider, Brennerei⸗ 
oder Deftillirgeräthe, ohne Anzeige beim Steuer-Amte und darliber 
erhaltene Befcheinigung, einem Andern übergiebt, verfällt in eine 
Strafe von fünf bis zwanzig Thalern, welche bei Wiederholungen 
auf Zwanzig bis Funfzig Thaler erhöht wird. 

S. 66. Werben die im 6.8. vorgefchriebenen Bezeichnungen 
der Geräthe unterlaffen, fo kommen die Strafbeflimmungen bed 
6. 65, zur Anwendung. | 

F. 67. Abweichungen von den Tageszeiten, in welchen eins 
gemaifcht werben fol, fo wie bie Abweichungen von ben berlarirs 
ten Tagen des Blaſenbetriebs, oder von der an biefen Tagen ges 
fintteten Brennfrift, werden mit zwei Thalern und bei Wiederhos 


Jungen mit fünf bis zwanzig Thalern beftraft. 


6, 69, Eigenmädtige Veränderungen in bem vom Steuer⸗ 
amte vollzogenen Betrtebsplane (6, 10.) werben, infofern dadurch 
nicht eine härtere Strafe verwirft if, mit zwei bis funfzig Thas 
Iern beftraft. Im erften Wieberholungsfalle tritt Berboppelung 
der Strafe, und im zweiten Wiederholungsfalle überdies ber Ver- 
luſt der Befugnig zur Betreibung der Brennerei ein. Auch ders 
jenige, welcher feinen Betrieböplan abhanden kommen läßt, ſolchen 
nicht reinlih aufbewahrt oder nit an dem gehörigen Orte zu 
Jedermanns Einficht offen hält, wird ſchon deshalb mit einem 
bis fünf Thalern beftraft, wenn auch nicht erweislich ift, Daß der⸗ 
felbe, um eine Kontravention zu verbergen, weggeſchaſſt ober bes 
ſchädigt worden, Ä 

Was vorftehend in Betreff der Betriebspläne angeorbnet' 
worden, gilt auch für bie Material⸗Vorraths-Verzeichniſſe ($. 11.) 

$. 69. Sf mit einer Defraudation zugleih eine Berlegung 
befonderer Vorſchriften dieſes Regulativs verbunden, fo tritt bie 
barauf gefegte Strafe in ber Regel ber Strafe ber Defrandation 
inzu. . Ä 
’ S. 70. Die Uebertretung anderer in diefem Regulativ ent 
haltenen Vorſchriften, und der in Gemäßheit derfelben erlaffenen 
und gehörig befannt gemachten Verwaltungs⸗Vorſchriften, auf 
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welche keine befondere Strafe gefegt worden, foll mit einer Geld⸗ 
buße von einem bis zehn Thalern geahndet werben. 

$. 71. Hinſichts aller vorftehend F. 54. bis einſchließlich 
70. beftimmten Geldftrafen muß derjenige, für deſſen Rechnung 
die Brennerei betrieben wird, für fein Gefinde, feine Gewerbsge⸗ 
bülfen und Hausgenoſſen mitt feinem Bermögen haften, wenn 
feide von dem eigentlichen Schuldigen nicht beigetrieben werben 
önnen. | 

6. 72. Wer, der rechtsfräftig ausgefprochenen Unterfagung 
. ($$. 55 und 56.) zuwider, fortfährt das DBrennereigewerbe zu 
betreiben, oder Hülfsleiftung dabei zu verrichten, hat eine Geld⸗ 
“trafe von 25 bis 100 Thalern verwirkt, welde im Wiederho⸗ 
lungsfalle verdoppelt wird. 

G. 73. Treten der Steuer-Kontravention gemeine Verbrechen 
hinzu, fo fommen bei dieſen die allgemeinen Strafgefege in An- 
wendung. 

$. 74. Wer, um dem Staate die Steuer zu entziehen, ben 
amtlihen Verſchluß, durch welchen Maifhs, Deftilir- und andere 
Geräthe außer Gebrauch geſetzt worden, abnimmt, verlegt oder 
fonft unbrauchbar macht, Die vorgefchriebenen Bezeichnungen ber 
Geräthe ($. 8.) zerftört, verändert oder nachmacht, wird außer 
der durch die Verkürzung der Steuer verwirkten Strafe, mit der 
Strafe der Fälſchung öffentliher Urkunden belegt. 

Iſt eine Steuerverfürzung nicht Feabfichtigt, fo tritt bei eis 
ner Beränderung oder Zerftörung der vorgefchriebenen Bezeich⸗ 
nnagen die im 6. 64. beſtimmte Strafe und bei Verlegung bes 
amtlichen Berfchluffes der Maiſch⸗ oder Deftillirgeräthe, eine Geld» 
buße von zwei bid zwanzig Thalern ein, falls nicht glaubwür- 
dig dargethan wird, daß die Zerfiörung ber Bezeichnung oder 
die Verlegung des Verſchluſſes durch einen vom Steuerpflichtigen 
nicht verfchuldeten Zufall. entftanden und davon gleih, nachdem 
folhe wahrgenommen worden, Anzeige gefchehen ift. 

. In Bezug auf diefe lestern ‚Strafen Tommen die Beſtim⸗ 
mungen des 6. 71. zur Anwendnng, | | 

$. 75. Wer einem zur Wahrnehmung des Steuerinterefle 
verpflichteten Beamten, mit welchem er im Amte zu thun, hat, 
Gelb oder Geldwerth zum Geſchenk anbietet, ober wirklich giebt, 
fol. den vier und zwanzigfachen Betrag des angebotenen oder ge= 
gebenen Geſchenks zur Strafe erlegen. Ift über den Betrag nichts 
auszumitteln, fo tritt eine Geldbuße von 10 Thalern ein. 

6. 76. Widerfeglichleit gegen die zur Wahrnehmung bee 
Stenerintereffe verpflichteten Beamten bei Ausübung ihres Amts, 
fowie auch Verſagung der im $. 49. den Gewerbetreibenden zur 
Pflicht gemachten Hülfsleiitung fol, wenn dadurch nad den all» 
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gemeinen Strafgefegen nicht eine härtere Strafe verwirkt if, mit 
zehn bis zwanzig Thalern, oder mit verhältnigmäßiger Gefäng- 
nißflrafe geahndet werben. 

§. 77. In Abfiht des Strafverfahreng kommen bie allges 
meinen Vorſchriften wegen Unterfuchung und Beitrafung der Steus 
ervergehen in den 66. 91 bis 95 der Steuerorbnung vom 8, 
Febr. 1819. mit der Maaßgabe in Anwendung, daß in Fällen, 
wo es fih nur um die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe bis zu 
10 Thalern handelt, obne Ausnahme, ‚in allen übrigen Fäl⸗ 
Ien aber, fofern-der Angefhuldigte nicht auf gerichtliche Unterſu⸗ 
hung provorirt,. die erfte Entſcheidung von dem General-Zolls 
und Steuer⸗Inſpector in Erfurt erfolgt und ber Recurs von befs 
fen Entſcheidungen an das Finanzminiſterium zuläffig if. 
Berlin den 24. Novbr. 1833, 

Der Finanzminiſter. 


II. In Bezug auf die Braumalzſteuer. 





Kabinetsordre vom 10, Sannar 1924, 
(Annalen Bd, VIII p. 50.) 


Die Mangelhaftigfeit der durch das Gefeg vom 9. Februar 
1819, angeordneten Kontrolle für die Braufteuer und die bar- 
aus entftehende.Ungleihförmigfeit der Befteuerung zum Nachtheil 
der gewilfenhafteren Gewerbtreibenden veranlaffen Mih auf den 
Antrag des Staate-Minifterii, Folgendes zu beftimmen: 

1) Jeder Brauer ift verbunden, feinen Vorrath an Malzs 
fhrot nur an einem gewiffen, ein- für ale Mal zu beftimmen- 
den Ort, welcher zu jeder Zeit ber Reviſion der Steuerbeamten 
unterliegt, aufzubewahren. Alles Malzfchrot, welches ſich ſowohl 
an biefem Orte, als anderwärts bei dem Brauer über das zur 
Einmaifhung längftens für den folgenden Tag beclarirte und 
verfteuerte Duantum vorfindet, fol ohne Rüdfiht auf die an- 
geblihe Beftimmung ald Gegenftand einer beabfichtigten Defrau⸗ 
dation angefehen und die Aufbewahrung an einem andern als 
bem dazu beelarirten Orte abgefehen von der Defraudationsftrafe, 
mit einer Ordnungsfirafe von einem Thaler für den Centner, 
geahndet werben. 

2) Die Derlaration des Brauerd Behufs der Berfteuerung, 
ſoll ſich auch darauf erfireden, wie viel Bier er. aus dem anges 
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gebenen and zu verfteuernden Malzſchrot ziehen will. Abwei⸗ 
chungen von biefer Angabe, weiche 10 Procent überfteigen, follen 
eben fo wie Abweichungen von ber angemeldeten Zeit der Ein- 
maifchung beftraft werben. 

3) Beim gemeinfhaftlihen Betriebe der Brauerei und 
Drennerei darf zu letzterer reines Malsfchrot nicht verwendet 
werden. Ein Gemenge von Schrot aus gemalztem und unges 
malztem Getreide ift zuläffig, die Mifhung muß jedoch vor dem 
Schroten auf der Mühle in den Körnern gefhehen. Wird neben 
ter Brauerei Branntwein aus Kartoffeln gebrannt, fo foll zwar 
ber Gebrauch von reinem Malzſchrot zu letzterem Behuf geftattet 
werben,das hierzu fowohl, ald zur Brauerei zu verwenvende muß 
jedoch befonders declarirt und aufbewahrt werben, und find auch 
die Räume für jenes unter Auffiht und Kontrolle der Steuer- 
beamten zu ſetzen. 

Diele Borfchriften haben Sie vom Tage der Befanntma- 
hung ab in Ausführung zu bringen.*) 








*) Als Modificationen, reſp. Erläuterungen ber K. O. vom 10. San. 1824 
fi d zu bemerfen 
1) ganglic ver Erleichterungen in. der Kontrolle und Erhebung ber 
euer 
a) die K. D. vom 2. Juni 1837. (f. zu 8: 20 des Geſetzes und $. 27. 
ber Stenerordnung vom 8. Febr. 1819. ©. 103. u. 114.) 
b) die K. D. vom 17. Aug..1831. (f. zu 6. 20: d. Steuer-Örb. ©. 103.) 
c) die Beflimmungen wegen ber Firation der Brauftener (f. zu $. 35. ber 
Steuerorinuung ©. 117.) 
2) Bezüglich der Strafbeflimmung 8, l. 
Tgatbekan. 
a) Lirc. Refer v. 27. April 1824. 

Die Beſtimmung, wonach alles Malzfchrot, welches ſich bei dem Nrauer 
über das zur Einmaiſchung längftens für dem folgenden Tag beclarixte und 
verftererte Quantum vorfindet, ohne Rüdficht auf die. angebliche Beftimmung, 
als Gegenſtand einer beabfichtigten Defrandation angefehen werben fol, - 

ift verfchiedentlich dahin verflanden worden, daß einmal bei den DBranern, andy 

an den dazu eins für allemal beflimmten und angezeigten Räumen, Tein Malzs 
ſchrot vorhanden fein darf, welches nicht verher declarirt worben, und für's ans 
bere, daß Braumalzſchrot nicht früher als den Tag vor der Ginmaifchung in bie 

Brauerei gebradit werben darf. Dies ift jedoch unrichtig. Der Brauer, welcher 

Malzfchrot von der Mühle bekommt, kann ſolches an den dazu angezeigten Ort 

bringen, und bis dahin, wo er nach S. 30 der Steuerordnung bie vorhabenbe 

Einmaiſchung declariren muß, umdeclarirt aufbewahren. Wil er aber einmaifchen, 

fo muß er vorher in der nach diefem Paragraph beftimmten Frift alles bei ihm 

vorhandene Malzſchrot declariren und die Branitener davon entrichten, es müßte 
ihm denn, jedoch nur in mahlftenerpflichtigen Städten oder fonft ans dringenden 

Gründen ausuahmsweife nachgegeben fein, nur fo viel davon zn verftenern, als 

er längftens für ben folgenden Tag verbrauen will, und ven Reſt für folgende 

Gebräude unter Kontrolle und Mitverfchluß der Stenerbehörbe einftweilen unver⸗ 

feuert aufzubewahren, in welchem Falle jedoch, wie ſich von ſelbſt verfteht, bis 

dahin, daß ber Me gleichfalls zur Einmaiſchung und Verſtenerung beelarirt wor⸗ 
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den, jeker Zugang au neuem Malzſchrot jofort bei Her Aulunfd der Steuerbe⸗ 
hoͤrde angemeldet werben muß. 


Anmert. Aus ver Beſtimmung der KO. zu 1 folgt übrigenefand, daß em 
Brauer, der au einem nicht dbeclarirten Orte Brammalzfchret aufs 
bewahrt, ſchon deshalb jedesmal in die Ordunngsſtrafe verfällt, die 
Strafe der beabfihtigten Defrandation aber nur tann ters 
wirft, wenn er Malzichrot zum Brauen beclarirt hatte und fid 
mehr vorfindet als angemeldel war. 

b) NR. d. F. M. v. 21. April 1828. und 13. Mai 1839. 

Unter dem Ausdruck „Brauer“ in dem Geſetze vom 8. Februar 1819 und 
der Kab.⸗Ordre vom 16. Jamnar 1824 wird nicht blos derjenige, welcher Brau⸗ 
erei ale Gewerbe treibt, ſondern allgemein jeder verſtanden, welcher branet 
oder für feine Rechnung bramen läßt. 

c) Die R. d. 5. M. vom 25. Mai 1833, 11. März 1836. und 18. Geps 

tember 1837. 

Die Beftimmung. nad) welcher bei ber Berwiegung des Brammalzes als 
Dergütung des Gewichtes der Säde und in Betracht ber Anfeuchtung des Mals 
zes "/, , Centner unberüdfichtigt bleiben follte, Hat durch bie K. O. vom 27. Juni 
1827 die Abänderung erhalten, daß, gleichwie bei ver Mahlſtener, auch bei ber 
Verwiegung des Malzichrootes ein Uebergewicht unter ?/,, Gentner nicht 
beachtet werben fol. — Hiernach kann die Dekurtirung eines vollen Sechzehns 
tel⸗ Centners von einer Poll Malzichrot nicht ferner Hlattfinden und nur die Frage 
entfiehen, ob ſogleich ein Unterfuchungsverfahren einzuleiten if, wenn fih ein 
Uebergewicht von wenigflens einem Sechzehntel⸗Centner Über die declarirte Menge 
ergiebt. Die oben erwähnte Beſtimmung ließ anßer jenem, bamals für Reuerfrei 
erklärten, in Folge der K. D. vom 27. Juni 1827 aber mecht mehr für fleners 
frei zu erachtenden vollen Sechzehntel⸗Centner, 2 Procent als ein ſtraffreies 
Marimum zu. Es mag auch bei biefem Rraffreien Marimo von 2 Procent 
in der Art verbleiben, daß bei Berwiegung einer beclarirten Quantität Malzfchrot, 
wenn ’/,, Gentuer und ein höheres Mehrgewicht fich findet, ermittelt wird, ob 
der Mehrbefund in vollen Sechzehntel-Gentuern 2 Procent der GefammtsDeclaras 
tion überfteigt oder nit. Im erften Falle iR Strafverfahren einzuleiten, im 
legtern nur durch Nacherhebnug der Steuer zu erlebigen. 

Sollte übrigens vorftehende Beſtimmung von einzelnen Gewerbetreibenden 
gemißbraucht werben und biefelben es fich zur Gewohnheit machen, mehr Malzs 

rot als declarirt, wenn gleich Innerhalb des firaffreien Marimi, zur Cinmais 

ſchung bereit in halten und abzuwarten, ob baffelbe bei der Verwiegung entdeckt 
werbe, dann Ift ſchon alsdaun das Unterfuhnngs- Verfahren einzuleiten, wenn 
fih auch nur ’/,, Centner über das beclarixte Gewicht vorfindet. 


Norm der Strafe. 


a) R. d. J. M. v. 12. Augnſt 1826 und 13. Mai 1839. 

Da das Borhanbenfein von Braumalz über bas längftens für den folgenden 
Tag declarirte und verftenerte Quantum als Gegenfland einer beabfichtigten 
Serälle-Verfürzung angefehen werben fol, fo folgt darans, daß in folchen Kontras 
ventionsfällen nur ber Thatbeftand bes verurſachten, nicht des vollführten 
Vergeheus als begründet angenommen werben fann. Es wird daher die Defrans 
dationsftrafe nach 8. 77. Th. 1 tit. 35.5.9. ©. DO. nur außerordentlich 
in Anwendung gebradjt. 

b) R. d. 8. M. vom 3. Aug. 1838. 

Denn Malzfchrot bei einem Brauer an einem anderen, ale dem beclarirten 
Drte in Mengen aufgefunden wirb, die feinen vollen Gentner erreichen, oder ben 
Betrag eines Centners in Bruchtheilen überfleigen, ift die in der K. DO. vom 
10. Sanuar 1824 Nr. 1. beflimmte Stiafe von I Thle. für den Geniner nach 
dem wirklichen Gewichte bes vurgefundenen Malzſchrotes in Anwendung zu brin⸗ 
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gen, alfo beifpielatwelfe bei Mengen von %, & ımb % Tentner, reſp. 15 Spr., 
18 Sgr. und 9 Pf. und 22 Sgr. 6 Bf. und bei Mengen von 2%, 23 mb 
2% Eeninern, reſp. 3 Thlr. 15 Sgr., 2 Thlr. 18 Sgr. 9Pf. und 2 Thlr. 22 Sgr. 
6 Pf. an Strafe feilzufegen. 

eo) R. d. F. M. vom 17. Mai 1839. 

Bel BranmalzftenersDefraudationen ſowohl bei verübten als bei verſuch⸗ 
ten tritt die Konfisfation des Malzfchrots nicht ein, weil das Geſetz fie nicht 
vorschreibt. Cine Ausnahme hiervon macht ber Fall, wo die Braumalziieuer (nach 
Maafgabe der oben zu $. 20. d. Steuer⸗Ordn. (S. 103) wmitgetheilten K. D. 
vom 17. Aug. 1831.) im Wege der Mahlfiener erhoben wird, weil hier die Bes 
flimmungen für Mahlſteuer⸗Defraudationen maaßgebend find. 
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Bezirk des Haupt-Amtd 
zu No. des Inventariums. 


Steuer⸗Buſch 
für 


die Brauerei be au 
für das Vierteljahr 183 


Anleitung für ben Branerei-Be 


1) Diefes Buch muß der Steuer-Hebeftelle bei | 
melbung vorgelegt werben, außerbem aber flets 
ſelbſt an dem dazu ein für allemal beſtimmte 

. vorzufinden fein.*) 

2) Die Spalten 1 bi8 8. einſchließlich find zu 
meldung beftimmt und von dem —— t 

3) Soll der Betrieb für einige Zeit. im Borau 
Brautage angemeldet werden, fo geſchieht 
für jeden einzelnen Brautag auf einer befon 

M Abänberungen des einmal angemeldeten Betriel 

nad $. 31. der Steuerorbnung zuläſſi⸗ ſig ſind 
ders ſchriftlich oder mündlich augezeigt werd 
gung dieſes Buchs, in welchem die abgeänderte Meldung von 
der Steuer⸗Hebeſtelle berichtigt wird. 

5) Wird in der Brauerei für einen Andern gebraut, fo ift gleiche 
wohl ber Brauereibefiger derjenige, der bie Anmeldung, Ver⸗ 
ftenerung u. f. w. zu bewirken hat und für die Befolgung 
der gefeglihen Vorſchriften verhaftet | bleibt. IR derjenige 
für welchen gebraut wird, ebenfalls ein Brauer, fo kann 
unter feiner Mitunterfchrift bemerkt werden: „bag Brauen 
sefhieht für den N. N.” und in dieſem Falle wirb bie 
erlegte Malzſteuer nicht dem Brauereibefiger, ‚fondern dem 
andern Brauer zur Bemeffung der Gewerbefteuer anzeſchrie⸗ 
ben werben, 

6) Die Stellung der in ſchiefer Tage vermeffenen Kühlgefäße 
darf ohne Anmeldung und Antrag auf neue , Bermeflung 
nicht verändert werben. 





— nad dem C. R. d. 8. M. v. 9. Septbr. 1840. 


au A hinzu: 

Nach —8 ſolches an bie Sitner⸗ Hebeſtelle abzu- 
Kiefern, von welcher (4 —— dafielbe jedoch nach davon gemachtem 
Gebrauch bei der Kegiſier · Reviſion auf Verlangen zurüderhalten · laun.* 
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III. In Bezug auf die Weinſteuer 





Geſetz vom 25. September 1820; 
(8. ©. p. 193.) 


Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. 2c. find durch die Wünſche Un- 
‚ferer Weinbau treibenden Unterthanen, und durch deren eigenthüm- 
liche Berhältniffe beivogen worden, die bisherige Weinmoft-Steuet 
in eine Weinfteuer zu verwandeln, die Steuerfäge der geringeren 
Sorten zu ermäßigen, eine mannigfaltigere Abftufung zu verord⸗ 
nen, und die Steuer in manden Fällen nicht mehr von dem 
Meinbauer, fondern von dem Käufer entrichten zu Kaffen. Wir 
verorbnen deshalb, mit Aufhebung der SS. 22 bis 26. des Ge- 
feges vom 8. Februar 1819 und der SS. 36 bis 41. der dazu 
gehörigen Ordnung, nad eingeholtem Gutachten Unſers Staats- 
vaths, wie folgt: 

1. Die Steuer von dem in Unferer Monarchie erzeugten 
Wein wird nach ber verſchiedenen örtlichen Befchaffenheit auf 
1 Rihlr. Fr Gr, 


14 — 
10 — 
8 — 
| Ä 6 — 
für den Eimer beftimmt, | 

5.2. Die Weinberge und Weingärien ſollen nach ihter 
Lage und Befchaffenheit im Bezirfe eingetheilt und für jeden der- 
felben ein für allemal, jedoch mit Vorbehalt der unten bemerften 
Kepifion, die ihm zugehörige Steuerflaffe beftimmt werben. 

Diefe Eintheilung gefchieht in den Rheinprovinzen durch eine 
einzige aus Mitglievern ber betreffenden Regierungen und Sach⸗ 
verfändigen gebildete Kommiffion. Auch können für bie übrigen 
Weingegenden ähnliche Rommiffionen zu dieſem Zweck angeordnet 
werben, im Fall das Finanzminifterium folches für erforderlich hält. 

Die Bezirke können nad der Dertlichfeit mehrere Gemeinen, 
ober eine einzelne Gemeine, oder auch nur einzelne Weinberge 
umfaffen, je nachdem der darin erzeugte Wein auf einem ober 
mehreren Relterhäufern zuſammen gefeltert zu werben pflegt, oder 
fonft ziemlich von einerlei Befaffenpeit und Preis if, und unter 
einerlei Namen zum Verkauf kommi. 

Die Klaffififation wird an das Finanzminifterium eingereicht, 
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und von bemfelben genehmigt, welches auch beftimmt, wie oft eine 
Nepifion derfelben vorgenommen werben fol, 

In allen öftlihen Provinzen des Staats finden feine andere 
als die drei unterften Klaſſen Anwendung. 

$ 3. Wird der Wein vor dem erften Auguft des auf feine 
Erzeugung folgenden Jahres verfauft und abgeliefert, fo ift der 
Käufer verbunden, die Steuer vor Empfang des Weins zu erle- 
gen, und dem Weinbauer die Ouittung einzuhändigen, kann fi 
jedoch eine Duplifat-Duittung von der Steuer-Behörbe geben 
laſſen. Gefchieht die Ablieferung nah dem Abftih, fo wird, 
ber abgelieferte Wein nach den im 6. 1. vorgefchriebenen Säten 
verfieuert; gefchieht fie vor dem Abflich, fo werben von ber abges 
lieferten Quantität Wein Funfzehn Procent abgerechnet, und von 
dem Ueberreft wird die Steuer nach) jenen Sätzen entrichtet. 

5. 4. Mit dem 1. Auguft des auf die Erzeugung des Weines 
folgenden Jahres erhebt die Steuerfaffe von fämmtlihen Wein 
bauern bie Steuer nad den für jeden Ort in Gemäßheit der 
55. 1 und 2, feftgeftellten Sägen. Bei diefer Verfteuerung wird 
die Duantität ded gewonnenen Moftes zum Grund gelegt, nad» 
dem davon Funfzehn Prozent abgerechnet fein werden. Sind 
dem Weinbauer bei dem früheren Verlauf des Weines, in Ges 
mäßbeit des F. 3. Steuerquittungen überliefert worden, fo Tann 
er diefe der Steuerfaffe als baare Zahlung zurechnen.*) 

6. 5. Da es zu der im $. 4. angeordneten Steuererhebung 
nöthig ift, zu wiſſen, wie viel Moft von jedem einzelnen Wein 
bauer gewonnen wird, fo fol zum Zweck diefer Ausmittelung fols 
gendes Berfahren beobachtet werben. 

Jährlich macht Die Regierung den Zeitraum öffentlich bekannt, 
wo jeder Weinbauer verpflichtet fein fol, den Betrag feines Ge⸗ 
winnes nad Eimern der GSteuerbehörbe anzuzeigen, der Wein 
mag fih noch in Butten befinden, oder auf Fäſſer gefchlagen fein, 
Jeder Eigenthlimer hat hiermit zugleich die beftimmte Angabe bes 
Aufdemahrungsorts, und des in einzelnen Fällen etwa nöthig ges 
worbenen Auffchubs der Leſe oder Kelterung, zu verbinden. 

8. 6. Nach geſchehener Anmeldung findet die Unterfuhung 
der Beſtände Statt. Die Gemeindebeamten find verpflichtet, die 
Steuerbeamten bei diefem Geſchäft nach ihrer Anleitung zu unter- 
fügen,**), Hat die Lefe und Kelterung in einzelnen Weinbergen 


*) Die SS. 3 und 4. find aufgehoben durch das unten mitgetheilte Geſet 
vom 28, September 1834. 
”") Kür das linfe Rheinufer gilt 
bie 8. D. vom 2. Dftbr. 1834. (Nun. Bb. XVII. p. 975.) 
Nach Ihrem Antrage vom 7. d. M. fege Ich hierdurch feft, daß am linken 
Rheinufer fo Tange, bis durch die Rommunals Orbuung anderweit eine entſpre⸗ 
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bis dahin noch nit Statt gefunden, fo kann die Behörde Maap- 
regeln treffen, um eine Bermifchung des zu erwartenden Ertrags 
mit den bereitd aufgenommenen Beltänden zu verhindern, 

Veberhaupt bleiben während der Lefe und Kelterung, und bie 
dahin, daß bie Unterfuchung der Beftände gefcheben ift, die einzel 
nen Weinfteuerbezirfe dergeſtalt gefchloffen, daß Fein Transport 
yon Trauben oder Moft aus einem in den andern, oder im Orte, 
wo die Weinftener gar Feine Anwendung findet, anders, als unter 
ſteueramtlicher Kontrolle, gefhehen Tann. 

8. 7. Unerhebliche Berfchiedenheiten zwifchen der Anmels 
dung und der wirklichen Aufnahme, werden nad letzterer berich⸗ 
tigt. Als unerheblihde Abweichungen find ſolche anzufehen, die 
ein Zehntel oder weniger betragen, 

6. 8, Eine Ermäßigung der Steuer bis auf den gering 
fien Sas findet in fo weit Statt, als gehörig erwiefen wird, daß 
noch unverfteuert in ber erften Hand befindlicher Wein umgeſchla⸗ 
gen oder untrinfbar geworben ifl. 

F. 9. In Sahren, wo ungewöhnlich fehlechter Wein gefels 
tert, wird, Fann mit Genehmigung des Finanzminifteriums die 
Steuer bis auf drei Viertel oder felbft bis auf die Hälfte ermä⸗ 
ßigt werben, welche Ermäßigung nad Verhältniß der Weinpreife 
um die Zeit bes erften Abflihs zu ben Preifen gewöhnlicher 


‚Weinjahre zu beftimmen tft. 


F. 10. Was in der Ordnung vom 8. Februar 1819. von 
den Befugniffen und Pflichten der Steuerbeamten, fo wie von den 
Uebertretungen der gefeglihen Borfchriften beflimmt worden, behält 
auch in Hinficht auf die Weinftener, nach wie vor feine Gültigkeit, 
und muß daffelbe in diefer Hinfiht überall auf die vorftehenden 
Paragraphen bezogen werben. *) 


chende Einrichtung getroffen fein wird, die Schöffen der Gemeinen zur Aushuͤlfe 
und mit den Befugniflen der verwaltenden KonmunalsBeamten den Stenerbeam: 
ten die im Befege wegen Erhebung der Weinflener vom 25. September 1820 
$. 6. bei Unterfuchung ber Beftände angeordnete Unterftügung leiften bürfen. 

*) In Bezug auf die Anwendung der hier in Bezug genommenen Straf. 
beflimmungen aus der Stenerordnung vom 8. Februar 1819. iſt zu bemerfen: 

a) R. d. F. M. d. 12. Mai 1834. 

Der $. 60. der Steuer⸗Ordnung iſt auf den Weinkäufer nicht anzuwenden, 
weil derfelbe ausdrüdlich nur von denjenigen furicht, welche den Weinbau bes 
treiben; den Käufer kann vielmehr für die unterbliebene Sahlung der Sıeuer 
vor Empfang des Weins nur die im 8. 90. beſtimmte Orpanngsftrafe treffen. 
Aber auch gegen den Verkäufer ift wegen unterbliebener Verkaufs⸗Anzeige und 
Verſteuerung die Defrandationsftrafe nicht gerechtfertigt. Gr kann nämlich, fos 
bald bie gewonnene Menge Moft einmal feitfteht, eine Verkuͤrzung bes zu ents 
richtenden Steuerbeirages nicht mehr unternehmen, und wenn er auch durch un« 
terbliebene Anzeige bes Verlaufs den Fislus in Hinfiht auf bie Bahlungszeit 
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Die Befimmung des 6. 82. der letztern in Anfehung ber 
Beſtrafung derjenigen, welche die Hälfte der aufgenommenen Bes 
Hände an Wein einem andern überlaffen, und nicht innerhalb bes 
Berlaufs von acht Tagen nachher die Steuer vom Ganzen ents 
tihten, wird aufgehoben, 

Urfundlih von Uns Höcfleigenhändig vollzogen, und mit 
Unferem Königlichen Infiegel verfehen, *) 





> 


der Steuer, and möglicher Weife in Sinficht auf die Sicherheit, beeinträchtigen möchte, 
fo liegt hierin noch Feine Defrandation nach dem im $. 60. bavon aufgeftellten Begriff. 
Diefe ift hiernach nur bei unrichtiger Declaration des Weingewinnes vorhanden, 
wegen anderer Zumwiderhandlungen aber nur eine Ordnungsſtrafe gegen ben Weins 
bauer, und nach Unterfchieb auch gegen ben Weinfäufer zuläffig, wobei es fich jeboch 
von felbft verfteht, daß Letzterer, wenn er, der Vorſchrifi im gs des Gefehes von 
25. September 1820 zuwider, die Stener nicht alsbald gezahlt hat, mit dem 
Weinbauer folivarifch für diefelbe verhaftet if. 
b) R. d. 5. M. vom 18. Sepibr. 1835. 

Auch nach dem Gricheinen der Allerhöchften Kabinetsorbre vom 28. Septtr. 
1834 (|. nachfolgend) iſt in Abficht ber Ginziehung und Verrechnung ber 
inländifchen Weinfteuer in Kontraventionsfällen das frühere Verfahren dahin 
beizubehalten, daß die Vollſtrekung der Entſcheidungen zugleich auf die danach 
zu zahlenden Gefälle mit gerichtet werde. 

*) Bur Ausführung des Geſetzes vom 25. Septbr. 1820 ergingen: 

A. Als allgemeine Borfchrift die Infteuktiond, F. M. v. 14. Octbr. 

1820. (Aun. ®b. IV. p. 723.) 

Diefelbe ordnet im Wefentlihen das Verfahren 

a) bei ver Klaffification ber Weinbezixfe durch eine dazu zu ernen⸗ 

nende Commiffion 

b) bei ver Declaration des Weingetvinnes, für welche der Zeitraum je⸗ 

desmal durch die Amtsblätter feſtgeſetzt wird, 

c) bei der Revifion der Declarationen, fo wie 

d) bei ver Erhebung und Berrehnung ber Steuer, 
and iſt für richterliche Entſcheidungen nicht von Wichtigkeit. | 

B. Sir bie Rh eluproding die Anweifung vom 28. Ber. 1826. (Ann. 
d. X. p. 693.) 
Uns berfeiben. ſin für die Entſcheidung in Defranbationsfällen folgende Des 
fimmungen von Grheblichkeit, 

$. 41. Wer Trauben Eeltert, welche entweder ſelbſt geivonnen, ober von 
Andern bezogen worben, ift verbunden, in jenem Fall der Steuerbehörbe des Orts, 
wo die Trauben gewachfen find, in diefem der Stenerbehörbe des Orts der Kels 
terung, den davon gewonnenen Moſt oder Wein anzumelden. \ 

. 2. Die Anmeldung des Weingewinns erfolgt, nach Maafigabe der für 
ben jebesmaligen Herbſt durch das Amtsblatt ergangenen Bekanntmachung bes 
ProvinzialsSteuersDireftors, in jeder Gemeine während ber nächflen 20 Tage 
nad dem von ten Ortsbehörden beftinmien Aufange der Weinlefe in biefer 

meine. 

Wenn die Kelterung früher vollendet if, fo geſchieht die Anmeldung inuers 
halb der nächflen 3 Tage nach dem Ende der Kelterung. | 

Mer bis zum 20fen Tage nach dem Aufauge ber Lefe mil ber Kelterung 
noch wicht fertig geworben, muß ſpaͤlekens au biefem 2often Tage. ber Steuer-He⸗ 


+; 
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Kabinetsorbrevom 28. September 1834. 
(8. ©. p. 185.) . " 


Auf den Bericht bes Staats -Minifteriums vom 29. v. M. 
fege Ich, um den Weinbauern die Abgabe der Weinfteuer zu er⸗ 
leichtern, unter Aufhebung der 6$. 3 und A des Gefeges vom 
25. September 1820, hierdurch folgendes feft: 





beftelfe fchriftlich melden, daß er fich In ſolchem Kalle befinde, und mit welchen 
Tage die Kelterung für ihn beendet fein werbe, 
"Für diefe AusnahmesFälle wird dann die Anmeldung innerhalb 24 Stundeu 
nach Beendigung folcher verfpäteten Relterung noch angenommen werben. 
Bon dem Anfange der Weinleſe und eimanigen Abändernngen dieſes 
Termins hat die Gemeinebehörbe der SteuersHebeftelle alsbald zuverläffige Nach⸗ 


richt zu geben. 

. 3. Die Anmeldung, wozu die Formulare wenigftens 14 Tage vor Ans 
fang der Weinlefe von dem Hauptamte des Bezirks durch die Gemeinebehoͤrde 
an diejenigen, welche Weinbau treiben, unentgeltlich geliefert werben follen, ift 
weiſag deutlich und ohne Abaͤnderungen ausgefuͤllt an die Steuer⸗Hebeſtelle 
abzugeben. 

2 Das. eine Exemplar erhält der Anmelvende veicheinigt zur Aufbewahrung 
anrüd, und dient ihm als Ausweis, fo wie künftig als StenersAbrecdhnung und 

uittung. 

In er Anmeldung muß ber burch die Relterung gewonnene Wein insges 
famt, und chne irgend einen Abzug auf Hefeund dergleichen, angegehen werben, ba 
Ioier — ſpaͤter durch Vergütung ven 15 Prozent von der Steuer⸗Hebeſtelle 
errechnet wird, 

Es umß alfo auch darin nachgewiefen werben: der von dem eigenen Ge⸗ 
winn an Kirchen, Geiftliche, Schullehrer, Küfter und andere Berfonen als Rente, 
Zins, Pacht oder fonfligen Antheil abgegebene fogenannte Meß⸗, Zins⸗, Liefers, 
Kompetenze ıc. Wein; desgleichen derjenige Wein, der auf andere Weife vor ber 
Ynmelbung n Abgang gefommen, worüder die Steuer⸗Qulitung bei der Revifion 
vorzulegen ift. 

i Heber den von andern Verfonen empfangenen Wein hat fi der Anmeldende 
bei der Revifion auszuweiſen, und zwar, wenn ber Wein aus dem Grenzbezirke 
gekommen iſt, durch den darüber ſprechenden Legitimations = Schein, in welchem 
Die Stenerftelle zugleich die erfolgte Steuerzahlung bemerft haben wird; went 
aber der Wein aus dem Binnenlande gekommen ift, durch ben Frachibrief mit 
eben folcher Verfienerungs-Befcheinigung. 

Für Wein, weldher aus bemfelben Orte bezogen iſt, wird der Reviſor bie 
gefehehene Berftenerung bei demjenigen unterfuchen, von dem der Wein gekom⸗ 
men ift. 

Jedes Gefäß, in welchen der junge Wein aufbewahrt wird, iſt mit einer 
Kummer zu verfehen, und biefe Nummer in der 4. Epalte ber Anmeldung zu 

emerfen. 

6.4. Es wird zwar nicht unterfagt, auf die zu kelternden Trauben Altern 
Mein zu gießen und biefen mit jenen zu Teltern, oder ältere und junge Weine 
auch vor der Revifion der letztern zu vermifchen. 

Soll jedoch das Eine ober Andere geſchehen, fo muß davon 3 Tage vorher 
ber Steuer-Hebeftelle fchriftlidy Anzeige gemacht werben, damit ein Steuerbeamter 
äugegen ſei und Ueberzeugung nehme; wieviel älterer Wein zugethau worden if. 
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1. Sp lange Wein im Befige deffen, der ihn gewonnen, 
und in ber Gemeine verbleibt, in deren Heberegülter er eingetra⸗ 
gen ift, fol die Berfleuerung beffelben Fünftig nicht gefordert wer⸗ 
den. Nur wenn der Weinbauer ald Gaft- und Schanfwirth oder 
als Weinhändfer gewerbefteuerpflichtig ift, Tiegt ihm ob, am 1. 
Mai nach der Lefe, von dem gewonnenen Wein fo viel, als big 
dahin verfauft ober verbraucht if, und am folgenden erſten No⸗ 
vember den ganzen Uebherreſt zu verfleuern, 
| 2. Am 1. Mai oder 1, November jeden Jahres tritt auch 

für alle übrige Weinbauer die Verbindlichkeit zur Verſteuerung 

desjenigen Weins ein, welchen fie bis zu jedem diefer Termine 
verzehrt, oder aus ber Gemeine, in deren Steuerregifter derfelbe 
eingetragen ſteht, weggebracht haben. *) 

3. Wein, der von dem erften Befiter an einen andern 
fibergeht, muß von biefem fofort verfteuert werben, Wer daher 
Wein von einem Weinbauer erwirbt, der ſich nicht durch Zeug: 
niß der Steuerbehörbe darüber ausmweifet, daß er nur verftenerten 
Wein befige, ift verpflichtet, bevor ihm der Wein übergeben und . 


Trifft zu dem erklärten Zeitpunkte folcher Mengung ein Stener- Beamter nicht ein, 
fo muß der Anmeldende noch ferner einen Tag auf benfelben warten, und erſt 
nach Ablauf diefes Tages darf er, fofern ber Stenerbeamte ausbleibt, auch ohne 
peſſen Anweſenheit zu der erklärten Mifchung fchreiten, diefes jedoch nur im Beis 
fein zweier unverwwerflicher Zeugen. 

Bon dem Steuerbeamten oder von dieſen Zeugen wird zur Stelle darüber, 
dag die Miſchung geichehen, und wie viel älterer Wein, auch in welches Gefäß 
ſolcher beigemengt worden ift, mit dem Anmeldenden furze Verhandlung aufge 
nommen, welche bei bem zeptem niedergelegt bleibt. 

SR Beimifhung ohne Beobachtung der vorfichend angegebenen Negelu ges 
fchehen, fo werben die Reviforen das ganze vorhandene Gemenge von älterem und 
jungen Weine als jungen itenerpflichtigen Wein annehmen und in Anfag bringen. 

*) Eine Erleichterung in Bezug auf die Vorſchriften ber $$. 1 und 2. ent» 
hält die 8. O. v. 27. Januar 1836 laut Publ. v. 24. Febr. 1836. (Kölner 
Amtsblatt), welche eine Erweiterung ver Beftimmungen der Kab.⸗Ordre vom 28, 
September 1834 dahin genehmigt, daß denjenigen Weingutsbefiern, welche ihren 
Mein von der Gemeine, wo er geiwornen und gefeltert worben, wegs und nach 
ihrem anderweitigen Fr ri ziehen, audy wenn fie nicht Weinhaͤndler oder 
Gafts und Schanfwirthe find, die Weinftener fortlaufend bis zum Verkauf oder 
bis zur Konfumtion a conto geftellt werde, infofern fie 
I) in einem Orte wohnen, der in einem weinbautreibenden Spezial⸗Hebebezirk 

liegt, an dem Orte aber, wo der Wein gewachſen if, fie felbft Feine zu 

deſſen längerer Aufbewahrung geeigneten Keller befigen; wenn fie hiernächft 
2) den Wein, fei es von eigenem Wachsthum ober von erfanften, mit dems 
felben zugleich gefelterten Trauben, in Mengen von nicht weniger als einem 

Fuder Brutto ans der Gemeine, wo er gewachien ift, in bie ihres Wohn 
orts bringen, und wenn fie 
3) die Orts Beränderung gleich bei der Gewinn⸗Anmeldung anzeigeu, und foldye 

nicht vor beendigter Herbſt⸗Reviſion der Weinbeflände, längfiens jedoch bis 
14 Tage nach derſelben, geſchieht. | 


250 


verabfolgt wird, die Steuer dayon bei der beireffeuden Steuerbe» 
hörde zu entrichten und derfelben den Anmelde» ober Steuerzettel 
des Berfäufers zur Abfchreibung des verkauften Weins vorzules 
gen. Wird der Wein verabfolgt, ehe dieſes gefchehen ift, fo ver⸗ 
fallen Käufer und Verfäufer in die $. 90 der Steuerorbnung 
vom 8. Februar 1819. angedrohte Ordnungsſtrafe von 1 big 
10 Thalern, und bleiben für bie nadträglide Entrihtuug der 
Steuer folidarifh verhaftel, . 

4, Die Berechnung der Steuer erfolgt wie bisher; unter 
Gewährung eines Abzugs von funfzehn Prozent des gewonnenen 
Moſtes. 

5. Die unverſteuert gebliebenen Weinvorräthe werden in 
die Steuerregiſter des folgenden Jahres übertragen. Die Wein- 
bauer haben dieſe Vorräthe zugleich bei Anmeldung des Weinges 
gewinnes aus der Lefe des Taufenden Jahres oder, wenn feine 
Weinerndte ftattfindet, in jedem Jahre bis zum 1. November, 
anzuzeigen. 

6. Außer der im $. 6 des Geſetzes vom 25. September 
1820 angeoroneten Aufnahme des neu gewonnenen Weins, welde 
fih Fünftig auch auf die anzumeldenden ältern, unverfleuert ges 
bliebenen Beftände erftredt, und für dieſe jedenfalls auch dann, 
wenn feine Weinerndte erfolgt, flattfinden muß, foll zur Siches 
rung der Steuer auh im Mai jeden Jahres eine Reviſion ber 
Weinbeftände in allen Gemeinen, in welchen unverfteuerter Wein 
vorhanden it, gehalten werben. 

Diefe Beflimmungen find dur die Gefesfammlung befannt 
zu machen, und von dem Finanzminifter, mit Ausdehnung auf Die 
noch in der erfien Hand befindliden Weinvorräthe aus frühern 
Sahren, von welchen die Steuer einftweilen blog gefiundet wors 
den, in Ausführung zu bringen. *) 





*) 1) Zur Ausführung biefer Orbre erging " 

bas Publifandum d. F. M. v. 10. Septbr. 1835. (Kölner Amtsbl. p. 

271.) aus welchem folgende Dertimmungen hierher gehören. 

$. 2. Geſchieht die Anmeldung durch Abgabe ber ausgefüllten Formulare 
an bie StenersHebeftelle fpäter, ale im $. 2. ber Anwelfung vom 28. Februar 
1826 (f. oben) vorgefchrieben ift, d. h. fpäter, ald 2 Tage nach der Kelterung, 
oder wird, wenn Legtere innerhalb des erſten 20 Tage nach dem Aufang ber 
Weinleſe noch nicht erfolgt ift, an diefem 20. Tage die Nachiuchung einer befondern 
Frift-Berlängerung für bie Anmeldung unterlafien, fo tritt gegen ben Säumigen 
nicht nur Ordnungsſtrafe nach F. 90. der Steuer⸗Ordnung vom 8 Februar 1819 
ein, ſondern es entfieht für ihm auch ber Nachtheil, daß er beim Iufammentreffen 
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IV. An Bezug auf die Tabafs-Steuer. 





KRabinetsordre vom 29. März 1828. 
(8. ©. p. 39.) | 


Nach dem Antrage des Staatöminifleriums vom 17. d. M. 
feße Ich zur Erleichterung des inländifchen Tabaksbaues, mit Aufs 
bebung aller im Stenergefeg und in der Stenerordnung vom 8. 
Tehruar 1819, fo wie in Meiner Ordre vom 9. Januar 1822,*) 





mehrerer Anmelder vor ber Hebeftelle allen denen in ber Abfertigung nachftehen 
muß, welche zwar fpäter gefeltert haben, als er, aber zur Anmeldung ihres Ges 
winns rechtzeitig erfchienen find, | 

8. 10. Jede Beräuberung der Aufbewabrungs⸗Orte nnverftenerter Weinbes 
fände auch innerhalb der Gemeine, in deren Regifter fie eingetragen fiehen, muß 
bei Vermeidung einer Orbnungsfirafe nach 5.90. der Steuerorbnung vom 8. Febr. 
1819 der Hebeftelle zuvor angezeigt werben. 

2) In Bezug auf $. 2, des Publifandums vom 10. Sept. 1835 beflimmte 

er 


das Publikandum d. F. M. v. 22. Juli 1837. 

Da nach $. 60. der Steuer⸗Ordnung, bie unterlaflene ober unrichtige Anzeige 
ber Gewerbshanvlung, von deren Ausübung der Weinbauer dem Staat die Wein» 
feuer zu entrichten hat, die Defraubationsftrafe mach fich zieht, und dieſe Ges 
werbshandlung in der Kelterung befteht, auch die K. D. vom 28. Septbr. 1834 
hierin nichts ändert, fo wird die Beflimmung im F. 2. ber Bekauntmachung vom 
10. September 1835, wonach gegen den Eäumigen nur eine Ordnungsftrafg 
nad) $. 90. der Steuerortnuung vom 8. Februar 1819 eintreten foll, dahin be= 
richtigt, daß in allen Fällen, mo die Anmelvung des Weingewinnes nach ber 
Leſe, in den vorgefchriebenen Friſten gar nicht, oder unrichtig erfolgt, die Defrans 
dationsfirafe nach $. 60. und nicht die Ordnungsſtrafe nah $. 90. ber 
Steuerordnung eintritt. 

3) Für den fofort bei der Kelterung zu Eſſig beclarirten Traubenfaft, fo 
wie für den im Oewahrfam des Producenten unteintbar gewordenen Wein wird 
die Steuer auf Grund eine K. O. vom 7. Febr. 1829 nad gewiflen in bem 
Publik. vom 24. Febr. 1830 feffgeftellten Maaßgaben erlaffen. 

4) Weinbauer, welche ihren Gewinn nicht fofort nach der Leſe insgeſammt 
verfieuern wollen, erhalten nach beflimmten, in der Befanntmachung v. 10. Sept. 
31835 (f oben unter 1.) enthaltenen Grunvfägen Kredit auf ihre unverfleuerten 
Soeinbeftände, entweder nad einem jährlichen oder nach einem fortlaufenden 

onto. 

*) Diefe in der Gef. S. pro 1822. p. 40. publizirte Verordnung ſetzte 
feſt, daß zur Grleichterung für die Landwirthe, welche Tabaf anpflanzen, wenn 
inläudifche Tabafsblätter vor dem 1. Auguft des auf ihre Erzeugung folgenden 
Sahres verkauft umd abgeliefert würben, der Käufer verbunden fei, die Steuer 
vor dem Empfang der Tabaksblätter gegen Quittung an den Producenten zu 
erlegen, wogegen bei der an dem oben gedachten Termine vorzunehmenden 
Steuers&rhebung biefe Onittung als baare Zahlung angerechnet, unb uur ber 
von ber vorjährigen Ernte noch vorhandene Vorrath baar verſteuert werden ſolle. 
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über die Beſteuerung bed Tabaks und die Erhebungsfontroffen 
enthaltenen Beftimmungen, bierburd Folgendes feft: 

1. Die Steuer vom inlänbifchen Tabak foll Fünftig nad 
der Größe der alljährlih mit Tabak bepflanzten Grundfläche, in 
vier Abftufungen, entrichtet werben. 

2, Sie fol von je ſechs Quadratruthen Preußiſch (einen 
Dreißigtheil Morgen) mit Tabak bepflanzten Bodens, 

in der eriten Klaffe 6 Silbergrofchen, 


e = zweiten - 5 ⸗ 
⸗⸗0dritten » 4 . 
. s vierten » 3 ⸗ 


jährlich betragen. 

3. Nach welchem dieſer Sätze die Steuer in jedem Kreiſe 
gleichförmig zu entrichten iſt, ſoll auf erſtattetes Gutachten des 
Ober⸗Präſidenten der Provinz, nach deffen näherer Berathung mit 
den Regierungen und dem Provinzial-Steuer⸗Direktor, durch den 
Sinanzminifter, im Einverſtändniß mit dem Minifter des Innern, 
zeitweife feflgefegt werben. *) 

k Wo die Duadratrutbenzahl der Gefammtflädhe, von wels 
cher die Steuer erhoben wird, durch ſechs nicht theilbar ift, bleibt 
Pr unter 6 Ruthen betragende Maaß bei der Steuer unberüde 
ichtigt. ' 

5. Der Inhaber einer mit Tabak bepflanzten Grundfläche 
von 6 und mehr Quadratruthen ift verbunden, vor Ablauf des 
Monats Juli der Steuerbehörve die bepflanzten Grundflüde eins 
zen nad ihrer Lage und Größe in Morgen und Quadratruthen 
Preußiſch, genau und wahrhaft, fehriftlih ober auch mündlich 
anzugeben, und erhält darüber von verfelben eine Befcheinigung. 

6. Die Steuerbehörde prüft Die Angaben auf dem einfach. 
ſten und zuverläffigften Wege, ohne daß dadurch dem Tabakspflan⸗ 
zer befondere Vermeſſungskoſten verurfacht werben dürfen. Die 
a bebenmien find verpflichtet, fie bei Diefer Prüfung zu unter- 
ſtützen. 

7. Wer eine mit Tabak bepflanzte Bodenfläche unrichtig 
angiebt, oder ganz verſchweigt, macht ſich einer Steuerdefraudation 
ſchuldig, und wird nach den Beſtimmungen der Steuerordnung 
vom 8. Februar 1819 69. 60. u. f. beſtraft, ſobald das verſchwie⸗ 
gene Flächenmaaß über den zwanzigſten Theil des ganzen mit 
Tabak bepflanzten Bodens, und 6 Quadratruthen oder mehr be⸗ 
trägt. Iſt der Unterſchied zwiſchen der Angabe und dem Befunde 


⸗ 


*) Nähere Borſchriften über das Verfahren hiebei find hen Ober⸗Praͤſtden⸗ 
sen in dem Circ. Reſc, vom 4, April 1828 beit f 1 ſi 
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geringer, fo wird bie gefegliche Steuer ohne weitere Strafe nach⸗ 
erhoben. *) Ä 





j 2 Ergänzungen and Etlaͤuterungen der Strafbeſtimmung ih 8. 7 find 
zu bemerfen: 
a) K. D. v. 30. Suli 1842. (©. ©. p. 245.) 

Auf den Antrag des Staatsminifteriums v. 13. v. M. will Sch die. in ber 
Ordre vom 29. März 1528, die Steuer von inländifchem Tabak betreffend, unter 
Nr, 7. eriheilte Borfchrift dahin abändern, daß fortan nur derjenige als Stener« 
defraudant anzufehen und nach ven Beſtimmungen der Steuerorbnung v. 8. Febr. 
1819 $. 60. u. fig. beſtraft werden fall, welcher bei einem auf einer Grundflaͤche 
Yon ſechs oder mehr Quadratruthen betriebenen Tabafsbau die vorfehriftsmäßige 
Anzeige ganz unterläßt. Wer dagegen dieſe Anzeige zivar macht, dabei aber die 
Grundfläche dergeflalt unrichtig angiebt, daß das verſchwiegene Flächenmaaß bei 
einer 120 Quadratruthen erreichenden oder überfteigenden Ausdehnung ber mit 
Tabak berflanzten Grundfläche mehr als den ziwanzigften Theil ver Lebteren ober 
bei einer geringeren Ausbehnung des mit Tabaf bepfanzten Bodens ſechs Qua⸗ 
dratruthen oder mehr ausmacht, verfällt nur in eine Ordnungeſtrafe, welche bie 
zur Höhe der doppelten Steuer von dem verichtwiegenen Slächenmaaße feſtgeſetzt 
werden kann. Iſt der Unterfchieb zwifchen der Angabe und dem Befunde gerins 
ger, fo wird bie geirglie Steuer ohne weitere Strafe nacherhoben. 

b) Die R. d. 5. M. v. 25. Sehr. 1837 und 11. Sevtbr. 1839. 

Der Art. 5. der K. DO. vom 29. März 1828 verorbnet, daß die Anmelbım 
vor Ablauf des Monats Juli gefchehen foll, Wenn tndeflen Orundflüde 9 
nach Ablauf des Juli mit Zabaf bepflanzt werben, fo folgt ſchon daraus, daß 
die Bepflanzung die Gewerbshandlung iſt, deren Ausübung die Verpflichtung 
zur Tabaksftener-Gutrichtung nach fich zieht, dag die Anmeldung jedenfalls vor 

er Bepflanzung erfolgen mäffe, und wenn fie bis dahin nicht geichehen, uach 
8. 60. ber Stenerorbuung vom 8. Febr. 1819 bie Defrandationsfirafe anzuwen⸗ 
den fei. Um inveß jedem etwanigen Einwande wegen Ungewißheit über ven Ans 
meldungstermin, ber erft nach Ablauf des Juli mit Tabaf bepflanzten Srundftüde 
u begegnen, ift in ber durch die Amtsbfätter jährlich im Juni zu erlaffenden Auf⸗ 
Forderung wegen Anmeldung des Tabakslandes hinzuzufügen, daß für ben Fall, 
wos die Bepflanzung etwa erft fpäter, ale bis Ende Suli, erfolgen follie, bie Ans 
meldung jedenfalls bevor jene gefchehen, bei Vermeidung ber Defrandationsfirafe 
bewirkt fein muß. 

eo) Rd F. M. vom 13. Januar 1838, 

In Fällen, wo bei der Nachvermeflung ein Heineres Blächenmanß ale das 
beckarirte fich herausſtellt, ift der Declarant mit allem Strafanſpruch zu verfchonen. 

d) Entfheidung bes G. D. Tribunals dom 15. Mai 1838. 

Die Wittwe K. zu M., zeigte unter dem 30. Juli dem dortigen Eteuereius 
nehmer mündlid an: | 

„daß fie Tabak gepflanzt habe, und noch mehr zu pflanzen beabfichtige.“ 
meldete aber erſt am 3. Auguft ej. a., mithin nach Ablauf der vorgejchriebenen 
Friſt die mit Tabak bepflanzte Grundfläche nach ihrer Lage und Größe ſchrift⸗ 
lich an. Das erfte Urtheil Iantete auf eine Dxrbnungsftrafe von 1 Thlr., weil bie 
Denunziatin bie Aupflanzung des Tabaks bereits am 30. Juli 1836 dem Stener⸗ 
einnehmer mündlich angezeigt, und die bepflanzte Grundfläche, wenn gleich erſt 
nah dem 31. Jult, wirklich verfteuert, fich der Defraubation alfo nicht vers 
daͤchtig gemacht, fondern die Anzeige nur verfpätet, mithin eine bloße Ordnungo⸗ 
widrigtnt begangen habe. 
wurd ieſe Eniſcheidung warb im zweiter Inſtanz beflätigt, indem angenommen 

e [2 


daß bie Denunziatin weder eine unrichtige noch gar feine, fonderu nur eine 
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8. Der Eigenthümer, Pächter oder andere Inhaber eines 
mit Tabaf bepflanzten Grunbftüds haftet für den vollen Betrag 
ber Steuer, auch wenn er den Tabaf gegen einen beftimmten An 
theil, ober unter fonftigen Bedingungen, durch einen Andern hat 
anpflanzen und behandeln laſſen. 

9. Nach gefchehener Prüfung der Angaben wird dem Tas 
bafspflanzer Die zu entrichtende Steuer berechnet und befannt 
gemadt. Die Zahlung muß erfolgen, fobald der Steuerfchuld> 
ner die Hälfte feines Erntegewinnes in andere Hände bringt, 
oder, wenn eine Veräußerung des Tabaks nicht früher ftatt 
ee bat, zu Ende Julius des nah der Ernte folgenden 

ahres. 

10. I eine Bonififation auf die Steuer für den ind Ausland 
verfauften Tabak finder nicht flat. Treten Dagegen gänzlicher 
Mißwachs oder andere Unfälle ein, die außerhalb bes gewöhnli⸗ 
hen Witterungswechfeld liegen und bie Ernte ganz oder zum 
größten Theil verderben, fo foll die Steuer nad dem Umfange 
des Schadens erlaffen werben können. Ueber die Bedingungen 
und das Verfahren bet diefer Remiffion bleibt Ihnen, dem Finanz» 
a ‚ Überlaffen, das Nähere anzuordnen und befannt zu 
machen. 

11. Die Steuer für die Tabafsernte des Jahres 1827 
wird nad den bisherigen gefeglichen Beftimmungen erhoben, 
Tirationsverträge, ſo weit fie fih über folgende Ernten erfireden, 
bleiben nur in fofern beftehen, als die Steuerpflichtigen deren 


unvollfiäudige Anzeige gemacht habe, welche das Geſetz wicht mit ber 

Strafe der Defrandation bebrohe. 

Auf die hiergegen eingelegte Nichtigfeits Befchwerbe Faffirte inbefien das Geh. 
Ober⸗Tribunal das Urtheil 2. Inflanz und erfannte gegen die Denumziatin anf 
die Defraudationsftrafe; denn bie im $. 5. d. K. O. vom 23. März 1828 vor: 
gefchriebene Anzeige müfle 

a) die mit Tabak bepflanzten Gruudſtücke einzeln nach ihrer Lage und Größe 

in Morgen nnd Quadratruthen preußifch angeben, müfle 

b) vor Ende Juli gemacht, und 

c) von der Steuerbehörbe befcheinigt werben. 

Eine Anzeige, welche dieſen Vorfchriften nicht entipreche, mithin auch bie 
von der Dennnziatin mündlich gemachte Meldung fei für nicht erfol'gt zu ers 
achten, und es fei nicht zweifelhaft, daß Denunziatin demgemäß das Flächenmaaß 
ihrer Tabakspflanzung bis nah Gintritt des für bie Anzeige vorgeichriebenen 
Zeitpunkses gänzlid verfchwiegen habe. 

°), In den R. d. F. M. v 21. Mai, 4. unb 26. Aug. 1829 ift nachge⸗ 
geben, dag auch im Fall ver Veraͤnßerung des Erutegewinnes die Stener erft bie 

de Juli nach der Ernte berichtigt zu werben braucht, mithin die Beftimmung 
des $. 82. der Steuerordnung (wonach ein Biertel der Steuer als Strafe ent⸗ 
richtet werden follte, wenn die Zahlung nicht binnen acht Tagen nad) dem Bers 
faufe erfolgte) nicht zur Anwendung kommen barf. 
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Aufhebung, welche ihnen freigeſtellt wird, bi8 zum Monat Zuni 
1828 nicht nachfuchen. ”) 0 





Die Mahl- und Schlact-Steuer. 





Gefet vom 30. Mai 1830. 
wegen der Mahl- und Schlachtfleuer. (G. S. p. 143.) 


Wir 2c. verorbnen hiermit, im Verfolg Unſeres heutigen 
Gefeges Über die Einrichtung des Abgabenwejend, wegen Erhe⸗ 


2) 1) Zur Ansführung des Gefebes erging die allgemeine Anweiſung b. 
F. M. v. 30. Aug. 1828 (An. Bd. XI. p. 972), welche hauptſaͤchlich das 
Derfahren bei der Revifion der angemelveten Tabaksländereien für bie Steuer⸗ 
beamten im Wefentlichen dahin fefftellt: 

bag ber Zeitpunkt der vorzunehmenden Reviſion jedesmal näher beftimmt und 

den Gemeine-Borftchern mit der Aufforderung gegenwärtig zu fein hefannt 

gemacht, die Revifion felbft moͤglichſt durch Abſchreiten der Flaͤchen, event. 
mit ber Meßkette bewirkt, auf Antrag des Betheiligten unb anf vefien 

Koſten auch ein Feldmeſſer zugezogen werben fol. Die Revifionen find in 

der Regel durch die Oberkonteolleurs zu bewirken. 

2) In Bezug auf die Remiffionen erging zunächft das Remiſſions⸗ 
Reglement d. F. M. v. 29. Dezbr. 1828. (Ann. Br. XII. p. 973) 
Daſſelbe bewilligte, jedoch nur wenn die Befhädigung innerhalb 
breier Tage amtlich angezeigt worden war, | 

1) wenn gänzlihe Umpflügung bes Landes vor der Ernte nöthig war, 
ben Erlaß der ganzen Steuer, 

2) bei Hagelfhlag oder Ueberſchwemmungen vor ober während ber 

te von % oder mehr der Grundfläche, fo daß nad) der Abfchägung nicht x 

ober % des fonfligen Ertrages zu erwarten iſt, den Etlaß im erfien Falle der 
ganzen im zweiten von zwei Drittel der Steuer, 

3) bei Fenerſchaden ber noch unverfauften Ernte vor dem 1. Dezember 
des Erntejahrs den Erlaß resp. der ganzen ober % der Steuer. 

4) Bei Froſt, Dürre oder Mähfe feinen Grlaß. 

In Folge ber Berheifung in dem Landtagsabſchiede vom 31. Dezbr. 1838 
für Sachen erging aber demnädit 

das Publik. d. F. M. v. 27. April 1840. (Centrbl. p. 242.), worin 

and für Froſtſchaͤden welche fih in den Monaten Juli, Auguft und Sept., 

jedoch jedenfalls nach der erfolgten Anmelnung der Tabakspflanzung ereignen, 
unter den für Sagelfchlag und Ueberſchwemmung geftellten Bedingungen 

Remiffion bewilligt wurde, 
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bung einer Mahl⸗ und Schlachſteuer nach angehörtem Gutachten 
Unferes Staatsraths, wie folgt: - . | 

F. 1. Die Mahl» und Schlachtfteuer werben in ber Regel 
neben einander entrichtet. 


Bon der Mahlfteuer,*) 


$. 2. a) Die Mahlfteuer wird von allen Getreidearten, 

. Körnern und Hülfenfrüchten erhoben, welche zu Mehl, Schrot, 
Graupen, Grüge und Gries durch eine Mühle bereitet 
werben. 

b) Alles Malz und dasjenige Getreide, welches die Inhaber 
einer Brennerei oder Brauerei erweislich zur Deftillation 
ober zum Brauen verwenden, ift biefer Steuer nicht uniet⸗ 
worfen. 

5. 3. Es follen erhoben werben: 

von 4 Centner Weizen 16 Grofchen, | 

von 1 Centner Roggen, Gerfte, Buchweizen urd andern Ges 
treidearten und Hülſefrüchten A Groſchen Brandenburgifch. 
.4. a) Wenigftens ein Viertel Centner muß auf einmal 

zur Mühle gefandt werben. Kein Müller darf eine ‚geringere 

Duantität annehmen. _ . 

b) Bei der Berwiegung wird für den Sad nichts abgerechnet, 
auch macht es bei der DBerfteuerung feinen Unterſchied, ob 

- das Getreide troden oder angefeuchtet fei. 

©) Dagegen ſoll auch bei der Verwiegung jeber Getreibepoft ein 
Lebergewicht unter einem Sechzehntel Centner nicht berüds 
figtigt werden, Ä 


#) neber die Mahlſtener und die Art ihrer Eutrichtung mag For 

gleichzeitig zum nähern Anhalte bei Beurtheiluug von Defraudatlonsfällen fol⸗ 

gende Bemerkung Platz finden: 

h Das ae vom 30. Mai 1820 verlangt eine zwei fache Art von Mahls 
euer, naͤmlich: 

1) die Steuer von Körnierm, welche durch eine Mühle zubereitet werben, nach 

“dem Gewichte des zur Mühle zu verfendenden Getreides, und mit 
der Befugniß dad Fabtifat aus biefem vor ber Bearbeitung verſteuerten 
Getreide, frei in bie flenerpflichtige Stadt einzuführen. ($. 2a d. Geſ.) 

2) die Steuer von Mühlenfabrifaten beim Gingange in den fleuerpflichtis 
en geh foietn nicht die zn 1 gedachte Steuerfreiheit eintritt. ($. 15a 
es Geſetzes. | 

Zur Begründung dieſer Steuerfreiheit ift in beftimmter Form der Nachweis 
erforberlich, daß das einzuführende Fabtifat aus Körhern bereitet fei, die vor der 
Abführung zur Mühle verflenert find. Wer es ohne "diefen Nachweis einführen 
will muß es Behufs Entrihtung der Fabrikat-Steuer anmelden, fonft des 
fraubirt er die Letztere; iver alſo 3 Centner Noggenmehl einführt und nur über 
das zur Bereitung von 2 Centner Roggenmehl erforberliche Getreide ſich mit 
Steuerguittung (über bie bezahlte Körner-Stener) ausweifen kann, befraudirt 
bie Fabrikat⸗St ener von 1 Centnet Roggenmehl, 
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— &5 Ber. Weizen mit anderem Getreide vermifcht mahlen 
Yißt, muß von dem Gewichte der ganzen Mifchung die Weizen: 
fteuer entrichten. *) ’ | 

$. 6. a) Die Steuer muß erlegt werben, bevor das Getreide 

. zur Mühle Tommt, 

b) Alles Getreide muß mit-einem vom Steueramt ausgegebenen 
Mahlzettel verfehen, und jeder Sad mug mit dem Namen 
bes Steuerpflichtigen bezeichnet fein. — | 

c) Mahlzettel werden in der Regel nur zum Bermahlen bes 
Getreides in den zur Stadt gehörigen Mühlen ertheilt. Doc 
fann deren Ertheilung zum Mahlen des Weizend auf entle- 
genen Mühlen vom Finanzminifter, oder der dazu von ihm 
beauftragten Behörde, auch in ſolchen Fällen nachgegeben 
werben, wo bie ftädtifchen Mühlen den Bedarf zu. befchaffen 
nicht vermögen. Die Vorſichtsmaaßregeln zur Sicherung des 
richtigen Eingangs der Steuer werben alsdann ber Oertlich⸗ 
feit gemäß beſonders beftimmt.**) .  .  . . 

6,7. Sn den Stätten, wo bie Mahlfteuer erhoben wird, iſt 

a) es nicht erlaubt, bewegliche Mahlmühlen, Handmühlen und 

.  Stampfen zu halten, und 

b) zur Anlegung einer Mühle, bie mit thieriſcher Kraft ober 


[4 


*) Das quantitative Verhaͤltniß der eingetretenen Vermiſchung ii 


— - — 





1) in Bezug auf die Verpflichtung zur Entrichtung der Höheren Steuer 
gleihgültig, daher beſtimmt 
DR F. M. vom 3. Januar 1838. Br nn 
daß, fobald fich unter dem in mahlfteuerpflichtigen Städten zur Mühle beflaritten 
Roggen auch nur eine geringe Menge Weizen befindet, davon nad $. 5. bes 
Geſetzes vom 30. Mat 1820 die Mahlſteuer nach dem erfien Sage zu entrich⸗ 
ten, und wegen unterbliebener Anmeldung ber Mifchung ein Strafverfahren ein- 
zuleiten fe. nn 
2) in Bezug auf die Feſtſetzung der Defraudationsſtrafe aber erheblich, das 
bebaimm . 
a) das eben gedachte Refceript, . a 
daß eine ganz geringe, nach. dem Urtheil Sachverfländiger nur als zufällig - 
u bettachtende Vermiſchung mit Weizen nicht ale beabſichtigte Des 
 audation u betrachten fi... . . re 
b) der Plenar:Befhluß des G.O. Tribunals v. 19. Dezbr. 1836. 
(Entſch. d. G. O. T. Bb. I. p. 368.) . - | re, 
daß es in Beziehung auf die Defraudationsfirafe bei Anwen⸗ 
dung des $. 5. auf die. Quantität des mit anderem Getreide vermifchten 
Weizens anfomme, indem fonft ſchon eine ganz geringe Anzahl Weizenkörner, 
welche ohne Veranlafjung und Zweck des Steuerpflichtigen unter das andere 
Getreide gekommen, feine Verurtheilung in bie Defraudationsſtrafe würde 
nach fich ziehen koͤnnen. i en ur 
. 7) Diefe Beftimmungen erfolgen durch bie Ortsregulative, worüber die 
weiter unsen mitgetheilten Bemerkungen zu vergleichen find. 
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durch Dämpfe getrieben wird, die Genehmigung der Regie 
rung erforderlich, *) | 


Bon der Shladtfteuer.**) 

688 Die Schladtfteuer wird von allem gefchlachteten Rind⸗ 
vieh, Schaafen, "Ziegen und Schweinen, mit Einſchluß der Kälber, 
Lämmer und Ferkel entrichtet. Ä 
F. 9. Bon einem Centner Fleifch fol Ein Thlr. erhoben werben. 
8.10. Bei erfolgender Verwiegung wird das ganze ausgefchlacd- 
tete Stück ungerfehnitten mit dem Sleifche, den Knochen und dem Fett 
gewogen. Füße, Eingeweibe nud Darmfett werden nicht mitgewogen. 
$. 11, a) Die Steuer Tann aud nad Stürfägen entrichtet 

werden. | 

b) Der Finangminifter fol in jeder Stadt die nad der Lokali⸗ 
tät angemeffenen Säge, je nachdem gewöhnlich großes und 
fohwereres, oder Hleineres und TYeichteres Vieh gefchlachtet 

wird, für das Stüf yon jeder Art Schlachtvieh beftimmen. 

c) Hiernach bleibt es fodann dem Steuerpflichtigen überlaffen, 
entweder die Steuer von jedem Stüde vor dem Schlachten 


N 





2) Bezüglich der Vorfchriften für Hand und andere Mühlen ift zu bemerfen: 
a) die ſteuerliſche Genehmigung zur Anlegung einee Mühle ad b. wird da, 

wo BrovinzialsSteuer-Direftionen befteben von dieſen eriheilt; 

außerbem ift aber in polizeilicher Hinficht die Genehmigung der Regie⸗ 
rungen noch ferner erforderlidh. 
b) d. R.d. F. M. v. 25. Mai 1838, 

Der 8. 7. des Mahl⸗ und Schlachtſteuer-⸗Geſetzes vom 30. Mat 1820 un: 
terfagt un bedin'gt in mahlfleuerpflichtigen Städten bewegliche Handmüblen 
oder Stampfen zu halten; Zu den fteuerpflichtigen Städten, auf welche vieles 
Verbot Anwendung findet, iſt daher auch der äußere Stabt-Bezirf, worin Die mit 
ftenerpflichtigen Waaren ein Gewerbe treibenden Bewohner der Mahlfteuer unters 
Worfen find, um fo unbevenklicher zu rechnen, als der Zweck des Verbots durch bie 
entgegen gefehte Ausdehnung großentheils verloren gehen würde. — Wer aber 
ber Borfchrift des F. 7. im Mahl⸗ und Schlachtſteuer⸗Geſetze entgegen Handelt, 
fann nach $. 17b. ebendaf., in Verbindung mit 6. 90. der Steuer: Ordnung 
Som 8. Februar 1819 mit einer Geldbuße von i bis 10 Thalern beleg um 
bemnädjft durch Grefutiv-Maafregeln und zwar nad) F. 48. Nr. 2. der Berorb- 
sung vom 26. Dezember 1808 (fiehe oben ©. 13.) durch Geldbußen bis zu 
100 Thaleen oder Gefängniß bis zu 4 Wochen zur Wegfchaffung ver Mühle :c. 
angehalten werben. 

) Auch die Schlachtfteuer wird auf zweifache Art, nämlich 

1) für das Schlachten 

2) für das Einbringen fchlachtfleuerpflicgtiger Gegenftände erhoben. 

Su 1. giebt ver F. 10. des Gefeges die Norm, es werden alfo Füße, Eins 
geweide und Darmfett nicht mitgewogen, überhaupt muß das Stü im All 
gemeinen fo zur Waage gebracht werben, wie es zum Berfanf an den Hafen fommt. 

Zu 2. giebt der 8.15. des Geſetzes die Norm ; beim Gingange von gefchlach« 
teten Fleiſche find alfo auch Füße und Darmfett ſteuerpflichtig. Im Allgemeinen 
wird jedoch hierbei der Grundfag feſtgehalten, daß nur die zur menfchlichen Nah⸗ 
sung bienenden Fleiſch⸗ und Fettwaaren fieuerpflichtig find, daher bleibt 3. 3. 
geſchmolzenes Thierfett (Talg oder Unfchlitt) von ber Steuer frei. 
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gu erlegen, oder vorher, unter dem Erbieten zur Verftenerung 
nah dem Gewicht, gegen Beftellung eines Pfahbes ben 
Schlachtzettel des Steueramtes auszumwirfen und den Rumpf 
des gefchlachteten Viehes hiernächſt zur Waage zu bringen, *) 


Allgemeine Vorſchriften. 


6. 12. Es findet feine Steuervergütung auf mahls und 
ſchlachtſteuerpflichtige Waaren ftatt, Die, nachdem fie in Folge des 
gegenwärtigen Geſetzes verfteuert worden find, in Landestheife 
gebracht werden, wo flatt der Mahl- und Schlachtſteuer die Klaf- 
fenfteuer eingeführt if. Auch begründet bei Verſendungen aus 
einer fteuerpflichtigen Stabt in bie andere bie, etiwanige Berfchie- 

denheit der zugefchlagenen KommunalsSteuerfäge feinen Anfpruch 
auf Nachſteuer oder Bergütung. **) 





*) Das R. v. 19. Februar 1827 geftattet außer den beiden vorgenachten 
Arten der Verſteuerung nach dem Gewicht oder nach Stüdfägen, auch bie 
Fr erzBiration für die Gewerbetreibenden einer Stadt, unter nachitehenden 

ebingungen: 

1) Sämmtliche Fleiſcher im Innern und äußern Stadtbezirk werben für die 
Dauer der Firation von der foeziellen Erlegung der Schladjtfteuer, fo wie von 
der damit verbundenen Konirolle entbunden, und erlegen daflir ein nach. mehrjäß- 
tigem Durchfchnitt beflimmtes Firum für die Steuerfafle und an, Kommunal-Iu- 
ſchlag pränumerando an die namhaft gemachte Kaffe; haften aber für bie richtige 
Ginzahlung des Fixums ſolidariſch. | 

2) Fleiſch und Fleiſchwaaren, welche durch die im äußern Stadtbezirk woh⸗ 
nenden Fleifchet, im Betrage jun /, , Eentner und darüber eingeführt werben, 
entrichten die gefeglichen Eingangs: Abgaben, ohne Rückficht auf die Firation, 
eben jo, als wenn dergleichen von andern Berfonen in die Stadt eingeführt wird. 

3) Die Firaten verzichten auf Ertheilung von Verfendungsicheinen zu Fleiſch⸗ 
und Fleiſchwaaren⸗Verſendungen nach ändern fchlachtfteuerpflichtigen Städten 
während der Dauer der Firation. | nn 
4) Bon allen nicht in der Firation begriffenen Einwohnern der Stabt muß, 
nach wie vor, die Schlachtfteuer gezahlt werden. Auch hinfichtlich des Eingangs 
von Fleiſch und Fleifchwaaren aus dem äußern Stadtbezirk und der Haflenfleuer- 
pflichtigen Umgegend wird in der bisherigen Etener« Erhebung von dergleichen 
Artifeln nichts geändert. . 

5) Sterfcher, die innerhalb ber Firations- Periode zutreten, müfen fi} vor 
ihrer Aufnahme in die Gewerbeſtener-⸗Rolle wegen ihres Beitrags zur Fixation 
mit den übrigen Fixaten einigen. | | 

) 1) Bergütung auf Mahl: und Schlachtfteuer findet Ausnahms⸗ 
weife Statt | Ä | 

a) Nach einer K. O. v. 13. Febr. 1825 und den demgemäß etgangenen admi⸗ 
niftrativen Beflimmungen, wirb bei Erpertation von Mehl über See, wenn 
fie über Preußiſſcche Seepläße erfolgt, nicht bloß die Steuer frebitirt 
fondern auch eine Bonififation auf das ausgeführte Mehl oder Mehl-Fabrifat 
gewährt. Die Bedingungen und Kohtroll-Vorfchriften für diefe Verguͤnſti⸗ 
gungen find beſonders vorgefchrieben. 

b) Nach dem R. d. F. M. vom I}. Auguſt 1828. | — 

In Fällen, wo lebendes Schlachivieh ans einer ſchlachtſtenerpflichtigen Stadt, 
wo ſolches nach der Lokal⸗BVerfaffung gleich beim Eingang erft vor det 


> 
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6. 13. a) Wer innerhalb bes Bezirks der fleuerpflichtigen 

Stabt-Gemeine oder überhaupt im Umfange der Stadt ſich 

en ift, ohne Ausnahme, die Steuer zu tragen verpflich- 

tet, \ 

b) Einzelne Borftäbte, Vorwerfe oder andere bewohnte Anlagen, 
die der Dertlichfeit nach nicht unter gehöriger Aufſicht zu 
halten find, können durch die Regierung unter Zuftimmung 





Schlachtung verfleuert worben, in eine andere fchlachtfienerpflichtige Stadt vers 
fendet wird, ift die Reftitution der in ber erſten Stadt von demſelben erweislich 
gezahlten E chlachtfteuer zuläffig. 

c) Nady dem R. d. F. M. v. 29. Septbr. 1836. 

Wenn Vieh beim Schlachten unrein befunden wird, Tann die Reftitution bet 
Steuer dafür auf Antrag gewährt werden, fobald das Fleiſch entweder unter 
amtlicher Aufficht als ungenießbar vergraben, oder ans dem fleuerpflichtigen Bes 
zirke weggefchafft wird. 

ad) Nach den KR. D. v. 12.Aug. 1824 und 13. Febr. 1836 wirb bie Koms 
munal-Steuer (Kommunalzuſchlag) für das von dem Militär in Sarnijonftädten, 
Lägern und Kantonnements confumirte Fleiſch zurücgezahlt, fo weit der Nachweis 
und die Kontrolle genau geführt werben koönnen. 

2) Die flenerfreie Einführung von Mehl and einer flenerpflichtigen Stadt 
in die andere iſt befchränkt, om 

a) durch die K. O. v. 24. Oktibr. 1832. (G. ©. p. 226.) J 

Bei der mißbraͤuchlichen Ausdehnung, in welcher nach dem Berichte des 
Staafs-Minifterli vom 29. v. M. die in den $$. 12 und 15.a. des Mahl- und 
Schlachtſteuer⸗Gefetzes vom 30. Mai 1820 nachgelaflene ftenerfreie Ginführung 
des Weizen- und Roggeumehls aus einer fleuerpflichtigen Stabt in bie andere 
feither, zue Umgehung der von biefen Mühlen-Fabrifaten zu entrichtenden Koms 
munalfteuer, benugt werben ift, und bei den Nachtheilen, welche hieraus ſowohl 
für den Gemeindehaushalt, als für die Gewerbetreibenden einzelner Städte ers 
wachfen, will Ich, mit Aufbebung obiger Vorfchriften, Hierdurch beflimmen: daß 
fortan die flenerfreie Einführung von Weizen⸗ und Roggenmehl in Quantitäten 
über Einen Gentner, aus einer mahljteuerpflichtigen Stadt in die andere, nicht 
weiter zugelafien, ſondern fowohl die landesherrliche Steuer, ale der Kommunal⸗ 
zufchlag von ſolchen Sendungen in derjehigen Stadt entrichtet werben foll, in 
welche das Mehl zum Verbrauch eingeführt wird. Sie, der Finanz» Minifter, 
haben demgemäß das weiter Nöthige anzuordnen, zugleich aber auch dahin Vor⸗ 
kehrung zu treffen, daß auf Mühlen, welche innerhalb mahlfteuerpflichtiger Städte, 
bezirke belegen find, Weizen und Roggen unter Kontrolle der Steuerbehörbe ohne 
Entrihtung der Mahlfteuer gemahlt werben fann, wenn die Anmeldung vorhers 
FE HA das darans bereitete Mehl nicht in dem Orte, gu welchem die Mühle 
gehört, verbleiben, fondern in Onantitäten über Einen Gentner verfendet werden fol. 

b) für die Stadt Berlin befonders durch die K. DO. v. 28. Juli 

1843. (Potsdam. Amtsblatt St. 38. Beilage.) 

Danach fo von allen nicht ſchon nach der Orbre unter a. vom ber fleuers 
freien Cinführung ausgefchloflenen mahl» und fchlachtflenerpflichtigen Gegenfläns 
ben, bie von Charlottenburg und Spandow im verfieuerten Zuflande eingehen, 
des Unterfchieb gelsen dem Kommunalzufchlage am Orte der Derfendung und 
demjenigen in Berlin nacherhoben werden. | 

*) In Bezug auf Die Berpflichtung zur Enteichtung ber Mahle und Schlacht⸗ 
ſtener bei zeitweifem Aufenthalt an Elaffenftenerpflihtigen Orten 
vergleiche die zu F. 2. des Klaflenftuers Befepes (oben S. 38.) mitgetheilte 
8. O. vom 18. Suli 1825 und das R. vom 26. März 1836 ebendaſelbſt. 
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des Finanzminiſters zur Klaſſenſteuer angezogen, und von 

der Mahl» und Schlachtſteuer ausgefchloffen werben. 

$. 14. Bäder, Schlädhter oder andere Perfonen, die mit 
Mehl, Graupen, Grüße, Gries, geſchrotetem Getreide, gefchroteten 
Hülfenfrücten, Brot, Backwerk, Nudeln, Stärke und Puder, oder 
mit Fleifh und Fett von Rindvieh, von Schaafen, Ziegen und 
Schweinen, fo wie mit Waaren, die aus folhem Fleiſche und 
Fette zubereitet find, als Talglihten, Schinten, Würften u. ſ. w. 
einen Handel treiben, follen von ben Früchten, welde fie ver- 
mabhlen laſſen, oder vermahlen einführen, und von dem Viehe, 
welches fie fchlachten laſſen, oder gefchlachtet einführen, auch dann, 
wenn fie nicht in der Stadt, aber in nicht größerer Entfernung 
als einer halben Meile von dem ftenerpflichtigen Stabtbezirt an 
einem der Klaffenfteuer unterworfenen Orte ſich niebergelaffen 
haben, die Mahl- und Schlachtſteuer eben fo zu entrichten ſchul⸗ 
dig fein, als wenn fie zur Stadt gehörten, ohne deshalb von 
der Klaffenfteuer ihres Wohnorts entbunden zu werben. *) 





*) Nähere Bellimmungen über die Steuerpflichtigkeit der Gewerbtreibenden 

im äußeren Stadibegnt enthalten 
a) Die R. d. F M. v. 12. Januar 1838 und 15. Juli 1839. (Eentrlbl. 

1839. p. 249.) 

Sur Vorbeugung mehrfach vorgekommener Irrthümer wird darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß die Mahl- und Schlachtſteuerpflichtigkeit in dem im F. 14. 
gedachten Verhaͤltniſſe nur davon, daß ein Handel betrieben, nicht aber 
davon abhängt, ob diefer Handel auch newerbftenerpflichtig ift, daß daher in den⸗ 
jenigen Fällen, wo ein Handelsbetrieb feſtſteht, diefer aber von folcher Beichaffens 
heit gewefen if, daß er, nach ben besfalls ertheilten Anorbnungen, von der Ges 
werbeftener freigelaflen werben darf, wie 3, B. bei dem Handel, welchen Müller 
mit dem, aus der Mahlmebe geivonnenen Mehle treiben, ver Fall if, vie in dem 
Mahl: and Schlachtſteuer⸗Geſetze vorgefchriebene Strafe angewendet werden Tann 
nad muß, 

b) Das R. d. F. M. vom 3, Mai 1836. 

Nach den befiehenden Geſetzen koͤnnen Gewerbetreibende, welche in dem 
äußern Schugbezirt mahl⸗ und fchlachtftenerpflichtiger Städte, ohne dariu fi 
niedergelaffen zu haben, mahls nnd fchlachtitenerpflichtige Gegenflände zum 
Berkaufe einbringen und in dem gebachten Bezirke umherziehend fell bieten, 
zur Entrichtung der Mahl» und Schlachiiteuer von dieſen Gegenftänden nicht 
angehalten werben, da der 8. 14. des Geſetzes wegen Entrihtung ber Mahl 
und Schlachtfteuer von 30. Mat 1820 dies nicht vorfchreitt. Dagegen iſt es 
den bezeichneten Gewerbetreibenden nicht geftattet, mahl = oder fchlachiiteuerpflichs 
tige Gegenflände in dem halbmeiligen Bezirke unverftenert in Duden, oder andern 
öffentlichen Gelaſſen feil zu halten; auch müſſen bie flenerpflichtigen, in dem 
balbmeiligen Bezirke aufäffigen Gewerbetreibenden, bevor fie von den, außerhalb 
diefes Bezirkes in Elafienfteuerpflichtigen Orten wohnenden PBerfonen- flenerpflich« 
tige, in ven gedachten Bezirk eingeführte Gegenſtaͤnde an fich bringen, die Steuer 
entrichten, da dies in Anfehung der feuerpflichtigen Gegenſtaͤnde, welche fie e in⸗ 
führen, in dem vorerwänhten $. 14. vorgeichrieben ie. 

c) Die R. d. J. M. v. 27. Ditbr. 1825 und 23. Novbr. 1836. 
Gaſt⸗ und Schauk⸗Wirthe find, fo Tange fie. nicht Vack- und Bleifhwanren 
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6. 15. a) Werben die im $, 14. benannten Gegenftänbe 
in Duantitäten von einem Sechzehntel Centner und darüber 
in eine fleuerpflichtige Stadt eingebracht, fo müſſen fie gleich 
bei der Anfunft dem Steueramt angemeldet und verfteuert 
oder e8 muß demfelben nachgewieſen werden, entweder, daß 
fie aus dem Auslande eingeführt und die Steuer an ber 
Grenze entrichtet worden, oder daß fie aus einer mahl⸗ und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Stadt herfommen. 
b) Für das Gewicht des Sades oder der fonfligen Umgebung, 
womit die Waare zur Verwiegung gelangt, wird bei ber 
Berfteuerung fein Abzug geftattet, es bleibt aber auch ein 
Hebergewicht, welches nicht zz Gentner der auf einmal zur 
Berwiegung gefommenen Quantität beträgt, unberüdfichtigt. 
c) Die Entridtung der Steuer von ſolchen Waaren wird dahin 
beſtimmt: | 
aa) von Kraftmehl, Puder, Graupe, Grüge und Gries wird 
das Doppelte, | 

bb) von Mehl das Ein- und Eindrittelfache, 

cc) vom Schrot und Badwerf aller Art das Einfache. des 
Sabes bezahlt, weldhen das Getreide, woraus biefe Er- 
zeugnifje bereitet worden, fteuert, 

Ad) die Fleiſch- und Fettwaaren werden mit Ein- und Eins 

drittel des Sabes von dem in den Städten ausgeſchlach⸗ 
teten Fleiſche berechnet, *) 


um Berfaufe außer dem Haufe feil halten, fondern nur zum eignen Wirthfchaftes 
ebarf Getreide vermahlen und Vieh ſchlachten laſſen, nicht der Beſtimmung des 
$ I des Geſetzes als mahls und fchlachtfteuerpflichtige Gewerbetreibende unters 
worfen. 
*) Zu den obigen Beftimmungen über die Erhebung der Eingang ssStener 
für mahls und fchlachiftenerpflichtige Gegenftände ift zu bemerfen: 
1) bezüglich der flenerfreien Menge unter '/,, Eentn. 
a) In Folge des Mifbrauche, dag die Duantitäten flenerpflichtiger Waaren, 
bloß in der Abfiht die Steuer zu wngehen, verkleinert und einzeln 
in Mengen unter '/,, Centner in fieuerpflichtige Städte eingebracht wurden, 
warb laut Bekanntmachung des F. Di. vom 18. Oft. 1828 auf ®rmd einer 
K. DO vom 27. Juli deffelben Jahres zunächſt in einem Spezialfalle bie 
betr. Beitimmung des F. 15a. dahin mobifizirt: 
daß Gegenftände, von welchen die Mahl⸗ oder Schlachtiteuer zu entrichten iſt, 
ſchon wenn fie zufammen und auf einmal in einer Menge von zwei Pfund 
und darüber in den fleuerpflichtigen Stadtbezirk eingebracht werben, gehörig ans 
zumelden find, und die Mahl⸗ oder Schlachtfteuer davon erhoben werben foll, 
in fofern fie nicht erweistich von einem Gewerbetreibenven innerhalb einer halben 
Meile des feuerpflichtigen Staptbezirts entnommen worben, in Anfehung welcher 
letziern es bei dem, was 6. 14. lit. a. des Gefenes feſtgeſeht ift, verbleibt, 
Die Erhebung der Stener von Mehl⸗ und Fleiſchwaaren in Quantitaͤten 
unter *,,, Gentner geichieht nach eimem beſonderen Tarif. Um- fie flenerfrei eins 
zubringen, muß der Ginfauf von flewerpflähttgen Gewerbeireibenden, die innerhalb 
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d) Eine Unterlaffung der Anzeige bei der Anfunft der Waaren 
in der Stadt, oder eine Abweichung von dem durch die 
Steuerbehörbe vorgefchriebenen Wege, welchem der Steuer» 
pflichtige bis zum Steueramt folgen muß, wird als eine Des 
fraudation angefeben und geahndet. 

e) Auch derjenige macht ſich einer Defraudation fchuldig, welcher 
bergleihen Waaren zum Handel in Heineren Duantitäten 
mittelft Wiederholung einbringt oder einbringen läßt, 





bes halbmeiligen Bezirks wohnhaft find, durch Beicheinigung des Verkäufers bei 
‚der Thor⸗Kontrolle, wo die Anmeldung geichehen muß, nachgeiwiefen werben. 
Diefelbe Maaßregel ift feitvem für mehrere Städte zur Anwendung gefommen. 
b) Die R. d. F. M. vom 11. Januar 1830 und vom 18. Mat 1839, 
Die Vorfchrift des 8. 158. kann nicht dahin ausgelegt werben, daß bie 
Steuerfreiffeit der von außen in fleuerpflichtige Städte in Duantitäten unter 
[is Eentner eingehenden Gegenilände jeder einzelnen Art folcher Artikel zu Theit 
werde, und alfo 3. 8. 6 Pfund Weizeninehl, eben fo viel Roggenmehl und eben 
fo viel Brot, in einer Poſt eingebracht, fleuerfrei fei. Die Erleichterung bezweckt 
vielmehr bauptfächlich nur die Vermeidung der Viſttationen beim Eingange in 
Reuerpflichtige Städte, und bezieht fich daher auf mahls und ſchlachtſteuerpflichtige 
Gegenſtaͤnde überhaupt, die zufammengenonmen in Quantitäten unter ’/, , Gent. 
eingehen. — Verſchieden beftenerte mahlfteuerpflichtige Gegenflände, deren Menge 
nfammengenommen '/, , Centn. beträgt, find alfo fteuerpflichtig, und nur fchlachts 
euerpflichtige, gleichzeitig eingeführte Artikel werben für ſich behandeli, und jenen 
nicht beigerechuet. ' 
2) Frei von der Cingangs: Steuer bleiben 
a) Talglihte nach der K. D. vom 31. Mat 1822. (Ann. Bd. VI p. 343.) 
b) Sago ohne Unterfchied der Art nach dem R. d. F. M. vom 12 März 1828. 
c) Pfefferfuhen und Conditor⸗Waaren (feine) nach den R.d. F. M. 
vom 30. Juni 1824 und 30. Sept. 1829. | 
d) Getrodnete oder gefalzgene DarmeR, d. F. M. v. 4. Dez. 1832. 
e) Reis welcher, zu Gries oder Mehl vermahlen wird, unterliegt weder der 
Körner: Steuer. ıchr. Bemerkung zu $. 2. oben ©. 256) noch der @in- 
gan 96:Stener nah den R. d. F. M. vom 5. Okibr. mb 28. Novbr. 
1838. 


f) das fogenannte Dertrin und geröftete Stärfe jedoch nur dann, wenn 
fie zum gewerblichen Gebrauche fofort angemeldet, amd durch Zuſatz 
von Terpentinoͤl für die Konfumtion untauglih gemadt werben, nach dem 
NR, d. 8. M. vom 21.Mai 1841. (Ceutrbl. p. 127 ) 

3) In Bezug auf den Steuerjag vergleiche: 

a) Die oden d' 8. 12. (S. 260.) mitgetheilte K. DO. vom 24. Ofibr. 1832. 

b) Die 8. O. v. 14. Min 1840. (©. S. p. 101.) 

Auf Ihren Antrag vom 27. v. M. beftimme Ich zur Befeitigung des Zwei- 
fels über vie Anwendung der SS. 14 und 15. des Geſetzes vom 30.Wlai 1820 
wegen Entrihtung der Mahl: und Schlachifleuer, daß das aus Kartoffeln 
bereitete Mehl beim Eingange in mahlfteuerpflichtige Städte und deren halbmei⸗ 
ligen Bezirk, derfelben Steuer unterliegt, die für das aus Weizen bereitete Mehl 
gefeglich zu entrichten iſt. Dieſe Deklaration iſt durch die Gefetz ſammlung bes 
fannt zu machen. 

c) Die R. v. 19, ON. 1834. and 37. Febr 1841. (Centrbi. 1841. p. 103.104.) 
Shwadengräge wird bei dem Eingange in mahlitenernfliählige Städte 

zum Sage von 1 Thlr. 10 Ser. pro Cenin. (ohne Kommunalguſchlag) beſteuert. 
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6. 16. a) Müller und Schlächter müſſen dem Steneramte 
anzeigen, welhe Mühlengebäude, Schlachthäufer und andere 
Räume fie zum Betriebe ihres Gewerbes und zur Aufbewahs 
rung ihrer Vorräthe benutzen. 

b) Nur in den angezeigten Tofalen, die unter Auffiht des Steus 
eramtes ſtehen, dürfen fie ihr Gewerbe treiben, und ihre zum 
Gewerbebetriebe beflimmten Borräthe aufbewahren, 

c) Müller und Schlächter find verpflichtet, dasjenige genau zu 

beobachten, was von ber oberften Berwaltungsbehörde wegen 
zu führender Mahl» und Schlachtbücher, wegen bes Verfah⸗ 
rend mit den Mahl- und Schladht-Zetteln, wegen Aufbewah- 
rung diefer Bücher und Zettel und überhaupt zur Kontrolle 
der Steuer entweder allgemein. oder, mit Berüdfichtigung 
örtlicher Berhältniffe, befonders vorgefchrieben wird. *) 

O Das Müller» und Bäder-Gewerbe kann nur mit Erlaubniß 

der oberſten Berwaltungsbehörbe vereint betrieben werben. 
$. 17. a) Defraudationen ziehen die Konfisfation der Waa⸗ 
ren, woran folde begangen werden, fowohl für Gewerbetreis 
bende als für andere Steuerpflichtige nach fid. 

b) Außer der Konfisfation treten die Etrafen ein, welche bie 
Steuerordnung vom 8, Febr. 1819, SS. 60—65. SH. 83— 90. 
auf bie Uebertretung der gefeglichen Borfchriften zur Gefährs 
dung. der Steuer angevroht hat. Leberall, wo in biefen 
Vorſchriften von Brennern und Brauern geredef wird, findet 
die Anordung auf diejenigen Gewerbetreibenden Anwendung, 
ade bie Mahl» und Schladht-Steuer zu entrichten ſchuldig 
nd | 

c) Zn Anfehung des Verfahrens gegen die Kontravenienten wer⸗ 

den bie Beflimmungen der Steuerorbnung vom 8. Februar 
1819. SS. 91 — 95. und der Deklaration des $. 93. vom 
20. Sanuar d. J. angewendet, 

d) Zn’ gleicher Art follen diejenigen Vorſchriften der Stener- 

ordnung vom 8. Februar 1819, welde die zur Kontrolle 
der Steuer getroffenen Maafregeln der Steuerbehörde zum 
Gegenftande haben, namentlich die Sg. 49. 54—59. und 72, 
jowohl von den Steuer-Beamten als von den Steuerpflichti⸗ 
gen beobachtet werben. **) | 
$. 18. Die Erhebung der Steuer gefhieht durch die Zolls 

oder SteuerzAlemter. | 


*) Weber bie Erweiterung ber Beflimmung zu &. 16. litr. c. fo wie über bie 
Ortsregulative im Allgemeinen vergleiche die Bemerkungen zu Fr 19. 
22) Die Grgänzungen und Grläuterungen zu ben Strafbellimmungen bes ' 
8. 17. find in einem befonderen Anhange Hinter dem Gefeße vom 30. Mai 1820 
zufammengeflellt, auf welchen Hierdurch verwieſen wird. 0 
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6. 19. Wir übertragen dem Finanz» Dinifter die Ausfüh⸗ 


zung obiger Borfehriften, welche von allen Unfern Behörden und 
Unterthanen gemefjenft zu befolgen find.*) 








) I) Zur Ausführung des Mahler und Schlachtſteuer⸗Geſetzes erhielten die 
Provinzialbehörden mittel Circ. Refer. dv. F. M. v. 25. März 1821. (Ann, 
Do. V. p. 534 sq.) eine befondere Anweifung, welche die Beſtimmungen über 
bie Grenzen der Stenerpflichtigfeit, die näheren Vorfchriften über bie Grhebung 
. der Steuer, unb bie dabei flattfindende Kontrolle durch Berwiegung und Rüdvers 
wiegung der Mahlpoften resp, durch befondere Beauffichtigung der betreffenden Ges 
werbtreibenden und ihrer Betriebslofale, namentlich der Mühlen ꝛc, enthält. Nach 
diefer Anweifung find, mit Berückfichtigung der jevesmaligen Dertlicpkeit, die Mes 
gulative zur Erhebung uud Kontrolle der Mahl s und SchlachtsStener, für eine 
jebe mahl- und fchlachtfleuerpflichtige Stadt von den Provinzialbehörben entwors 
feu, von dem Finanzminiſterio genehmigt und durch bie, betr, Amtsblätter publizirt 
worden. Ueber den weſentlichen Inhalt diefer Anweifung, foweit derfelbe bier 
von allgemeinerem Interefie ift, vergleiche die Bemerfung unter Ne II. des Aus 
hangs zum Geſetz vom 30. Rai 1820. (f. unten.) Der vollfländigen Mitteilung 
bedarf es Dagegen um fo weniger, als bei Enıfcheidung von Kontraventionsfällen 
gegen das Nahl⸗ nnd Schlachifteuers Geſetz, die betr. Ortsregnlative in Bezug 
an die Grenzen der Stenerpflichtigkeit und die Verlegung der befichenden Kons 
trollmaaßregein ohnehin jederzeit zu Grunde zu legen find, 

Neber die Beflrafung ber Kontraventlonen gegen dieſe Ortöregulative, und 
die Verbinplichfeit der darin gegebenen Kontrollvorfchriften erging 

Die K. D. vom 22. Derbr. 1843. (G. ©. 1844. p. 46. 

Zur Befeltigung der Zweifel, welche bei einigen Gerichten darüber entftauden 
find, ob die von dem Finanzminifter, nah ©. 160. und 6. 19. des Mahls und 
Schlachtſteuer⸗Geſetzes vom 30. Mai 1820, zu eriheilenden VBorfchriften über 
dasjenige, was zur Kontrolle der Steuer entweder allgemein oder wegen örtlicher 
Verhaͤliniſſe zu beobachten if, nur für die im 8. 16 0. jenes Geſetzes namentlich 
erwähnten Müller und Schlächter oder auch für andere Gewerbireibende verbinds 
lich find, will Ich auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 10. d. M. hiers 
durch Folgendes beftimmen : 

a) Die Kontrollvorfchriften der, von dem Finanz⸗Miniſter erlaffenen ober noch 
zu erlafienden örtlichen Mahl- und Sclachtfleuer » Regulative, fo wie bie, 
auf die Webertretung biefer Koutrollvorfchriften angebrohten Orbnungsfirafen 
bis zum Betrage von zehn Thalern, finden auf alle Gewerbtreibende Aus 
wendung, deren Gewerbe fi) auf die Berfertigung von Gegenftänden ber 
Dich! und Schlachifteuer, ober auf den Handel mit folchen Gegenfländen 

ezieht. 

b) Dr Sinanzminifter ift ermächtigt, in den mahls nnd fchlachiftenerpflichtigen 
Städten, wo eine Kontrolle ver Viehbeſtaͤnde nöthig befunden worden, die 
deshalb getroffenen Anordnungen auch auf Viehhaͤndler, Vichmäfter und 
überhaupt auf ſolche Gewerbtreibende, welche, ihres Gewerbes wegen, Vieh 
halten, auszubehnen und Uebertretungen gleichfalls mit Ordnungsſirafen bie 
zu Zehn Thalern zu bedrohen. . 

-  Diefe Beftimmmmgen find durch die Geſetz⸗Sanmlung zur öffentlichen 

Kenntniß zu bringen, ' u 
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Anhang. 


ı Ergänzungen und Erläuterungen zu den Vorſchriften über die 
Mahl: und Schlachifteuer-Kontraventionen, ($. 17. des Geſetzes.) 


A. In Bezug auf die Strafen. 


Im Allgemeinen find im Anhang der Steuerorbnung dv. 8, 
Februar 1819, (oben S. 136.) mitgetheilten Beſtimmungen zu ver⸗ 
gleichen. 

Insbeſondere. 

1) In Bezug auf den Thatbeſtand. 
a) R. d. F. M. d. 45. Aug. 1837, ” 

In allen Fällen. wo amtliche Bezettelungen auf eine beflimmte 

get gültig ausgefertigt werden, erliſcht deren Gültigfeit mit dem 

blaufe diefer Friſt. Wird alfo ein Gemahlpoften mit einem Mahl 
ettel, deſſen Onttinfeits - Frift bereits abgelaufen iſt, vorgefunden, 
I, kann nıcht ohne Weiteres angenommen werden, daß nur verabfäumt 
worben, die Verlängerung der Gültigkeits⸗Friſt nachzufuchen, fondern 
es iſt der ungültige Mahlichein als nicht vorhanden, demnach ber frag- 
liche Mahlpoſten als ganz unbezettelt zu betrachten und ber Müller 
wegen des Verdachts, eine Defraudation begangen zu haben, zur Un⸗ 
terfuhung zu ziehen. Kann er hierbei ven Beweis führen, daß die 
in Anſpruch genommene Gemahlpoſt diefelbe fei, auf welche der dabei 
vorgefundene nicht mehr gültige Mahlfchein früher ertheilt worden, daß 
alſo nur eine Ordnungswidrigkeit, nämlich die Unterlaffung des Ans 
trages auf Verlängerung des Mahlicheins, in der Mitte Tiege, fo be⸗ 
wendet es bei einer, nah $. 90 der Steuerordnung feſtzuſetzenden 
Drdnungsfirafe, deren Höhe nach dem Umfländen abzumeffen ift. Kaun 
aber der Müller den obigen Beweis nicht führen, fo iſt das bloße 
Vorhandenſein eines nicht mehr gültigen Mahlfcheins nicht hinreichend 
ihn gegen die Defraudationsftrafe u ſchützen, da es in die Augen 
Ipringt, daß dergleihen Scheine Leicht zur Verkürzung wirklicher Unter- 
Schleife benutzt werben. 

b) R. d. F. M. v. 9. Octbr. 1838, 

Wenn lebendes Vieh heimlich zur Nachtzeit eingebracht und 
er dem Betreffen durch die Stenerbeamten von den Einbringern verfaffen 
wird, ſo läßt ſich die Abſicht, daß dieſes Vieh nur zu dem Zwecke 
eingebracht worden iſt, um daſſelbe demnächſt auch heimlich zu ſchlach⸗ 
ten und die Schlachtſteuer zu defraudiren, nicht bezweifeln. Es liegt 
in dieſem Falle alſo auch fein bloß mit einer Ordnungsſtrafe zn bes 
legendes Kontroll-Bergehen in der Mitte, fondern der Verſuch ber 
Steuer-Defraudation, welche vie Konfisfation des Gegenftandes, 
woran die Deframdation verübt werden fol, zur Folge haben muß. 
Hiernach kann es nur gebilligt werden, wenn Die Haupt⸗Aemter bei 
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vergleichen Beichlagnahmen nach der Allgemeinen Gerichts ⸗Ordnun 
ML Ei le 8. et 1 wie — 394. des ang zu berfelben 
ahren ei noch Die Analogie des neuen Zoll⸗Str . 
60 zur Seite ſteht. g 3 oigeiegee 5 
c) R. d. F. M. vom 13. Februar 1839, (Centrbl. p. 37.) 

Es unterliegt Teinem Zweifel, daß ein Schlächter, welcher für ei⸗ 
nen Andern in einer fleuerpflichtigen Stadt unverfteuertes Vieh ſchlach⸗ 
tet, als Theilnehner der Defrandation, nach 8. 243, Tit. 0. Th. IL 
des Allgemeinen Landrechts anzufehen and, in Gemäßheit der Beſtim⸗ 
mungen $. 17. des Mahle und Schlachtfleuer-Gefeses vom 30. Mai 
1820 und der Stenerordnung vom 8. Februar '1819. S. 60 f., mit 
der Befrandationsftrafe zu belegen & f 

‚ „Die in Bezug genommene, in Schimmelfennigs Handbuch der in⸗ 
direkten Steuern Seite 202 Nr. 4, abgedrndfte —* Yon 16. 
November 1832 wird als irrthümlich hierdurch zurückgenommen. 


2) In Bezug auf die Strafe. 
a) die in dem Anhange der Steuerordnung mitgetheilte K. O.“ 
vom 27. Januar 1828. wegen Berechnung der Strafe mit Rück⸗ 
ſicht auf Communalzuſchläge (oben ©. 136). 
b) R. d. F. M. v. 16. Novbr. 1832, 

Das Mahl⸗ und Schlachtſteuer⸗Geſetz verordnet nicht, daß in 
ſolchen Fällen, wo das Objekt, an welchem die Defrandation began- 
in worden, nicht vorhanden ift, und deshalb deſſen Konfiskation nicht 

en andy der Defraudant den Werth des Objekts als Strafe 
erlegen foll. J 

Bei Mahl⸗ und Schlachtſteuer⸗Defraudationen iſt alfo jedesmal 

auf Konfiskation und nicht auf Werthserlegung zu erkennen. Eine 
Ausnahme findet nur dann Statt wenn der Einbringer ein Schiffer 
oder Frachtfuhrmann mithin vie Vorſchrift der SG. 291. 295 
und 296, Th. U. tit. 20. d. A. L, R. manfgebend if. 

c) R. vom 9. Mai 1830. 

Schlächter, welche auf dem MHaffenfteuerpflichtigen Saude außer⸗ 
halb des Bezirks fleuerpflichtiger Städte wohnen, find, wenn fie Fleisch 
in folche fteuerpflichtige Bezirke einführen, als Gewerbetreibende anzu- 
feben, welche die Mahl- und Schlachtfleuer zu entrichten haben. De- 
fraudationen diefer Steuer ziehen nach 8.17. a. und b. des Geſetzes 
20. die dort und in der Steuer⸗Ordnung v 8. Febr. 1819, SG. 60—65. 
und 6$ 83—90. auf die Uebertretung der geſetzlichen Borfchriften zur 
Gefährdung der Steuer angedrobten Strafen nach ſich, und es findet 
nach demfelben 6. 17.b. überall, wo in diefen Vorſchriften von Bren- 
nern und Brauern geredet wird, die Anorbnung auf Diejenigen Ge⸗ 
werbetreibenden Anwendung, weldhe die Mahl⸗ und Schlachtſtener zu 
entrichten ſchuldig find. 

Der oben allegirte 6 62. der Steuersrbnung, welcher im Falle 
der Wiederholung nach vorangegangener Beftrafung bei Defraudatio⸗ 


“nen der Brenner und Brauer die dreimonatliche Unterjagung der Ge- 


werbs- Ausübung vorfchreibt, iſt Daher auch auf Defraudationen ber 
nicht auf fleusrpflihtigem Territorio wohnenden Schlächter, bie ſich 
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einer Defraubation der Schlachtſteuer nah € 15. d und e des Ges _ 
feßes ſchuldig machen, in Anwendung zu bringen. 
d) R. vom 14. April 1835. 

In Bezug anf die Frage: welche Perfonen das Geſetz in 8. 17b 
unter vewerbtreibenden, welde die Mahlfteuer zu entrichten haben 
— und ob namentlich „Müllers als ſolche dahin gehören, iſt zu 

emerken: 

Das Geſetz unterſcheidet, in dieſer Verbindung, ven Gewerbe 
treibenden von dem Konfumenten, und fest ten Gewerbetreie 
benden, welche Mahlftener zu entrichten haben, Diejenigen Perfonen 
entgegen, welche Mahlftener zur Konſumtion entrichten. Für die Er⸗ 
fteren oronet es eigenthämliche Kontrollen und Verpflichtungen an, 
und welche Gewerbtreibende darunter insbefondere verflanden find, er⸗ 
giebt der $. 14. des Gefeßes, ſo weit derfelbe durch fpätere Beſtim⸗ 
mungen nicht abgeändert iſt. — Andere Perfonen Fönnen ebenfalls 
in den Fall kommen, Mahlſtener zu entrichten, aber nicht im Betriebe 
ihres Gewerbes, fondern zum eigenen Gebrauch, und dahin gehören 
"vie Müller, in fo fern fie fih auf die Bereitung des Mühlenfabrikats 
für Andere aus dem ihnen eingelieferten Getreide befchränfen, und nicht 
zugleich eins von den oben bezeichneten Bewerben betreiben. Nach 
der Eigenthümfichkeit des Müllergewerbes aber ſteht deſſen Betrieb 
mit der Mahlſteuer in naher Beziehung. 

Daher find für die Müller eigenthümliche Verpflichtungen bei dem 
Betrieb ihres Gewerbes im $. 16 zu a, b, c, angeordnet, und zu der 
Bereinigung des Müller- und Bäder-Gewerbes, wodurch der Müller 
zugleich ein gewerblich Mapffteuerpflichtiger wird, fordert das Geſetz 
Du a a. a. D. ausdrückliche Erlaubnig der oberſten Verwaltungs⸗ 

ehörde. 

Das Müllergewerbe allein bringt ihn alſo nicht in den Fall, 
Mahlſtener zu entrichten; ſondern er entrichtet fie entweber als Kon⸗ 
fument, oder weil er außer dem Müllergewerbe noch ein anderes, Die 
Mahiftener- Entrichtung veranlaffendes Gewerbe: Bäderei, Mehlhan- 
del und vergleichen, betreibt. Deshalb Tann auch, wenn in einem fol- 
hen, mit der Mahlſteuer verfnüpften Gewerbsbetriebe eine wiederholte 
Defraudation begangen wird, die hierdurch verwirfte Unterfagung bes 
Gewerbsbetriebes nur über Diefes Teßtgedachte Gewerbe ausgeſprochen, 
nicht aber auch auf den Betrieb des Mülfergewerbes ausgedehnt werben. 

e) Nach allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen und wie namentlich 

. 50. Th. IL tit. 20.9.9. L. R. vorfchreibt, Tann die Ver⸗ 

ſchärfung der Strafe nur für die Wiederholung gleicher Berge» 

en eintreten. In Anwendung diefer Principien auf die Beſtro⸗ 
ng wiederholter Vergehen gegen das Geſetz vom 30. Mai 

1820. Hat alfo, wie auch ein R. d. F. M. vom 6. April 1838 

ausfpricht, der, einer Mahlftener-Defrandation wegen, Beftrafte, 

wenn er biernächft eine Schlachtflener- Defrandation begeht, und 
umgefehrt, die für den Wiederholungsfall verordnete erhöhete 

Strafe nicht verwirkt. 


3) Yn Bezug auf die ſubſidiariſche Verhaftung. 
) it —* auf die in dem He v. 14. April 1885. (unter . 


\ 
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2 zu d) aufgeſtellten Sranbfäpe folgt, wie unter anderm d. R. Do. 24. 
Detbr. 1828. ansfpriht, dag Müller als ſolche für ihre Gehülfen 
nicht in subsidium verhaftet find, weil der 6. 17 b. bei der Hinweis» 
kan auf $. 83. der Steuerordnung v. 8. Februar 1819. ausdrücklich 
inzufügt: daß überall, wo darin von Brennern und Brauern gere= 
det wird, bie Anordnung anf diejenigen Gewerbetreibenden Ans 
wendung finde, welche Mahl⸗ und Schlachtſteuer als folhe zu entriche 
ten Fark: find. Treiben die Müller aber zugleih Mehlhandel, dann 
find fie für ihre Mühlenburſchen [ubfiviarifch zu haften verbunden. 


B, In Bezugaufdas Verfahren. 


a) Zu vergleichen find die im Anhange zur Steuerordnung (oben 

&. 139 sq.) mitgetheilfen allgemeinen Beſtimmungen. 

b) See das Reſer. d. F. M. v. 15. Juli 1839. (Centribt. 

Der 8. 14. des Mahl- und Schlachtſteuer⸗Geſetzes vom 30. Mai 
1820 macht die Verpflichtung der darin bezeichneten Perfonen zur Ente 
richtung der Mahl» und Schladtfteuer Davon we daß fie einen 
ganbel im äußern Bezirke einer mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen 

tadt treiben. In Fällen, wo die Mahl- und Schlachtftener nicht ente . 
richtet, alfo eine Unterfuhung deshalb einzuleiten iſt, maß diefe durch 
den Nachweis, daß ein gel betrieben ift, begründet werben. Kon⸗ 
flirt der Handel, durch Eintragung des betreffenden Individuums, ans 
der Gewerbeſtener⸗Rolle, I kann der Nachweis, des Handels als ge 
fin: angenommen und ohne Weiteres von der, mit Erhebung der 

ahl⸗ und Schlachtfiener beauftragten Behörde über das Mahl- und 
Schlachtfeuer- Vergehen entſchieden werden. Konftirt aber der Han⸗ 
BEL nicht, durch Eintragung des betreffenden Individuums, aus der 
Gewerbeftener-Rolle, fo muß die Frage, ob ein Handel betrieben ift, 
thatfächlich erſt feitgeftellt, auch jedesmal, wegen der gleichzeitig began⸗ 
genen Mebertretung des Gewerbefteuer-Gefebes, noch beſonders von 
Der Gewerbefteuer-Behörde die Unterfuhung verhängt werden. 

Da ed nun zweckmäßig iſt, über bie zur Begründung beider Un⸗ 
Kenhungen nöfhige Thakfache nur von einer Behörde verhandeln zu 
laſſen, fo ergeht Hierdurch, indem, F den gemachten Erfahrungen, 
Dierunter bisher nicht gleichförmig verfahren iſt, die Anweifung, die 

nterfuhnng wegen Berlegung des Gewerbeſteuer⸗Geſetzes jedesmal 
derjenigen wegen Des auge eigten Mahl- und Schlachtfteuer-Vergehens 
öprangehen, zu dieſem RAR die Akten erft der Gewerbeftener-Be« 
höre vorlegen zu (ofen und erft, nad rechtskräftiger Entfcheidung 

erfelben, über das Mahl⸗ und Schlachtftener-Bergehen zu eniſcheiden. 


I. Aus der An effung vom 25. März 1821. zur Ausfüh⸗ 
rung des Mahl- und Schlachtſteuergeſetzes (efr. die Bemerkung 
zu 6. 19. oben S. 265.) iſt bier im Allgemeinen zu bemerfen: 
Die drtlihen Grenzen der Steuerpflichtigkeit. 
Unter dem mahl- und fchlachtfleuerpflichtigen Stadtbezirk iſt der⸗ 
jenige bebaute A) einer Stadt und Ihrer näheren Umgebung ver« 
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einr 
‚ch ſtatt der Klaſſenſteuer 
fet - ⸗ Pte, pie Te auf 
⸗ un) ichti⸗ 
—— re 


macht. 

ahle und fhlachtfkenerpflichtige 
via genannt, 

otbezirks, in welchem nur bie 
1820 genannten Gewerbetreis 
a bezahlen ſchuldig find, wird 
it. Die Abmeffung, deſſelben 
lage des Stadtbezirks bis zur 
ete, welche von dem erfteren 
fo daß diefe Drte ganz mit 
sei jedoch, für befondere Orts- 
n bleiben. Auch der äußere 
namentlicher Benennung aller 
tannt gemadt. 


je Klaylıpırarınn ver wenplen in Bezug auf die 
Diet Steuerkontrolle. sus auf 


Die Mühlen find in diefer Beziehung, entweder 

) folde, welhe unter der befonderen Kontrolle der Steuer - Be» 
Hörde ſtehen, ober 

») folde, welche nur unter einer allgemeineren Kontrolle dere 
felben ftehen, oder aber 

c) folde, welche gar nicht ber Kontrolle derfelben unterliegen. 
Zu der Klaſſe der unter befondere Kontrolle gefesten Dählen ge 


ren: 

w jederzeit bie innerhalb der Städte belegenen Mühlen; 

b) in der Regel die vor den Städten belegenen Mühlen dann, 
wenn bie Stadt ungeſchloſſen ift, oder, wenn zu ber gefchloffenen 
Stadt ein größerer Stadtbezirk vorhanden, zumal, wenn dieſer 
mit den Mühlen in näherem Zufammenhange iſt; 

c) unter Umfländen ſolche weiter entlegene Mühlen, es fei in 
dem Stadtbezirk, oder dem äußeren Stabtbezirk, deren Beflger 
einen augebreiteten Mehlhandel betreiben, und welche in ber 
Regel nicht für Mahlgäſte arbeiten. 

Zu der Klaſſe nur unter einer- allgemeinen Rontrolle ſtehender 
Mühlen gehören fämmtliche in dem Stabtbezirt und dem äußeren 
Stadtbezirf belegene Mühlen, welche nicht unter befonbere Gteuer- 
Kontrolle gefest worden. Die außer-beiden Bezirken belegenen 
Müplen bleiben ganz außer der Steuer-Rontrolle. 

Außerbem unterſcheiden ſich die Mühlen, in Bezug auf Steuer« 
Weſen, nod darin, vb bloß die Körner, melde af felbigen für 
mahlfteuerpflichtige Orte und Bewohner verarbeitet werden, ber ſteuer⸗ 
pflichtige Gegenftand, oder ob dies bie unmittelbaren Fabrikate aus 
den Koͤrnern find, als Mehl, Graupe zc. . 

Bei den Mühlen, weiche unter befondere Kontrolle geſedt find, 
wirb nur bie Koruer · Stener entrichtet. Rüchſichtlich der übrigen, fie 
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mögen nun im inneren ober in dem äußeren Stabtbezirk, ober and 
„ganz aus beiven Bezirken Tiegen, wird ben obwaltenden Umſtänden 
emäß beftimmt, ob die Fabrikate auf erjelben ber fteuerpflichtige 
Segenfand find, oder ob es das Getreide iſt. Dies, fo wie über- 
paupt: welcher Kontrolle die in dem inneren und äußeren Stadtbezirke 
egenen Mühlen, worauf Getreide verarbeitet wird, gehören, wird 
für jeden Ort in dem Ortsregulative beflimmt und befannt gemacht. 


Die Nüdverwiegung des Fabrifates aus ben zur Mühle 
gebraten Körnern. 


Für das zurückkommende Gemahl, im Vergleich zu den ver 
fenerten Kornern gelten folgende Gewichts-Säztze: 

. Bon Einem Centner Weizen, gefchrotet: 109 Pfb. Schrot; ge- 
beutelt: 92 Pfd. Mitteiment, 12 Pfd. Kleie, 23 Pfd. Steinmeht. 
Don Einem Centner Roggen, gefrotet: 109 Pfd. Schrot; ge- 
beutelt: 94 Pfd. Mehl, 11 Pfd. Kleie, 3 Pfd. Steinmehl. 

Bon Einem Eentner Gerfte gefchrotet: 108 Pfd. Schrotz geben- 
tele: 91% Pfd. Mehl, 13 Pfd. Kleie, 2 Pfo. Steinmehl. 

_,., Bon Einem Centner Hafer gefihrotet, 108 Pfo. Schrot. 

Findet ſich nun bei ver Rückverwiegung einer in Rörnern verftenerten, 

aus der Mühle zurückkommenden Mahlpoft gegen die regulatiomäßi- 

gem Gewichtsfäße ein Uebergewicht an Mehl und beträgt diefes Ue- 
ergewicht weniger als -; Centner, fo bleibt ſolches ganz außer Be- 
tracht. Beträgt der Gewichts⸗Ueberſchuß an Mehl aber ; Eentner 
oder drüber, fo kommt es darauf an, wie fih das Geſammigewicht an 

Mehl, Kieie und Steinmehl zu dem Körnergewicht verhält. Wird 

Ießteres von jenem Geſammtgewicht nicht erreicht, fo ift von dem 

Uebergewicht an Mehl die Eingangsſteuer nach $. 15. des Geſetzes 

zu erheben, infofern aber das Geſammtgewicht an Diehl, Kleie und 

Steinmehl das Kornergewicht erreicht oder überfteigt, iſt jedergeit die 

nähere Unterſuchung einzuleiten und nach den fich dabei ergebenden 

Umftänden zu befiimmen, ob es bei der Nachverfteuerung des Mehr- 

ewichts an Mehl bewenden könne oder Strafe eintreten müfle. — 

ieraus ergiebt fich, daß die Nachverftenerung nicht von einem etwa⸗ 
nigen Mehrgewichte des gefammten, zur Rüdverwiegung gelangenden 

Fabrikats, Sondern von dem Mehrgewichte an Mehl abhängig ift, 

und das Befammtgewicht des Fabrifats dabei nur infofern in Betracht 
fommt, um nah dem Ber —* deſſelben zum Körnergewichte zu 
beſtimmen, ob es bei der bloßen Nachverſteuerung des Ueberſchuſſes 
an Mehl bewenden Tünne, oder die nähere Unterſuchung eintreten 

müſſe. (R. d. 5 M. v. 20. Juli 1837. u 

In Betreff, endlih der Mahlmühlen, welde durch 

Dampf oder thierifche Kräfte betrieben werben, enthält das N. vom 

29. Auguft 1827 allgemeine Bedingungen und Kontrofloorfchriften: 

ür eine jede bedeutendere Gewerbeanftalt biefer Art werben in ber 

egel fpezielle Beftimmungen und Kontrollen, denen ber Befißer fich vor 
er Fheilung der ſteuerlichen Genehmigung zu unterwerfen hat, feſt⸗ 
geſtelt. | 


272 


In. Beftimmungen über ben Verſchluß mahl⸗ und ſchlachtſteuer⸗ 
pflihtiger Städte, fowie über die Beihaffung der Lofalien für 
bie Erhebung der Steuer. 


a) 8. D. vom 20. Juni 1830. (©. ©. p. 113.) 

Ich bin mit den im Berichte des Staatsminiftertii vom 5. v. M. 
entwidelten Anfihten darin einverflanden, daß den Stabtgemeinden 
die willfürliche Abtragung on Stadtmauern, Thore, Thürme, Wälle 
und anderer, zum Verſchluſſe fowohl, als zur Bertheidigung der Städte 
beftimmten Anlagen, weder in poltzeilicher, noch im militärifcher, noch 
in Rnangieler Ruͤckſicht geftattet werden kann, und daß der $. 33. Tit. 
8. Th. 1. des Allgemeinen Landrechts auf dieſen Gegenfland allerdings 
zu beziehen if. Um allen ferneren Zweifeln hierüber vorzubeugen, 
verordne Sch Folgendes: | 

4) Wenn die Stadtbehörden die Stadtmauern und andere obenbe⸗ 
nannte Anlagen ganz; oder zum Theile abzutragen, oder damit 
Beränderungen vorzunehmen beabfichtigen; 5 haben. fie dieſe Ab⸗ 
ficht zuvörderſt der Regierung anzuzeigen und vor der’ Ausfüh⸗ 
rung deren Entfchliegung zu erwarten. Die Regierungen find 
von den Minifterien des Innern, des Krieges und der — en 
wegen der anzuſtellenden weiteren Erörterungen mit Inſtruktion 
verſehen. 

2) Dafern eine Anlage ber gedachten Art von ſelbſt durch die Zeit 
verfältt, und deren Erhaltung und Wieverherftellung in polizei= 
licher, militärifcher, oder finanzieller Hinficht für nothwendig er» 
achtet wird, fo foll Das beftehende Sach⸗ und Rechtsverhaͤltniß 
anterfucht und hiernach, nöthigenfalls im Rechtswege, feftgeftellt 
werben, wen die Verbindlichkeit zur Tragung der biesfallfigen 
Koſten obliegt. Wenn aber die Wiederherftellung des (hadhaften 
Berfehluffes mahl⸗ und. fchlachtfleuerpflichtiger Städte Tediglich 
und ausſchließlich zur Sicherung der Steuergefälle erforderlich if, 
fo follen diejenigen Städte, welchen zu Dedung ihres Kommn« 
nalbevürfniffes ein Zufchlag zur Mahl» und Schlachtftener bewil« 
ligt iſt, jedenfalls einen nach dem Berhältniffe diefes Zufchlags 
ur Hauptfteuer abzumeffenden- Beitrag zu den Koſten derjenigen 

orfehrungen Yeiften, weldhe die Steuerverwaltung zur Erreichung 
vdes obgedachten Zwedes für nothwendig erkennt. | 
Dieſen Meinen Befehl hat das Staatsminiſterium durch die Ge- 
feß-Sammlung befannt u ahen [nn 

b) Allerhöchſte Kabinetsordre vom 6. Nonember 1837, 
wegen ber Beiträge der. Städte, für welche indirekte Kommunal» 
Abgaben durch Die Iandesherrlichen Steuerbehörden erhoben werben, 
u den Koſten diefer Steuer» Erhebung und wegen Meberlaffung _ 
5 — Lokalien an die Steuerverwaltung. (G. S. p. 159. 

ur Beſeitigung der Zweifel, ob und in wie weit diejenigen 





9 Dieſe Juſtruktion iſt ertheilt durch bie Circ. Reſer. v. Miniſterien dee 
Krieges, der Finanzen und des Innern vom 21. OM.1830 resp. vom 15. Sepf. 
1835. 
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Stäbte, für. welche indirekte Kommunal-Abgaben durch bie Tandespert- 
lichen —— uud zwar entweder aĩs Zufchläge zu den Staats 
fee ober ohne Verbindung mit ſolchen, erhoben werden, einen Bei⸗ 
frag zu den Koſten dieſer Steuer-Erhebung zu Teiften ‚verpflichtet, und 
in wie weit ſtädtiſche Lokalien der Steuerverwaltung zu überlaffen, 
find, ſetze Ich auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 8. Sep 
tember d. J. Folgendes feft: B 
$. 1. In Städten, denen für ihre Kommunalbebürfniffe Zufchläge 
auf bie landesherrlichen indirelien Steuern oder beſondere indirekte 
Abgaben bewilligt find, welche durch die landesherrlichen Stenerbehör- 
den und Beamten erhoben werben, kommen 5 Prozent vom Brutto» 
eh Besfefben als Beitrag zu den Erhebungsfoften für die Staats⸗ 
aſſe in Abzug. : . 
8. 2. Sir Erhebung und Kontrolirung der Mahl- oder Schlachte 
feuer haben bie pflichtigen Städte der landesherrlichen Steuerverwal- 
tung diejenigen ihnen zugehörigen Gebäude oder Gefchäftslofalien ein- 
zuräumen, welche entweder von der Steuerbehörbe feither ſchon benugt 
worden find, ober nach Beflimmung ber Landes-Polizeibehörbe ohne 
Beeinträchtigung nothwendiger Kommunalzwecke dazu hergegeben wer« 
den konnen. - Bar 
$. 3. Städte, welde Teine Zuſchläge auf die Mahl- oder 
Schlachtſtener beziehen, erhalten von der landesherrlichen ‚Steuerver« 
waltung für die zu ihrer Benugung überlaflenen Gebäude oder Ge- 
ſchaftsräume eine in Ermangelung gültiger Einigung durch die Landes⸗ 
getigeibepörbe für die. Dauer der Benugung Tefhufegenbe jährliche 
iethe. Die Unterhaltung im gewöhnlichen baulichen Stande Tiegt 
dagegen der Stabt als Eigenthärerin ob... Die Koſten außerordent- 
— Einrichtungen oder Veränderungen, welche lediglich der. Steuer« 
Pen itung wegen erforderlich find, werden aus landesherrlichen Fonds 
ꝛeſtritten. 
8. 4. Städte, denen jene Zuſchläge bewilligt fir 
die Benutzung ihrer Gebäude und Geſchäftsräume 
Iandesherrlihen Steuerverwaltung feine Vergütigung. 
von jebt ab den landesherrlichen Steuerbeamten in fr 
Gebäuden Dienftwohnungen angewiefen, die von ber 
in landesherrlichen Steuergebäuden nad ben bei der € 
beſtehenden Vorſchriften eine Miethsvergütigung nad 
zenten vom Gehalt verlangt werben Tönnte, {A ooll eit 
vergütigung zur ſtädtiſchen Kommunalfaffe entrichtet werben. . 
$. 5. In Zufunft ſollen die Koften, welche bei ſolchen ſtädtiſchen 
Gebäuden ($. 4.) durch gewöhnliche bauliche Unterhaltung ſowohl als 
durch aufßerorbentliche, Behufs der Steuerverwaltung erforderliche 
Einrichtungen ober Veränderungen entftehen, von der Jandesherrlichen 
und ftäbtifchen Kaſſe gemeinſchaftlich, nad Verhältniß ihrer Antheile 
au ben Steuern, zu deren Erhebung und Rontrolirung die Gebäude 
dienen, getragen werben. NRüdfihtlich der für die Vergangenheit auf. 
gewendeten berastigen Koften ſteht den Städten fo wenig ein Rüdfor- 
derungsrecht als ein Entſchädigungsauſpruch zu. 5 
..: 8.6. In Betreff der baulichen Unterhaltung der Stadtmauern 
and anderer zum Verſchluß der mahl- und fatadtfieuerpfligtigen B 
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Stäpte dienenden Anlagen hat es bei Meiner Ordre vom 20. Juni 
1830 (Geſetzſammlung S. 113.) fein Bewenden. 


Das Staatsminsfterium hat dieſe Meine Beftimmungen durch 
die Gefeg-Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen”) 


III. 


Die Steuer von der Fabrikation des 
Runkel RübenBuckers. 





Verordnung vom 21: März 1840. 


wegen Erhebung einer Kontrolle⸗-⸗Abgabe von ben, zur Zuckerbereitung 
zu verwendenden Runkelrüben. (G. ©. p. 109.) 


Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. ꝛc. Um der, in Folge des zu⸗ 
nehmenden Umfanges der Zuderbereitung aus Runfelrüben, fs 
wie des daraus für die Staatsfaffe mittelbar, durch ben vermin⸗ 
derten Verbrauch des Kolontalzimfers, zu beforgenden bedeutenden 
Ausfalls an der Einnahme, nothwendig werdenden Beſteuerung 
des inländifchen Runfelrübenzuders näher zu treten und die Ein— 
führung einer Fabrikationsſteuer von gedachtem Zuder vorzube= 
reiten, follen vom 1. September 1840 ab, bis auf Weiteres, 
die folgenden Beflimmungen zur Anwendung gebracht werben.**) 

. 2 


L Allgemeine Befimmungen 
1) Höhe der Abgabe, 


5 1: Der aus Runfelrüben erzeugte Robzuder wird mit 
einer Kontrolle-Ahgabe von 4 Rthlr. für den Gentner belegt; 





°) Den beir. BerwaltungssBehörben ift diefe Otdre durch Circ. Reſcr. b. 
5. M. vom 8 Dezember 1837 zur Befolgung mitgetheilt. 

°*) Die Stenerbehörden haben durch das Eirc, Refer. d. F. M. vom 24. 
Juni 1840. (Eentelbl. P: 327.) bie erforberliche Anweiſung zur Ausführung 
des obigen Geſetzes erhalten. Ginzelner Beflimmungen daraus gefchieht an ver 
beit, Stellen des Geſetzes Erwaͤhnung. 
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welche von ben, zur Zuderbereitung beftimmten Rüben erhoben 
werben foll und bi auf weitere Anordnung auf einen Biertel- 
Silbergroſchen vom Centner roher Rüben feftgefegt wird. 


2) Wie folde erhoben wird: 
a) auf Grund fpezieller Gewichts-Ermittelung. . 

a) Das Gewicht der Rüben wird, bevor folhe auf die Zer⸗ 
Hleinerungsapparate gelangen, durch Verwiegung ermittelt, 
zu welhem Behufe in jeder NunfelrübenzudersFabrif und 
in jeder, von ber eigentlichen Fabrik getrennt beftehenden 
Anftalt zur Vorrichtung von Rüben zur Zuderbereitung 
—* Be nebft den erforderlichen Gewichten vorhanden 

.. fein muß. | 

b) Sind die Behältniffe, in welchen die Rüben zu den genanns 
ten Apparaten transportirt werben, von wefentlich übereins 
fiimmender Größe, fo kann die Gemwichtsermittelung, nad) 
dem Ermefjen der Steuerbehörbe, durch Probeverwiegungen 
erleichtert werben. *) | 

c) Die zur Berwiegung nothiwendigen mechanifchen Verrichtun« 
gen ift der Fabrifinhaber ſchuldig, durch feine Arbeiter lei⸗ 
ften zu Taffen: | oo. J 

d) Sollten für eine Fabrik, welche bie Rüben im getrockneten 
(gedörrten) Zuftande verarbeitet, dergleichen getrocknete (ges 
dörrte) Rüben von andern Perfonen gefauft oder auf ans 
dere Weife erworben werben, fo findet die Verwiegung 
berfelben bei ihrer Einbringung in das Betriebslokal flatt 
und es werden, Behufs der Abgabenentrigtung, auf jeden 

Centner getrodnete ſechs Centner rohe Rüben gerechnet. 


u b) im Wege der Firation. ”°) | 
$. 3. Für Sabrifen von unbebeutendem Umfange, wohin 


Die Bertviegung gefchieht in Gegenwart eınes Steuerbeamten, welcher 
das Gewicht des mit Rüben gefüllten Behälters, bevor die Rüben in bie Zers 
fleinerungs-Apperate gelangen, in ein dazu vorgeichriebenes Rotirbuch eınträgt, 
aus weldem für jeden Tag die Gewichtszufammenftellung gemacht, das Gewicht 
der Behälter (die Tara) aber nach dem Onrchſchnitt in Abzug gebracht wird. 
“*) Die wefentlichen Bedingungen eines folchen Firatiousvertrages find: 
H Es dürfen ohne bejondere Anzeige weder mehr noch andere als die ans 
gemelbeten Rüben verarbeitet werben. a 
2) Erlaß oder Erflattung der Abgabe wegen verborbenen Materials findet 
nicht Statt. Belrägt ber Abgang ermeislich Über 25 Procent der anges 
meldeten Menge, fo können die verborbenen Rüben indeß durch andere ers 
febt werben. u en 
3) Das Fixum muß in angemeflenen Raten pränumerando entrichtet inerben. . 
4) Die Biration befreit nur von ber fpecielllen Gewichtsermittelung. 
Den übrigen Befimmungen des Gefehes, nämentlich im $. 6 bie 9, bleibf 
der Fixat unterworfen. 1 gu . 


- 
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folhe zu rechnen find, welche innerhalb einer Betriebsperiode 
(von der NRübenernte bis zur Erſchöpfung des Materials) weni⸗ 
ger, als 6000, Centner rohe Rüben verarbeiten, Tann, auf Grund 
der angemeldeten und revidirten Materialvorräthe, eine Firation 
der zu entrichtenden Kontrole-Abgabe eintreten, In diefem Falle 
unterbleibt bie, im $. 2. angeorbnete. fpecielle Vermwiegung der 
Rüben und es findet nur eine allgemeine Beauffichtigung des 
Betriebs ftatt. | 

Sollte jedoch im Laufe der Fabrikation fich ergeben, dag die 
Menge ber zur Verarbeitung beftimmten Rüben unrichtig angege- 
ben worden oder durch heimliche Zufuhr vermehrt werde, fo ift 
die Steuerbehörde befugt, die ſpecielle Kontrolle der betreffenden 
Fabrik auf Koften des Inhabers berfelben anzuorbnen, 


3) Erlaß oder Erftattung der Abgabe, 


6. 4. Ein Erlaß oder eine Zurüdzahlung der Kontrolle⸗ 
Abgabe aus dem Grunde, weil Zuder während ober nad) ber 
Sabrifation unbrauchbar geworden oder durch ein zufälliged Er- 
eigniß verloren gegangen ifl, wird nicht gewährt. 


4) Befhränfungen des Betriebe. 


6. 5. a) Der vereinigte Betrieb der Zuderfabrifation aus 
Nunfelrüben und aus Kolonialzuder darf nur unter Beob⸗ 
achtung ber, von dem Finanzminifter, zur Berhlitung von 
Mißbräuchen und zum Schuge des Abgabenintereffe, zu tref- 
fenden Anordnungen ftatt finden. | 
b) Runfefrübenzuder - Fabrifen innerhalb des Grenzbezirks uns 
terliegen, außer den, in ber gegenwärtigen Verordnung 
enthaltenen Beftimmungen, den Vorſchriften im $. 35. des 
Zollgefeged und in den $$. 88. bis 90. der Zollorbnung 
vom 23. Sanuar 1838, und dürfen daher nur unter Beob- 
achtung der, zur Sicherung des Gewerbs- und des Zollin- 
tereffe nöthig erachteten Bedingungen und Beſchränkungen 
angelegt und betrieben werben. 


1.: Borfhiiften Über bie Rontrolliiung des Be- 
triebs und die Entrihtung der Kontrolle- Abgabe, 


1) Anmeldung der Betriebsräume und Geräthe, 


F. 6. a) Wer, um Zuder aus Runfelrüben zu bereiten, 
eine Sabrifanlage machen oder fonft Einrichtungen, treffen 
will, iſt verpflichtet, folhes der Steuerbehörde mindeſtens 
ſechs Wochen vor dem Beginn des erften Betriebs fchriftlich 
anzuzeigen, und berfelhen fpäteftens Acht Tage vor Eintritt 
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biefes letztern Zeilpunktes eine Nachweiſung, nad) einem nä⸗ 
ber vorzufchreibenden Mufter, in doppelter Ausfertigung 
einzureichen, worin die Räume zur Aufitellung der Geräthe 
und zum Betriebe der Zuderbereitung, einſchließlich aller 


dazu gehörigen nder damit im Zuſammenhang ftehenden Bor- 


bereitungen und Operationen, bie Räume zur Aufbewahrung 
der Rüben und Diejenigen zur Aufbewahrung der perfhies 
denen Fahrifate; ferner die zu benugenden feitftebenden Ges 
räthe als: die Apparate zum Wafchen, Zerfleinern und 
Dörren der Rüben, zum Ertrahiren und Auspreffen des Rüben⸗ 
faftes, die Keffel, Pfannen und fonftigen Vorrichtungen zum 
Kochen, Läutern und Klären des Zuders u, f. w., inglei- 
hen der, in Preußiſchen Duarten ausgebrüdte Rauminhalt 
der Keffel und Pfannen, von jedem dieſer Geräthe befon- 
bers, genau und vollftändig angegeben fein müffen. 


b) Diefer Nachweifung muß ein Grundriß der Betriebsräume 
und der Stellung der darin befindlichen feſtſtehenden Geräthe, 


d 


ns 


nad) der, von der Steuerbehörbe zu gebenden näheren Ans 
leitung, zwiefach beigefügt, ein Eremplar, von der Steuterbe- 
hörde beſcheinigt, in dem Fabriflofale aufbewahrt und bie 
darin bezeichnete Stellung der Geräthe fo lange unverän= 
dert beibehalten werben, als Abänderungen nicht durch Ein« 
reihung eined anderweiten Grundriffes angezeigt worben _ 
find. Ä 


c) Nicht minder Tiegt den Inhabern von Runfelrübenzuder-Fas 


brifen ob, wenn neue Geräthe ber unter a. bezeichneten Art 
angefchafft oder die bereits angemeldeten ganz oder zum 
Theil abgeändert werben, vor oder unmittelbar nach dem 
Empfange der Geräthe der Steuerbehörde davon Anzeige 
zu machen und biefelben nicht ohne bie, von ber letzteren zu 
ertheifende amtliche Befcheinigung in Gebrauch zu nehmen. 
Zur Anzeige innerhalb der nächften drei Tage find diefelben 
auch verpflichtet, wenn bereits angemeldete Geräthe ganz 
oder zum Theil zum Zwecke der Fabrifation, in ein anderes 
Lokal gebracht werden. - 

Diejenigen, welche zur Zeit, wo biefe Verordnung in Kraft 
tritt, eine Anlage zur Gewinnung von Nunfelrübenzuder bes 
reits befisen, find verpflichtet, der Steuerbehörde bie vor⸗ 
gefchriebene Nachweifung der Betriebsräume und Geräthe, 
in fofern ein Betrieb flattfinden fol, mindeſtens acht Tage 
vor Anfang deffelben, fonft aber jedenfalls im Laufe bes 


Monats September 1840 einzureichen. 
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2) Bezeichnung und Vermeffung der Geräthe, 


F. 7. Die in den Berriebsräumen vorhandenen feſtſtehen⸗ 
den Geräthbe werden nad ber Beftimmung ber Gteuerbehörbe 
numerirt, welche, wenn fie bazu -Beranlaffung findet, auch eine 
Nachmeffung der Keffel und Pfannen vornehmen kann. 

Die Nummer und den angegebenen oder ermittelten Quart⸗ 
inhalt muß der Fabrifinhaber an den Geräthen deutlich bezeichnen 
und dieſe Bezeichnung gehörig erhalten laſſen; wie folhe zu bes 
wirfen und mo fie anzubringen fei, wird für jedes Geräth von 
ber Steuerbehörbe beftimmt, 


3) Amtlihe Beſcheinigung darüber. 


$. 8. Die Steuerbehörde ift verpflichtet, über die Anmel- 
dung, Vermeffung und Bezeihnung der Geräthe eine, die Bes 
ſchaffenheit derfelben genau befchreibende Befcheinigung zu ertheis 
len. Nur dur ſolche Befcheinigungen, welde in dem Fabriflo- 
fal aufbewahrt werben müſſen, kann der Nachweis geführt wers 
ben, daß bie Geräthe und die damit vorgenommenen Verände⸗ 
rungen vorfhriftsmäßig angemeldet worden, 


A) Auffiht der Steuerbehörde, 


$. 9. a) Die angemeldeten Betriebsräume und bie darin 
vorhandenen Geräthe ftehen unter der Auffiht der Steuer- 
behörde. Bon berfelben können die Apparate zum Zerflei- 
nern der Rüben (Reibes und Schneidemafchinen), fo wie 
biejenigen zum Extrahiren oder Auspreffen des Rübenſaftes 
für Die Zeit, während welcher ein Betrieb derſelben nicht 
ftatt findet, auf angemeffene Weife außer Gebrauch gefegt 
werben.) 2 

b) Die Inhaber von Nunfelrübenzuder-Fabriten find verpflich⸗ 
tet, über ihren gefammten Sabrifationsbetrieb Bücher (Bes 
triebs⸗ oder Fabrikbücher), aus welchen die Menge der vers 
arbeiteten Rüben und ber erzielten Fabrifate verfchiedener 
Gattung erfichtlih fein muß, zu führen, und ſolche ven 
Dber-Beamten der Steuerverwaltung (Dber » Kontrolleurg, 
Dber-Infpeftoren oder noch höher ſtehenden Beamten) jeder⸗ 
zeit, andern Beamten aber nur, wenn biefelben dazu von 
ber Provinzial-Steuerbehörbe befonders beauftragt find, auf 
Erfordern vorzulegen. 


*) Dies geſchieht entweber duch Verſiegelung ober durch Anlegung 


eines künſtlichen Borlegeichloffes, je nach der Anwendbarkeit einer ober 
ber andern Vorrichtung, u | 








279 


c) Den, mit der Kontrolle beauftragten Steuerbeamten muß in 
dem Fabrifgebäube die Mirbenugung eines erwärmten, mit 
ben zum Schreiben erforberlihen Mobilten ausgeftatteten 
Lokals zum Aufenthalt und darin ein verfchließbares Behälts 
niß zur Aufbewahrung von Papieren eingeräumt werben. 


9) Anmeldung des Betriebes, 


$. 10. a) Wenn eine neu angelegte RunfelrübenzuderFabrit 
zuerſt, oder eine außer Thätigfeit gewefene ältere Anlage 
ber Art wieder in Betrieb gefegt werben fol, fo muß ber 
Inhaber ſolches der Steuerbehörde vierzehn Tage vor dem 
muthmaßlihen Beginn des Betriebs ſchriftlich anzeigen und 
fih von derfelben eine Befcheinigung darüber eriheilen laſſen. 
b) Befinden fi) Geräthe unter amtlihem Verſchluß, fo veran- 
laßt das Steneramt, daß fi ein Beamter zur Abnahme 
beffelben rechtzeitig in der Fabrik einfinbe, 


6) Einreihung von Material-Borrathe-Verzeichniffen. 


6. 11. a) Wer Zuder aus Runfelrüben bereitet, bat im 
Herbite jeden Jahres, drei Tage nad) Beendigung der Ernte, 
und, wenn biefe über den Schluß des Monats November 
hinaus dauern follte, fpäteftens am legten Tage des gedach⸗ 
ten Monats, der Steuer-Hebeftelle ein, nad einem bejondes 
ren Mufter anzufertigendes Berzeichnig feiner ſämmtlichen 
Rübenvorräthe, worin zugleih der Ort ihrer Aufbewahrung 
angegeben fein muß, zwiefach einzureichen, auch jeben ferne= 
ren Zugang an Rüben, zur Nachtragung in dem Verzeichniffe, 
fogleih anzumelden, | 

Das eine Eremplar dieſes Verzeichniffes wird, mit dem Viſa 
der Steuer » Hebeftelle verfehen, zurüdgegeben und muß in 
dem Betriebslokal reinlich dergeftalt aufbewahrt werben, daß 
ſolches anf Erfordern zur Stelle vorgelegt werben Tann. 


OD Berpflihtung zur Befolgung der Kontrolle⸗Vorſchriften. 


$. 12. Die in der gegenwärtigen Verordnung und insbes 
fondere in deu vorſtehenden SS. 6 bis 11, ertheilten SKontrolles 
Vorſchriften ift nicht nur Derjenige, welcher die Zuderfabrifation 
betreibt oder für feine Rechnung betreiben läßt, fondern aud ein 
Jeder, welcher dabei beichäftigt ift, zu beobachten ſchuldig. 


8) Wann und von wem die Abgabe zu entrichten ifl. 


$. 13, Am Schluffe eines jeden Kalendermonats wird ber 
Betrag zu der entrihtenden KontrollesAbgabe feftgeftellt und dem 
zus Zahlung derſelben verpflichteten Babrifinhaber befannt gemacht. 


. 


b 


m 
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Die Abtragung der fchulbigen Summe muß nad Beendigung 
der Winter-Detrieböperiode erfolgen und Tann in drei gleichen 
Theilen am 1. Mat, 1. Sunt.und 1. Juli bewirkt werden. Wer 
diefe Zahlungstermine einmal verabfaumt, Tann auf die darin 
liegende Erleichterung in der Folge nicht mehr Anſpruch machen, 
fondern muß die Kontrolle-Abgabe am Schluffe eines jeden Mo- 
nats entrichten. 


I. Behörden und Beamten zur Erhebung und Bes 
aufſichtigung. 

F. 14. a) Die Erhebung der Kontrolle-Abgabe und die Be⸗ 
auffihtigung der Runfelrübenzuder-Fabrifation gefchieht von 
Denjenigen Behörden und Beamten, denen bie Erhebung und 
Kontrofirung der Branntweins und Braumalzſteuer obliegt, 
und es kommen rüdfichtlich der inne zu haltenden Dienft- 
ftunden der Hebeftellen, jo wie des Verhaltens der Beamten 
gegen die Abgabenpflichtigen, die Borfchriften SS. 56 und 57. 
der Steuerordnung vom 8. Februar 1819 auch hier zur Ans 
wendung. | | 

b) Nicht minder ſollen die, in den SS. 49. 53. bis einſchließ⸗ 
lich. 55. 58 und 59. der Steuerordnung vom 8. Febr. 1819 
enthaltenen Beflimmungen fowohl von den Steuerbeamten, 
wie von ben Abgabenpflichtigen, und zwar mit der Maafgabe 
beobachtet werben, daß, foweit in dieſen Vorſchriften von 
Branntweinbrennern die Rede ift, ſolche auf Diefenigen zu 
beziehen find, welche Zuder aus Runkelrüben bereiten. 


| W. Bon den Strafen und dem Strafverfahren. 


4) Strafe der Defraudation; 
| a) im erſten Falle, 


a) Wer Runfelrüben in die Zerffeinerungs-Apparate aufnimmt 
oder -fonft mit denfelben eine, zur Zudergewinnung bienende 
Operation vornimmt, bevor folde, den Beftimmungen des 
$. 2. biefer Verordnung gemäß, amtlich verwogen und ihr 
Gewicht, Behufs der Steuerentridhtung, notirt worden, begeht 
eine Defraudation und hat eine, dem vierfachen Betrage ber 
vorenthaltenen Abgabe gleihfommende Geldbuße, welde jes 
doch niemals weniger als 10 Rihlr. betragen darf, verwirkt. 

Die Abgabe ſelbſt ift von der Strafe unabhängig zu ent- 


richten, 


on b) im erften Rückfalle. 
b) Im Halle der. Wiederholung nach vorbergegangener rechts⸗ 
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kräftiger Verurtheilung tritt eine, dem achtfachen Betrage der 
Steuer gleihfommende Strafe, welche jedoch wicht weniger, 
als 25 Rtihlr. beiragen darf, ein, ' 


| | c) fei ferneren Rückfällen, 

-c) Bei fernerer Abieberpolung des Bergehens und nach vorher⸗ 
gegangener rechtskräftiger Berurtheilung in bie Strafe des 
erften Rückfalls (litt. b) ift der fechzehnfache Betrag der nicht 
erlegten Abgabe oder, wenn folder 50 Rthlr. nicht erreicht, 
diefer Tegtere Betrag als Strafe verwirkt, 


2) Sonftige Strafbeftimmungen. 


6. 16 a) Die Uebertretung aller Übrigen, in biefer Verord⸗ 

nung enthaltenen Beftimmungen und ber, in Gemäßheit ders 

felben, erlaffenen und gehörig befannt gemachten Verwaltungs⸗ 
vorfhriften fol mit einer Gelbbuge von 1 bis 10 Rthlr. 
geahndet werden, 

Außerdem treten die Strafen ein, welche bie Steuerorbnung 

vom 8. Februar 1819 in den 66. 83 bis einfchlieglih 89, 

und die Deklaration vom 6. Oftober 1821 androhben. 

c) In Anfehung bed Verfahrens gegen die Kontravenienten 
fommen die Borfihriften der Steuerorbnung vom 8, Februar 
1819 66 91 bis einfchlieplich 95., fo wie bie, zur Des’ 
Haration ber 66. 93 und 94,, ergangenen Beftimmungen 
vom 20. Sanuar 1820 und 27. September 1833 zur An⸗ 
wendung. 


V. Uebergangs-Maafregel, . 


$. 17. Die Inhaber von Runfelrübenzuder - Fabrifen find 
verpflichtet, innerhalb der letzten drei Tage ded Monats Auguft 
1840 ihre Borräthe an Zuderfabrifaten und Halbfabrifaten der 
Steuerbehörde anzumelden, welche befugt ift, die Richtigkeit der 
Anmeldung durch Reviſion der Waarenlager und nöthigenfalls 
vnrch Gewichtsermittelung zu prüfen. 


b 


— 


u 


Nebereinfunft vom 8. Mai 1641. 
zwiihen Preußen, Baiern, Sachſen, Württembera, Baden en 
dem Großherzogthume Heffen, den zu dem Thäringifhen Er 
Handels-Vereine verbundenen Staaten, Hafen und der freien Stadt - 
Sranffurt, wegen en unfelrübenzuders.*) 
I Pr r 


Im Zufammenhange mit dem heutigen, die Fortfegung bes 
Zoll⸗ und Handels - Vereins betreffenden Bertrage iſt zwifchen 
ben betheiligten Regierungen die folgende Uebereinkunft wegen ber 
Befteuerung des Runfelrübenzuderg getroffen worden. 


Artikel 1. 


Der im Umfange des Zolivereins aus Runfelrüben verfertigte 
Zuder foll mit einer überall gleichen Steuer belegt werden, deren 
Ertrag gemeinfhaftlih ift und nad ben nämlihen Grundfägen, 
wie das Einfommen an Eingangszöllen, unter die Bereinsftaaten 
getbeilt wird, | 

Neben biefer Steuer darf in feinem Falle eine weitere Ab- 
gabe von dem Runfelrübenzuder, weder für Rechnung bes Staats, 
noch für Rechnung der Kommunen erhoben werben. 


Artifel 2. 


Die Befteuerung nad) einem überall gleichen Steuerfage tritt 
mit dem 1. September 1841 ein; die Gemeinfchaftlichfeit des 
Steug-Einfommens dagegen wird bis zum 1. September 1844 
ausgeſetzt, um auf ber Grundlage ver während dieſes dreijährigen 
Zeitraums zu gewinnenden Erfahrungen zuvor die angemeffenite 
Befteuerungsweife zu ermitteln und eine allgemeine und übereins 
ſtimmende Gefeggebung zu vereinbaren. 





) Diefe Uebereinfunft gründet ſich auf den bie Fortfepung des Zolls und 
Handels-Bereins betreffenden Vertrag vom 8. Mai 1841. (G. ©. p. 148.) 
welcher im Artikel 4 wie folgt, beflimmt: 

Da bie hohen fontrahirenden Theile eine Beflenerung des im Umfange des - 

Bereins aus Runfelrüben bereiteten Zuders für nothwendig erachtet haben, 

fo ift hieruͤber die anliegende befondere Wehereinfunft getroffen worden, bie 

einen Beftanbtheil des gegenwärtigen Vertrages bilten und ganz jo anges 
ſehen werben foll, als wenn fie in dieſen felbft aufgenommen wäre. 
Diefelben find ferner dahin einverflanden, daß, wenn die Kabrifation Yon 

Buder ober Syrup aus anderen inländifchen Eryengnifien, als aus Runfel: 

rüben, z. B. ans Stärke, im Zollvereine einen erheblichen Umfang gewinnen 

follte, dieie Fabrifation ebenfolls in ſämmtlichen Bereinsfloaten einer über 
einflimmenden Befteuerung, nad den für die Rübenzuckerſteuer verabredeten 

Grundſaͤtzen zn unterwafen fein würbe. 
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Bereinigungen mehrerer Vereinsſtaaten zu dem Zwede, noch 
por dem 1. September 1844 eine übereinftimmende Gefeggebung 
und Verwaltung rüdfihtlih der Steuer vom Rübenzucker, unter 
Gemeinſchaftlichkeit des Ertrages ber Iegteren, einzuführen, find 
jedoch durch dieſe Beflimmung nicht ausgeſchloſſen. 


Artikel 3. 


Während des Zeitraums vom 1. September 1841 bis dahin 
1844 bleibt die Wahl der DBefleuerungsmeife dem Ermeffen einer 
jeden Vereing-Regierung in ber Art anbeimgeftellt, daß fie bie 
Kübenzuder-Steuer entweder | 

a) von dem fertigen Fabrifate oder 

b) von ben zur Zuderbereitung zu verwendenden rohen Rüben, 
und zwar entweber bei deren Einbringung in die Aufbewahs 
tungsräume ober unmittelbar vor ihrer Verwendung zur 

Fabrikation 
erheben laſſen kann. 

Artikel 4. 


Ueber die Höhe des Steuerſatzes wird Folgendes beſtimmt: 

a) Die Steuer ſoll in dem erſten Betriebsſahre, vom 1. Sep⸗ 
tember 1841 bis dahin 1842, Zehn Silbergroſchen (35 &r.) 
für den Zolzentner Rüben-Robzuder betragen. 

b) Diefer Stenerfag wird auch im zweiten und britten Betriebs⸗ 
jahre, nämlich vom 1. September 1842, bis dahin 1843, _ 
und vom 1. September 1843 bis dahin 1844 beibehalten, ' 
wenn, nach Zufammenrechnung des in dem vorangegangenen 
Betriebsjahre im gefammten Bereine verfteuerten Quantums 
Nübenzuder mit der im vorangegangenen Kalenderjahre vers 
zollten Menge ausländifihen Zuders, fi ergiebt, daß unter 
100 Zentnern der alfo ermittelten Gefammtmenge weniger, 
als 20 Zentner Rohzuder begriffen find. 

Erreicht aber die Menge des Rübenzuderd 20 Prozent, 
fo wird die Steuer vom Zollgentner Rübenzuder auf * Rthlr. 

(1 51. 10 &£r.) feflgefegt; erreicht oder überfteigt fie endlich 

25 Prozent der gefammten Zudermenge, fo wirb die Steuer 

auf 1 Rthlr. (1 51. 45 Kr.) erhöhet. 

| Artifel 5. 

Die Vereins⸗Regierungen werben fich Die, von ihnen in Ge⸗ 
mäßheig der Artifel 2. 3. und 4, erlaffenen Gefege, Verordnun⸗ 
sen und Snftruftionen mittheilen, und räumen ſich gegenwärtig 
das Recht ein, durch die Bereind-Bevollmächtigten oder Durch bes 
fondere Rommiffarien von der Ausführung der getroffenen Steuer: 
Einrichtungen und deren Ergebniffen Kenninig gu nehmen. 
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Artikel 6. , | 


Nah dem Ablauf der dreijährigen Periode, alfo mit dem 
1, September 1844, tritt in Abficht der Beftenerung des Rüben 
zuders, eben fo, wie ſolches hinſichtlich der gemeinſchaftlichen Eiy-, 
Auss und Durdgangszölle der Fall if, eine völlig übereinſtim— 
mende Gefeggebung und Verwaltung in ſämmtlichen Vereinsſtaa⸗ 
ten ein, 
Artikel 7. 


Bei Abmeffung der Steuer von dem Rübenzucker wirb als⸗ 

dann nach folgenden Grundfägen verfahren werben, 

a) Der Eingangszoll vom ausländifchen Zuder und Syrup und 

‚ die Steuer vom vereinsländifhen Rübenzucker zufammen 

ſollen für den Kopf der jeweiligen Bevölkerung des Zolls 

vereing jährlich mindeſtens eine Brutto-Einnahme gewähren, 

welche dem Ertrage des ingangszolled vom ausländifchen 

Zuder und Syrup für ben Kopf der Bevölferung im Durchs 
fohnitte der drei Jahre 1833 gleichfommt. 

b) Der Betrag der RübenzudersSteuer wird jedesmal für einen 
breijährigen, vom 1. September an laufenden Zeitraum feſt⸗ 
gefegt und wenigſtens 8 Wochen vor Anfang des letztern 
Öffentlich befannt gemacht.‘ 

Sleichzeitig mit der Rübenzuder-Steuer werben auch bie 
Eingangs-Zolfäge für den ausländifchen Zuder und Syrup 
feftgeftellt, verfündigt und in Anwendung gebracht, daher 
folhe aus der Reihe der übrigen, mit dem Kalenberjahre 
laufenden Säge des Zolltarifs ausſcheiden. 

c) Die Steuer vom vereinsländifhen Rübenzuder Iwirb gegen 
den Eingangszoll vom ausländifhen Zuder ftets fo viel 
niedriger geftellt werden, als nöthig ift, um ber inländifchen 
Fabrifation einen angemeffenen Schu zu gewähren, ohne 
zugleich die Konkurrenz des auslänbifihen Zuderd auf eine, 
die Einkünfte des Vereins oder Das ntereffe der Konfus 
menten gefährbende Weife zu beichränfen, 

d) Sn feinem Falle, und wenn auch bereinft die Einnahme von 
Eingangszoll vom ausländifhen Zuder hinter dem durch⸗ 
ſchnittlichen Ertrage der Jahre 1833 nicht zurückbleiben follte, 
wird die Steuer vom Rüben» Rohzuder unter den Betrag 
von 20 Prozent des Zollſatzes für ausländifchen, zum Vers 
fieden eingehenden Rohzuder geitellt werben. er 


Artifel 8 


- Alle durch die Zollvereinigungs-Verträge ober in Folge Der . 
felbeu getroffene Beſtimmungen und Berabredungen über bie, den 


Sn 
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Bereind- Regierungen rvüdfichtlih der Zoll» Abgaben zuftehende 
Theilnahbme an der gemeinfchaftlihen Geſetzgebung und an der 
Kontrolle der Verwaltung, wohin insbefondere bie Stipulationen 
wegen Beftellung ber Vereins-Bevollmächtigten uud Stationd- 
Kontroleure und wegen der jährlihen General-Konferenzen gehö- 
ren, ingleichen die Vereinbarungen in bem unter den Vereins⸗ 
Degierungen abgefchloffenen Zollfartel vom 11. Mai 1833, follen 
auch in Beziehung auf die Nübenzuder-Steuer volle Anwendung 
finden, 


Verordnung vom 30. Juli 1841.*) 
wegen Beftenerung bes Rübenzuckers. (G. ©. p- 140.) 


Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. verorbnen, in Gemäßheit Der 
zwifchen den Staaten bes Zollvereind wegen Beftenerung des - 
Runfelrübenzuders getroffenen vertragsmäßigen Vereinbarung, auf 
den Bericht Unſeres Finanzminifters wie folgt: 

$. 1. Der $. 1. der Verordnung wegen Erhebung einer 
Kontrolfe-Abgabe von den, zur Zuderbereitung zu verwenbenden 
Aunfelrüben vom 21. März 1840 tritt mit Ablauf des Monats 
Auguft d. I. außer Wirkfamfeit. 

F. 2. Vom 1. September: d. 3. ab wirb der aus Runkel⸗ 
trüben erzeugte Rohzucker mit einer Steuer von % Thaler für 
den Zollgentner belegt, welche von ben zur Zuderbereitung beſtimm⸗ 
ten Rüben mit einem halben Silbergrofehen von jedem Zollzent⸗ 

ner roher Rüben erhoben werben foll. | 
| 6. 3. Die Übrigen Beftimmungen der Verordnung vom 
21. März 1840 bleiben auch ferner, jedoch mit der Maaßgabe 
in Kraft, daß, fo weit dieſelben bag Gewicht ber Rüben betreffen, 
unter legterem überall das für vie Berechnung ber Eine, Aus⸗— 
und Durchgangs-Zölle und die zu biefem Zwede vorkommenden 
Derwiegungen buch die VBerorbnung vom 31. Oftober 1839.**) 
(Gefeg-Sammlung, Seite 325.) eingeführte Zollgewicht verfian« 
den werben fol; 


. 9%) Bur Yusführwag biefer Verordnung erging das Circ. Refe d. F. M. 
vom 5. Auguft 1841 (Cenitbl. p. 164.) worin. heſtimmt ift. daß die Inhaber 
von Runfels Rübenzuderfabriten . wegen Beichaffung ber erforderlichen Lollge⸗ 
wichte auf ihre Koften, fih am bie Sauptaͤmter Ei wenden. haben. 

°*) Dieſe Verordnung ift unten bei der Zollgefebgebung mitgeiheilt. 
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IV. 


Die Eingangs- Ausgangs- und Durch- 
gangs-Abgaben (2ölle). 





Berordnung vom 33. Januar 1838: 


das mit den zulfvereinten Staaten vereinbarte Zollgefeß und die dem⸗ 
felben entfprechende Zollordnung betreffend. (G. ©. p. 1838. ©, 33.) 


Wir ıc. haben mit den zollvereinten Staaten") ein gemein 
ſchaftliches Zollgefeg und eine bemfelben entfprehende Zollord- 
nung vereinbaret, und. verorbnen auf den Antrag Unferes Staats⸗ 

„Miniſteriums wie folgt. 

6. 1. Dem anliegenden Zollgefege und der gleichfalls beis 
gefügten Zollorbnung ertheilen Wir für’ den ganzen Umfang Uns 
ſerer Monarchie Geſetzeskraft. 

$. 2. Gleichzeitig heben wir das Zollgeſetz und die Zollord⸗ 
nung vom 26: Mai 1818, erfteres jedoch mit Ausnahme des $;- 
19 **), auch bie Verordnung vom 19. November 1824, hierdurch 
auf, nicht minder alle andere über diefen Gegenftand ergangenen 
Berorduungen, in fo fern in den anliegenven Gefegen etwas An⸗ 
deres beftimmt worden if. 


“) Die Forkdauer des Zoll⸗ und Handelsvereines unter den Staaten: Preu⸗ 
Ben, Baiern, Sachlen, Würtemberg, Baden, Kuchefien, Großherzogthum Heſſen, 
Deu Staaten. des Thuͤringiſchen Zollvereins, Nafiam und der freien Stadt Frank⸗ 
furt ift vereinbart duch den Vertrag vom 9. Mai 1841. (G. ©. p. 148) vors 
läufig bis zum Fahre 1853 incl. 

**) Der nach dem Obigen noch gültige $. 19. des Sollgefeßes vom 26. Mai 
1818 (G. S. p. 65) bezieht fich auf die in den 88. 17 und 18, daſelbſt aufs 
‚gehobenen Staates, Kommunale und Privat-BinnensZölle und lautet wie folgt: 

„If indeſſen die Kömmungl⸗ oder Privats@xrhebung (66. 17 und 18), durch 
fpeeielle‘ läfltge Erwerbs⸗Titel begründet, fo wird dafür fofort ein -Erfagt 
‚nach dem Durchſchnitts⸗Vetrage des reinen Einkommens ans den drei letzten 
Jahren ermittelt umd zur Zahlung in monatlichen Raten anf die Regie⸗ 
zungslaflen angcwieſen⸗ 5. 
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Zoll · Geſetz vom 23. Januar 1838. 
CG. ©. p. 33.) 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 
1. Verkehr mit andern Ländern, 


$ 1. Alle fremden Erzengniffe der Natur und Kunſt fün- 

nen im ganzen Umfange des Stantsgebiets eingebracht, verbraucht 
. and burdgeführt werben, 

$. 2. Allen inländifchen Erzeugniffen der Natur und Kunft 
wird bie Ausfuhr geflattet, 

$. 3. Ausnahmen Hiervon (S$. 1 — 2.) treten ein beim 
Verkehr mit Salz und benfenigen Stoffen, woraus Salz ausge⸗ 
ſchieden zu werben pflegt, fo wie mit Spielfarten, und können 
auch für andere Gegenftände aus polizeilihen Rückſichten auf 
beftimmte Zeit angeordnet werden.®) 


*) 1) Bezügli des Salztegals find bie gefeplichen Beſtimmun⸗ 
gen enthalten im 
a) Der 8. D. v. 17. Januar 1820. (G. ©. p. 27.), wonady der Verkaufs⸗ 
preis überall anf 15 Thlr. pro Tonne von 405 Pid. feftgefegt wurbe, und 
bie Kontrebande mit Salz nad; ven Beflimmungen des $. 111. ber Zolle 
Orbnung vom 26. Mai 1818 geahndet werben follte, am berem Stelle jes 
doch jept das Bollfirafgefeg vom 24. Samuar 1838. $. 1. sq. (f. unten) 
u Anwendung kommt. 
er R. D. v. 19. Aug. 1823, (Ann. Sb. VII. p 556 u. vom 31. Ang. 
1824, woburch für die @renzbejiefe zur Verhütung ber Kontrebande mit 
Salz einen befondere Salzverbrauhsfontrolle eingeführt warb. 
©) Der K. D. vom 21. Juni und dem dazu gehörigen Regulativ vom 29, 
Juni 1838. (©. ©. p. 359. sq.) Morin der Verfauf eines Billigeren Galr 
ges und zwar bes als falzes für 5 Thlr. pro Tonne von 400 Bd: 
netto, bed Salzes für Babrifanten je nach ber Güte für 5 Thlt, 


b) 


ro Tonne von 405 Pf, teſp. für 3 Thlt don 400 
fd. angeordnet wurde. Wer das zu dieſt erhaltene 
Salz Anderen überläßt oder zu anderem ale 2 verwenz 
det, zahlt die geſehliche Preis. Differenz na n Betrag 
diefer Differenz, minbeftens aber 50 Thit. a b bie Des 
ginfigung Salz zu ermäßigten Preifen zu er Seiftlichen 
inmeldungen zur Erlangung von Biehfalz fel ig angiebf 
verwirft eine Geldbuße von 10 — 50 Thle 8 anf Ab⸗ 


efrung von Bichfalz. 

a) der Berorbnung vom 22: November 1842. (©. ©. p. 310.), 
worin ben Pieis bed Salzes für die ganze Monarchie auf 12 Thlr. Be 
Tonne von 405 Pfd. Herabgefegt wird, und ben zur Ausführung dieſer 
Verordnung ergangenen ©. x d» 8. M. vom 5. Decbr. 1842. (Tentrlbl. 
1843. p. 12.) 

2) Fr Fabrikation und der Verfauf der Spiel Karten if 

but; das Grfeh vom 16. Sani 1838: (G. ©. p. 1838; p. 370, fig.) vom 1; 
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N. Abgaben vom Verkehr mit andern Ländern. (Zölle) 
1. Eingangszoll. 

5. 4. Don eingehenden fremden Waaren wird ein Eins 
gangszoll erhoben, defien Höhe, fo wie die von bemfelben ganz 
befreiten Gegenflände, bie Erhebungsrofle (ber Zolltarif) nach⸗ 
weifet. Ä 

Welche Waaren als fremde anzufehen: 

$. 5. Alle aud andern Ländern eingehende Gegenftände 
werden in Beziehung auf Die Zollpflichtigfeit, der Regel nach, und 
nur unter Zulaffuug der im gegenwärtigen Gefege ausdrücklich 
beftimmten Ausnahmen, als fremde Waaren angefehen. 

2, Ausgangszoll. 

$. 6. Bei dem Ausgange gilt die Zolffreiheit als Negel, 
Die Ausnahmen ergiebt der Tarif. 

3. Durchgangszoll. 

6.7. Bon fremden Waaren, die nicht im Lande verbleiben, 
fondern bloß durchgeführt werben, wird ein Durchgangszoll erho- 
ben, beffen Höhe der Tarif beftimmt. 

4. Grleichterungen des Durchgangs. 


F. 8; Gegenftände des Durchgangs Fünnen gegen Entrichs 
tung der Durchgangsabgabe innerhalb des Staatsgebiets, unter 





Januar 1839 ab freigegeben worben. Dabei bleibt indefien die Cinfuhr fremder 
Spielfarten nach wie vor verboten, und die Durchfuhr nur unter deu in dem 
Bollgefege und der Zollorönung vom 23. Januar 1838 gegebenen Controllen ers 
laubi. Kür die Kartenfabrifen find beſondere zur Sicherung ber Steuer erfors 
derlihe Kontrollmaagregeln durch das Geſetz vom 16. Juni 1838 angeordnet. 
Die Karten werden wie bisher geftempelt, und find mit einer Stempel-Steuer 
von reip. 8 und 3 Silbergrofchen für das Spiel belegt. Kartens Fabrifanten 
dürfen nicht gleichzeitig den Detailhandel damit treiben, und wer ohne Genehmis 
gung des Fin. Minifl. Karten verfertigt, wird neben Gonfisfation der Geräthe 
und Karten, mit. einer Geldftrafe von. 500 Thle. belegt. Ungeflempelte Karten 
werben confiscirt, und wer fie einbringt. verfällt für jedes Spiel in eine Strafe 
von 10 Thlr., ingleichen Gaftwirthe sc, welche das Spielen mit vergleichen 
Karten dulden, Sonftige nicht befonders verpante DVerlegungen der Verorbnung 
vom 16. Juni 1838, werben mit 1 bis 10 Thlr. beftgaft und in subsidium 
tritt, bei allen Geldſtrafen Freiheils:Strafe ein. Wegen der ſubfidiariſchen Ver⸗ 
Bindlichkeit dritter Perfonen, der Beftehung von Steuerbeamten, der Widerſetz⸗ 
lichkeit gegen dieſelben uud bes Strafverfahrens überhaupt kommen bie 88. 19 
fig. des Zollfirafgefeges vom 23. Januar 1838. (f. unten) und rüdfidhtlih ber 
Kontrolle der Spielfartenhändler, welche ihre dazu zu benugenden Räume ans 
aeioen und ayf Grfordern offen legen müſſen, namentlich die $$. 54. 55 der 
euer-Orbnung vom 8. Februar 1819. (f. oben S. 123.) zur Anwendung. 
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der angeorbneten Aufficht, umgeladen, auch der Spedition ober 
des Zwifchenhanbeld wegen gelagert werben. - 


II. Ausnahmsweife Erleichterung in den Abgaben beim Verkehr 
mit andern Ländern. | 


1. Im Allgemeinen. 


6. 9. Erleichterungen, welche die Bewohner des Landes in 
andern Ländern bei ihrem Verkehr genießen, können, fo weit es 
die Verſchiedenheit der Berhältniffe geftattet, erwiebert werben, 
Dagegen bleibt es vorbehalten, Beſchränkungen, woburd der 
Verkehr der Bewohner des Landes in fremden Ländern weſentlich 
leidet, durch angemeffene Manßregeln zu vergelten. 
2. Imsbefondere beim Verkehr mit den zum Bollverein gehörigen Ländern, 

F. 10. Mit Ländern, die fih mit dem Staate zu einem 
gemeinfchaftlichen Zollſyſtem (zu dem Zollvereine) verbunden has 
ben, beftept, — unter Ausschluß der im g. 3. bezeichneten Ges 
genſtände — ein unbeſchränkter und der Regel nad völlig abga- 
benfreier Berfehr, wie unter ben einzelnen Theilen des eigenen 
Stantsgebiets. Ausnahmsweife unterliegt biefer Verkehr bei eis 
nigen Erzeugniffen einer Abgabe zur Ausgleihung der in beiden 
Ländern beftehenden innern Steuern. 

Die näheren dieſem Verhältniſſe entfprechenden Beſtimmun⸗ 
gen werben, fo weit es ndthig, befonders befannt gemacht wer- 
den.*) 


B. Befondere Befimmungen. 
J. Erhebung des Zolles. 
1. Grhebnngefuß. 


F. 11. Die Erhebung des Zolles gefchieht nad Gewicht, 
nad Maaß oder nah Stüdzahl.**) 





) Die Beflimmungen wegen ber Ausgleichungss (Ueberganger) Abgaben 
find weiter unten mitgetheilt. 

**) Zu bemerken find hier: 
a) Die Nängfonvention unter den zollvereinten Staaten vom 

30. Iuli 1836. (G. ©. 1839. p. 18.) 

Danach gilt in allen BVereinslanden als Landesmünzfuß: 
N ber Bierzehuthalerfuß (die Mat = 14 Rihlr. und 1 Rihlr. 
= ulden 
ober der BVierundzwanzig und ein halb Guldenfuß (die Darf == 244 Guls 
den und 1 Gulden = 3 Rthlr.); 

auch werben äberhaupt zur ſolche Stüde ausgeprägt, welche ber dem vereinbarteit 

Münzfupe enifprechenden Rechnungsweiſe gemäß find. Bottpaltafei und Voll⸗ 


2% 


| 2. Bezetielungs / und Beriäglufgelter. 

F. 12. Außer dem Zofe kann, wern- Waaren nach den 
Vorſchriften dieſes Gefeges unter befonderen Kontrolfformen abge⸗ 
fertigt, oder mit Verſchluß belegt werben, die Enttichtung bes im 
Zolltarif beftimmten Bezettelungss over Verſchlußgeldes verlangt 
werben. 


3. Berichtigung des Bolltarife. 


6. 13. Der Zoltarif kann nur alfe drei Jahre im Ganzen 
berichtigt, und muß fodann für die nächften drei Jahre acht Wo⸗ 
chen vorher vollfländig von Neuem herausgegeben werden. Abän⸗ 
derungen einzelner Zollfäge oder Erläuterungen über letztere, follen 
der Regel nad nur jährlich auf einmal ausgefprochen, wenigftens 
acht Wochen vor dem 1. Januar zur Öffentlihen Kunde gebracht 
und erfi von biefem Tage an angewendet werben.*) 





wichtigfeit der einzelnen Stuͤcke if gegenfeitig bebungen, auch zur Vermittelung 
und zur GEileichterung des gegenfeitigen Berkebrs unter den kontrahirenden Staa⸗ 
fen eine ven beiden oben erwähnten Münzfüßen entſprechende gemeinſchaftliche 
Hanptfilberminze — Vereinsmünze -- ausgeprägt (zu 5 Mark feinen Silbers) 
im Werth von 2 Rthlr. ober 3% Gulden, zu dem fie im ganzen Umfange ber 
veteinfen Staaten, bei allen öffentlichen Kaflen wie im Privatverkehr, auch bei 
Wechſelzahlungen, unbeichränfte Gültigfeit gleich ben eigenen Landesmuͤnzen Hat. 
In Preußen iſt die Ansprägung dieſer Vereinsmünze durch die K. O. vom 5. 
Mat 1839 in Vollzug gekommen (G. S. 1839. p. 92%) Sämmtliche der Münz« 
Tonvention beigettetene Staaten haben fich übrigens gegenfeitig zugefichert, det 
Begehung yon Münzvetbrechen anf das Nachbrüdlichfte entgegen zu wirfen, auch 
da, wo das Interefie einer andern Vereinsregierung betheiligt iſt, bie letztere von 
den gemachten Entdeckungen und von dem Ergebnifie ber Unterſuchung ungefär mt 
zu benachrichtigen. Die Münzkonvention iſt vom Tage ber Auswechlelung ber 
Matififationen (den 7. Jannar 1839) ob in Kraft getreten und dauert vorläufig 
bis zum Schlufle des Jahres 1858. 

b) Das Geſetz wegen des Bollgewichts vom 31. Octbr. 1839. (ſ. daſſelbe im 

Andange zum Zollgeſetz.) 

*) In Bezug auf die Frage: „nach welchem Tariffabe beim Ein⸗ 
tritt einer neuen Tarifperiode oder bei Abänderung einzelner 
Tariffäge die Abgabe entrichtet werden foll” gelten nad dem &.; 
N, d. F. M. v. 31. December 1841. (Eentrlbl. 1842, p. 114) im Wefent- 
Kpen Tnigenbe unter ben zollvereinten Regierungen gemeinfchaftlich feitgeftellte 

rundjäße: , 

1) Der Eingangszoll wird nach denjenigen Tariffäpen entrichtet, welche 

. an dem Tage gelten, an welchem die Waare zur Berzollung oder zur 

ne y si gi ng anf Begleitfchein II. bei der kompetenten Zollſtelle anges 

meldet wird. 

Bei Waaren, bie anf Begleitichein I. abgeferligt werden, kommt es dagegen 
wieder lediglich anf den Beitpunft ihrer Anmeldung zur Verzollung an, fo daß 
fie, wenn fie. auch noch vor Ablauf ber Tarifperiobe beim Grenzamt eingehen 
und auf DBegleitfchein I. abgefertigt werben, ihren Beftimmungs-Ort aber erſt 
nach dem Eintritt. der neuen Tariſperiode erreichen, nach den neuen Sägen ver⸗ 
zoflt werben müflen. _ 


29v1 
4. Waareun⸗Berzeichniß. u 
F. 14. Zur richtigen Anwendung des Zolltarifs dient bad 
amtlich befannt zu machende Waarenverzeihnig, welches die eins 
einen Waarenartifel nah ihren im Handel und fonft üblichen 
ennungen in alphabetifcher Ordnung aufzählt, und den auf 
jeden verfelben anwendbaren Tariffab bezeichnet. Wo dennoch 
über die richtige Anwendung des Tarif auf die einzelnen z0lls 
pflichtigen Gegenflände ein Zweifel eintritt, wird Tegterer im Ver— 
waltungswege und in letzter Inſtanz von dem Finanzminifter ent⸗ 
fhieden.*) 
| 6. Berpflichtung zur Entrichtung des Zolles. 


$. 15. Zur Entrihtung des Zolles ift dem Staate derjenige 
berpflichtet, weldper zur Zeit, wo ber ZoU zu entrichten, Inhaber 
(natürlicher Befiger) des zolfpflichtigen Gegenftandes if. Dem In⸗ 
haber ſteht derjenige gleich, welcher. ben zollpflichtigen Gegenftand 
aus einer Öffentlichen Nieverlageanftalt entnimmt. | 

In wiefern der Inhaber, der nicht zugleih Eigenthümer iſt, 
von letterem oder dem Abfender oder Empfänger des zollpflich⸗ 
tign Gegenftandes die Erflattung der Abgaben verlangen Tönne, 
iſt nach den, unter ihnen beftehenden rechtlichen Verhältniffen, 
den Grundfägen bes Civilrechts gemäß, zu beurtheilen, und in 
fireitigen Fällen ausſchließend von ben Gerichten zu entſcheiden. 

6. Haftung der Waare. 

F. 16. Die zollpflichtigen Gegenftände haften ohne Rüdſicht 
auf die Rechte eines Dritten af denfelben, für pünktliche und 
vollſtändige Entrichtung des darauf ruhenden Zolles, und können, 
fo Tange biefe nicht erfolgt ift, yon ber Zolfbehörde zurüdbehalten 
ober mit Befchlag belegt werden, Das an ben Inhaber des zoll⸗ 
pflihtigen Gegenflandes von einem Zollbeamten ergangene Verbot 
über den fraglichen Gegenſtand weiter zu verfügen, hat bie volle 
Wirkung der Befchlagnahme, | | 

Die Berabfolgung der Waaren, auf welden noch ein Zolls 
anfpruch haftet, kann in Teinem Falle, auch nicht von den Ges 





— 


2) Der Durchgängézoll wird von direct tranſitirenden Waaren nad dem 
am Tage der Anmeldung zur Durchfuhr beim Grenzeingangsamte, bei mit⸗ 
telbarer Durchfuhr aber nach dem am Tage der Anmeldung zur Verſendung 
. Bad dem Anslande bei dein Nieverlage-Amte guͤltigen —2 erhoben. 
8) Der Ausgangszoll wird in ber Regel nach demjenigen Tarifſatz ent⸗ 
richtet, der an dem Tage gilt, an welchem die Waare zur Ausfuhr anges 
mefbet wird. TE | 
*) Das Nähere Über das amtliche Waarenverzeichniß ift im Anhange zur - 
Bollordnung unter IIL mitgeiheilt. . 19% 
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richten, Gläubigern und Güteryertretern (Maffe-Euratoren) bei 

Konfurfen eher verlangt werben, als bis die Abgaben davon bes 

zahlt find. 
7, Berjährumg ber Abgabe, 

6 17, Für die Erhebung der Zollgefälle findet, ſowohl 
gegen den Staat ald gegen ben Zollpflichtigen, eine einjährige 
Verjährung in der Art flatt, daß nur binnen Jahresfriſt, vom 
Tage der geleifteten Verzollung an, ein Anfpruh auf Erſatz 
wegen zu viel entrichteter Gefälle angebracht und binnen gleicher 
Frift, von gleichem Zeitpunfte an, eine Nachforderung an ben 
Zolipflichtigen wegen zu wenig erhobener Zollbeträge geftellt wer⸗ 
den barf.*) Auf das Regreßverhältnig des Staats gegen die Zoll 
beamten und auf Nadzahlung hinterzogener (defraudfrter) Ges 
fälle findet dieſe abgefürzte Verjährungsfriſt Feine Anwendung. 


8. Verkehr im Innern. 


F. 18. Der Verkehr mit zollfreien ober verzollten auslän⸗ 
diſchen und mit gleichartigen inländiſchen Waaren im Innern des 
Staats iſt frei und unterliegt nur den zum Schutze der Zollein⸗ 
richtung nöthigen Aufſichtsmaaßregeln. 

"Bon Gegenftänden, für welche ber tarifmäßige Eingangszoll 
entrichtet ift, kann weiter Feine Verbrachs- noch fonftige Abgabe 
für Rechnung des Staats erhoben werben, mit Ausſchluß jedoch 
derjenigen innern Steuern, welche auf die weitere Verarbeitung, 
ober auf anbermweite Bereitungen aus folchen, fowohl fremden, 
als inländifhen gleihartigen Gegenfländen gelegt find, 

9. Unznlaͤſſigkeit der Binnenzölle, 

5. 19. Binnenzölle, ſowohl bes Staats, als der Kommu⸗ 
nen und Privaten find unzuläffig. 

10. Desgleichen ber Kommunal⸗ und Privatabgaben vom Handel und Ber 
brauch ausländifcher Waaren, 

6. 20. Abgaben an Kommunen oder Privaten som Handel 
und Verbrauth ausländifher Waaren dürfen nicht flatt finden, 
wenn nicht ähnliche Umſtände, wie rüdfihtlig der Stantsabgas 
ben $. 18, erwähnt worden, auch bier eine Ausnahme begründen. 


11. Vorbehalt wegen der Wafferzölle nnd anderer Abgaben. 


G. 21. Die fonventionellen Wafferzölle auf denjenigen ſchiff⸗ 
baren Flüffen, welche das Gebiet verſchiedener Staaten berühren, 
fo wie alle anderen wohlbegründeten Erhebungen und Leiftungen, 
welche zur Unterhaltung der Stromfaifffahrt und Flößerei, der 


*) Berl. &. 2. bes Gef. vom 18. Juni 1840, (oben ©. 31.) 
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Kanäle, Schleufen, Brüden, Fähren, Kunſtſtraßen, Wege, Krab- 

nen, Waagen, Niederlagen und anderer Anftalten für die Erleichs 

terung bes Verkehrs beftimmt find, gehören dagegen auch Fünftig 

nicht zu den in ben 66. 19 und 20 als unzuläffig bezeichneten 

Abgaben. | 
12. Befondere Vorfchriften für einzelne Landestheile. 

6. 22 Abgeſondert gelegene, auch vorfpringende Lanbestheile, 
für weldhe beſondere Berhältniffe e8 erfordern, können von 
richtung der durch dieſes Gefeg angeorbneten Abgaben ausgenom⸗ 
men bleiben, und in dieſer Beziehung eigene, der Dertlichfeit an⸗ 
gemeſſene Einrichtungen erhalten. * 

Der Verkehr diefer Tandestheile mit dem übrigen Staatsge⸗ 
* unterliegt den Beſchränkungen, welche dies Verhältniß er⸗ 
fordert. | 


13. Ausfhlaß von Befreiungen. 


6.23. Eine Befreiung von den. burch dieſes Gefeg beſtimm⸗ 
ten Abgaben findet nicht flat, 


I. Einrichtungen zur Beauffihtigung und Erhebung des Zolles. 
41. Bollstinie, — Grenz, Bezirt, — Binnenlinie. 


6. 24. Wo das Staatsgebiet an Ausland, d. k an fremde 
nicht zu demfelben Zollfyftem gehörige Länder angrenzt, bildet die 
Landesgrenze zugleich die Zollgrenze oder Zolllinie, und ber zur 
nächſt innerhalb derfelben gelegene Raum, deffen Breite nad ber 
Dertlichfeit beftimmt wird, den Grenzbezirk, welcher vom übrigen 
Staatsgebiete durch die befonders zu bezeichnende Binnenlinie ge> 
trennt iſt. 

2. Bollſtraßen and Landungsplaͤtze. 
625 Don den aus dem Ausfande in und durch ben 
Grenzbezirk führenden Land- und Waſſerſtraßen follen die zum 
Waarenverfehr mit dem Auslande vorzugsweife geeigneten, als 
Zollſtraßen bezeichnet werben. Auch follen, wo die Zollgrenze durch 
ein fchiffbares Waffer gebildet wird, Die erforderlichen Landungs⸗ 
pläge beftimmt werben. | 


3. Zollbehoͤrden. 


$. 26. Zur Feftftellung und Erhebung der Ein, Aus- und 
Durdgangszölfe werden im Grenzbezirke Grenzzollämter, in den 


°) Dergleichen ausnahmsweiſe Einrichtungen ſind beiſpielsweiſe angeorbnet 

durch die K. Ordree vom 25, Mai 1822 und 3. Oltbr. 1826. (G. ©. 1826. 
. 87.) haben aber zum Theil in Folge des Anfchlufles von Braunſchweig au 
en Zollverein für die damals davon berührten Ortſchaften wieder aufgehört. 
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übrigen Thellen bes Landes andere Hebeftellen, auch) da, wo bie 
Grenzzollämter nicht nahe genug an der Zolllinie liegen, an diefer 
beſondere Anſagepoſten errichtet. 


4. Grenzbewachung. 


§. 27. Die Aufſicht auf den Waaren-Ein- und Ausgang 
wird längs der Zollgrenze und im Grenzbezirke durch eine unifor- 
mirte und bewaffnete Grenzwache geübt, die zum Gebraude ihrer 
Waffen nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 28. Juni 1834 
befugt iſt.) 


5. Verpflichtung anderer Angefiellten in Bezug auf den Zollſchutz. 


F. 28. Andere Staats- und Kommunalbeamte, namentlih 
die Polizeis und. Forftbedienten, find zur Unterflügung der Grenzs 
wache verpflichtet. Ste haben insbeſondere Lebertretungen der 
Zollporfchriften, welche bei Ausübung ihres Dienſtes zu ihrer 
Kenntniß kommen, möglichft zu hindern und auf jeden Fall zur 
nähern Unterfuhung fofort anzuzeigen, 


6. Allgemeine Vorſchriften für bie Waaren⸗Ciu⸗, Durchs und Ausfuhr. 
a) Straßen und Seit, an welche bie neberſchreitung der Solllinie gebunden ifl. 


6. 29, Wer zolfpflichtige oder zollfreie Waaren mit ſich 
führt, darf über die Zolllinie zu Waſſer und an Lande nur wäh 
end der Tageszeit und nur auf einer Zollſtraße eins oder auss 
treten, auch nur bei einem erlaubten Landungsplage anlanden. 

Die Häfen am Meere, mit den polizeilich dazu angemwiefenen 
Einfahrten, find die Zollſtraßen an der Seefeite. 

In wiefern der Ein= oder Ausgang zu anderer, als der 
vorbeftimmten Zeit und auf andern als den Zollftraßen, auf 
das Anlanden an andern als ven bezeichneten Landungsplägen 
ausnahmsweiſe zuläffig ifl, wird durch die Zoll-Ordnung beſtimmt. 


b) Bortfeßung des Weges bis zum Zullamte; Declaration. Reviflon. 


$. 30. Der Weg von der Zolllinie bis zum Grenzzollamte 
muß ununterbrochen fortgefest, auch müſſen beim Zollamte die 
Menge und die Art der Waaren vollitändig und genau angeges 
ben (declarirt) und letztere dem Zollamte zur Einfiht (Revifion) 
vorgezeigt werden, 





*) Die Mittbeilung des Gefeges über den Waffengebrauch vom 28. Juni 
1834 erfolgt weiter unten. Die Uniform beſteht von nun ab nach dem €. R. 
8 M. vom 17. Febr. 1844 (Gentrlbl. p. 19.) wie bei dem m Rependen Heere in 
dem Baffewrod, , 
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o) Behandlung bes eins und durchgehenden Waaren. 

5. 31. Eingehende, ſei es nach einem inländiſchen Beſtim⸗ 
mungsorte, oder zum unmittelbaren Durchgang declarirte Waaren, 
werden nach Verſchiedenheit der Fälle entweder ſogleich beim 
Grenzzollamie vollſtändig abgefertigt (in freien Verkehr geſetzt) 
oder von ſolchem unter Zollkontrolle (mittelſt Begleitſchein) und 
geeigneten Falls unter Verſchluß und gegen Sicherheitsleiſtung 
für den Betrag des Zolles an eine andere Hebeftelle zur Schluß- 
abfertigung verwiefen. | 


d) Behandlung der ausgehenden Waaren. 

6. 323, Dei ausgehenden, einem Ausgangszolfe unterliegen- 
den Waaren gefhhieht die Ermittelung der Menge und Art der⸗ 
felben, fo wie die Erhebung des Zolles nach der Wahl des Waa⸗ 
venführere entweder beim Grenzzollamte am Ausgangspunfte, oder 
bei einer Hebeftelle im Innern unter Vorbehalt der Nevifion beim 
Grenzzollamte, . 


e) Weiteres Verhalten der Waareufũ hrer und Verpflichtung derſelben im Allge⸗ 
meinen. 


F. 33. Waaren, die nach $. 31. an eine andere Hebeſtelle 

zur weitern Abfertigung verwieſen, oder zur unmittelbaren Durch⸗ 
fuhr beſtimmt, oder nach F. 32. zum Ausgange deelarirt find, 
hat der Waarenführer unverändert ihrer Beſtimmung zuzuführen, 
dem Zollamte, von welchem bie Schlußabfertigung: zu bewirken 
ift, zuzuftellen, au bis dahin den etwa angelegten amtlichen Ver⸗ 
ſchluß unverlegt zu erhalten. 
- Die näheren Borfchriften über die Berbinblichfeiten, melde 
in Hinficht auf Declaration und Reviſion der Waaren, auf Die 
Sicherheitsleiſtung für die ſchuldigen Zolfgefälle und auf den Waa- 
senverfchluß:von Seiten der Berfehrtreibenden zu erfüllen find, 
enthält Die Zollordnung. | 


7. Waaren⸗Verkehr und Transport im Greuzbezirke. 


F. 34 Innerhalb des Grenzbezirks unterliegt aller Waaren⸗ 
verfehr und Transport einer genauen und fpeziellen Auffiht, und 
iſt denjenigen Befchränfungen und Kontrollmaaßregeln unterwor- 
feu, welche zur Sicherheit gegen die verheimlichte Waaren-Einfuhr 
und Ausfuhr erforderlich und in der Zoll⸗Ordnung näher ange- 
geben worben find, 


8. Gewerbsbetrieb im Grenzbezirke. | 


$. 35. Inyverhalb des Grenzbezirks können früher beftandene 
Gewerbe mit zolipflihtigen fremden, einem höhern, als bem all» 


- 
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gemeinen Eingangszoll unterliegenden ober mit gleichnamigen ins 
ländiſchen, fo wie mit allen, einem Ausgangszolle unterworfenen 
Gegenftänden nur forigefept und neue nur angefangen und bes 
trieben werben, unter Beobachtung derjenigen VBorfchriften, welde 
son den oberften Verwaltungsbehörden mit Berürdfichtigung der 
örtlichen Verhältniſſe anzuordnen, fo wie dur bie gewerbspoli⸗ 
geilichen Gefege gegeben find, um das Gewerbs - und Zoll-Intes 
zeffe zu ſichern. 

Die weitern Beſtimmungen bierwegen und zwar insbefondere 
wegen Führung von Handelsbüchern von Seiten der Kaufleute 
im Grenzbezicke, dann wegen Beichränfung ber Krämer und ans 
derer Gewerbetreibender in Fleinern Orten bes Grenzbezirks bei 
dem unmittelbaren Waarenbezuge aus dem Auslande, fo wie we⸗ 
gen der Beichränfung der Haufirgewerbe im Grenzbezirfe, find 
burch die Zoll⸗Ordnung ertheilt worden, 


9. Waarenverkehr außerhalb des Grenzbezirks. 


F. 36. Ueber den Grenzbezirf hinaus findet im Inlande 
nach Anleitung der näheren Vorſchriften, welche die Zoll-Ordnung 
hierüber enthält, eine weitere Beauffihtigung des Waarenverkehrs 
nur in fo weit flatt, daß 

1) die aus dem Auslande oder and dem Grenzbezisfe in das 
innere des Landes übergehenden Waaren mit den im Grenz- 
bezirke empfangenen Abfertigungsfcheinen bis zum Beſtim⸗ 
mungsorte begleitet fein müſſen, daß 

2) bei gewiffen bochbefteuerten Waaren die Berfendungen im 
Inlande zu größeren Duantitäten nur auf Frachibriefe ober 
Transportzettel geſchehen dürfen, daß 

3) von den Handeltreibenden, welche dergleichen hochbeſteuerte 

Waaren unmittelbar aus dem Auslande beziehen, über ben 

Handel mit denfelben Bu zu führen, und darin der Tag 

und ber Ort, an weldhem die Verzollung geleiftet werben, 

Ä Re beim Empfang der Waare anzumerken iſt; daß 
end! | 

4) Waarenführer und Hanbeltreibende bei dem Transporte zoll⸗ 
pflichtiger fremder ober gleichnamiger inländifher Waaren 
auch außerhalb des Grenzbezirks den Zoll-, Steuer» ober 

Yolizei-Beamten Über die transportirten Waaren und in fo 

fern e8 Artikel der vor⸗ 9 bezeichneten Art ſind, auch da⸗ 

rüber aufrichtige Auskunft zu geben haben, von wem und 
woher die Waaren bezogen worden ſind und wohin, auch 
an wen ſie abgeliefert werden ſollen. 
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10. SHansuifietionen und Mevifionen der Baarenlager.*) 


$. 37. Sind Gründe vorhanden zu vermuthen, daß irgend 
jemand im Grengbezirke ſich einer Webertretung der Zoffgefege 
ſchuldig gemacht habe, oder zu einer ſolchen Webertretung durch 
Bergung verbotener oder zollpflihtiger Waaren mitwirfe, fo kön⸗ 
nen zur Ermittelung berartiger Kontraventionen Nachſuchungen 
nad folhen Vorräthen unter Erforderung bes Ausweifes über 
die geſchehene Verzoliung ober ben inländifchen Urfprung der vors 
gefundenen Waaren uud ſelbſt Hausvifitationen von Zolfbeamten 
unter Leitung eines Ober-Rontrolleurs ober eines andern Beam- 
ten gleigen ober höhern Ranges vorgenommen werben; Hausvi⸗ 
fitationen jedoch nur unter Zuziehung der Ortsbehörden und nur 
nad Sonnenaufgang und vor Sonnenuntergang. 

Der Beobachtung biefer Förmlichfeiten bedarf es nicht, wenn 
auf der That betroffene, von den Zollbeamten verfolgte Schleich- 
händler in Häufern, Scheunen u. f. w. einen Zufluchisort ſuchen. 

In folhen Fällen müffen die verbächtigen Räume den vers 

eamten fofort und zu jeber Zeit geöffnet, und es 
in Ausübung ihrer Dienſtpflicht gegen die Flüchti- 
Beife gehindert werben, 

unter ben vorgebachten N 

m ber, auf ben Grund I 

: ftehenden Gewerbtreiben 

$. 38. Hausfuhungen außerhall 
Zwede der Verfolgung einer Uebertretu 
aur von ben zur Unterfudhung folder U _ . 
Behörden angeorbnet und unter deren Leitung vorgenommen werben, 


IL Körperliche Bifitationen. 


$. 39, _Perfonen, gegen welche der Augenfhein ben Verdacht 
erregt, daß fie Waaren unter den Kleidern verborgen. haben und 
welche ber Aufforderung ber Zollbeamten, ſich dieſer Gegenſtände 
freiwillig zu entfebigen, nicht fogleih volftändig genügen, können 
der förperlichen Bifitation unterworfen werben. Sie müffen jes 
doch — wenn fie die Vifitation bei.der nächſten Zolftelle ober. 
DrtssBehörbe nicht wollen geſchehen Taffen — bespalb vor bie zur 
Unterſuchung ber Zolftraffälle Tompetente Behörde geführt werben. 





7, 8u vergleidhen find Hier bie zu ber Sleuerorduung vom 8, Behr 
1819 en ©. 121) be ber sfucjungen ac. —E —— 
mungen, ' 
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12. Anftalten zur Beförberung Ve aren Durchfuhrhaudels und des Innern 
erkehrs. 

8. 40. Zur Beförderung des mittelbaren Durchfuhrhandels 
und bes Innern Verkehrs dienen bie in den wichtigern Haupts 
plägen bes Inlandes unter amtlicher Aufſicht ſtehenden öffentlihen 
Niederlagsanftalten, — Packhöfe, Hallen, Freihäfen — nach welchen 
die zollpflichtigen Waren von ber Grenze aus, unter den vor⸗ 
geſchriebenen Sicherheitsmaaßregeln abgefertigt werden, 

Nicht minder werben auc bei den Hauptzollämtern an ber 
Grenze, wo ſich ein desfallſiges Bedürfniß zeigt, Niederlagen ein- 
gerichtet, in welchen Waaren bis zu iprer weitern Beftimmung 
unverzollt gefagert werben können. 

Ausnahmsweife endlich kann für folhe Waaren, welche ih 
zur Aufbewahrung in den Öffentlichen Niederlagen nicht eignen, 
bei genügend gewährter Sicherheit gegen Veruntreuungen und 
Berlufte, auch die Befugnig zum Privatlager, jedoch jederzeit wir 
derruflich und nur auf befonbere Genehmigung der oberften Finanz⸗ 


nãchſtiger Verzollung ber 
Ye Sriften, binnen welchen 
Ehöfen und Zolfnieberlagen 
' Verfahren mit den nad 
toren, find durch die Zolle 
It worden. 

Ihfender der Waaren muß 
beclaritt oder declariren 
hne daß es darüber einer 


13. Auenahmoweiſe Bollfreleit. 

a) für Verſendungen aus dem Inlande durch das Ausland nach dem Julande. 

$. 4. Verzollte oder inländiſche Erzeugniffe, welche vom 
Inland dur das Ausland nach dem Inlande verfendet werben, 
bleiben beim Aus⸗ fo wie beim Wiebereingange dann von aller 
Zollentrichtung befreit, wenn bie vollſtändige Ueberzeugung vor= 
handen iſt, daß biefelben Gegenftände wieder eingehen, welche aus 
dem Inlande ausgegangen find. 

Bremde Waaren, welche unter Zollfontrolle verfenbet werben, 
und auf ihrem Wege zum Beftimmungsorte zwifchenliegendes Aus⸗ 
land berühren, werben hierdurch unter gleicher Korausſetzung von 
feiner_anbern, als der vermittelt ber Jonkontrolle vorbehaltenen 
Zoll⸗Entrichtung betroffen. 

Wo die eine ober die anbere biefer Beglinftigungen zuge 
Randen wird, müffen genau die Vorfgriften und Bedingungen 
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erfüllt werben, welde die Zollserwaltung erteilen wird, um bie 
pbige Ueberzeugung zu begründen. | 


b) Beim Meß⸗ und Marktverfehr, 


$. 42, Zur Erleichterung des Beſuchs auswärtiger Meffen 
und Märkte mit inländifhen Erzeugniffen kann für gewiffe, fich 
hierzu eignende Gegenflänbe, unter Beobachtung ber erforderlichen 
Kontrollvorſchriften die zolffreie Nüdbringung der unverlauft ges 
bliebenen Waare verflattet werben. 
Nicht minder wird. den fremden Handel» und Gewerbtreibens 
ben, welde inländifhe Meffen und Märfte befuhen, von ihren 
nnverfauften Waaren Erlaß des Eingangszolls bei der Wieder⸗ 
ausfuhr, auf vorfchriftsmäßigen Nachweis Über die Identität ber 
eins und zurüdgeführten Waaren, gewährt. *) 


£) Bei Waaren, die zur Verarbeitung oder Bervollfommnung mit der Beflimmung 
bes Ausgangs eingebracht werben und umgefehrt, 


F. 43. Gegenſtände, welche zur Verarbeitung oder zur Ber- 
vollfommnung der Arbeit mit der Beflimmung, die daraus gefer⸗ 
tigten Waaren auszuführen, eingehen, können im Zoll erleichtert 
werden, 

In befonderen Fällen kann dies auch gefcheben, wenn Gegen- 
fände zur Verarbeitung ober zur Vervollklommnung nad dem 
Auslande gehen und im vervollkommneten Zuflande zurüdfommen. 
Ausnahmen der einen, wie der andern Art bedürfen aber jedesmal 
der Genehmigung des Finanzminifters,**) 0 


°) Für die inländifhen Meſſen zu Frankfurt a. DO, enthalten: 
a) Die Meßordnung vom 31. Mär, 1832, (G. S. p. 149) Im $. 11. sq. 
b) Die 8 D. vom 6. Junt 1838. (©, ©. p. 351.) 
die hieher gehörigen abminifirativen Beflimmungen. 
**) Dergleichen jedesmal von der Genehmigung bes Finanzminiſters abbäns 
ige Erleichterungen werden namentlich gewährt: 
L Süransländiihe Fabrikate, insbefondere 
1) für baumtwollne und wollne Gewebe, welche roh zur Vervolllommnung ober 
Veredlung (Appretur, Bedrudung 2.) eingehen, 
2) für rohe Leinwand und Garn zu inlaͤndiſchen Dleichen, 
3) für Mahlgut, welches auf inlaͤndiſchen Mühlen vermahlen wird, 
4) für rohe Wolle zu Sortirungs-Anftalten. | 
Für inländiſche Fabrikate, welche vom Auslande zur Re⸗ 
äppretur eingehen. | 
11. Beim Ansgange inländifher Fabrikate, namen! 
lich Schaittwanzen, vie im Auslande gefärbt werden und demnaͤchſt wieder ein 
gehen follen. W 
Die Hauptbedingung für dergleichen ausnahmsweiſe Begünſtigangen iſt, 
naͤchſt dem nachgewieſenen Beduͤrfniſſe, die Anwendbarkeit von Kentrollmaaßregen, 
welche die Idenlitaͤt ber reſp. wieder ein⸗ ober ausgehenden Jabrifate Rem. 
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d) Beim Grerzverlehr. 
$. 44. a) Ob und welche Erleichterungen in Bezug auf 
den feinen Grenzverkehr mit dem benachbarten Auslande 
flattfinden können, wird nach Maaßgabe des Bebürfniffes 
von dem Finanzminifter durch befondere Verfügungen beftimmt, 


| e) Beim Seeverkehr. 


S. 44. b) In welchen Fällen bei dem Seeverfehr Ausnahe 
men von den allgemeinen Kegeln wegen Entrichtung bes 
Zolles eintreten, iſt in der Zollordnung beftimmt worben. 


I. Bollzugs - Borfchriften. 


G. 45. Die näheren Beftimmungen über die Ausführung 
und Anwendung des gegenwärtigen Gefeges find in der Zollord- 
nung enthalten, | 


Anbang zum Zollgefeb. 


Verordnung vom 31. Oktober 1839, 
betr. die Einführung des Zollgewichts. (G. ©. p. 3%.) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen 2c. ꝛc. verorbnen, mit Rückſicht auf die, in den Zollvereini- 
gungs -» Verträgen entaltenen DVerabredungen wegen Annahme eines 
gemeinfchaftlihen 30 gewihte in fämmtlichen zum Zoll⸗ und Handelg« 
vereine verbundenen Staaten, und in Erwägung ber hieraus für die 
Zoll⸗Erhebung und Entrichtung hervorgehenden Erleichterungen, nach 
dem Antrage Unferes Staatsminifteriums, wie folgt: 

‚1. Vom 1. Yan. 1840 an follen die Berechnung ber Ein-, 
Ans- und Durcigangszölle und die zu dieſem Zwede bei den Zoliftellen 
vorkommenden Berwiegungen nach dem, in fämmtlichen Zollvereinsflan- 
ten gleichmäßig zur Anwendung kommenden Zollzentner und deſſen 
Unter⸗Abtheilungen (Zolfgewicht) flattfinden, Die Beflimmung des 
$. 27. der Anweifung zur Verfertigung ber Probemanfe und Gewichte 
vom 16. Mat 1816, wonach bei allen öffentlichen Verhandlungen Feine 
andern, als bie, in diefer Anweifung beftimmten, Gewichte angewendet 
—* ſollen, wird daher in Betreff der Zollerhebung hierdurch auf⸗ 
gehoben. 

‚, 8 2. Der Zollzentner, welcher 100 Zollpfunde enthält, deren 
—* in 30 Lothe getheilt wird, iſi gleich 106 Yfd. 28,91581434 Loth 
reußiſch oder ziemlich nahe 106 Yan 2832 Loth (Einhundert 
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und ſechs Pfund und Acht und zwanzig und neun und zwan⸗ 
zig zwei und dreißigſtel Lot —2 
Das Zollpfund iſt gleich 1 Pfund 2,209158143 Loth Preußiſch 
ober ziemlich nahe an 1 Pfund 223 Loth (Ein Pfund und zwei und 
dreizehn vier und ſechzigſtel Loth) Preußiſch. 
Das Zollloth iſt gleich 1,14030527 Loth Preußiſch ober ziemli 
ae Lotb (Ein und neun vier und fehzigftel Loth 
reußiſch. 
.. $3 Die, dem Zollzentner und deſſen Unter-Abteifungen ent» 
prechenden Gewichte (Zollgewichte), mit weichen die Zollftellen ver« 
ehen werben, müflen gehörig geflempelt fein, und es kommen die Be⸗ 
mmungen ber 88. 13 und 18. der Maaß⸗ und Gewichtsorbnung 
som 16. Mai 1816 au Hinfichtlich dieſer Gewichte gleichfalls zur 
Anwendung, mit der Maaßgabe, daß die regelmäßige Prüfung derſel⸗ 
ben nur M — We Jahre, und zwar bei den Aichungs⸗Kommiſſionen, 
ver en if. ' 
a“ S. 4. Sowohl die Normal⸗Aichungs⸗Kommiſſion zu Berlin, als 
die Aichungs-Rommiffionen in den Negierungs-Departements find mit 
einem Sage von Normalgewichten zu verfehen, welche ben, im 6. 2, 
beftimmten Verhältniſſen zum —8 Gewichte entſprechen, und, in 
Gemaßheit des $. 5. der Maaß⸗ und Gewichtsordnung vom 16. Mat 
— fr ‚Anfehung ihrer fortdauernden Richtigkeit, regelmäßig zu prüs 
n find, 
$. 5. Für ben gemeinen Berlehr bewendet es, in Aufehung der 
Berpflichtung zur Anwendung des Preuß. Gewichts, überall bei den 
Beſtimmungen der Maaß⸗ und Gewichtsorbuung vom 16. Mai 1816 
und deren Erläuterungen und Ergänzungen.) 


*) In Bezug auf die Anwendung des ZSollgewichts erging 
a) Die Bekanntmachung v. 13. Februar 1840. (Centribl. p. 148.) 

Der Gebrandy der Bollgewichte, nach Inhalt der Verorbnung v. 31. Octbr. 
v. 3. beſchraͤnkt fich Lediglich anf die, behnfs der Erhebung und Kontrollirung 
der Eins Aus» und Durchgangsabgaben, vorlommenden amtlichen Berwiegungen, 
und es dürfen dergleichen Gewichte nur für die Bolls nnd Steuerämter, nicht 
aber für fonftige Bebörben ober für Privatperſonen geſtempelt, auch nicht zum 
Berkaufe feil geboten werben. 

So welt in einzelnen Fällen (vergl. > 3. bei der Ruͤbenzuckerfabrikation oben 
©. 275.283.) einem Andern als ber Steuerverwaltung die Beichaffung ber nös 
thigen Beräthfchaften zu amtlichen Berwiegimgen obltegt, witd das betr. Haupt⸗ 
amt die Aufchaffung nnd Stempelung der nöthigen Zollgemichte auf Koften des 
Berpflichteten beforgen. 

b) Das €. R. d. F. M. v. 16. Gebr. 1840. (Centbl. p. 144.) 

Die Menge der nach $. 93 der Bollorbunng v. 23, Januar 1838 bei Ihrer 
Berfendung im Binnenlande, Eontrollpflichtigen Waaren iſt in den Brady ts 
briefen nah Preußiſchem und nicht nach Zollgewicht anzugeben. 
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Zol- Ordnung vom 23. Januar 1838. 
" (©. ©: p. 42.) 


Erfter Abſchnitt. 


\ Bon der bung der Zölle und ber MWanren- Abfertigung, fo weit 
“ Geige an ber Grenze flatt re sg, fi 


L Beim Waaren - Eingange 
A. Allgemeine Beftimmungen. - ‘ 
1. Berhalten beim Gingange über die Zolllluie. 


$ 1: Wer aus dem Auslande Fommt, und zollpflichtige 
Waaren, ober zollfreie Gegenſtände, Iegtere im verpackten Juſtande, 


mit ſich führt, ı im 6. 29 und $. 30. des Zollges 
feges enthaltene n zufolge, nur während ber Tages? 
get . 86.) ı ner Zolftraße in das Land, bringens 

r darf von d die Zoliſtraße nicht verlaffen, fons 
dern muß fig ı ohne Abweichung und willfürlichen 


Aufentyalt, und ohne eine Veränderung an der Ladung vorzu⸗ 
nehnien, mit Diefer zum Orenzollamte begeben. 

Auf Gewäflern, melde längs der Zollgrenze ſich erſtrecken, 
darf, Fälle dringender Gefahr ober höherer Gewalt ausgenommen, 
nur an ben dazu bezeichneten Landungsplägen gelandet und ause 
geladen werben. N . 

Was Seefgiffer beim Einlaufen auf den Rheden und in den 
Häfen und Binnengewäffern zu beobachten haben beflimmen die 
Hafenorbnungen und bie vom Finanzminifter für den Waarenein⸗ 
gang feewärts erfaffenen Regulative;*) . 


©) Dis €, 8. 6. 5. M. vom 28. März 1840, (Gentöl. p. 200.) \ 
Zei der Transportfontrolle im Grenjbezirf wird fomohl für bie Angaben 
der Transportauten, als für bie Anfertigung der Begeitelmgen und bie Führum 
des Sealimabiont[eintreafens, das reußifche Getwidht beibehalten, fo weit fir 
der Ausfertigung des Regitimationefcheins und ber Gintragung in das Megifter eine 
amtliche Geivichtsermittelung vorhergeht, weldje Iegtere; vie ſich vom felbft ver⸗ 
ficht, nur nach Zoflgewicht geſchehen Fan. 
) Dergleichen Negulative befichen im Weſenllichen übereinkimmenb . 
a) für die Mündungen der. Perfante, Wipper und Gtolpe v. 6. Dechr. 1820: 
b) für big Obermünbungen vom 12. Derember 1820. . 
©) für die Weicjfelmändungen von demfelben Tage 
d) für das kuriſche Haff.unb j 
e) für das friſche Haff vom 20. Novbr. 1821. 
Die in diefem Regulatisen gegebenen fpeciellen blos abminiftrativen Bar 
ſchriften für bie Abfertigung der ſeewaäͤrts eingehenden Waaren gehören nicht 
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An der Seefeite leidet die Beſtimmung ($ 29. des Zollger 
feges), wonach Waaren nur in Häfen. (Zolffttagen) einzuführen 
find, Ausnahme: , . 

a) bei Fiſcherfahrzeugen, welche bloß frische Erzeugniſſe des 

Meetes einführen; Bu 

b) bei der Bergung des Strandgutes. 
2. umelbung bei dem Grenzgollamte, ober dem vorliegenden Auſage⸗ (Aumel⸗ 
dung®s) Poſten. ß 


$. 2; Bei dem Grenzzollamte hat der Waarenführer feine 
ſämmilichen, die Ladung betreffenden Papiere zu übergeben, . 

$ 3 Wo das Grenzzoilamt entfernter von der Grenze ges 
legen und beshalb näher an der Grenze ein Anfageroften errich⸗ 
tet iſt, hat der Waarenführer feine Papiere Über die Ladung bet 
letzterem abzugeben unb überdies bie Zahl der Wagen und Pferde 
und, wo möglich, auch bie der geladenen Stüde anzumelden, 

Die von dem Waarenführer Übergebenen Papiere werben in 
feiner Gegenwart eingefiegelt, an das Grenzzollamt addreffirt und 
einem Grenzauffeher überliefert, welcher bag Fuhrwerk oder Schiffs⸗ 
gefäß zum Grenzzollamte begleitet. “ 

Diefe Begleitung fol vegelmäßtg ünd fo oft gefhehen, als 





Sieber. Im Mlgeneizen Bilbet, tie Bei andern Waarenabferligungen, das La⸗ 
dungssBerzeichniß (bie Hauptdeclaration) — welche bes Schiffer (Gapitän) 
bei der beit. Bollfielle abzugeben Hat, fobald das Schiff auf ber Mhede anlangt 
mb die Hafenpoligeilichen Borfihriften exfällt Hat — das Buutament für bie 
Mevifion der Ladung und für die Sollenteichtung. Diefe Declaration if gegen 
dem. Schiffer verbindlich, und jeve Bei der Mevifion ober bei bet Entlöfcung ents 
dertte Untichtigfeit zieht die Solldefranbations-Stegfe nach ſich ” 
Neber den Waaren⸗Ein⸗ und Ausgang anf der Kheiniſchen Eiſenbahn iſt 
ud befonderes viegnlaiiv imter dem 40. Geptembet 1843. (Gentelbl 1844 p. 
130.) von bein Finanzminiflerium erlaffen worden. Danach müſſen im Wefents 
den: die Transportwagen verſchlußfäͤhig eingerichtet fein, bie Transporte 
gut nur innerhalb ber Tageszeit bewirkt auch den etwalgen begleitenden Steuers 
jedmten unentgeltlich läge eingeräumt werben. Die Anmeldung geſchieht bei 
dem beſtimmten AbfertigungssAmte durch Uebergahe eines volldänbigen Eabumger 
dergeichniffes, welchem vefp, bie Frachtöriefe beizufügen finb, Wegen Uxtichtigfe 
in biefem Ladungsverzeichniffe und defien Auszügen, fo wie in ben Namens ber 
Fiſenbahng eſellſchaft zu Übergebeuben Bollverlarationen tolsp: zunächft derjenige 
RT BSR SEE SFEFES Aufehung 
mttavenkionen 


Inmendung 
ı nicht höhere 
-Thalert ge 
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eö die Befchaffenheit des Verkehrs erfordert und die Stärfe bes 
Derfonats, fo wie die Entfernung des Grenzzollamtes zulaffen. 

Bei jedem Anfagepoften wird an der Thür des Abfertigung 
zimmers eine Bekanntmachung angeheftet fein, aus der zu erfehen 
ift, zu welchen Stunden täglich die Begleitung der bis dahin ein⸗ 
getroffenen Waarentransporte zum Zollamte erfolgt. 

6.4. Reiſende, welche Gepäd bet fih führen, und weder 
mit der gewöhnlichen Poft, noch mit Exrtrapoft reifen, find zur 
Anmeldung nach den Vorſchriften der 68. 2 und 3. verpflichtet, 
mit dem Unterfchiebe, daß fie dem Anfagepoften nur ihren Namen, 
Stand und Wohnort, fo wie den Namen uud Wohnort bes Fuhrs 
manns anzeigen und einen Schein darüber erhalten, mit dem fie 
fi bis zum Grenzzollamte ausweiſen, bei weldhem berfelbe abges 
Itefert wird. In befonderen Fällen Tann der Anfagepoften, wenn 
er es nöthig erachtet, Reifende begleiten laſſen, jedoch ohne Auf⸗ 
enthalt, 

8. Declaration, 
a) Aufforderung dazu. \ 

55 Nah Ablieferung der über die Ladung fprechenden 
Papiere an das Zollamt, fordert dieſes den Waarenführer zur 
Derlaration der Ladung auf, welde, mit Einfchluß des Reifes 
oder Schiffgeräths und etwaniger Mundvorräthe, fo lange unbes 
rührt bleiben muß, bis das Zollamt die Anweifung zum Ab⸗ und 
Ausladen eriheilt. | 


b) Form und Inhalt der Declaratlon. 


56. Die Declaration muß, dem darüber vorgefchriebenen 
Formulare gemäß, enthalten: 
a) die Zahl der Wagen und Pferde, aus welchen ber Transport 


befteht 

b) den Namen des Fuhrmanns, bei Schiffen den Namen ober 
Pr Kummer des Schiffsgefäßes und den Namen des Schiffs⸗ 

Ä hrers; | 

c) Namen "und Wohnort des MWaarenführers (nach den Fracht⸗ 
briefen); 

‘d) die ER ber Koli und deren Zeichen und Nummern im 
Einzelnen; 

.e) die Menge und Gattung der Waaren, für jedes Kolli nad 

den Benennungen und Maapftäben des Tarife; - | 

f) die Abfertigungsmweife, welche der Waanrenführer für bie ganze 

: Rabung oder für bie einzelnen Theile derfelben begehrt; 

.g) die Verfiherung des Waarenführere, dag die Derlaration 
richtig fei und feine Unterſchrift. 











' 
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Die Declaration muß fih auf alle Theile der Ladung, nichts‘ 
davon ausgefchloffen, erfireden, mithin, wenn zollpflictige Waa⸗ 
eh ni zolffreien Gegenſtänden zufammengelaben find, auch letztere 
enthalten. 


c) Wie ſolche ausgefertigt werden muß. “ 


F. 7. Es fteht dem Waarenführer frei, ob er über feine 
‚ganze Laduug nur eine Declaration, oder mehrere Theilderlara- 
tionen übergeben will, Im Iesteren Falle muß er folche aber 
felbft beforgen, wenn auch fonft die Fertigung der Declaration 
durch das Zollamt nad) den Beflimmungen der folgenden SS. 8 
und 9, zuläffig wäre; auch muß er den einzelnen Declarationen 
noch eine befondere Generaldeclaration beifügen, und in derfelben 
eine Berfiherung abgeben, daß der ganze Inhalt der Ladung rich⸗ 
tig declarirt jet. | 

Die Declarationen müfjen in deutfher Sprache abgefaßt, 
Yeferlih und — befonders was die Zahlen betrifft, — deutlich 
gefchrieben fein, und dürfen weder Abänderungen noch Raſuren 
enthalten. Declarationen, welche diefen Erforderniſſen nicht ents 
fprehen, können zurüdgemwiefen werben. 

Jede Declaration über Ladungen, von welden der Eingangs- 
zoll mehr als 10 Rthlr. beträgt, muß zweifach ausgefertigt wer⸗ 
den, Bei Ladungen, von welchen ber Eingangszoll nicht über 
zehn Thaler und nicht unter drei Thaler beträgt, ift nur eine 
einfahe Ausfertigung der Derclaration nothwendig. Bei Ladun⸗ 
gen, von weldhen der Eingangszoll weniger ald 3 Thaler beträgt, 
fann der Zolfpflichtige verlangen, daß an bie Stelle der Ausfer- 
tigung einer förmlichen Declaration die Eintragung der Gegen 
fände nach feiner mündlichen Angabe in das für Die Zollquittung 
porgefchriebene Formulare trete. - 


d) Wem die Ausfertigung der Declaration obliegt. 


6. 8. Die Ausfertigung der Declaration muß in der Regel 
der Waarenführer felbft beforgen, oder durch eine fi hiermit be- 
ſchäftigende Privatperfon (Kommiſſionär, Zollabrechner) beforgen 
laſſen, welcher Lestere dann, fofern der Waarenführer des Schrei- 
bens unfundig if, die Declaration im Namen und aus Auftrag 
des Derlaranten unterzeichnet. Iſt der Waarenführer des Schreis 
bens unfundig, und befindet fih fein Kommiffionär am Orte, fo 
erfolgt Die Ausfertigung der Declaration durch das Zollamt, wel 
ches diefelbe unentgeltlich auf den Grund der Üübergebenen Papiere 
oder der mündlichen Anzeige bewirkt. Gleiches ‚gefchieht, wenn 
der Eingangszoll von der ganzen Ladung nit iüben 10 Thaler 
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beträgt und ber Waarenführer in biefem Falle die Ausfertigung 
die Ausfertigung von dem Zollamte verlangt. 

Der vom Zollamte angefertigten Declaration muß, nad) vor« 
heriger Vorlefung, der Declarant feine Unterfohrift oder fein ge— 
wöhnliches Handzeichen beifügen, beffen Richtigkeit yon zwei DBe- 
amten ober Zeugen zu befcheinigen ift. _ 

Der Deelarant haftet für die Nichtigfeit der Declaration, 
ohne Unterfchied, ob dieſe von ihm felbft, oder für ihn Yon einem 
dritten, oder dem Zollamte ausgefertigt worden ift. 

$ 9. Befist der Waarenführer Feine Frachtbriefe oder an— 
dere über feine Ladung fprechende Papiere, oder nur ſolche, bie 
zur Anfertigung einer vollftändigen Declaration unzureichend find, 
und ift ihm fonft die Ladung nicht genug befannt, um die vorge— 
ſchriebene Declaration zu fertigen, oder fertigen zu laffen, fo muß 
er, wenn er nicht ben höchften Eingangszoll zu entrichten erbötig 
ift, die Verſicheruug zu Protofoll abgeben, daß er gar feine, oder 
feine anderen ald bie vorgelegten Papiere befige, und auch fonft 
die Ladung nicht vollftändig Tenne. Es tritt alsdann die Anfer= 
tigung der Declaration dur das Zollamt ein, welches ſolche 
nach vorheriger fpezteller Reviſion der Ladung, in Gegenwart des 
MWaarenführers, auf den Grund einer darüber aufzunehmenden 
Berhandlung bewirkt. Die vom Zollamte aufgenommene Derlas 


ration muß von dem Waarenführer, welcher für die richtige Stel» ' 


lung der Ladung zur Repifion ‚haftet, unterfchrieben, oder, wenn 
derfelbe des Schreibens unfundig ift, nach Vorſchrift des vorher— 
gehenden $. unterzeichnet, und befcheinigt werben. 

Der Waarenführer muß in diefem Falle fih gefallen Yaffen, 
daß die gehörig declarirten Ladungen, auch wenn fie fpäter ein- 
treffen, in der Abfertigung ihm vorgezogen werden, und daß bie 
Ladung inzwifchen nur auf feine Koften unter amtliher Bewachung 
und Berfehluffe gehalten wird, Iſt derfelbe nur Frachtführer, fo 
ift er, wenn er jenes Verfahren nicht eintreten laſſen will und 
zuvor die oben vorgeſchriebene Berfiherung abgegeben hat, einen 
Zeitraum zu beflimmen befugt, innerhalb deſſen er die Deelaration 
nachträglich beibringen will, Lesternfalls bleiben die Waaren 
bis dahin auf Koften des Waarenführers im Gewahrfam des Amtes. 


e) Anleitung zur richtigen Anfertigung der Declaration und Bekanntmachung ber 
Dienfi:Inftruftionen in Bezug auf die Anfertigung. 

6. 10. Eine befondere Anleitung zur Ausfertigung der 
Declaration ift bei jedem Zollamte und Anfagepoften zur allges 
meinen Kenntnifnahme auszuhängen, 

Auh wird aus den Gefchäftsanweifungen für die Zolämter 
dasjenige, was fih auf die Abfertigung bezieht, und neben den 
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gefeglichen Beftimmuugen dem Publikum beſonders zu wiffen nöthig 
iſt, zur Nachachtung öffentlich befannt gemacht werben. 

Die nöthigen gedrudten Formulare zu den Derlarationen 
werden ben Declaranten einzeln unentgeltlich von den Zollämtern 
verabreicht, von denen folhe auch in beliebiger größerer Menge 
gegen Erftattung der Papier- und Drudfoften entnommen werben 
Önnen. 


f) Befondere Vorfchriften für Reiſende. 


$. 11. Reifende mit Ausfchluß derjenigen, welche zur ges 
werbetreibenden Klaffe gehören, ſteht es frei, bei ihrer Ankunft 
am Zollamte auf die Frage der Zollbeamten, ob fie verbotene ober 
zollpflichtige Waaren bei ſich führen, flatt eine beftimmte Antwort 
zu geben, fich fogleich der Nevifion zu unterwerfen. Sin diefem 
Falle find fie nur für die Waaren verantwortlich, welche fie durch 
die getroffenen Anftalten zu verheimlichen bemüht geweſen find, 
Ueber die vorgefundenen zollpflihtigen Waaren hat das Zollamt 
die Declaration zu fertigen. 


4. Revifion der Waaren. 
Zwed der Reviſion. 


5. 12. Nah Berichtigung des Declarationspunftes wird, 
foweit nit ausnahmsweife das im F. 9. bezeichnete Berfahren 
bat eintreten müffen, zur Revifion der Waaren gefchritten. Vers 
möge derfelben follen die Beamten, entweder durch den Augen- 
fihein, oder durch Werkzeuge fih die Weberzeugung verfchaffen, 
"daß die zum Eingange angemeldeten Gegenftände nad) Menge und 
Gattung mit ber Declaration übereinftimmen, und daß weder ein 
verbotener Gegenftand, noch ein mit einer höheren Abgabe beleg- 
ter als der angemeldete, vorhanden if. 

Allgemeine Revifisn, 

6. 13. Es gefchieht die Prüfung entweder bloß nach Zahl, 
Zeichen, Verpadungsart und Gewicht der Kolli, ohne Eröffnung 
der Fäffer, Ballen u. f. w. (allgemeine Waarenreviſion), oder 
es findet außerdem noch Eröffnung flatt, um die eigentliche Menge 
der in dem Kolli enthaltenen Waaren zu ermitteln, und Die Ueber⸗ 
. zeugung zu erlangen, daß feine andere, als bie angemelbete Waa⸗ 
vengattung, oder daß diefe in ihrer urfprünglichen Befchaffenheit 
vorhanden fei, (fpezielle Waarenrevifion). 


Brutto » Gewicht, 


6. 14. Es wird bei der Revifion entweder das Bruttoge- 
wicht, oder auch das Nettogewicht ermittelt. Unter Hruttogewicht 


⸗ 
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wird das Gewicht ber Waare in völlig verpadtem Zuftande, mits 
bin in ihrer gewöhnlichen Umgebung für die Aufbewahrung, und 
mit ihrer befondern für den Transport, verflanben. 


Tara. 


Das Gewicht der für den Transport nöthigen befondern 
äußern Umgebungen wird Tara genannt, 

Iſt die Umgebung für den Transport und die Aufbewahrung 
nothmwendig eine und biefelbe, wie e8 z. B. bei Syrup ıc. bie 
gewöhnlichen Zäffer find, fo ift das Gewicht dieſer Umgebung die 
Tara, 


Netto⸗Gewicht. 


Das Nettogewicht iſt das Bruttogewicht nach Abzug der Tara, 
die Heinern, zur unmittelbaren Sicherung der Waaren nöthigen 
Umfchließungen (Flaſchen, Papier, Pappen, Bindfaden u. dgl.) 
werben bei Ermittelung des Neitogewichts nicht in Abzug gebracht, 
fo wenig wie Unreinigfeit und fremde Beſtandtheile, welche der 
Waare beigemifcht fein möchten, 


Weiteres Berfahren nach Verſchiedenheit der Fälle. 


$. 15. Wie weit die Revifion auszubehnen, und weldes 
Berfahren für die fernere Abfertigung in Anwendung zu bringen 
fet, richtet fih nach der näheren Beftimmung über die eingegans 
genen Waaren, und ift verfchieden, je nachdem biefe j 
1) gleih an der Grenze in den freien Verkehr treten; ober ' 
2) bei dem Eingangsamte niedergelegt werden follen; ober 
3) nad einem anderen Orte beftimmt find, wo fih ein Zoll⸗ 
oder Steueramt mit Niederlage befindet; oder 
4) zur Verzollung bei einem Zolls oder Steueramte ohne Nies 
derlage; oder 
5) zur unmittelbaren Durchfuhr angemeldet werben. 


Obliegenheiten der Zolipflichtigen bei der Reviſion. 
6. 16. Der Zolipfliätige muß die Waaren in foldhem Zus 
ftande darlegen, daß die Beamten die Reviſion, wie erforderlich 
ift, vornehmen können, auch muß er die dazu nöthigen Hanbdlei> 


flungen, nad der Anweifung der Beamten auf eigene Gefahr und 
Koften verrichten oder verrichten laſſen. 


B. Weitere Behandlung, wenn die Waaren gleich an der Grenze 
in den freien Berfehr treten follen, 
1. Grmittelung des Sollbeirags durch die Reviſion. 
$. 17. Sollen die eingegangenen Waaren gleih an der 
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Grenze in ben freien Verkehr übergehen, fo muß bie Nevifion, 
da es in biefem Falle auf die Feftftelung des Zollbetrags von 
- den angemeldeten Waaren ankommt, eine fpezielle fein. 

Wünſcht der Waarenführer, daß die Ladung, oder ein Theil 
berfelben, von ber fpeziellen Revifion befreit bleibe, fo fann hierin, 
gegen Entrichtung des höchſten Zollſatzes im Tarif, gewillfahrt 
werben, in fofern nicht befonderer Verdacht vorhanden ift, daß 
Dadurch Die Uebertretung anderer Landesgeſetze beabfichtigt werde, 
3. B. die Einbringung falfher Münzen u, ſ. w., in welchem 
“Falle die Revifion und, nah dem Befunde, die Beichlagnahme 
der betreffenden Gegenflände eintreten muß. 


2. Ermittelung des Nettogewichts, 


6. 18. Es bleibt der Wahl des Zollpflichtigen überlaffen, 
ob er bei Gegenftänden, deren Berzollung nach dem Nettogewicht 
gefchiehet, die tarifmäßige Tara gelten, oder das Nettogewicht, 
entweder durch Verwiegung der Waare ohne die Tara oder ber 
Vesteren allein, ermitteln laſſen will, 

Bei Flüffigfeiten und andern Gegenfländen, deren Nettoges 
gewicht nicht ohne Unbequemlichkeiten ermittelt werben Tann, weil 
ihre Umgebung für den Transport und für die Aufbewahrung 
Diefelbe if, wird die Tara nach dem Tarif berechnet, und ber 
Zolfpflichtige hat fein Widerſpruchsrecht gegen Anwendung defielben. 

In Fällen, wo eine von der gewöhnlichen abweichende Ver⸗ 
packungsart der Waaren und eine erhebliche Entfernung von ben 
in dem Tarif angenommenen Tarafäten bemerfbar wird, tft auch 
bie Zollbehörbe befugt, die Nettoverwiegung eintreten zu laſſen. 


3. Entrichtung des Eingangszolls. 


$. 19. Nach beendigter Revifion erfolgt die Entrihtung bes 
Eingangszolles. 

Der Waarenführer erhält darüber eine Quittung, und zwar, 
wenn die Declaration zweifach ausgefertigt worden if, auf dem 
einen Exemplar derfelben. 

Hat der Waarenführer über Waaren für verſchiedene Em- 
pfänger nur eine Derlaration übergeben, fo fann er verlangen, 
daß das Zollamt neben Ertheilung der allgemeinen Duittung auf 
dem Duplifate der Deelaration, auf jedem Frachtbriefe den ſum— 
marifchen Betrag des entrichteten Eingangszolles von den barın 

verzeichneten Waaren anmerke. 


4 Schluß ber Abfertigung. 
$. 20. In dem quittisten Exemplar der Declaration, oder 
in ber befonders dazu angefertigten Quittung, wird dem Waa⸗ 
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renführer vorgefchrieben, innerhalb welcher Frift und auf welcher 
Straße er feine Ladung durch den Grenzbezirk zu führen, und ob 
und bei welcher Kontrolfftelle er foldhe anzumelden habe, Sollen 
bie Waaren im Grenzbezirk bleiben, fo wirb demgemäß das Er— 
forderlihe bemerkt. 

$. 21. Hiermit iſt die Abfertigung gefchloflen, und ber 
Waarenführer erhält ſämmtliche Frachtbriefe und fonftige, in Bes 
zug auf feine Ladung von ihm übergebenen Papiere ($.2.), nach⸗ 
dem jedes einzelne Stiuf derfelben mit dem Zollftempel verfehen 
worden, zurüd, um fih damit gegen die Waarenempfänger über 
die Declaration der Waaren ausweifen zu können. 


5. Anmeldung bei einer Kontrolfftelle an der Binnenlinie. 
a) Beim Landiransport. 


6. 22. Iſt die fernere Anmeldung bei einer Kontrollſtelle an 
ber Binnenlinie vorgefchrieben, fo müffen derfelben die Ouittun« 
gen, oder die Duplifate der Declarationen übergeben werben. 
Die Ladung wird mit biefen fie begleitenden Papieren äußerlich 
verglichen, welche, wenn ſich dabei nichts zu erinnern findet, der 
Waarenführer, mit der Befcheinigung über die gefchehene Anmel- 
dung verſehen, zurüd erhält. Die Kontroffftelle ift indeſſen auch 
zur näheren, und bei erheblichen Gründen ſelbſt zur fpeziellen 
Reviſion befugt, 2 | 


b) Beim Wafler-Transport: 


$. 23. Waarentransporte auf großen Strömen in Gefäßen, 
die eine Tragfähigkeit von 5 Laften (Die Laft zu 4000 Pfund) 
und darüber haben, find fur zur einmaligen Anmeldung im Grenz 
zollamte und nicht zu einer zweiten bei einer Kontrollftelle an der 
Binnenlinie verpflihtet. Dagegen unterliegen Transporte in 
fleineren Gefäßen, wie bei dem Berfehr zu Lande in den vorges 
fhriebenen Fällen, der nochmaligen Anmeldung bei einer ſolchen. 


6. Abfertigung zollfreier Gegenſtaͤnde. 


F. 24, Ueber zollfreie Gegenflände, fo weit fie nah F. 1. 
anzumelden, erhält der Waarenführer einen Legitimationsfchein, 
um fich damit bei dem weitern Transport durch den Grenzbezirk 
ausweifen zu können. 

c) Weitere Behandlung, wenn die Waaren bei dem Eingangsamte niedergelegt 
werben follen. 

$. 25. Wenn eingegangene Waaren bei dem Fingangsamte 
niedergelegt werben follen, fo ift zu unterfcheiben: 

a) ob der Drt das vollfländige Niederlagsrecht ($. 60.) Hat; 
ober 
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b) ob nur ein gewöhnliches Zolllager ($. 60) bei dem Haupt⸗ 
zollamte vorhanden if. | | 
Im erften Falle ift das Abfertigungsverfahren durch das für 

ben Drt erlaffene Padhofsregulativ ($. 67.) beftimmt, 

In dem zweiten Falle erfolgt die Annahme ver Waaren zum 

Lager, nach vorausgegangener fpezieler Revifion, auf den Grund 

der Eingangsberlaration. 


a) Weitere Behandlung, wenn die Waaren nad) einem Orte beſtimmt find, mo 
fich eine öffentliche Niederlage für unverzollte Waaren befindet. 4 
$. 26. Sind Waaren nah einem Orte beflimmt, wo fich 
eine Hffentlihe Niederlage für unverzollte Waaren befindet, und 
wird vor dem Waarenführer darauf angetragen, folche unverzolft 
dahin abzulaffen, fo muß für den Eingangszoll entweder durch 
Pfandlegung, oder durch einen fihern Bürgen, der ſich als Selbft- 
fhulpner verpflichtet und den -bürgfchaftlihen Nechtsbehelfen ent= 
fagt, Sicherheit geftellt werden. Ob ſtatt derfelben in einzelnen 
Fällen die Begleitung des Transportd auf Koften des Waaren- 
. führers Statt finden könne, hängt von ber Beſtimmung des Abs 
fertigungsamteg ab. | | 

Die Pfandlegung oder Bürgſchaft muß, wenn die Waare 
genau befannt if, auf den zu berechnenden Betrag des Eingangs 
zolls, fonft aber auf den höchſten Zollfag gerichtet werben, 

Das Abfertigungsamt ift befugt, bekannte ſichere Waarenfühs 
rer, fowohl In⸗ als Ausländer, von der Sicherheitsleiftung zu 
entbinden. 

F. 27. Das Abfertigungsamt bat die Waaren zur Reviſion 
zu ziehen. Diefe ift eine allgemeine, infofern nicht befonbere 
Gründe eine Ausnahme erfordern. Statt der Zollentrichtung 
tritt die Ertheilung eined Begleitfcheing Nr. L ($. 41.) ein, und 
die Waaren werben unter Verſchluß geſetzt. | 

Auch können nach den Nieverlagsorten Waaren auf Begleit- 
fein Nr. IL. (F. 50.) abgelaffen werben, um bei den dort be- 
ſtehenden Zollftellen fofort zur Verzollung zu gelangen, | 

Die erforderliche Legitimation zur Durchfahrung des Grenz- 
bezivts erhält der Waarenführer in dieſen, wie in allen übrigen 
Fällen der Begleitfchein- Ertheilung, nach Vorſchrift des S. 29. 
duch das Duplifat der Derlaration, 

6. Weitere Behandlung, wenn bie Waaren ge Verzollung bei einem Amte ohne 
Niederlage beclarird werben, 

F. 28. Für die Prüfung der Zuläffigfeit des Antrags, Waa⸗ 

ven unverzollt abzulaffen, um bei einem hierzu befugten Amte ohne 

Niederlage die Berzollung vorzunehmen, gelten besiehungsweife 

die Borfchriften des 5. 26. Wird der Antrag zuläflig befunden, 
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fo erfolgt die fpezielle Revifion ganz ebenfo, als wenn der Ein- 
gangszoll fofort entrichtet werben follte. 

Nah Beendigung derfelben wird ein Begleitfchein Nr. II. 
($. 50.) ertheilt, wogegen bie Anlegung des Verſchluſſes unterbleibt. 


f) Weitere Behandlung, wenn die Waaren zur unmittelbaren Durchfuhr ber 
flimmt find. 


1. Allgemeine Vorfchriften, 


6. 29. Bei den Abfertigungen zur unmittelbaren Durchfuhr 
werden bie Waaren fo weit vevibirt, als ſolches zur Ermittelung 
des Durchgangszolls erforderlich iſt. Die fpezielle Reviſion Tann 
unterbleiben, wenn die Waaren auf einer Straße burchgeführt 
werben follen, für welche ein Unterfchied in dem Durchgangszoll, 
den Gegenftänden nad, nicht flatt findet, oder, wenn da, wo cin 
ſolcher Unterfchien befteht, der Waarenführer den Durchgangszoll 
nad dem höchſten Satze für die zu befahrende Straße entrichtet, 
in beiden Fällen jedoch unter ber Borausfegung, daß Die Waaren, 
worüber das Zollamt allein zu entſcheiden hat, unter völlig fihern 
Berfhluß genommen werben können. 

Nach Beendigung der NRevifion wird der Durchgangszoll er- 
hoben, wobei für bie Ertheilung der Duittung die im 6. 19. wes 
gen des Eingangszolls gegebenen Beflimmungen gelten und für 
den Unterfchied zwifchen dem Durchgangs- und dem auf den an- 
gemeldeten Waaren ruhenden Eingangezoll die Sicherheit nach den 
Beftimmungen des $. 26. zu Teiften if. Hiernächſt wird ein Be- 
gleitfchein Nr. I. ausgefertigt, und der Waarenverfchluß angelegt. 
Wegen des weitern Verfahrens mit den Begleitfcheinen fommen bie 
Borfhriften SS. 36. 43. und folgende in Anwendung. 


2. Beſondere Vorfchriften. 
a) Für Waaren, wovon der Ausgangszoll höher iſt, ale der Durchgangszoll. 


F. 30. Werden Waaren zur unmittelbaren Durchfuhr deela⸗ 
rirt, von welchen der Eingangszoll höher ift, als der Durchgangs⸗ 
zoll, fo unterbleibt die Begleitfchein-Ausfertigung. 

Statt derfelben wird in dem Duplifat der Declaration außer 
ber gewöhnlichen Zollquiitung, angegeben, daß und wie die Waa- 
ren unter Verſchluß gefegt worden find, und innerhalb welder 
Frift und über welches Zollamt der Wiederausgang derfelben ohne 
weitere Zolfentrichtung erfolgen dürfe, 


b) Auf kurzen Steaßenftreden, 


6. 31. Auf furzen durch das Land führenden Straßen kön⸗ 
nen bei der Abfertigung Erleichterungen eintreten, welde dann 
beſonders bekannt gemacht werden follen, 
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c) Auf Fluͤſſen, auf welche befondere Staateverträge Anwendung finden.- 
$. 32. Beim Tranfit auf Flüffen, für welde in Folge bes 
ſtehender Staatsverträge bejondere Sicherungsmaaßregeln zum 
Schutze der Zolleinrichtungen durch Manifeltirung, Verfchluß der 
bazu gehörig vorgerichteten Schiffe oder durch Schifföbegleitung 
u. f. mw. vereinbart find, treten dieſe, fo weit fie Platz greifen, 
au die Stelle des gewöhnlichen Abfertigungsverfahrensg und es 
ergeben hierüber befondere Bekanntmachungen, 


Il, Beim Waaren - Ausgange, 
A. Waaren, die einem Ausgangszoll unterworfen find, 


S. 33. Werden Waaren ausgeführt, welche mit einem Aus⸗ 
gangszolf belegt find, fo muß der Zoll entweder bei dem Grenz« 
Zollamte, über welches der Ausgang ftattfindet, oder vorher bei 
einem hierzu befugten Amte im Innern entrichtet werben, 

S. 34, Dei der Declaration der ausgehenden Waaren find 
die Vorfohriften der SS. 5—10, und bei der Revifion die Vor⸗ 
fohriften der Sg. 12— 18. zu beobachten, Tegtere jedoch mit der 
Maafgabe, daß die Prüfung darauf gerichtet wird, daß nicht 
mehr und feine mit einem höhern Zolle belegte Waare, als decla⸗ 
rirt worden, ausgehe. | 
635. Ueber die Zolfentrihtung wirb auf dem Dupfifate 
ber Declaration quittirt, | 

Sf der Ausgangszoll bei einem Amte im Innern entrichtet, 
fo wird in der Quittung zugleich bemerkt, auf wie lange folde 
gültig ifl, und welche Straße nad der Angabe des Waarenfüh— 
vers befahren werben muß. 

Der Ausgang darf nur über ein Grenz- Zollamt flattfinden, 
bei welchem die Quittung vorgezeigt werden muß. Die Ladung 
wird mit der Quittung verglichen, und wenn ſich dabei nichts zu 
erinnern findet, Yeßtere mit darauf gefester Bemerkung, daß der 
Ausgang erfolgt fei, dem Waarenführer zurüdgegeben, 

. Wählt der Waarenführer die Entrichtung des Ausgangszolls, 
bei dem Grenz-Zollamte, fo ift er, infofern die. Berfendung nicht 
aus einem Orte des Grenzbezirts felbit erfolgt, jedesmal zur An- 
meldung und Stellung der Waare bei einer Kontrollſtelle an ber 
Binnenlinie, oder zunächſt derſelben verpflichtet. 

Er leiſtet dafelbft Sicherheit für die Entrichtung des Zolles 
bei dem Grenz⸗Zollamte und erhält einen Legitimationsfchein ($.83.) 
über die Waaren, um ſich im Grenzbezirfe ausweifen zu fünnen, 
Die erfolgte Abgaben-Entrichtung wird von dem Grenz⸗Zollamte 
auf dem Legitimationsfcheine bemerft und Tegterer zurüdgegeben 
um zur Einlöfung des Pfandes bei der Kontroliftelle zu dienen. 
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B. Waaren, deren Ausfuhr erwiefen werden muß, 


6. 36. Kommt ed auf den Beweis ber wirklich erfolgten 
Ausfuhr an, fo muß der Waarenführer den Begleitfehein, welcher 
ihm auf feinen Antrag augsgefertigt wird, von der an der Bin 
nenlinie belegenen Kontroliftele (wenn bie zum Zollamte führende 
Straße mit einer folchen befegt ift) befcheinigen Yaffen, und die 
Waaren daſelbſt zur Belichtigung ftellen. ‚Hierauf muß ohne Un- 
terfehied, ob eine. Voranmeldung ftatt gefunden hat, oder nicht, 
die Waare bei demjenigen Grenz-Zollamte angemeldet und geftellt 
werben, über welches bie Ausfuhr nad Inhalt des Begleitfcheing 
gefchehen fol, und diefes bewirkt bie Abfertigung, nachdem es 
ſich durch genaue Revifion der Waare die Ueberzeugung verfchafft 
bat, daß diejenigen Gegenftände vorhanden find, auf welde der 
Begleitfehein lautet. Ä 

Iſt eine diefer Förmlichfeiten verabfäumt, fo bleibt es dem 
Ermeffen des Finanzminifterd überlaffen, ob der Ausgang in Bezug 
auf die Anfprüche der Zolfverwaltung als erwiefen anzunehmen ſei. 


C. Waaren, die einem Ausgangs-Zolle nicht unterworfen find, 


$. 37. Gehen Waaren aus, die einem Ausgangs Zolle 
nicht unterworfen find und deren Ausgang auch nicht erwiefen zu 
werden braucht, fo bedarf es einer Anmeldung bei dem Ausgangs- 
zollamte in der Regel nit, die Waaren unterliegen aber der 
gewöhnlichen Transportfontrolfe im Grenzbezirfe (SS. 83. u, flg.) 

Das Gepäd der Neifenden ift bei dem Ausgange nur aus 
befonderen Verdachtsgründen einer Reyifion unterworfen. 


II. Befondere Borfhriften für die Behandlung des 
Verkehrs mit den Staats-Poften, 


A, Gewöhnliche Fahr⸗Poſten. 


F. 38. Die mit gewöhnlichen Fahrpoſten eingehenden Waa⸗ 
ren müſſen mit einer Inhaltserklärung in deutſcher oder franzö— 
fifeher Sprache verfehen fein, und werden im erſten Umfpannungs« 
orte entweder repidirt oder unter Verſchluß gelegt. 

Die Entrichtung - des Cingangszolles erfolgt demnächſt im 
MWohnorte des Empfängers, oder, wenn feine bazu befugte Erbes 
bungsbehörde daſelbſt vorhanden ift, bei der zunächſt gelegenen, 

Die zum Durchgange beftimmten Poftftüde werben im letzten 
Umfpannungsorte von den Zollbeamten des Berfchluffes wegen 
nachgeſehen und der Durchgangszoll wird von dem Poflamte vor⸗ 
ſchußweiſe berichtigt, 

Sollen Gegenftände mit der Por verfenbet werben, welche 
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einem Ausgangszolle unterliegen, fo muß biefer vorher entrichtet 
werden. 

Das Paffagiergut wird im erften Umfpannungsorte revibirt 
und abgefertigt. 

Defteht daffelbe aber in Gegenftänden, welche zum Handel 
beftimmt find, fo fommen die allgemeinen Borfchriften für bie 
MWaarensAbfertigung zur Anwendung. 

Die näheren Beftimmungen wegen der Behandlung des Vers 
kehrs mit den Sahrpoften find in einem befondern Regulative 
enthalten. *) | 


B. Extrapoſten. 
1. Mit Neifenden und Relfegepäd. 
S 39. Für alle vom Auslande eingehenden Straßen, welche 





) In diefer Beziehung erging 

a) Die K. D. vom 4. Juni 1825. (Anu. Bd. IX, p. 972.) 

Auf den Bericht des Staats-Minifterii vom 16. d. M. genehmige Sch bie 
Maaßregeln, über welche fih der Sinanzminifter uud der General-Poflmeifter zum 
Behuf der Sicherfiellung der Abgaben von den mit der Poſt ans dem Auslande 
eingehenden Waaren ohne wefentlihes Erſchwerniß der WaarensBerfendungen 
vereinigt haben. 

Dem zufolge will Ich Hierdurch beſtimmen, baß 

4) die eins, durch⸗ oder ausgehenden Poſtſtücke mit einer ber Adreſſe beigefügten 
Inhalts⸗Erklaͤrung zur Einſicht der Grenzämter verfehen fein müflen, und 
dag alle, ohne ſolche Declaration im verpadien Buflande eins und burchges 
hende Boftftüde, bei denen die Waarengattung, die darin enthalten ift, nicht 
mit genügenber Ueberzeugung durch die äußere Befichtigung wahngenoms 
men werben kann, vie höchften Säge der Eins und Durchgangs⸗Abgaben 
entrichten follen. 

2) Die vom Auslande eingehenden Polflüde find an der Grenze unter Steuer 
Verſchluß zu nehmen, welches koſtenfrei geichieht, wenn bie Ballen verfchlußs 
fähig gepackt find, wogegen die chne verfchlußfähige Verpackung eingehens 
Fi Poſtſtücke auf Koften der Empfänger in verfchlußfähigen Zuftand vers 

- jegt werben. - 

3) Die Eröffnung der Packete und Befichtigung der darin befindlichen Waaren 
fo wie die Erhebung der davon zu entrichtenden Steuern, gefchieht im Innern 
von den Haupt⸗Aemtern und von den mit Ober-Stontrollenren verfehenen 
Unter-Aemtern, fann jedoch an Orten, wo fih das Beduͤrfniß dazu zeigt, 
auch von andern UntersAemtern erfolgen. 

Sch weife Sie, den Finauz Minifter, an, viefe Vorfchriften öffentlich befannt 
zu machen, auch im Ginverfländnifle mit dem GeneralsPofmeifter Sorge zu tra⸗ 
gen, daß die Steuer⸗ und Poſtbeamten nach der ihnen zu eriheilenden Inſtruktion 
biefem gemäß pflidytmäßig verfahren. ° 

b) Eine Belanntmahung und refp, Auweiſung vom 27. Septemb, 
1825. (Ann. 1. c.), welche die betr. freciellen Borfchriften für die Abferti⸗ 
gung der mit den Poften eingehenden Waaren enthält. 

c) Ein Verzeichniß ger Orte in Preußen und ben mit ihm verbundenen Staas 
ten, wo bie mit den Poften vom Auslande eingehenden Gegenſtaͤnde revidirt 
und verzollt werben koͤnnen und einen Nachtrag dazu enthält das Centrlbl. 
Shrg. 1839. p. 203. u. 1840. p. 288. 
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von Extrapoften befahren werden, werden die Orte beſtimmt, und 
Öffentlich befannt gemacht, wo die Ertrapoit-Reifenden verpflichtet 
find, anzuhalten, ihr Reiſegepäck zur Nevifion zu ftellen, und von 
zolfpflichtigen Gegenftänden den Eingangszoll zu entrichten, 
Gegen Leiſtung volltändiger Sicherheit für den höchſtmögli— 
hen Zollbetrag, Tann die Reviſion beim Eingange unterbleiben, 
der Waarenverfchluß muß aber angelegt, und die weitere Behand— 
lung einem zujtändigem Amte im Innern, oder dem Ausgangsamte 
vorbehalten bleiben, 


2. Mit Kaufmannswaaren. 


Extrapoſten mit Kaufmannswaaren ſiud den allgemeinen 
Borfriften unterworfen. Sie werben ohne Rüdfiht auf den 
Drt, wo fi die Poftftation befindet, bei dem Grenz-Zollamte re— 
pidirt, gehen aber in der Abfertigung anderen Waaren vor. 


Bweiter Abſchnitt. 


Bon verfhiedenen Einrichtungen und Anftalten zur Erhebung und 
Sicherung der Zölle, 


J. Bonder B egleitſchein-Kontrolle. 
"A. Zweck und Ausfertigung ber Begleitſcheine. 


F. 40. Begleitfcheine find amtliche Ausfertigungen zu dem 

Zwecke, entweder 

a) den richtigen Eingang im inländiſchen Beſtimmungsorte, oder 
die wirflich erfolgte Aus» oder Durchfuhr folder Waaren 
zu fichern, bie fih nicht im freien Verkehr befinden, fondern 
auf welchen noch ein Zollanfpruch haftet (Begleitfehein Nr. 
1.), oder 

b) lediglich die Erhebung des durch vollftändige Reviſion ermit- 
telten und feflgeftellten Eingangszolles für folhe Waaren 
einem andern dazu befugten Amte gegen Sicherheitsleiſtung 
zu überweifen (Begleitfhein Nr. IL) 


B. Begleitichein Nr. 1. 
1. Wefentlicher Inhalt vefielben. 


'$. 41. Der Begleitfchein Nr. L, welcher die Ladung bie 
zum Beitimmungsorte begleiten muß, foll ein genaues Verzeich⸗ 
niß der Waaren, auf die er Tautet, nah Maßgabe ber vorhan⸗ 
benen Declaration, die Zahl der Rolli, Fäffer u. f. w. deren 
Dezeihnung, ferner den Namen und Wohnort der Waarenem- 
pfunger, das Erledigungsamt, fo wie ben Zeitraum enthalten, für 








—— — — — — — 
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welchen er gültig it, ober innerhalb deſſen der Beweis der ers 
reichten Beftimmung geführt werben muß. 

Der nad) Umftänden und Entfernung abzumeffende Zeitraum 
fol in der Regel für den Transport zu Lande und auf Strö⸗ 
men vier Monate, beim Transport über See aber ſechs Monate, 
nicht überfchreiten. Iſt der beftimmte Zeitraum wegen ungewöhn⸗ 
licher Zufälle nicht inne gehalten worden, fo entfcheidet die dem 
Ausfertigungsamte vorgejegte Oberbehörde, ob die gefeglichen 
Tolgen diefer Berfäumniß eintreten follen, oder eine weitere Nach⸗ 
fiht zu geftatten tft. 

Auch fol in dem Begleitſchein bemerkt werden, ob und durch 
welche Pfänder oder Bürgfchaften Sicherheit für die Erreichung 
‚des Beſtimmungsortes geleiftet, fo wie ferner, welde Art des 
Waarenverfehluffes gewählt und wie derfelbe angelegt worden iſt. 


2. Beſchränkungen bei ber Begleitfchein-Ausfertigung auf Aemter im Innern 
mit Niederlage. 

$. 42, Bei der Declaration zur Abfertigung auf Aemter 

im Innern mit Niederlage werden Begleitfcheine, wenn deren 

Ertheilung auch fonft zuläffig wäre, nur dann gegeben, wenn der 

Eingangszoll von den Waaren, auf welche ein DBegleitfchein be= 
gehrt wird, über drei Thaler beträgt. 

Eine Ausnahme hievon findet nur in Betreff der Reifenden ftatt. 


3 Verpflichtung aus dem Begleitfcheine. 

8 43. Derjenige, auf deſſen Verlangen ein Begleitfchein 
ausgeftellt wird, (Extrahent des DBegleitfcheins), übernimmt mit 
Der Unterzeihnung und dem Empfang deffelben die Verpflichtung, 
für den Betrag des Eingangszolls von den darin verzeichneten 
Waaren, und. wenn die Art berfelben durch fpezielle Reviſton nicht 
feftgeftellt worben, für den Betrag dieſes Zolled nach dem darauf 
anzumwendenden höchſten Erhebungsfag des Tarifs zu haften, ins 
gleichen bie Verbindlichkeit, diefelbe Waare in unveränderter Ges 
flalt und Menge in dem beitimmten Zeitraume und an dem an- 
gegebenen Orte zur Reviſion und weitern Abfertigung zu ftellen. 


4. Nachweis, daß diefelbe erfüllt worden ſei. 

F. 44. Diefe BVBerpflichtungen erlöfchen nur bann, wenn 
durch das im Begleitfchein beflimmte Amt befcheinigt wird, daß 
jenen Obliegenheiten völlig genügt fei, worauf ſodann bie Löfchung 
der geleifteten Sicherheit oder Bürgfchaft erfolgt. 

5. Folgen vorfommenber Gewichisunterfchiede. 


F. 45. Das auf den Grund allgemeiner oder fpezicller 
Reviſion beim Eingang ermittelte und im Begleitfchein angegebene 
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Gewicht, dient fin der Regel zur Grundlage, nad) welcher bie 
VBerzollung der eingegangenen Waaren, es fei zum. Verbrauch 
im Lande oder für den Durdgang, zu leiften tft, unbefchabet je= 
doc der näheren Unterfuchung, welche wegen - etwa vorgefommes 
ner Irrthümer in der Abfertigung oder wegen verſuchter Zolldes 
fraudationen einzuleiten ifl, wenn bei der im Beſtimmungs- oder 
Ausgangsorte veranlaßten abermaligen Berwiegung ſich Gewichte 
verfehiedenheiten gegen das beim Eingange ermittelte Gewicht her— 
ausftellen.*) | ' 

Gewichtsunterfchiede von 2 Prozent und darunter, gegen 
das beim Eingang über die Grenze ermittelte Gewicht der eine 
zelnen Kolli oder einer zufammen abgefertigten gleichnamigen 
Waarenpoft, bleiben indeffen bei der Abfertigung am Beftine 
mungss oder am Ausgangsorte für die Staatsfaffe fowohl als 
für die Zollpflichtigen bergeftalt außer Berüdfichtigung, daß fol- 
hen Falls die Zollffchuldigfeit unbedingt nach dem beim Eingange 
ermittelten Gewichte zu bemeffen ift, 


6. DBerpflihtung des Waarenführers bei eintretender Transportverzögerung. 


$. 46. Sollten Naturereigniffe oder Unglüdsfälle bei dem 
Transporte innerhalb Landes den-Waarenführer verhindern, feine 
Reife fortzufegen und den Beftimmungsort in dem durch den 
Begleitſchein feitgefeten Zeitraume zn erreichen, fo ift er verpflichs 


°) Das C. R. d. FM. v. 15. Ianuar 1842. (Centribl. p. 127.) ents 
Hält in Bezug auf den $. 45. der Zollordnung im Wefentlichen folgende auf 
en Bereinigung unter ben zum Zollverbande gehörigen Staaten beruhende 
rundjäße. 
1. Bei Waaren, welche auf größeren Flüfien (3. B. Rhein und Elbe) nach 
beſonders vorgefchriebenen Normen unter Schiffsverfchluß oder Begleitung abges 
“fertigt werden (f. oben 6. 32. der Sollordnung S. 313) bleiben die Beftimmuns 
gen des $. 45. ganz außer Betracht. Sie werden vielmehr bei dem im Des 
: geeitigein genannten Amte ganz nah den für die erſte Revifion eingehender 
aaren vorgefchriebenen Maaßregeln behandelt. 
11. Bet allen andern auf Begleitfchein I. eingehenden Waaren ift dagegen 
1) eine Abfertigung ohne alle Verwiegung unzuläffig, und wo fie 
dennoch unterblieben ift, hat das Empfangsamt das im Begleitfchein "als 
declarirt angegebene Gewicht als das wirklich ermittelte anzufehen. 
2) Brobeweife Be twiegung muß auf bie fonft unbedenklichen Fälle des 
wirfliden Bedürfniſſes eingefchränft, bei entitandenen Differenzen 
zwifchen dem angemeldeten und dem ermittelten Gewicht aber die ganze 
Waarenpoſt vollftändig vertwogen werben, Finden fich Feine oder nur 
die gewöhnlichen vorſchriftsmaͤßig fir unerheblich zu erachtenden Differenzen 
fo ift bei dem Empfangsamte 
a) bes probewelfe vertwogenen Theils der Waarenpofl das hiebei 
ermittelte 
b) rüdfichtlich des nicht verwogenen Theile, das declarirte Gewicht ber 
Derzollung zum Grunde zu legen, 
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tet, dem nächſten Zoffs ober Steueramte Anzeige davon zu mas 
hen, welches der Fünftigen Erledigung des Bürgfchaftspunftes 
wegen, entweder den Aufenthalt auf dem Begleitfchein bezeugen 
oder, wenn bie Fortſetzung ber Reife ganz unterbleibt, die Waa⸗ 
ren unter Auffiht nehmen muß. | 

Privatbefheinigungen können dieſe amtlihe Beurkundung 
nicht erſetzen. 

7. Wie zu verfahren ift, | 
a) wenn eine Ladung für verſchiedene Empfänger oder Orte beflimmt iſt. 

F. 47. Der Begleitſchein-Extrahent kann verlangen, daß 
für jeden Waarenempfänger ein beſonderer Begleitſchein ertheilt 
werde; mindeſtens aber muß, wenn die Ladung für verſchiedene 
Orte beſtimmt iſt, für jeden Abladeort ein eigener Begleitſchein 
ausgefertigt werden. | 

b) wenn die Beſtimmung der ganzen Ladung unterivegs verändert wird. 


F. 48. Wenn eine Waarenladung, worüber nur ein Bes 
gleitfchein ertheilt worden, eine veränderte Beftimmung erhält, fo 


muß bies fofort dem nächſten Amte angezeigt werben, weldyes 


alsdann, infofern hierdurch in den übrigen von dem Ertrahenten 
des Begleitſcheins aus, letzterem übernommenen Berpflichtungen 
nichts geändert wird, ben abgeänderten Beftimmungsort auf dem 
Begleitſcheine nachrichtlich zu bemerfen befugt if. 

c) wenn eine Ladung unterwegs getheilt werben muß. 

& 49, Machen befondere VBerhältniffe es nöthig, daß eine 
Waarenladung, worüber nur ein Begleitfchein ausgefertigt ift, 
während bed Transports getheilt werben muß (was jedoch nur 
der Kollizahl, nicht aber dem Inhalte der einzelnen Kolli nach, 
gefhehen darf) fo foll dem Waarenführer freiftehen den Begleit- 
ſchein bei dem nächſten Hauptzoll- oder Hauptfteueramte abzuge- 
ben und bie Ladung dafelbit auf ſolche Weile unter Aufficht ftel= 
len zu Taffen, dag nad Berichtigung der älteren Verpflichtung 


neue Begleitf'heine auf einzelne Theile der Ladung ausgefertigt 
werben Tönnen, 


C. Begleitfhein Nr. I. 
1. Wefentliher Inhalt deſſelben. 

S. 50. Der Begleitfchein Nr. IL. fol die Menge und Gat- 
tung der Waaren nach den Ergebniffen der fpeziellen Reviſion, 
die Zahl der Kolli, Fäſſer u. f. w. und deren Bezeichnung, ben 
Namen und Wohnort des Waarenempfängers, den Betrag bes 
geftundeten Eingangszolls, wo derſelbe zu entrichten, welche Si- 
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cherheit geleijtet, was wegen Borlegung des Begleitfcheind und 
Stellung der Waaren zu erfüllen ift, fowie den Zeitraum ent⸗ 
halten, für welchen er gültig fein fol, oder innerhalb deſſen der 
Beweis der erfolgten Zollentrichtung geführt werden muß. 

Die Stellung der Waaren im Beftimmungsorte ift nur fo 
weit erforderlich, als folches in Bezug auf die Waarenfontrolle 
im Binnenlande ($. 92. u. flg.) vorgefchrieben if. 

Wegen Beftimmung der Gültigfeitsfrift gelten die Vorſchrif⸗ 
ten des F. Al.*) 


- 


2. Beichränfung bei deren Ertheilung. 


S. 51. Begleitfcheine Nr. IL, werden nur dann ertheilt, 
wenn der Eingangszoll von den Waaren, auf welche cin Bes 
gleitfchein begehrt wird, 10 Rthlr. oder mehr beträgt. 


3. Verpflichtung aus dem Begleitfcheine. 


F. 52. Seber, auf beffen Verlangen ein Begleitſchein aus- 
geftellt wird, übernimmt aus Testerem die Verpflichtung, für den 
Eingangszolf zu haften und benfelben in dem beftimmten Zeitraume 
bei der dazu bezeichneten Exrhebungsftelle zu entrichten, auch das⸗ 
jenige zu erfüllen, wad wegen Stellung der Waaren und Abgabe 
des Begleitfiheing im letzteren vorgefchrieben wird, 


4. Nachweis, daß dieſelbe erfüllt worden ſei. 


$. 53. Diefe Berpflihtung erlifcht, fobald dem Waaren- 
führer dur das zur Empfangnahme des Eingangszolles beftimmte 
Amt befcheinigt wird, dag er jenen Obliegenheiten völlig genügt 
habe, worauf fobann bie Löſchung der geleifteten Sicherheit oder 
Bürgſchaft erfolgt. 


D. Borbehalt eines fpeziellen Regulativs über die Begleitfcheins 
ausfertigung. ; 


F. 54. Ueber das bei der Ausfertigung und Erledigung 
der Begleitfcheine zu beobachtende Verfahren wird ein beſonderes 


*) Ueber die Folgen einer Meberfchreitung der Gültigkeits⸗Friſt bei Begleit⸗ 
föeinen No. 1. befiimmt das R. d. 5. M. v. 18. Auguſt 1841. (Centrlbl. 
. 190.): - 

P Bei Ucherfchreitung der Gültigkeitsfrift in Begleitfcyeinen IL. läßt fich eine 
Dronungsftrafe nach F 52. der Zollordnung imd $. 18. des Bollfiraf-Ges 
feßes (f. unten) zwar rechtfertigen, in der Regel wird jeboch davon Abſtand 
zu nehmen und nur da Gebrauch zu machen ein, wo ber Begleitfcheln über 
Waaren lautet, die der Kontrolle im Innern unterliegen und in konirollpflich⸗ 
tiger Menge transportirt werben. 
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Regulativ erlaffen und, fo weit bei deffen Inhalt das Publikum 
betheiligt ift, auszugsweife befannt gemacht. *) ' 


1. Bondem Waarenverfchluffe, 
1. Zweck vefielben. 


$. 55. Der Waarenverfchluß fol das Mittel fein, ſich zu 
verfichern, daß die Waare bis zur Löſung bes Berfchluffes durch 
ein dazu befugtes Amt, nad) Menge, Gattung und Befchaffenheit 
unverändert erhalten bleibe, 


2. Worin er beftcht, auch waun und wie er anzulegen iſt. 


$. 56. Er beitebt in ber Regel in ausgeprägten Bleien 
(Plomben), begreift aber auch die Anwendung jedes andern paſ⸗ 
fenden Verſchlußmittels 3, DB. die Berflegelung u. |. w., in ſtch. 
Das abfertigende Amt hat allein zu beftimmen, ob Verſchluß 
eintreten, welche Art deffelben angewendet und welche Zahl von 
Dieien, Siegeln u. f. w. angelegt werden fol, Es kann verlans 
gen, daß derjenige, welcher die Abfertigung begehrt, die Vorrich⸗ 
tung treffe, welde es für nöthig hält, um den Verſchluß anzu⸗ 
bringen. 
ie bie am häufigften vorkommenden Berpadungen befchafs 
fen und vorgerichtet fein müſſen, um als verfchlußfählg aners 
kannt werden zu können, ergiebt eine befondere Anleitung, welche 
bei den Aemtern ausgehängt und auf Verlangen gegen Erfats 
tung der Papiers und Drudfoften verabreicht wird, 


3. Koften deſſelben. 


F. 57, Das Material an Blei, Lad, Licht und Verſiche⸗ 
rungsfchnur hat die Zollverwaltung anzufchaffen, welche bafür 
die im Tarif feſtgeſetzten Gebühren zu beziehen befugt if. 

Das Übrige zu der Vorrichtung erforberlihe Material hat 
derjenige zu beforgen, welcher die Waare zum Verſchluß ſtellt. 


4. Verfahren bei Berlegung des Verſchluſſes. 


F. 58. Bei eingetretener Verlegung des Waarenverfchluffes 
fann in Folge des Begleitfcheing für die Waaren, je nachdem fie 
genau befannt find oder nicht, die Entrichtung ihres tarifmäßigen 
oder des höchſten Eingangszolled verlangt werben. 

Wird der Verſchluß nur durch zufällige Umflände verlegt, 
fo Tann der Snhaber der Waaren bei dem nächſten zur Ders 
fhlußanlegung befugten Zolf- oder Steueramte auf genaue Uns 


. 


*) Das vorbehaltene Begleitſcheinregulativ if unter dem 25. Novbr. 1839 
erichienen und im Anbange zur Zollordnung unter No. 1. mitgenhei, 
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terfuchung des Thatbeflandes, Reviſion ber Waaren und neuen 
Berfhluß antragen, - 

Er läßt fih die Darüber aufgenommenen Verhandlungen aus⸗ 
händigen, und giebt fie an dasjenige Amt, welchem die Waaren 
zu ftellen find, ab, Die dem Amte am Beftimmungsorte vorge- 
feste Oberbehörde wird alddann entfcheiden, in wiefern die eben 
angegebene Folge des verlegten Waarenverfehluffes eintreten fol 
oder zu mildern iſt. 


IM, Bon den Niederlagen unverzollter Waaren. 


A. Packhöfe, Hallen, Lagerhäuſer, Freihäfen. 
1. Was darunter verſtanden wird. 


* 6, 59. Deffentliche Niederlagen, in welchen fremde unver 
sollte Waaren unter Aufficht des Staats aufbewahrt werben, hei= 
Ben Padhöfe, Hallen, Lagerhäufer und Freihäfen. 


2. Nieberlagsrecht, Lagerfrift und Lagergelb. 


S. 60. Das Recht, fremde, unverzollte Waaren auf ge— 
wiffe Zeit in einem Padhofe niederzulegen, heißt das Niederlage- 
reiht, dieſe Zeit Die Lagerfrif, und die Gebühr für die Benut- 
zung Das Lagergeld. Ä 

Das Niederlagsrecht wird nur Kauflenten, Spebiteuren und 
Sabrifanten, und auch biefen nur für foihe fremde Waaren be= 
willigt, von welchem ber Durchgangszoll geringer als der Eins 
gange= oder als der Ausgangszoll, oder ald beide zuſammen ift, 
und welche nicht durch bie befonderen Packhofs-Regulative von 
der Lagerung ausgefchloffen find, 

Auf Wein findet das Nieberlagsreht nur ausnahmsweiſe 
und nur dann Anwendung, wenn dazu geeignete Räume im 
Packhofe vorhanden find, und die Weine Feine Behandlung ers 
ordern. 

Die Lagerfrift fol einen Zeitraum von zwei Jahren nicht 
überfchreiten. 
3. Betrag des Lagergelves, 

$. 61. Das Lagergeld wird für jeden Padhof nad dem 
örtlichen Koftenbedarf befonders feftgeftellt, darf jedoch (wo die 
Niederlagen für Rechnung des Staates verwaltet werben) bie 
folgenden Säge nicht überſchreiten. 

Für das Lager monatlich 
a) von trodenen Waaren vom Gentner z'; Xhaler, 

b) von flüffigen Waaren vom Gentner Thaler. 
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4. Nechte des Staats auf bie Waaren Im Packhofslager. 


$. 62. Die im Pachhofslager befindliche Waare haftet dem 
Staate unbedingt für bie Davon zu entrihienden Abgaben nad 
demjenigen Tarif, welder am Tage der Berzollung gültig ift. 

Wird bie Berabfolgung der Waaren aus dem Padhofslager 
vom Deponenten oder einer dritten Perfon verlangt, fo ift dieſem 
Berlangen nur unter den $. 16. bes Zollgefeges enthaltenen 
Beftimmungen zu willfahren, 


5. Befugniß zur Bearbeitung ber Waaren auf dem Lager. 


$. 63. Den Eigenthümern und Disponenten ber Tagernden 
Güter ſteht es frei, in der Niederlage unter Auffiht der Beam- 
ten, die Maaßregeln zu treffen, welde die Erhaltung der Waa⸗ 
ren nöthig macht, und leßtere zu dem Ende umzuftürzen, anders 
zu verpaden ober aufzufüllen. 

Das Nettogewicht oder der inhalt der Kofi bei der erften 
Reviſion ift jedoch auf diefen Fall als Grundlage der Verzollung 
feftzuhalten, fo wie bei der VBerabfolgung ber Waaren aus ber 
Niederlage feine Vergütigung für verzollte Waare erfolgt, welche 
zur Ergänzung der unverzoliten gedient hat. 

Veränderungen des Gewichts ber Tara find unter obigen 
Umftänden erlaubt. 

In wie weit eine Bearbeitung ber auf dem Padhofe Tas 
gernden Waaren auch für andere Iwede, als ben ber bloßen Er- 
haltung, ftatt finden könne, beftimmen bie befonderen Padhoföres 
gulative ($. 67.) nad den Srtlihen Bebürfniffen. 


6. Verminderung der Waaren während des Lagers, 


6. 64, Eine Verminderung der Waaren, welde erweislich 
im Packhofslager durch zufällige Ereigntffe ftatt gefunden hat, 
begründet einen Anſpruch auf Zoll-Erlaß. 

Unter folhen zufälligen Ereigniffen wird aber eine Vermin⸗ 
derung des Gewichts, welche durch Eintrodnen, Einzehren, Ver⸗ 
ftäuben und Berbunften ver Waaren und namentlih bei Flüffig« 
feiten durch die gewöhnliche Leffage entiteht, nicht verflanden, 


7. Verpflichtungen der Verwaltung rücfichtlich der Tagernden Waaren. 


$. 65, Die Padhofsverwaltung muß für die wirtbfchaftliche 
Erhaltung der Packhofsräume in Dag und Zah, für fihern 
Berfchluß derfelben, für Aufrehthaltung der Ruhe und Ordnung 
unter den im Packhofe befchäftigten Perfonen, fo wie für Ab- 
wendung von Feuersgefahr im Innern des Gebäudes und feinen 
nächſten Umgebungen durch Anfıhaffung und gehörige Inftandhals 
tung der erforderlichen Feuerlöſch-Gerähtſchaften ſorgen, und haf⸗ 

1* 
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tet für Beſchädigung der Iagernden Waaren, welche aus einer 
{hr zur Laſt fallenden Unterlaffung ober Vernachläſſigung dieſer 
Fürforge entfleben. Diefe Verpflichtung tritt erſt ein, nachdem 
die Waare in die Niederlage. aufgenommen, und amtliche Bes 
ſcheinigung hierüber ertheilt worben ift. | 

Andere Befchädigungen der Tagernden Waaren und Unglücks⸗ 
fälle, welche dieſelben treffen, hat die Padhofsverwaltung nicht 
zu vertreten. 


8. Berfahren mil unabgeholten Waaren, 
a) deren Eigenthuͤmer unbekannt if. 

F. 66. Sind Güter, deren Eigenthümer und Disponenten 
unbefannt find, ein Sahr im Padhofe geblieben, fo foll dies un 
ter genauer Bezeichnung berfelben zu verfchievenen Malen, mit 
einem Zwifchenraume von mindeflend vier Wochen durch die amt- 
lichen Blätter befannt gemacht werben, und wenn fih hierauf 
binnen ſechs Wochen nach ber Testen Bekanntmachung Niemand 
meldet, die Padhofsverwaltung berechtigt fein, die Güter Öffentlich 
meifibietend zu verlaufen. Der Erlös bleibt nad) Abzug der Ab- 
gaben und bes Lagergeldes ſechs Monate hindurch aufbewahrt, 
und fällt, wenn er bis zu deren Ablauf von. Niemand in An- 
fpruh genommen wird, einem Wohlthätigkeitsfonds anheim. 

Sind dergleihen Waaren einem fchnellen Verderben ausges 
fest, fo fann ein früherer Verkauf mit Genehmigung der dem 
Hauptamte vorgefegten Behörde in ber Art gefchehen, daß ber 
Licitationstermin im Orte zu zwei verfchiebenen Malen innerhalb 
acht Tagen Öffentlich befannt gemacht wird. 


b. deren Gigenthümer befannt if, 


Haben Güter deren Cigenthlimer oder Disponent befannt 
tft, Yänger als zwei Sahre gelagert, fo ift derfelbe aufzufordern, 
ſolche binnen einer Frift, welche vier Wochen nicht überfchreiten 
darf, vom Padhofe zu nehmen. Genügt.er diefer Aufforderung 
nicht, fo wird zum öffentlichen Verkauf der Waaren gefchritten, 
und der Erlös, nah Abzug der Koften und Abgaben, dem Eis 
genthümer oder Disponenten zugeftellt. | 

9. DBefondere Padhofs:Regulative, 

$. 67. Für jeden Packhof ꝛc. wird nah Maßgabe der 
Örtlihen Verhältniffe ein befonberes Regulativ von dem Finanz« 
minifter erlaffen, welches die näheren Bedingungen für die Be— 
nugung des Lagers und bie fpeziellen Vorſchriften über bie Ab⸗ 
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fertigung der zur Niederlage gelangenben und aus berfelben zu 
entnehmenden Waaren enthält.*) | 


B. Zoll⸗Lager bei Haupt-Zollämtern. 
1. Was darnnter verflanden wird. 


$. 68. Bei den Hauptzolämtern an ſolchen Grenzorten, 
welche nicht im Genuffe des Niederlagsrechts find, Können, wo 
fih ein Bedürfnig dazu ergiebt, und geeignete Lagerräume vorhan⸗ 
den find, Waaren zu dem Zweck niedergelegt werben, um folche, 
befonbers bei flatt findendem Frachtwechſel, ihrer weiteren Beflims 
mung bequemer zuzuführen. 

Dergleihen Lager bei HauptsZollämtern werden Zoll⸗Lager 
genannt. 


2. Allgemeine Borfchriften wegen deren Benupung. 


6. 69. Die Benusgung der Zolllager iſt nur den im Orte 
wohnenden Kaufleuten und Spebiteuren geftattet, deren Vermitte⸗ 
Kung fih daher Frachtführer, welche Waaren nieberlegen wollen, 
bedienen müſſen. 

Die Lagerfrift darf nicht Über fehs Monate dauern, und 
nad Ablauf berfelben treten bie im. $. 66. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen ein. | 
Waaren, bie fchon in einem Padhofe- gelagert haben, bürfen 
in der Regel, und wenn nicht befondere Gründe dafür nachge⸗ 
wiefen werben können, nicht weiter zu einem Zolllager gelangen. 

In feinem Falle aber darf durch die nochmalige Lagerung 
bie zweifährige LTagerfrift ($. 60.) überfchritten werden. 





”) Die ZolluereiussStanten Haben unter fi einen Entwurf zu einem alls 
gemeinen Niederlage⸗Regulativ vereinbart, nach welchem unter Berüdfichtigung 
ber jebesmaligen Dertlichkeit die Spezial- Regulative für ſolche Städte, wo fid 
Badhöfe ıc. befinden, zufammengeftellt reſp. neu redigirt worden find. Den Bes 
börben ift diefer Entwurf durch C. R. d. F. M. vom 17. San. 1842. Gentbl. 
p. 136 u. 156.) zur Benutzung unter Beifügung der erforderlichen Anleitung 
mitgetheilt. Gegenſtand vieles allgemeinen Nieberlage s Regulativs iſt übris 

ens nur bie Behandlung und Abfertigung ber zu ber öffentlichen Nieberlage bes 
mmien Waaren, von dem Zeitpumfte, wo die Anmeldung zur Nieberlage anges 
nommen, bis zum Zeitpunkte der Verabfolgung dieſer Waaren aus derſelben. 

Ueber die auf dem Expeditions⸗ und Revifions-Hofe Statt findende Behands* 
Inng derjenigen Waaren, welche unmittelbar ur ſchließlichen Abfertigung ober 
weiteren Berfendumg angemelbet werden, fo wie ber zur Niederlage beflimmten 
Waaren bis dahin, wo bie Anmeldung und Annahme dazu erfolgt iR, find für 
jeden Niederlage-Drt die nötigen Beſtimmungen im befonderen Zollhofss reſp. 
Hafen= und Zollhofs-Ordnungen zufammengeftellt, zu deren Redaction, fo weit 
Fe noch fehlten die betr. Behörden buch T. MR. d. F. M. v. 23, April 1842. 
(Eentrbl. p: 277.) augewiefen find. Zu 
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Wegen bes Lagergeldes kommen bie biesfälligen Beitimmuns 
gen für Padhofsniederlagen ($..61.) in Anwendung. 

Eine Umpadung der Waaren in den Zoll-Lagern iſt, unter 
Beobachtung der in dem g. 63. enthaltenen Vorſchriften, nur in 
fo weit zuläffig, als die Erhaltung der Waaren fie erfordert, 


Befondere Lagers Regnlative, 


6. 70. Für jeden Ort, wo ein Zoll-Lager vorhanden ift, 
follen die näheren Bedingungen ber Benugung und tie Borfehrif- 
ten über die Abfertigung, durch ein von dem Finanzminifter zu 
erlaffendes Regulativ beftimmt werben, welches in dem Geſchäfts⸗ 
Lofale des HauptsZollamtes auszuhängen tft. 


C. Deffentlihe Kredit Lager. 


F. 71. Wo Örtliche Bedürfniſſe es erfordern, können aud 
Waaren, welche auf Begleitſchein No. IT. zum Gebrauch Im Rande 
eingegangen find, bie zur Entrihtung des darauf baftenden Eins 
gangszolls in Öffentlichen Niederlagen unter Verſchluß der Zollbe⸗ 
börde gelagert werben, 

Auf Niederlagen biefer Art finden die Vorſchriften SS. 60 
bis 66. ebenfalls Anwendung, ‚mit der: Maaßgabe jedoch, daß Pie 
Lagerungsfrift fih der Regel nad nicht über 6 Monate und bet 
längerer Lagerung wenigſtens nicht über Das Kalenderjahr des Ein- 
gangs hinaus erſtrecken darf | 


D. $rivat- Lager. ur 
1. Was’ darunter verftanden wird. - 


$. 72. Niederlagen fremder unverzollter Waaren in Privat: 
räumen unter oder ohne Mitverfehlug ber Zollbehörden heißen 
Privat-Lager, ‚und find.entweder Kreditlager, wenn Waaren, welche 
bloß zum Abfage im Inlande befiimmt find, zur Sicherung des. 
Staats wegen des daranf rubenden, aber kreditirten Eingangszolles 
niebergelegt werden, ober Tränfftlager, wenn bie zu Yagernden 
Waaren zugleich oder ausſchließlich zum Abfag nach dem Auslande 
beflimmt find, oo. : | 

2% ‚Beichränkungen derſelben. 

$. 73. Bei Privat-Prebttlagerh darf die Lagerungsfrift fich 
ber Regel nad) nicht über 6. Monate und — bei Tängerer Lage» 
zung — wenigfteng nicht Über das Kalenderjahr des Cingangs 
hinaus erſtrecken. Privat Tranfitfager finden für Waaren, 'bei 
welchen es auf bie Feſthaltung bey, Identität aukömmt, in ber 
Negel nit flatt, 0 . UU 


2 





- 397 


Dem Ermeffen des Finanzminifters bleibt es überlaffen, wo 
und unter welchen, in jedem einzelnen Sale feflzufegenden Bedin⸗ 
gungen, ein Privatlager zu bewilligen, ob baffelbe wieder aufzu⸗ 
beben over zu befchränfen fei. 


3. Verpflichtungen des Iuhabers eines Privatlagers. 


$. 74. Der Inhaber eines Privatlagers haftet für die Abs 
gaben von den zum Lager verabfolgten Waaren, in fofern er die 
Entrihtung der Abgaben an andern Orten oder bie Ausfuhr der 
Waaren in vorgefhriebener Art nicht nachweifet. 


.* 4. Privatlager von fremdem Wein. 


$. 75. Was die Bewilligung der Privatlager von fremdem 
Wein betrifft, fo werden die Bedingungen, unter welchen fie zu⸗ 
läffig ift, und bie näheren Verpflichtungen der Lagerinhaber durch 
ein befonderes Regulation des Finanzminiſters beftimmt. *) 


7) In Bezug anf die Kreditirung der Abgaben aus ben Gefepen 
som 23. Sanuar 1838 if zu bemerken: 

l. Im Allgemeinen 
"das Reglement des F. M. v. 29. April 1828 u. C. R. d. F. M. v. 

214. Dezbr. 1842. (Genichl. 1843, p 91.) . 

Dana fonen 

1) Kaufleuten und Sabrif- Unternehmern mit Faufmännifchen Rechten, welche, 
kaufmaͤnniſche Bücher führen, Gefchäfte von Bedeutung machen, wenigſtens drei⸗ 
taufend Thaler jährlich an Cingangs⸗, Ausgangs: und Durchgangs-Abgaben ents 
zichten, auch fonft in gutem Ruf ftchen, und bie. Bräfumtion hinreichender Sicher- 
beit für fi haben,.an Orten, in. welchen ein Haupt⸗Zollamt oder Haupt⸗Steuer⸗ 
amt feinen Sitz hat, die verfchulbeten Abgaben :geitweife Erebitirt werben. 
Inlaͤndiſche Handlungshaͤuſer, die an andern Orten beftehben, oder beren 
Waarenlager ſich anderwärts befinden, und bie über folche Aemter Waaren bes 
zithen nnd Kreditieung ver Abgaben davon mwünfchen, müfien fig durch ein kre⸗ 
ditfähiges Hanblungshaug am Drte vertreten laſſen, auf deſſen Konto der Kredit 
eingetragen wird, und an welches fich Die Steuerbehörbe allein hält. 

Sicherheit muß hierbei jedenfalls, -und zwar durch Riederlegung von Kurs 
habenven Staatspapieren zum Nennwerth, oder auf andere im Geſetz begründete, 
annehmbare Weiſe für den innerhalb eines Jahres zu gewährenden Krebit in ber 
Megel bis zum Betrage von 25 Procent, für. außerorventlich erhöheten Kredit 
aber zum vollen Betrage beitellt werben. | 

2) Im Orte anfäffigen fichern Gewerbetreibenden, die auf den nad) Vorſtehen⸗ 
sem bedingten groͤßern Gefälle Kredit keinen Anfpruch haben, oder ſolchen Kredit 
nicht begehrten, Tannen bie Abgaben: von den für fie eingehenden fremden Gegens 
Bänden, auf ihr Mrfuchen, innerhalb Monatsfrift von den Haupt⸗Aemtern geſtun⸗ 

werden. 

Für folche Krevitertheilung bleiben die Haupt⸗Aemter aber verantwortlich, 
und es ift ihre Sache, ſich Sicherheit dafür beftellen zw Laflen. 

1. Insbeſondere für Weingroßhändler 

1) das Regulativ vom 24. Dezbr. 1824 nebfl den dazu ſpaͤter etganges 

nen Beftimmungen, namentlich den K. Ordres vom 19. Oltbr. 1825 und 


26. Februar 1826. 
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Dritter Abſchnitt. 
Don Berfehrs-Erleichterungen, Befreiungen und Ausnahmen. 


L Verſendungen aus dem Inlande durch das Aus— 
land nad dem Inlande. | 


876. Bei Berfendungen inländifher Waaren und allges 
mein. ber im freien Verkehr ftehenden Gegenflände aus dem In⸗ 





Nach diefen Beftimmungen, durch welche alle bis dahin beftandenen Vor⸗ 
fhriften wegen Steuer-Rabat, Stener-Krevit und unverfleuerter Weinlager von 
ansländifchen Weinen aufgehoben worden find, wird dem Weingroß-Händler d.h. 
folchem, welcher ven Weinhandel mit Faufmännifchen Rechten betreibt, kaufmänni⸗ 
fhes Buch darüber führt, den Wein in größerer Menge für eigene Rechnung 
einbringt, ſolchen hauptfächlich fapweife abfest, und mindeſtens 3000 Thaler an 
Gingangsabgaben für ausländifchen Wein entrichtet, 

a) ein fortlaufender Gefälle-Kretit von demjenigen Weine, welcher innerhalb 
bes Landes abgefeßt, — und ein unverſteuertes Brivatlager für denjenigen fremden 
Wein der wieder ausgeführt werben foll, unter. beftimmten Kontrolle Maapregelu 
bewilligt, wenn beim Eingange folchen Weines fofort erklärt wird, ob ex zum 
Nbfag für das In» oder Ausland beftimmt if. 

b) Den Großhänblern, welhe gewöhnlichen Wein in einer Menge von 
10 Oxhoft, oder feinen Wein, und alle anderen Sorten von Wein, welche einen 
höhern Werth, als 150 Thle. das Oxhoft, haben, in einer Menge von 4 Oxhoft 
zufammen einführen, wird für Abgang und Auslaufen ver Adte Theil ober 6% 
vom 100 der Steuer, abgefegt und erlaflen, und wenn Wein in Ouantitäten von 
wentgftens 25 Oxhoft zufammen unmittelbar aus foanifchen, franizöfifchen, portu⸗ 
giefifchen, italtenifchen, oder entfernteren Häfen, entweder in die OR-Seehäfen, 
oder auf dem Rheine über Emmerich, auf der Elbe über Wittenberge, 
auf der Wefer über Minden, ober beutfcher und franzöfifher Wein über Kna 
blenz, ober über ®dardsberge, und vornehmlich Ungar⸗Wein über Beruns 
Zabrzeg oder über Neuſtadt mm Ober Schleften eingeführt wird, neben biefem 
Abzug von 63 Procent von ber Stener, ein fernerweiter StenersErlaß von 134 
Brocent, als Vergütung des Verluſtes durch Einzehrung und Satz bewilligt. 

Auch follte endlih an Orten, wo der Weinhandel nach dem Auslande mit 
der nnmittelbaren Durchfuhr konkurrirt, — von den eigenthümlichen aus ben 
unverfteuerten Lagern ins Ansland verſendeten Weiu⸗Quantitäten 10 Procent au 
der Durchgangs-Abgabe erlaffen werben. 

3) Durch das C. R. d. F. vom 31. Mai 1844. (Cenirbl. p. 137.) warb 
aber ben auf Grund einer Vereinigung unter fämmtlichen Sollvereins-Staas 
en beftimmt : 

a) daß die Befähigung zum Sollerlafie für den Weinhandel weder daran, daß 
der Abſatz faßweiſe gefchieht, noch an eine beſtimmte jährliche Zollzahlung, 
wohl aber an das regelmäßige Halten eines Weinlagers von beſtimmtem 
Umfange zu knuͤpfen fei. 

b) Diefer Umfang tft 
bei dem Zoll-⸗Erlaß won: 63 Proc. auf 60 Oxboft überhaupt ober 25 
Orhoft fremden Weine, bei dem Soll⸗Erlaß von 20 Proc. anf 120 Oxhoft 
überhaupt ober 50 Oxhoft fremden Weins fefigeftellt. ' 

c) Der Erlaß von 30 Proc. wird unter den obigen Bedingungen gewährt, wenn 
zum Abſatze im Bollvereinsgebiete minbeftens 20 Orboft, erweislich unmits 











ande durch das Ausland nach dem Inlande (6. 41. des Zollgef.) 
iſt dem Zollamte der Ausgangsftation eine Deklaration vorzules 
gen, worin die Art und Menge der zu verfendenden Waaren und 
deren Beftimmungsort anzugeben ift, 

Es tritt fodann die Revifion und, der Kegel nad, der amts 

liche Verſchluß der Waaren ein, und der Abfender erhält die 
hiernach befcheinigte Declaration, auf welder zugleih die zum 
Cintzeffen beim Wiedereingangsamte verftattete Frift bemerkt wird, 
zurüd, 
Bei letztgedachtem Amte werben bie Gegenflände auf ven 
Grund ber zu Übergebenden Declaration revidirt, und, nach rich- 
tigem Befund, unter Legitimationsfchein, zum Transport durch 
den Grenzbezirk nach dem Beſtimmungsorte abgefertigt. 

Sind die Waaren von der Beſchaffenheit, dag ein ficherer 
Verſchluß nicht angebracht werden fann, fo müſſen fie ihrer Art 
und Menge nad beſonders kenntlich beſchrieben werben, 

Bet derartigen Berfendungen von Flüffigkeiten muß außer 
der VerfchlußsAnlage, bei Branntweinen jedesmal die Alfoholftärfe 
nach dem Alfoholometer von Tralles geprüft und im Declara- 
tionsfchein bemerft, aud hiernach Die Reviſion beim Wiederein⸗ 
gange vorgenommen werben, — bei Weinen für jedes Faß ober 
für Fäffer, welche einerlei Weingattung enthalten, ein mit bem= 
felben Wein gefülltes Probefläſchchen mit dem Amisfiegel verfiegelt 
und dem Declarationsfcheine beigefügt werben, . 

Die Abfertigung und Berfhluß-Anlegung kann für die zum 
Wiedereingang beftimmten Waaren auch ſchon bei Aemtern im In⸗ 
nern, welche Hierzu mit den nöthigen Requiſiten verfehen find, 
fkattfinden, und bedarf es für dieſen Fall bei dem Ansgangsamte 
nur der Recognition bed Verſchluſſes. 

Bei derartigen Berfendungen von ausgangszolipflichtigen 
Waaren ift für den Ausgangszoll durch pfandweiſe Hinterlegung 
oder durch Bürgfhaft Sicherheit zu Teiften, 

Wird bei dem Transport von fremden Waaren, welche ünter. 
Zollkontrolle fleben, zwiſchenliegendes Ausland berührt, fo muß 
die Waare dem Ausgangs= und dem Wiebereingangsamte zur. 
Reviſion geftelt und der richtige Ausgang, reſp. ber Wiederein⸗ 
gang auf dem .Begleitfihein befepeinigt werben, i 


telbar ans dem Lande des Urfprungs bezogen, für die Weingroßhaͤndler 


eingehen. | 

d) Bei ansöflgen Meinen, welche unmittelbar über bie Grenze des Sollver 

.  einsgebiets, gegen Frankreich, und bei Ungars oder anderer Oeſtreiche 

. Weinen, fo wie bei Schweizer-Weinen unter berfelben Vorausjegung, bebar. 

* feines Nachweiſes über den unmittelbaren Bezug ans dem Urfprangs 
ande. 


330 


1. Meß- und Marktverkehr. 


A, Verkehr inländiſcher Fabrikanten und Produzenten nah aus— 
ländiſchen Meſſen und Märkten, 


1. Beſach fremder Meſſen. 


§. 77. Degen der Bedingungen und. Kontrolfmaßregeln, 
unter welchen inländifche Fabrifanten, die mit eigenen Fabrifaten 
fremde Meffen beziehen, ven unverfauften Theil diefer erweislich 
eigenen Fabrifate ohne Entrihtung des Eingangszolls zurückbrin⸗ 
gen Können, (Zollgefeg $. 42.) wird dag Nähere durch ein von 
dem Sinanzminifter zu erlaffendes befonderes Regulativ beftimmt. *) 


2. Beſuch benachbarter fremter Märkte, 


$. 78. Inländiſche Handwerker, welche die Märkte in be 
nachbarten Orten bes Auslandes mit ihrer felbit verfertigten 
Waare, die jedod Fein Gegenftand ber Verzehrung fein darf, bes 
ſuchen, Können den unverfauften Theil derfelben unter folgenden 
Bedingungen. zolffrei wieder einführen 
a). bie Auss und Wiedereinfuhr muß über eine und biefelbe Zoll⸗ 
Selle, und zwar über ein Hauptzollamt ober über ein Ne 
benzollamt erſter Klaſſe ſtatt finden, 


) Nach dem hierher gehörigen Regulativ v. 31. Ang. 1825 (in ben 
Amtsblättern) und ber bafjelbe ergäı en €, Berf. d. 8. M. v. 6. Sehr. 1834 
toied die im &. 77. gedachte Grlaubnip nur für gewiffe befonders. genannte Maar 
zenartifel und nur ſolchen Gewerbtreibenden, gegeben melhe perfünlich zusstläffig 
unb gewerblich fölide find. . 

Gabrifanten, welche gleichartige Waaren fowohl im Ins" als im Auelaude 
fertigen, und Kanflente, welche gleichartige Waaren fonohl. aus in⸗ als aus 
ausländif—hen Lagern zur Meſſe führen, bleiben von ber Erlaubniß des fteuerfreien 
Berfehrs mit fremben Mefien ausgeſchloſſen, auch bürfen Gegsnftände ber Vers 
achrung, ale Yranntwein, Tabak u, f. w., überhaupt nicht fteuerfrei zurückgeführt 
iverben. j 
.. Die unverfauften Waaren bürfen nur über das dazu bei ber Anmelbung 
jur Verfenbung benannte Cingaugsamt und nur nach dem Berfendunges Ort, 
Hntänsifegen Meßplägen, ober, wenn der Verſender mehrere inlaͤndiſche ſtehe nde 
Läger untet eigener Firma (nicht bloße Kommiſſions- ımb‘ Spebitionslager) 
Hält, nach diefen zurüdgeführt werben. Die Waaren mäflen namenilich mit bem 
von dem Ausgangeamte angebrachten zweifelsfreien Erfennungsmitteln (Stempel, 

gte Proben) verfehen fein unb bürfen, fo weit fie 
Idung gehören, nur zu ſammen, nicht in einzels 
den Ausfteller ber Verfendungs-Anmeldung zurüds 
ihniß rein perfönlich ff und nicht auf Anbere 
tlfanten, welche hierbei Verfälfchungen und Defrans 
ıbern dazu behülfllch find, haben außer ver allges 
diefer Vergehen; den Berluſt deo Nechte ver ſteuer⸗ 
uen ſogleich bei dem erſten Falle verwirkt. 
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b) Ueber bie Gegenflände der Ausfuhr mug bem Ausgangsamte 
eine vollſtändige fhriftliche Anmeldung übergeben werben. 

c) Sie müffen demfelben zur Befichtigung vorgezeigt und auf 
Koften des Inhabers, fo weit fie bezeichnungsfähig find, bes 
zeichnet werben. Ä > 

d) Die Wiedereinfuhr des unverfauften Theild muß in einer, 
von dem Amte zu beflimmenden furzen Zeitfrift erfolgen, 
und die zurüdgeführten Gegenftände müffen demſelben Amte 

: wieber zur Befichtigung vorgelegt werden. 

- &. 79. Inländer, melde Bieh auf ausländifche Märkte brin⸗ 
gen, können das unverfauft gebliebene Vieh zollfrei wieder ein» 
führen, wenn fie die Vorſchriften des 5, 78. — foweit ſolche 
anwendbar find — erfüllen - 


B. Verkehr ausländifcher Handel- und Gewerbetreibenber auf 
inländifhen Meffen und Märkten. Ä 


5. 50. Wenn ausländische Handels. und Gewerbetreibende 
inländifhe Meffen und Märkte beziehen, und für ben unverfaufs 
ten. Theil ihrer Waaren den im S. 42. des Zollgefeges zugeftan- 
benen Erlaß des Eingangszoll bei der Wieberausfuhr in Anſpruch 
nehmen, jo kommen, mit den fih von felbft ergebenden Abweichun⸗ 
gen, dieſelben Beſtimmungen zur Anmwenbung, welde im g. 78. 
für den umgefehrien Fall ertheitt find. Es wird ſodann von 
06 unverfauft zurüdgehenden Waaren nur ber Durchgangszoll 
erhoben, 1 
Der Betrag bes Eingangszolls von ben eingeführten Waaren 
wird durch Pfandlegung oder nad Umſtänden darch bie Ausferti⸗ 
gung von Begleitſcheinen ſicher geſtellt. — 

$. 81. Für Diejenigen Orte, wo ein ſolcher Verkehr von 
Michtigkeit if, und eigenthlimfiche Einrichtungen. und Vorſchriften 
erforderlich macht, ‚follen diefe durch beſondere Regulative näher 


I. Sonftige Erleihterungen und AusnahmesGegen- 
fände, welde zur Verarbeitung oder Vervollkomm- 
— nung ein-und ausgehen nn 

6. 82a. Wer auf die im F. 43, des Zollgefeges erwähnte 
Erleichterung Anfpruch macht, muß genau basfenige befolgen, was 
bie Zollbehörde in jedem einzelnen Falle zur Verhütung von Miß⸗ 
brauchen vorfchreiben wird, Gegenftände der Verzehrung bleiben 
von dieſer Erleichterung ausgefchloffen. Ausnahmsweife kann dies 
felbe auf Getreide, weldes unter Vorbehalt der Wiedereinfuhr 
des daraus gewonnenen Mehls, auf ausländifhe Mühlen gebracht 
wird, und auf Getreide, welches Ausländer, unter Vorbehalt der 
/ 
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Wieberansfuhr ded daraus gewonnenen Mehls, auf inländiſche 
Mühlen bringen, Anwendung finden. 

Die näheren Beftimmungen Über bie Ausführung bes 6. 43. 
des Zollgefeges bleiben in vorkommenden Fällen dem Finanzmi⸗ 
nifter vorbehalten.*) 


IV. Seeverkehr. 


6. 82b. Inländiſche Stranbgitier von Schiffen, welche nach 
dem Auslaufen verunglüden, bleiben frei nom Eingangszolle, 
wenn die Thatſache vollftändig nachgewieſen und bie Bergung 
und Lagerung des Gutes unter Auffiht von Deamten gefchehen iſt. 

Güter auf Seeſchiffen, welche in einen Nothhafen eingelaus 
fen find, find vom Durchgangszoll frei, wenn die Ladung des 
Schiffes, welches den Nothhafen erweislich zu ſuchen gezwungen 
iſt, nach einem andern Hafen beſtimmt war, und wieder ausgeht, 
ohne daß etwas davon im Orte abgeſetzt oder Verkehr damit ger 
trieben worden. 

SH das Schiff fo beſchädigt, daß es bie Ladung nicht wie⸗ 
der einnehmen kann, ſo iſt der zollfreie Transport nach einem 
andern Hafen in andern Schiffen verſtattet. Die Ausfuhr dahin 
muß aber längſtens binnen Jahresfriſt erfolgen, und die Waare 
bis zur Ausfuhr in einem Packhof gelagert haben. 
| Seefhiffe, welche mit Frachten für in- und auslänbifche 

Häfen einlaufen, zahlen von demjenigen Theile der Ladung, Wels 
der nad einem fremden Hafen beftimmt if, dann keinen Zoll, 
wenn biefe Beftimmung. unbezweifelt nacdhgewiefen ift, Tein Berkehr 
mit den Waaren im Hafenplag getrieben wird, und. bie Waare 
unberührt bleibt. 

Hiernach ſind Fe Seeſchiffe zu befanbeln, welche nach ei⸗ 
nem andern Hafen beſtimmt find, aber in der Abſicht, zu über- 
wintern, einlaufen, und bavon bei dem Eingange Anzeige 
machen. 





*, Su „oergleiden find Hierbei bie Bemerkungen zu $. 43 bes Bollgefeges 
(oben © 2 99.) 
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Vierter Abſchnitt. 


Bon den zum Schutze der Zollabgaben dienenden Einrichtungen und 
Vorſchriften.“) 


J. Von den Kontrollen im Grenzbezirke. 


A. Transport-Kontrolle. 
1. Sn wiefern ein Transport⸗Ausweis erforderlich iſt. 


5 83. Auf allen Straßen und Wegen im Grenzbezirk mug 
jeder, der Waaren oder Sachen transportirt, ſich durch Befcheiniz 
gung gegen die zur Aufficht verpflichteten Beamten ausweifen, 
baß er befugt fei, die gehörig bezeichneten Gegenftände in einer 
gewiffen Friſt und auf dem vorgefchriebenen Wege ungetheilt zu 
transportiren, 

Nur beim Eingange aus dem Auslande und nur in ber 
Richtung von der Grenze nad der Zollfftelle findet hiervon die 
Ausnahme flatt: daß ber Transport von Waaren oder Sachen 
auf den Zollſtraßen bis zur Zollftelle ohne amtlichen Ausweis ges 

attet if. - 
' A ber Zolfftelle bi8 zur Binnenlinie haben ſich auch Diefe 
Transporte durch bie bei erfterer erhaltene Bezettelung zu Iegitis 
miren. 


2. Befreiung von der Legitimationspflichtigkeit. 


6. 84. Bon der Verpflichtung zur Legitimation im Grenz- 
bezirke durch Transports Ausweife (Negitimationsfchein €. 83.) 
find nur befreit | 

a) ganz zollfreie Gegenftände (Abtheilung I. des Tarife), in fos 
fern fie unverpadt find, oder bergeftalt vor Augen Yiegen, 
dag fie ohne Weitläuftigfeit fogleich erfannt werben können; 

b) Gegenftände, deren Menge in einem Xransport fo gering 
ift, daß fie deshalb bei der Verzollung nad) den Tarifbe- 
fiimmungen außer Betracht bleiben würde; 

c) rohe Erzeugniffe des Bodens und ber Viehzucht eines und 
deſſelben inländifchen Landguts, welches entweder ganz im 
Grenzbezirke Liegt, oder von der Binnenlinie, oder von ber- 
Grenzlinie unmittelbar durchſchnitten wird, im legteren Falle 


*) Als einer Mafregel zum Schutze der Zollabgaben und Verhütung des 
Schleichhandels if hier des NRegulativs vom 12. Januar 1639 betr. die Paßs 
pflichtigfeit ber Grenzanwohner und die polizeiliche Aufſicht über diefelben, zu 
erwähnen, welches im Auhange zus Bollordaung unter No, IL, mitgetheilt iſt. 
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jedoch nur unter befonderen, nad der Oertlichfeit vorzus 

fchreibenden Auffihtsmaßregeln; 

d) Gegenftände, die innerhalb einer Stadt, eines Dorfes oder 
einer geichloffenen Ortfhaft des Grenzbezirks von Haus zu 
Haus gefendet werden, vurbehaltlih der aud über folche 
Zrausporte auf.Berlangen der Zollbeamten zu Tiefernden 
Nachweifung der Verzollung oder zollfreien Abſtammung der 
Waaren; 

e) der Gütertransport mit den’ gewöhnlichen Fahrpoſten. Die 
Poftanitalten im Grenzbezirfe dürfen jedoch, wenn ed für 
nöthig erachtet und ihnen befannt gemacht wird, entweder 
allgemein oder von gewiffen Perfonen Pädereien zur Be— 
förderung landeinwärts nur gegen eine, für jeden einzelnen 
Fall zu ertheilende fchriftlihe Erlaubniß des betreffenden 
Zollamts annehmen, welche dann das Poſtſtück zum Beſtim⸗ 
mungsorte begleitet. 

Auch bleibt e8 dem Finanzminifter zu beftimmen überlaffen, 
wiefern unter Berüdfichtigung örtliher und perſönlicher Verhält— 
niffe noch andere Erleichterungen durch Befreiung gewiffer Ge— 
genfttände yon dem fhriftlichen Transport- Ausweis oder durch 
Seftattung des Transports auf befondere für einen gewiffen 
Zeitraum zu ertheilende Freifarten eintreten fünnen. 


3. Sachen-Transport auf Gewäflern. 


6. 85. An den Ufern der Gewäfler in dem Grenzbezirke 
und auf den in diefen Gewäſſern gelegenen Inſeln darf ohne bes 
fondere Erlaubniß nur an folchen Stellen aus- und eingeladen 
werden, welche zu Landungsplägen beſtimmt und als ſolche be- 
zeichnet find, 

Den Ufern der Gewäſſer, welche Yängs der Zollgrenze fid 
erftreefen, dürfen beladene Fahrzeuge ohne Erlaubniß des nächften 
Zollamts fih nur bis auf funfig Fuß nähern, woyon ſolche un- 
verbedte Nachen eine Ausnahme machen, welche zolffreie Gegen- 
fände (Abtheilung I. des Tarifs) geladen haben. Wo außerdem 
die Befchaffenheit des Fahrwaſſers eine größere Annäherung er= 
forberlich macht, wird folches befonders befannt gemacht werden. 


4. Befchränfung des Sachentransporis in Abficht der Zeit, 


$. 86. Der Transport von zollpflihtigen ausländifchen 
und gleichnamigen inländifchen Gegenftänden über die Zollgrenze 
und innerhalb des Grenzbezirks ift nur in der Tageszeit erlaubt. 

Als Tageszeit werden: in dieſer Beziehung angefehen: in 
den Monaten Januar und December 

bie Zeit von 7 Uhr Morgens big 6 Uhr Abends; 
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in den Monaten Februar, October und November 
bie Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abende; 
in den Monaten März, April, Auguft und September 
bie Zeit von 5 Uhr Morgens bis 3 Uhr Abende; 
in den Monaten Mai, Suni, Sul 
die Zeit von A Uhr Morgens bis 10 Uhr Abends, 
Ausnahmen hiervon finden nur ftatt; 

a) in Anfehung der Waaren, welde mit den gewöhnlichen 
Fahrpoſten verfendet werden, oder welche Extrapoftreifende 
mit ſich führen, was fid) aber Auf den Transport von Kauf 
mannswaaren durch Ertrapoft nicht erftredt; 

b) wenn in außerorbentlihen Fällen die Erlaubniß des betref⸗ 
fenden Haupts3ollamtes oder Neben-Zollamtes erfter Klaffe, 
foweit legteres zur Abfertigung der Ladung überhaupt be⸗ 
fugt ift, vor dem Beginn des Transports ertheilt worden ift. 
Der Erlaubnißfchein muß den Waarenführer, die Waare 

felbft, Die Straße und Zeit, für welche er gültig ifl, bezeichnen. 


5. Bon wem der Transport: Ausweis ertheilt wird, 


$. 87.. Der zum Transport von Waaren und Saden in 
nerhalb des Grenzbezirks erforderliche Ausweis, deffen Ertheilung 
die Ueberzeugung der Behörde von dem Borhandenfein und der 
Berzollung oder zolffreien Abftammung der dabei in Rebe ftehen- 
den Gegenftände vorausfest, wird ausgeftellt: | 

a) beim Eingange aus dem Auslande von demjenigen Grenz- 
— * bei welchem die Anmeldung und Abfertigung ge— 

ieht; 

b) beim Uebergange aus dem Binnenlande in den Grenzbezirk 
von denjenigen Aemtern und Expeditionsſtellen in der Nähe 
der Binnenlinie, welche zur Ausfertigung von Legitimations⸗ 
ſcheinen ermächtigt ſind; 

c) bei Verſendungen aus Orten des Grenzbezirks von der näch⸗ 
ften Zoll- oder Erpeditionsſtelle; Ä 

d) auf kann geftattet werben, daß Ortsbehörben über die Er— 
zeugniffe des Orts und der nächften Ungegend, fo wie In—⸗ 
baber größerer Gewerbeanlagen Über Gegenftände ihres Ge- 
werbes felbft Verſendungsſcheine ausftellen, 


B. Kontrollirung der Handels und Gewerbetreibenden. 


$. 88. Die im $. 35. des Zollgefeßes vorbehaltenen Konz. 
trolfmaßregeln follen nad) der Eigenthümlichfeit des zu beaufſich⸗ 
tigenden Handelss oder Gewerbe-Betriebes vorgefchrieben werben. 
6. 89. Insbeſondere hat jeder Kaufmann im Grenzbezirke 
ein Handlungsbuch zu führen, worin rückſichtlich aller unmittelbar 
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aus dem Auslande bezogenen Waaren bein Empfang berfelben 
der Tag und Ort, an und in weldhem die Berzollung flattgefun= 
ben hat, bemerkt, und rüdfichtli der aus dem Inlande empfans 
genen Waaren der Nachweis hierüber enthalten fein muß. 

6. 90. Krämer und andere Gewerbetreibende, welche fih in 
dem Grenzbezirfe in Orten unter 1500 Einwohnern niebergelaffen 
haben, dürfen Material⸗, Spezerei- und Stuhlwaaren nur dann 
unmittelbar aus dem Auslande einführen, wenn fie ordnungsmä- 
fige, kaufmänniſche Bücher führen, und die befondere Erlaubniß 
der betreffenden Behörden erhalten haben. . 

Iſt letzteres nicht der Fall, fo dürfen dergleichen Krämer 
unb Gewerbetreibende Waaren fraglicher Art nur von Inländifchen 
Handlungen, welde orbnungsmäßige Bücher führen, beziehen, 
ſolche Tediglih in ihrem Laden abfegen, und Feine Verſendung 
davon machen. 

$ 91. SHaufirgewerbe dürfen im Grenzbezirfe nur mit bes 
fonderer Erlaubnig, und unter denjenigen Befchränfungen betries 
ben werben, welche zum Zwecke des Zollſchutzes bereits beftehen, 
oder noch weiter angeordnet werben, 

Auf Material» und Spezereimaaren, auf Weine, Branntweine 
und Liqueure aller Art, fowie auf Zeuge, die aus Baumwolle, 
Seide vder Wolle, ganz oder in Vermiſchung mit anderen Stoffen, 
gefertigt find, ſoll fih die Erlaubniß nicht erfireden. 


L Bon der Kontrolle im Binnenlande. 
I. Waaren, die ans dem Grenzbezirke in das Binnenlaud übergeben. 


$. 92. Wer mit den im Auslande oder aus dem Grenzbes 
zirfe bezogenen Waaren ein Gewerbe treibt, ift, wenn die Waare 
mit einem höhern Eingangszoll, als vier Thaler vom Gentner, 
belegt if, und ihre Menge einen Biertelcentner überfteigt, verbun⸗ 
den, bie im Grenzbezirfe empfangene Bezettelung innerhalb der 
in derfelben vorgefchriebenen Frift der darin genannten oder, ſo⸗ 
fern feine benannt iſt, derjenigen Dienftftelle, an welche ber Bes 
fiimmungsort in dieſer Beziehung gewiefen fl, und zwar vor ber 
Abladung, zum VBifiren vorzulegen. Auf Erfordern find aud die 
Waaren, bevor fie abgeladen werben, zur Reviſion zu ſtellen. 

Kann für folhe Waaren ein einziger Beftimmungsort nicht 
angegeben werben, fo müffen fie der Dienftftelle desfenigen Orts 
zur Befichtigung geftellt werben, wo der erſte Abſatz von den ges 
ladenen Waaren gefchehen fol, 


2. Waaren, welche bei der Verſendung im Binnenlande Eontrollpflichtig find. 
5. 93. Wer im Binnenlande folgende Waarenartifel, als: 
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1. baumwollene und bergleichen mit andern Ge s 
mifchte Stuhlwaaren und I ® ſpinnſten ge 

2. Zucker aller Art, 

3. Kaffee, 

4. Tabacks⸗Fabrikate, 

5. Weine, und 

6. Branntweine aller Art, 
verſendet, muß ſolche, wenn die Menge der genannten Stuhlwan- 
ren und Zeuge, fowie des Zuders, einen halben Gentner Netto» 
gewicht Überfteigt, mit einem Frachtbriefe verfehen. 
Derfelbe muß enthalten: 

a) die Vor⸗- und Zunamen des Waarenführers und des Waas 
ren-Empfängers; 

b) die Menge der Waaren (von den unter 1 bis A genannten 
nad) Centnern und Pfunden, von Wein und Branntwein nad 
Oxhoften und Eimern) in Buchftaben, Ä 

c) die Gattung der Waaren; | 

d) die Anzahl der Kolli und deren Zeichen und Nummern; 

e) den Beitimmungsort und ben Ablieferungstermin, den Tegtern 
mit Buchftaben, und 

f) den Bors und Zunamen des Berfenders, den Berfendungs- 
ort, den Tag und das Jahr der Abfendung, | 
Der Frachtbrief muß vor dem Abgange der Waare ber Zoll > 

oder. Kontrolfftelle des -Abfendungsorts oder derjenigen, an melde 

der Drt in diefer Beziehung gewiefen if, zum Bifiren und Abs 
ftempeln vorgelegt, auch die Waare auf Verlangen zur Reviſion 
geftellt werben, | 

Bon der Vorlage an die Zoll» oder Kontroliftelle find die 
Frachtbriefe ausgenommen, welche von dem Inhaber einer Fabrik, 
Brennerei oder Siederei Über Gegenftände feines Gewerbes, oder 
yon einem Weinbergsbefiger über eigenes Erzeugnif an -Wein 
ausgeftellt werben; jedoch muß diefe Eigenfchaft des Ausſtellers 
in dem Srachtbriefe neben der Unterfchrift angegeben und von ber 
Ortsbehörde oder einer Zoll- oder Kontroliftelle beglaubigt fein. *) 


2) Zur Erläuterung des $. 93 find zu bemerfen 
I) das C. R. d. FM. v. 16. Febr. 1840. (Ceutribl. p. 144.) 

In den Frachtbriefen, welche ver F. 93. bevingt ift das Gewicht zwar nad 
Preußiſchem und nicht nach 8 o1l1-Gerwicht anzugeben, Dagegen ift im I. Alinea 
unter den daſelbſt genannten Gewichtegrößen von refp. einem halben und eis 
nem ganzen Gentner Netto, fein anderes ald Zollgewicht zu verftchen. 

2) Rd F. M. v. 25. Auguft 1840. (Centribl. p. 258.) 

Da die Kontrolfpflichtigfeit der im 8.93 der Bollortnung bezeichneten Waa⸗ 
ren nach dem Neitogewicht bemeſſen wird, ſo iſt bei einem Frachtbriefe, der ein 
Me Kontrollpflichtigkeit bedingendes Gewicht ohne Angabe: ob Brutto ober 
Netto enthält, zur Abwendung der verwirkien Strafe ber Gian) bag Brutto⸗ 
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b) Borfchriften für den Wuarenempfänger. 

“6. 94. Der Empfänger ſolcher Waaren ift verpflichtet, gleich 
nad der Anfunft derfelben den Frachtbrief der betreffenden Zoll⸗ 
oder Kontrollſtelle vorzulegen, welde denjelben, wo nöthig, nach 
sorgängiger Revifion der Waaren, abgeftempelt zurüdgiebt. 

Eine Ausnahme hiervon machen Fabrifanten von baummolle- 
nen Waaren, weldhe Gewebe zur weiteren Veredelung, ingleichen 
Privatperfonen, welche Wein zum eigenen Gebrauche, nicht über 
einen Oxhoft, und diejenigen, welche Branntwein aus Brennes 
reien des eigenen Landes erhalten; jedoch müffen fie die Fracht⸗ 
briefe ein Jahr Yang aufbewahren, und auf Erforbern vorlegen. 


b. Befondere Beilimmungen für den Marktverfehr. 


F. 95. Sollen Gegenftände, welche nad $. 93, mit einem 
Srachibriefe verfehen fein müffen, auf Jahrmärkte gebracht werben, 
fo muß der Berfender der betreffenden Zoll- „der Kontrolfftelle 
ein Verzeichniß übergeben, worin die Zahl und das Gewicht der 
zu verfendenden Ballen ober Kiften ꝛc., Die Gattung der darin 
befindlichen Waaren, der Marftort, wohin der Transport gebt, 
und die Frift, binnen welcher der unverfaufte Theil der Waaren 
zurückkehren foll, angegeben ift. 

Diefes Berzeihniß dient, nachdem ed vifirt und abgeftem- 
pelt worden, für den Weg zum Markte und von Dort zurüd ale 
Transport-Befcheinigung. | 

Erfolgt jedoch am Marftorte eine Zuladung folder Waa⸗ 
ren, fo muß darüber ein befonderes Verzeichniß gefertigt und 
son der Kontrollſtelle im Marktorte vifirt und abgeftempelt werden, 


8. Allgemeine Vorſchriften für den Transport der im Binnenlande konirollpflich⸗ 
tigen Waaren. 

F. 96. Sowohl die amtlichen Bezettelungen aus dem Grenz. 

bezirfe, al die für den Transport im Binnenlande ausgeftellten 

Frachtbriefe müffen mit der Ladung vollkommen übereinftiimmen, 





gewicht gemeint und die Waare nach Abrechnung der Tara nicht kontroll⸗ 
pflichtig fei, erheblich, 

3) d. R. d F. M. v. 22. Septbr. 1841. wegen der Kompetenz ber Hauptäms 
ter zur Unterfuchung und Beſtrafung ber Kontraventionen gegen die Vor⸗ 
fhriften über die Waarenfontrolle im Binnenlande (f. daſſelbe weiter unten 
zum Zollſtrafgeſetz.) 

4) d. d. % DM. v. 19. Mai 1844. (Centribl. 1844. p. 111.) 

Auf Grund einer Vereinbarung unter fämntlicyen Zollvereins⸗Staaten find 
fortan alle mit Baumwolle gemijchte Stoffe, welche fprachgebräuchlich als folche 
bezeichnet werben, ohne Rüde auf das quantitative Berhältniß der einzelnen 
Beftandiheile, ber Waarenfontrolle im Binnenlande unterworfen. 
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und es werben folche, wo dieſe Uebereinſtimmung mangelt, als 
gar nicht vorhanden angefehen. Es kann daher der Fraditbrief 
oder bie amtlihe Bezettelung Über eine geringere Menge eben fo 
wenig ald Befcheinigung für eine größere Ladung gelten, als eg 
zuläffig .iftl, mit einer auf eine größere Menge Yautenden Bezet- 
telung einen Theil diefer größern Ladung zu befcheinigen. 

$. 97. Waarenführer, welche für verfchiedene Empfänger 
geladen haben, follen in der Regel für jeden einzelnen Waaren- 
Empfänger einen befonderen Frachtbrief bei fich führen. Minde— 
ſtens aber muß ein für verfchievene Drte beftimmter Transport 
mit einer befonderen amtlichen Bezettelung oder einem Frachtbriefe 
für jeden Drt verfeben fein, 

Erhält die Ladung während des Transports eine andere 
Beftimmung, fo find die Transportzettel der nächſten Zolle oder 
Kontrollitele zur Bemerfung des neuen Beſtimmungsorts vorzu— 
legen. 

Waarenführer, welche auf dem Wege zu dem, in den Trans⸗ 
portzetteln angegebenen Beſtimmungsorte einen Theil der dazu 
gehörigen Ladung abſetzen, müſſen ſich vom Empfänger der abge— 
ſetzten Waaren ein ſchriftliches Empfangsbekenntniß geben laſſen, 
aus welchem die Gattung und Menge der abgeſetzten Waaren, 
der Tag und der Ort, an welchem die Ablieferung geſchehen, und 
der Name des Waarenempfängers erſichtlich iſt. Dieſe Beſcheini— 
gung muß mit den Transportzetteln über die Ladung, von wel- 
her ein Theil abgefegt worden, bei Der Dienftitelle des Orts, 
wo die Abladung gefhieht, oder, wenn eine folhe am Orte 
der Abladung nicht vorhanden ift, bei der nächſten Dienftftelle 
auf dem Wege zum Beftimmungsorte der rigen Ladung 
zum Bifiren vorgelegt werben. 


4. Vorſchriften für den Waarenübergang ans einem Vereinsſtaate in ben 
ander. . 

$. 98. In Bezug auf den Waarenübergang aus und nad 
ſolchen Ländern, welche fih mit dem Staate zu einem gemein 
fhaftlihen Zollſyſteme vereinigt haben (F. 10 des Zollgefegeg), 
ergeben in Gemäßheit der biesfallfigen Verträge die näheren 
Beftimmungen, nad) denen fich die Waarenführer genau zu achten 
haben.*) 


l. Allgemeine Kontrollvorſchriften. 
1. Hausvifitationen und Repifionen der Waarenlager. 
$. 99. Hauspifitationen und Nesifion der Waarenlaget 


*) Das Nähere hierüber fiehe meiter unten bei ben Webergangs-Ab- 
gaben, 998 
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dürfen, fo meit fie erforderlich find, nur nad den fn ben 66. 
37 und 38 des Zollgefeges hierüber enthaltenen Vorſchriften 
ſtattfinden. 
2. Koͤrperliche Viſitationen. 
$. 100. Im Falle körperliche Viſitationen für nöthig erach— 
achtet werben, ift nad) ben im $. 39. des Zollgefeges gegebenen 
Beftimmungen zu verfahren. 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon den Dienfiftellen und Beamten, ihren amtlihen Befugniffen und 
nr Pflichten gegen das re fugniſ— 
J. Von den Dienſtſtellen und Beamten und deren 
amtlichen Befugniſſen. 


A, Sm Grenzbezirke. 
1. Legitimation der Dienftftellen und Beamten bush äußere Bezeichnung. 


F. 101. Jede nach den Vorſchriften des Zollgeſetzes ($. 26.) 
einzurichtende Erhebungs- und Abfertigungsftelle fol durch ein 
Schild mit dem Landeswappen und einer Infchrift bezeichnet wer: 
den, aus welcher hervorgeht, welche Behörde daſelbſt ihren Sit 
bat. Ueberdies fol bei jedem Anfagepoften oder, wenn eine fol: 
her nicht vorhanden tft, bei dem Grenzzollamte ein Schlagbaum 
errichtet werben. 

Die nad 5. 27 des Zollgeſetzes zum Zolfchuge beftimmten 
Grenzauffeher follen mit einem Bruftfehilde, worauf fih eine 
Nummer befindet, verfehen fein. 

2. Deren Bekanntmachung. 

€ 102%. Eine öffentliche Bekanntmachung bezeichnet bie 
angeordneten Zollſtraßen und giebt an, auf welchen derſelben 
und wo die Anfagepoften, Haupt-Zollämter und Nebenzollämter 
ifter Klaffe ($. 103) errichtet worben find und wo ſich Revi⸗ 
fionsftelen zur Abfertigung der einzelnen Ertrapoften ($. 39.) 
befinden. 

"3. Sollämter. 


6. 103. Die Zollämter find entwerer Hauptzollämter oder 
Nebenzollämter erfter oder zweiter Klaffe. 


*) Die fpeciellen Borfehriften und Suftruftionen für die Zollſtellen und bie 
Beamten find in den betr. Gejchäftsanweifungen gegeben. 
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Bei den Hanptzollämtern ift jede Zollentrichtung und jebe 
durch diefe Ordnung vorgefchriebene Abfertigung ohne Einſchrän⸗ 
are ſowohl bei der Ein: als bes der Aus und Durchfuhr zu⸗ 
äffig. | 
Nebenzollämter erfter Klaffe werben an denjenigen Straßen 
errichtet, auf welchen zwar ein Handelsverfehr mit dem Auslande 
ftatifindet, dieſer jedoch) nicht von ſolchem Umfange ift, um die 
Errichtung eined Hauptzollamts erforderlich zu machen. Neben- 
Zolämter zweiter Klaffe werden für den Kleinen Grenzverfehr da 
errichtet, wo Örtliche Verhältniſſe es erheifchen. 

Mit Rüdfiht auf die hiernad den Neben-FZollämtern beisu- 
legende Wirkſamkeit find ihre Erhebungsbefugniffe im Tarif nä- 
ber beitimmt. 

Innerhalb diefer Befugniffe können Neben⸗Zollämter erfter 
Klaſſe Waaren, welche mit Berührung des Auslandes aus einem 
Theile des Inlandes in ben andern verfendet werden ($. 76.) 
bei dem Aus⸗ und Wiedereingang abfertigen. 

Zur Ertheilung und Erledigung von Begleitfeheinen ($. 40 
und fig.) find fie ohne ausprüdliche Genehmigung des Finanzmis 
nifters nicht ermächtiget. 


4 Anſagepoſten. 


$. 104. Mit den Anfagepoften werben, zum Zwede ber 
Abfertigung von Neifenden und des fonftigen Fleinen Verkehrs, 
in der Regel Neben-Zollämter zweiter Klaffe verbunden, Auf bes 
fonders Tebhaften und mit einem HauptsZollamte befesten Zoll⸗ 
ftraßen kann der Anfagepoften auch in einem Neben-Zollamte er⸗ 
fter Klaſſe beſtehen. 


5. Legitimationsſchein⸗Gxpeditionsſtellen. 


§. 105. Expeditionsſtellen, zur Ertheilung von Legitima— 
tionsſcheinen ſollen, wo es an Zollämtern fehlt, nach dem örtli⸗ 
chen Bedürfniß angeordnet werden, um die Waaren, welche in⸗ 
nerhalb des Grenzbezirks verſendei werden oder aus dem Bin⸗ 
nenlande in denſelben eingehen, mit dem vorgeſchriebenen Trans⸗ 
portausweiſe zu verſehen. Zu Geld - Erhebungen find fie nicht 
befugt. | 

b) Grenzaufſeher. 

6. 106. Die Grenzauffeher follen fi durchaus mit Feiner 
Gelb-Erhebung befaſſen. Es Yiegt ihnen ob, den Grenzbezirk und 
bie Binnenlinie ununterbrochen zu beauffichtigen, und es find alle 
Berfonen, welche Fuhrwerk, Schiffe, Gepäck oder zollpflichtige Ge⸗ 
genkände führen, verpflichtet, denſelben Folge zu leiſten und das⸗ 
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jenige zu unterlaffen, wodurch fie in Ausübung ihres Amts gehin« 
dert werden würben. 
Die Grenz-Auffeher find befugt: 

a) Frachtfuhrwerk und Beerbenführer anzubalten, fih den Trang- 
ports Ausweis vorzeigen zu laffen, Notizen daraus zu nehmen 
und ihn durch Äußere Beftchtigung der Ladung mit dieſer 
zu vergleichen, Stimmen beide nicht überein, fo behalten fie 
die DBezettelung bei fi und begleiten die Gegenftände in 
der Richtung, worin fie diefelben finden, zur nächſten Dienft- 
ftelle, | 

b) Kiepen-, Korb- und Padträger, Handfuhrwerfe, Bauern 
Fuhrwerke und beladene Laftthiere, welche nicht verpadte 
Waaren führen, können von den Grenzs Auffehern auf der 
Stelle revidirt werben, um ſich die Ueberzeugung zu verfchaf- 
fen, daß entweder feine zollpflidtigen Gegenflände geladen 
oder dieſe gehörig angemeldet find, Bei förmlich verpadten 
Waaren verfahren fie entweder, wie zu a. vorgeſchrieben ift, 
oder führen folche zur Obrigfeit des nächften Orts, um mit 
diefer eine Nahfuhung vorzunehmen. Bei Perfonen, gegen 
welche der Augenfchein den Verdacht erregt, daß fie Waaren 
unter den Kleidern verborgen haben, ift nach F. 39, des Zoll: 
geſetzes zu verfahren. 

c) Ledig angegebene Fuhrwerk ohne Ausnahme fünnen bie 
Grenz» Auffeher anhalten, um Ueberzeugung zu nehmen, daß 
es wirklich unbeladen if. | 

d) Führer von Schiffsgefäßen, welche weniger als fünf Laften 
tragen, müffen auf den Anruf der Grenzauffeber fobald wie 
möglich anhalten und, je nachdem es verlangt wird, entwe— 
der dem Ufer zufteuern und dort an ſchicklichen Stellen an— 
egen, oder die Ankunft der Grenz«Auffeher abwarten. 

e) Wer Gegenftände führt, welche von dem Transport-Ausweife 
befreit find ($. 84. a—d), ift verbunden, den Grenz-Auf-- 
fehern zur Stelle die nöthige Ausfunft zu geben, um fie zu 
überzeugen, daß die transportirten Gegenflände eines Aus- 
meifes nicht bedürfen, Kann dies fofort nicht genügerb ge= 
fhehen, fo find die Grenz-Auffeher befugt, den Transport 
dahin zu führen, wo die verlangte Ausfunft mit Sicherheit 
zu erlangen ift. 

f) Reifende zu Wagen mit Gepäd, zu Pferde und zu Fuß mit 
Selleifen und’ vergleichen, welche ſich auf: einer Zolftraße in 
der unbezweifelten Richtung nad) dem Grenzzollamte. befinden, 
dürfen von den Grenzauffehern gar nicht angehalten werben. 
Treffen fie aber dergleichen Reiſende entweder auf einem 

Punkte der Zollſtraße, wo biefelben das Grenz⸗-Zollamt fehon 
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im Rüden haben, ober außerhalb einer Zollſtraße, fo fünnen 
fie, mit Ausnahme der mit den gewöhnlichen Poften oder mit 
oh Reifenden, den Nachweis der geſchehenen Meldung 
ordern, 

Erfolgt diefer, fo müffen fie die Perfonen ohne Störung 
reifen laffen, im entgegengefegten Falle aber zum nächten 
Zollamte führen. 

g) Gegenftände, welche nicht mit dem vorgefchriebenen Ausweife 
verfehen find, damit nicht übereinftimmen, oder auf einer 
Straße betroffen werben, welche von ber barin vorgefchriebes 
nen abweicht, find von den Grenz-Auffehern in Befchlag zu 
nehmen und an das nächſte Zollamt abzuliefern. 

h) Die Grenz-Auffeber find eben fo befugt als verpflichtet, die 
aus dem Grenzbezirfe in das Binnenland geflüchteten ober 
mit Gewalt entlommenen Defraudanten dahin zu verfolgen, 
und fih im Betretungsfalle ihrer Perfon nun Waaren zu bes 
mächtigen. 


7. Andere Stantss und Kommunalbeamte. 


F. 107. Die im S. 28, des Zollgefeges bezeichneten Beam⸗ 
ten haben, um ber ihnen dort auferlegten Verpflichtung igenügen 
zu können, bei vorbandenem Verdachte, daß eine Verlegung ber 
Zollgefege beabfichtigt werde, die Befugniß, Perfonen und Waas 
ren foweit anzuhalten, als ſolches dem Grenz-Auffehern ſelbſt 
verftattet iſt. | 


B. Im Innern des Landes. 
1, Hebeſtellen. 


$. 108. Im Innern des Landes beftehen zur Erhebung 
des Eins, Aus⸗ und Durchgangszolls Haupt⸗Zoll oder Steueräm- 
ter. Sie find entweder foldhe, mit denen eine Niederlage für 
fremde unverzollte Waaren (Padhof, Halle, Lagerhaus, Freihafen) 
verbunden, oder ſolche, bei welchen dies nicht der Tal if, 

. Die Haupt:ZoN oder Haupt-Steuerämter mit Niederlage find 
zu feber Zollerhebung von fremden Gegenftänden befugt, welde 
nad Maaßgabe diefer Ordnung im Innern gefhehen darf. 

Sie find im Innern in der Regel allein befugt, Begleit- 
ſcheine zu ertheilen. 

Die Hauptämter ohne Niederlage, ingleichen die hierzu be- 
ſonders ermächtigten Zoll: oder Steuerämter Finnen den Eingangs- 
sol von fremden Waaren nach Manfgabe der auf fie gerichteten 
Begleitſcheine Nr. II. erheben. Zur Ertheilung von Begleitſchei⸗ 
nen find fie ohne beſondere Genehmigung nicht ermächtigt, ed fei 
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benn, daß die Theilung eines Waarentransports nah §. 49, nö⸗ 
thig würbe. | | 

Aun welchen Orten der Vereinslande fich Hebeftellen befinden, 
auf welche Waaren mit Begleitfcheinen Nr. I. oder Nr, IL abge- 
fertigt werben können, foll Öffentlich befannt gemacht werben. 


2, Andere Dienfiftelfen. 


$. 109. Wo in andern Orten zur Erhebung innerer Ver⸗ 
brauchsſteuern befondere Erhebungsftellen vorhanden find, werben 
biefe, fomweit es erforderlich if, als Aufſichts-Aemter und Legiti- 
mationsfcheinftellen an der Binnenlinie, zur Erhebung des Eins 
gangszolled von den mit den Fahrpoften transportirten Gegen- 
fländen und zur Mitwirkung bei der Waarenfontrolle benust. 

Wo dergleihen nicht vorhanden find, follen die ſtatt ihrer 
mit den obigen Verrichtungen beauftragten Dienftftellen zu öffent: 
licher Kenntniß gebracht werben, 


3. Auffichts-Beamte. 


F. 110. Steuer Auffeher und andere Beamte im Innern, 
welche mit. der Handhabung der Waaren- Kontrolle im Binnen 
ande beauftragt find, müfjen, wenn fie fih in Dienftausübung 
befinden, entweder in Uniform gefleidet oder mit einer vom Ober 
Inſpektor des Bezirks ausgeftellten und unterfiegelten Legitimations⸗ 
Karte verfehen fein, Ä 

Sie find befugt, Fuhrwerke und Padenträger, welche dem 
äußern Anfcheine nad) kontrollpflichtige Waaren führen, während 
bed Transports anzuhalten und die Waarenführer zur Auskunft 
über die geladenen Waaren, fo wie, in geeigneten Fällen, zur 
Vorzeigung der erforderlichen Transportzettel aufzufordern, und 
durch äußere Beſichtigung der Ladung, wobei eine Veränderung 
in der Lage der geladenen Kolli und eine Eröffnung der Ver— 
packung nicht flattfinden darf, fi von ber Lebereinflimmung ber 
Ladung mit der erhaltenen Auskunft zu unterrichten. 

Findet ſich bierbei, daß über eine Tontrolfpflichtige Ladung 
die Transportbeſcheinigung fehlt, oder ergiebt fid) ein Verdacht, 
daß andere, ald die angegebenen Waaren geladen find, oder daß 
bie Ladung in ber Menge von der porgezeigten Bezettelung erheb- 
ich abweicht, fo müffen die Auffichts-Beamten die Labung gu ber 
auf dem Wege zum Beftimmungsorte zunächft ‚gelegenen. Dienft- 
fielle, oder wenn folche über eine hälbe Meile von dem Drte ent- 
fernt Tiegt, wo der verbächtige Transport angetroffen worden, zu 
der nächſten in diefer Richtung vorhandenen. Polizei-Behörde bes 
gleiten, um bafelbft pie nähere Unterfuchung der Ladung vorzunehmen, 

In Städten, wo zur Erhebung und Beaquffichtigung innerer 
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Stenern befondere Beamte an ben Thoren ſtationirt find, haben 
auch diefe die Befugniß zur Nachfrage über Die geladenen Ge⸗ 
genftände, und fofern ſich darunter Tontrolfpflichtige Artikel befin⸗ 
den, zur Befichtigung der Ladung, 


1 Gefhäfts- Stunden. 
1. Bet den Abfertigungsftellen im Grenzbezirke. 


$. 111. Bei ſämmtlichen Grenz = Zolämtern und fonfligen 
im Grenzbezirke vorhandenen Abfertigungsftellen follen an den 
Wochentagen in folgenden Stunden die Geſchäftslokale geöffnet 
und bie Beamten zur Abfertigung der Zollpflichtigen daſelbſt ges 
genwärtig fein, nämlich: 

in den Wintermonaten Oftober bis Kebruar einfchlieglich, 

Bormittage von 73 bis 12 Uhr und Nachmittags von 1 bis 

53 Uhr, in den Übrigen Monaten Vormittags von 7 bis 

12 Uhr und Nachmittags von 2 bis 8 Uhr, 

Die Abfertigung der Neifenden muß an allen Tagen ohne 
Ausnahme gefcheben. 

Wo außerdem der Umfang des Verkehrs es erfordert, daß 
auch andere Abfertigungen an Sonn= und Felltagen in beftimm- 
ten Stunden ertheilt, oder gewiſſe Dienftleiftungen auch zu andern, 
als den oben feflgefegten Stunden, verrichtet werben, fol darüber 
eine Bekanntmachung der vom Amte zunächft vorgefegten Behörde 
an der Außenfeite der Eingangsthür zu dem Gefchäftslofal anges 
beftet werben. Ä 


2. Bei den Abfertigungsftellen im Innern, 


6. 112. Bei den Haupt-Zoll⸗ und Haupt-StenersAcmtern 
im Innern follen die Dienftftunden folgende fein: 
in den Wintermonaten Oftober bis einfchlieglih Februar, 
Vormittags von 8 bis 12 Uhr, und Nachmittags von 1 bis 
5 Uhr, in den übrigen Monaten von 7 bis 12 Uhr und von 
2 bis 5 Uhr, Für die Übrigen Dienfitellen im Innern fols 
Yen die Stunden, in welchen die aus der gegenwärtigen Ord⸗ 
nung entfpringenden Abfertigungen ertheilt werben müſſen, 
näher beſtimmt und in gleicher Art, wie im F. 141. vorges 
ſchrieben ift, zur Kenntnig des Publikums gebradgt werben. 


IM, . Allgemeines Verhalten der Zollbeamten und der 
Zollpflihtigen gegen einander, 

6113 Es iſt Pflicht der Zollbeamten, bie Perfonen, mit 

welchen fie im Dienfte zu thun haben, ohne Unterfehten anſtändig 

gu behandeln, bei ihren Dienftverrichtungen beſcheiden u verfah⸗ 

ven und ihre Nachfragen und Reviſionen nicht Über den Zwedk 
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ver Sache auszudehnen. Inſonderheit dürfen fie unter feinen 
Umständen für irgend ein Dienfigefhäft, es beftehe in Nachfragen, 
Reviſionen, Ausfertigungen, u. f. w. ein: Entgelt over Gefchent 
es fei an Geld, Sachen oder Dienflleiftung und habe Namen, 
wie es wolle, verlangen ober annehmen. Damit Befchwerden 
des Publikums, befonders an den Grenzen, wo der Fremde feine 
- Zeit zu einem umftänblichen Verfahren hat, zur Kenntniß der vor- 
gefeuten Behörde gelangen, foll bei jeder Zoll- und Abfertigungs- 
fielle ein Beichwerberegifter vorhanden fein, in welches jeder, der 
Urſache zur Befchwerbe zu haben vermeint, feinen Namen, Stand 
and Wohnort, fo wie die Thatfache, worüber er fich befchweren 
zu können glaubt, eintragen Tann, 

- Bei Beichwerden gegen Grenz-Auffeher, deren Namen dem 
Befchwerbeführer unbekannt find, reiht es hin, die Nummer des 
Bruſtſchildes anzuführen, welches der Auffeher auf Verlangen 
vorzuzeigen verpflichtet if. Hat irgend Jemand Gründe, jene 
Beſchwerde nit in das Beichwerde-Negifter einzutragen fo kann 
er jie bei der höheren Behörde anbringen. 

Uebrigens wird von denjenigen, weldhe bei den Zolfftelfen zu 
thun haben oder mit den Auffichts-Beamten in Berührung kom⸗ 
men, erwartet, daß fie ihrerfeiis zu Teinen Beſchwerden über ihr 
Betragen gegen die Zollbeamten, Anlaß geben werben, 


Anhang zur Zollordnung. 


1. Begleitfchein Regulativ vom 25. November 1839.*) (im 
Auszuge.) (Tentribl, 1840. p. 74. 85. und Amtsblätter.) 


. Mater Bezugnahme auf die, in der Zollorbnung vom 23. Jannar 
1838 88. 40 bis 53, enthaltenen gefeglichen Beflimmungen über bie 





: *) Dies. Begleitfchein-Regulativ beruht auf einer Vereinigung unter fämmts 
lichen zum Sollverbande gehörigen Staaten, in denen es gleichmäßig zur 
Anwendung kommt. In Preußen iſt dafielbe vom 1. Januar 1840 ab ix 
Wirkfamfeit getreten, auch in ven das Publikum unmittelbar betreffenden Des 
flimmungen durch die Amtsblätter publiziet. In dem & R. d. F. M. vom 
17. Dezbr. 1839. (Centrbl. 1840. p. 74.) iſt, nächft einigen näheren Anwei⸗ 
ſungen für die Aemter bei Ausführung des Regulativs, ausdrücklich beſtimmt, 
daß alle früheren das Begleitſchein⸗Verfahren betreffenden und mit dem Inhalte 
des Regulativs nicht übereinftimmenden Beſtimmungen ohne Ausnahme als aufge 
hoben anzufehen find. ZZ 
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Degleitfihein-Rontrofle und in Gemäßheit des Worbehalts 6. 54. ver 
Zolloronung, werben über das bei der Ausfertigung nnd Erledigung 
ber Begleitfcheine zu beobachtende Verfahren hiermit die folgenden‘ 
nähern Borfchriften ertheilt. 


L Allgemeine Beffimmungen. 


A. Berhältniß des Begleitfihein-Ertrahenten zur Zollverwaltung und 
daraus folgende Obliegenheiten der Beamten. 


S 1. Der dem, in der Zollordnung SS. 40 bis 53. vorgeſchrie⸗ 
benen Begleitfhein-Berfahren kommen zunächft in Betracht: 
a) derjenige, welcher die Ausfertigung eines Begleitfcheins begehrt — 
der Begleitfchein-Exrtrahent — und 
b) das Amt, an welches der biesfällige Antrag gerichtet wird. 
Durch Gewährung des Tebtern und durch Empfangnahme des Be- 
geitſcein⸗ von Seiten des Extrahenten werben dieſem von der Zoll- 
erwaltung gewifte Degünftigungen in Bezug auf zollamtliche Behand⸗ 
Yung folcher Waaren, von weldhen der Eingangszoll noch nicht berich- 
tigt ift, oder in Bezug auf welche fonft noch zollgeſetzliche Obliegen⸗ 
beiten zu erfüllen find, eingeräumt, wogegen der Begleitfchein-Ertra- 
hent die, mit dergleichen Begünftigungen geſetzlich verbundenen Ber- 
pflichtungen übernimmt und wegen deren Erfüllung auf die vorgefihrie- 
bene Art Gewähr zu leiften hat. Diefe Verhaftung aus dem DBegleit- 
ſchein erlöfcht mit der Erledigung des Begleitſcheins, d. h. mit ber 
amtlichen Befcheinigung auf legterm, daß ber Begleitſchein⸗Extrahent 
alle jene Verpflichtungen vollftändig erfüllt Be 
Die Begleitfcheine find daher Sowohl für die Zoll» Verwaltung, 
wie für den Extrahenten höchft wichtige Dokumente, und deshalb muß 
nicht nur bei Ausftelung und Erledigäng derfelben überhaupt mit be= 
fonderer Borfiht uud Aufmerkſamkeit verfahren werden, jondern die 
betreffenden Beamten haben fih auch mit den biesfälligen allgemeinen 
Beftimmungen der Zollordnung gehörig vertraut zu machen und bie 
in gegenwärtigem Negulativ euthaltenen fpeziellen Vorſchriften pünkt⸗ 
lich wahrzunehmen. 


B. Zwec und verſchiedene Gattungen der Begleitſcheine. 


F. 2. Der Zweck der Begleitſcheine iſt, nach 8. 40. der Zollord⸗ 
nung, entweder . 

a) den richtigen Eingang in dem angemelveten Beftimmungsorte in⸗ 
nerhalb des Zoll-Vereinsgebiets oder die wirklich erfolgte Aus- 
oder Durchfuhr folher Waaren zu fichern, die fih nit im freiem 
Verkehr befinden, fondern auf welchen noch ein Zollauſpruch haftet 
(Begleitfchein 1.), 


ober ' 
b) die Erhebung des, durch vollfländige Reviſion ermittelten und fefl- · 
geielten Eingangszolls von folhen Waaren einem andern, dazu 
vefugten Anke gegen Sicherheitsleiſtung zu überweifen (Begleit- 
m Al, >. 
Nah Maaßgabe diefer verſchiedenen Zwecke, find zwei, in Form 
und Wefen verfchiedene Gattungen von Begleitſcheinen eingeführt, 
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welche durch die Benennungen: »BegteitfcheinL.» und »Begleitfcherm II.» 
bezeichnet werden und deren Form aus den beiliegenden Muftern I. 
und IL, erfichtlich iſt. 


- C, Anwendung beider Gattungen von Begleitfcheinen. ' 


8.3. 1) Mit Rüdfiht auf die Beflimmungen des vorigen ©, 
find demnach Begleitfcheine I. über Waaren anszuftellen, welche, ohne 
Entrichtung des Eingangszolls, 

a) bei dem Kingangsamte an der Grenze zur weitern Abfertigung 

bei einem der, nach . 6. dazu befugten Aemter angemeldet wer⸗ 
den, entweder um davon in dem angemeldeten Beitimmungsorte 
ben Eingangszoll zu entrichten oder ſolche daſelbſt niederzulegen 
oder endlich dieſelben von da unmittelbar nach einem andern Nie- 
derlageorte zu fenden oder wieder nach dem Auslande auszufüh- 
ren; oder welche 

b) von dem Grenz-Eingangsamte aus, gegen Erlegung des Durch» 
gangszolls nach dem Auslande direkt durchgeführt; oder endlich 

c) aus einer Niederlage oder einem Zolllager (Zollordnung $. 68.) 
en eoe ondere Niederlage oder in das Ausland geführt werben 
offen. 

In den unter a. und c. erwähnten Fällen iſt jedoch, mit Auge 
nahme der Abfertigung von Neifenden, die Ertheilung eines DBegleit- 
ſcheins auf Aemter im Innern, nach $. 4%. der Sollorenung, nur dann 
sufäffig, wenn der Eingangszoll von den Waaren, auf welde berfelbe 
begehrt wird, über 3 Thlr. (5 Fl. 15 Kr.) beträgt. 

§. 4. 2 Begleitſcheine II. dagegen werden über folhe unver 
zollte, jedoch ſpeziell revidirte Waaren ausgefertigt, 

welche bei dem Eingangsamte an der Grenze oder bei einem 

Hauptamte mit Niederlage, zum Verbrauch im Vereinsgebiete und 

zur Ueberweiſung des davon zu entrichtenden Eingangszolls an 

ein dazu bequem gelegenes und, nach $. 6., zu einer ſolchen Ab⸗ 
jertigung befugtes Amt angemeldet werben. 

er Eingangszoll von den Waaren, welche auf dieſe Weiſe abge- 

fertigt werben follen, muß jedoch, nach Borfchrift der Zollordnung 

$. 51., zehn Thaler (17 Fl. 30 Kr.) oder mehr befragen. 


D. Befugniß der Aemter. 
4) Zur Ausfertigung der Begleitfcheine, 


$. 5. Begleitfcheine dürfen in der Negel nur von Haupt Zolle 
ämtern an ber Grenze und. von Haupt» Stenerämtern (Haupt⸗ 
Jollämtern im Innern) in Drien mit Nieberlagsrecht ausgefertigt 
werben. 

Neben-Zollämter und Hanpt-Steuerämter (Hanpt-Zollämter im 
- Innern), in Orten ohne Niederlagsrecht mäffen hierzu vom Finanze 
Miniſterium ausdrücklich ermächtigt fein. In welchen Fällen paupt- 
Stenerämter (Haupt Solämter im Innern) in Orten ohne Ni 


jeder» 
lagsrecht zur Degleitfchein » Ausfertigung ausnahmsweiſe befugt find, 
ift im $. 57. beitimmt. 
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2) zur Erledigung berfelben. | 
8.6. ur Erledigung der Begleiticheine J. und IL find Haupt 
Steuerämter (Haupt-Zollämter im Innern) in Orten mit Niederlage 
recht und Hanpt-Zollämter an der Grenze ohne Ausnahme befugt. 
Dagegen dürfen Haupt⸗Steuerämter Ga ämter im Junern) 
in Orten ohne Niederlagsrecht nur Begleiticheine IL, Neben-Zollämter 
aber in der Negel weder biefe, noch Begleitfcheine I. erledigen. 
Jedoch können Aemter, welche zu einer ber beiden ebengenannten 
Klaffen gehören, ausnahmsweiſe zur Erledigung ber Begleitfcheine J. 
vom Finanz-Minifterrum ermächtigt werden, was für Neben⸗Zollämter 
ungleich auch die Befngniß zur Erledigung der Begleitſcheine II, in 
ie chließt. Welche allgemeine Ausnahmen von biefer Beftimmung 
rückfichtlich der Haupt-Steuerämter (Haupt-Zollämter im Innern) in 
Orten ohne Niederlagsrecht flattfinden, ergeben bie 8$. 52— 06, 


II. Ausfertigung der Begleitfcheine I. 
1. Art der Ausfertigung, 


8. 10.*) Jeder Begleitſchein wird in zwei gleichlautenden Exem⸗ 
plaren ansgefertigt. Die erfte Ausfertigun — das Unikat — em⸗ 
fängt der Begleitfchein-Ertrahent zur Aushändigung an den Waaren- 
Führer, bie zweite Ausfertigung — das Duplifat — aber verbleibt 
einftweilen und bis zum An Austaufhe gegen das Unikat 
($$. 36 und 70.) bei dem Ausfertigungsamte. 

Die beiden Exemplare eines und beffelben Begleitfcheins werben 
auf der Vorberfeite oben linker Hand refp. als Unikat und Dupfifat 
bezeichnet und, als genau mit einander übereinflimmend, amtlich bes 

aubigt. 
8 ri 41. Die Ausfertigung eines Begleitfcheing I. gefhieht entweder 
a) durch vollftändige Ausfüllung aller Spalten des Begleitfchein-For- 
mulars, nach Inhalt ihrer Ueberſchrift und für fämmtliche, zu ver 

etreffenden Sendung gehörige Waaren, Ä 


ober 
b) in ber Art, daß diejenigen Spalten des Formulars, welche ſich 
- anf Gattung, Menge und Verſchluß der Waaren beziehen, nicht 
im Detail ausgefüllt werden, fondern darin auf eine, dem Des 
leitſcheine angeftempelte Zoll-Declaration Beiug genommen wird. 
uch Begleitſchein⸗Auszüge, Abmeldungen aus der Niederlage ıc. 
Fonnen auf die nämliche Weife dem Begleitfcheine angeftempelt 
werben. 
Ob die eine oder andere Art der Ausfertigung in Anwendung 
zu bringen fei, hat das Amt in jedem einzelnen Kalle, den Umſtänden 
emäß und aus dem Gefichtspunfte zu beurtheilen, Daß es darauf an« 
ommt, diefenige Abfertigungsweife eintreten zu Iaffen, welde bie 
leichtere, mithin. Die weniger zeitraubende iſt. 
Beſtehen demnach die Waaren, auf welche ein Begleitfchein begehrt 
wird, nur in wenigen Pofitionen, fo ift der betaillirten Ausfertigung 


») Die 85. 7 bis 9. incl, welche bloß formelle Vorſchriften für die Aemter 
enthalten, gehören nicht hieher. 
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des Begfeitfcheind der Vorzug zu geben, bei größern Transporten da⸗ 
gegen die Ausfertigung mittelft angeflempelter Declaration zc, zu 
wählen, voransgefeht, daß fo viele Declarationen Doppelt vorhanden 
find, als Begleitfcheine verlangt werden. 

. 12. Da das Verfahren der Declarationg-Abftempelung in 
ben meiften Fällen den Bortheil einer raſchen Abfertigung gewährt, 
fo müſſen, um ſolches fo oft wie möglich ın Anwendung bringen zu 
fönnen, die Declaranten, insbefondere bei den Grenz-Follämtern, hier- 
anf aufmerffam gemacht und veranlaßt werden, in den abzugebenden 
-Derlarationen die Gewichtsmengen Durchgehends ſpeciell und beziehungs- 
weife (|. $. 17) mit Buchftaben auszuprüden. 

$. 13. Bei der im 8. 11 unter b. bezeichneten Abfertigungs- 
weife wird jedem Exemplare des Begleitfiheing ein Eremplar der De- 
claration auf folgende Art angeftempelt. Lebtere wird mit dem Be 
gleitfcheine auf einer beliebigen Stelle gegen einander gelegt und auf 
verschiedenen Stellen ein deutlicher Stempelabdruck dergeftalt angebracht, 
daß ſich ein Theil defjelben auf dem a der andere Theil 
auf der Declaration, beide Theile aber bein Jufammenhalten genann« 
ter Papiere als ganzer Abdrud des Stempels darftellen. Befteht Die 
Declaration aus mehreren einzelnen Bogen oder Blättern, fo find 
ſolche entweder mit einem, anf der erften Seite anzufiegelnden Faden 
zu durchziehen, oder es ift ein Bogen an den andern im Falze ober 
ein Blatt an dad andere an den Rändern in obiger Weile anzuflem- 
peln. Beide Eremplare der Declaration müffen überdies von einem 
Deamten, in der Regel einem der Amts-Mitglieder, als mit einander 
ganz genau übereinftimmend, böglaubigt werden; auch ift Das eine 
Eremplar derfelben als Unifat, das andere als Duplifat in der obern 
Yinfen Ede der Titelfeite zu bezeichnen. 


2. Weſenilicher Juhalt der Begleitfcheine I. 


$. 14. Aus dem Begleitfcheine I. müſſen die Perfonen und Ge- 
genftände, auf welche derfelbe fich bezieht, die Art und Weife der Ab- 
fertigung, bie getroffenen Sicherheitsmaaßregelu und fonftigen Anord- 
nungen fo vollſtändig hervorgehen, daß die geringſte Unregelmäßigfeit 
und deren Urheber ohne beſondere Schwierigkeiten entdeckt werben 
önnen. 

In den Begleitſcheinen dieſer Klaſſe ſind daher, beziehungsweiſe 
auf den Grund beigebrachter Deklarationen und amtlich unternomme⸗ 
ner, allgemeiner oder ſpecieller Reviſion, genaue und beſtimmte Anga⸗ 
ben über folgende Punkte aufzunehmen: 

a) über Namen und Wohnort des Begleitſchein⸗-Extrahenten, bes 
Waarenempfängers und des Waarenführers; 

b) über Gattung, Maaß oder Gewichtsmenge, Berfaffung and Kolli⸗ 
bezeichnung der Waaren;. 

c) ob, in Bezug auf Gattung und Menge der Waaren, eine amt- 
Ihe Ermittelung oder nicht, und, erftern Falls, in welchem Um- 
fange flattgefunden bat; 

d) ob und welche Verfchlußart, auh an welchen Gegenfländen, von 
welhem Amte und wie ſolche angewendet; 

e) ob und welche Sicherheit geleiftet; ingleihen 
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) welche Friſt zur Geſtellung ber Waaren bei dem angegebenen 
Erledigungsamte beſtimmt; 

g) ob und nach welchen Sätzen der Durchgangszoll für zum Durch⸗ 
gang angemeldete Güter erhoben worben, und 

h) bei welchem Amte die Waare urfprängfih vom Auslande einge» 


angen iſt, 

et aber — bei der Verfendung aus einer Nieverlage in eine 

andere — Bu " 
i) wie Tange die Waare bereits in öffentlichen Niederlagen gela- 


ert bat. 
Biete find inshefondere nachſtehende Vorſchriften forgfältig zu beo- 
achten : 


. 


a) in Bezug auf die dabei betheiligten Perfonen; 


8. 15. Vor⸗ und Zunamen oder beziehungsweife die Hanblungs- 
fema bes Begleitfchein-Extrahenten, der Waaren-Empfänger und bes 
aarenführers find, zur Vermeidung jeden Mißverfländniffes, deutlich 
und möglihft vollfändig in bie — beſtimmten Räume der Bes 
‚gleitfcheine einzutragen und zu dieſem Behufe (namentlih bei Waa⸗ 
ven-Berfendungen aus Niederlagen) andy die an und abzu⸗ 
Rempetnden Frachtbriefe nebſt Declarationen, folglich nicht mündliche 
ngaben allein, zu benuten. 

Ehen fo hat der Begleitfchein-Exrtrahent den Empfang des Scheing 
und die Mebernahme aller, aus demfelben für ihn hervorgehenden Ver- 
bindlichkeiten, durch unterſchriftliche Vollziehung der Annahmeformel 
in beiden Exemplaren des Begleitſcheins, anzuerkennen. 


b) in Bezug auf Gattung und Menge der Waaren. 


6.16. Die Gattung der Waaren ift im Begleitfcheine flets mit 
dem tarifmäßigen Ausdruck zu bezeichnen, dabei jedoch nach Umſtänden 
zur beffern Feſthaltung der Identität, Die Hinzufügung einer noch fpe= 
eiellern Denennung der Waaren nicht ausgeſchloſſen. Hinſichts der 
Menge derſelben iſt mit Beftimmtheit zu bemerken, welcher Maafe 
oder Gewichtsfuß (ob z. B. der Zoll⸗ oder ein anderer Gentner?) da- 
bei zum Grunde Tiegt. 

Zu mehrerer Sicherheit muß jedes Kofi einzeln aufgeführt und 
ſowohl das fummarifche Gewicht der zu einer und derfelben Poſt gleich“ 
artiger Waaren gehörigen Kollt, als auch die Gefammtzahl ver Kolli, 
auf welche der Begleitichein Tautet, nicht bloß durch Zahlen, ſondern 
gleichzeitig und unmittelbar darunter auch durch Buchſtaben ausgedrückt 
werben. | 

Berpadungsart der Waare, Nummern und Zeichen ber einzelnen 
Kolli find mit Sorgfalt zu bemerken und zu übertragen. 

. 17. Wird der Degleitfchein unter *— auf eine an⸗ 
geſtempelte Declaration ausgefertigt, ſo müſſen jedenfalls in der letztern 
die ſummariſchen Gewichtsbeträge der einzelnen Waarenpoſten und die 
Gefammtzahl der Kolli in der &. 16. vorgeſchriebenen Weile mit Wor⸗ 
ten angegeben fein, wobei jedoch, falls das Gewicht der Waaren von 
dem Declaranten feröft bei jeder einzelnen Poſt in der fiebenten Spalte 
der Declaration angemeldet und von ihm ber ſummariſche Gewichts- 
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betrag auf die bezeichnete Weiſe in biefer Sparte bereits mit Bud- 
flaben ausgedrückt ift, für alle unverwogenen Poften die nochmalige 
ar ngabe in der zwölften Spalte der Declaration unterbleiben 
ann. Ä 


e) in Bezug auf Sicherſtellung des Bollbetrages ; 


6. 24. Da bei der Waarenabfertigung mit Begleitihein J., nah 
Vorſchrift der Zollordnung SS. 26, 29 und 41., für den nicht erho— 
benen Zollbetrag und die Erreichung des Beflimmungsorts, entweder 
durch Pfandlegung (einer baaren Summe Geldes oder eines Gegen⸗ 
flandes von ausreichendem u oder durch annehmbare Bürgfchaft, 
Sicherheit beftellt werden muß, jo darf der Begleitfchein nicht eber, 
als bis diefem Erforderniß Genüge geleiftet ift, ausgehändigt werben, 
es wäre denn, daß das Ausfertigungsamt, nach pflichtmäßigem Ermef- 
fen, für zuläffig bielte, den Begleitfchein-Ertrahenten, weil er eine 
fihere und bekannte Perfon iſt, von der Sicherheitsbeftellung zu, ent» 
binden, over daß fich daſſelbe veranlaßt fände, amtliche Begleitung 
des ganzen Waarentransports eintreten zu Laffen. 

Der Durhgangsgütern iſt zwar, nah $. 29. der Zoflorbnung, 

nur für denjenigen Betrag Sicherheitsleiftung in Anfpruch zu nehmen, 
nm welchen ber Eingangszoll die erhobene Durchgangs-Abgabe über- 
fleigt, jedoch felbftrevend nur in dem Falle, wenn fi die Differenz 
auf den Grund fperieller Nevifion ermitteln läßt. Außerdem ij die 
Siheg heitsbeſtellung auf den Betrag des höchſten Eingangszollſatzes 
u richten. 
’ $. 25. Daß und wie für den Eingangszoll und die Erreihung 
des Beflimmungsorts der Waaren Sicherheit geleiftet, oder ob der 
Degleitiihein-Erirapent von deren Beftellung entbunden worben fei, tft 
am Schluffe des Begleitſcheins (ſiehe Dale 1.) anzugeben. 

Ueber eingelegte Pfänder, es mögen folche im baarem Gelbe oder 
in andern Gegenftänden beftehen, ift dem Deponenten eine befondere 
Beicheinigung auszuftellen. Die, in Folge der Begleitſchein⸗Erledigung 
fpäterhin zuläffige Erftattung des Kautions⸗Betrages oder fonftigen Unter- 
pfandes kann nur gegen Zurücklieferung diefer Beſcheinigung erfolgen. 

Wird von dritten Perfonen für den Begleitfchein « Ertrahenten 
Bürgſchaft geleiftet, fo ift von dem Bürgen, in fofern berfelbe nicht 
etwa für alle, bei dem betreffenden Amte von ihm zu übernehmenden 
la eine generelle Bürgſchafts⸗Urkunde ausgeftellt Hat, eine, 
nach der folgenden Formel: 

„Unterzeichneter verfpricht Hiermit, für den N. N., als Extrahen⸗ 

ten des am. . bene. .... 18 .. nad. Anleitung des 

„Degleitfpein-Regufatioe som (Datum) ertheilten Begleiticheing 

„Rt... des (Benennung des Amts), wegen immer von 

„demſelben aus diefem Begleitfcheine übernommenen Verbindlich- 

nfeiten, als Bürge, unter Berzichtleiftung auf den Einwand, daß 


°) Die 86. 18 — 23 incl: enthalten unter Jittr. c und d Borfchriften für 
die Aemter in Bezug auf vorangangene Reviſion fo wie anf ben Verſchluß ber 
Waaren, deren ſpecielle Mittheilung bier entbehrlich erſcheim. - 





" 353° 


ar Hauptſchuldner zuerft befangt werben müffe, gu ſtehen und zu 
u en.“4 
anszuftelende Vürgfchafts-Urfunde zu erfordern, und biefe dem, bei 
dem Ausfertigungs-Amte vorerſt zurücbleibenden Duplifate des Be- 
gleitſcheins beizufügen. Auch hat in Fällen der letztern Art der Bürge, 
zum Beweife feiner Kenntniß von dem Inhalte des Begleitfcheing, 
in beiden Exemplaren deffelben den amtlichen Vermerk: 
„Für die vorftebend angegebenen Verpflichtungen ift durch Bürg—⸗ 
uſchaft Sicherheit gefeifteta 
mit feines Namens Unterfchrift zu verfehen. 


f) in Bezug anf die Frift zum Geflellung der Waaren beim Erledigungs⸗Amte; 


$. 26. Bei Seftftellung der Zeitfrifl, binnen welcher die Geftel- 
fung der Waaren beim Erledigungs-Amte erfolgen fol, ift die Ente 
fernung vom Ausfertigungs-Amte bis zu dem Erledigungs-Amte, in 
Berbindung mit dem etwa unterwegs durch Frachtwechſel oder Spedis 
tion entftehenden Aufenthalt, gehörig zu berädfichtigen, im Webrigen 
ven dasjenige zu befolgen, was die Zollordnung ($- 41.) hierüber 
eſtimmt. | 


f C. Ausfertigung der Begleitfcheine II. 


$. 29.*) Bei der Ausfertigung der Begleitſcheine IL. kommen . 
von den vorftehenden Beftimmungen der SS. 10— 28. allein die, in 
den 88. 10-—15., 26 und 28. enthaltenen unbedingt, Dagegen biejeni- 
gen in den 88. 24 und 25. nur mit der Modifikation zur Anwendung, 
daß von benfelben alles dasjenige außer Betracht bleibt, was ſich auf 
Degleitung der Waaren und auf Durchgangsgüter bezieht. 

Die $$. 16—23. bleiben außer Anwendung. Der Abfertigung 
auf Begleitichein IL muß jederzeit vollftändige ſpezielle Waaren-Ne- 
vifion, fo wie die Feftftellung des an Eingangszoll zu entrichtenden 
Betrages vorangehen, wogegen die Anlegung eines Waarenverfchluffes 
unterbleibt, in fofern fich zu derfelben nicht eine befondere Veranlaffung 
ergiebt. Aus dem Begleitfcheine oder beziehungsweife aus der ange- 
ftempelten Zoll-Declaration müfjen die Ergebniffe der fpeziellen Wan - 
ren-Revifion rülfichtlich der Oattung, Menge und Berpadungsart der 
Waaren, fo wie des davon für jede einzelne Waarenpoft zu entrichten- 
den Betrages an Eingangs-Zol fo genau und beflimmt hervorgehen, 
daß das Amt, auf welches der Begleitſchein gerichtet ifl, nur nöthig 
bat, auf Grund des Teßtern, den darin ausgeworfenen Abgabenbetrag, 
nach genommener Weberzeugung von der Richtigkeit der Berechnung 
(vergl. 8. 69.), zu erheben und zu vereinnahmen. 


Verfahren beim Ausbleiben der Begleitfcheine. 


S. 37. Bleibt ein Begleitfchein I. über die, nad $. 26., in 
demfelben beftimmte Frift zur Geftellung der Waaren beim Erledi⸗ 


.) Die 89. 27 und 28. enthalten unter litr. f. und g. Vorſchriften für 
bie Aemter in Bezug anf die Erhebung des Durchgangszolles und auf Verſen⸗ 
dungen aus Niederlagen, 93 
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ngsamte längere Zeit, als, nad Danfgabe der Entfernung, er- 

orberlich iſt, oder ein Begleitſchein II. über Die, in demſelben eſtge⸗ 
ſetzte Rüdkunftsfrift aus, fo wird der Extrahent deſſelben oder derje⸗ 
nige, welcher die Bürgfchaft übernommen hat, aufgefordert, die erreichte 
Beſtimmung der Wanren, beziehungsweife die gefchehene Entrichtung' 
des Eingangszolls durch Vorzeigung des Begleitihein-Abgabe-Atteftes 
(88. 63. 64 und 68.) nachzuweiſen. ! 

.‚ 38. Bermag er dies, fo muß bie folhenfalls zu vermu- 
thende Verſchuldung des Erledigungs- Amts unverzüglich der Zoll» 
Chrssinzial- Steuer-) Direktion zur weitern Unterfuhung angezeigt 
werben. 

8. 39. Kann dagegen der im $. 37. geforderte Nachweis nicht 
geführt worden, fo ift der Begleitfihein-Exrtrahent oder der Bürge zur 
inzahlung des (bei Eingangs» und Lagergütern) fehuldigen und Tre 
ditirten, oder (bei Durchgangsgütern) nur Fiber geftellten Zollbetrags 
anzuhalten. Letzterer wird, nach erfolgter Zahlung, in dem betreffen- 
den Regifter vereinnahmt, und die Nummer, unter welcher Dies ge- 
— ‚m ber letzten Spalte des Begleitfchein-Ansfertigungs-Regifters 
angefchrieben. 

ß FJ. 40. Walten indeß Zweifel oder Anſtände über dasjenige, 
was bezahlt werben foll, oder andere Rädfichten ob, oder macht der 
Zahlungspflichtige erhebliche Einwendungen gegen die Zahlung, fo tft 
der Fall der Zolle Provinzial-Steuer-) Direktion vorzutragen, welche 
darüber entweder felbft beftimmen, oder, nach Bewandnig der Umſtände, 
an das Finanz Minifterium berichten wird. 

Daß und wie die Entfiheidung erfolgt fei, wird in der, für An 
IE beflimmten Spalte des Ausfertigungs-Regifters kurz be⸗ 
merkt. 


IT. Behandlung der Waaren während des Transports 
vom Begleitfhein-Ansfertigungs- zum Begleitfhein- 
Erledigungsamte. | 
A. Waaren, welche auf Begleitfchein I. abgefertigt find. 


8. 47. Bei Waaren, welche mit Begleitichein L, in der Negel 
alfo entweder unter Verſchluß oder amtlicher Begleitung, abgefertigt 
find, findet, außer der Handhabung der, für den Waarentransport im 
Grenzbezirt und im Binnenlande beftehenden allgemeinen Rontrolfe- 
Borfäriften, eine befondere amtliche Beauffihtigung derfelben bis zu 
ihrer Ankunft beim Erledigungsamte gewöhnlich nicht flatt. ine 
Ausnahme Hiervon tritt jedoch ein, wenn, vor Erreichung des Erledi- 

ungsamts, bei bireft oder mittelbar tranfitirenden Waaren, die im 

egleitfchein bezeichnete Richtung des Transports, ober, bei andern 
Waaren, der im Begleiticheine angegebene vereinsländifche Beftin« 
mungsort unterwegs verändert werben fol, nder, wenn Umflände ein“ 
treten, welche eine Theilung der Ladung vor Erreichung bes Erledi- 
gungsamts unvermeidlich machen. 


*) In den $$. 41 bis 46. incl. find die Beftimmungen über die Führung 
der Begleitfcheinregifter und Nachweifungen bei den Aemtern gegeben. 
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1) Berfahren, wenn bie Richtung eder Beſtimmung ber Waaten unterwegs ver- 
ändert werben foll. 


$. 48. Jeder Waarenführer ift, im Falle einer Veränderung der 
Richtung oder des Beftimmungsorts der Ladung, verbunden, vor der Aus⸗ 
führung dem nächſten Zoll» (oder Steuer-) Amte Anzeige davon zu machen, 
und vemfelben das anderweit gewählte Erledigungsamt anzugeben, worauf 
von dem Amte, unter Beachtung ber, im 8 48. der Zoll- Ordnung 
und im 8.7, diefes Regulativs enthaltenen Vorfchriften, die veränderte 
Richtung oder Beflimmung des Transports nnd das in Folge derfelben 
eintretende, anderweite Erledigungsamt, nebft der fih etwa als noth- 
wendig ergebenden Abänderung der Gültigfeitsfrift, auf der dritten 
Seite des Begleitfcheins deutlich und vollftändig zu bemerfen, biefe 
Notiz gehörig zu vollziehen und ber Amtsſtempel beizudruden, auch 
von einer etwanigen Friftverlängerung dem Ausfertigungsamte 
alsbald Nachricht zu geben if. 

Hat der Waarenführer die vorgefchriebene Meldung unterlaffen 
urd trifft mit feiner Ladung nichts bdeftoweniger bei einem andern, 
als dem im Begleitfchein benannten Erledigungsamte ein, fo ift von 
demfelben nach den deshalb weiter unten $. 59 ff. ertbeilten Borfchrif- 
ten zu verfahren. 


2) Verfahren bei verhinberter Berfegung des Transports durch tngemöhnliche 
ufälle. 


8. 49. Wird die Fortfeßung des Waarentransports durch unge 
wöhnliche Ereigniffe aufgehalten oder verhindert, fo hat der Waaren- 
führer, nach $. 46. ber Kl Ordnung, dem nächften Zoll⸗ oder Steuer- 
amte hiervon unverzügliche Anzeige zu machen, Diefes aber den Aufenthalt 
und deſſen Urfachen im Begleitſcheine zu bezeugen, oder, dafern der Trans⸗ 
port gänzlich verhindert worden wäre, die Waaren unter Aufficht zu 
nehmen und dem Ausfertigungsamte davon fchleunigft Nachricht zu 

e 


n. 
Privatzeugniſſe können vorerwähnte amtliche Beſcheinigungen nicht 


erſetzen. | 
Ob endlich in ſolchen Fällen die gefeglihen Folgen der Friſtüber— 
ſchreitung eintreten follen, hat die, dem Ansfertigungsamte vorgeſetzte 
Ta zu entfcheiden, an welche zu berichten iſt (Zoll⸗Ordnung ˖ 
. 4). " 


3) Berfahren, wenn untertvegs eine Theilung der Ladung flattfinden muß. 


8. 50. Eine Thellung der Ladung während ihres Transports 
zum Erledigungsamte darf nur aus ganz dringender Veranlaſſung, 
und, wenn eine ſolche einsritt, auch nur rüdfichtlich der Geſammtzahl 
der Rolli, ans welchen fie beſteht, vorgenommen werden. Eine Thei— 
lung des Inhalts einzelner Kolli iſt unter keiner Bedingung geſtattet 
Goll Drbnung 8. 49,) 

8. 51. Wird eine Theilung der Ladung in der, nach dem vorigen 
$. zufäffigen Weife, unterwegs nothwendig, fo gilt als allgemeine 
Regel, daß folche nur nach vorgängiger Anmeldung bei dem nächflen, 
zur Begleitfchein- Ertheilung er Amte (vergl. unten $. 57.) 
and nur, nachdem don letzterm hierzu die auebräätiige. Crlaubniß er⸗ 
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theilt und wegen des amtlichen Mevifiunsverfahrens das Erforderliche 
angeordnet worden ifl, erfolgen Dazf. 

. 52. Befindet fi) der Wagen oder das Schiffsgefäß im Gan- 
zen unter Verſchluß, fo wird letzterer von dem Amte abgenommen, 
wogegen ber Rolfiverfchluß bei einer folchen Theilung jederzeit unver- 
legt erhalten werden muß, 

Das weitere Berfahren iſt nach Berfihiedenheit der Umſtände 
ebenfalls ein verſchiedenes. Hauptfächlich kommt eine Theilung wäh- 
rend des Transports nur vor: 

a) wenn Schiffsgefäße unterwegs einfrieren und 

b) wenn über Waaren, bevor ſolche das Erledigungsamt erreicht 
haben, ganz oder theilweife anders verfügt wird. 

Für diefe, hier beifpielsweife angeführten Fälle werden nachftehende, 

auch auf andere Fälle ähnlicher Art anzumendende Vorſchriften ertheilt. 


a) Wenn Schiffsgefäße unterwegs einfrieren. 


S. 53. Friert ein Schiffsgefäß mit Waaren, welche unter Begfeit- 
ſchein⸗Kontrolle I, fiehen, während der Fahrt ein, und fol, nad ber 
Beſtimmung des Waarenverfenders oder Empfängers, Die zur Korte 
fegung der Fahrt geeignete Zeit nicht abgewartet werden, fo wirb ente 
weber 

- 4) die gefammte Waarenmenge, auf welche der Begleitfchein Yantet, 

mit einem Mal nach dem Beflimmungsorte zu Lande geführt, oder 

2) ber Empfänger läßt fich ſolche theilweife nach und nach zuführen, 

o 


er 
3) es werden vom Schiffe aus auch nach andern Orten Verſendun⸗ 
gen gemacht. 
aa) Wenn die ganze Schiffsladung, auf welche der Begleitſchein lautet, zu Lande 
auf einmal fortgeſchafft wird. 

8. 54. Im erſten Falle bedarf es von Seiten des Amts, bei 
welchem ber Vorfall, nad 8. 51., angemeldet worden, nur einer nach⸗ 
richtlichen Bemerkung über die, nach Befinden erfolgte Abnahme des 
erſten und Anlegung des neuen Verſchluſſes, Die veränderte Verſen⸗ 
bungsart und die Veranlaffung dazu, auf ber britten Seite des Be— 
‚gleitfcheins. 
bb) Wenn die Ladung nur nad) und nach weiter gefchafft oder vom Schiffe aus 

nach andern Orten verfendet wird, 


8. 55. In den beiden Iegtern Fällen des $. 53, hingegen iſt zu 

unterfcheiven, 
ob mit dem Amte, bei welchem, nad $. 51., die Meldung des 

TA eat worden, eine öffentliche Niederlage verbunden 

iſt oder nicht. 

Befindet fih das Amt an einem Orte mit Niederlage, fo wird 
von demfelben der Begleitfhein in das Begleitichein-Empfangs-Re= 
gifter (fiehe $. 73.) eingetragen, und biefes wiederum durch das Nie» 
derlagssRegifter erledigt. In letzterm erhält die ganze, zu dem be= 
treffenden Begleitfcheine gehörige Ladung ein eigenes Konto als La⸗ 
gergut unter Privatverſchluß, worin die, mit neuen Begleitſcheinen 
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nach und nach erfolgenden Verſendungen abgeföhrieben werben, und 
durch welches in gewöhnlicher Art nachgewiefen wird, welche Beſtim⸗ 
mung die Waaren erhalten haben. | 

Iſt mit dem Amte eine Niederlage nicht verbunden, fo wird der 
Degleitfchein in das Begleitfchein-Empfangs-Regifter eingetragen, und 
unter der Eintragung bemerkt: 

vdie Ladung ift hier (oder bei N.) eingewintert, und fol von 

bier (dort) aus nach und nach verfendet werden; wie dies ge= 

heben, wird durch die beiliegende befondere Ans und Abfchrei- 
ung nachgewieſen,⸗ 
wonähft der Begleitfchein, mit der nöthigen Erläuterung des Sach⸗ 
_ series vr en, au das Ausfertigungsamt zurüdgefandt wird 
vergl. SS. 70 ff.). 

Durch die vorſtehend erwähnte, ganz fpeziell zu führende An⸗ 
und Abfchreibung foll nacewi n werden, wann und unter welcher 
Nummer bes Begleitfchein-Ausfertigungs-Negifters die einzelnen Poflen 
der Geſammtladung mittelft verfehiedener neuer Begleitfcheine nach 
und nad) weiter abgefertigt worben find. 

Iſt letzteres vollftändig bewirkt, fo wird die An« und Abfchrei- 
bung, zur Erledigung derjenigen Nummer des Begleitfshein-Empfangs- 
Regifters, unter welcher der Begleitfchein eingetragen if, dem Re⸗ 

ifter beigefügt. Sollte ſich die Erledigung über den Onartalfhluß 
Einans verzögern, fo wird die betreffende Poſt des Begleitfchein-Em- 
pfangs-Regifters in der $. 43. angeordneten Weife in das Regifter 
des folgenden Duartalg übertragen. 


b) Wenn über Waaren vor Erreichung des Erlevigungsamts ganz ober theils 
weife anders verfügt wird, 


$. 56.- In dem zweiten, oben ($. 52. b.) erwähnten Falle, 
wenn nämlich über Waaren vor Erreichung bes Erlebigungsamts ganz 
oder theilweife anders verfügt wird, ji bie gefammte Labung von dem 
Amte, bei welhem, nach 8. 51., der Fall angezeigt worden iſt, gleich- 
falls in das Begleitfhein - Empfangs- Regifter aufzunehmen, aber fo- 
gleich, und ohne ein abgefonvertes An- und Abſchreibekonto, nachzu- 
weifen, welche Beſtimmung die Waaren erhalten haben. | 

Sollen, in Folge ber, über die Ladung anderweit getroffenen Die- - 
pofitionen, einzelne Theile derfelben nach verſchiedenen andern Rich⸗ 
tungen hin dirigirt werben, fo if auf jebe einzelne Partie, unter Be- 
obachtung der, in den SS. 7 bis einfchließlih 28, enthaltenen Beflim- 
mungen, ein nener Begleitfihein I. auszufertigen. Der Antrag, ein- 
zelne Theile ver Ladung zur Verzollung zu ziehen, ift bei ſolchen Ges 
legenheiten nur in fofern zuläffig, als derſelbe an ein zur. Erledigung 

von DBegleitfcheinen L überhaupt befugtes Amt gerichtet wird, wel- 
Gen Falls die, im $. 61. enthaltenen, Vorſchriften zur Anwendung 
mmen. 

Hätte z. B. ein Kölner (Dresdener) Kaufmann über eine aus 
Holland (Hamburg) erwartete Ladung von 100 Tonnen Reis noch 
während ihres Transports in der Art anderweit verfügt, daß 20 Ton⸗ 
nen in Weſel (Meißen) ausgeladen, davon 10 Tonnen bort verzolt, 
10 Tonnen aber unverzollt. nach Münfter (Chempig) verjendet und 


4 





358 Ä 

die verbleibenden 80 Tonnen nah Köln (Dresden) verſchifft werben 
folfen, fo würde für leßtere beide Sendungen die Ausfertigung neuer 
Begleiticheine I. flatifinden, nnd folcdes, fo wie die Berfteuerung ber 
ir Wefel (Meißen) verbliebenen Menge, würde durch bie. Spalten 
11. — 14 des Begleitfchein-Empfangs-Regifters nachgewiefen werben 
müffen. 

4. Allgemeine Beftimmungen. 


S. 57. Was, nah den SS. 7 — 30,, für die Ausfertigung der 
Degleitfeheine T. überhaupt vorgefchrieben ift, findet auch auf bie, in 
ven oben erwähnten Fällen &. 55. und. 56.) vorkommende Zwi⸗ 
fihen-Ausfertigung ſolcher Begleitfcheine Anwendung. 

Da übrigens Fälle, in welchen eine Theilung der. Ladung unter: 
wegs nothwendig wird, nur felten und ausnahmsweife vorzukymmen 
pflegen, Das. Bedürfniß aber nicht blos in der Nähe ſolcher Aemter, 
welche vegelmäßig zur Begleitſchein-Ertheilung befugt find, fondern 
and an andern Orten eintreten Tann, ſo wird, als Ausnahme von 
der allgemeinen Regel ($. 5.), geftattet, daß in ber vergleichen Fäl⸗ 
fen auch Hanpt-Steuerämter (Haupt-Zollämter im Innern) :in Orten 
vhne Niederlagsrecht Begleitſcheine I. ansfertigen dürfen. 


‚B. Waaren, welche auf Begleitfchein IL abgefertigt find. 


$. 55. Wanren, welche mit Begleitfchein II. abgefertigt find, un- 
terliegen während ihres Transports nur in fo weit einer Kontrofle, 
als auf diefelben die Vorfchriften wegen des Transports im Grenzbe- 
Ks) der Binnenfontroffe überhaupt Anwendung finden. (Zu vgl. 


% 


IV, Erledigung der Begleitfeheine. 
A. Der Begleitfcheine I. 
1. Prüfung der Papiere und Eintragung in das Begleitfchein-Empfanges 
Regiſter. I 


F. 59. Unmittelbar nach dem Eintreffen der mit Begleitſchein 
I. abgefertigten Waaren im Orte des Erledigungsamts, müfſen ſolche 
dem letzteren zur weitern Abfertigung geſtellt und demelden von dem 

Waarenführer ſämmtliche, die Ladung betreffenden Begleitſcheine, nebſt 
den dazu gehörigen Declarationen, Frachtbriefen, Manifeſten u. ſ. w. 
ausgehändigt werden, 

Don dem Erledigungsamte werben zunächft diefe Papiere, nach 
Form und Inhalt; genau geprüft, und die Begleitfiheine in bie Spal« 
ten 1 bi8 9 des Begleitſchein⸗Empfangs⸗Regiſters (Hehe S. 73.) ein 

ragen. | 
s FA fich bei der Prüfung der Papiere nichts zn erinnern gefun⸗ 
den, fo wird zur weitern Abfertigung, nach den unten folgenden Be 
flimmungen ($ 60. s1.), geſchritten. 

Iſt der, in dem Begleiticheine vorgefihriebene Zeitraum zur Ge⸗ 
fiellung der Waaren bei dem Erlevigungsamte nicht inne gehalten 
worben, fonft aber, nach der pflichtmäßigen Ueberzeung des Ießtern, 
fein Grund zum Verdachte eines verfuchten ‚oder verübten Unterſchleifs 
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vorhanden, ſo kann in Fällen, wo eine erhebliche und unverfchufbete 
Benachtheilung der Intereffenten daraus hervorgehen würde, wenn bie 
Abfertigung der Waaren bis zum Eingange der Entfcheidung ber dem 
Ausfertigungsamte vorgefegten Oberbehörde über die geſetzlichen Fol« 
en einer folchen Friftüberjchreitung ausgeſetzt bleiben müßte, bie Ab⸗ 
ertigung mit Vorbehalt dieſer Entſcheidung bewirkt werben. 

In gleicher Art iſt zu verfahren, wenn ein Waarentransport, 
ohne daß die $. 48. ne Meldung flattgefunden hat, einem 
andern, als dem im Begleiticheine genannten, jedoch zur Begleitfchein- -- 
Erledigung ebenfalls befugten Amte zur Abfertigung geftellt wird, und 
ih in Betreff der Waaren ſelbſt und auch fonft nichts zu erinnern 

n 


et. 
In beiden Källen iſt demnach dem, zuvor über die Gründe der 
Abweichung von dem Inhalte des Begleitfcheins protofolfarifch zu ver- 
nehmenden Wanrenführer zu eröffnen, daß aus der, mit Borbehalt 
weiterer Entſcheidung, bewirkten Abfertigung für den Begleitichein« 
Extrahenten noch Fein Anſprnch folge, aus den, durch den Begleit- 
fehein übernommenen Verpflichtungen entlaffen zu werden; die aufge- 
nommenen Verhandlungen find dem, an das Ausfertigungsamt zu re- 
mittirenden Begleitfcheine beizufügen, und in dem rlevigungsattefte 
ift anf diefelben und ihre Veranlaſſung zu verweilen, letzteres auch 
sur mit Vorbehalt der Entichließung über die Folgen der flatigefun« 
denen Abweichung von der Begleitfchein-Berpflichtung auszufüllen.*) 


3. Ertheilung ber Begleitichein-Abgabe-Attefte, 


$. 63.*) Jeder Waarenführer kann über die, von ihm abgege- 
benen Begleitfcheine J. und zwar nach feiner Wahl, entweder über je 
den einzelnen Begleitfchein oder über alle oder mehrere zufammen, ein 
amtliches Belenntniß verlangen, welches das 
„B ———— 
genannt und nach dem, unter V. beiliegenden Muſter ausgeferkigt 
wird. Daffelbe dient dem Begleitfchein-Ertrahenten für den Fall, 
wenn‘ der erledigte Begleitſchein nicht zur fefigefeßten Zeit am das 
Ausfertigungsamt zurüdgelangt fein ſollte (febe $. 37.) zur Legiti- 
mation bei dem leßtern, daß die Ladung dem —— richtig 
geſtellt worden und daher ein Anſpruch aus dem Begleitſcheine an ihn 
vorerſt nicht zu on (ogl. $. 39), fondern die Zurückkunft des 
Begleitſcheins noch fernerweit zu erwarten fei. 


°) Ueber die Folgen der Nichtinnehaltung der beflimmien Friſt bei Bes 
gleitfcheinen Nr 1. if die Bemerkung zu $. 50. der Zollordnung (oben ©. 
320) zu vergleichen. 

**) Die 68.60 bis 62 incl, enthalten Vorfchriften über das Verfahren bei 
Revifion der Ladungen; in den $S. 65 und 66 find die formellen Beilimmungen 
über die amtliche Vollziehung der betr. Befchelnigungen und in ven $. 70 bis 
74 (den Schluffe des Negulativs) die erforberlichen Vorſchriften wegen Rüdjen- 
dung der erlebigten Begleltfcheine an das Ausfertigungs⸗Amt, fo wie wegen ber 
Pa des BegleitfcheinEmpfangs-Begiftere bei den &rledigungsämtern, er> 
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. 8. 64. Bei Ertheilung der Besleitfchein- Abgabe -Attefte find 
folgende Vorfchriften zu beachten: 

1) So lange ſich das Erledigungsamt nicht von dem unverleßten Zu⸗ 
ftande des Waarenverſchluſſes oder, bei unverfchloffenen Waaren, 
von ber Identität überzeugt hat, dürfen dergleichen Attefle unter 
feinen Umftänden ertheilt werden. 

2) Hat fih dagegen bei ber vorgenommenen Prüfung gegen ven 
Verfchluß nichts zu erinnern gefunden, fo ift ferner und bevor 
ein Begleitfchein-Abgabe-Atteft ertheilt werden kann, der Waa⸗ 
renführer zu befragen, ob er die Ausfertigung des Abgabe-At- 
teſtes erſt nach chier Waarenreviſion oder ſchon vorher be⸗ 
gehre. 

3) Erklärt der Waarenführer, die Reviſion der Waaren abwarten zu 
wollen, fo fommt es weiter darauf an, 

a) ob der Befund der Nevifion mit dem Inhalte des Begleit- 
ſcheins völlig übereinftimmt oder | 

D) ob dies nicht der Fall iſt. 

4) Im erftern Falle (Nr. 3. a) fann das Abgabe-Atieft unbedingt 
ertheilt werden. | 

5) In dem andern Falle (Nr. 3. b.) dagegen, fo wie in den, im 
$. 59. gedachten Fällen, wo in Betreff der Gültigfeitsfrift oder 
des Erledigungsamtes- eine Abweichung von dem Inhalte des 
Degteitigeing in der Mitte Liegt, tft dem Abgabe⸗Atteſt die Be⸗ 
merfung: 

„es Hat fih Abweihung ergeben“ 
hinzuzufügen. 

6) Berlangt der Waarenführer aber (Nr. 2), daß ihm noch vor er- 
folgter Revifion das Abgabe-Atteft ertheilt werde, fo ift letzteres 
mit der Bemerkung: 

„die Revifion iſt noch nit gefhehen, 
auszufertigen. | 

7) Wird Hiernächft in Fällen, wo der erledigte DBegleitfchein über 
bie feftgefeßte Frift ausgeblieben ift ($. 37.), von dem Extrahen⸗ 
ten deſſelben ein Begleitfchein-Abgabe-Atteft produzirt ($. 38.), 
fo iſt von einem weitern Anſpruche gegen den Begleitihein-Er- 
trahenten oder deffen Bürgen vorerft abzuftehen, die beftellte Sis 
cherheit aber noch nicht aufzugeben und die im 6. 38. vorgefchrie- 
bene Anzeige an die vorgeſetzte Dienſtbehörde zu erftatten. 

. Sollte au auf diefem Wege die Zurückkunft des erledigten 

Begleitſcheins nicht herbeigeführt werben, fo ift zu unterfiheiden: 

a) ob das „probuchte Begleitſchein⸗Abgabe⸗Atteſt in der unter 
ober | 


Nr. 4 
b) in ber unter Nr. 5. und 6. erwähnten Art ausgefertigt 
worden. 
Inm erſtern Falle kann der Anſpruch an den Begleitfchein-Ers 
trahenten definitiv aufgegeben und die Aufhebung der beftellten 
Sicherheit von der Zoll» (Provinzial-Steuer-) Direktion verfügt 
werden, wogegen im zweiten Falle, auf den Vortrag der. genann- 
. ten Behörde, von dem Finanz Minifierium, mit Rücficht auf die 
obwaltenden Umftände, entfihieden werden wird, ob und wiefers 
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ber Begleitfchein-Ertrahent außer Anſpruch zu Taffen und bie Si⸗ 
cherheit aufzugeben ſei. 


B. Erledigung der Begleitſcheine II. 


$. 67. Die Geftellung ber, mit Begleitfchein IF. abgefertigten 
Waaren bei dem Amt des Beflimmungsorts wird in der Regel nicht, 
und ausnahmsweiſe nur in fo weit erfordert, als fie amtlich ver⸗ 
ſchloſſen worden over die Vorfihriften ver Kontrolle im Binnenlande 
auf diefelben anwendbar find. 

. 68. Auf Berlangen des Waarenführers köonnen demfelben 
zwar auch über abgegebene DBegleitfcheine II. Abaave Atteſte ertheilt 
werden; es darf dies jedoch nicht eher, als nach erfolgter Einzahlung 
Ya Krebitirung) und Berechnung des überwiefenen Zollbetrages ge= 

eben. 

$. 69, Die Erledigung der Begleitfcheine IT. weicht in der zeg 
von den 6$. 65 und 66 ertheilten Vorſchriften in ſoweit gänzlich ab, 
als Hier, wenn, nach vorgängiger Prüfung, der vom Ausfertigungsamte 
ausgeworfene und überwiefene Zollbetrag, mit Rüdfiht auf Menge 
und tarifmäßige Gattung der Waare, richtig befunden worden ifl, nur 
eine Beſcheinigung 
a) über Fi erfolgte Eintragung in das Begleitfchein- Empfangs- 
egiper um | 

Re über erfolgte Buchung des Gefällebetrags 

orderlich iſt. 


N. Allerhöchſtes Regulativ vom 12. Januar 1839. 


betr. die Paßpflichtigkeit der Grenzanwohner. (J. M. Bl. p.| 318 
I Centrbl. p. 58.) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. Thun Fund und fügen hiermit zu wiſſen: Um dem 
Schleihhandel entgegen zu wirken, find fortan in denjenigen an bex 
. Grenze oder nie im Grengbezirfe belegenen Kreifen, in Bezug 

auf weldhe die Minifterien des Innern und der Polizei und ber Fir 
nanzen nothwendig erachten, die nachſtehenden Vorſchriften über 
die Pappflichtigfeit der ine und ausländifchen, des Schleihhandels 
verbächtigen Orenzbewohner und über die polizeiliche Aufficht bereits 

beftrafter Schleihhändfer, in Ausführung zu bringen. 
Dappflihtigfeit der des Schleichhandelo verdächtigen 
In⸗- und Ausländer. LE 

8. 1. . Alle in den bezeichneten Kreifen wohnenden ober zeitweife 
fih aufpaltenden Inländer, welche wegen Schleichhandels bereits 
beftraft oder deſſelben verbächtig find, bedürfen auch zu Ihren Reifen 
in die Grenzörter bes Auslandes eines Paſſes, der ihnen nur, went 
fie einen erlaubten Zweck be der beabflihtigten Reiſe nachzuweiſen 
vermögen, zu ertheilen iſt. Auf Grenzbewohner, welche Grundſtücke 
im benachbarten AÄuslande beſitzen, und ſich lediglich zun Zwei ber 
Feldarbeit, auf den gewöhnlichen geraden Wegen um» zu ber gewöhn⸗ 
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lichen Tageszeit, zu biefen Grundflüden begeben und anf benfelhen 
aufhalten, findet jedoch biefe Beftimmmung eine Anwendung. 

. 2. Das betreffende Hauptamt hat ein motivirtes Verzeichnig 
derjenigen Perfonen, welche daſſelbe nach 8. 1. für paßpflichtig erach- 
tet, dem — vorzulegen, und der legtere unter Vorbehalt des 
dem Hauptamte freiftependen Rekurſes an die vorgefegte Regierung 
in einer demfelben mitzutheilenden Entſcheidung fefizufeßen, welde 
von ben bezeichneten Perfonen der Pap-Kontrolle zu unterwerfen find, 
ud in Bezug auf welche der Antrag nicht begründet erſcheint. Den 
ür paßpflichtig erflärten Perfonen iſt ſodann in dem landräthlichen 

mte oder durch bie Ortspolizeibehörden zu eröffnen, daß ihnen, in 
KR der Iandrätplihen Entſcheidung, fortan und fo lange, bis biefe 
aaßregel Hinfihtlich ihrer wieder aufgehoben worben, ber Bermeidung 
der in diefem Regulativ angeordneten Strafen, nicht geftattet fei, fi 
8 Ausland zu begeben. 
Eröffnung, gegen deren Inhalt ven betreffenden Per» 
s an die vorgejeßte Regierung gleichfalls freifteht, iſt 
Verhandlung aufzunehmen und dabei den Schreibens 
[onen ein Beiand zuzuordnen. Hinfichtlich derjenigen 
n in Beige der deshalb ſchon beftehenven holieifigen 
protofollarifhe Eröffnung bereits gemacht worden, 
Wiederholung derfelben. 

. . ‚pflichtige Perfonen ber vorbezeichneten Art, welche 
nach erfolgter protokollariſcher Verwarnung fi ohne Paß in das Aus- 
Iand begeben, verfallen in eine, im Wieverhofungsfalle zu verboppelnde 
Holizeiftrafe von 2 bis 5 Thaler oder bis zu acht Tagen Gefängniß. 

3. 4 Werden dergleichen Perfonen, welche in Gemeinen wohnen, 
die nicht unmittelbar an das Ausland grenzen, aber im Grenzbezirke 
Tiegen, außerhalb der Feldmark ihres Behirie in der Richtung nach 
ver Grenze hin oder von berfelben her, ohne Paß angetroffen, 3 
ben fie die rechtliche Vermuthung wider fich, daß fie fih ohne Paß 
in das Ausland begeben Haben, ober borthin begeben wollen, und vers 
fallen, wenn fie diefe Vermuthung nicht Sorthändig zu widerlegen 
vermögen, in die $. 3. angeordneten Strafen, 

8 5. Paßpflichtige Derfonen, welche in Ortſchaften oder Be 
ten, deren Feldmark an die Landesgrenze reicht, wohnen ober zeitweiſe 
ſich aufhalten, trifft die 8. 3. angeoronete Strafe ſchon dann, wenn 

ie ſich zur Tageszeit innerhalb der Feldmark ihres Wohnorts auf an- 
deren als denjenigen gewöhnlichen Wegen, welche zu ihren eigenen 
oder ihrer Dienſtherren Orundftäden, oder zu Orten, wo fie erweislich 
eine erlaubte Verrichtung haben, führen, Bi ven zehn Uhr Abends 
and Sonnenaufgang aber außerhalb ihres Wohnorts ohne Paß betres 
ten laffen, und bie alsdann wider fie freitenne Bermuthung einer 
beabſichtigten ober vollendeten Reife ins Ausland nicht vollkändig zu 
widerlegen Yermögen. 

$. 6. Auch den in den auslänbifhen Grenzdrtern wohnenden 
ober zeitweife ſich aufhaltenben Austägdern weiche bes Schleich» 
haudeis oder einer Begünftigung beffelben verdächtig und in Folge 
deffen, auf den Antrag des betreffenden Hauptamts, von.bem dasdratde 
für paßpflichtig erklärt worden ſind, iſt der Eiugang in die biefleitir 
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3erben Ausländer der bezeichneten Art, ı giger 
protofoflarifcher Verwarnung, ohne einen von einer X Ser 
il de ausgeſtellten Eingaugs⸗Paß im Julande bi ver⸗ 
fallen dieſelben nicht nur in die $. 3. angeordneten € ndern 
auch nad deren —A über die Grenze zu Auf 
Ausländer, welche wegen der Lage ihrer Grunpftüde ze zu 


ihren Gruudſtucken führenden gewöhnlichen Wegen dieſſeits ohne 
e in dem 8. 17. bes Allgemeinen Paß⸗ Edilts vom 


wärter, 
Militär» und andere Perfonen befugt, jeden paßpflichtigen nländer, 
welcher an einem Orte, wo er die Wermuthung einer beabfidhtigten 
oder beendeten Reife ins Ausland wider fi hat, betroffen wird, ine 
gleichen jeden pappflißtigen Ausländer, zum Zwed ber Borzeigung 
des erforderlichen Aus» oder Eingangs-Pafles anzuhalten, und in Er- 
mangelung eines ſolchen, an bie wide Polizeibehörde zur Beſtrafung 
abzuliefern. Die amtseidlihe Ausfage zweier Grenz - Zollbeamten 
oder zur Grenzbewachung beorberten Perfonen über ben Ort, wo ber 
Pappfiätige betroffen worden, hat volle Beweiskraft. 
ö Polizeiliche Auffiht über beftrafte Schleichhändler. 

$. 9% Jeder Inländer, welcher fhon einmal "wegen 
Säleihhandels beftraft, oder zweimal mit ben in dieſem 
Regulativ angeordneten Poltzeiftrafen belegt wurde, 
iſt auf das Safadın der Steuerbehörde unter polizeiliche Auffiht zu 
fielen und ihm aledann neben. den Befchränkungen, welchen er nach 
gg. 1—5. unterworfen iſt, bei Vermeidung einer Polizeiftrafe von 
2—5 Thlr. oder Gefängniß bis zu acht Tagen, die Berpflihtung auf⸗ 
zulegen, fih nach zehn Uhr Abends und bis zum Sonnenaufgange zu 
Diaje zu halten. Die Gremz-Zofbeamten und zur ——— 
beorverten Perſonen find gleich den Polizeibeamten befugt, bei bergl 
chen Individuen nachtliche Hausvifitationen vorzunehmen, und Die Dae 
dei ermittelten Mebertretungen bes Berbots find durch bie übereinfims 
mende amtseidfihe Ausfage von zwei folder Beamten für vollftändig 
erwiefen zu achten.*) 


*) Su bemerken find für bie Anwendung des Regulativs i 
4) Die Inftruction.des F. M. v. 11. Mai 1839. (Centedl. p. 61.) 
‚Hierin wird darauf aufmerlſam gemacht, daß bie Moafurgeln, welche bag 
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1. Der Zolltarif und das amtlihe Waaren-Verzeichniß. 


Der Zolltarif ergeht immer von drei zu drei Jahren; ber 
jet für die Jahre 1843 bis 1845 incl. gültige iſt Dur die K. D. 
vom 18. Oftbr. 1842 (G. ©. 1842. p. 251.) publizirt. Er enthält 


in der 

Erſten AbtHeilung: die Gegenftände, welche gar Feiner Ab 
gabe unterliegen. 

Die zweite Abtheilung enthält die bei der Ein⸗ oder Aus⸗ 
fuhr abgabenpflichtigen Gegenflände und beflimmt hierbei im Allgemeinen: 

‚Tunfzehn Silbergrofhen oder ein halber Thaler —— oder 
zwei und funfzig und ein halber Kreuzer im 244 Guldenfuß vom 

Eentner Bruttogewicht wird in der Negel bei dem Eingange, und 

weiter feine Abgabe bei dem Verbrauch im Lande, noch auch Dann 

erhoben, wenn Waaren ausgeführt werben. 

Ausnahmen treten hiervon bei allen Gegenfländen ein, welde 
entweder nach dem Vorhergehenden (erfte Abtheilung) ganz fret ober 
nach dem (Hier nicht weiter mitgetheilten) Tarif 

a) einer geringern over höhern Eingangs-Abgabe, als einem halben 
. Thaler oder zwei und funfzjig und einem halben Kreuzer vom 
Centner unterworfen, oder 
b) bei der Ausfuhr mit einer Abgabe belegt find. 

Die dritte Abtheilung enthält die Tarifbeflimmungen für die 
Abgaben von Gegenftänden, welche zur Durchfuhr angemelbet werben. 

In der vierten Abtheilung wird hinfichts der Schifffahrts⸗ 
Abgaben bei dem Waarentransport auf der Elbe, der Weſer, dem 
Rhein und deſſen Nebenflüffen auf die deshalb beftehenden befondern 
Vorſchriften verwiefen. 

Die fünfte Abtheilung endlich enthält folgende allgemeine 
für jede Tarifperiode im MWefentlichen wiederfehrende und deshalb hier 
mitzutheilende Beflimmungen über die Anwendung des Zolltarifs: 

- 1 Der dem Tarıf zu Grunde Tiegende, mit den, in den Großherzog. 
thümern Baden und Heffen aflgemein eingeführten - Gewichten 
übereinftimmende Centner, der Zoll⸗Centner, iftin 200 Pfunde 
getheilt, und es find von biefen 


Kegulativ anordnet, Hanptfächlich auf ſolche Perſonen, bie den Schleichhandel 

gemerb smaͤßig betreiben, namentlich alfo auf wegen Schleichhandels ſchon 

efteafte ober fonft vefielben notorifch verdächtige Individuen Anwene. 

dung finde. Gin einmal unter Pafcontrolle geftelltes Snbtoibuum bleibt uͤbri⸗ 

gen? berfelben fo lange unterworfen, bis fie entweber von ber Regierung im Wege 

es Rekurſes oder vom Landrathe im Ginverfländniffe mit dem betr, Hanptamte 
wieber aufgehoben ift. Ä 
) Das R. d. J. M. v. 16. Dezbr. 1839. (I. M. Bl. p. 426.) 

Die in dem Regulativ vom 12. Ian. 1839 angeordneten Polizeiſtrafen find 
nach bie einfachen Polizeigerichts zu erfennen kompetent. Die im $. 9. erwähnte 
polizeifiche Anfficht aber iſt lediglich eine adminiſtrative Manfregel, welche von 
dem erfennenven Gericht nicht feilgefegt werben darf, . 
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——— kiſchen (Rurheffgen) Pfund 
Ze veu urheifiichen) Pfunden 
1120 == 1000 Baierifchen Pfunden, IM 
2000 — 1000 Rheindaierifchen Kilogrammen, 
93522, — 1000 Württembergifchen Pfunden, 
ER — 1000 un —9— Dresbnen) Pfunben. 
Denn — zu ach 
1) “ 
14 — 15 Preußiſchen nurheſſ ſchen) Pfunden, 
28 = 25 Baieriſchen Pfunden, 
2 = 1 Rheinbaterifchen Kilogramm, 
14 — 15 Württembergifchen Pfunven, 
44 — 15 Sachſi ſchen (Dresdner) Pfunden; 
und Zoll⸗Centner?: 
36 — 35 Preußifchen (Rurheffifhen) Gentngrnzn 110 Yfanben, 
23 — 25 Baieriſchen Centnern zu 100 Pfunden, 
2 = 1 Rheinbaierifhen Quintal zu 100 Kilogrammen, 
36 — 37 Württembergifihen Sentnern zu 104 Pfunden, 
36 —= 35 Sädhfifhen (Drespner) Eentnern zu 110 Pfnnden. 
I. Werden Waaren unter Begleitfchein-Rontrolle erlanbt oder bedarf 
ee zum Waarenverſ chluſſe der Anlegung von Bleien, ſo wird er⸗ 


ir einen Vegleitſchein 2 Sgr. (14 gGr) oder 7 Kreuzer, 

für ein a gelegtes Blei 1 Spr. 4 gGr.) ober 33. Kreuzer. Ä 
Wegen der Mefgebühren (Mepuntoften) ft Das Nöthige in den 
Meßordnungen enthalten. Andere Nebenerhebungen find unzuläffig. 
a) Die Zölle werden entweder nach dem Brutto⸗Gewicht oder 
nach dem Netto-Gewicht erhoben. 

Unter Brutto: Gewicht wird das Gewicht der Wanre in völlig . 
verpacktem Zuflande, mithin in ihrer gewöhnlichen Umgebung für 
die Aufbewahrung und mit ihrer befonveren für den Transport 
verſtanden. 

Das Gewicht der für den Transport nöthigen beſonderen äuße⸗ 
ven Umgebung wird Tara genannt. 

IR die Umgebung für den Transport und für bie Aufbewah- 
Pa nothwendig eine und biefelbe, wie e8 5. B. bei Sirup u. 
! . w. — —52 — Fäſſer ſind, ſo iſt das Gewicht dieſer 

mgebun 

Das to Gewiät it das Gewicht nach Abzug der Tara. 
Die Meineren, zur unmittelbaren Sicherung der Waaren nöthi- 
gen Umfchliegungen (Flaſchen, Papier, Pappen, Bindfaden und 
bergl.) werben bei Ermittelung des Netto-Gewichts nicht in Abs 
zug gebracht; eben fo wenig Unreinigfeiten und frembe Beſtand⸗ 
theile, welde der Waare bei eigemmfiht fein möchten. 

b) Die Zölle werden vom Bratto-Gewicht oben: 
1) von allen verpadt tranfiticenden Gegenfländen; 
2) von den im Lande verbleibenden, wenn bie Abgabe Einen 
Thaler oder Einen Gulden und fünf und vierzig Kreuzer 
vom Centner nicht überfleigt; 


III. 


Sand 
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3) von andern Waaren, wenn nicht eine Bergätung für Zara 
im Tarıf ausdrüclich feftgefegt iſt 

c) Bon allen Gegenſtänden, von welchen, nad) vorſtehender Be- 

ftimmung, der Zoll nicht nach dem Brutto⸗Gewicht zu erhe⸗ 

ben ift, wird das Netto⸗Gewicht der Verzollung zu Grunde 


elegt. 
d) Be Befinmung dieſes Netto⸗Gewichts iſt Folgendes zu 
beobachten : 

1) In der Regel wird die Vergütung für Tara nach den, im 
Zolltarif beftimmten Sägen berechnet. 

2) Gehen Waaren, für welche eine Tara-Vergitung zugeftan- 
den ift, blos in einfachen Säden von Pad- oder Sarkleinen, 
von Schilf- und Strohmatten oder ähnlichem Material ge- 
packt, ern, fo fönnen 4 Pfund vom Zofl-Centner für Tara 
gerechnet werben. Ba 
“ Unter den, im Tarif mit einem höheren Tarafate, als 
4 Pfund aufgeführfen Ballen wird in der Regel eine dop⸗ 
halte Umſchließung von dem, für einfache Säcke bezeichneten 

aterial verftanden. Auf einfache Emballage iſt viefe 
höhere Tara für Ballen nur dann anwendbar, wenn das 
dazu verwandte Material, nach dem Ermeſſen der Zollbe⸗ 
hörde, erheblich fchwerer, als bei Säcken ins Gewicht fällt. 

3) Es iſt der Wahl des Zollpflichtigen überlaffen, ob er bei 
Gegenfländen, deren Berzollung nach dem Netto-Gewicht 
Statt findet, ven Tara-Tarif gelten oder das Netto» Ge- 
wicht entwerer burch Verwiegung der Waaren ohne die 
Tara oder der letzteren allein ermitteln Taffen will. 

Dei Flüffigfeiten und andern Gegenftänden, deren Netto⸗ 
Gewicht nicht ohne Unbequemlichleit ermittelt werden Tann, 
weil ihre Umgebung für den Transport und die Aufbewah- 
zung diefelbe tft, wirb die Tara nach dem Tarif berechnet 
und der Zollpflichtige hat Fein Widerſpruchsrecht gegen An- 
wendung deffelben. | 

#) In Fällen, wo eine, von der gewöhnlichen abweichende Ver⸗ 
paeungsart der Waare und eine erhebliche Entfernung von 
dem, in dem Tarif angenommenen Tarafabe bemerkbar 
wird, if auch die Zollbehörde befugt, die Netto⸗Verwie⸗ 
gung eintreten zu laſſen. | 

e) Wo, bei der Waarendurchfuhr auf kurzen Straßenſtrecken 
(dritte Abtheilung, Abſchnitt IV.), geringere Zollſäße Statt 
finden, Tann, auch wenn fonft die Abſchätzung des Gewichts 
nahgelahen wird, mit Vorbehalt der fpeciellen Berwiegung, 
im Ganzen berechnet werben: 
bie Traglaſt eines Laftthiers zu Drei Centner, 

die Ladung eines Schubkarrens zu zwei Centner, 
.. ⸗ einfsännigen Fuhrwerks zu funfzehn Centner, 

0 ⸗ Chen ⸗zweiſpännigen Fuhrwerks zu vier und zwan⸗ 

zig er, 
und für jedes weiter vorgeſpannte Stück Zugvieh zwölf 
Centner mehr. 
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IV. Bei den, aus gemifchten, nicht feidenhaftigen Geſpinnſten gefer- 
tigten Waaren muß bei ber — auf das darin — 
dene Material, in ſofern daſſelbe zu ber eigentlichen Waare ge- 
Bört, Kücfiht genommen und es müffen aus Baumwolle und 
Leinen 2c., ohne Beimifchung von Wolle, gefertigte Waaren, nach 
igen Urftoffen oder als baummollene Waaren deelarirt werben. 

jefteht eine Waare aus Seide oder Floretſeide, in Berbindung 
mit andern Gefpinnften aug Baummolle, Leinen oder Wolle, fo 
geist, die Derlaration als halbfeidene Waare Die gewöhnlichen 

eberfanten (Anfchroten, Saumleiften, Saalband, Lisiere) an 
den Zeugwaaren bleiben dabei und bei der Zoll-Riaffififation au⸗ 
fer Betracht. 


V. Sind in einem und demfelben Kollo Waaren aufenmergenadt, 
welche verſchiedenen Zollfägen unterliegen, fo muß bei der De» 
elaration zugleich die Menge einer jeden Waarengattung nach ih⸗ 
vem Netto-Gewichte angegeben werden. 

Geſchieyt dies —2 fo muß entweder der Inhaber der Waa⸗ 
ren dieſelben, Behufs ber fpecielen Reviſion, beim GrenyZoll- 
amte auspaden oder es wird, Falls er das Letztere, ungeachtet 
der ihm über die Folgen der Unterlaffung gemachten Eröffnung 
ablehnt und feine diesfällige Erklärung in den Begleitſchein amt» 
lich aufgenommen worden, im Beftimmungsorte von dem ganzen 
Gewicht des Rollo der Abgabenfaß erhoben, welcher von der am 
yoapen befteuerten Waare, die barin enthalten, zu erlegen iſt. 

usgenommen Hiervon find: Glas, Glaswaaren, Inftrumente, 
Poriellan Steingut und kurze Waaren, fo wie alle ſprachge⸗ 

taugt zu den kurzen Waaren (Mercerie) gehörigen, im 
Tarif nicht als folche bezeichneten, fondern unter anderen Nums 
mern aufgeführten Gegenftände, wenn die Befchaffenheit der Em- 
Baliage ſolcher Waaren einen ganz zuverläffigen Verſchluß ger 
jattet. 
VI Er Declaration der ſprachgel 
ren (Mercerie) gehörigen, im T 
fondern unter andern Nummer: 
Aurze Waaren⸗ (Tarif, Abthı 
Berzollung berfelben nach dem ! 
ven zu Folge haben, fondern es 
dem Revifionsbefunde zuläffig 
vor der Revifion auf fpecielle Ermittelung anträgt. 


VO. Bon Waaren, welche zum Durägange beftimmt find, wird, 

3) fofern diefelben zu einer Niederlage (Packhof, Hallamt), de» 
clarirt werben, bie Durhgangs-Nbgab bei dem weitern 
Transport yon ber Niederlage erhoben. 

b) Sofern biefelben zum unmittelbaren Dirchgange declarirt 
werben, efotgt die Entrißung der Durchgangs - Abgabe in 
ver Regel gleich beim Eingangsamte, wo nicht aus oͤrtlichen 
Rückſichien Ausnahmen angeordnet oder, bei veränderter Rich⸗ 
tung des Wonrenzuges, Nacherpebungen beim Ausgangs- 
ober Packhofsamte noͤthig 
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c) Bohn Waaren, welche keine höhere Abgabe beim Eingange 
tragen, als die allgemeine Kingangsabgabe (4 Thaler oder 
525 Kreuzer vom Gentner) und nach der dritten Abtheilung 
beim Durchgange nicht mit einer geringern Abgabe belegt 
find, als an Eingangs-Abgabe oder Ausgangs-Abgabe nder 
an beiden zufammengenommen davon zu entrichten fein würde, 
müflen die Gefälle gleich beim Eingangsamte erfegt werben, 
vorbehaltlich Örtlicher Ansnahmen, wie bei b. 

VII. Waaren dagegen, welche höher belegt oder nicht unter vorſtehen⸗ 
der Ausnahme begriffen und nach einem Drte, wo fih ein Haupt» 
Zoll⸗ oder Haupt-Steueramt oder eine andere Fompetente Hebe- 
ftelfe befindet, adreffirt find, können unter Begleitjchein: Kontrolle 
von den Grenzämtern dorthin abgelaffen und es können daſelbſt 
die Gefälle davon entrichtet werden. An folchen Drten, wo Nies 
derlagen befindlich find, erfolgt ſodann die Gefälle - Entridhtung 
exrft, wenn die Waaren aus Der Niederlage entnommen werben 


offen. 

IX. a) Bei Neben-Zollämtern erfter Klaſſe können Gegenſtände, von 
welchen die Gefälle nicht über Fünf Thaler over 83 Gulden 
vom Centner betragen in unbefchränfter Menge eingehen. 

Höher belegte Gegenftände dürfen nur dann über folche 
Aemter eingeführt werden, wenn die Gefälle von dergleichen, 
anf einmal eingehenden Waaren den Betrag von Funfzig 
Thalern over 87% Gulden nicht überfteigen. 

en Ausgangs Zoll Tünnen Neben-Zollämter erſter Klaſſe 
ohne Beſchränkung Hinfichtlich des Betrages erheben. 

b) Bei Nebenämtern zweiter Klaffe kann Getreide in unbefchränf« 
ter Menge eingeben. 

Waaren, welche mit geringern Säßen, als Sechs Thaler 
oder 105 Gulden vom Centner belegt find, und Vieh dürfen 
über Neben-Zollämter zweiter Klaffe in Mengen eingeführt 
werben, von welchen die Gefälle für die ganze Waarenladung 
ober den ganzen Viehtransport den Betrag von Zehn Tha- 
fern oder 175 Gulden nicht überfteigen. 

Der Eingang von Höher belegten Gegenfländen ift aber 
nur in Mengen von höchſtens Zehn Pfund im Einzelnen 
über folhe Neben-Aemter zuläffig, mit der Maaßgabe, daß 
auch die Gefälle von den, in einem Transport eingehenden 
Waaren folcher Art ven Betrag von Zehn Thalern oder 
4173 Gulden nicht überfleigen dürfen. nn 

Den Ausfuhr-ZoM können Neben-Zollämter zweiter Klaſſe 
His zum Betrage von Zehn Thalern oder 174 Gulden erheben. 

c) In foweit Neben -Zollämter von der betreffenden oberſten 
Finanzbehörde erweiterte en One erhalten, 
werden barüber geeignete Bekanntmachungen ergehen. 

Die Gefälle müſſen bei den Neben-Zollämtern ſogleich 
erlegt werden, in fofern diefelben nicht ausnahmsweife zur 
Ertheilung von Begleitfcheinen ermächtiget werben. 

X. Es bleiben bei der A ben- Erhebung außer Betracht und werden 

nicht verfleuert: alle Waaren-Ouantitäten unter 75 des Cent- 
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ners. — Gefäflebeträge von weniger, als Sechs Sitberpfennigen 
oder Einem Kreuzer: werden überhaupt nicht erhoben. 

XI Hinfichtlich des Verhältniffes, nad) welchen die Gold⸗ und Sil⸗ 
bermünzen der fämmtlichen Bereinsflaaten — mit Ausnahme der 
Scheidemünze — bei Entrihtung der Eingangs-, Ausgangs» und 
Durhgangs« Abgaben anzunehmen find, wird auf die befondern 
Kundmachungen verwiejen. *) 





Das amtlihe Wanrenverzeihniß, welches nah F. 14. des. 


Zollgefeges dem jede maugen Zolltarif zum Zwecke der richtigen An⸗ 
wendung deſſelben beigegeben wird iſt für bie Tarifsperiode 1842 durch 
C. R. d. F. M. vom 11. Dechr. 1842. (Ctbl. 1843. p. 5.) den Bes 
hörden nebſt näherer Anweiſung zur richtigen Anwendung des Tarife 
and des Waarenverzeichniffes angefertigt. ) Zu den allgemeinen Bes 
Rinmungen ber fünften Tarifs⸗Abtheilung wird hierbei bemerkt 

j 3 un r. + a: ' 

daß der Zoltpflichtige bei der Netto-Verwiegung ſolcher Kolli, welche 
mehrere kleinere —* Schachteln, Säcke ꝛc. enthalten, nur ne 
fpruch Hat, diefenigen Umfchließungen, welhe des Transports 
wegen angebracht find, nicht aber Die bioß zur unmittelbaren 
Sicherung der Waare dienenden vor der Netto» BVerwiegung abs 
nehmen zu Yaflen. 

ALS Ausnahme hiervon dürfen Kartons aus Pappe und andere 
ähnliche aus ftarfem Material gefertigte unmittelbare Schugmittel, 
worin feivene Bänder, Krepp, Slortücher ꝛc. eingehen, auf Berlan« 

en vor der Nettoverwiegung abgenommen werben. Ä 


u Nr. X. 

daß die Vorſchrift, wonach Waaren⸗Quantitaten unter „L; des 
Eentners (3 Loth) zolffrei bleiben follen, namentlich auch In fol⸗ 
genden Fällen Anwendung findet: 

a) wenn in einem Transport mehrerlei Waaren⸗Gattungen befindlich 
find, gilt die Beſtimmung für jede einzelne Waaren-Gattung, de⸗ 
ren Gewicht unter der Segeicpmeten Größe flieht; 

b) wenn das Gewicht einer in größerer Duantität zur Verzollung 

elangenden Waaren-Gattung ſich fo ftellt, daß der überfchießenve 
ruchtheil weniger, als 055 des Centners (3 Loth) beträgt, 





*) Der Bolltarif für 1843 ift uͤbrigens modiftzirt: 
a) in Bezug auf einige Pofltionen der zweiten Abtheilung dutch die K. 
DO. vom 18. Oftbr. 1842. (©. ©. P 298) vom 14, Juni 1844. (G. ©, 
. 180.) und vom 1. Juli 1844. (©. ©. p. 182. 
b) I Bezug auf den dritten Abfchnitt det dritten Abtheilung (Abs 
gaben bei der Durchfuhr) durch bie K. O. vom 28. Febr. 1844. (G. ©, 
. 67.) 
) @in Nachtrag zu dem amtlichen Wanrenverzeichniß ik unter dem 23, 
Mai 1844. (Centribl. p. 113) ergangen: - Mi . 
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kommt die Vorſchrift bei ſolchen Bruchtheilen feber, in einem und 
demfelben Frachtbriefe aufgeführten Wanren-Gattung in Anwendung. 
In gleicher Art wird endlich auch u chtlich der Nichterhebung 
der Zolbeträge von weniger, al8 4 Silbergrofchen verfahren. 
Endlich ift wegen der Wagen der Reifenden und Fuhrleute beim 
Gerfonen- und Waaren-Transporte Folgendes beftimmt: | 
a) Wenn au, ber Regel nad, Wagen, welde bei dem Eintritte 
über die Grenze als Transportmittel benugt werben, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob fie gebraucht oder nen find, Eingangs-Zollfreiheit 
genießen, fo fehließt diefes die Erhebung der Eingangs» Abgabe 
nicht allgemein aus; dieſelbe muß vielmehr Statt finden, wenn 
die Thatſache vorgängiger Beftellung over Erwerbung eines neuen 
Wagens im Auslande, um ſolchen fodann zum Gebrauche im 
Lande einzuführen, dargethan ift, ‚nofeichen, wenn die Anwendung 
eines Wagens ald Transportmittel bei deffen Einführung augen 
Keintiih den Zweck hat, die Eingangs-Abgabe davon. zu erfparen. 
b) Wagen ber Neifenden können dann auf befondere Erlaubniß der 
betreffenden Provinzial-Steuer-Behörde abgabeufrei belaſſen wer⸗ 
den, wenn fie erweisiidh zu dem Transport biefer Neifenden ges 
dient haben und zum weiteren Gebrauche der Reifenden beftimmt 
find, follten fie au zur Zeit der Einfuhr nicht als Transporte 
mittel ihrer Beſitzer verwendet worden fein. 





Geſetz vom 28. Juni 1834. 
über den Waffengebrau der Grenzauffihtsbeamten. (G. ©. p. 83. sq.) 


Wir ıc haben für nothwendig erachtet, Über das Necht der 
Grenz Auffihtsbeamien zum Waffengebraudh und über das wegen 
Mißbrauchs derfelben zu beobachtende Verfahren nähere Beftims 
mungen zu erlaffen. *) | | 


*) Sur gleichmäßigen Ausführung biefes Geſetzes erging die Inftruftion 
des F. M. v. 6. Juli 1835. Danach find zunaͤchſt unter Grenz-Aufſicht s⸗ 
beamten nicht blos bie für den Grenz⸗Bewachnugsédienſt bleibend angeſtellten, 
fondern auch alle andere Zolls und Steuerbeamte, welche in Folge befondern 
Auftrags den Grenz: Bewarhungsdienft zu verrichten haben, zu verfiehen. Die 
Grenz-Auffichtsbeamten find überhaupt nur dann, wenn fie den Bewachungodienſt 
{m Grenzbezirke ausüben, und nur derjenigen Waffen fich zu bedienen befugt, 
welche ihnen vom Staate geliefert werden, oder deren eigene Beichaffung ihnen 
ausdrücklich geftattet worden. Sie dürfen die Schußwaffen nur mit der vors 
fhriftsmäßigen Munition laden, und haben entgegengefepten Falls nicht nur 
Disciplinarftrafe verwirkt, fondern bleiben außerdem für allen Nachtheil, der dar⸗ 
ans entficht, verantwortlich. (Art. I bie V.) 
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Wir verordnen demnach auf ben Antrag Unferes Staats⸗ 
Miniſteriums und nad erfordertem Gutachten Unferes Siaatsraths 
für den ganzen Umfang Unferer Monarchie, wie folgt: 

$. 1. Die GrenzAuffichtsbeamten find bei Ausübung ihres 
Dienftes im Grenzbezirfe yon den ihnen anvertrauten Waffen Ge- 
brauch zu machen befugt: 

a) wenn ein Angriff auf ihre Perfon erfolgt, ober wenn fie 
mit einem folchen Angriffe bedroht werben; 

b) wenn Diejenigen, welche Fuhrwerke ober Schiffegefäße führen, 
Sachen transportiren ober Gepäd bei fih haben, fich ihrer 
Anhaltung, der Bifitation oder Beſchlagnahme ihrer Effekten, 
Waaren und Transportmittel, der Abführung zum nächften 
Zollamte oder zur Obrigfeit des nächſten Orts, oder ber 
Ergreifung bei verſuchter Flucht, thätlih oder Dur gefährs 
lihe Drohungen wiberfegen.*) 

Der Gebraud der Waffen darf aber nicht weiter ausgedehnt 
werden, als es zur Abwehrung bes Angriffes und zur Veberwin- 
dung des Widerſtandes nothwendig if, Der Gebrauch der Schufs 
waffe findet nur alsdann ftatt, wenn der Angriff ober die Wider: 
feglicpfeit entweder mit Waffen oder andern gefährlichen Werfzeu: 
gen, oder aber von einer Mehrheit, welche ftärfer ift, als bie 
Zahl der zur Stelle anwefenden Grenzauffihtöbeamten, unternom- 
men oder angedroht wird. Der Androhung eines ſolchen Angriffs 
wird es gleich geachtet, wenn die angehaltenen Perfonen ihre 
Waffen oder andere gefährliche Werkzeuge, nad) erfolgter Auffor« 
derung nicht fofort ablegen, oder wenn fie folche demnächſt wieder 
aufnehmen. 

F. 2. Die GrenzAuffihtsbeamten können ferner bei Aus- 
übung ihres Dienſtes der Waffen und namentlih der Schußwaf- 
fen ſich bedienen, 

a) wenn im Grenzbezirke, außerhalb eines bewohnten Ortes 
und außerhalb der Landftrage, mehr ald zwei Perfonen 
als Fußgänger, Reiter, oder als Begleiter von Laftfuhrwer- 
fen und Laftihieren zur Nachtzeit, (d. h. eine Stunde nad 
Sonnenuntergang bis eine Stunde vor Sonnenaufgang) oder 
mit Gepäck oder Ladung auch zur Tageszeit betroffen werben, 


*) Nach Art. V bis VII der Inſtruktion vom 6. Juli 1835. darf zur Abs 
wehrung eines Angriffe und zur Weberwindung eines thätlichen Widerſtandes 
von den Waffen ohne Rüdficht auf Tageszeit und Zahl der zur Stelle befindli⸗ 
hen Grenz Anffichtsbeamten, bei der bloßen Bedrohung mit einem Angriffe 
aber nur dann Gebrauch gemacht werben, wenn nad) den Umſtänden an der Aus 
führung der Bedrohung nicht gezweifelt werben Tann; Beleidigungen allein ohne 
thätliche oder von gefährlichen Drohungen begleitete Widerfeglichfeit berechtigen 
dagegen nicht zum Waffengebrauche. gie 
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und auf einen zweimaligen Anruf, wobei der Anrufende fid 

als Grenz-Auffichtsbeamter zu erfennen gegeben hat, nid 

anhalten, ſich vielmehr einzeln oder fämmtlich entfernen, und 

b) wenn im Grenzbezirke Schiffer, welche zur Nachizeit oder 
mit verbedten oder beladenen Sciffgefäßen zur Tageszeit 
in der Fahrt angetroffen werben, auf einen foldhen Anruf 
nicht anhalten, oder nicht wenigſtens ihre Bereitwilligfeit 
zum Anhalten durch die That unzweibeutig zu erfennen ges 
ben, fondern ſich vielmehr zu entfernen fuchen, 

Der Gebrauch der Schußwaffen iſt jedoch in den vorftehend 
unter a. und b, bezeichneten Fällen den Beamten nur dann er- 
laubt, wenn wenigftens zwei von ihnen zur Wahrnehmung des 
Dienftes auf einem Poften zufammen find. *) 

F. 3. Die nad S. 13. der Zollordnung vom 26. Mai 1818 
zur Unterflügung der Grenzbefagung verpflichteten Polizei= und 
Forfibeamten find nur dann, wenn fie mit den Grenz-Auffichts- 
beamten gemeinfcdhaftlich handeln, in folhem Falle aber eben fo 
wie diefe, die Waffen zu gebraucen befugt. 

F. 4. Die Beamten müflen, wenn fie fih der Waffen be» 





*) Zur Nachtzeit follen beim Bteiizanffichtsdienfle ſtets wenigſtens zwei 
Beamte auf einem Poſten beifammen fein, wenn nicht die Vorgefegten aus bes 
fonderen Gründen ansnahmsweife ein Anderes angeordnet Haben; auch darf der 
Deamte, welcher den Dienſt einzeln verrichtet, in den, $. 2. Littr. a und b des 
Geſetzes vorgejehenen Fällen fich niemals der Schußwaffe bedienen, ſondern nur 
in die Höhe gerichtete Signalfchüfle geben. Am Tage find in ven Fällen des 
* 2 des Geſetzes die Waffen nur gegen Perſonen, welche. Gepäd oder Ladung 

aben, und nur gegen beladene oder verdeckte Schiffsgefäße zu gebrauchen. (Art, 
VI bis X. der Inſtruct.) 

Nach Art. XIU. werden unter Landſttaßen nicht allein Sollfiragen, ſondern 
überhaupt alle diejenigen öffentlichen Wege verflanden, welche im Sinne der Wes 
gegefebe als Landſtraßen zu beitachten find. 

Beim Anruf find ftets die Worte: „Halt! Grenzbeamte” zu gebraus 
chen, und die Schußwaffen nicht eher anzuwenden, als bis die Beamten übers 
eugt find, daß ihr Ruf gehört und verflanden iſt. Angenommen wird das Letz⸗ 
— * ſobald die Schleichhändler auf den Anruf ehtfliehen. (Art. XI und XIL) 

Dei Reitern oder Fuhrwerken follen, um das @utweichen zu verhindern, bie 
Schußwaffen, jo weit deren Gebrauch überhaupt geſetzlich geflattet if, zunächft 
gegen die Thiere gerichtet, und namentlich bei Fuhrwerken, wo möglich) das Ab⸗ 
pauen ber Siränge als Mitiel zur Verhinderung bes Entflichens benupt werben. 

tt. XIV. 

Der Anruf der Schiffe ift nach N; 12e der Solloronung auf Schiffe von 
weniger ale 5 Laſten Trugfähigfeit beichränft, und ber Gebrauch der Waffen ges 
gen Schiffe auf Grenzilüflen (d. h. ſolchen, welche die Landesgrenze bilden) nur 
dann erlaubt, wenn biefelben am diefleitigen Ufer ſchon angelegt haben, ober ans 
zulegen im Begriffe find, und auf den Ruf der Grenzauffichtsbeamten nicht Hals 
ten bleiben, oder an das Ufer nicht zurückkehren wollen, (Art. XV,) 
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FR in Uniform ober mit einem amtlichen Abzeichen verfehen 
ein. *) 
55. Sie find nad Anwendung der Schußwaffen fogleich 
nachzuforfchen fehuldig, ob Jemand verlegt worden, foweit ee 
ohne Gefahr für ihre Perfon gefchehen kann. | | 

$. 6. Im Halle einer Berlegung haben fie dem Verletzten 
Beiſtand zu leiften und deffen Fortfhaffung zum nächſten Orte zu 
veranlaffen, wo die Polizei-Behörde für ärztlihe Hülfe und für 
bie nöthige Bewachung Sorge zu tragen bat.**) 

Die Kurfoften find erforberlihen Falls aus der Steuerfaffe 
vorzuſchießen, welche den Erfag von dem Berlesten und ben 
Theilnehmern der Kontravention, oder von den Beamten, je nach» 
bem die Anwendung der Waffen gerechtfertigt befunden worben 
ift, oder nicht, verlangen kann. 

6. 7. Auf die Anzeige, daß Jemand von den Grenz-Auf- 
fihtsbeamten oder deren Hülfsbeamten im Dienfte durch Anwen 
dung der Waffen verlegt worden, hat das Gericht des Orts, wo 
die Verlegung vorgefallen ift, mit Zuziehung eines Ober-Steuers 
beamten den Thatbeftand feftzuftellen, und zu ermitteln, ob ein 
Mißbrauch der Waffen ftatt gefunden habe oder nicht. 

Das Gericht ift ſchuldig, hierbei auf die Anträge Rüdficht 
zu nehmen, welche der Ober-Steuerbeamte zur Aufflärung der 
Sache zu machen für nothwendig erachtet, 

5. 8. Nach beendigter vorläufiger Unterfuhung find bie 
Alten an das betreffende Gericht einzufenden. Daffelbe bat Die 
Berhandlungen, fobald biefelben als vollftändig befunden werben, 
ber betreffenden ProvinzialsSteuerbehörde zur Erklärung über Die 
Einleitung der gerichtlichen Unterſuchung mitzutheilen. 

$. 9, Nah Eingang diefer Erflärung. faßt das Gericht 
einen Beſchluß wegen Eröffnung der Unterfuhung ab. Wirb 
Die Eröffnung der Unterſuchung gegen die Anfiht und ben Wis 
derſpruch der Provinzial-Steuerbehörben beſchloſſen, ſo muß bie 
Sache nach Anleitung der über die Kompetenz = Konflikte zwifchen 
den Berwaltungsbehörden und Gerichten ertheilten Vorſchriften 
erledigt werben, Ä 


*) Gin Abzeichen iſt nur bei folchen Beamten geſtattet, die bei der Grenz⸗ 
Auffiht Hülfe leiften, und Feine Uniform befigen, Die Uebrigen müſſen flete 
in Uniform fein, (Art. XVI.) 

*) In allen Fällen müffen die Beamten den gemachten Gebrauch von ben 
Schußwaffen in ven Tagebüchern, Dienfifarten cher Oxbrebüchern verzeichnen, 
ober dem Ober⸗Kontrolleur beſonders fchriftlich anzeigen, auch den Verletzten, bis 
die Volizeibehoͤrde die Sorge für ihn übernommen hat, bewachen. Bür bie Ans 
“ zeige bei der Polizeibehörbe ift namentlich auch der Patronillenführer verante 
wertlich. (Net. XVIN) 
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$. 10. In den Rheinprovinzen, fo weit dort bie franzöſiſche 
Suftiz-Berfaffung befteht, werden tie Verhandlungen über bie vor⸗ 
Yäufige Unterfuhung an den Ober-Profurator des betreffenpen 
Landgerichts eingefandt, und durch diefen der Rathskammer deſſel⸗ 
ben mitgetheilt, welche auf den Bericht des Inſtruktionsrichters 
nad Anhörung der Staatsbehörbe, Die unter F. 8. erwähnte Prü- 
fung vornimmt, und den im$ 9 vorgefchriebenen Beſchluß abfaßt. 

5. 11. Mit der Verhaftung eines des Waffenmißbrauchs 
befehuldigten Beamten darf nicht eher verfahren werben, als bis 
bie Eröffnung der gerichtlichen Unterfuhung definitiv feftiteht. 

$. 12. Gegen den Beamten, welcher bejchuldigt ift, feine 
Befugnig zum Gebrauch der Waffen gegen Zoll- und Steuerfon- 
travenienten überschritten zu haben, können die Angaben des ver- 
legten Kontravenienten, der übrigen Theilnehmer der Kontraven- 
tton, und folder Perfonen, welche gegen Zoll- und Steuer-Ber- 
gehen bereits beftraft worden find, für fi allein Feinen zur Ans 
wendung einer Strafe hinreichenden Beweis begründen. 

$. 13. Wenn ein Beamter zur Nachtzeit gegen eine gerins 
gere Perfonenzahl, als 6. 2, unter Buchſtaben a. beftimmt wor⸗ 
den, ſich der Waffen bedient hat, bei ber Unterfuchung aber ers 
mittelt wird, daß derſelbe Urſache gehabt hat, die Perfonenzahl 
für ftärfer zu halten, fo ift er, nah Bewandiniß der Umftände, 
mit Strafe zu verfchonen, oder mit einer gelindern,. ald der ors 
dentlihen Strafe, zu belegen. 

F. 14. In Anfehung der Strafe der Beamten, welche bes 
Mißbrauchs der Waffen fehuldig befunden worden, behält es bei 
ben bisherigen Vorſchriften der Gefege fein Bewenden. 


Die Beftimmungen wegen Iinterfuchung und Be- 
| firafung der Zollvergeben. 





Zollſtraf-Geſetz vom 23. Januar 1838. 
(®. ©. p. 78.) 


Wir 2c. haben eine Revifion der Beflimmungen wegen Unter⸗ 
fuhung und Beftrafung der Zollvergehen veranlaßt und verorbnen 
nad dem Antrage Unferes Staatsminifteriums für den ganzen 
Umfang Unferer Monardie, wie folgt: 
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A Bonden Strafen ber Zollvergehben. 
a) Strafen der Kontrebande. 


F. 1, Wer e8 unternimmt, Gegenſtände, deren Ein= oder 
Ausfuhr verboten ift, dieſem Verbote zumider, ein- oder auszu—⸗ 
führen, hat bie Konfisfation der Gegenftände, in Bezug auf welche 
bad Vergehen (die Kontrebande) verübt worben iſt, und infofern 
nicht in fpeziellen Gefesen eine höhere Strafe feftgefegt ift, zu⸗— 
gleich eine Geldbuße verwirft, welche dem doppelten Werthe jener 
Gegenftände, und wenn folder nicht zehn Thaler beträgt, biefer 
Summe gleihfommen fol, | 


b) Strafe der Zolldefraudation. 


6. 2. Wer e8 unternimmt, dem Staate die Ein-, Aus⸗ 
oder Durchgangs⸗, oder bie an der Grenze eines Zollvereinsſtaats 
zu erhebenden Auggleichungsabgaben zu entziehen, hat die Kons 
fisfation der Gegenftände, in Bezug auf welche das Vergehen 
(die Zolldefraudation) verübt worden ift, und zugleich eine, dem 
vierfahen Betrage der vorenthaltenen Abgaben gleihfommende 
Geldbuße, welche jedoch niemals unter einem Thaler betragen foll, 
verwirkt. Diefe Abgaben find außerdem nach dem Zolltarife zu 
entrichten, | 

aa) Strafe des erfien Rüdfalle. 

5. 3. Im Wiederholungsfalle, nach vorhergegangener rechts» 
Fräftiger Berurtheilung wird die nach SG. 1. und 2%, außer der 
Konfistation der Gegenflände des Vergehens eintretende Geldbuße 
verboppelt. 

Sobald eine Geldbuße von dem Verurtheilten wegen feines 
Unvermögens nicht beizutreiben ift, tritt an deren Stelle eine ver⸗ 
hältnigmäßige Gefängnißs, Zuchthaus» oder Feflungsarreit-Strafe, 
welche jedoch im erften Falle des Vergehens die Dauer von Einen, 
und bei dem erften Rüdfall die Dauer yon Zwei Zahren nicht 
überfteigen fol. 

bb) Strafe des ferneren Ruͤckfalls. ' 


6. 4. Seder fernere Rückfall ift mit der Konftsfation ber 
Gegenftände der Ueberiretung, mit dem Doppelten ber $, 3. be= 
flimmten Geldbuße, fowie auf die Dauer von 1 bis 5 Jahren 
mit Verluſt des Rechts zum Betriebe desjenigen Gewerbes zu 
ahnden, bei deſſen Ausübung bie Kontrebande oder Defraubation 
begangen worben ift, | 

In der Regel aber fol in dieſen Fällen flatt der Geldbuße 
auf verhältnigmäßige Gefängniß⸗, Feſtungsarreſt⸗ ober Zuchthaus⸗ 
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firafe erkannt werben, deren Dauer aber niemals auf länger als 
4 Jahre, beim dritten "oder einem ferneren Rüdfall dagegen nicht 
unter einem balben Jahre Feflungsarreits oder Zucthausftrafe 
zu beſtimmen ift. 

Ausnahmeweife aber kann nad richterlichem Ermeffen mit 
Berüdfihtigung aller Umftände des vorliegenden und der voraus⸗ 
gegangenen Fälle auf die oben bezeichnete Geldbuße erfannt wers 
den, und die Unterfagung des Gewerbebetriebes unterbleiben. 
Diefe Ausnahme findet aber niemals ftatt, wenn ber Angeflagte 

a) das Kontrebandiren oder Defraudiren erwerbsmäßig betreibt, 
oder 

b) eine ber frühern oder bie legte Uebertretung unter erfchweren- 
den Umfländen (66. 11— 14.) oder in betrüglicher Abſicht 
begangen hat. 

Neben der Geldbuße ift in dem Erkenntniß zugleich, für den 
Fall des Unvermögens des Verurtheilten, eine verhältnißmäßige 
Freiheitsſtrafe nach den obigen Beſtimmungen feſtzuſetzen. 

$. 5 Die Strafen des Rüdfalls (SG. 3. 4.) treten auch 
bann ein, wenn bie frühere DBerurtheilung des Angeklagten nicht 
en Inlande, fondern in einem andern ber Zollvereinsfiaaten ers 
olgt 

ß Auch macht es dabei keinen Unterſchied, ob die frühere gegen 
den Angeklagten erkannte Strafe eine ordentliche, oder nur eine 
außerordentliche war. 

Ferner find bei Beurtheilung der Frage, ob ein Rückfall vor⸗ 
liegt, die Kontrebande und bie Zolldefraudation als ganz gleich⸗ 
artige Vergehen zu betrachten, dergeſtalt, daß z. B. derjenige, 
welcher früher einer Zolldefraudation ſchuldig befunden iſt, und 
dann eine Kontrebande verübt, mit der Strafe des Rückfalls be⸗ 
legt werden muß. 


cc) Bälle, wo bie Defraudation als vollbracht angenommen wird. 


8. 6, Die Kontrebande oder Zolldefraudation wirb als voll- 
bracht angenommen: 
1. wenn bei der Anmeldung an ber Zollftätte, 

. a) Gewerbtreibende und Frachtführer verbotene oder abgabepflich⸗ 
tige Gegenftänbe gar nicht, oder in zu geringer Menge, oder 
in einer Befchaffenheit, die eine geringere Abgabe würbe bes 
gründet haben, beclariren, oder 

b) andere Perfonen dergleichen Gegenflände wider befferes Wiſſen 
unrichtig deelariren, oder bei der Reviſion verheimlichen; 

2. wenn beim Transport verbotener oder abgabepflichtiger 
Gegenſtände im bee, 
a) die Zollſtätte, bei welcher dieſelben bei dem Ein» oder Aus⸗ 
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gange bätten angemeldet oder geftellt werben follen, ohne 

folde Anmeldung überſchritten oder ganz umgangen, 

b) die vorgefchriebene Zollſtraße oder der im Zollnusweife bes 
zeichnete Weg nicht inne gehalten, 

c) der Transport ohne Erlaubniß der Behörde ‚außer der ge« 
feglihen Tageszeit bewirft wird, oder 

d) Gegenftände ohne ben vorfhriftsmäßigen Zollausweis betrof- 
fen werden, oder mit diefem nicht übereinftimmen; 

3. wenn über verbotene oder abgabepflichtige Gegenftände, 
welche aus den Auslande eingehen, vor der Anmeldung und Re> 
vifion bei der Zollitätte, oder wenn über derartige zur Durchfuhr 
oder zur Verſendung nad) einer öffentlihen Niederlage» Anftalt 
beclarirte oder fonft unter Zollfontrolfe befindliche Gegenftände 
auf dem Transporte eigenmächtig verfügt wird, 

4. wenn Gewerbtreibende im Grenzbezirke fi nicht, in Ges 
mäßheit der nah $. 35. des Zollgeſetzes getroffenen Anordnuns 
gen, über die erfolgte Verfteuerung oder die ftenerfreie Abſtam⸗ 
mung der vorgefundenen Gegenftände ausweifen fünnen, 

5. wenn unverzollte Waaren aus einer Anftalt zur Niederlage 

derſelben ohne vorfariftsmäßige Declaration (Abmeldung) entfernt 
werben, 
Das Dafein der in Rede ftehenden Vergehen und die An—⸗ 
wendung der Strafe derfelben wird in den vorftehbend unter 1 
bis 5. angeführten Fällen Tebiglich durch die daſelbſt bezeichneten 
Thatfachen begrändet. 

Kann jedoch in den unter 2. 3. A. angeführten Fällen der 
Angefehuldigte vollſtändig nachweifen, daß er eine Kontrebande 
oder Zolldefraudation nicht habe verüben Können, oder wollen, 
fo findet nur eine Orbnungsftrafe nad) Vorſchrift des F. 18. ftatt. 

F. 7. Wenn in den im 6. 36. des Zollgeſetzes bezeichneten 
Fällen der zollordnungsmäßige Ausweis über die im Binnenlande 
transportirten Waaren nicht zur Stelle ertheilt werben fann, oder 
der erforderliche Vermerk in den Handelsbüchern fehlt, oder bie 
gerorbnete Anmeldung unterblieben ift, fo wird zwar hierdurch die 
Bermuthung einer begangenen Zolldefraubation und dem Befinden 
nad) die vorläufige Befchlagnahme der ohne die vorgefchriebene 
Bezettelung oder Vermerfung in den Handelsbüchern vorgefundes 
nen Waaren begrünbet. 

Widerlegt fih aber die VBermuthung bei näherer Unterſu⸗ 
dung, fo findet nur eine Ordnungsſtrafe nad F. 18 ftatt. 

$. 8. Bel Defraudationen foll ohne Rüdfiht auf die Be⸗ 
hauptung, daß die Gegenftände, woran die Defraudation verübt 
worden, zum Durchgange beftinmt gewefen feien, auf die Entrich⸗ 
tung des Eingangs» und, nach Unterfchied, des Ausgangszolles 
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und auf die nad Maaßgabe dieſes Zolles flatifindende Strafe 
erfannt werden. Eine Ausnahme hiervon und bie Berückſichti⸗ 
gung der obigen Behauptung iſt nur dann zuläffig, wenn die Des 
fraubation erft bei dem Ausgangsamte, und unter folden Um⸗ 
Händen entdeckt wird, daß dabei nur eine Berfürzung bes Durchs 
gangszolles beabfi iöptigt fein Tann. 

$ 9. Wenn ein Frachtführer nah Borfchrift des ©. 6, 
Nr. 1, Littr. a wegen unrichtiger Derlaration verurtheilt, derfelbe 
jebod durch bie ihm von dem Befrachter mitgegebenen Declaras 
tionen, Frachtbriefe ober andere fehriftlide Notizen über den In⸗ 
halt der Kolli zu der unrichtigen Declaration veranlaßt worden, 
oder, wenn in den F. 6. Nr. 4. angeführten Fällen, die Verur⸗ 
theilung lediglich auf den Grund der daſelbſt bezeichneten Thatſa⸗ 
chen erfolgt iſt, ohne daß die Defraudation ſelbſt weiter nachge⸗ 
wieſen worden; ſo findet im Wiederholungsfalle die Strafe des 
Rückfalles nicht ſtatt, auch ſoll eine ſolche Verurtheilung dieſe 
Strafe bei einem nachfolgenden Zollvergehen nicht begründen. 

F. 10. Werden Gegenſtände, deren Ein⸗, Durch- oder Aus⸗ 
fuhr verboten iſt, 

1) bei dem Grenzzollamte von Gewerbtreibenden qusdrücklich aus 
gezeigt, oder von andern Perfonen vorfhriftsmäßig zur Re— 
vifion geitellt, oder 

2) kommen ſolche Gegenftände mit der Poſt an, und Tann ders 
jenige, an welchen fie gefendet find, einer beabfichtigten Konz 
trebande nicht überführt werben, fo findet Teine Strafe, 
wohl aber Zurüdjchaffung der Gegenftände ftatt. 

Im erften Falle geichieht die Zurüdichaffung auf Koften des⸗ 
jenigen, welcher die verbotenen Gegenflände bei fidh geführt hat; 
im zweiten Falle baften für die etwa dem Staate verurſachten 
Koſten die Gegenſtände ſelbſt. 


dd) Zoll⸗Defrandation unter erſchwerenden Umſtaͤnden. 


. & 11. Die Strafe ber Kontrebande ober Defraudation 
wird um Die Hälfte gefchärft: 
1) wenn die Gegenflände beim Transport in geheimen Behält« 
niffen und fonft auf eine Fünftlihe und Schwer zu entdedende 
Art verborgen, und 
2) wenn zum Durchgang ober Wieberausgange angemeldete 
oder font unter Begleitigein-Kontrolle gehende Gegenftände 
auf dem Transport vertaufht ober in ihren Beſtandtheilen 
verändert worben find, 
wobei jedoch bas im $. 1. feftgefegte Maximum der Sreiheite- 
firafe nicht überfchritten werben darf. 
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6, 12. Diefe Strafe ($. 11.) tritt gleichfalls ein, wenn 
Gewerbtreibende, denen zur Beförderung ihres Gewerbes, und 
unter ber Bedingung der Verwendung zu dieſem Zwede, abgabe- 
pflichtige Gegenftände ganz frei ober gegen eine geringere Abgabe 
verabfolgt worden find, biefelben ohne vorherige Nachzahlung ver 
Gefälle anderweit verwenden ober veräußern, oder wenn Perfo- 
nen, denen Waaren unverzolli anvertraut worden, mit Denfelben 
Unterfchleif treiben, oder zu treiben verftatten. Außerdem geben 
fie in dem einen wie in dem andern Falle der ihnen gewährten 
Begünftigung für immer verluftig. | 

$. 13. Wird eine Kontrebande oder Defraudation von drei 
oder mehreren Perfonen gemeinfchaftlih mit oder ohne vorherige 
Verabredung verübt, fo wird die Strafe für diefe Vergehen ge- 
gen den Auführer durch eine drei- bis fechömonatliche Gefäng- 
niß⸗, Zuchthaus oder Feſtungs-Arreſtſtrafe geſchärft. 

Wird dieſes Vergehen nad vorhergegangener Strafverur- 
theilung wiederholt, oder iſt eine derartige Verbindung für die 
Dauer eingegangen worden, fo trifft den Anführer ein bis zwei⸗ 
jährige, die übrigen Theilnehmer ſechsmonatliche bis einjährige 
Gefängniß-, Zuhthaug-, oder Feftungs-Arreftftrafe neben der vers 
wirkten Defraudationd- oder Kontrebandeftrafe. 

6. 14. a) Derjenige, welcher Kontrebande oder Zolldefrau- 

dation unter dem Schuge einer Berfiherung (Affefuranz) 

verübt, verfällt neben der auf das Vergeben felbft gefegten 

Strafe in eine Gefängniß-, Zuchthaus⸗ oder Feftungs-Arrefts 

firafe von zwei bis drei Monaten. 

b) Wird die Kontrebande oder Zolldefraudation von drei oder 
mehreren zu biefem Zwede verbundenen Perfonen unter dem 
Schuge einer Berfiherung verübt, fo ift die nach Verſchie⸗ 
benheit der im $. 13. verzeichneten Fälle verwirkte Strafe 
gegen den Anführer mit achtmonatliher bis einjähriger und 
gegen die Übrigen Theilnehmer mit vier bis ſechsmonatlicher 
Gefängniß-, Zuchthaus- oder Seftungs=Arrefiftrafe zu ſchärfen. 

c) Der Berfihernde (Affekurateur), fowie der Vorſteher einer 
Berfiherungsgefelichaft, verfällt in den Fällen a und b in 
eine Gefängnißs, Zuchthaus⸗ oder Feitungs-Arrefiftrafe von 

ein und einhalb bis zwei Jahren, der Nechnungsführer der 

Berfiherungsgefellfchaft in-eine folhe von ſechs Monaten 

bis zu zwei Jahren, jeber der übrigen Mitglieder der Gefells 

haft in eine folde von ſechs Monaten bis zu einem Jahre, 

Die in dem Berfiherungsgefhäft angelegten Fonds wer- 
ben confiscirt; kann die Konfisfation nicht vollſtreckt werben, 
fo ift an deren Stelle auf Erlegung einer Geldfumme von 
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500 bis 5000 Rihlr. zu erkennen, für welche ſämmtliche 

Theilnehmer ſolidariſch verhaftet ſind. 

6. 15. Wer im Grenzbezirke auf Nebenwegen oder zur 
Nachtzeit bei einer Kontrebande oder Defraudation mit Waffen 
oder anderen bergleihen gefährlihen Werkzeugen betroffen wird, 
fol außer der Strafe für diefes Vergehen mit einer ein» bis dreiz 
jährigen und, wenn er fih der Waffen zum Widerfignde gegen 
die Zollbeamien bedient hat, nach Verhältniß der den letzteren zu⸗ 
gefügten Beſchädigung , inſofern hierdurch nach den allgemeinen 
Strafgeſetzen nicht eine härtere Strafe verwirkt iſt, mit einer 
drei⸗ big fünfjährigen Zuchthaus⸗ oder Feftungs-Arreftitrafe belegt 
werben. 

ee) Strafe der Theilnehmer. 


$. 16. Die Strafen der Miturheber, Gehülfen und Bes 
günftiger einer Kontrebande oder Defraudation, fowie derjenigen, 
welche an den Vortheilen dieſer Vergehen nach deren Verübung 
wiſſentlich Theil nehmen, find, ſoweit nicht die beſonderen Vor⸗ 
Schriften der SS. 13 und 14 Anwendung finden, nad den Vor⸗ 
fohriften der allgemeinen Strafgefege zu beftimmen. 

Die für den Rückfall beitimmte Strafe trifft aber nur die— 
jenigen Theilnehmer einer Kontrebande oder Defrautation, welche 
ſich ſelbſt eines Rückfalls ſchuldig gemacht haben, 


c) Strafe der Kontravention. 


6. 17. Die Verlegung des amtlihen Waarenverfchluffes 
ohne Beabſichtigung einer GefällesEntziehung wird, wenn nidt 
nachgewiefen werden kann, daß dieſelbe durch einen unverſchulde⸗ 
ten Zufall entſtanden, und ſofort nach der Entdeckung dem näd- 
ften Steueramte hierüber Anzeige gemacht if, mit einer Geldbuße 
geahndet, welche bei verbotenen Gegenftänden dem fechsten Theile 
des Werths derfelben, und bei andern Gegenfländen bem fechsten 
Theile der Eingangsabgabe gleihfommt, 

$. 18. Die Uebertretung der Vorſchriften des Zollgefeßes 
und der Zollorbuung, fowie der in Folge berfelben öffentlich be— 
fannt gemachten Berwaltungsvorfchriften, für welche Feine befon- 
dere Strafe angebroht if, wird mit einer Orbnungsfirafe von 
einem bis zehn Thaler geahndet, 

a) Subfidiariſche Bertrekungeverbinbficeit britter Berfonen. 

F. 19. A, Handel- und Gewerbtreibende haben für ihre 
Diener, Lehrlinge, Marlthelfer, Gewerbsgehülfen, Ehegat⸗ 
ten, Kinder, Gefinde und die fonft in ihrem Dienft oder 
Tagelohn ftehenden oder ſich gewöhnlich bei der Familie 
aufhaltenden Perfonen, 
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B, andere nicht zur bandels und gewerbtreibenden Klaffe ge⸗ 
börende Perfonen aber nur für ihre Ehegatten und Kinder 
rücfichtlih der Geldbußen, Zollgefälle und Prozeßkoſten 
zu haften, in welche die folchergeftalt zu vertretenden Per- 
fonen wegen Berlegung der bei Ausführung der ihnen 
von den fubfidiarifh VBerhafteten übertragenen Handels 
Gewerbs⸗ und anderen BVBerrichtungen zu beobachtenpen 
zollgefeglihen oder Zoll-Berwaltungs-Borfehriften verur- 
theilt worden find, 0 

Der Zollverwaltung bleibt in dem Falle, wenn die Gelds 
buße von dem Angefchuldigten nicht beigetrieben werden 
fann, vorbehalten, die Geldbuße von dem fubfidiarifch 
Berhafteten einzuziehen oder flatt deffen und mit Berzich- 
tung bierauf die im Unvermögensfalle an die Stelle der 
Geldbuße tretende Freiheitöftrafe fogleih an den Angefchul- 
Digten vollitreden zu Yaffen, ohne daß lesteren Falle die 
Berbindlichfeit des ſubſidiariſch Verhafteten rüdfichtlid ver 
Gefälle und Progeßfoften dadurch aufgehoben wird, 


e) Bellimmungen wegen der Konfisfation. 


5. 20. Der in Folge eines Zollvergehens eintretende Verluſt 
der Gegenflände des Vergehens trifft jederzeit den Eigenthümer. 
Eine Ausnahme findet nur dann ftatt, wenn bie Kontrebande 
oder Defraubation von dem befannten Frachtfuhrmann oder Schif⸗— 
fer, welchem der Transport allein anvertraut war, ohne Theil⸗ 
nahme oder Mitwiffen des fih als ſolchen ausweifenden Eigen⸗ 
thümers oder in deffen Namen handelnden Befrachters verübt 
worden iſt, und letztere ihrerfeits bie ihnen als Abſender der 
Waare obliegenden Berbindlichfeiten erfüllt und dadurch den Waa⸗ 
renführer in den Stand gefegt haben, die Ladung vorfehriftsmäßig 
zu declariren und bie gefeglichen Gefälle zu entrichten, der Waa⸗ 
venführer auch nicht zu denjenigen Perfonen gehört, für welche 
der Eigenthümer oder der Befradhter nad VBorfchrift des S. 19, 
fubfidiarifch verhaftet iſt; in diefem Falle tritt flatt der Konfisfa- 
tion die Verpflichtung des Waarenführers ein, den Werth jener 
Gegenftände zu entrichten, 

$. 21. In allen Fällen, in denen die Konfisfation felbft 
- nicht vollzogen werben Tann, ift ftatt derfelben auf Erlegung des 
Werths der Gegenftände, und wenn dieſer nicht zu ermitteln ift, 
eu Zahlung einer Geldfumme von 25 bis 1000 Rthlrn. zu. er» 
ennen, ” 

5 22. Das Eigenthum der Gegenftänbe, die der Konfisfas 
tion unterliegen, gebt in dem Augenblid, wo biefelben in Befchlag 
genommen worden find, fogleich auf den Staat über und Tanır 
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nach den Grundfägen ber Givifgefege Über die Vindikation ges 
gen jeden dritten Beſitzer verfolgt werben. 


f) Zufammenireffen mit andern Berbrechen. 


6. 23. Treffen mit einem Zollvergehen andere Verbrechen 
zufammen, fo fommt die für erftere beftimmte Strafe zugleich mit 
ber für Iegtere vorgefchriebenen zur Anwendung. 

F. 24. Wird eine Kontrebande oder Defraudation mittelft 
Abnahme, Verlegung oder fonftiger Unbrauchmachung des amtli- 
hen Waarenverfchluffes verübt, fo tritt außer der Strafe der 
verübten Kontrebande oder Defraudation diejenige ein, welde 
nad dem allgemeinen Strafgefege bei Fälfchungen öffentlicher 
Urkunden ftattfindet, jedoch mit Ausnahme der darin vorgefchries 
benen Geldſtrafe. 


8) Strafe der Beſtechung. 


F. 25. Wer einen zur Wahrnehmung des Zollintereffe ver- 
pflichteten Beamten, mit dem er im Amte zu thun hat, oder den 
Angehörigen deffelben Geld oder Geldeswerth ſchenkt oder zum 
Gefchenf anbietet, wird mit einer dem vier und zwanzigfachen 
Betrage oder Werthe des Geſchenks oder des Angebotenen gleich- 
fommenden Geldbuße, und wenn der Betrag oder Werth nicht 
zu ermitteln ift mit einer Geldbuße von Zehn bis Fünfhundert 
Thalern belegt, Im Fall des Unvermögend zur Erlegung der 
Geldfirafe tritt eine nach dem allgemeinen Strafgefege abzumef- 
fende Freiheitsflrafe ein. 


h) Strafe der Widerfeblichkeit. 


$. 26. Wer fid Handlungen oder Unterlaffungen zu Schul: 
den Tommen Yäßt, woburd ein folder Beamter in der rechtmäßi⸗ 
gen Ausübung feines Amts verhindert wird, hat, in fofern damit 
Feine Beleidigungen und Thätlichfeiten gegen die Perfon des Bes 
amten verbunden find, eine Geldbuße von Zehn bis Zunfzig Tha- 
lern verwirkt. Sind dabei zugleich Beleidigungen oder Thätlich“ 
feiten verübt, fo treten bie in dem allgemeinen Strafgefege anges 
ordneten Strafen der Injurien oder thätlicher Widerfeglichfeit ges 
gen Abgeoronete der Obrigfeit, jedoch mit einer Verſchärfung, ein. 
Jeder etwanige Mißbrauch der Amisgewalt von Seiten der Be- 
amten bewirkt eine Milderung der Strafbarfeit desjenigen, der 


ſich widerſetzt hat, 
i) Entſchuldigung mit der Unbekauntſchaft der Geſetze. 


F. 27. Unbekanniſchaft mit den Vorſchriften des Zollgeſetzes, 
ver Zollordnung und dieſes Geſetzes, und der in Folge derſelben 
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gehörig befannt gemachten Berwaltungsnorfchriften fol Niemand, 
auch nicht den Ausländern, zur Entfchuldigung gereichen. 


B. Bon dem Strafverfahren.*) 
a. Verfahren bei Entdeckung einer Sollgefeg:Hebertretung. 


$. 28. Der erfte Angriff und die vorläufige Feftftellung des 
Thatbeitandes bei Entvedung einer Zollgefeg-Uebertretung erfolgt 
durch die mit der Wahrnehmung des Zollintereffe beauftragten 
Beamten, welche fi der Gegenftände des Vergehens, und wenn 
es zur Siherftellung der Abgaben, Strafen und Unterfuchungs- 
foften erforderlich ift, auch der Transportmittel durch Beſchlag⸗ 
nahme verfihern müffen, Fremde und unbefannte Kontravenien- 
ten können verhaftet und, bis fie fi) Yegitimiven und Sicherheit 
beftellen, an das nächſte Gericht zur Berwahrung abgeliefert 
werben.**) | 


b. Verfahren hinfichtlich der in Beſchlag genommenen Sachen.***) 


$. 29, Die Freilaffung der in Befchlag genommenen Ges 

genflände vor ausgemachter Sache ift nur zuläffig, wenn eine 
Berbunfelung des Sadverhältniffes davon nicht zu beforgen if. 
Alsdann iſt folche "in Anfehung der Transportmittel durch die 
Zoll: oder Steuerftellen ohne Berzug zu verfügen, wenn entweder 
nad den obwaltenden Berhältniffen wahrfcheinlich if, daß ber 
Kontravenient dem Staate auch ohne Sicherheitsleiftung für das 
Vergehen werde gerecht werden können, oder wenn genügende 
Sicherheit auf Höhe des Betrages der Gefälle, Strafe und Ko- 
ften oder auf Höhe des Werths der Transportmittel, Falls dieſer 
geringer ift, geleiſtet worben. j 


In Anfehung der in Beſchlag genommenen Waaren, in Be- 


*) Bur Vermeidung von Wiederholungen wird hier Iebiglih auf die im 
Anbange zur Steuerorbnung v. 8. Febr. 1819 (oben S. 139 fig.) zufammengeftell= 
ten Ergänzungen und Erläuterungen, das Berfahren in Steuerbefraus 
dations-Sacdhen überhaupt betreffend, vertiefen. 

”*) Zn vergleichen ift die Inftruftion v. 28. Juni 1839. (oben ©. 146 fig.) 

see) Bezüglich der Verwendung der Confiskate refp. des Erlöfes dafür, bes 
fimmt das R. d. F. M. v. 31. Jannar 1839. (Eentrlbl. p. 15.) 

Bel gleichzeitiger Beſchlagnahme eingefchwärzter Waaren find bie Gefälle, 
welche von den Defraubanten wegen Zahlungsunfähigfeit oder ans andern Grün. 
den nicht eingezogen werben Tonnen, aus dem Erlöfe ſaͤmmtlicher Waaren berges 
flalt vorweg zu berichtigen, daß werthvollere Gegenftände ben eiwanigen Ausfall 
an der Stener für minder werthvolle Gegenflände übertragen müflen, und ohne 
daß dabei ein Unterfchieb, ob tie Gegenſtaͤnde derſelben Pofition der Zollerhe- 
bungsrolle, oder verſchiedenen Pofitionen angehören, zuläffig if. — 

Dieſes Verfahren folgt aus der im Geſetz begründeten Regel, baß bie Ges 
fälle ans den bereiteten Mitteln zu bericptigen find. 
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zug auf welche die Lebertretung verübt worben, findet unter obi- 
ger Borausfesung die Freilaffung durch die Zolls oder Steuer 
fielen nur ftatt, wenn bei Vergehen, welche nicht die Konfiska⸗ 
tion der Waaren nad fi ziehen, die wahrfcheinliche Summe der 
Strafe und Koften, und in andern Fällen der anerfannte oder 
gehörig ermittelte Werth der Waaren einfhhlieglih der Gefälle, 
entweber baar deponirt, oder völlige Sicherheit dafür auf andere 
Art geleitet wird. 

6. 30. In fofern die in Beſchlag genommenen Transport- 
mittel, als Zugthiere u. ſ. w., nicht innerhalb acht Tagen fieige- 
geben werden können und deren Pflege und Unterhaltung Koöften- 
aufwand Seitens der Zolls oder Steuerbehörde erfordert, oder 
die in Befhlag genommenen Waaren dem Verderben bei ber Auf 
bewahrung unterworfen find, muß die Veräußerung berfelben als- 
bald veranlaßt werben. 


e. Feſtſtellung des Thatbeſtandes durch Protokolle der Beamten. 


$. 31. Die Zollgefeg-Uebertretungen werben, fo weit fie 
von den Zoll= oder Steuerbeamien entbedt worden, buch Pro⸗ 
tofofle derfelben feftgeftellt. 

$. 32. Diefe Protofolle müffen enthalten: 

1. das Datum und den Ort der Aufnahme: 

2. die Namen der dabei anmwefenden Perſonen: 

3. die Unterzeichnung der anwefenden Perfonen, oder die Ers 
wähnung, dag biejelben nicht haben unterzeichnen wollen 
oder können. | 
Das Protokoll muß unverzüglich nach Entdeckung ber Ueber⸗ 

tretung aufgenommen, von ben Beamten mit der Verficherung 
ber Nichtigkeit des Inhalts auf den Dienfteid unterſchrieben und 
fpäteftens binnen 3 Tagen, bei Verluſt feiner Glaubwürdigfeit, 
der Behörde eingereicht werden. — 

Das von zwei Zoll⸗ oder Steuerbeamten über eine von 
ihnen entdeckte Zollgeſetzübertretung vorſchriftsmäßig aufgenommene 
Protokoll begründet einen vollen Beweis der Thatſache, welchen 
ſie darin aus eigener Wahrnehmung angeben. 


d) Rompetenz.*) 
$. 33, Die Unterfuhung und Entſcheidung fteht in den 





*) Zn Bezug auf die Kompelenz der Hanptaͤmter beflimmt das R. v. $. 
M. v. 22. Septbr. 1841 und 27. Decbr. 1836. (Gentrlbl. p. 244). | 

Bei Unterfuchung und Entfcheivung der Vergehen gegen die Vorfchriften 
über die Waarenkontrolle im Binnenlande ($. 36 des Bollgeiepes, $. 92 sq. der 
Zollordnung und F. 7. des Zollgefeges vom 23 Jannar 1838.) 
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Fällen, wo eine Freiheitsftrafe unmittelbar flattfindet, über beim 
Zufammentreffen mit anderen Verbrechen ($. 23.) den Gerichten, 
und in den Fällen, wo es nur auf eine Drbnungsftrafe anfommt, 
der Zolls oder Steuerbehörde ausſchließlich zu. In den übrigen 
Fällen wird die Unterfuhung von den Hauptzolls oder, Steuere 
Aemtern geführt, und darauf im VBerwaltungswege, wenn die ge= 
festliche Geldftrafe und der Werth des der Konfisfation unterlie= 
genden Gegenftanded zufammengenommen funfzig Thaler nicht 
überfteigt, von den genannten Aenttern, fonft aber son der Pro⸗ 
vinzialzollbehörde entſchieden. Letztere kann jedoch, fo lange noch 
kein Strafbeſcheid erlaſſen worden iſt, die Verweiſung der Sache 
zum gerichtlichen Verfahren verfügen, und eben fo der Angeſchul⸗ 
digte während der Unterfuchung bei der Zoll- oder Steuerbehörde, 
und binnen 10 Tagen. präftufivifcher Friſt nad Eröffnung des 
von letzterer abgefaßten Strafbefcheides, auf rechtliches Gehör 

antragen. Der Strafbefheid wird alsdann als nicht ergangen 
angefehen, 

e) Verfahten bei gerichtlichen Unterſuchungen. 

F. 34. Die Berufung auf rechtliches Gehör ift bei dem 
Hauptzolls und Steuer-Amte anzumelden, bei welchem die Sache 
anhängig iſt. Daffelbe veranlapt hierauf die Einleitung der ge= 
richtlihen Unterfuhhung, zu deren Führung bei einem jeden Haupts 
zoll- und Steuer-Amte ein Unterfuchungsrichter anzuftellen ift.*) 

6. 35. Nach gefchloffener Unterfuhung werden die Verhand⸗ 
Yungen dur die Provinzial⸗Zoll-Behörde an das Tompetente Ge= 
richt zur Entſcheidung eingefandt. Kompetent ift in dem Falle, 
wenn bereits ein Strafbeſcheid im VBerwaltungswege ergangen 
iſt, nur das Obergericht. | 

F. 36. Die Führung und Entſcheidung der gerichtlichen Un— 
terfuchungen erfolgt in der Form und in dein Imftanzenzuge, 
welche für diefenige Gattung von Vergehen, zu welcher die Zoll 
gefeg-Uebertretung gehört, in den Prozeßgeſetzen vorgefchrieben find, 

$. 37. Wenn die Fähigfeit des Angefchuldigten zur Zah— 


iſt | 

a) wenn Ber Abfender die Kontravention begangen hat, das Hauptamt in deſſen 
Bezirke der Kontravenient wohnt, 

b) wenn der Waarenführer die Kontravention begangen hat, das Hauptamt 
fompetent, in deſſen Bezirfe das Vergehen eutdeckt und der MWaarenführer 
angehalten ift, 

ec) wenn der Kontravenient im Auslande oder in einem Bereinsflaate wohnt, 
fommen die Vorſchriften des Bollfaxtels 9». 11. Mai 1833 (f. unten) zur 
Anwentung und bie biefleifige Kompetenz it nur bucch Verhaftung des Ans 
geichuldigten oder Befchlagnahme feiner Effekten zu begründen, | 

29 Die Beftimmmugen hierüber find im Anhange zur Steuerordumg (üben 

©. 175 sq.) mitgetheilt, 95 

5 


386 


fung der Geldbuße nicht außer Zweifel if, fo muß zugleich auf 
Die im Unvermögensfalle eintretende Sreibeitsitrafe erkannt werben. 


f) Verfahren bei Unterfudiungen im Verwaltungswege. 


$. 38. Die Hauptzoll- und GSteuerämter unterfuchen die 
Vebertretungen fummarifh und können ſich hierbei der ihnen uns 
tergeordneten Aemter und Beamten bedienen; die Betheiligten und 
Zeugen werben mündlich verbört und ihre Ausfagen zu Protofoll 
genommen. 0 | 

$. 39. Die Borladungen gefchehen durch die Steuerauffeher 
oder Unterbedienten der Zoll- oder Steuerämter, oder auf deren 
Requifition durch die Ortsbehörden nach ben für die gerichtlichen 
Inſinuationen beftehenden Vorſchriften. | | 

F. 40. Erfoheint der Angefhuldigte auf die Vorladung nicht, 

oder verweigert er bie Auslaffung vor der Zolls oder Steuerbes 
börde, fo wird die Sache nah Vorſchrift des F. 33, zur gerichte 
lichen Unterfuchung und Entſcheidung abgegeben. 
841. Sf jedoch die Sache zur gerichtlichen Kognition nicht 
geeignet, fo wird, wenn bie Hebertretung von einem Beamten aus 
eigener Wiffenfchaft angezeigt worden, oder durch Urkunden be- 
fcheinigt ift, der Angefchuldigte der That in contumaciam für 
geftändig erachtet$ wenn aber zum Beweife der Ueberttetung noch 
Zeugen zu vernehmen find, mit deren Bernehmung in cohtumaciam 
verfahren und nur auf folche Einwendungen gegen bie Glaubwür⸗ 
digkeit derfelben Rückſicht genommen, welche fih aus deren Aus⸗ 
jagen von felbft ergeben. | | 

Die Unterfuhung wird ohne weitere Vorladung des Anges 
Shuldigten zu Ende geführt und entſchieden. Diefe Nachtheile 
müffen bemfelben in der Vorladung ausdrücklich befannt gemacht 
werben. J | " 

F. 42. Die Zeigen find verbunden, den an fie von ben 
Zoll⸗ oder Steuerftellen ergebenden Vorladungen Folge zu Teiften. 

Wer ſich deſſen weigert, wird dazu auf Reguifition des Zoll⸗ 
oder Steuer-Amted dürch das Gericht in gleicher Art wie bei 
gerichtlichen VBorladungen, angehalten. Bei Vereidung von Zelte 
gen, welche nur in folchen Fällen fattfindet, in denen der Antrag 
auf gerichtliche Unterfuhung und Entſcheidung aüsgefchloffen bleibt, 
ift ein mit richterliher Dualität verfehener Juſtizbeamter zuzu⸗ 
ziehen oder die Zeugen find zur Vereidung vor einen folchen 
Suftizbedienten zu ftellen. 

$. 43. In Sachen, wo die Geldbuße uͤnd der KRonfisfationg- 
werth zufammen den Betrag von 50 Thalern überfleigen, muß 
den Augefchuldigten auf Berlangen eine Zrift von acht Tagen 
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bis vier Wochen zur Einreichung einer ſchriftlichen Vertpeibigung 
geflattet werben. | oo 

S. 44, Findet die Zollbehörbe die Anwendung einer Strafe 
nicht begründet, fo verfügt fie die Zurüdlegung der Arten. 

. 45. Der Strafbefheid, welhem die Entſcheibungsgründe 
beigefügt fein müffen, wird durch das Zoll- oder Steueramt dei 
Angefchuldigten nad) Befinden der Umftänbe zu Protokoll publicirt 
oder in ber für die Borladung vorgefhriebenen Form infinuirt, 
Bei Eröffnung bes Strafbefcheides find dem Angefchuldigten zugleich 
die ihm Dagegen zuftehenden Rechtsmittel befannt, auch ift derſelbe 
auf die Erhöhung der Strafe aufmerkſam zu machen, welde er 
im Fall der Wiederholung jened Vergehens zu erwarten hat; 
und daß dieſes gefihehen, in der Publifationg = Verhandlung zu 
erwähnen, Wird folhes bei den adminjftrativen. oder auch den 
gerichtlichen Unterfuchungen unterlaffen, fo hat die mit ber Publi⸗ 
fation beauftragte Behörde eine Orbnungsfirafe von Fünf bie 
Zehn Thaler verwirkt, den Kontravenienten trifft jedoch deſſenun⸗ 
geachtet bei ber Wiederholung des Vergehens bie auf leßtere ges 
feste Strafe; 

g) Rekurs⸗Inſtanj. 

F. 46. Der Angefchuldigte Tann, wenn er von ber Befug« 
niß zur Berufung auf rihterlihe Entfcheivung feinen Gebrauch 
machen will, gegen den Strafbefheid den Rekurs an die zunächft 
vorgefeßte Finanz⸗Behörde ergreifen: _ Dies muß jedoch binnen 
zehn Tagen präflufiöifcher Frift nach der Eröffnung des Straf 
beſcheides gefihehen und fchließt fernerhin jedes gerichtliche Vers 
fahren aus. Der Nefurs it bei dem Zoll⸗ ober Eteuerante; 
welches die Unterfuhung geführt bat, anzumelden... . 

Wenn mit der Anmeldung des Rekurſes nicht zugleich deſſen 
Rechtfertigung verbunden ift, fo wirb der Angeſchuldigte durch 
das Zolls oder Steuer-Amt aufgefordert, die Ausführung feiner 
weitern Bertheidigung in. einem nicht über vier Wochen hinaus 
anzufegenden Termin zu Protokoll zu geben oder dis dahin fchrifts 
ch ..einuureihenn -— u 
847 Die Verhandlungen werben hiernächſt zur Ahfaffung 
des Nefurs-Nefoluts an bie Fompetente Behörde eingefandt. Hat 
jedoch der Angeſchuldigte zur Rechtfertigung bes Refurfes neue 
Thatfachen oder Beweismittel, deren Aufnahme erheblich befunden 
wird, angeführt, fo wird mit der Inftruftion nah den für bie 
erfte Inſtanz gegebenen Beftimmungen verfahren. 

$. 48. Das Rekurs-Reſolut, welchem die Entſcheidungs⸗ 
gründe beizufügen find, wird an das betreffende 34 oder Steu⸗ 
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eramt befördert und nach erfolgter Publifation oder Inſtinuation 
vollſtreckt. | 
h) Koften. 


6. 49. Bei der Unterfuchung im Verwaltungswege fommen 
außer den baaren Auslagen an Porto, Stempel=, Zeugengebühren 
u. ſ. w. Feine Koften zum Anfase. 

‘ ji) Strafvollftredung. 

68,50. Die Beränßerung der Konftsfate wird ohne Unter⸗ 
ſchied, ob die Entfcheidung im gerichtlichen oder im Berwaltungs- 
wege erfolgt if, durch die Zoll» oder Steuer-Behörde bewirkt. 
Die Vollſtreckung der rechtsfräftigen Erfenntniffe gefchieht von 
den Gerichten, die der Reſolute aber von der Zoll» oder Steuer- 
Behörde, welche dabei nach den für die Erefution. im Berwal- 
tungswege ertheilten Vorfhriften zu verfahren hat. Die Zolls 
oder Stenerbehörbe fann nad Umftänden der Bollftredung Einhalt 
un, und die Geriähte haben ihren besfalffigen Anträgen Folge 
u geben. 

“© $. 51. Zur Beitreibung von Gelbbußen darf ohne die Zus 
fiimmung des Verurtheilten, in fofern biefer ein Inländer tft, 
fein Grundſtück fubhaftirt werben, 

$. 52. Die Beräußerung der Konfisfate erfolgt in den 
Formen, welche für bie Beräußerung von Pfandſtücken vorges 
ſchrieben find. 


k. Vollſtreckung der ſubſidiariſch eintretenden Freiheisſtrafe. 


5. 53. Kann die Geldbuße ganz ober theilweife nicht bei- 
getrieben werden, fo it, wenn nicht fhon für den Unvermögens- 
fall auf eine Freiheitsſtrafe erkannt worden, die Geldbuße von 
dem Gerichte durch ein Refolut in eine verhältnißmäßige Frei- 
heitöftrafe zu verwandeln und legtere zu vollſtrecken. 

Bei den im Berwaltungswege feigejesten Geldbußen ge⸗ 
ſchieht die Verwandlung auf den Grund eines von den Zollbe⸗ 
hoͤrden unter der Ausfertigung bes Strafreſoluts zu ſetzenden 
Atteftes über Die Uneinziehbarkeit der Geldbuße durch das kom⸗ 
petente Obergericht, welches dabei auf eine Prüfung der erfolgten 
Entſcheidung nicht weiter eingehen darf. . 


1 Berfahren bei der Erefution gegen Anslänber. 


5. 54. Ausländer, welche die gegen fie erfannte Geldbuße 
nicht abtragen, find, fobald fie im Inlande betroffen werden, von 
der Zoll- oder Steuerbehörde unter Zuziehung der Ortsobrigfeit 
zu verhaften, und wenn fie hierauf nicht. binnen einer, nach den 
Umftänden zu beftimmenden Frift für die Berichtigung ober 
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Sicherſtellung der Geldbuße forgen, an die Gerichte Behufs ber 
u erung ber ſubſidiariſch eintretenden Freiheitsftrafe abzu⸗ 
liefern. 

F 55. Der Berurtheilte kann von der flatt der Geldbuße 
bereits in Vollzug gefegten Sreipeitsftrafe ſich nur durch Erlegung 
des vollen Betrages der erfannten Geldbuße befreien. 


| m. Berfahren gegen bie ſubſidiariſch Berhafteten. 


6. 56. Iſt für die Geldbuße ein Anderer nah Vorſchrift 
des 6. 19 verhaftet, fo veranlaßt die Zoll- oder Steuerbehörde 
die Zuziehung veffelben zu der gegen ben Kontravenienten einges 
leiteten Unterfuhung, worauf in dem Strafbeſcheide der Zollbes 
börde oder in dem gerichtlichen Erfenniniffe wegen der Zollgefeg- 
Vebertretung zugleich über die fubfidiarifche Verhaftung wit ent- 
ſchieden wird, 

F. 57. Dem fubfidiarifh Verhafteten ſteht gegen die Ent⸗ 
Scheidung der Zollbehörde die Berufung an die zunächft vorgeſetzte 
Inftanz oder. an die Gerichte offen. Hat der Kontravenient ges 
gen den Strafbefcheid eine andere Art der Berufung, als ber ſub⸗ 
ſidiariſch Verhaftete, gewählt, fo ſteht es dem Leßtern frei, fih 
der von dem Erfteren gewählten Berufung nachträglich anzufchlies 
Ben. Will er diefes nicht, fo bleibt das weitere Verfahren aus— 
gefest, bis über die Zollgefeß » Lebertretung in dem von dem 
Kontravenienten gewählten Wege entſchieden worben ift. 

$. 58. Sit die Zuziehung des ſubſidiariſch Verhafteten uns 
terblieben, oder Lesterer auf die Vorladung der Zollbehörde bei 
der im Berwaltungswege rechtskräftig beendigten Unterfuchung 
mit erfihienen, fo fertigt diejenige Zollbehörde, welhe nah ©. 
33. zur Entfeheidung der Hauptfache fompetent war, nachdem bie 
Erefution gegen den Kontravenienten vergeblich verfucht worden, 
einen Zahlungsbefehl aus, und läßt denfelben dem ſubſidiariſch 


Berhafteten mit dem Bedeuten zugeben, daß, wenn er fich zu ber’ 


Bertretung nit verpflichtet halte, ihm dieſerhalb binnen zehn 
Tagen präflufivifcher Frift die Berufung an bie höhere Finanz- 
behörde ober an die Gerichte offen ftehe. r 


$. 89. Die abgefondert von der Unterfuchung wider ben’ 


Kontravenienten zur gerichtlichen Kognition gelangende fubfidiarifche 
Berhaftung wird im Wege des fummarifchen Prozeffed erörtert 
und entfchieden. 

Das Gericht darf hierbei nur auf bie Beurtheilung ber 
Frage eingehen, ob ber Fall der ſubſidiariſchen Verhaftung nad 
den Gefegen vorhanden fei. Eben dieſes findet flatt, wenn ber 
Kontravenient fich bei dem verurtheilenden Erkenniniſſe ‚beruhigt, 


% 
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der ſubſidiariſch Verhaftete aber von ben in den Prozeßgefetzen 
geordneten Rechtsmitteln Gebrauch macht. 


n. Verfahren gegen einen unbekannten Defraudanten. 


F. 60. Wenn ein Unbekannter, welcher auf einer Uebertre⸗ 

tung der Zollgefege betroffen worden, fich entfernt und verbotene 
oder abgabepflichtige Gegenftände ohne oder mit andern Sachen 
zurüdgelaffen hat, fo wird hierüber eine öffentliche Befanntmachung 
von der Provinzial Zolfbehörbe erlaſſen, und dreimal von vier zu 
vier Wochen in die amtlihen Blätter eingerückt. Meldet fich 
hierauf Niemand binnen vier Wochen, nad ber Testen Belannt- 
madhung, fo werden die Sachen zum Bortheil der Staatefaffe 
verfauft, dem Inhaber oder Eigenthümer bleibt aber vorbehalten, 
feine Anſprüche auf Erftattung des Erlöfes noch bis zum Ablauf 
eines Jahres, von ber erſten Bekanntmachung an gerechnet, gel⸗ 
tenb zu machen. \ 
Beträgt der Werth der Sachen nicht Über funfzig Thaler, 
fo bedarf es der öffentlichen Bekanntmachung nicht. Der Verkauf 
kann algdann, wenn ſich binnen vier Wochen nach der Befchlag- 
nahme Niemand gemeldet hat, verfügt werden, und bie einjährige 
Frift für den Eigenthlimer oder Inhaber der Sache zur Geltend- 
machung feiner Anfprühe auf Erftattung des Erlöſes wird vom 
Tage der Befchlagnahme an gerechnet. *) N 


Beitimmung des Straf-Sonde. 


6. 61. Der Betrag der nad) diefen Grunbfägen feſtgeſetz⸗ 
ten und eingezogenen Geldfirafen, fo wie ber Erlös aus ben 
Konfisfaten (Iegterer nad Abzug der darauf ruhenden Abgaben) 
fol zu 'einem befondern Fonds fließen, und berfelbe theils zu 
Gratififationen für die zur Wahrnehmung des Zpllintereffe vere 
pflichteten Beamten, mit Ausſchluß der Mitgliever der Haupt-Zoll⸗ 
und Steuerämter und ber höher geftellten Beamten, theild zur 
Unterftügung ihrer Wittwen und Waifen verwandt werben. 

Ueber die Vertheilung ſolcher Gratififationen hat Unfer Fi⸗ 
nanzminifter das Nähere zu beftimmen, burch die Theilnahme bar- 





*) Das R. d. $. M. v. 16. Jamar 1841. (Gentrlbl. p. 30.) macht bare 
auf aufwmerffam, daß bie in dem $. 80 vorgefchriebenenen Friſten für den Ver⸗ 
kquf folder Bonfiscate, welche entweder, wie z. B. lebendes Vieh, bei län« 

erer Aufbewahrung unverhältnigmäßige Koften verurſachen, ober dem 
erderben ausgefeßt find, — nicht maaßgebend fein vürfen, daß vielmehr 
terbei, nach Maaßgabe der Aeftimmung in $. 30. des Zollſtrafgeſetzes, der 
erfauf, weun die Wahrfcheinlichkeit vorliegt, daß fih Niemand melden werbe, 
fogar unter Umftänden noch innerhalb 8 Tagen Statt finden könne. 


891 


an wirb bie Glaubwürdigkeit der amtseidlichen Angaben gedach— 
ter Beamten nicht geſchwächt. | 

’ * bisher geſetzlichen Strafantheile der Denuncianten fallen 
pri? 





®) Ueber den Denunciantenantheit in ben übrigen Stenerbefranbationsfachen 
it das Erforderliche im Anhange zur Steuerorbnung (vben S. 183 lg.) mitgetheilt. 
Was die Zollprozefie anlangt, fo war zunächft in dem Zoll: und Verbrauchs⸗ 
Reuer-Gefeh vom 26. Mai 1818 und der dazu gehörigen Ordnung eine Beſtim⸗ 
mung wegen eines Strafantheils nicht enthalten. Erſt buch die Berorbnung 
vom 31. Decbr. 1819. (G. ©. 1820. p. 31.) word den Steuer» und Zoll: 
fo wie ven Huͤlfs⸗⸗BVeamten, welche Sieuerfontraventlonen und Defraudationen entdeck⸗ 
ten ober zur Entdeckung Hülfe leifteten, mit Ausnahme jedoch der Mitglieder der 
Hauptämter, zwei Drittel der vechtsfräftig feſtgeſetzten Strafen und der Conftscate 
als Strafantheil bewilligt. Dies blieb maaßgebend, bis die Borfchrift des obi— 
gen % 61 zur Anwendung kam. ' 

ah der K. O. vom 18. April 1838 follte der nach 6. 61 zu bildende 
Gratiſikations⸗Fonds zur eimen Hälfte nach näherer Anweifung des Finanzınis 
nifters zu Gratififationen, auch für die Polizei⸗ und Korfibeamten, jo wie für 
Geusdarmen, fofern fie zur Entdeckung der Zollvergehen wirklich behuͤlflich ger 
weſen find, zur andern Hälfte zur Unterflügung der Hinterbliebenen Wittwen 
und Kinder von Zolls und Steuerbeamten verwendet werden (Vergl. die Anıtsbt. 
pro 1838), aud) gab die E. V. des F. M. v. 8. Dezbr. 1841. (Centbl. 1842 
p- 2 fi.) eine Anleitung für das Verfahren bei Bewilligung ber nach $. 61 des 
Zollſtrafgeſetzes zu ertheilenden Gratiflcationen. Durch die K. D. vom 25. 
Novemb. 1842. (©, ©. 1843. p. 169) wurde jeboch in Bezug auf die Ders 
wendung der Bollfirafgelver ꝛe. Folgendes beftimmt : 

In Berüdfihtigung der in Ihrem Berichte v. 15. d, M. dafür geltend ges 
machten Gründe will ich die im $. 61 des Zollgefebes enthaltene Beftimmung 
wonach die Zollſtrafgelder theilweife auch zu Gratificationen für Zoflbeamte die⸗ 
nen follen, aufheben und den gefammten Betrag der auffommenden Bollfirafen, 
fo wie ven Erlös aus den Zollconfiscaten — iehteren nach Abzug der auf confiszirten 
Waaren ruhenden Abgaben — Tedigli zur Unterflügung der Wittwen und Wai⸗ 
fen von Bollbeamten beftimmen; Dagegen aber genehmigen, daß bei der Verwen⸗ 
dung ber anderweit zu Ihrer Dispofition flehenden, zu Gratificationen und Unter: 
fügungen für Zull- und Steuerbeqmte beſtimmten Fonds, diejenigen Zollbeamten, 
weiche durch Tödliche Anftvengung und Aufmerkſamkeit zur Entdeckung von Zoll: 
Kontraventionen mitgewirkt Haben, ua Maußgade ihrer fonftigen Würbigfeit 
beſonders berückfichtigt werben. 

In Folge deſſen ift durch die C. V. d. F. M. vom 29. Dezbr. 1842 ans 


- geordnet, daß der ganze Betrag aller vom 1. Ian. 1843 on, fei es im abmis 


niftraltven Wege ‚uder von ben Gerichten erfannten Geldſtrafen in Bolljachen, 
einfchließlich des Crlöfes aus Confiscaten (lebterer nach Abzug der auf ben Ton- 
Äszirten Waaren ruhenden Abgaben) dem Fonds zur Unterflügung der Hinter⸗ 
bliebenen von Zolls und Steuerbeamten überwiefen werde, auch von dem glei: 
hen Zeitpuntte au, die Anleitung von 8. Dezbr. 1841 (f. oben) wegen des 
Verfahrens in Betreff der für Entvedung von Zollgeſetz⸗ Uebertretungen zu bes 
willigenden Gratificationen außer Kraft treten folle. (Centribl. 1843. p. 91.) 
Dagegen warb ten beit. Behörden durch das C. R. d. F. M. vom 13. 
Merz 1843. (Centribl. p. 123.) eine anderweite Anweifung in dieſer Beziehung 
ertheilt, wobei namentlich über die Motive zu ber duch Die K. D. vom 25. 
Rovemb, 1842 angeorbneten Modification der früheren Beſtimmuugen gefagt ift, 
daß das bisherige Verfahren, wonach auf den Grund eines Werzsichnifles ber 
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Verjährung ber Strafen. 


$. 62. Die durch diefes Gefeg für das Vergehen ver Kon⸗ 
trebande und Defraudation beftimmten Strafen verjähren in fünf 
Sahren, bloße Dronungsftrafen aber in einem Sabre feit Vers 
Übung des Vergehens oder der Kontravention, 
$. 63. Auch die nicht in der Zollorbnung vom 26, Mat 
1818 und in der Verordnung vom 19, November 1824, derenAuf- 
hebung durch das Patent yom heutigen Tage erfolgt ift, enthaltenen 
geſetzlichen Beftimmungen über die Unterfuhung und Beftrafung 
ber Zollvergehen werden, in fo weit in biefem Gefege etwas An« 
deres verordnet worden ift, hierdurch aufgehoben, 


Zollkartell vom 11. Mai 1833.*) 
| (G. ©. p. 262.) 
Artifel l. 


Die ſämmtlichen Fontrahirenden Staaten verpflichten fih, ges 
genfeitig auf die Verhinderung uud Unterdrüdung des Schleihhans 





Beamten, welche als Denuncianten oder Beichlagnehmer bei den im Laufe jenen 
Halbjahrs zur Kaffe geflofienen Zollſtrafen und Konfisfaterlöfen aufgetreten 
waren, die Bertheilung ber Gratificationen an dieſe Beamte erfolgte, bes 
fonders um peshalb einer Berichtigung beburft Habe, weil danach bie Bewilli⸗ 
gung der Gratification mit der einzelnen Dienſthandlung des Beamten, auf wel 
her die erfannte Strafe der Konfiscation beruhte, in zu enger und unmittelbarer 
Verbindung fland, um nicht auf die Glaubwürdigkeit der amtlichen Angaben dies 
fer Beamten ein ungünftiges Licht zu werfen; deshalb fei jegt der ganze Betrag 
ber Strafen und Konfiscate einem Wohlthaͤtigkeits- Fonds zugewielen und das 
buch ber pefuniäre Erfolg der amtlichen Anzeige oder Entdeckung außer alle 
ng mit dem einzelnen Beamten, von weldem bie Angabe ausgeht, 
geſetzt. 

Dagegen ſolle die lobenswerthe Thaͤtigkeit nnd Umſicht derjenigen Beamten, 
welche durch Beſchlagnahmen und Entdeckungen fih zur Aufrechthaltung des 
Zollſchutzes wirffam zeigen, bei den aus anderweiten Fonds zu bewilligenden 
Öratificationen berücfichtigt werden, und es fei dabei vor Allem ber Geſichts⸗ 
punft feitzuhalten, daß nicht der. Umftand allein, daß ein Beamter bei der Ent: 
deckung von Zoll:Rontraventionen mitgewirkt hat, über die befondere Berückſfich⸗ 
. ligung bei den Gratifications-Bewilligungen entfcheiven dürfe, daß vielmehr bei 
etzteren jederzeit die gefammte Thätgkeit, Dienftbefliffenheit und Wuͤrdigkeit des 
Beamten ins Auge gefaßt werben muͤſſe. 

»R.) Das Zollkartell war zunaͤchſt zwiſchen Preußen, Kurheſſen und dem 
Großherzogthume Heſſen, ferner Baiern und Würtemberg, fobann Sachfen 
einerſeits, und ben zu dem Thüringſchen ZSoll- und Handelsvereine verbuns 
denen Staaten andererſeits vereinbart. 
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dels, ohne Unterſchied, ob derfelbe zum Nachtheile ber kontrahi⸗ 
renden Staaten in ihrer Geſammtheit, ober einzelner unter ihnen 
unternommen wird, durch alle ihrer Verfaſſung angemeflene Maaß⸗ 
regeln gemeinfchaftlich hinzuwirken. | 


Artifel 2. 


Es follen auf ihrem Gebiete Rottirungen, ingleihen ſolche 

Waaren⸗Niederlagen, oder fonftige Auftalten nicht geduldet wer- 
den, welche den Berbacht begründen, daß fie zum Zwede haben, 
Waaren, welche in den anderen kontrahirenden Staaten verboten 
oder beim Eingange in biefelben mit einer Abgabe belegt find, 
dorthin einzufchwärzen, 


Artilel 3. 


Die Behörden, Beamten oder Bedienfteten aller fontrahiren« 
den Staaten follen ſich gegenfeitig thätig und ohne Verzug den 
- verlangten Beiftand in allen gefeglichen Maaßregeln Ieiften, welche 
zur Verhütung, Entdedung oder Beitrafung der Zollkontraventio⸗ 
nen dienlich find, Die gegen irgend einen ber Fontrahirenden 
Staaten unternommen worden oder begangen find, 

Unter Zollfontraventionen werden hier und in allen folgen 


Es Haben ſich demfelben aber nach und nach auch die Übrigen dem Sollvereine 
fpäter beigetretenen Staaten angefchloffen. (Bergl.. v. Kamptz Jahrb. Bd. 43. 
©. 212, 214, 215. Bd. 46. S. 165, 188. Br. 48, ©. 278. Graͤff. Br. 8. 
S. 101, 103, 104. Bd. 9. ©. 249. Bd. 10. ©. 61.) 

2) In Betreff de Anwendbarkeit des Zollkartells auf die Nebergangss Abgaben 

(f. unten) beflimmt: 

a) Das R. d. F. M. vom 13. April 1843. (Centbl. p. 148.) 

Es find früher bin und wieber Zweifel darüber erhoben werben, ob und 
wiefern-die Beftinnmungen des Zollfartelld vom 11. Mai 1833. auch auf die in 
den eingenlen Bereinsftaaten zu.erhebenden Uebergangsfteuern von vereinsländi: 
ſchen Erzeugnifien anwendbar feien. Nach der über den Gegenftand auf der letz⸗ 
ten General-Konferenz Statt gefundenen Berathung befteht, insbefondere mit 
Rüdfiht auf die Faſſung des Artifels 3 des Kastell, gegenwärtig vollflommenes 
Einverfländniß über die Anwenbbarfeit defielben auf die Hebergange- Abgaben, 

b) Das &. R. d. F. M. v. 21. Mai 1844. (Centbl. p. 112.) 
Tach einem Befchlufle der ZollvereinssRegierungen ift anerfannt: | 

daß nach den beſtehenden Vorfchriften Angehörige eines Vereinsſtaates, welche 

an ber Hinterziehung von Uebergaugsabgaben zum Nachtheile eines andern 

Dereinsftaates durch Austellung unrichtiger Brachtbriefe Theil uchmen, auf 

Requifition des legtern, in dem Staate, welchem fie angehören, zur Unters 

fuchung und Strafe zu ziehen find; und daß daffelbe auch gegen Fremde 

die fih in einem Veremsſtaate aufhalten, Statt findet, falls nicht deren 

Auslieferung nach den Beflimmungen des Zollkartells eintreten muß. 

Bei geringfügigen Differenzen oder in Fällen, wo ein bloßer Irrthum zum Grunde 
Lea! ift, jedoch yon dem Berfahren gegen den Frachtbriefausſteller Abſtand zu 
nehmen. | en 
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den Artifeln dieſes Bertrages auch die Verlegungen ber von den 
einzelnen Regierungen erlaffenen Einfuhr- oder Ausfuhrverbote, 
insbefondere auch der Verbote folcher Gegenftände, deren aus— 
ſchließlichen Debit dieſe Regierungen fih vorbehalten haben, fo 
wie ferner auch diejenigen Kontraventionen begriffen, durch welche 
die Abgaben beeinträchtigt werden, welche nad der befonde- 
ren Berfaffung einzelner Staaten, für den Uebergang von Waa⸗ 
ren aus einem Staate in einem anderen vertragsmäßig angeord= 


net find. 
Artikel A. 

Auch ohne befondere Aufforderung find die Behörden, Be— 
amten oder Bedienjteten der kontrahirenden Staaten verbunden, 
alle gefeglihe Mittel anzuwenden, welchen zur Verhütung, Ent⸗ 
deckung oder Beftrafung der gegen irgend einen ber gebadhten 
Staaten beabfichtigten oder ausgeführten Zollfontravention dienen 
fünnen, und jedenfall8 Die betreffenden Behörden dieſes Staated 
von demjenigen in Kenntniß zu fegen, was fie in dieſer Beziehung 
in Erfahrung bringen. 

| Artifel 5. 


Den Zollbeamten und anderen zur Wahrnehmung des Zolfs 
intereffes verpflichteten Bedienſteten ſämmtlicher kontrahirenden 
Staaten wird hierdurch geſtattet, die Spuren begangener Zoll⸗ 
kontraventionen auch in das Gebiet der angrenzenden mitkontra⸗ 
hivenden Staaten, ohne Befchränfung quf eine gewilfe GStrede, 
zu verfolgen und es follen, je nach der beitehenden PVerfaffung, 


‚ die Ortsohrigfeiten, Polizei= oder Gerichtöbehörben in foldyen 
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Fällen auf mündlichen oder ſchriftlichen Antrag dieſer Beamten 
oder Bedienſteten, und unter deren Zuziehung, durch Hausſuchun—⸗ 
gen, Beſchlagnahme oder andere geſetzliche Maaßregeln des That⸗ 


beſtandes ſich gehörig verſichern. 


Auch ſoll auf den Antrag der requirivenden Beamten ober’ 
Bedienſteten bei vergleichen Bifitationen, Befchlagnahmen oder 
fonftigen Vorkehrungen ein Zollſteuer- oder Gefchäftsbeantter ober 
Dedienfteter desjenigen Staates, in beffen Gebiete Maaßregeln 
diefer Art zur Ausführung fommen, zugezogen werben, fallg ein 
folder im Orte anwefend ift. | 

Bei Hausfuchungen und Beſchlagnahmen foll ein den ganz 
zen Hergang volftändig darftellendes Protofoll aufgenomnten, und 
ein Eremplar deffelben dem requirirenden Beamten oder Bedien⸗ 


fteten eingehändigt, ein zweites Exemplar aber zu den Aften der 


Behörde genommen werben, welche die Hausſuchung angeftellt hat. 
| Artifel 6. 
In den Fällen, wo wegen Zollfontraventionen die Verhaftung 
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gefetzlich zuläffig iſt, wird die Befugnig, den oder die Kontrave⸗ 
nienten anzuhalten, den verfolgenden Beamten ober Bedienfteten 
auch auf dem Gebiete der anderen mitfontrahirenden Staaten, 
jedoch unter der Bedingung eingeräumt, daß der Angehaltene an 
die nächſte Ortsbehörde besjenigen Staates überliefert werbe, auf 
defien Gebiete die Anhaltung Statt gefunden hab, | 

Wenn die Perfon des Kontravenienten dem verfolgenden 
Deamten oder Bebdienfteten befannt und die Beweisführung bins 
länglich geſichert ift, fo findet eine Anhaltung auf fremdem Ges 
biete nicht Statt. | 


Artikel 7. 
Eine Auslieferung der Zolffontravenienten tritt in dem Falle 


nicht ein, wenn fie Unterthanen desjenigen Staates find, in beffen 
Gebiete fie angehalten worden find. Ä 

Im andern Falle find die Kontravenienten demjenigen Staate, 
auf deſſen Gebiete die Kontravention verübt worden if, auf deffen 
Requifition auszuliefern. 

Nur dann, wenn dergleihen flüchtige Individuen Unterthanen 
eines britten ber fontrahirenden Staaten find, it der lestere vor⸗ 
zugsweiſe berechtigt, die Auslieferung zu verlangen, und daher 
zunächft von dem requirirten Staate zur Erflärung Über bie Aus- 
übung diefes Rechtes zu veranlaffen. 


Artifel 8 


Säammtliche Tontrahirende Staaten verpflichten fi, ihre Uns 
tertbanen und die in ihrem Gebiete fih aufbhaltenden Fremden, 
lestere, wenn deren Auslieferung nicht nah Artikel 7. verlangt 
wird, wegen der auf dem Gebiete eines anderen der Tontrahirens 
den Staaten begangenen Zollfontraventionen oder ihrer Theilnahme 
an felbigen, auf die von dieſem Staate ergebende Requifition eben 
fo zur Unterfuhung und Strafe zu ziehen, als ob bie Kontravens 
tion auf eigenem Gebiete und gegen bie eigene Gefeggebung began⸗ 
"gen wäre. 

Diefe Berpflihtung erſtreckt fih in gleicher Art auch auf 
die mit den Kontraventionen Tonfurrirenden gemeinen Verbrechen 
oder Vergehen, beifpielsweile der Fälſchung, der Widerfeglichfeit 
gegen die Beamten oder Bebienfteten, der Törperlichen Verlegung ꝛc. 

Was folhe Kontraventionen betrifft, welche gegen die befons 
deren Gefege eines oder mehrerer Staaten begangen werben, 
wonach die Einfuhr gewiffer Gegenftände (auch aus anderen der 
kontrahirenden Staaten) entweder gar nicht, oder Doch nur gegen 
Erlegung einer vertragsmäßig beitimmten Abgabe „Statt finden 
Darf, oder die Ausfuhr gewilfer Gegenftände verboten it: ſo 
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werben biefenigen Staaten, in welchen für die entfprechende Bes 

ftrafung folder Kontraventionen, etwa noch nicht vorgefehen fein 

follte, veranlaflen, daß 

1) die Kontraventionen gegen die in anderen Tontrahirenden 
Staaten beftehenden Ein» oder Ausfuhrverbote wenigftens - 
mit einer dem zweifachen Werthe des verbotswidrig eins 
oder ausgeführten Gegenftandes gleihfommenden Geldbuße; 

2) die Defraudationen der vertragsmäßig beftimmten Abgaben 
wenigftens mit einer dem vierfachen Betrage der verfürzten 
Steuer gleichfommenden Geldbuße | 

beitraft werben. 


Artifel 9 


In den nad Artikel 8. einzuleitenden Unterfuchungen fol in 
Bezug auf die Feftftellung des Thatbeftandes den amtlichen Ans 
gaben der Behörden, Beamten oder Bebienfteten desjenigen Staas 
tes, auf deſſen Gebiete die Zolffontravention begangen worden, 
dieſelbe Beweisfraft beigemeffen werden, welche ben amtlichen 
Angaben der inländifhen Behörden, Beamten oder Bedienfteten 
für Fälle gleicher Art in den Landesgefegen beigelegt iſt. 


Artikel 10, 


Die feftgefesten Geldbußen und ber Erlös aus den in Folge 
der Unterfuhung und Berurtheilung in Beſchlag genommenen 
und fonfiszirten Gegenftänden verbleiben demjenigen Staate, in 
welchem die Berurtheilung erfolge ift, jeboch nach Abzug des dem 
Denunzianten (Aufbringer, Angeber) gefetlich zuftehenden Antheilg, 
ber auch in dem Falle an Iesteren verabfolgt werben fol, wenn 
diefer ein Beamter oder Bedienfteter eines anderen der Tontras 
hirenden Staaten ift.*) 

Die von dem Uebertreter verkürzten Gefälle find Dagegen, 
fo weit fie von ihm beigetrieben werden fünnen, jedesmal an bie 
betreffende Behörde desjenigen Staates zu Überfenden, auf deſſen 
Gebiete die Kontravention begangen worden iſt. Ä 


* 


*) In wie weit dieſe Beſtimmung in Bezug auf Preußen durch die Auf⸗ 
hebung des Anſpruchs auf einen Strafantheil modifizirt worden, ergiebt die Ber 
merfung zu F. 61. des Zollfivafgejeges oben ©. 391). Außerdem find die zum 
Bollfhuge verpflichteten Beamten im Königreich Sachjen von jedem Strafantheile 
ausdrücklich ausgefchlofien (ck. das Sächfiſche Geſetz vom 14. Derbr. 1837. 8. 
18). Es haben daher auch dieffeitige Beamten, welche Zollvergehen zur Anzeige 
gebracht Haben, wegen welcher in Sachen ein Steafurtel ergeht, ein Strafan⸗ 
theil oder eine andere Belohnung dafür nicht zu gewärtigen (cf. R. d. 5. M. 
vom 21. März und 27. Mai 1839. Cenibl. p. 73 und 1483.) | 
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Artikel 11. 


Den ſämmtlichen kontrahirenden Staaten verbleibt die Be⸗ 
fugniß, wegen ber in ihrem Gebiete verübten Zolffontraventionen, 
auch wenn bie Nebertreter Unterthanen eines andern berfelben 
find, felbft die Unterfuchung einzuleiten, Strafen feflzufegen und 
ſolche beizutreiben, wenn der Angefchuldigte in ihrem Gebiete ver- 
baftet iſt. Sedenfalls follen dem beeinträchtigten Staate, weni. 
er von biefer Befugniß feinen Gebrauch madt, die etwa in Be— 


ſchlag genommenen Effekten des Angefchuldigten fo lange verblei- 


ben, bis yon dem andern Staate, an welchen der Mebertreter aus⸗ 
geliefert worden, rechtöfräftige Entfcheidung erfolgt fein wird, 
Die Auslieferung folder Effekten kann felbft dann nur infowelt 
geforvert werben, als nicht auf deren Konfisfation erfannt, oder 
der Erlös aus denfelben nicht zur Berichtigung der verkürzten 
Abgaben und daneben entfiandenen Koften erforderlich ift. 

Ganz daffelbe tritt auch dann ein, wenn ohne Berhaftung 
des Angefchuldigten Effeften deffelben von dem Staate, in welchem 
— die Uebertretung begangen hat, in Beſchlag genommen worden 
ind. 


Artikel 12. 


Die bisher ſchon dem Zollſyſteme der einen oder der andern 
der kontrahirenden Staatsregiervngen entweder mit ihrem ganzen 
Länderbeſtande oder mit einzelnen Theilen deſſelben beigetretenen 
Staaten follen eingeladen werben, dieſem Zollkartell fih anzıs 
ſchließen. | | 


Artifel 13, 


Die Dauer des gegenwärtigen Bertrages wirb vorläufig bis 
zum 1. Sanuar 1842 feftgefest. Wird der Bertrag während 
diefer Zeit und fpäteflend zwei Sabre vor deren Ablaufe nicht 
gekündigt, fo fol berfelbe auf zwölf Sabre, und fo fort von 
zwölf zu zwölf Jahren als verlängert angefehen werben, 
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Uebereinkunft vom 1. Noveinber 1837. 
geil chen den zum Zollverbande vereinigten Staaten einerfeits, Hannover, 


fvenburg und Braunfchweig*) anderererfeits wegen Unterdrückung 
des Schleichhandels. (G. ©. p. 178.) 


Artikel il. 


Die Eontrabirenden Staaten verpflichten ſich gegenfeitig auf, 
die Verhinderung und Unterdrüdung des Schleichhandels durch 
ale angemeffenen, ihrer Berfaffung enifprechenden Manßregeln ges 
meinſchaftlich hinzuwirken. 

Artikel 2. 

Es ſollen auf ihren Gebieten Vereinigungen von Schleich⸗ 
händlern, ingleichen ſolche Waaren-Niederlagen oder ſonſtige An⸗ 
ſtalten nicht geduldet werden, welche den Verdacht begründen, daß 
fie zum Zwecke haben, Waaren, die in den andern kontrahiren⸗ 
den Staaten verboten, oder beim Eingange in diefelben mit eimer 
Abgabe belegt find, dorthin einzufchwärzen., | 

u Artifel 3; 

Die betreffenden Behörden, Beamten oder Angeftellten (Be 
dienſteten) der Fontrahirenden Staaten follen fih gegenfeitig den 
verlangten Beiftand in den gefetlichen Maaßregeln bereitwillig 
leiften, welche zur Verhütung, Entdeckung oder Beftrafung der 
Zoll⸗ (Steuer:) Kontraventionen dienlich find, die gegen irgend 
- einen der Fontrahirenden Staaten unternommen oder begangen 
werden.) 5 | | 
Unter Zolls. (Steuer-) Kontraventisnen werben bie? und tn 
allen folgenden Artifeln diefer Uebereinkunft nit nur die Um; 
gehungen der in den betheiligten Staaten beftehenden Eingangs», 
Durchgangs- und Ausgangsabgaben, fondern auch die Uebertre⸗ 
tungen der von den einzelnen Regierungen erlaffenen Einfuhr 
und Ausfuhrverbote, nicht minder der Verbote ſolcher Gegenftände, 
beren ausſchließlichen Debit fih diefe Regierungen vorbehalten 


7) Braunſchweig ift ſeitdem dem Zollverbande beigetreten. 
») Nach dem C. R. d. F. M. vom 28. Januar 1838. (bb. Bd. 51. 

p. 179, Graͤff. 12. p. 97.) begreift der im Artikel 3 zugeficherte Beiſtand zur 
Entdeckung der BZollvergehen ıc., namentlich auch die Vernehmung von Zeugen 
und. anderen Perſonen, die Bublifation der Strafbefcheide und andere derartige 
Verhandlungen, fobald es ſich um bie Beſtrafung eines andern, ald eines eigenen 
ober eines Unterthans der im naämlichen Zullverbande befindlichen Staaten handelt, 











399 


haben, und endlich diejenigen Kontraventionen begriffen, durch 
weldhe die Abgaben beeinträchtigt werben, bie nad befonderer 
Berfaffung einzelner der Fontrabhirenden Staaten für den Ueber⸗ 
gang der Waaren aus einem der zu demfelben. Zoll⸗ (Steuer-) 
Bereine gehörenden Staaten in einen anderen angeordnet find, 


Artifel 6, 


Eine Auslieferung der Kontravenienten tritt in dem Falle 
nicht ein, wenn fie Unterthanen desjenigen Staates, in deſſen Ge- 
‚biete fie angehalten worden, oder eines mit dieſem im Zoll« 
(Steuer-) Berbande ftehenden Staates find. | 

Im andern Falle find die Kontravenienten demjenigen Staate, 
auf deffen Gebiete die Kontravention verübt worden ift, auf deſ⸗ 
fen Requifition, oder nady Ermeffen, auch ohne eine folde, zur 
Unterfuhung und Beſtrafung auszuliefern, 


Artifel 7. 


Die Uebertretungen von Z0ls (Steuer-) Geſetzen eines jeben 
der paziszirenden Staaten werben nad) eben ben Strafgefegen ges 
ahndet, welche in dem Staate, in weldhem die Unterfuchung und 
Beftrafung eintritt, hinſichtlich gleicher Vergehen gegen bie eige« 
nen Zoll- (Steuer=) Geſetze vorgeſchrieben find. 

Auch Eommen hinfichtlih der mit den Köntraventionen kon⸗ 
furrirenden gemeinen Verbrechen ober Vergehen, alle diejenigen 
kriminalrechtlichen Beftimmungen zur Anwendung, welde in Bes 
jiehung auf die von Inländern im Auslande begangenen Verbre⸗ 
then oder Vergehen in jedem Staate gelten. 


Artikel 8 


Sn den nach Artikel 7. einzuleitenden Unterfuchungen fol in 
Bezug auf die Feftftellung des Thatbeflandes, den amtlihen Anz 
gaben der Behörden, Beamten oder Angeftellten besjenigen-Stäate, 
auf deſſen Gebiete die Kontravention begangen worden iſt, biefelbe 
Beweiskraft beigemefien werden, welche den amtlichen Angaben 
der inländifchen Behörden, Beamten oder Angeftellten für gleiche 
Fälle in den Landesgeſetzen beigelegt iſt. j 
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V. 
Die Nebergangs-Abgaben.“) 


Vertrag vom S. Mai 1841. 
betr. die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins. (G. S. 1841. p. 141.) 
Artikel 3 


1) Bon den innerhalb des Vereins erzeugten Gegenfländen, welche 
nur durch einen Vereinsſtaat tranfitiren, um entweder in 
einen anderen Vereinsſtaat oder nad dem Auslande geführt 
zu werben, bürfen innere Steuern weder für Rechnung des 
Staats, noch für Rechnung der Kommunen oder Korporatios 
nen erhoben werden, 

2) Jedem Vereinsſtaate bleibt e8 zwar freigeftellt, die auf ber 
Hervorbringung, der Zubereitung oder dem Verbrauche von 
Erzeugniffen ruhenden inneren Steuern beizubehalten, ju ver« 
ändern ober aufzuheben, fo wie neue Steuern diefer Art 
einführen, jeboch follen 

a) bdergleihen Abgaben für jest nur auf folgende inländiſche 
und gleichnamige vereinsländifche Ergeugnife, als: Brannt⸗ 
wein, Bier, Effig, Malz, Wein, Moft, Cider (Obftwein), 
Tabat, Mehl und andere Mühlenfabrifate, desgleichen 
Backwaaren, Fleiſchwaaren nnd Fett gelegt werden Dürfen, 
Auch wirb man fid, 





*) Die Grhebung Yon Uebergangs⸗ (Ausgleichungs⸗) Abgaben findet Ihre 
neuefte gefeßliche Begründung in dem oben mitgetheilten Berirage vom 8. Mai 
1841. Danach haben fich Preußen, Sachen, Kurhefien und Thüringen Hinfichte 
lich der Beflenerung des Weins, Ttaubenmoftes und Tabafs — Preußen, 
Sachen und Thüringen außerdem noch Hinfichtlich des Brauntweins und Bieres 
zu gleichen Eintichtungen dergeſtalt vereinigt, daß zwifchen Prengen, Sahfen 
uud Thüringen ein völlig freier Verkehr — zwifhen Preußen, Sach⸗ 
fen, KRurheffen and Thüringen ein folcher freier Verkehr nur mit Ausſchluß 
des Branntweins und Biers Statt findet, von welchen bei dem gegenfeis 
tigen Uebergange einerfeils von Preußen, Sachen und Thüringen, anderers 

- feits von Kurhefien, Mebergangs-Abgabet erhoben werden. Den übrigen Vereins⸗ 
Staaten gegenüber, find ſonach Kinfichtlich der Erhebung der Uebergangs-Abgas 
ben vom Wein, Traubenmoft und Tabak, — Preußen, Sachfen, Kurheflen 
und Thüringen; Hinfichtlich der Uebergangss Abgaben vom Brauntwein und 

Bier, — Preußen, Sachen und Thüringen als ein Ganzes zu beirachten.. 

Die bei Erhebung und Konteollirung dieſer Abgaben Statt findenden Vor⸗ 
fhriften entgält Die weiter unten mitgetheilte Bekanntmachung vom 13. Dechr. 1841. 
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b) ſo weit nöthig, über beſtimmte Sätze verſtändigen, deren 


Betrag bei Abmeſſung der Steuern nicht Überſchritten 
werden ſoll. 


3) Bei allen Abgaben, welche in dem Bereiche der Vereinsländer 
hiernach zur Erhebung kommen, wird eine gegenſeitige Gleich— 
mäßigkeit der Behandlung dergeſtalt Statt finden, daß das 
Erzeugniß eines anderen Vereinsſtaates unter keinem Vor—⸗ 
wande höher oder in einer läſtigeren Weife, als das inlän— 
difche oder ald das Erzeugniß der Übrigen Bereinsftaaten, 
befteuert werben darf. In Gemäßheit dieſes Grundfages 
wird Folgendes feftgefest: 


a) 


b) 


c) 


Bereinsftanten, welche von einem inländiſchen Erzeugniffe 
feine innere Steuer erheben, dürfen auch Das gleiche ver- 
einsländifche Erzeugniß nicht beiteuern. Jedoch foll aus— 
nahmsweife denfenigen Bereinsftaaten, in welchen fein 
Wein erzeugt wird, freiftehen, eine Abgabe von dem ver— 
einsländifchen Weine nach den befonders getroffenen Ber- 
abredungen zu erheben, | 

Diejenigen Staaten, in welchen innere Steuern yon einem 
Konfumtiong - Gegenftande bei dem Kaufe oder Berfaufe 
oder bei der Verzehrung deffelben erhoben werben, dürfen 
diefe Steuern von den, aus anderen Bereinsftaaten her— 
rührenden Erzeugniffen der nämlihen Gattung nur in 
gleicher Weife fordern; fie können bagegen die Abgabe 
von den, nad anderen Vereinsſtaaten übergehenden Ges 
genftänden unerhoben oder ganz oder theilwerfe zurüdge- 
ben laſſen. 

Diefenigen Staaten, welche innere Steuern auf die Her- 
vorbringung oder Zubereitung eines Konfumtiong - Gegen- 
ftandes gelegt haben, können den gefeglichen Betrag ber- 
feiben bei der Einfuhr des Gegenftandes aus anderen 
Bereinsftaaten voll erheben, und bei der Ausfuhr nad 
diefen Staaten theilweife oder bis zum vollen Betrage 
zurüderftatten laſſen. 

Welche, dem dermaligen Stande ber Geſetzgebung in 
den gedachten Staaten entfprechenden Beträge hiernach zur 
Erhebung fommen und beziehungsweife zurüderftattet wers 
den können, ift befonders verabredet worben. Treten ſpä— 
terhin irgendwo Veränderungen in den für bie inneren 
Erzeugniffe zur Zeit beftehenden Steuerſätzen ein, fo wird 
die betreffende Regierung den übrigen VBereing-Negieruns 
gen davon Mittheilung machen und hiermit den Nachweis 
verbinden, daß die Steuer-Beträge, welde, in Folge der 
eingetretenen ober beabfichtigten Veränderung, von den 


.. 
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4) 


5) 


vereinsländifhen Erzeugniffen erhoben und bei ber Aus⸗ 
fuhr der befteuerten Gegenftände vergütet werden follen, 
den vereinbarten Grundfäsen entfprechend bemeffen feien. 


d) Sp weit zwiſchen mehreren, zum Zullvereine gehörigen 


Staaten eine Bereinigung zu gleihen Steuer-Einrichtungen 
befteht, werden biefe Staaten in Anfehung der Befugniß, 
die betreffenden Steuern gleichmäßig auch yon vereinslän- 
diſchen Erzeugniffen zu erheben, als ein Ganzes betrachtet. 
Die Erhebung der inneren Steuern von den damit betroffe- 
nen vereinsländifchen Gegenftänden fol in der Regel in dem 
Lande des Beftimmungsortes Statt finden, in fofern ſolche 
nicht, nach befonderen Vereinbarungen, entweder durch ges 
meinſchaftliche Hebeftellen an den Binnengrenzen, ober im 
Lande der Verſendung für Rechnung des abgabeberechtigten 
Staates erfolgt. Auch follen die, zur Sicherung der Steuer 
Erhebung erforderlichen Anorbnungen, fo weit fie bie, bei der 
Berfendung aus einem Bereinsftaate in den andern einzu» 
haltenden Straßen und Kontrollen betreffen, auf eine, ben 
Verkehr möglichft wenig befchränfende Weife und nur nad 
gegenfeitiger Verabredung, au, dafern bei dem Transporte 
ein britter Bereinsftaat berührt wird, nur unter Zuftimmung 
des leßteren, getroffen werden. 
Die Erhebung von Abgaben für Rechnung son Kommunen 
oder Korporationen, fei es durch Zufchläge zu den Staates 
feuern oder für ſich beftehend, foll nur für Gegenftände, bie 


zur örtlichen Konfumtion befiimmt find, nad den beshalb 


getroffenen befonderen DBereinbarungen bewilligt werben, 
und es follen dabei bie vorftehend unter II, 2. b. gegebene 
Beftimmung und der unter H, 3. ausgeſprochene allgemeine 
Grundſatz wegen gegenfeitiger Sleichmäßigfeit der Behand- 
Iung der Erzeugniffe anderer DVereinsfiaaten, eben fo, wie 
bei den Staatsiteuern, in Anwendung fommen. 

Bom Tabak dürfen Abgaben für Rechnung von Kommu⸗ 
nen oder Korporationen überall nicht erhoben werden. 


6) Die Regierungen der Vereinsſtaaten werben fi) gegenfeitig, 


a) was bie hier in Rede ftehenden Staatsfteuern betrifft, von allen 


noch gültigen Gefegen und Verordnungen, ferner von allen 
in der Folge eintretenden Veränderungen, fo wie yon ben 
Gefegen und Verordnungen über neu einzuführende Steuern, 


b) binfichtlih der Kommunal= ꝛc. Abgaben aber darüber, in 


welchen Drten, von weldhen Kommunen oder Korporatio- 
nen, von welchen Gegenftänden, in welchem Betrage und 
auf welhe Weife dieſelben erhoben werden, vollſtändige 
Mittheilung machen, 
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Befanntmachung vom 13. Dezember 1841. 
die Behandlung des Verkehrs mit den in einzelnen Zollvereins⸗Staa⸗ 


ten einer innern Steuer unterliegenden vereinglänbifchen Erzeugniſſen 
betreffend. (Centrbl. p. 260.) 1 zeugniſ 


F. 1. Der Uebergang ſteuerpflichtiger Gegenſtände über die 
Binnengrenzen: 

a) zwiſchen Preußen, Sachſen, Kurheſſen und Thüringen einer- 
feit8, und Batern, dem Großherzogthum Heflen, Naffau 
und Frankfurt andererfeitg 
für Wein und Traubenmoſt, Branntwein, Bier, Malz, Ta- 
bafsblätter und Tabafsfabrifate, fowie 

b) zwifchen Preußen, Sachſen und Thüringen einerfeits und 
Kurbeffen andererfeitg 
für Branntwein und Bier 

ift nur auf denjenigen Straßen und über biefenigen Hebe- und 
Adfertigungs- Stellen zuläffig, welche Das beiliegende Verzeichniß 
ergiebt.*) 


Eingang übergangsabgabepflichtiger Waaren zum Verbleiben in 
Preußen ꝛc. 

F. 2. Die von Wein, Traubenmoft und Tabaf bei dem 
Vebergange aus Baiern, Württemberg, Baden, dem Großherzog⸗ 
thum Heffen, Naffau und der freien Stadt Kranffurt mit der 
Beftimmung zum Berbrauche in Preußen, Sachſen, Kurheffen und 
Thüringen, von legteren Staaten zu erhebenden Uebergangs⸗-Ab⸗ 
gaben betragen: 

som Wein für den Preuß. Sentnr . . : 25 Sgr. 

som Traubenmoft desgl. 20. 20 = 

von Tabafshlättern und Kabrifaten „ . -. 20 : 
die von dem Branntwein und Bier bei dem Uebergange aus ben 
obengenannten Bereinsftaaten und Kurheffen, mit der Beftimmung 
zum Berbleiben in Preußen, Sachen und Thüringen, von leste- 
ren Staaten zu erhebenden Uebergangs⸗Abgaben oo 

vom Branntwein für bie Preuß. Ohm bei 

50 Prozent Alkohol nah Tralles „ . 6 Thlr. 
vom Bier für den Preuß. Cenner . . . 77 Ser. 

F. 3, Die Erhebung beginnt mit dem 1. Januar 1842 und 
erfolgt nach Wahl des Berfenders oder Waarenführers, entweder 


*) Das im Cenirlbl. pro 1841 p.265 sq. mitgetheilte Verzeichniß iſt hier 
nicht abgedruckt. p p w witgeth ah 
26 
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a) bei einer ber in dem Verzeichniffe unter Nr, 1, bezeichneten, 
in Preußen, Sadfen, Kurheffen und Thüringen belegenen 
GrenjHebeftelle, vefp. für Branntwein und Bier über die 
Kurheſſiſche Grenze eingehend, bei den unter Nr. I. aufge: 
führten, in Preußen, Sachfen und Thüringen belegenen 

Grenze Hebeftellen, oder 

b) bei einer Steuerftelle im Innern. Ä 
$. 4. Zur Erhebung der Lebergangs- Abgabe find alfe bes 

zeichneten Grenz-Hebeſtellen ganz unbefchränft befugt, 

$. 5. Die Abfertigung zur Erhebung ber Lebergangs- Abgas 
ben im Innern gefchieht auf den Grund von Uebergangsfcheinen. 

Sol die Entrihtung der Steuer bei einer Steuerftelle im 
Innern erfölgen, fo muß der Waarenführer enfweder bei ber 
GrenzsHebeftelle einen von einer Steuerftelle im Lande der Vers 
fendung ausgeftellten Uebergangsfchein produgiren, oder dort auf 
Ertheilung eines ſolchen Uebergangsſcheins antragen, 

Im erfteren Falle erfolgt die weitere Abfertigung ebenfalls 
unbefhränft yon der GrenzsHebeftelle. Zur Ertheilung von Ueber: 
gangsfcheinen aber find nur diejenigen Grenz = Hebeftellen befugt, 
welche beſonders werden befannt gemacht werben, 

Die Erledigung der Uebergangsſcheine Fann son allen Haupt- 
Zoll- und HauptsSteuer-, fo wie yon den Steuer-Aemtern be= 
wirft werden, welchen die Befugniß zur Erledigung von Begleit- 
ſcheinen IL über ausländifhe Waaren beigelegt ift, und auf biefe 
Zoll und Steuerftellen kann daher die Ausftellung folcher Scheine 
erfolgen. 

Durchgang. 

F. 6. Wird bei ben bezeichneten Grenz-Hebeſtellen vereind- 
ländiſcher Wein und Traubenmoft, Tabak, Branntwein und Bier 
zum Durdgange durch bieffeitiges Territorium ing Ausland oder 
nah Baiern, Württemberg, Baden, Großherzogthum Heffen, 
Naſſau, Frankfurt, reſp. Kurheffen angemeldet, fo erfolgt die 
Abfertigung ebenfalls auf den Grund eined Uebergangsfcheing, 
welcher entweder bei der bieffeitigen Orenz-Abfertigungsftelle, oder 
bei der Steuerftelle im Lande der Berfendung zu erfrahiren tft. 

Ausgang. 
87 Bei der Berfendung von dem in Preußen, Sachfen, 
Kurheffen und Thüringen erzeugten Wein, Weinmoſt und Tabak 
und dem in Preußen, Sachſen und Thüringen erzeugten Brannts 
wein und Bier nad den ſüdlichen Vereinsſtaaten und für Die 
Berfendung von Malz nad Baiern, ausſchließlich des Nheinfrei= 
fes, und nach Württemberg, iſt, außer der Innehaltung ber Ueber⸗ 


— u 
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sangsftraßen, jedenfalls eine Anmeldung bei den in beim Verzeich⸗ 
niffe (Beilage II.) genannten jenfeitigen Hebes und Abfertis 
gungsftellen erforderlich. 

Da Tabak in den genannten Staaten überall feiner, und 
Wein nur einer Abgabe bei der Verzehrung oder dem ferneren 
Handel damit unterliegt, fo bebarf es bei der Verfendung yon 
Tabaf und Bein einer weitern Abfertigung durch Dieffeitige Steuer⸗ 
ſtellen nicht, 

Die Entrihtung der Uebergangs-Abgabe von Bier, Brannt« - 
wein und Mal; fann aber ſowohl bei den jenfeitigen Grenz-He— 
beftellen, als bei jenfeitigen Steuerftellen im Innern erfolgen, im 
Tegteren Falle auf den Grund von Uebergangsſcheinen, die ent= 
weder bei der fenfeitigen Grenz» Abfertigungsftelle oder bei den 
dieffeitigen Haupt⸗Zoll⸗ und SteuersAemtern, oder Steuer-Acms 
tern zu extrahiren find. 

Was bei der Verfendung von Branntwein mit dem Anfpruche 
auf Steuer-Reftitution beobachtet werden muß, it duch befondere 
Bekanntmachung *) vorgeſchrieben. 

$. 8. Sollen dieffeitige Erzeugniffe der im $. 7. genannten 
Art über vereinsländifhe Binnengrenz-Zollftellen zum Durchgange, - 
entweder nach dem Auslande oder zum bieffeitigen Wiedereingange 
ausgeführt werben, fo müffen über dergleichen Verfendungen in 
eben der Art, wie $.6. vorgeſchrieben, Uebergangsfgeine ertrapirt 
werben, 

$. 9. Ueber das Berfahren bei Ausfertigung und Erledis 
gung der Uebergangsfcheine für den Ein, Aus- und Durchgang 
Übergangsabgabepflihtiger Gegenftände, fo wie Über die von ben 
Extrapenten zu übernehmenden Bürgfhaftsleiftungen und andern 
Verpflichtungen, ift den Hebe- und Abfertigungsftellen beſondere 
Anweiſung ertheilt, **) 

8.10. In Bezug auf die Ein- und Durchfuhr von Gegen- 
fländen, welche Uebergangs-Abgaben unterliegen, finden die Vor— 
ſchriften der $$. 29. 30. 31. 33: 40, und 41. des Zollgefeges 
vom 23. Januar 1838 und die hierher gehörigen Vorschriften 
der Zoll⸗Ordnung, jevod mit der Maaßgabe Anwendung, daß: 

*) Vergleiche über den, Inhalt biefer unter bem 12, Dechr. 1841 erganges 
men Belannimachung, die Bemerkungen zu $. 30. des Gefehes vom 8. Februar 


jan 1. 





im 
und 
ei, 
sg) 

bes 

4 
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a) was dort in Bezug auf die Grenz» Zollämter vorgefchrieben 
ift, Hier von den zur Erhebung der Lebergangs-Abgaben an 
den Binnengrenzen errichteten Steuerftellen gilt, und 

b) was im Zollgefege und der Zoll-Ordnung von ben Begleit- 
foheinen gefagt il, auf die Uebergangsfcheine Anwendung 
findet. 

6. 11. Defraudationen der Uebergangs-Abgaben oder Zumwi- 
derhandlungen gegen die wegen Erhebung und Sicherftellung ders 
felben ertheilten VBorfchriften, werben nah den Beflimmungen bes 
Zoll⸗Strafgeſetzes vom 23. Januar 18383 geahndet. *) 

Berlin, den 13, Dezember 1841. 


Der Finanz Minifter, 


Nadtrag. 


Enhaltend einige während des Drudes erfhienene 
| Berorbnungen und Verfügungen. 


A. Zu der Kabinetsordre vom 21. Juli 1844. 
(S. 97.) | 
C. R. d. M. d. Inn und der Fin vom 8 Zuli 1844, 
(Sentribl, p. 206.) 


Die Orbre vom 21. Juli 1844 ift nicht auf Beſchränkung 
der Schon beſtehenden Schanfwirtbfchaften gerichtet, für welche 





® 


fen Ju Bezug auf die Konteaventionen bei Uebergangsabgaben find zu bes 
merken : 


1) Die zum Zollfartell vom 11. Mai 1833. (oben S. 393) mitgetheilten  M. 
d. F. M. v. 13. April 1843. und 21. Mai 1844 wonach, dies Kartell auch 
auf Mebergaugsabgaben Anwendung findet, 

2) Das R. d. F. M. vom 23. Aug. 1843. (Centbl. p. 208.) 

Da wegen Uebergangsabgaben-Kontraventionen überall nad Analogie der 
Bollftrafgefege verfahren wird, fo iſt es auch Rückſichts der DenunciantenAns 
theile nach 8. 61 vieles Geſetzes, fo wie den Allerhöchftien Kabinets-Orbres v. 
18. April 1838 und 15. November v. J., vesgleichen in Anfehung der Verrech⸗ 
nung, wie mit den Zollſtrafen zu Hatten. 
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biereht bie Ordre vom 7. Februar 1835 zu 5 maaßgebend 
eibt, Ä 


B. Zur Steuerorduung vom 8. Februar 1810. 
(Anhang S. 158 d und ©. 167h). 


Reſer. 25% M. v. 12. Juli 1844, (I. M. Bl. p. 169) 
und R.d. F. M. v. 1. Aug. 1844. (Centrlbl. p. 188.) 


Die Gerichte haben zwar über die Verpflichtung zur Zah— 
Yung von Steuer= und Zollgefällen nicht zu erfennen, aber ben 
Requiſitionen der Steuerbehörden wegen Einziehung unberichtigt 
gebliebener Gefälle willige Folge zu Teiften, 

Die Stenerbehörden follen daher, namentlid) bei Ablieferung 
ausländifcher Kontravenienten zur gerichtlichen Haft und Unters 
fuhung, die Einziehung der etwa unberichtigt gebliebenen Gefälle- 
mit in Antrag bringen, wonächſt die Gerichte dergleichen Kontra- 
venienten vor Berichtigung und Sicherftellung der Gefälle nicht 
entlaffen dürfen, falls nicht das gänzlihe Unvermögen zur Zah⸗ 
Yung nachgewieſen, namentlih alſo aud bie verwirkte Geldftrafe 
in Freiheitsfirafe umgewandelt ift, 


C. Zu der Uebereinkunft vom 8. Mai 1841. 
(S. 282 und 283.) 
Bergleihe die Kabinetsordre vom 1. Juli 1844, (f. unten 
Littr. Db.) u | 


D, Zum Zolltarif. 
(S. 369.) 

a) Rabinetsordre 9. 21. Juni 1844. (6. ©. p. 231.) 
enthält die Seftfegung befonderer, in Folge von Repreffalten ges 
gen Belgien angeorbneter hoher Kingangszollfäge für das aus 
Belgien zu Lande ober auf dem Nheine eingehende Eifen. 


b) Kabinetsordre vom L. Juli 1844. (©. ©. p. 182. 
Gentribl. p. 200.) | 


wonach die Höhe der Zollſätze von ausländiſchem Zucker und 
Syrup, ſo wie die Steuer von inländiſchem Rübenzucker für 
die Zeit vom 1. Septbr. 1844 bis dahin 1847 normirt wird, 





408 
Die Steuer vom Rübenzuder beträgt danach für den gedach⸗ 


ten Zeitraum 1 Rthlr. für den Zollgentner und -wirb mit 13 Sgr. 
von jedem Zollzentner voher Rüben erhoben, 


) C. V. d. F. M. p. 26. Juni 1844. (Cenirlbl. p. 198) 


Rückſichtlich aller in Kartons eingehenden, nicht zu den ſeide— 
nen Waaren gehörenden Artifel behält es bei den Feſt⸗ 
fegungen bes Tarifs Fünfte Abtheilung IIl a. fein Bewenden. 
(cfr, ©. 365.) 


Chronologiſches Begifter. 


| 1801. Seite, 
Publikandum vom 27. Mi o «0 0 ern. 
, 1S08. | 
Verordnung vom 26. Dezember . » oe 0 nn. 43,139 
A810. 
Edikt vom 2. November. » «0 0 8 
2811. 


Edilt vom 7, September . .. .. 8. 97 
Geſetz vom 7. September 94 


2812. 
Derlaration vom 19. Detobet - - on 641830 
1813. | 
R.d 3 M. vom 31. Juli .. 2 ,,.9 d00 . 0 .144 
ISIAM. 


R. d. J. M. vom 8. April. u —0 0 0 0 0 . 167 
R. d. J. M. vom 21. Mai @ “ . “‘ ® . . o 0 ® % ® 167 


oo 41815 
R. d. J. M. vom 25. November. » -» or ee 0. +18 
0 1816, 
R. d. J. M. vom 27. April e .“,. “ « „ 2 % * ‘ ’ ‘ 159 
2817. | 


K. DO. vom 16. Januae..88 
Inſtruction vom 23. Detober . oo oe een net. 14 
R. d. F. M. vom 30. Degember. ner... AM 
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1818. 


v [ ‘ + 


1819. 


Berordnung vom 8. Februar . . . » 
R. d. J. M. vom 8 Februar. . . 

Gefeg vom 8. Februar . . » .. 
Steuerordnung vom 8. Februar . . . 
Inſtruetion vom 5. Mai . 
R. d. F. M. vom 22. November. . 

R. d. J. M. vom 6. Dezember. . 


Gefeh vom 26. Mai . . 


“ “ 0 v 


Verordnung vom 31. Dezember . . . 


18309. 


R. d. J. M. vom 10, Januar . . . 


Geſetz vom 17. Januar. . ... 

K. O. vom 17. Januar . . 2... 
Declaration vom 20, Januar. » . » 
N. d. F. M. vom 2 Februar. . - . 
NR. dv. Staats Minifl. vom 30% April 
Geſetz vom 30. Mai.. .. 
Geſetz vom 30. Mai (Omen) . 


Geſetz vom 30, Mai... . . . .. 


Inſtruction vom 15. Juni .-. 2:00. 
R. d. M. vom 26. Juni.... 
8. O. vom 7, Aufl ..... ... 
Inſtruction vom 18. Augufl . . - » 
Inſtruction vom 25. Auguf . . .- » 
K. D. vom 16. September . . . » 
Geſetz vom 25. September . . - . 


R. d. J. M. vom 9 October . .- . 


Inſtruction d. F. M. vom 14, October 
Regulativ vom 1. Dezember . . . » 
R. d. J. M. vom 1. Dezember . . . 
Negulativ vom 6. Dezember . . . 
Negulativ vom 12, Dogember . .:. -. 


N. d. F. M. vom 15. Dezember . . 
8. O. vom 17. Dezember . 2... ..- 


8. Oc vom 21. Dezember . . 
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J. M.-vom 12: Iammar 2 2 .... 19 
d. F. M. vom 23. Januar . . 2. 
3 M. vom 19. Februar . . . 2. 
. MR vom 5. Mid.» 2200. 
R. d. F. M. vom 25, Mi . 0. - 
weifung vom 25. m. Er 
vom 26. Mi. 2 > 2 22 rn 
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efeg vom 5. September - » “2 ee. ii 
. O. vom 5, September . © 2 2 en 238 
d. J. M. vom 26. September . . . . .. 

8. D. vom 3. Detober -. 2 2 0 0 0. 
Declaration vom 6. October . » . 2. 
Regulativ vom 20. November. . - - 
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ou be 8. DM. vom 26. Jane 0 0 nn ME 
vom 7. Mär. . 2 0. . ..... 6 
"Mb Hand. & Bin. om 20 März a 
FM. vom 6. März.. nn ss 1a 
HM. vom 9 Url 2er 1 
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om 25. Mii.. . .. 10% 293 
om 31. Mi.. 642863 
vom 0: a 16 
. F. M. vom 2. Septenbe.0186 
F. M. vom 7. Novemberr...685 
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1833. _ 
K. DO. vom 9. Sanur >» 2 0 0 rennen nn. 92 


R. d. J. M. vom 38. Februar > oe en een. 174 
Schreiben d. F. M. vom 3. April..133 
Schreiben d. J. M. vom 15. Apriii. 133 
R. d. J. M. vom 28. Apriii....44167 
R. d. J. M. vom 18. Juni...... 4167 
R. d. J. M. vom 20. Im 2. 2 2 een 1 
8. O. vom 3. Sun - 2 2 een A 
R. d. J. M. vom 26. Hi . 2. 2 20er 167 
Erfenntnig d. G. DO. T. vom 15. Auguſt.... . 132 
K. O. vom 19. Auguſtt. 2287 
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R. v. J. M. vom 3. September . .u.» 9 
R. d. « vom 17. October 0 ® 
N. 


J. M 
d. J. M. vom 1. Deaembr . x. » 
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8. O. vom 10, Januar... 
R. d. J. M. vom 14. Zebruar 
8. O. vom 13. April. 
ER, vom 27. April.. 
Regulativ vom 28. are . 
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8. D. vom 1. Mai 60 

K. O. vom 21. Mai . 

C. R. vom 12. Jmi . © 
R,d. F. M. v. 30. Juni. 
R. d. F. M. vom 4. Auguſt 
K. D. vom 12. Auguſt.. 
K. O. vom 18. Auguſt.. 
Negulativ vom 24. Dezember. 
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8. D. vom 13. Februar - + - 
R. d. 3. M. vom 26. März. . 
Bublicandum vom 26. April - . 
8. D. vom 4. Juni. 2 oe. 
RN. d. F. M. vom 20. Juni. » 
K. D. som 18. Juli . . 0. 0. 
Regulativ vom 21. Auguf . . 
R. d. 5. M. vom 21. Auguſt .. 
Regulativ vom 31. Auguſt. .. 
Publicandum vom 27. September 
8. D. vom 49, Oetober . . 
N. d. 5. M. vom 27. October. 
R. d. F. M. vom 3. November . 
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K. D. vom 30. November. . 
8. D. vom 13. Dezember . . 
R. d. 3. M. vom 27. Dezember . . 
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8, D. vom 31. Dezember . . 2 2. . 
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K. D. vom 26. Februar . . - .e. 0. 0. 
FM R vom 27. Febmar . oo . . 
Anweifung d. F. M. vom 28. Februar . 
Publicandum vom 5. Juni. . . . 
8. D. vom 11. Zi . 2. 0.0. 
. d. J. M. vom 17. Sun . 
dv. F. M. v. 21. Juni.. 
d. J. vom 10. Sul . 
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M. vom 26. ul . . 
. F. 3. vom 12. Auguſt. 
d. F. M. vom 7. September . 
2. m 3. Detober . 2 000 48 
ublicandum d. Staatsminifl. vom 8. Detober 
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d. F. M. vom 19, Gebrnar . .. 
. O. vom 22. Mi... 0. 
som 31. März Pe er Ger \ 
. D. vom 21, April.. 
d. M. d. Inn. vom 5. Mai 
O. vom 2. Juni.... . 
d. 5. M. vom 10, Sn . . . 
ublicandum d. 5. M. vom 16. Juni 
dv M. d. Inn. vom 19. Jimi . 
som 15. Sul. oo 0 0 06 
som 6. Aufl . 0 0 0a 
.d 5 M. vom 16. Auguſt. 
. vom 20. Auguſt . » 
nam. Aufl . 2...» 
m 29. Augufl . . . 
"R. vom 9. October . . 
. vom 28, Drtbr . . 
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C. R. d. F. M. vom 20. Sannar . . « 
Declaration vom 27. Jantar . 2 x. 0. 
N. d. F. M. vom 5. Fchmar .... 
R. d. FM. vom 23. Februr . .. . 
N. d F. M. vom 12. März..... 
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. EM. vom 21. Miy . : . » 
‚vom 27. Mi 2 2.2200. 
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. F. M. vom 24. Mai... 

‚vom 7. Juni.... 
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‚som 27. Juli...... 

9 M. vom 11. Auguſt... 
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F. M. vom 25. ‚September .. 
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Publikandum d. F. M. v. 18. October. 
N. d. J. M. vom 13. October . . . 


R. d. F. M. vom 24. October .. 


R. d. F. M. vom 11. November.. 


C. R. vom 29. November..... 
K. O. vom J. Dezember ee. 
Schreiben d. J. M. vom 8. Degember . 
N. d. F. M. vom 15. Dezember. 
Reglement vom 29. Dezember . . . 
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. O. vom 38. Februar. - x... 
5 M. vom 18. April . 
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d. J. M. vom 28. Mai . -.. 
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‚som 27. li . 2 20. 


R. d. J. M 
R. d. F. M. vom 4. Auguſt... 
.d. EM. vom 26. Angufl ern. 


.d. F. M. vom 30. September . . . 
Publikandum des Stantsminifl. vom 14. October 
K. D. vom 26. Oftvfer . . . oo... 
Publikandum d. F. M. vom 29, October oe... 
©. R. vom 20. November . » 2 00. 
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FM. vom 11. Jmmar . .. . 
vom 17, Santa 2 2 0 
dv. 5 M. vom 11. Februar . * . . 

dv. F. M. vom 23. Sebmar - . 2...» 
ublifandum vom 24. Februar. 2 2 22... 
ER. vom 2 März. 
Staatsvertrag vom 6. Mid - 2 2: 02 0. 
K. D. vom 6. März. . . 
Protokoll d. Staatsminifl. vom 0. Mir, ... 
R. d. F. M. vom 9. Mai... 2 0.202. 
C. R. vom 33 Mai. .. 
K. O. vom 20. Juni. 
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J. M. vom 23. Dezember. . . 2... 
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. M. vom A, Febr. . 2... 
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Meforbnung vom 31. Mär . 2 2 2 2020 
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MR vom 8. Ar ..:. 
Cire. R. d. F. M. vom 7. Semi . 
K. D. vom 17. Augufl . 
R. d. J. M. som 12. Dezember . 
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K. DO. som 12. Januar... 
K. D. vom 31. Januar... . 
Publicaudum d. F. M. vom 6. Februar 
R. d. J. M. vom 6. Februar . 

Zollkartell dom 11. März.... 
Zollvereinsvertrag vom 23. März. 
Zollvereinsvertrag vom 30. Mär . 
Zollvereinsvertrag vom 10. Mai . . 
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Zollvereinsvertrag vom 11: Mat. 
Geſetz som 13. Mai. 2... 
R. d. AM. vom 13. Mi . . 
. d. J. M. vom 22. Da . . 
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8. O. vom 27. Septembet. - 
8..D. vom 14, Dlisber.. .. .. - 
Megulativ vom 24. November; . ». 
N: d. F. M. vom 7. Dezember . 
8. D. vom 8. Damlber ; « » 
8. D. vom 14, Dezember . » . » 
K. D. vont 17. Degember . . 0. 
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Publikandum dv. F. M: vom 23, Dezember 
NR, vom 31. Dezeniber Se 3 5... >. 


nn . 1834: 
Schreiben d. I. M. vom 27. Jannar 
C. R. d. 8 M. vom.6..Februar. » 
R. d. F. M.. vom 11. April .ı 6 x 
R. d. 3 M. vom 15. Aprl x u. 
R. d. J. M. vom 8. Jun: : .- » 
Berordnung uom 16. Sunt +... ». +. 


Schreiben d. 3.1. J. M. vom 27. Juni 


Geſetz vom 8. Im 2 u 0“ 
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K. O. vom 2 October . ... . 
Rd 6 M. ‚18 Detsber s 0... + 
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.d..$. M. vom 4. Februar. 
. D. vom 7. Kebrmar . . » 
„vom 16. Februar. u « » 
.D. vom 20. Februar . . 
.d. 3. M. vom 25. Februar 
.D. vom 9. März. . +» 
2. J. M. vom 1. April. . 
vom 11. April. W 
F.M. vom 14. April . 
J. M. vom 1. Mai. ., 
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M. vom 6, Juni. 
. R. vom 20. Suni. . - 
8, O. vom WM. Juni... 0. .. 
Juſtruction d. F. M. vom 6. Juli. .. 
C. R. vom 18. Zul ss 2.0.0 0:6 
Publikandum nom 10, September. 
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C. R. vom 15. September Pe —4—6 4 


R. d. F. M. vom 18. September - „- .- 
K. O. vom 8. November .- 2-0... 
R d. 5 M. ‚vom 4. Darnder ... 
1836. 
8. O. vom 27. JZamar. 200 e 
R. d. F. M. vom 6. Februar. . >» 
K. D. vom 13. Gebmar. 20.“ 
Publikandum vom 24. Februar, . 
R. d. F. M. vom 11 März. - 
R. d. F. M. vom 26. März.. 
Rd. F. M. vom 27. März.. 
R. d. F. M. vom 28. März — 
R.d. F. M. vom-3. Mai... 


C. R. d. M. d. K. Haufes vom 3 Di 


R. O. vom 6. Mai. . 0er ern 
REM. vom 17: Mai - 
R. d. 3. M. vom 8. Juli. 
8. O. vom 8 Auguſt... 
K. O. vom 20. Auguſt. . 
R. d. F. Fin vom 29. September. . 
. J. M. vom 19% Oktober .- .- 
om 4. November een. 
vom 6. November. . 2»... 
. d. 8% M. vom 8. November . 
. J. M. vom 11. November . . 
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&:R. d. ö-, M.- vom 26, Februar . .. 
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M. d Inn. u. d. Fin. vom 13. März 


mn 


. F. M. vom 20. Juli — 
jccadun vom 22. Zul 2 2 2 20. 

. F. M. vom 15. Aug. » » +. 
. J. M. vom 18. Anguſt ... 

. M. d. Sum n. d. Fin. vom 22. Auguft 
ublicanbnm vom 29. Auguft.. 
reiben d. %. M. vom 1. September . 
d. F. M. vom 18. September . . » 
R. d. J. M. vom 21. September . . » 
Anweifung vom 23. October . . +. 
Üebereinkunft vom 1. November, . . 2. « 
8. O. som 6. November. 
ER. d. F. M. vom 8. Degember . . . . 
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Rd. F. M. vom 3. Januar .... 
R. d. F. M. vom 12. Januar... 
R. d. FM. vom 13. Janur. 
Berprdnung vom 23. Januar 
Zollgeſetz vom 23. Januarr 

Zollordnung vom 23. Januar... 
Zollſtrafgeſetz vom 23. Januar » . 0...» 
C. R. d. F. M. vom 28. Januar, . . . » 
R. d. 5 M. vom 6. Febmar . » 2... 
R. d. F. M. vom 20. Februar. -. . . . 
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Erkenntniß d. G. Q. T. vom 13. Mög - . 


R. d. F. M. vom 29. März.... 
Geſetz vom 31. Mär ......... 0... 
R. d. F. M. vom 6. April. . 20 
R. d. M. vom 9. Apl . 2... 
8. D. vom 18. April, . . - 

MRdM. d Sun u. d. Fin, vom 22, Kit. 
Verordnung vom 5. Mai.... 
Entſcheidung d. G. O. T. vom 15. Mai. .. 
R. d. F. M. vom 35. Mai. er e. 
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Geſetz vom 11. Juni. . 
K. D. vom 16. Juni. 
Geſetz vom 16. Inni 2 
K. O. vom 21. Juni.. 


F. M. R. vom 28. Inni 


Regulativ vom 29.Juni 


R. d. F. M. vom 10. Inli 
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R. d. F. M. vom 25.- Juli 
R. d. F. M. vom 27. Juli 


C. R. d. F. M. vom 28. Juli 
R. d. J. M. vom 30. Juli.. 
SMünzeonvention vom 30. Juli 


N. d. F. M. vom 3. Yuguf . 


8. D. vom 10. Auguft . 


R. d. J. M. vom 8. September. 
.d. F. M. vom 12. September 
. F. M. vom 5. October. . 
. F. M. vom 9. October. 
—2* vom 18. October 
J. M. vom 20. October 
‚vom 11. November .. 
‚vom 20. November . » 
F. M. vom 28. November . 
m . vom 28. Degember . 
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Regufakio vom 2. Sannarı 6 + 
Gefeb vom 21. Januar . x» « 
N, d. F. M. vom 31. Januar 
R. d. J. M. vom 8, Febrnar. 
R. d. FM. vom 13. Februar 
N. d. F. M. vom 15. Februar 
Plenarbeſchluß dv. G. O. T. vom 18. Februar 
R. d. M. d. Inn. u. d. Fin: vom 24 Februar . 
C. R. d. J. M. vom 5. März . 


R. d. F. M. vom 21. März .... 020 0 000. = 
ER. d. F. M. vom 25. März. 
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Alphabetifches Sachregiſter. 


(Die Zahlen weiſen auf die Seiten hin.) 


U. 


Abbrennen 
ber Maifche fiehe Brennfriſt. Maiſche. — 
Abfertigung 


per Stenerfgubt en muß in den Dienſtſtunden, im Nothfall auch 
außer den Dienftflunden erfolgen 123. 124. — der vom Auslande ein 
gehenden Waaren fo wie der ausgehenden 295. 302 sy. 308 sq. — 
zolffreier Gegenflände 310. — zu Niederlagen over Padhöfen beſtimm⸗ 
fer Waaren 311. — zur Durchfuhr beftimmter 312. — beim Waa- 
renausgange 313. 314. — der Fahrpoften 314. — der Extrapoſten 
315. 316. — Sefugniffe der Dec 

die Abfertigung von zollpflichtigen Ladungen und Gegenftänden 340 sq. 
— Stunden der Abfertigung bei den Aemtern an der Grenze und im 
Innern 345. — von Gegenftänden, welche einer Vebergangsabgabe uns 
terliegen beim Eingange 403, — beim Durchgange 404. — beim 
Ausgange 405. — ' | 

Abgaben, 

Einrichtung des Abgabenwefens 3. 4. — Einführung der neuen 
Angaben im Kreife St. Wendel 4. — Welde ältere Abgaben da⸗ 
durch aufgehoben A. 7. 8. 10. — welche neuere Abgaben an beren 
Stelle getreten find 5. 6. — Befondere Abgaben für abgefondert bes 
Iegene Landestheile 10, — Abgaben, die in den zum Thüringiſchen 
Zoll⸗ und Handelöverein gehörigen Preußischen Landestheilen zur Er⸗ 
hebung kommen 215. 216. — von der Runfelrüben-Zuder-Fabrikation 
274 sq. 285 — beim Waaren- Ein», Aus- und Durchgange 286 sq. 
°_. Erhebung der Abgaben 6. 7. — Erecutivifche Einziehung der Ab⸗ 
gaben überhaupt 13. in den weltlichen Prosingen 15 sq. — ſiehe au 
Exrekution — Verjährung der Abgaben überhaupt 30 sq. — der Recla- 
mationen ‚Dagegen 31. — ber Rachforderungen 32, — ber Rüditände, 


iedenen Dienftftellen in Bezug auf " 
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fo wie in Rontraventionsfällen 32. — bei Minderfährigen und mora⸗ 
lifchen Perſonen 32. — bei Abgaben, die nicht zu landesherrlichen Kaſ⸗ 
jen fließen 33. — beim Webergange gewiffer Gegenftände aus einem 

ereinsftaat in den andern 400 sq. — fiehe auch Uebergangsabgaben 
überhaupt die befonderen Arten von Abgaben unter ihren Namen. 


Abſchöpfen 
ſiehe Maiſche. 
Abweichung 
von der Steverſtraße 263. — _ 
Aecten 


deren Mitteilung in gerichtlichen Stener- unb Zoll⸗Unterſuchungs⸗ 
Sachen an die Verwaltungsbehörben Tann auf Antrag der Lesteren 
während der Unterfuhung geſchehen — 148. — nach gefchloffener Un- 
terfuchung 157. 176. — Ueberſendung der gejchloffenen an die com⸗ 
petenten Gerichte 176. 385. — die Repofition der von den Hauptamts- 
jufitiorien geführten Acten in Steuer-Contraventions-Sachen erfolgt 
bei den Hauptämtern 179. — deren Repofition Seitens der Steuer- 
behörve wegen Mangels an Beweiſen 387. — 


Alkohol 


was darunter zu verſtehen ſei 108. — verſchiedene Beſtimmung der 
Staͤrke deſſelben 108. — ſiehe auch Alkoholometer. — en 8 


Altoholometer 


nah Richter und Tralles dienen zur Crmittelung der Stärke des 
Branntweinsg 108. — ber gefegliche ift der von Tralles 108. — 


Amtsdiener 


bei den Hauptämtern beſorgen die Infinuationen In den von ben Haupt⸗ 
amts-Juftitiarien geführten Stener-Prozeffen 177. — leiſten zu die⸗ 
fem Behufe einen Supplementar-Dienfteid 177. — 


Anleitung 


befonbere für die Brennereibefiger auf den Befriebspkänen bei Maiſch- 
brennereien 196. — bei Brennereien aus nicht mehlichten Stoffen 212. 
— auf ven Steuerbühern für die Brauer 239. — Anfertigung 
der Wnarendeflaration 306. — ee 


: Anmeldung 


‘der Reclamationen gegen birecte Steuern 39. — gegen invirerte Ab⸗ 
‚gaben 31. — der fteuerpflichtigen Perfonen bei der Klaffenftener 43. 
— des Gemwerbebetriebes und des Aufhörens befjelben 53. 54. — de 
Antrags auf Erneuerung eines Gewerbſcheins 55. 74. — des Begin- 
nes der Brennerei 113. 114. 187. — neh dem Regulativ für bie 
Thüringiſchen Landestheile 218 sg, — Muſter zu der Betriebo Anmel⸗ 


* 
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dung für Brennereien überhaupt 196 sq. — bei Breunereien aus 
nicht mehlichten Stoffen 212 sq. — der Brauerei 115. 239. — des 
Erntegewinnes bei der ehemaligen Weinmoftfteuer 117. 118. — bei 
der Weinfteuer 245. 246. 248. — der Veränderung des Aufbewahrungs« 
vrtes für unverftenerte Weinonrräthe, 249 — der Tabafspflanzungen und 
des Erntegewinnes 119. 252. — des Brauens zum Haustrunt muß 
jährlich gefchehen 116. — der Provokation auf rechtliches Gehör in 
Zollprozeffen 385. — des Rekurſes in diefen Sachen 387. — der 
Rechtsmittel gegen Erfenntniffe in Steuerbefrandationsfachen 162. 163, 
165. — der Abweihung von ber gefeßlichen Brennfrift 187. — ber 
Unterbrechung des Betriebs durch Unglüdsfäle 191. — mahl- und 
fchlachtfteuerpflichtiger Gegenftände beim @ingange in die Stadt 262. 
— der Runfelrüben- Juder-Fabrifation 276. — der Geräthe dazu 277. 
— des Betriebes felbft 279. — der Vorräthe an Zuderfabrifaten 
281. — von Waaren bei ven Grenzzoflämtern und Anfagepoften 303, 
— von Seiten der Reiſenden, welche Gepäd bei fih führen 304. — 
von Waaren bei einer Kontroffftelle im Binnenlande 310. — 


Anruf 
der Grenzauffeher muß von Sciffsführern beachtet, und ſobald als 


möglich fill gehalten werden 342. — muß wiederholt a fein, _ 


ehe von den Waffen Gebraud gemacht wird 372. — dabei 
die Worte: „Halt! Orenzbeamtei« zu gebrauchen 372, 


Anfagepoften 


ind ſtets 


dient, wo das Grenzzollamt tiefer im Lande Tiegt, zur vorläufigen An⸗ 


‚meldung der zofpflichtigen Transporte 294. 303. — von dort and 
werden die Waaren zum Grenzzollamte gewicfen, refp. begleitet 304. 
— wird mit Nebenzolämtern häufig verbunden 341. — 


Apothefer 


find der Steuer vom Handel unterworfen 48. — fönnen Blaſen unter 
‚gewiffen Bedingungen fleuerfrei benutzen, bleiben aber der Kontrolle 
. unterworfen 101. — 


Appellation 
ift gegen Erfenntniffe in Zoll- und Steuer⸗Strafſachen zufäfftg 165. 
— fiehe auch Rechtsmittel. 
Arreft 


Perſonal — tritt ein in Stener- Eontraventions- Sachen, wenn der 
Angeſchuldigte der Flucht verdächtig ift 134. — die Fortdauer bes 
Arreites hängt von der Entfeheivung des Richters ab 134. — bei 
fremden unbelannten Zollvefraudanten 383. — bei Ausländern, welde 
Die gegen fie erfaunte Geldbuße nicht abiragen 368. — 


I Auflagen 
ſiehe Abgaben. — 
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Ausfertigung 


ber Gewerbfheine gefchieht durch die Regierungen und fmmer nur auf 
ein Sahr 55. 73. — der Betriebspeffaratinnen für die Brennereien 
geſchjeht in duplo 187. — der Befcheinigung über die Anmeldung 
und Vermeſſung der Geräthe bei der Rübenzuder-Fabrifation 278. — 
der Waarendeklaration 305. 306. — der Begleitfcheine 317. 348. 349. 
353. — der Regitimationsfcheine zum Transport von Waaren In dem 
Grenzbezirk 335, — der Uebergangsfcheine 404, 409. — 


Ausfuhr 


von Branntwein gegen Stenervergütung 105, — In das Ausland 106. 
— in das Vereinsgebiet 106. — von inländiſchem Tabak begründet 
keinen Anſpruch auf Stenervergütung 254. — fiehe auch Bontfica- 
tion. — von Mehl- und Meblfabrifaten über See gegen Stenerver- 
gütung 259. — von fleuerpflichtigen Gegenfländen aus einer Stadt 
in bie andere 260. — Abfertigungsvorfchriften für die Ausfuhr 313. 
— Beweis der erfolgten Ausfuhr 314, — 


Ausgaben 


die Aufbringung der Bezirks⸗ und Gemeine-Ausgaben muß neben ben 
Yandesherrfihen Abgaben erfolgen 11. — Tann aber aub im Wege 
eines Zufchlags auf die Klaffen- und die Mahl- und Schlacht-Steuer 
erfolgen 11. — Unzuläffigfeit der Aufbringung durch andere Arten von 
Auffchlägen 11. — fiehe auch Communalzuſchlag. 
Ausgang 

der Waaren — ift in der Regel frei von Abgaben 288. — darf nur 
während der Tageszeit und auf der Zollſtraße gefchehen, wenn die Waa⸗ 
ven zollpflichtig find 294. — Vorfchriften bei der Abfertigung 313. — 
folher Waaren, die feinem Ansgangszoll unterliegen 314, — bie zur 
Veredlung oder Vervollkommnung eingegangen find 331. — die aus 
dem Inlande dur das Ausland nah dem Inlande verfendet werben 
328. — ſolcher Waaaren, die einer Uebergangsabgabe unterliegen 404. 
405. — 


Ausgangs-Zoll 


288. — deſſen Berechnung im Fall eines nen eintretenden oder verän⸗ 
derten Tarifs 291. — wie und wo er erhoben wird 295. 313. — Ne⸗ 
benzollämter I. Klaſſe können ihn ohne Befchränfung, die IL Klaſſe 
bis zu 10 Thaler erheben. | 


Ausgleihungs-Abgaben 
ſiehe Uebergangs-Abgaben, | 
Ausländer 


deren Behandlung in Berug auf die Gewerbeſteuer 46. 47. 50. — 
bei Gewerben, welde fie im Umberziehen betreiben 76. 60. — wenn 
fie inländische Meſſen und Märkte befuchen und bie guverfauften 
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Waaren zurfidbringen 331. — mäffen, wenn fle Stetterbefraudatio- 
nen begangen haben, in der Rheinproving, innerhalb Landes ein Dos 
mieil wählen, ehe fie gegen Kaution entlaffen werben 149. — deren 
Borladung in Steuer- und Zoll- Defraudationsfahen 156. — deren 
verfönfiche Geftellung 156. — Infinuationen an dieſelben 156. 161. 
— 'an deren Stellvertreter 162. — deren Paßpflichtigfeit, wenn fie 
‘des Schleihhandels verdächtig find 362.363. — deren Berhaftune 
bei Zoll-Defraudationen 383. — können fih mit der Unbekannt haft 
der Gefege nicht entſchuldigen 382. — werben verhaftet, wenn fie die 
gegen fie in Zollprozeſſen erfannten Geldbußen nicht abtragen 388. — 
deren Behandlung bei Zolleontraventionen, wenn IN Unterthanen ſol⸗ 
cher Staaten find, mit denen ein Zollfartell befteht 392 sq. 


Auslieferung 


von Zoll⸗ und Steuer-Rontravenienten findet nach den befondern Be— 
fimmungen der befiehenden Kartellceonventionen flatt 395. 399, — 
von in Beſchlag genommenen Effekten folcher Defraudanten, die Un- 
terthanen eines im Zollkartell fiehenden Staates find 397. 


B. 


Bagatell-Verfahren 


C(abgekürztes) in gerichtlichen Unterſuchungen 141. 142. — in ſum⸗ 
marifchen Unterfuhungen bei den Hauptämtern 150. — iſt verfchieden 
von dem Submiffions- Verfahren bei den Hauptämtern 151. — iſt 
auch auf Fälle wieverholter Defraudationen anwendbar 152. — dabei 
enticheidet die Höhe der Strafe in abstracto für die Zuläffigfeit des 
Verfahrens 150. 152. — dabei unterbleibt Die Abfaffung eines Straf 
reſoluts 151. — 


Backwaare. 


unterliegt der Mahl⸗ (Fabrikat-) Steuer 256. 262. — darf im äußeren 


Stadtbezirk umberziehend feil geboten werben ohne Entrichtung der 
Mahlſteuer 261, — 


Bäder 


bilden eine Gefellfchaft bei Vertheilung der Gewerbeftener unter fi 
56. — müſſen auch im äußern Stadtbezirk die Mapliteiter entrichten 
261. — dürfen das Müllergewerbe gleichzeitig nur mit Erlaubniß des 
Finanzminifteriums betreiben 264. — 


Baummollne Waaren 


weldhe zu Reappretur, Bereblung u. f. w. eingehen können im Zoll 
erleichtert oder davon befreit werden 299. — der Handel damit unter- 
biegt gewiffen Kontrollen 335. 336. — find bei der Verfendung im 
Binnenlande kontrollpflichtig 337, — 00m 
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Befretung 


von der Klaſſenſteuer 37. 38. 39. 40. — von der Gewerbeſteuer 50. 
51. 52. 53. — namentlich durch Entrihtung der Maifcfteusr 199. 
blättern 





Begleitfhein 

dient zur Erhebung unb refp. Sicherung des Zolles 316. 347. — 
Unterſchied zwiſchen Begleitſcheinen No. I. und II. 347. 348. — Bere 
fahren bei der Ausfertigung 349. — Anfempelung der Declaration 
— eins J. 317. 350. — na— 
Waaren 351. — in Bezug 

. — Berpflichtungen daraus 

und die Beamten 347. — 

der_ Veränderung 318. 353. 

er Zufälle ober Theilung der 

m 356 sg. — Begleitſchein 

 — Verpflichtungen daraus 

T. 358. — Ertheifung des 

m Abweihungen ſich ergeben 


Begleitung 


der Waarentransporte von dem Anfage- Poften zum Grenzjollamte 
durch Grenzauffeher geſchieht y gewifien befannt gemachten Tages- 
eiten 303. 304. von Suheee und Transporten zur nachſten Hebe- 
elle durch die Grenzaufieher 342. — 
Begnadigung 
Immediat ⸗Geſuche fuspendiren die Strafvollſtreckung 167. — Berfah- 
zen mit dergleichen Geſuchen 171. — kann in direkten Steuerunter- 
fugungsfagen ‚von dem Finanzminifter ansgefprochen werden, aber 
nicht in birelten 172. — ſieht den Dber-Präfbenten und Regierungen 
nicht zu 172. — 
Belehrung 


wegen der Rechtsmittel bei gerichtlichen Unterfasungen 160. 161. 
— wegen ber erhöhten Strafe im Wieverholungsfalle beim ſummari- 
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föen Bagatell⸗ und Submiffiond-Berfahren 151. — in gerichtligen 
efraudalionsprozeſſen 160. 161. — inshefonbere in Zollprozeffen 357. 


Bergbau 


Hammer» and Hüttenbetrieb find unter gewiſſen Bedingungen don der 
©ewerbefteuer befreit 52. — 


Bergung 


des Strandgutes Tann, auch wenn es zollpflichtige Waaren enthält, au- 
Berhalb der für deu Eingang beflimmten Häfen gefchehen 303. 332. 


Beſchwerden 


über die Grenzämter und Aufſeher können in das dazu bei den Zoll⸗ 
ſtellen vorhandene Beſchwerderegiſter eingetragen werden 346. — 


Beſtechung 
der Gewerbeſteuer⸗Beamten 61. — der übrigen Steuerbeamten 124. 
132, — nad dem Regulativ für die Thüringiſchen Landestheile 234. 
— ber Grenzaufſeher 345. 346. — wird mit dem 24 fachen Werth 


bes Angebotenen oder mit 10—500 Thlr. event. verhältnigmäßigem Ge⸗ 
fängniß beftraft 382. — | 


Befhlagnahme, _ 


von Aktiv⸗Forderungen im Wege der Exekution wegen rückſtändiger Ab⸗ 
gaben 15. 26. — der Früchte auf dem Halme 25. — der Waaren und 
erkzeuge wegen rüdftändiger Gewerbefteuer 59. — bei Contraventionen 
gegen die indirekten Steuern 134. — Freilaſſung der in Beſchlag ge= 
nommenen Sachen 134. — zollpflichtiger Waaren zur Sicherung bes 
Zollanſpruchs 291. — von nicht gehörig Tegitimirten Gegenſtänden 
beim Transport 343, — der Gegenflände einer Zollgefegäbertretung, 
fowie der Transportmittel 383. — Wann und unter welchen Bedin- 
ungen beren Freilaffung eintritt 384. — der von unbekannten ent 
ohenen Zolldefraudanten Hinterfaffenen Sachen 390, — von Gegen- 
fländen in ſolchen Staaten, mit denen ein Zollkartell beſteht 394. — 


Betrieb 
der Gewerbe muß fowohl beim Anfange als bei dem Aufhören ange 
zeige werden 53. — im Umherziehen erfordert er die Löfung eines 
Gewerbefcheing 54. 72. — Strafe der Unterlaffung ber Anzeige 60. 
— der unterbliebenen Löfung eines Gewerbſcheins 61.83. 87,39. — 
Der Betrieb gewiffer Gewerbe ift im Grenzbezirfe an beflimmte Con⸗ 
trollmaaßregeln gebunden 335. — f. auch Gewerbe. — Im Umher⸗ 
ziehen barf im Grenzbezirk in ver Regel überhaupt fein Gewerbe bes 
trieben werden 82, — des Kleinhandels mit Getränken und der Gaſt⸗ 
wirthichaft iſt an polizeiliche Erlaubniß gebunden 91 — 98. — Unter 
fagung des Gewerbebetriebe tritt zeitmeife und gänzlih als Strafe 
wiederholter Steuerdefraudationen ein 126. — Strafe der Nebertretung 
des Betriebsverbots 138. — Betrieb ver Brennerei 156 sq. — veſſen 
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Unterbrechung durch Unglücksfalle 191. — bet Brennerei aus nicht 
mehligen Stoffen 203 sq. — deſſen Unterbrechung durch Zufall 206. 
— der Brennereien in den zum Thüringiſchen Zollverbande gehörigen 
Preußiſchen Landestheilen 216 sg. — ber Brauerei 235. — der 


‚Brauerei und Brennerei zufammen 2306. — des Müller und Bäden- 


gewerbs zufammen erfordert die Erlaubniß des Finanz- Minifteriumg 
264. -- der Rübenzuder-Fabrifation 276 5q. 279. — darf im Verein 
mit Roloniafzucer-Fabrifation fo wie im Grenzbezirke nur unter ges 
wiffen Befchränfungen flatt finden 276. — von gewiffen Gewerben 
im Grenzbezirfe ift nur unter Beobachtung befonderer. Koutrollvor⸗ 
friften geflattet 296. 335. — 


DBetriebs3-P lan 


iſt bei Brennereien an die Stelle des fonft üblichen Verſteuerungs⸗ 
buches getreten 113. 187. 193. — muß doppelt übergeben, reinlich 
aufbewahrt und dem Steuerbeamten zu jeder Zeit vorgezeigt werden 
113. 122. 127. 187. — über den Gebrauch der Hülfs- und Neben- 
gefäße 189. — das Formular zu beiden wird unentgeltlich geliefert 
187. — Mufter dazu 196. — bei DBrennereien aus nicht mehligen 


Stoffen 203. — Mufter dazu 212. — f. auch Declaration. 


BDezeihnung 
der Brenn» und Braugeräthe 112, — Strafe der unterlaffenen Bes 
zeichnung der Brenngeräthe 126. — der Maiſchgefäße 192. — der 
Säde, in denen Mahlgut zur Mühle geht 257. — ber Geräthe zur 
Kübenzuder-Fabrifation 278. — 


Bezettelung 


des zur Mühle gehenben Getreives 257. 266. — der Transporte im 
Grenzbezirk 333 sq. — gewiffer Waaren bei der Berfendung im 
Binnenlande durch Frachtbutf 337. — ſie müſſen mit der Waarenla⸗ 
dung übereinſtimmen 339. — den betr. Zollſtellen vorgelegt werden 
338. — " . 


Bezettelungs-GVerſchluß) Gelder 


werben neben dem Zoll für die Abfertigung von Waaren unter ge⸗ 
wiſſen Kontrollformen entrichtet 290. — 


Bier 


beffen Bereitung unterliegt der Steuer 102. — zum Hausbebarf kann 

es in Kochkeſſeln ftenerfrei gebraut werben 104. — deſſen entgeltlihe 

Verabfolgung im Haufe oder an andere nicht zum Hausſtande gehde 

rige Perfonen Seitens des blos zum Brauen des Haustrunfs Berech⸗ 

tigten AR firafbar 129. — davon wird eine Uebergangsabgabe erho⸗ 
x 403. — 


Binnen-Land 
iſt das innere Land, welches durch die Binnenlinie von dem Grerzbezirk 








» 
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gefhieden wirb 293. — ausnahmsweiſe Beauffichtigung des Waaren⸗ 
bertehre im Binnenlande 296. — namentlih durch die Bezettelung 
des Transported mit Abfertigungsfcheinen und Frachtbriefen 336. 
337 sq. — fonft ift der Waarenverfehr im Binnenlande frei 292, — 
Hausfuhungen zum Zweck der Verfolgung von Zolldefraudationen 
im Binnenlande 297. — Controlle für gewiffe Gewerbtreibende in 
demfelben 336. — 


Binnenlinte 


fheibet den Grenzbezirk von dem übrigen Staatsgebiet (dem Binnen« 
lande) 293. — Anmeldung der Waaren bei einer Eontrolfftelle an 
der Binnenfinie 310. — Uebergang der einer Ausgleichungsabgabe 
unterliegenden Gegenflände über biefelbe 403, — 


Binnen-Zölle 


ſowohl des Staats als der Kommunen und Privaten find unguläffig 


292. — Ausnahme hiervon bei den Wafferzöllen, Brüd- Fähr= und 
Schleufengeldern 293. — 


Blaſen 


können von Apothekern ftenerfrei benutzt werden 101. — deren Ver⸗ 
meſſung und Beaufſichtigung 112. — deren Verkauf und Verfertigung 
ſteht unter ſteuerlicher Controlle 110. 111. — bei gerichtlichen Auktio⸗ 
nen 111. — können zum Waſſerkochen oder andern Zwecken ſteuerfrei 
unter Controlle gebraucht werben 101. 191. — werben bei der Brannt- 
weinbereitung ans nicht mehligen Stoffen für die Zeit der Ruhe außer 
Gebrauch geſetzt 207. 


Blaſen⸗Zins 


an deſſen Stelle iſt die Maiſchſteuer getreten 100. 185. — Berech⸗ 

nung und Erhebung des ehemaligen Blafenzinfes 101 fig. — Untere 

in bes Blaſenzinſes und der Maifchbottigftener 186. — deſſen 
ufhebung für die Liqueur-Fabrifation 192, — 


Bleie 


( Plomben) dienen zum Verſchluſſe der Waaren und Ladungen bei der 
Bollerhebung und Abfertigung 321. — an deren Stelle kann auch 
Berfiegelung ober ſonſtiger Verſchluß treten 321, — 


Bonifikation 


der Branntweirftener bei Verſendungen in das Ausland 105. 106. — 
in das VBereinsgebiet 106. — wegen unterbrochenen Betriebs 110. 191. 
— wird für fauer gewordene Maiſche nicht gewährt 191. —_ bei Brannt- 
weinbereitung aus nicht mehligen Stoffen 207. — der Steuer für 
inländifchen. Tabak bei der Ausfuhr wird nicht gewährt 254. — der 
Mahlſteuer für die Mehlausfuhr über See 259. — des Kommunal. 

N von Mehl⸗ und Fleifchwaaren für das Militär 260. — der- 


—— bei Verſendung aus einer ſteuerpflichtigen Stadt in die 
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andere ift unzuläſſig 259. — der Schlachtftener für unrein befandenes 
Vieh 260. — der Rübenzuder-Steuer wird nicht gewährt 275. 276. 
— des Eingangszolles für die von fremden Fabrifanten zu inländifchen 
Meffen eingeführten unverkauft gebliebenen Waaren 331. — 


Branntwein 


deſſen Fabrikation unterliegt der Maifchftener 100. — deſſen Ausfüh- 
rung über die Grenzen 166. — Nachverfteuerung der Vorräthe bei 
Erlaß des Geſetzes vom 8. Februdr 1819. 107. — die gefegliche Stärfe 
deffelben beträgt 50 Prozent Alkohol nah dem Alfoholometer von 
Tralles 108. — aus Obſt, Beeren und andern nicht mehligen Stoffen 
191. — muß bei der Verfendung im Binnenlande in Mengen über 
einen halben Zentner Netto durch Frachtbrief Tegitimirt fein 337. — 
davon wird eine Vebergangs-Abgabe erhoben 403. — 


BranntiweinePrenner 


mäfen ihre Fabrifationd-Räume und die Geräthe anzeigen und dieſelben 
vermeffen Taffen 111. — dürfen dergleichen nicht ohne —A aus den 
Händen geben 112. — müſſen das Verſteuerungs-Buch (Betriebsde⸗ 
aration) reinlich aufbewahren 127. 187. — haften für ihre Gewerbes 
gehülfen, Gefinde, Kinder, Ehegatten ꝛc. bei Steuerfontraventionen 
ın subsidium 130. 131. — deren fonflige Verpflichtungen in Bezu 
auf den Betrieb 187 sq. — müffen, wenn fie den Betrieb nicht re: 
Teiten, ein für allemal denjenigen benennen, ber in ihrem Auftrage 
handelt 187. — zahlen neben der Maifchfteusr Feine Gewerbefteuer 
1 


Branntwein- Steuer 


warb zuerft in Form des Blafenzinfes erhoben 99. 100. — an beffen 
Stelle trat fpäter die Maiſchſteuer 100. 186. — fiehe übrigens 
Maiſch⸗Steuer — für Fabrikation aus Obſt, Beeren und anderen 
nicht mehligen Stoffen wirb fle in Form einer Material - Steuer 
erhoben 191. 202. 208 sq. — ſchließt Die Gewerbefteuer aus 199. — 
deren Einführung in den zum XThüringfhen Zollverbande gehörigen 
Preuß. Landestheilen 215 sg. — Borfchriften für den Betrieb 217 sq. 


Brauer 


barunter ift nicht blos der, der gewerbsmäßig, ſondern jeder zu ver- 
a der brant oder für feine Rechnung braunen läßt 237. — haftet 
ür feine Gewerbsgehülfen, Gefinde, Ehegatten ꝛc. in subsidium 130. 
131. — muß feinen Borratd an Malzfchroot an einem beftimmten 
Orte aufbewahren 235. — auch declariren wie viel Bier er aus dem 
“ angemeldeten Branmalz ziehen will. 236. — (ſiehe übrigeng Brauerei.) 


Brauerei 


unterliegt einer Steuer von 16 gÖr. für den Zentner Braumalz 102, 
— aus andern Subflanzen als Braumalz ift fie fteuerfrei 102. — bes 
—— 104. — In jeder Brauerei muß eine Waage vorhanden 
ein 114. — Anmeldung des Betriebs 115. 235. 239. — Unterjagung 
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deſſelben wegen Steuerdefraudation 126. 188. — Brauerei gemein- 
Ichaftlich mit Brennerei betrieben 236. — 


Brau-Öeräthe 


deren Verkauf in_ öffentlicher Auktion 111. — müſſen fteneramtlich an⸗ 
gemeldet und bürfen ohne vorherige Anzeige nicht verändert oder anders 
wohin gebracht werden 115. — Strafe der Unterlaffung biefer Anzeige 
128. — der nicht angezeigten Vebergabe von Braupfannen an Andere 
129. — 

Braumalz 


zur Bierbereitung unterliegt der Steuer von 16 gGr. pro Centner 
102, — zur Eſſigfabrikation 102. — Verfahren bei der Verſteuerung 
und Verwiegung deſſelben 114. 237. — darf ohne Anzeige nicht nach= 
gemaifcht werden 116, — muß an einem beftimmten Drte aufbewahrt 
und der Vorrath davon angezeigt werben 235. — das über das Defla- 
rirte Duantum vorhandene wird als Gegenftand einer beabfichtigten 
Defraudation angefehen 235. 236. — deffen Aufbewahrung an einem 
andern als dem beclarirten Orte 235. 237. — unterliegt einer Ueber⸗ 
gangsabgabe 403. — 


Braumalz;-Öteuer 


Einführung derfelben 99. 102. — muß vor der Einmaiſchung entrich- 
tet werden 103. — Firation berfelben 103. 117. — Erhebung verfel- 
ben im Wege der Mahlſteuer 103. — wird für den Haustrunf in 
Kochkeſſeln nicht bezahlt 104. — Ermittelung derſelben durch Verwie⸗ 
gung bes Braumalzes 114. 237. — 


Brennerei 


{ft gegen Entrichtung der Maifchfteuer von der Gewerbeftener frei 51. 
199. — fteht unter Auffiht der Steuerbehörden 102. — Berpflichtung 
der Inhaber in Bezug auf Anmeldung der Räume und Geräthe 111. 


192. — darf von DBerfertigern von Deftilliv- und Brenngeräthen nicht 


betrieben werden 102. — im Grenzbezirfe une unter gewiflen Ron- 
troffonrfchriften 102. — Anmeldung des Betriebs und der Berfteue- 
rung 113. 114. 186. — ans nicht mehligen Stoffen 199. 202 sq. 
212. — befondere Vorſchriften für die Iebtere Art des Betriebes 211. 
— Revifion der Brennereien überhaupt 120. 121 flg. 193. — befon- 
ders folder die aus nicht mehligen Stoffen brennen 205. — Unterfa- 
ung des Detriebs wegen Steuerbefraudation 126, 138. — Tandiwirth« 
Gaftliche werben in der Steuer erleichtert 199. 201. — in den zum 
<hüringfhen Zollverbande gehörigen Preuß. Landestheilen 217 sq. — 


Brennfrift 


frühere Brennfriften bei Erhebung des Blafenzinfes 100. 102. — 
Strafe der Heberfchreitung 127. — bei Erhebung der Maifchftener 
187. 189. — deren ausnahmsweise Verlängerung kann von ber 
Steuerbehörde genehmigt werden 190. — bei Brennereien aus nicht 
mehligen Stoffen 204. — Abweichungen oder Weberfchreitungen ber 
Brennfrift 193, — 


25* 
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Brenn-Geräthe 


deren Ermittelung und Aufficht darauf 111. — dürfen nicht ohne An» 
eige aus ben Händen gegeben ober verändert ober transportirt werben 
. — deren Verlauf in Auctionen 111. — müſſen vermeflen und 
bezeichnet werben 112. — werden amtlich außer Gebrauch geſetzt und 
verfchloffen, fobald Kein Betrieb flatt findet 113. 168. 190. 207. — 
Sreimachung derfelben 113. — dürfen nicht eigenmädhtig in Gebrauch 
efegt werden 113. — Ausnahmen dovon 114. — flehen, auch wenn 
* blos zu andern Zwecken als zur Branntwein⸗ oder Liqueur⸗Fabri⸗ 
kation gebraucht werden, unter Aufſicht der Steuerbehörde 191. — 
Strafe der unterlaſſenen oder unrichtigen Bezeichnung, und Verände⸗ 
rungs-Anzeige 126. — der eigenmächtigen Abnahme des Verſchluſſes 
127. — der Verlegung des VBerfchluffes 127. — dürfen unter gewiſſen 
Bedingungen über Nacht mit Waller, Schlempe oder Maifche gefällt 


Brod 


deffen Verkauf anf offenem Markte an Markttagen durch Landleute iſt 
gewerbfteuerfrei 5L — unterliegt der Mahl⸗ (Kabrifat-) Steuer 262, 


Bruſtſchild 


welches jeder Grenzaufſeherbei ſich führt 340. — muß von ihm auf 
Verlangen vorgezeigt werden 346. — 


Brutto⸗Gewicht 


iſt das Gewicht der Waare in völlig verpacktem Zuſtande 308. 366. — 
Bei welchen Waaren daſſelbe für Ermittelung des Zollbetrages maaß⸗ 
gebend iſt 365. 366. — 


Buchweizen 
unterliegt der Mahlſteuer, wenn er zu Mehl vermahlen wird 256. — 


Bürgfhaft 


(Kaution) die Entfcheidung über deren Höhe in Fällen, wo Defrandan- 
ten in die gerichtl. Gefängniffe abgeliefert find, ſteht den Gerichten 
zu 149. — für die Entrichtung des Zolls bei Waaren, welche zu Nies 
derlagen unverzollt abgefertigt werden 311. — für Gefälle-Eredit bei 
Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben 327. 328, — bei 
Berfendungen von Waaren aus dem Inlande durch das Ausland nad 
dem Inlande 329. — bei [Ausfertigung von Begleitfcheinen I. für 
den Zollbetrag 352. 354. — für die wegen Zollgefegübertretung in 
Beſchlag genommenen und freizugebenden Gegenfände 384. — bei 
Ertheilung von Webergangsfcheinen 405. — 


I} 
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Communen 


(Gemeinen) deren Mitwirkung bei der Einziehung öffentlicher Abgaben 
7. — namentlich der Grundfleuer 7. — der fe euer 42. 43. 45. 
— haben die Wahl ſtatt der Mehl- und Schladhtfteuer, die Klaſſen⸗ 
Steuer zu beantragen, und umgefehrt 7. — deren Verpflichtung zur 
Unterhaltung des Verfchluffes fleuerpflichtiger Städte und zu Beiträgen 
für dje Erhebungs-Lofalien 11. 272. 273. — Vorſchriften für den Ab⸗ 
bruch der Stabt-Mauern und der Thore 272. — können Communal« 
zufchläge erheben 11. — erhalten den Zöften Theil der Einnahme für 
die Erhebung der Gewerbefteuer 59. — und A Proz. für die örtliche 
Erhebung der Klafjenfteuer 45. — 


Communal-Beamte 


(Gemeindebeamte) haben gleich den Kreisbehörden die Grund⸗, Klafſen⸗ 
und Gewerbe-Steuer einzuziehen 43. 47. 58. — find in den weftlichen 

rovinzen davon entbunden 45. 58. — deren, refp. der Ortsvor⸗ 

mde, Zuziehung bei Pfändungen wegen rüdftändiger Abgaben 21. — 
er der Verfteigerung abgepfändeter Effekten 24. — bei Hausſuchungen 
durch Die Steuer- und Zoll-Beamten 121. 123, 297. — deren Beſtra⸗ 
fung bei Bergehungen gegen die ihnen nach dem Gewerbſteuer⸗Geſetz 
obliegenden Verpſichtungen namentlich bei Beſtechungen 61. — deren 
Mitwirkung bei Ermittelung und Erhebung der ehemaligen Weinmoſt⸗ 
Stener 117. 118. — desgl. bei der Weinftener 245. 248. — desgl. 
bei der Tabaks⸗Steuer 119. 252. — deren Juziehung bei außerorbent« 
lichen Reviſionsmaaßregeln Seitens der Steuerbeamten 120, 121. — 
deren Dienftvergehen werben nach den Vorſchriften des A. L. Rechts 
befiraft 125. — find verpflichtet die Grenzbeamten zn unterflüßgen 294. 
— müſſen, wenn fie zur Handhabung der Waarenkontrolle im Binnen- 
ande beauftragt find, mit einer Legitimationg-Karte verfehen fein 344. 


Communal-Zufhlag 


damit Können Bezirks⸗ und Gemeineausgaben erhoben werden 11. — 


Verpflichtung der Städte, welche Communalzufchläge erheben, in Betreff 
des Stadtverfchluffes 11. — wird bei Normirung der Defraubationd- 
firafe der Steuer hinzugerechnet 137. — wird bei dem für das Militär 
beftimmten Fleiſch vergütet 260. — wird bei der Einbringung fleuere 
pflichtiger Gegenftände in Berlin nacherhoben 260. — wo er erhoben 
wird, tragen die Städte zur Erhaltung der Erhebungslofalien bei, oder 
müſſen dergleichen ohne Miethsentfchädigung hergeben 273. — Zuläf- 
figteit der Communals Zufehläge in Bezug auf Waaren, von denen 
Vebergangsabgaben erhoben werben 402. — 


Competenz 
ber Berwaltungsbehörben zur Vollſtreckung von Erefutionen 13. 14. 15flg. 
— der Magifträte und vefp. Landräthe zur Führung und Entfcheidung 
Ser Unterfugun en wegen Klaffenfteuer-ontraventionen 43. — bei Unter⸗ 
ſuchung und Beſtrafung von Beftechungen gegen Gewerbefleuer-Beamte6l. 


y 
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— der Stadt-Polizei- und Kreisbehörden zur Entfcheidung der Gewor⸗ 
beftener-Routraventionen 84. — der Lolalpolizeibehörvden in Kontra- 
oentionsfachen gegen die Gefeße wegen des Kleinhandels mit) Geträn- 
fen 96, — der Regierungen zur Unterfuhung gegen entwichene 
Hayfir-Stener-Rontravenienten 88. — des Landraths zur Ertheilung 
“der Erlaubnißicheine für den Kleinhandel mit Getränken 98. — der 
Steuerbehörden zur Führung der Unterfuchungen in Steuerfontraven« 
tionsfachen 134, 135. 139. — der Berwaltungsbehörben überhaupt 
143. — der Regierungen und Provinziale Steuerbireftionen 144. — 
der Hauptämter zur Führung der Unterfuchung 144. 145. — zur Ent» 
fcheidung 146. — der Regierungen zur Feftfegung der Strafen wegen 
Debertretung des Verbots des Gewerbetriebs 138. — desgl, der Strafe 
wegen Beſtechung von Steuerbeamten 133. — der Gerichte zur Füh- 
rung und Enticheidung der Steuer-Prozeffe im Allgemeinen 140. 
111. 154, — beſonders der Untergerihte 154. — der Patrimoniale« 
©erihte 155. — im Allgemeinen ift das forum delieti commissi 
competent 155. — in Fällen, wo die Defraudanten verhaftet und in 
die Gerichtsgefängniffe abgeliefert find, in den alten Provinzen 147, 
— in Neuoorpommern und dem Bezirk des Auftizfenats zu Koblenz 
149. — in der Rheinprovinz 149. 150. — gegen Miltiairperfonen 
140. — des D. 2. Gerihts Magdeburg zur Aburtelung der von der 
Regierung zu Wernigeroge nicht zu emtfcheidenden Civilſachen 166. 
— der Hanptamtsjuftitiarien zur Aufnahme von Verhandlungen der 
freiwilligen Gerichtsbarfeit 178, — zur Führung der Unterjuchung 
gegen verhaftete Defraudanten 188. — zur Unterjuhung von Chaus 
Gregeld-Defraubationen 177. — zur Vernehmung von Zeugen auf Res 
quififion auswärtiger Behörden 178. — zur Unterfuhung gemeiner 
Derbrechen 179, — der einfachen Polizeigerichte zur Feſtſetzung ber 
in dem Regulativ wegen Pappflichtigfeit der Grenzbewohner angedroh— 
ten Polizeiftrafen 364. — der Hauptämter zur Unterfuchung und Be⸗ 
ftrafung der Bergehen gegen die Vorſchriften über die Waarenkontrolle 
im Binnenlande 384. — zur Unterfuchung und Beftrafung von Zoll 
fontraventionen und Defraudationen 386. — ausjchließlihe refp. 
der Gerichte und der Steuerbehörben für gewiffe Zollfontraventionen 
‚885. — der Hauptämter zur Erhebung der Uebergangsabgaben 404. 


Eoneurrenz 


von Steuer» Ronkraventionen mit andern Verbrechen 132. — Dar 
über wird in abgefonderten Alten verhandelt und erkannt 166. — 
fchließt die Competenz des Hauptamtsjuftitiariug zur Führung der 
Unterfuhung aus, welcher die Alten an das competente Gericht abzu⸗ 
geben hat 179. — von Zollfontraventionen wit anderen Verbrechen 
382. — namentlich bei folhen Kontravenienten, welche Unterthanen 
der im Zollkartell fiehenden Staaten find 395. 


Eonfisfation 


bei Vergehungen gegen des Haufir-Regulativ 87. — insbefondere bei 
unbefannten entflohenen Haufirern 88. — Bei Gewerbefteuer-Eontra- 
ventionen überhaupt 61. — beim Gewerbebetrieb im Umperziehen 88. 
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— ber Brenn⸗ und Braugeräthe bei unbefugtem Betriebe 126. — 
der unrichtig bemaiſchten Bottiche und Geräthe 193. 199. — der ver— 
fihwiegenen oder ohne Anzeige veränverten Brenngerätbe 126, 
— desgl. der Braugeräthe 128. — des Braumalzes, welches gegen 
die Declaration vorgefunden wird, ift nicht zuläffig 238. — Confis- 
eirte Gegenflände fallen dem Staat als Eigenthum zu und können 
ohne Rüdficht anf den Abſchluß ver Unterfuhung aus dem Nachlaffe des 
veritorbenen Qenuncinten verlangt werben 168. — Confiskation bei De— 
fraudationen der Mahl- und Schlachtfieuer 264. — hiebei fann ftatt 
derfelben auf Werthserlegung nicht erfannt werden 267. — ungeſtem⸗ 
pelte Karten und der Geräthe der Kartenfahrifanten 288. — der Ge- 
genftände eines Zollvergehens 375. 381. — wo fie nicht vollzogen 
werden fann, wird auf Erlegung des Werthes, event. einer Geldſumme 
von 25 — 1000 Thlr., erkannt 381. — Wirkungen derfelben in Bes 
zug auf die Rechte des Staats 382. .— Lonfisfation der von unbefann- 
ten entwichenen Zolldefraudanten hinterlaffenen Sachen 390. — der. 
Erlös von Konfiscaten in Zolldefraudationsfachen, bei denen Unter» 
tbanen der im Zollfartell ftehenden Staaten concurriren, verbleibt dems 
jenigen Staate in welchem die Berurtheilung erfolgt ift 396. — 


j Sontraventionen 


gegen die Borfihriften des Klaffenfteuer- Gefeßes 43. — gegen das 
ewerbefteuer-Gefeg 60. 62. flg. — gegen das Haufir-Negulativ 84. 
85. 86. 89. — gegen die Vorſchriften wegen des Kleinhandels mit 
Betränfen 96. — gegen die Steuerordnung vom 8. Febr. 1819, na« 
mentiich bei ter Brennerei 126, 127. 193. — der Brauerei 128. 129. 
235. — in welchen Fällen fie von dem Unterfuchungsrichter zu inftru- 


iren find 176. — gegen das Maifchfteuer- Regulativ 193. 194. — 


gegen das Regulativ für die Branntweinbrennerei ans nicht mehligen 
Stoffen 210, — gegen das Mehl- und Schlachtfteuer-Gefeb 264. — 
gegen bie in den Ortsregulativen erlaffenen Controllvorſchriften 265. 
— gegen die Beflimmungen wegen Fabrikation des Nübenzuders 281. — 
egen die Vorſchriften wegen der Paßkontrolle der Grenzbewohner bet 
Seländırn 362. — bei Ausländern 363. — gegen die Bellimmungen 
der Zoflgefehe 380. — in denjenigen Staaten, ‚welche unter fih im 
Zollkartell ſtehen 393. 396. 398. — Befugniß der Beamten deren 
Spuren in die andern miteontrafirenden Staaten zu verfolgen: 394. — 
In aan auf.die Borfopriften wegen Erhebung der Uebergangsabga⸗ 
en 6 — 


Contrebande 
Begriff und Unterſchied von der Zolldefraudation 375. — Wann fie 
für onfibradht angefehen wird 376. — Beftrafung im Allgemeinen 375. 
— unter erfehwerenden Umftänden 379, — der Theilnehmer und Ger 


Controlle 


über die Blaſen der potheker 101 — des Brennereibetriebs im Grenz 
bezirt 102. — ber Brenn» und Brau-Geräthe überhaupt 111. 113. 
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120 flg. 122. 186. fig. 193, — bes Exrntegewinns bei der ehemaligen 
Weinmoftfteuer 118. 123. — der ehemaligen Tabaksſteuer 119. 120. 
4123. — der Maifchfteuer 185 6q. — der Liqueur-Fabrifation 192. — 
der Brennereien, welche nicht mehlige Stoffe verarbeiten 202 sq. 209. 
— über die Deftilliv-Geräthe, welche nicht zur Branntwein- oder Li- 
queur-Fabrifation dienen 191. — der Bier-Brauereien 235. 236. — 
der Weinftenerbezirfe während der Leefe und Kelterung 246. — der 
Weinbeflände 245. — der unverfleuerten Weinbeftande 250. — der 
Gewerbtreibenden, welhe Mahl- und Schlachtfteuer zahlen 264. — be» 
fonders durch die Drtsregulative 265. — der Gewerbtreibenden im 
äußeren Stabtbezirt 261. — der Mühlen bezüglich der Entrichtung 
der Mahl- und Schlachtſteuer 270. — der BViehbeftände behufs der 
Schlachtſteuer 265. — über die NRübenzuder-Fabrikation 276. 279. — 
des Waarenverkehrs und Transportes im Grenzbezirfe 295. 333. 334. 
— des Gewerbebetriebs im Grenzbezirfe 296. 335. — des Waaren⸗ 
verkehrs und Gewerbebetriebs außerhalb F Grenzbezirts 296. 335. 
336. — durch Begleitfcheine 316 sq. 346 sg. — der Waarentrans⸗ 
porte im Binnenlande durch Frachtbriefe 336. 337 sq. — der Grenz« 
anmohner, welche des Schleichhandels verbächtig find 361. 363, — 


Eontroll-Abgabe 


son der Fabrikation des Rübenzuckers 274. 276, — wann und von 
wem fie zu entrichten iſt 279, — Höhe verfelben und Erhebungsmo- 
dus 274. 275. — Kiration derfelben 275. 276. — An deren Stelle 
trat fpäter die Rübenzurfer- Steuer 282. 285. — 


| Contumaztal-Berfahren 


findet Seitens der Verwaltungsbehörben in Haufir-Steuer-Eontraven 
tions⸗Sachen nicht Statt 88. — fiehe auch Verfahren, Unterfuchung. 
— imo daſſelbe in abminiftrativen Unterfuhungen wegen Stenervergehen 
nöthig wird, führt der Hauptamts⸗Juſtitiarius die Unterfuchung 176. 
— der Haubtämter in Zolleontraventions= Sachen, welche fi nicht 
zur gerichtlichen Entfcheivung eignen 386. — 


Credit 


der Maifchftener findet in der Regel bis zum Ießten Tage des decla⸗ 


virten Monats flatt 190. — Tängere Crebitirung der Steuer für Ge⸗ 
werbtreibende, weldhe Branntwein im Vorrath brennen 190. — der 
MWeinfteuer für Weinbauer 251. — der Abgaben aus den Geſetzen 


vom 23. Januar 1838. 327. — insbefondere für Weingroßhändfer 


- Creditslager 
fiehe Niederlage. 
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Dampfkeſſel 


in Brennereien ſind Theile des Deſtillir⸗Geräthes, ſind alſo gehörig 
anzumelden und in den Betriebsplan mit aufzunehmen IM. — 


Dampfmühlen 


erfordern bei der Anlegung ſowohl die fleuerliche als bie landespolizei⸗ 
liche Genehmigung 258. Ä 


Declaration 


Detriebsveclaration bei Brennereien ift an die Stelle bes Verſteuerungs⸗ 
buches getreten 113. 186. — muß doppelt übergeben werden 187. — 
fiehe auch Brennerei, Betrieb, Betriebsplan — wird unent- 
geſeng geliefert in dem dazu vorgeſchriebenen Muſter 187. 196. — 
ei Brennereien aus nicht mehligen Stoffen 203. 212. — des Malz⸗ 
ſchroots bei der Brauerei 235. — muß fih auch auf die Menge an 
Dier erſtrecken, welche der Brauer ziehen will 236. — des Ortes, wo 
das Braumalz aufbewahrt wird 237. — des Weingewinnes 247. 248. 
— der Tabalspflanzungen 253. 254. — der Gewerbs- und Vorraths⸗ 
lokalien feitens der Müller und Schlächter 264. — der Rübenzuder- 
fabrifation, fiefe Anmeldung — ber einzuführenden Waaren nach 
Art und Menge 294. — Form und Inhalt dieſer Declaration 304. 305. 
— wie und von wem fie ausgefertigt werden muß 306. — befonders 
von Reifenden 307. — deren Anftempelung an einen ausgefertigten Be» 
gleitfchein 349. 350. — Declaration von verfchieden befteuerten in 
einem Collo zufammengepacdten Waaren, fo wie der kurzen und 
der aus gemifchten Geſpinſten verfertigten Waaren 367. — Fol⸗ 
gen der unrichtigen Declaration von Seiten des Frachtführers nach 
dem Inhalt feiner Ladungspapiere 378. — | 


Defenſional-Zeugen 
deren Vernehmung im Auslande und auf fremde Requiſition 157. — 
durch den Hauptamts⸗Juſtitiarius 178. — 
Defraudant 


deſſen Verhaftung Ind Ablieferung in die Gefängniſſe bei Gewerbſteuer⸗ 
Defraundationen 65. — bei Defraudationen der indirecten Steuern 134. 
146 sq. — Vernehmung und — auswärtiger 156. — die In⸗ 


ſinuation der Erkenntniſſe an ihn erfolgt nach der Verordnung vom 5. Mas 


1838. 160 sq. — in wie weit fein Nachlaß für die erkannten Stra- 
fen verhaftet ift 167. — von ihm eingezahlte Geldbeträge können in 
gerichtlichen Unterfuchungen wider feinen Willen nicht zuerft auf Stoften 
und dann auf Strafen verrechnet werden 170. — geflüchtete Defrau- 
Danten fünnen von den Orenzauffehern auch in dag Binnenland ver- 
br t und dort ergriffen werden 343. — ſchon beftrafte fliehen unter 

aßfontrolfe, refp. unter polizeilicher Auffiht 362. 364. — fremde und 
unbelannte find zu verhaften 383. — können fi mit Unbelanntichaft 
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der Geſetze nicht entfchufnigen 3382. — deren Verurtheilung in contuma- 
ciam in Zollprozeſſen 356. — deren Verhaftung behufs Vollſtreckung 
der Strafe 3388. — deren Berfolgung auf dem Gebiete der im Zoll- 
kartell ftehenden Staaten 395. — deren Auslieferung 395. 399, — 
deren Beftrafung bei Defraudationen der Vebergangsabgaben 406. — 


Defraudation 


der Gewerbefteuer 60. 62 fly. — in Wiederholungsfällen 64. — bet 
Concurrenz mit Öewerbepoligei Dergeden 53. 54. 64. — insbefondere 
bei den Schiffern 47. 48. - Thatbefland der Defraudation in Bezug 
auf das Haufirregulativ 86, — bei der Brau⸗, Branntwein, Wein 
und Tabaksſtener 125. 126. 129. 130. 193. 194. — insbefondere der 
Dranntwein-Diaterial-Steuer bei Brennereien aus nicht mehligen Stof- 
fen 210. — bei mehreren Theilnehmern 195. — der Braumalzfteuer 
durch unrichtiae Declaration des vorhandenen Braumalzſchroots 235. 
— dabei tritt Confisfation des Braumalzes nicht ein 238. — der 
Weinſteuer wirb nach den betr. Beflimmungen der Steuerordnung be— 
ftraft 246. — der Tabals- Steuer 252, 253. — der Mahl- und 
Schlachtſteuer 263. 264. 266. — wiederholte 267. 268. — durch wieder“ 
holte Einbringung flenerfreier Mengen 263. — ber Rübenzuder-Steuer 
230. — wiederholte 281. — der Ein», Aus⸗ und Durchgangsabgaben; 
Begriff 375. — wenn fie als vollbracht angefehen wird 376. 377. — 
Strafe 375. — namentlich bei Rücfällen 376. — unter erfihwerenden 
Umftänden 378. — wenn fie erwerbsmäßig betrieben wird 376. — 
unter dem Schuße von Affeturanzen 379. — Berechnung der Abgabe 
und der Strafe bet Zollvefraudationen 377, — in Bezug auf ſolche 
Staaten, welche unter fih im Zollkartell fiehen 393 sq. 398 q. 


Defraudationg-Sirafe 


bei der Gewerbeftener von ſtehenden Gewerben 60. — beim Gewerbe- 
betrieb im Umberziehen 61. 83. 84. 87. 89. — gegen Unterthanen 
anderer Staaten und Ausländer überhaupt 46, 47. — Tann bei wies 
derholten Gewerbefteuer-Defraudationen nicht auf den achtfachen Betrag 
der Steuer normirt werden 64. — bei den Getränfe-Steuern und Der 
Tabals-Steuer überhaupt 125. 126. 129. 130, — befonders bei Der 
Maifchfteuer 193. 199. — bei der Branntwein- Materialfteuer für 
das Brennen aus nicht mehligen Stoffen 210. — bei der Wein- 
fteuer 246. — der Tabafsfteuer 252. 253. — in Wiederholungs⸗ 
fällen 126. — in ſolchen Fällen, wo mit der defraubirten Stener ein 
Communal⸗Zuſchlag erhoben wird 136, — deren Vollſtreckung fiebe 
Strafe. — Umwandlung in Gef. Strafe fiehe Umwandlung. — 
außerordentliche bei Braumalzſteuer⸗Defraudationen 237. — bei der 
Mahl- und Schlachtfteuer 264. — dabei ift jedesmal auf Eonfisfation 
and nicht auf Werthserlegung zu erkennen 267. — in Wiederholungs- 
fäten 267. 268. — bei Vermifchung von Roggen oder anderm geringer 
eftenerten Getreide mit Weizen 257. — bei der Rübenzuder-Steuer 
280. 251. — bei dem Ein, Ans» und Durdgangszoll fo wie den 
Vebergangsabgaben 375. 376. 406. — Berechnung der Strafe 377. — 
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bei Defraudationen unter erfähwerenden Umfländen 378. 379, — ges 
en Untertganen. feliher Staaten, die unter fih im Zollfartell fliehen 
. 9 . 97. 9 . 


Denunziant 


erhält ein Drittel der Geldſtrafen und Confiskate in Hauſir⸗Steuer⸗ 
Contraventions⸗Sachen 85. — ſoll nie mit der Inſtruction des von 
ihm angezeigten Prozeffes beauftragt werden 145. — Verfahren, wenn 
er fi) des Strafantheils zum Bortheil des Denunziaten begiebt 184, 
— erhält von den Strafen in Zollprozeſſen weder einen Antheil noch 
eine in Bezug auf die Strafe zu beflimmende Gratififation 391. 392. 


Denunziantenantheil 


bei Hanfir-Steuer-Contraventionen beträgt 1 der Strafen und Eonfig- 
tate 85. — darauf haben auch Kommunalbeamte Anſpruch, die nicht 
Mitglieder ver Magifträte oder Polizeibeamte find S5. — bei den in- 
direrten Steuern 183. — namentlich bei der Hy von 100 Thir. 
für Maifchfteuereontraventionen 193. 195. — darauf Haben Hauptamts⸗ 
mitglieder feinen Anfpruch 184. — Dagegen aber Polrzeibenmte und Ma⸗ 
giftrats-Mitglieder in allen Städten Döne Rüdficht auf deren Umfang 
184. — vermindert fi nad Verhältniß des Erlaffes und der Ermäßis 
gung der Strafe 184. — wird in Zollprozeffen nicht mehr gewährt 
390. 391. — auch nicht in Uebergangsabgabeprozeſſen 406. — 


Deftillir-Geräthe 


Ermittelung derfelden und Aufficht darauf III. — Anmeldung 111. — 
Verkauf IH. — Bermeffung und Bezeichnung 112. 122. 126. — 
fiebe auh Brenn-Geräthe, Blafen — werben außer Gebrauch 
gejegt 113. 188. 190. 207, — dürfen nicht eigenmächtig frei gemacht 
werben 114. 193. — müſſen den Steuerbeamten jederzeit vorgezeigt 
werden 122. — zu anderm Gebrauch als Branntweinfabrifation 191. 
192. — Strafe des Mißbrauchs derjelben 127. — 


Dienft-Stellen 


zur Erhebung ber indirecten innern Steuern 135. — zur Erhebung 
der Ein-, Aus- und Durchgangs⸗Abgaben follen durch ein Schild be— 

ichnet werden 340. — verichievene Arten derfelben und deren Be⸗ 
—**— in Bezug auf Waarenabfertigung 341. — beſonders im In⸗ 
nern des Landes 343. — Geſchäftsſtunden bei den Dienſtſtellen im 
Grenzbezirk und im Innern 348. — zur Erhebung der Uebergangs⸗ 


Dienſtſtunden 


bei Steuerämtern 124. — innerhalb derſelben müſſen die amtlichen 
Meldungen geſchehen 113. 115. 258. — Abfertigung außerhalb der 
Dienfiftunden 124. 258. 345. — bei den Abfertigungsftellen im . 
Grenzbezirk und im Innern 345. — | 
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Dienfl-Bergehen 


bei Steuer» und Gemelubebeamten werben nah dem Ranbredit ber 
fraft 125. — 


Durchfuhr 
fiehe Durch gaug· 
Durdgang 


der Waaren 288. 289. 295. — zur Beförderung des Durchfuhrhan⸗ 
dels find öffentliche Niederlagen errichtet 298. — Verfahren bei 
Abfertigung von Waaren, die zum Durchgang beflimmt find 312. — 
wann und wo die Erhebung der Durhgangsahgabe ſtati findet 367. 
— ſolcher Waaren, von denen Uebergangsabgaben erhoben wer- 


©. 


Eberefhen 


werben auf Branntwein verarbeitet und unterliegen ber Branntwein- 
Materialfteuer 211. — 


Eingang 


mahl- und ſchlachtſteuerpflichtiger Gegenflänbe in ſteuerpflichtige Städte 

262.263. — in Mengen unter —— iſt er ker be Aue 

nahme davon 263. — in den äußern Stadtbezirk 261. — von Wanr 
257. — darf nur auf der beftimmten Zoll« 
302. — Ausnahmen hiervon 303. — befon- 
: ben Waareneingang zur See 302. — auf 
pn 303. — mit den Fahrpoften 314. — mit 
x welche Srenjämter der Eingang von Waa⸗ 
3. — folder Waaren, von denen Webergangs- 
403. 404. — 


Einganszolt 
veffen Entritung 309. 310. — Si erfellang men Saaren umver- 
ollt abgelaffen werden 311.— f. auch Zoll. — Befugniß, zu deſſen Er- 
Vesung bei den verfchicdenen Abfertigungsftellen an der Grenze 340 sq. 
— namentlich bei den Nebenzollämtern I. und IL. Klaſſe 368. — im 
Innern des Landes 343. 344. — deſſen Berechnung in Defraudations» 
fälen mit Durgangsgätern 377. — 


Eingeweibe 


find bei der Stener vom Schlachten frei zu laſſen, bei ber ebung 
der Eingangsftener aber mm verwiegen 258. ’ bi) 


u un " __ Zi 
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Einmaiſchung. 


bei Brennereien muß vorher angehen werben 113. 186. — muß 


nad) der Neihefolge der Bottiche geſchehen 188. — unbefugtes Ein⸗ 
maifchen 192. — bei der Brauerei 115. 116. 236. — erlaubte Zeit 
dafür 116. — Nahmaifhung 116. — Strafe der unterlaffenen. 
Anzeige der Einmaifihung bei Brauereien 128. — zu einer an⸗ 
dern als der angezeigten Zeit bei Brauereien 129. 236. — in andern 
als den declarirten Gefäßen oder an andern als den declarirten Ta⸗ 
gen zieht eine Strafe von 100 Thlrn. nach fih 193. 194, 199. 200. 
— in eigenmächtig in Gebrauch Hl Pr Gefäßen 193. — in Gefä- 
Gen, die durch Auflegung von Gegenfländen verändert find. 200. — 


Erfenntniß 


bei Bublication eines jeden Straferfenntniffes in Steuer - Prozeffen 
fol der Angefihuldigte auf die Erhöhung der Strafe im Wiederho- 
Yungsfalle aufmerffam gemacht werben. 135. — Abfaffung des Erkennt⸗ 
niffes 158. — dabei find die Vorfchriften der Gerichtsoronung und nicht 
die der Kriminalordnung maaßgebend 158. — über die Verpflichtung zur 
Zahlung der Gefälle Darf nicht erkannt werden 159. — Erfenntniffe gegen 
Militaie-Perfonen 159. — deſſen Publication und Ynfinuation 159, 
160. 161 sq. — namentlih an Militairpflichtige 158. — an Mine 
berjährige 159. — Landwehrmänner 159. — an die Provinzialftener- 
Direktoren 160. — an Auswärtige und deren Stellvertreter 162. — 
an Partheien, deren Wohnort unbekannt ift 161. — f. übriges Inſi⸗ 
nuation. — deſſen Serfredung f. Strafe. — deffen Rechtskraft zu 
beicheinigen, ift nur diejenige Behörde befugt, bei welcher das Rechts⸗ 
mittel hätte angebracht werden müflen 164. — 


Erlaß 


ber Klaſſenſteuer wird durch zeitweifes Unvermögen nicht begründet. 
fondern nur Friftbewilligung 40. — der Strafe in Gewerbeftenerpro- 
gefen bedarf Allerhöchfter Genehmigung und kann nicht vom Fin. Min. 
ewilligt werden 66. — der Beine bei Mißwachs 105. 246. — 
son Steuerftrafen 171, — dazu ift der Finanzminifter in indireften 
Steuerſachen befugt, aber nicht in direkten 172. — die Oberpräfidenten 
find dazu nicht ermächtigt 172. — der Tabaksſteuer 254. — ſ. auf 
Remit fion. — der NRübenzuderfteuer wird nicht gewährt 276. — 
des Eingangszolis für die von ‚fremden Fabrikanten zu inländischen 
Meſſen eingeführten und als unverlauft zurädgebrachten Waaren 331, 
— für die von yaländern zu auswärtigen Meflen ausgeführten und 
urücgebrachten Waaren 330. — für zufällige Verminderung der auf 
arhöfen gelagerten Waaren 323. — 


Erlaubnißſchein 


polizeilicher iſt erforderlich zum Betriebe des Kleinhandels mit Ge⸗ 
tränken auf dem Lande 94. — in den Städten 98. — Bedingungen 
der Erlaubniß 95. 96. — Dauer der Gültigkeit des Scheins 95, — 
Folgen der unterfafienen Nachſuchung befjelben 96. — wird in ben 


x 
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Ortſchaften der vierten Steuerabtheilung von dem Landrathe ertheilt 
98. — für das Brauen zum Haustrunf 116. 129. — für den Waa- 
ventransport im Grenzbezirt außer der Tageszeit 335. 


Ermäßigung 


der Steuerfäße für den Gewerbebetrieb im Umpergiefen 89 5q. — 
dazu find theils die Regierungen, theils das Finanz-Deinifterium bes 
fugt 90. 91. 93. — der Strafen f. Strafe. — der Weinfteuer bei 
tpeifweifem Mißwachs 104. 246. — von Steuerfirafen 171. 172. — 
dazu find die Provinzial-Steuerbehörden unter gewiffen Umfländen 
Sch 144. — ber Strafe vermindert auch den Denungiantenantheil 


Eſſig 
deſſen Fabrikation ans Braumalz unter iegt ber Braumalzſteuer 102. 
— auf Deftillirgeräthen aus Lutter aber der Maiſchſteuer 185. — 


Erefution 


Zaun von ben Berwaltungsbehörben vollſtreckt werben und hat biefelbe 
Wirkung, wie eine gerihtlihe 13. — Berfahren dabei 13.14. — 
von Seiten des Haupfamtsjufitiarius Tann fie durch folhe Perfo- 
nen vollſtreckt werben, weldhe das Hauptamt mit Vollziehung der Re⸗ 
folute beauftragt. 178. — bei Einziehung rüdfändiger Abgaben in 
der Rheinprovinz 15 flg. — Rechtsweg im Erecutions-Verfahren 16. 
44. — Ankündigung der Erefution 17. — deren verfhiedene Arten 
48 flg. — Zuziehung der Ortsvorſtände und Gemeindebeamten 21. 
24. 26. — Welche Gegenftände nicht mit Befchlag belegt werden bür- 
—— "or Klaſſenſteuer 44. — wegen ber 
hlagnahme. — Exelutionskoſten 
des verbotenen Gewerbebetriebe in 
ionen 138. — fol auf das unent- 
Geräth und Getreide bei Guts— 
t ausgedehnt werden 166. — zur 
en und Stampfen 258. — gegen 
— Hülfsleiſtung der Gerichte bei 
fälle 407. 


Erflufiv-Beredtigungen 


in Beziehung auf den Gewerbebetrieb im Umherziehen 81. — auf 
den ;Rieinhandel mit Geträufen 97. — 


Ertrahent 


des Begleitſcheins iſt derjenige auf deſſen Verlangen er ausgeftellt 

wird 317. — Verpflichtungen deſſelben 347. — namentlih wegen 

Sicherftellung des Jollbetrags 352. — bei Ueberſchreitung der Trans · 
ortfriit 354. — bei Abweichungen von dem Inhalte der Begleit- 
heine 360. — bei Ausfertigung von —e—— 405. — der 
rtrahent muß deutlich benannt und bezeichnet fein 881. — 
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Grtirapoften 
für deren Abfertigung an der Grenze mit Reiſenden find gewifle 


Srte beftimmt 315. — mit Raufmannswaaren unterliegen fie den all» 


gemeinen Vorſchriften, gehen aber in der Abfertigung anderen Waa- 
ven vor 316. — mit Reifenden dürfen von den Grenzauffehern nicht 
angehalten werden 348. j 


Sabrifation 
des Branntweins 100 fig. 186. — aus nicht mehligen Stoffen 191. 


202 sq. 211. — des Biers 102 fig. — Eſſigs aus Bier 102%. — 
aus Lutter 185. — des Runfelrübenzuders 274 sg. — 


Fälſchung 
der Reviſionsvermerke der Steuerbeamten 120. 121. — der Bezeich⸗ 
nungen bei den Brenngeräthen 126. 132. — als ſolche wird die Ver⸗ 


letzung des Baarenverfütuifee zur Berübung einer Zolldefraudation 
oder Contrebande beftraft 382. — 


Fabrpoſten | 
deren Abfertigung mit zoffpflichtigen Waaren 314. — befonveres Re- 
ulativ für diefe Abfertigung 315. — find an die Innehaltung der 
vift für den Waarentransport im Grenzbezirf nicht gebunden 335. 
— dürfen von den Grenzauffehern nicht angehalten werden 343. — 
Teldmeffer 


bürfen ihr Gewerbe nur dann umberziehend betreiben, wenn fie nad 
Prüfung duch die Ober BausDeputation von den Regierungen er» 
nannt find 74, — fünnen anf Antrag der DBetheiligten bei Der» 
meffung der Tabalsländereien zugezogen werden 255. — 


Sett 


ift von der Steuer für das Schlachten frei, unterliegt aber der Ein- 
gangsfteuer 258. | 


Fiſcherfahrzeuge 


welche blos fri che Er eugni e des Meeres fü en, brauchen die Zoll⸗ 
ſtraßen am) nicht zeng ſ halten 303, führ / ch 3 


Fiskus 
deſſen Gerichtsſtand in Civil⸗ und Steuer⸗Defrandations⸗ Prozeſſen 
139. 140 fig. — 
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Siration 


ber Klaſſenſteuer 42. — des ehemaligen Blafenzinfes 110. — der 
Braumalzfteuer 103. 117. — Allgemeine Beringungen der Firation 
116. 117. — der Steuer von der Branntweinbrennerei aus nicht 
mehligen Stoffen 208. 209. — der Schlachtſteuer 259. — der Rü- 
benzuder Steuer 275. — 

Fleiſch 


Bi der Schlahhteingangsfteuer unterworfen 258. — Vergütung Der 
hlachtfteuer für unrein befundenes 260. — Handel damit im äußern 
Stabtbezirfe 261. — für das Militair in Garnifonftädten 260. — 
deſſen Einführung in den Stadtbezirk von Kleifchern, die im äußern 
Bezirk wohnen 267. — 


Forſtbediente 


find zur Unterſtützung der Grenzwache verpflichtet und müſſen Zoll⸗ 
defraudationen verhindern, reſp. anzeigen 294. — müſſen aber mit ei⸗ 
ner Legitimationskarte verſehen ſein 344. — ſind, wenn ſie mit Grenz⸗ 
aufſichtsbeamten gemeinſchaftlich handeln, zum Gebrauche der vera 
PER 372, — müflen aber bazu mit einem Abzeichen verſe 
ein i —— 


Frachtbriefe 
find beim Transport gewiſſer hoch beſteuerter Gegenſtände auch außer⸗ 


halb des Grenzbezirks erforderlich 296, 337. — deren Vorlegung bei 
den Controllſtellen 338. — müſſen mit der Ladung übereinflimmen 339. 


Srachtführer 

müffen den Steuerbeamten au anferpalb des Grenzbezirfs über bie 
transportirten Waaren Auskunft geben 296. — bei dem Grenzzollamte 
oder den Anfagepoften fämmtliche Labungspapiere abgeben 303. — 
müffen die Ladung beim Grenzzollamte declariren 304. — erleiden 
nicht die Strafe des Rückfalls, wenn fie zu der unrichtigen Declaration 
blos durch die Labungspapiere veranlagt worden find 378. — fiehe 
übrigens Waarenführer. 


Srahtfuhrwert 
deſſen Gewerbefteuer 52. — kaun von ben Grenzauffehern angehalten 
und reoidirt werden 342. — 
Sreihäfen 


zur Beförberung bes Durchfuhrhandels 298. — zur Niederlage unver« 
zollter Waaren 322, — 


Freiſprechung 
vorläufige in adminiſtrativen Unterſuchungen iſt unſtatthaft 136. 153. 
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Friſt 

bei Verjährung Bffentlicher Abgaben 30. 33. — für die Entrichtung 
der laffenfteuer 44. — der Gewerbefteuer. 58. 59. — Gültigfeitsfrift 
des Gewerbeſcheins 55. 74. — des Erlaubnißfcheines zum Kleinhandel 
mit Getränken 95. — zur Anmeldung der Brennerei-Räume und Ge- 
räthe und deren Veränterungen 111. — welche abgewartet werben 
muß bis Deftillirgeräthe frei gemacht werden dürfen 113. — der Ab» 
Yieferung des Deftillirgeräthes zum amtlichen Verſchluß und des Rück— 
transportes 114. 207. — in welder die Einmaiſchungen geſchehen und 
abgebrannt werden dürfen, bei DBrennereien 187. 189. 204 
- in welcher Iandwirthfchaftlihe Brennereien die den niederen Steuerfag 
zahlen, im Betriebe fein dürfen 199. 201. 202, — bei Brauereien 116. 
— für die Repifionen in den Betriebsanftalten 121. 123. — zur amt- 
lichen Anzeige einer Betriebsunterbrehung 191. — zur Einlegung der 
Rechtsmittel in Steuerdefraudationg-Prozeffen 162. 164. — präflufis 
vifche zur Nechtfertigung der Appellation 163. — des Antrags auf 
rechtliches Gehör 139. 140. 142. 154. — zur Verfteuerung des Wein- 
ewinns 245. — für Gaft- und Schanfwirthe 249. — für die übrigen 

einbauer 249, — für die übrigen Weinbauer 249. — zur Anmel- 
dung der Tabaksanpflanzungen 252. 253. — zur Anzeige der einge- 
tretenen Beſchadigung behufs Begründung des Anſpruchs auf Remiffton 
bei der Tabafsfteuer 255. — zur Anmeldung der Rübenzuder - Tas 
brifation 276. — der Geräthe dazu oder deren Veränderung 
27T. — der Gültigkeit für Begleitfcheine 317. 320. — Folgen 
der Nichtbeachtung dieſer Frift bei Begleitfcheinen Nr. II. 3:0. 
— für die Lagerung unverzollter Waaren in Padhöfen und Niederla- 
‚gen 322. — in bloken Zolllagern 325. — in öffentlichen Kreditlagern 

26. — für die Wiedereinfuhr der auf audländiſchen Meffen unver 
kauft gebliebenen Waaren 331. — für den Waarentransport im Grenz- 
bezirfe 334. 335. — der Frift zur Geftellung der Waaren bei dem Erledi- 
gungsamte muß in den Begleifcheinen ausgedrüct fein 351. — Folgen 
der Nichtinnehaltung diefer Frift 354. 355. — insbefondere bei Be— 
gleitfcheinen Nr. II. 320. 359. — zur Anbringung des Antrags auf 
rechtliches Gehör in Zollprozeſſen 385. — zur Einreichung einer fchrifte 
lichen Vertheidigung 387. — zur Einlegung des Recurſes 387. — 
namenilich Seitens des ſubſidiariſch Verhafteten 389. — zur Bekannt. 
mahung des Verkaufs von ceonfiszirien Gegenftänden 390. — zur 
Aeclamation bes Exrlöfes aus dem Verkaufe confiszirter Gegenftände 


es - 


“ 


Süße 


unterliegen nicht der Steuer vom Schlachten, aber der Schlacht - Ein- 
gangs-Steuer 255. — 09 


©. 

Gaſt-Wirthe 
ahlen Gewerbeſteuer 50. 51. — müſſen ſich die Gewerbſcheine von 
— 2 Perſonen, die bei ihnen über Nacht bleiben, vorzeigen laſſen, 
und event. Anzeige machen 55. 83. — ſind in den Städten der Aten 
Steuerabtheilung an die Vorſchriften der Geſetze wegen des Kleinhan⸗ 
dels mit Getränfen ꝛe. gebunden 98. — müffen am 1. Mai nach der 
Leefe den bis dahin verzehrten Werngewinn verfleuern 249. — find 
fo lange fie nicht Back⸗ und Fleifchwaaren zum Verkaufe außer dem 
Haufe feil_ halten, als mahl- und fchlachtfteuerpflichtige Gewerbtreibende 
nicht anzufehen 262. — dürfen das Spielen mit ungeftempelten Karten 
nicht dulden bei 10 Thlr. Strafe für jedes Spiel 288. — 

Gefängniffe 
Verpflichtung der Stabtgemeinden zu deren Unterhaltung 10. — Ab- 


Tieferung ber verhafteten Gewerbefteuer-Contravenienten in diefelben 65- 
— der Steuer-Eontravenienten überhaupt 146 sq. 


Gefängniß- Strafe 


deren Verhältniß zur Geldbuße bei der Umwandlung in Gcwerbefteuer- 
Contraventions⸗Sachen 84. 88. 89. — in anderen Steuer-Prozeßfachen 
126. 137. — tritt ein gegen den, welcher muthwillig gegen die gejeß- 
liche Vorſchrift in Privathänfer eindringt, um feine Waaren haufizend 
anzubieten 83. — die Verboppelung einer Stägigen befteht nicht in 
16 fondern in 14 Tagen 137. — deren Dauer wenn fie als außer- 
ordentliche Leibesftrafe erfannt wird 159. — vor Vollſtreckung der 
wegen Unvermögens fubftituirten follen die Eteuerbehörden zur Erflä- 
rung aufgefordert werben, ob fie noch Exekutions⸗Gegenſtände nad) 
weisen können 167. — deren Vollſtreckung gegen Militärpflichtige 168. 
— gegen Tandwehroffiziere fol fle nöthigenfalfs in ven Militärarreft> 
anitalten vollftrecft werden 168. — deren Vollſtreckung muß auf An⸗ 
trag der Verwaltungsbehörden Anfland gegeben werden 169. — bei 
Verlegung der Vorfhriften wegen der Paßkontrolle 362. 363. — tritt 
bei Zollvergehen an die Stelle der unbeitreiblichen Geldbuße 375.376. — 
wird aber auch in Wiederhofungsfällen unmittelbar feftgefegt 376. — bei 
Zolldefraudation unter erfchwerenden Umftänden 379. — deren Volle 
ftrerfung bei Uneinziehbarfeit der principaliter erfannten Geldbuße 388. 
— gegen Untertbanen der unter ſich im Zollkartell ftehenden Staaten 397. 


Geldbuße 


Berhältniß zur Gefängnißftrafe bei der Umwandlung fiehe Gefängnif- 

afe. — als Strafe der Beftehung von Stenerbeamten 133. — 
fubfidiarifche Verhaftung der Gemwerbtreibenden dafür 130. 131. — in 
wie weit der Nachlaß des Angeichuldigten dafür verhaftet ift 167. — 
deren Umwandlung in Gefängniß 170, 171. — von 100 Thlr. bei 
Maifchftener-Contraventionen 193. 194. 199. — bei Eontraventionen 
gegen die Beftimmungen für die Branntweindrennerei aus nicht meh⸗ 
figen Stoffen 210. — Verhaftung mehrerer Theilnehmer dafür 195. 
— bei Brauftener-Sontrapentionen 235. 237, — bei Defraudationen 
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ad Contraventionen In Bezug auf die Rübenzuder-Steuer 280. 281. 
— der Kartenfabrilanten 288. — derjenigen, welche mit ungeftempelten 
Karten fpielen, oder fie einbringen 288. — bei Contraventionen in 
Dezug x das Biehfalz 287. — bei Verlegung der Vorfchriften wer 
gen der Paßkontrolle 362. 363. — bei Contrebande und Zolldefrauda⸗ 
tion 375. — namentlich in Wiederholungsfällen 376. — bei Verlegung 
des Waarenverfchluffes ohne Abficht der Defrandation, fo wie bet an— 
dern Zollfontraventionen 380. — deren Vollſtreckung durch Veräuße— 
rung der Sonfietate in Zollprogeffen 388. — deren Verrechnung in 
Zollprozeffen 390. — namentlih in Fällen, wo die Zollfartelbertime 
mungen zur Anwendung fommen 396. — 


Geldftrafe 
fiehe Geldbuße. 

Gemeinden 
ſiehe Communen. 


Gensdarmes 


deren Zuziehnng bei Hausſuchungen 121. — haben Anſpruch auf De- 
nunziantenantbeife bei ee nttonn, die fie entdecken 183. — 


Gepäd 


von Reiſenden muß vorſchriftsmäßig declarirt werden 304. — deſſen 
Reviſion bei Extrapoſten kann gegen Sicherheitsbeſtellung an der Grenze 
unterbleiben 316. — 


Gerichte 


ihnen gebührt das Verfahren gegen Gewerbeftener-Beamte wegen Be« 
ſtechungen 61. — follen die Auslieferung gerichtlich verlaufter Brenn- 
Geräthe an den Käufer nicht vor Einreichung der fleueramtlichen Bes 
ſcheinigung fiber die gefchehene Anzeige, geftatten 111. — follen in 
Maifchfleuer-Defraudations-Prozeffen von Amts wegen feine Hausfu- 
Ahungen vornehmen 121. — deren Competenz zur Führung von Steuer- 
defraudations-Prozeffen überhaupt 139. 140. 153 flg. — gegen ver- 
aftete Contravenienten 146 sg. — in Neuporpommern und in der 

heinprovinz 149.— bei Eoncurrenz mit gemeinen Verbrechen 3855. — 
befonders gegen Militärperfonen 141. 158. — deren Verfahren bet 
Bernehmung ausländischer Defraudanten und Zeugen 156. — müffen 
über zweifelhafte Tariffäße das Gutachten der Steuerbehörden einho- 
Ien 157. — dürfen über die Verpflichtung zur Zahlung der Gefälfe 
nicht erfennen 158. — follen ihre Urtheile ın Zoll» und Steuerfiraf- 
achen fofort nach befchrittener Rechtskraft ohne Antrag der Steuerbe- 
Örden vollfireden 167. — Ausnahmen hiervon 167. — dürfen auch 
ei den von den Verwaltungsbehörden feftgefebten Strafen ihre Hülfe 
zur Vollſtreckung nicht verfagen 167. — dürfen nah erfolgter Um⸗ 
wandlung die Geldftrafe zur Abwendung des Gefängniffes nicht mehr 
annehmen 169. — haben der Vollſtreckung auf Antrag der Verwal 
tungsbehärben Anftand zu geben 169. — dürfen die ureiliche Auf⸗ 

* 


⸗ 
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fiht über Schleihhändfer nach $. 9. des Negufatios vom 12. Januar 
18339 nicht anorbnen 364. — haben, im Fall bei dem Gebrauche der 
Waffen feitens der Grenzbeamten cine Verwundung vorgelommen ifl, 
den Thatbeitand feftzuftellen und einen Beſchluß über die Eröffnung 
der Unterfuchung abzufaffen 373. — wie dies in den Nheinproninzen 
eſchieht 374. — an die Gerichte find fremde und unbefannte Zollde- 
;aubanten zur Haft abzuliefern 383. — deren Verfahren in Zolleon« 
traventions-Sachen 385. — haben die uneinziehbaren Geldbußen in 
oichen Sachen in © ängnißftrafe umzumandeln und letztere zu volle 
een 388. — wie fie Degen der abgefondert zu ihrer Entfcheidung 
elangenden fubfidiarifhen Verhaftung zu verfahren haben 389. — 
aben den Nequifitionen der Steuerbehörden wegen Einziehung rüd- 
jänbiger Gefälle willige Folge zu leiſten 407. — 


Geſchenke 


dürfen den Steuerbeamten nicht angeboten, auch von ihnen nit ange» 
nonimen werben 124. — auch nicht ben Grenzbeamten 346. — 


Getränfe-Steuern 


find: die Maifh» (Branntwein) ftener 100. 186 sg. — fo wie bie 
Branntwein-Materiafftener 202 sq. — die Braumalz- (Bier) fteuer 
102. 235 sq. — und bie Weinfteuer 104. 244, 248. — Exemtionen 
von den Getränfefteuern finden nicht Statt 107. — . 


Getreide 


beffen Verlauf im Wege der Erefution 25. — Bierfabritation aus 
Getreide 102. — das unentbehrlie if bei Aderwirthen und Gutd- 
Sersfiaften nicht Gegenftand der Erefution 166. — fofern e8 zum 
rennen oder Brauen erweiglich verbraucht wird, unterliegt es nicht der 
Mahlſteuer 254. — deffen Bereitung auf der Mühle begründet die 
Entrichtung der Mahlfteuer 256. 257. — Folgen ver Bermifchung 
verſchicden beftenerter Getreidearten 257. — deſſen Bezettelung behufs 
des Bermahlens 257. 266, — 
Gewerbe 
fiegen 47 fig. — dürfen umherziehend 
trieben werden 55. 70. — Ausnahmen 
71. 72. — fiehe auch Gewerbſchein. 
eldung ber Gewerbe beſteht unabhäns 
t 53. 54. 60. — Anzeige des Aufhö- 
er Unterlaffung diefer Anzeige 60. — 
m betrieben werden dürfen 60. 69 sq. 
n Gewerbebetrieb im Umherziehen Di 
n perfönlihen Beſchränkungen 74. — 
fungen und Schauftellungen im Um« 
Berechtigungen wird der Gewerbebe 
ndert 81. — welche bie erpflhtung 
» Schlachtfteuer im äußeren Stabtbezii 
erg dns Müllergewebre 268. — mit 








nm. u .. cu m vw FU 0m +- — 


453 


zollpflichtigen Waaren im Grenzbezirk 295. 296. 335. — tm Binnen⸗ 
lande 336. — auch ein ſtehendes Gewerbe darf nur mit polizeilicher 
Erlaubniß betrieben werden 53. 54 — Zuläſſigkeit der Aufſuchung 
von Waarenbeſtellungen im Umherziehen bei ſtehenden Gewerben 53. 
71. — Beſteuerung mehrerer mit einander vereinigter Gewerbe 53. — 
Auf welche Gewerbe Gewerbſcheine zu ermäßigten Sägen ertheilt wer- 
ben dürfen 90. — Verfahren hierbei 90. 91. 92. 


Gewerbeſchein 


darf künftig nur für Gewerbe im Umherziehen gelöſet werben 54. 
72. — deffen Nachſuchung und Ausfertigung 55. 73. — ift nur für 
ein Jahr gültig und muß 3 Monat vor deflen Ablauf erneuert werben 
55. 74. — die Steuer wird im Voraus für das ganze Jahr ber 
Gültigkeit des Gewerbicheins bezahlt 58. — Erleichterungen hierbei 
58. 59, — die Gewerbefcheine haben Gaftwirthe von den bei ihnen 
über Nacht bleibenden Perfonen ſich vorzeigen zu Iaffen, und wenn das 
nicht gefchieht, der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen 55. 83. — 
Strafe derjenigen, welche feinen Gewerbſchein vorzeigen können 60. 
61. 83. 89. — Umfang der Berechtigungen aus dem Gewerbefhein 
81. — er gilt in der Regel nur in dem betreffenden Negierungebe. 
zirfe 82. — muß ſtets im Driginal_mitgeführt werden 83. — bes 
rehtigt nur zu dem darin benannten Gewerbe 82. — Perfönliche Er⸗ 
forterniffe des Gewerbſchein⸗Inhabers 75. 76. — 


j Gewerbefteuer 


deren Einführung 3. 6. 45. — Aufhebung der älteren Gewerbeſteuer⸗ 
eſetze 8. — Allgemeine Berpflichtung zur Entrichtung der Gewerbe- 
Heuer 46. 47. — Beranlagung derſelben 66. — dir Unterthanen 
anderer Staaten 46. 47. — Nähere Beſtimmungen für den Handel 
48, 49. — die Gaftwirtbfchaft 50. — Ausnahmen für den Handel 
50. — für die Handwerfe 51. — für die Mühlen 52. — die Fracht⸗ 
und Lohnfuhrwerfe 52. — die Schifffahrt 53. — für doppelten Ges 
werbetrieb 53. — Sätze und Erhebung der Steuer 55. 66. 67. — 
fie wird von den Branntweinbrennern neben der Maifchfteuer nicht 
entrichtet 199. — Mitwirfung der Gewerbtreibenden 56. — der 
Kommunal- und Kreisbehörden 57. 58. 59. — Ausnahme für die weft- 
lichen Provinzen 58. — Steuer für Gewerbe im Umberziehen 54. 
58. — |. auch Gewerbſchein. — Verjährung der Gewerbefteuer 30 fig. 
— Gewerbftener-Contraventionen deren Beftrafung 60, 61. — That⸗ 
befand 62. 63. — Berfahren 61. 65. | 


Gewerbtreibende 


Deren Verpflichtung zur Entrichtung der Gewerbeftener |. Gewerbe- 
ſteuer. — Sie wirfen bei der Bertheilung der Steuer mit. 55. — 
— bilden zu dem Zwecke befondere Steuergefellfepaften 56. — müf- 
I die Steuer für den Gewerbfihein im Voraus bezahlen 58. — deren 

erpflichtung zur Anmeldung des Gewerbes 53. 54. 60. — deren 


Reclamation gegen die Vertheilung der Steuer 58. — Behandlung 


der Oewerbtreibenden aus den Zollvereins⸗Staaten in Bezug auf Die 
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Gewerbfteuer 46, — aus andern Ländern 46, 47. — beren Berpflich- 
tungen bei ſteuerlichen Reviſionen 120. 121. 123. — deren fubfidia- 
rifhe Verhaftung für ihre Gewerbögehälfen, Angehörigen ꝛc. 130. 131 
— deren Berpflihtungen in Bezug auf die Mahl» nnd Schlachtfleuer 
264. — befonders im Außern Stabtbezirt 261. 265. 268. 269. — 
wegen der fubfiviarifchen Verhaftung für ihre Gewerbsgehülfen bei 
der Mahl⸗ und Schlachtſteuer 269. — in wie weit fie an die Kon⸗ 
troffoorfchriften wegen der Mahl» und Schlachtſteuer gebunden find 
265. — deren Kontrollirung in dem Grenzbezirf 335. — im Binnen» 
Iande 336. — wenn fie verbotene Gegenflände beim Eingange aus- 
drücklich anzeigen, bleiben fie von der Strafe frei, haben aber die Ko⸗ 
ften der Zurädfhaffung zu tragen 378. — verfallen in die Strafe 
der Zolldefraudation, wenn fie 6 im Grenzbezirfe über die Berfteue- 
rung oder Steuerfreiheit ihrer Waaren nicht ausweifen können 377. 
— desgl. wenn fie Gegenflänbe, die ihnen unter der Bedingung ber 
Berwendung zu einem beflimmten Zweck ganz frei oder gegen ermä- 
ßigten Zoll verabfolgt find, heimlich zu andern Zweden verwenden 
379. — deren ſubſidiariſche Verhaftung I ihre Gewerbsgehälfen 
und Angehörige wegen ber verwirkten Strafen für Zollvergehen 380. 


Gewidt 


deffen Ermittelung bei dem Braumalz 114. 115. — namentlich wegen 
bes Ueber⸗Gewichts gegen die Declaration 237. — bei dem Getreive 
zum Eingang in flenerpflichtige Städte 254. — bei der Rückverwie⸗ 
gung des Gemahls aus der Mühle 271. — bei der Rübenzucker⸗ 
Stener 275. — dabei gilt immer das Zollgewicht 285. — f. au 
getigemiät. Bruttogewicht. Nettogewicht. — Differenzen 
bes Gewichts bei Waaren, welche auf Begleitſchein eingehen 317. 
— iſt in den Srachtbriefen bei Verfendung controllpflichtiger Waaren 
nicht Zolle fondern Preußiſches Gewicht 337. — Nähere Beftimmun- 
gen über das Zollgewicht und deſſen Verhältni zu anderen Gewichts- 


rößen 365. — welches Gewicht bei der Berzoflung außer Betracht 


. 


Gratification 


Privat-Gratificationen dürfen den Steuerbeamten weder gegeben noch 

angeboten werben 124. — auch nicht ven Grenzbeamten 346. — 

een von den Zollſtrafen den Denunzianten nicht mehr gegeben 
Öraupe 

unterliegt der Mahlſtener 256. 


Grenzauffeher 


von deren Vorladung zur Vernehmung in den gerichtlichen Unterfu- 
Hungen wegen Defrandationen ift dem betreffenden Hauptamte Anzeige 
zu machen 157. — find zum Schuße der Zollgrenze beitimmt, unifor- 
mirt und bewaffnet 294, — dürfen Hausſuchungen außerhalb bes 
Grenzbezirks nicht vornehmen 297. — find zu Förperlichen Bifitatige 
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nen verbächtiger Perfonen berechtigt 297. 340. — beren Befugniffe 
in Dezug auf das Anhalten und Revidiren der Perfonen und Ladun⸗ 
en beim Eingange über die Grenze 342. — na lie bei ihren Revi— 
Äonen beſcheiden verfahren und nicht über ven Zweck hinaus geben - 
345, 346. — follen mit einem numerirten Bruſtſchilde verfehen fein 
340. — und müffen daffelbe “ Berlangen vorzeigen 346, — find 
befugt die unter Paßcontrolle ſtehenden Perfonen anzuhalten, und bei 
dergleichen Perfonen nahtlihe Hausfuchungen vorzunehmen 363. — 
Deweistraft ihrer amtserdlihen Ausfagen in ſolchen Källen 363, — 
das von zweien von ihnen aufgenommene Protofol über eine Zollges 
fegübertretung bewirkt vollen Beweis 384. — deren Befugnig zum 
Gebrauche der Waffen 370 sq. — dazu müffen fie flets in Uniform 
fein 373. — der Gebrauch der Waffen darf nicht weiter ausgedehnt 
werden, als es die Abwehrung des Angriffs oder die Weberwindung 
des Widerftandes nöthig macht 371. — die Schußwaffen follen zu⸗ 
nähft auf die Zugthiere gerichtet werben 372. — Nothwendigfeit 
des vorherigen Anrufs 372, — die Auffeher müllen von dem Gebrauch 
der Waffen fofort Anzeige machen und dem Verletzten Beiftand Leiften 
373. — werden wegen Mißbrauchs ver Waffen nach den allgemeinen 
Gefegen beftraft 374. — deren Beſtechung 382. — deren Befugniffe 
bei Berfolgung von Defraudationen und Defrandanten in. den im 
Zollkartell flehenden Staaten 394. — Beweisfraft ihrer amtlicher 
Angaben wenn fie Unterthanen ſolcher Stasten find 396, 399. — 


Grenzbezirk 


was darunter verſtanden wird 293. — daſelbſt darf in der Regel kein 
Gewerbe umherziehend betrieben werden 82. — desgleichen Brannt⸗ 
weinbrennerei nur unter gewiſſen Beſchränkungen 102. — Controlli⸗ 
rung der innern Steuern in demſelben 135. — desgleichen Waaren⸗ 
verfehr und Transport 295. — anderer Gewerbetrieb 296. — Außer⸗ 
halb deffelben findet nur ausnahmsweiſe eine weitere Beauffichtigung 
des Waarenverfehrs flatt 296. — Hausfuhungen in dem Grenzbe« 
irk und außerhalb deſſelben 297. — Kontrolle in demſelben für ben 

aarentransport 333. 334. — für den Gewerbebetrieb 335. 336. — 
Dienft- und Abfertigungsftellen im Grenzbezirk 340 sg, — Wann in 
— Vrenzbeʒirt Seitens der Aufſeher die Waffen gebraucht werden 
ürfen 371. — 


Grenze 


iſt da, wo das Staatsgebiet an das Ausland grenzt, zugleich bie Jolllinie 
293. — längs derſelben wird der Zollſchutz durch Die Zollbeamten ge- 
übt 294. — Vorſchriften für die Einbringung von Waaren über Die 
Sorenge 302 sy. — wann deren Anwohner unter Paßcontrolle fliehen 361. 


% u 


Grenzverkehr 


deſſen Erleichterung in Bezug auf den kleinen Handel und Wandel 


mit dem benachbarten Auslande 300. — unterliegt in Bezug 
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auf den Waarentransport genauer Beauffihtigung 295. — deffen Be⸗ 
ſchränkung durch die Papkontrolle der Grenzanwohner 361 sq. — 


Grenz; Zoll-Amt 


erhebt die innern Steuern in dem Grenzbezirk 135. — dorthin muß 
der Weg von der Grenze aus ununterbroden fortgefeßt werden 294. — 
fertigt die ein-, aus⸗ und durchgehenden Waaren ab, oder weifet fie be- 
hufs der Schlußabfertigung an eine andere Hebeftelle 295. — em- 
pfängt Die Ladungspaptere und die Declaration des Waarenführerg 
303. — Begleitung der Waaren zu demfelben onn dem Anfagepoften 
aus 304. — iſt durh ein Schild als fulches bezeichnet 340. — iſt 
entweder Haupt⸗Zoll⸗ oder Nebenzollamt I. und IL, Klafie 341. — 


Gries 
ift der Mahfftener unterworfen 256. — 
Grüße 
ift der Mahlſteuer unterworfen 256. — | j 


Grundriß 


der Brennerei und des Maifchraums muß von deren Befiger dem 
Steueramte eingereicht werden 111. 192. — 


Grundfteuer 
beren Erhebung 6. — Mitwirkung der Gemeinden dabei 7. — 


H. 


Handel 


deſſen Gewerbeſteuerpflichtigkeit 48. 49. — Ausnahmen 50. — im Um⸗ 
herziehen ſ. Gewerbe. — mit Getränken auf dem Lande und Schanf- 
wirthfchaft 94. 97. 98. — bedarf der polizeilichen Conceſſion 95. 98, 
— Folgen der unterlaffenen Nachſuchung der Erlaubnig 96. — mit 
ftenerpflihtigen Gegenftänden im außern Stadtbezirf begründet die 
Verpflichtung zur Entrichtung der Mahl- und Schlachtſteuer 261. 
267. 269. — mit gewiffen hochbefteuerten Waaren im Grenzbezirke 
unterliegt er befonderen Controllmaaßregeln 295. 296. 335. 336. — 


Handlungsbüder 


deren Offenlegung bei Steuerdefraudationen 121. 122. — Tann über 
haupt nur in gerichtlichen Verfahren verlangt werden "122. — die 
Weigerung zur Borlegung wird als Berufung auf gerichtliche Unter 
fuhung angefehen 122. — über die Fabrikation des Runfelrüben- 
zuders (Kabrifationsbücher) müflen der Steuerbehörde offen gelegt 
278. — müſſen von den Kaufleuten im Grenzbezirke geführt werben, bei 
gewiffen Waaren auch im Binnenlande 296. 33. 336. — der Mangel 
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des darans zu führenden Nachweiſes über ben ordnungsmäßi en Bezug 
an zollpflichtigen Waaren begründet die Bermuthung der Defraudation 


Handmühlen 


bürfen weder im innern noch im äußern Bezirk mahlfteuerpfli tige 
Städte gehalten werben 257. — deren Wegichaffung im ge der 
Erefution 258. — . 


Handwerfer 


—F Gewerbeſtener zu entrichten 49. — Ausnahmen 51. — wenn 
ie ihr Gewerbe im Umherziehen betreiben 55. 81 sq. 85. — 


Sauptamt 


deſſen Befugniß zur Inſtruction und Entfcheidung der Steuer⸗Prozeſſe 
134. 144. 145. Y zur Vollſtreckung der Entfcheidungen u ref 
Bagatell⸗ und Submiffions-Berfahren 150. 151. — darf dem Rechte 
zur Unterfuchung nicht ohne Zuftimmung der Provinzial» Steuerbehör- 
den entfagen 154. — foll von den VBorladungen an untergeordnete 
Stenerbeamte benachrichtigt werden 157. — darf die Akten mit Bor 
- behalt der abminiftrativen Entfheidung an dem Haupt-Amts-Zuflitia- 
rings abgeben 145. — ihm follen auf Antrag die gefchloffenen Aften 
von dem Haupt-Amte-Juftitiarius zur Abgabe eines Gutachtens vor⸗ 
gelegt werben 176. — reponirt die Akten des Hauptamts- Yuflstiarg 
179. — Befugniß des H.-Amts zur Ertheiluug von Gefälle⸗Crediten 327, 
Zolllager bei den Hauptämtern 325. — deſſen Abfertigungs-Befugniffe 
für zolfpflichtige Waaren im Grenzbezirfe 341. — im Innern des 
Landes 343. — deſſen Dienftflunden 345. — Befugniß zur Ausferti- 
gung von Begfeitfcheinen 348. — zu deren Erledigung 349. — deſſen 
ompetenz zur Unterfuchung und Beftrafung der Vergehen gegen bie 
Vorſchriften bezüglich der Waarenkontrolle im Binnenlande 384. — — 


Hauptamts,AYuftitiariug 


deffen Anftellung und Beftimmung 175. 385. — welde Unterſuchun⸗ 
gen er zu führen hat 176. — foll ein Mitgliev des Hauptamts nö⸗ 
thigenfalls bei den Unterfuchungen zuziehen 176. — fendet wenn der 
Angeſchuldigte anf richterliches Erkenntniß provozirt, Die Alten unmit- 
telbar an die competente Gerichtsbehörde 176. — muß die Aufträge 
der Provinzial⸗Behörden in Stenerfachen befolgen 177. — bezieht ein 
firirtes Honorar aus den Fonds der Steuerverwaltung 177. 183. — 
muß auch Unterfuhungen in Chauffeedefrandationsfachen führen 178, 
— deffen Befugniffe und Competenz 178 sq. — darf eine ihm aufge- 
fragene Unterfuchung nicht ablehnen 179. — deſſen Diäten, Gebüh 
ren ꝛc. 180 sq. — 


Haufirbandel 


Begriff 60. 77. — erfordert die Löfung eines Gewerbſcheins 72, — 
f. auch Gewerbeſchein. — ift in der Regel nur für gewiſſe Gegen- 


= 
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fände geftattet 78, 79. — Befondere Beflimmungen für diejenigen 
welche © aufirend Waarenbeftellungen ſuchen 81. 3 f Strafe —* 
unbefugten Hauſirhandels 83. 86. 88. — mit mahl⸗ und ſchlachtſteuer⸗ 
piuntigen Gegenftänden im äußern Stadtbezirk begründet er nicht die 

erpfiichtung zur Entrihtung der Mahl» uud Schlachtfteuer, wenn der 
Hauſirer fih nicht in _biefem Bezirk niedergelaffen hat 261. — darf im 
Grenzbezirk nur auf befondere Erlaubniß und unter gewiffen Control- 
len betrieben werben 336. — 


Sausfuhung 


wann fie von ben Steuerbeamten vorgenommen werben barf 121. 123. 
— darf nur Mit Se eines Communalbeamten gefcheben 121. 
297. — auch nur auf ſchriftlich en Auftrag eines oberen Sieuerbe- 
amten an ſolchen Orten die zur Defraudation geeignet find 123. — 
pt von ben Geriäten in Matichfteuer - Kontraventiong - Sachen von 

mtswegen nicht vorgenommen werben 121. 297, — in Bezug 
auf Zollvefraudationen 340. — außerhalb des Grenzbezirfs zur Ver— 
folgung von Zolloefraudationen kann fie nur unter Leitung der zur Ent- 
icheidung der Zollprozeſſe Eompetenten Behörde vorgenommen werben 
297. — nädhtlihe bei Perfonen, welche wegen Schleichhandels unter 
polizeilicher Auffiht ſtehen 363. — in ben unter fih im Zolffartell 
fiehenden Staaten 394. — 


oo Haustrunk 
deſſen Bereitung in gewöhnlichen Kochkeſſeln iſt ſteuerfrei 104. — 
Bedingungen und Kontrollvorſchriften Kl 104. 116, er — Gteafe 
des Verkaufs von Bier Seitens des zum Haustrunf Berechtigten 129, 
Ä Hefengefäß 
deſſen Gebrauch muß beſonders deklarirt werden und iſt an gewiſſe 
Kontrollvorſchriften gebunden 189. — deſſen Mißbrauch zieht dieſelben 
Strafen wie bei Maiſchgefäßen nach ſich 200. — darauf finden die all» 
gemeinen Borfchriften des Maiſchſteuer-⸗Regulativs ebenfalls Anwen- 
dung 189. — daranf findet die Strafbeftimmung in$. 5. der K. O. 
‚som 10. Jannar 1824 ebenfalls Anwendung 200.- | 
Honigwaffer 
wird auf Branntwein verarbeitet 211, — 
Hülfsgefäg 
ſiehe Nebengefäß. — | 
Hülfenfrüdte 
unterliegen ber Mahlſteuer 256, — 
Hüttenbetrieb 


in wie weit er von bex Gewerbeſteuer befreit iſt 52. — ſiehe au 
Dergbau — Ä . 


⁊ 
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J. 
Inſinuation 


wird in den von den Hauptamts-Juſtitiarien geführten Unterſuchungen 
oon den Amtsdienern beforgt 177, — der Strafverfügungen im abge⸗ 
fürzten Unterfuchungs-Berfahren 143, — der Vorladungen an Offi» 
ziere und Soldaten in abminiftrativen Unterfuchungen 152. — an aus⸗ 
wärtige Perfonen 156. — an Steuerbeamte 157. — der Erfenntniffe 
in Steuerdefraudations⸗Sachen 160. — gegen Landwehrmänner 159, 
— an die Prov.-Steuer-Direetoren 160. — der Erkenntniffe 1605q. 
— an Litisconforten und auswärtige Partheien 161. — an deren 
Stellvertreter 162. — an ihrem Stufentbalt nad unbefaunte Perfonen 
durch Aushang 161. — der Vorladungen in den von den Zoll» und 
Steuerämtern geführten ſummariſchen Srogeffen, geſchieht durch Steuer- 
auffeher oder Unterbebiente des Amts 366. — 


. Suftitiariug 
ſiehe Hauptamts⸗Juſtitiarius. — 


K. 


Karten 


(Spielkarten) deren Fabrikation iſt nicht nr Staatsmonopol 287. — 
beren Babrifation und Beſteuerung ſo wie fonflige Vorſchriften hier⸗ 
er — 


Kartoffeln 


das daraus bereitete Mehl zahlt die Eingangs⸗Mahlſteuer wie Wei 
zenmehl 263, — 


Kaufmannd-Waaren 


wenn fie mit Extrapoften eingehen, unterliegen ven gewöhnlichen Vor⸗ 
ſchriften, gehen aber den andern Waaren in der Abfertigung vor 316. 


Klaſſen-Steuer 


deren Einführung 3. 37. — Verpflichtung zu deren Entrichtung 37. 
— Befreiungen davon in Folge pezieller Beſtimmungen und Immuni—⸗ 
täten 37. — der Einwohner mahl⸗ und fchlachtfteuerpflichtiger Städte 
38. — vermöge eines gewiffen Alters 39. — der Soldaten 40. — 
der Armen 40. — Beranlagung und Erhebung der Klaffenfteuer 41. 
— die Gemeinden beziehen 4 Proc. für die örtliche Erhebung 45. — 
Fixation der Klaffenfteuer in den Rheinischen - Regierungsbezirten 42, 
— Berpflichtung zur Angabe des fteuerpflichtigen Perfonenftandes 43. 
— Erelutivifche Einziehung der Rückſtände 44. — Verjährung ber 
Klaffenfteuer 30 fig. — Contraventionen gegen bas Klafſenſteuer⸗Ge⸗ 
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eb werben don ben Magifträten vefp. Tandräthen inſtruirt und. ent- 
—* 43. — Beſtrafung dd. — 


Klaffififation 


der Steuerpflichtigen behufs Veranlagung der Slaffenftener 40. 41. 
42. — —— der Steuerklaſſen 41. — Klaſſifikation der Städte 
behufs der Veranlagung der Gewerbe⸗Steuer 55. — der Mühlen in 
Bezug auf die Controlle des Betriebes behufs der Mahlſteuer 270. — 
der Bein erge behufs Beftimmung der ehemaligen Weinmoftfteuer 117. 
118, — behufs der Weinfteuer 244. 247. — ver Zabalsländereien 252. 


Kompetenz 
Konfisfation 
Kontravenient 
Sontrebande 


fieße unter €. 


Koften 


der Exekution wegen Einziehung öffentlicher Abgaben in der Rhein- 
provinz 27. — der vorläufigen Unterfuhung fallen dem Denunziaten 
zur Lafl, wenn die Strafe in der en Unterfuhung beitätigt 
oder gefhärft wird. Wird fie gemilpert, ſo trägt er, wenn er nicht 
von allen Gerichtsfoften entbunden wird, Die der vorläufigen Unterfu- 
hung nur dann, wenn von der Ießteren nach dem Ermeflen des Ge- 
richtS bei der rechtlichen Unterfuhung hat Gebrauch gemacht werben 
fönnen 140 — der Haft und Verpflegung der in die Gerichtsgefäng- 
niſſe abgelieferten Steuerdefraudanten And, wenn bios eine Ordnungs⸗ 
rafe zu erfennen iſt, von der Finanzbehörde zu erflatten 150. — 
ollen den in adminiftrativen Unterfuchungen vernommenen Zeugen aus 
dem Stenerertragrdinario erftattet werben, wenn ber Denunziat freiges 
fprochen oder unvermögend ıft 153. — müffen vom Zisfus getragen 
‚werben, wenn die Nepofition der Acten wegen Mangels an Beweifen 
erfolgt 153: — Allgemeine Vorſchriften wegen der Ktoften in Steuer- 
and zolbefraubationeprogefien 172 sq. — Anſatz derjelben 172. — 
Pauſchquantum 173. — Berhaftung für die unbeitreiblichen im fumma- 
rifhen Verfahren 173. — im gerichtlichen Verfahren 174. — der Straf 
solfftredung 174. — bei Patrimonial-Gerihhten 175. — der Haupt- 
amts-Auftitiarien 180 sq. — die der Bermeflung von Tabafsländereien 
durch Feldmeſſer trägt der Betheiligte der fie Deantragt hat 255. — 
die des Waarenverfchluffes hat derjenige, der die Waare zum Verſchluß 
ftellt, nach den tarifmäßigen Säben zu vergüten 321. — kommen bei 
den im VBerwaltungswege geführten, Zollprozeffen außer den baaren 
Auslagen, nicht zum Anfoh 388. — 


Kraftmehl 
Steuerſatz dafür beim Eingange in die ſteuerpflichtigen Städte 262. 


ww. er, — rn — 


— — — — 
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Kreisbehörden 
fiehe Communal⸗Beamte. — 
Kreisſtände 


deren Mitwirkung bei Veranlagung der Rlaffenflener and der Prüfung 
der Reclamationen dagegen 42. — j 


Krug-Berlag 
in Beziehung auf den Kleinhandel mit Getränfen anf dem Lande ıc. 97. , 


. Kühlgefäß 


muß in der Nachweiſung der Brenngeräthe angegeben und angemel⸗ 
Det werden 111. — darf nur friſche Maiſche enthalten 224. — | 


Kurfoften 


‚für Schleichhändler, welche von den Grenzbeamten verwundet find, 


werden nöthigenfalld aus der Steuerfaffe mit Vorbehalt der Wieder⸗ 
einziehung von dem Verletzten ober nach Umftänden von bem Beamten, 
der die Waffen gemißbraucht hat, vorgeſchoſſen 373. — 


8. 


Lager 


von Rübenzucker 281. — von unverzollten Waaren bei den Hauptäm⸗ 
tern 298. — fie werden Zollfager genannt 325. — Vorſchriften für 


‚deren Benußung und Lagerregulative 326. — von Waaren, welche den 


Verdacht begründen, daß fie zur Einfchwärgung in Die zum Zollkartell 
verbundenen Staaten beflimmt find, follen nicht geduldet werden 393. 


Legitimationsfhein 


dient zum Transportausweife im Grenzbezirt 333. — Ausnahmen 


für gewiffe Gegenftände und Transporte 334. — von wo und von 
wem der Legitimationsfchein ausgeftellt wird 335. — für die mit der 
Waarenceontrolle im Innern beauftragten Beamten 344. | 


Liqueur 


Bonifikation der Maifchftener bei der. Ausfuhr von Liqueuren 107. — 
ber Blafenzins für deſſen Fabrikation iſt aufgehoben 192. 
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M. 


Mahl-Steuer 


deren Einführung 3. 6. 255. — wo fie erhoben wird 7. 12. — Dert- 
liche Grenzen der Steuerpflichtigkeit 269, — bei Verfendungen fleuer- 
pflihtiger Gegenflände ans einer Stadt in die andere 259. 260. 262. 
— deren Ermittelung durch Verwiegung 256. — ift entweder Körner- 
oder Kabrifat-Steuer 256. — Steneriat für Körner 256. — Zeit 
der Entrichtung der Mahlfteuer und zwar der Körnerſteuer 257. — 
der Eingangsfleuer 262. — bei Mengen unter -; Eentner 262, 
263. — Befreiung gewiffer Gegenflände von der Mahlfteuer 263, 
— Erhebung der Braumalzfteuer im Wege der Mahlfteuer 103. — 
Steuerag für Mehlfabrikate 262. — für Mehl aus Kartoffeln 263. 
— ausnahmsweife Bergütung der Steuer 259. 260.— Steuer der Gewer⸗ 
betreibenden im äußern Stabtbezirt 261. — der Gaft- und Schenk 
wirthe 262. — der Perfonen, welche zeitweife an klaſſenſteuerpflichti⸗ 
gen Orten wohnen 260. — der Müller, wenn fie das Bädergewerbe 
der Mehlhandel treiben 268. — Defraudation der Mahlſteuer fiche 
Defraudation — 


Maiſchbottige 


auf ſie finden die Vorſchriften der Steuerordnung über die Deſtillir⸗ 
und Brenngeräthe Anwendung 111. 192. — kleinere als zu 300 Quart 
werden nicht zugelaſſen 188. — müſſen nach der angemeldeten Reihefolge 
benutzt werden 188. — werden im Falle des Nichtgebrauchs ſchief Ei 
ftellt oder verfiegelt 188. — deren Konfisfation bei unrichtiger De- 
maifhung 193.5199. — deren Rand darf nicht mit Gegenftänden erhöhet 
werden, um das Ablaufen der Maifche zu verhindern 194. — fie 
übrigens Maiſchgefäß. — 


Maiſche 


darf nur in den dazu deklarirten Gefäßen bereitet werden 188. — darf 
am 3. oder 4. Tage abgebrannt werden 187. — Genehmigung länge 
rer Friften 188. — Füllung der Geräthe über Naht 185. — *. 
Kin gewordene wird die Steuer nicht erftattet 191. — deren Abs 
höpfen aus gährenden Bottichen ift ftrafbar 194. 200. — besgleichen 
deren Zubereitung in nicht declarirten oder andern als den declarirten 
Gefäßen 193, 199, — wie weit deren Verdünnung zu geftatten 194. 


Maiſch⸗Gefäße 


anf fie find die Beſtimmungen ver Steuerordnung wegen der Deſtillir⸗ 
und Brenngeräthe amvendbar ILL. 192, — die declarirten müfjen in 
der angemeldeten Reihefolge benußt werden 188. — dürfen nicht ei⸗ 
germäßtig in Gebrauch geſetzt werden 193. — deren Konfiskation 

3. 199. — fiehe auch — — ttig. — Maiſchreſervvirs bedürfen 
keiner beſondern Genehmigung der Steuerbehörde, ſie müſſen aber decla⸗ 
rirt und vermeſſen und es Tann deren Gebrauch unter Umſtänden verſagt 
werden 188. 189, — 
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Maifhraum 


bildet das Kundament für die Maifchfleuer 180. — darf nicht vergrö⸗ 
‚Bert oder verändert werben um die Steuer zu hinterziehen 200, — 


Maifh-Steuer . 


ift an die Stelle des Blafenzinfes getreten 100. 185. — Unterfchied 
beider Arten der Befteuerung 186. — wird am Iebten Tage des 
declarirte Monats gezahlt, unter Umſtänden auch Yänger crebidirt 190. 
— deren Erlaß oder Vergütung 191. — fie ift in der Höhe verfchie- 

den für Tandwirthfchaftliche und andere VBrennereien 199. 201. — bei 
Drennereien, die aus nicht mehligen Stoffen brennen, befteht fie in 
einer Befteuerung des Branntwein-Materiald nach der Menge beffel- 
ben in Eimern 202. 203. — 

Maifh wärmer 


gebiven u den anzumeldenden und von dem Brennereibeſitzer in bie 

s agmeifung aufzunehmenden Geräthen 111. 188. — dürfen nie an« 

dere als reife Maifche enthalten und auch diefe nur während bie ent« 

fprechenden Blafen im Betriebe find 224. — 
Malzſchrot 


deſſen Verwendung zur Bier⸗Fabrikation 102. — Kontrolle beim Ein⸗ 
gang in mahlſteuerpflichtige Städte und bei deſſen fernerer Verwendung 
103. — iſt fo weit es erweislich zur Brauerei oder Brennerei ver⸗ 
wendet wird von der Mahlſteuer frei 256. — die Anſtalten zu deſſen 
Verwiegung muß der Brauer auf feine Koſten beſchaffen 114. 115. — 
darf nur an einem dazu beftimmten und deffarirten Drte aufbewahrt 
werden 235. — muß zum Brauen vorher defafrirt werben 235. — 
ift fo weit es das declarirte Quantum überfteigt Gegenftand einer bes 
abfichtigten Defrandation 236. 237. — wird nicht konfiszirt 238. — 
darf heim gemeinfchaftlichen Betriebe der Brauerei und Brennerei zu 
feßterer nicht rein, fondern nur mit ungemalztem Getreide vermilcht, 
verwendet werden 236. — deſſen Berwiegung bei Erhebung der Brau⸗ 
fleuer 237. — 
Markt 


Segünftigung des Verkehrs auf demfelben durch Erleichterung im 
Zoll oder Geftattung der zolffreien Wiederausfuhr 299. — namentlich 
ür inländifche Handeltreibende auf a lden Märkten 330. — 
ür ausländifche Gewerbtreibende auf inländiihen Märkten 331. — 
orſchriften für die Verſendung kontrollpflichtiger Gegenflände auf 

Märkte 338, — 
Mehl 


deſſen Bereitung durch eine Mühle unterliegt der Mahlſteuer 256, 
— ift beim Eingange in ftenerpflichtige Staͤdte anzumelden und a 
verfteuern 262. — Steuerfas dafür 262. — für Mehl aus Kartof- 
feln 263. — Vorſchriften bei der Bereitung des Mehls auf ber 
Mühle 257. 266. —- bei der Nückverwiegung aus der Mühle 271. - 

Meſſe .. . 
Inſtruction der Meßſteuer⸗Prozeſſe in Frankfürt a. d. O. I62. — 


a en 
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deren Entfheinng ſteht der dortigen Regierung yu 152. — die don 
Ausländern auf Meſſen gebraten Waaren können unter gewiffen]Rontrolf- 
maaßregeln, wenn fie unverfauft bleiben, zollfrei wieder ausgeführt 
werben 299. 331. — desgleiden im umgefehrten Fall bei inländifchen 
Waaren die zu ausländischen Meſſen gehen 330. — 


Mühlen 


find ausnahmewerfe von der Gewerbefteuer befreit, wenn fie nur für 
ben eigenen Verbrauch des Befiterd arbeiten, oder zur Ent- und Be— 
wäflerung von Länderzien dienen 52. — deren Klaffififation für Die 
Controlle der Mahlſteuer 270. — müffen der Steuerbehörve angezeigt 
werben 264. — bewegliche Handmühlen bütfen in fleuerpflichtigen 
Städten nicht gehalten werden 257. — ſ. auch Hand mühlen. 


Müller 


dürfen für ihr beſteuertes flehendes Gewerbe unbeftellte Arbeit 
ſuchen, ohne dazu eines Gewerbichring zu bedürfen 71. — dürfen nicht 
‚unter 4 Sentner auf einmal zum Vermahlen annehmen 256. — müfe 
fen dem Steueramte ihre Gewerbs⸗ und Vorraths-Räume anzeigen 
und find an die Kontrol-Vorfchriften der Verwaltungsbehörde gebun- 
den 264. — dürfen das Bärkergewerbe nur mit Genehmigung ber 
Steuerbehörde treiben 264. — in wie fern fie Mahlftener zu entrich- 
ten haben 268. — ihre fubfiviartfche Verhaftung für Gewerbsgehülfen 
Münzen. 


gemeinfchaftliche für die zoffvereinten Staaten nach der Münzconven- 
tion vom 30. Juli 1838 im Werthe von 2 Thalern ausgeprägt 289. — 
Sonſtige Beftimmungen diefer Münzeonvention 290. — 


N. 
Nachmaiſchung 


bei dem Brauen findet in der Regel nicht Statt 116, — Ausnahme - 
116. — unbefugtes 128. — 


Nachſuchung 

fiehe Hausſs ſuchung. 
Nachtbrennen 

bedarf beſonderer ſteuerlicher Genehmigung 189. 190. — 
Nebengefäße 


deren Gebrauch da wo er nothig iſt, ſteht unter beſonderer Kontrolle 
189. — ſiehe auch Hefengefäß. — deren Mißbrauch zum Abſchöpfen 
gährender Maiſche 193. 194. 80. — | 
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Rebenzoll-Amt 


ift als folches durch ein Schild bezeichnet und entweder erfter oder 
zweiter. Klaffe 340. — Zwed und Abfertigungsbefugniffe deſſelben 
341. — ift zur Ausfertigung von Begleiticheinen in der Negel nicht 
befugt 348. — desgleichen zu deren Erledigung 349. — deſſen Erhe- 
bungöbefugniffe bei Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangsabgaben 
9, — ' 
Netto-Gewidt 


deffen Ermittelung bei Berwiegung der Runfelrüben 275. — ift dag 
Bruttogewiht nah Abzug der Zara 308. 365. — Ermittelung def» 
felben 309. 366. — iſt bei der Beflimmung ber Kontrollpflichtigkeit 
der Waarenverfendungen im Binnenlande maafgebend 337. — Welde 
Umhüllungen der Waaren bei Ermittelung des Nettogewichtes abge 
nommen werden bürfen 369. — 


Nichtigkeits-Beſchwerde 


findet in Zoll⸗ und Steuer⸗Contraventionsſachen gegen Erkenntniffe 
Hr Inſtanz ſtatt 165. — hält die Vollſtreckung der Strafe nicht 
au 1 7. — 


Niederlagen 


von Waaren zur Beförderung des Durchfuhrhandels ſind in größern 
Handelsſtädten oder bei Hauptämtern errichtet 298. — koͤnnen unter 
gewiſſen Uwſtänden auch Privatlager fein 298. — Abfertigung von 

unverzollten Waaren zu Niederlagen 311. — Was unter Niederlagen 
(Packhöfen, Freihäfen) verſtanden wird 322. — Niederlagsrecht, * 
gergeld und Lagerfriſt 322. — nähere Beſtimmungen in Betreff. der ge 
lagerten Waaren 323. — Verfahren mit unabgeholten Waaren 324, 
— Allgemeines Regulativ für die Niederlagen in den Zollvereing- 
Staaten 325. — Verſchieden von den Niederlagen (Packhöfen) find 
die öffentlihen und die Privat-Crebitslager fremder unver⸗ 
zollter Waaren 326. — Privatlager von fremdem Wein 327. — die 
Entfernung unverzoffter Waaren aus den Niederlagen ohne vorherige 
Derlaration wird als Zolldefrandation angefehen 377. — Lager von 
Waaren zur Einfhwärzung in bie unter fih im Zollkartell fighen- 
den Staaten follen nicht geduldet werben 393. 398. — 


D. 
| SR 


Fabrikation von Branntwein darang unterlag früher dem Blaſenzins 
191, ‚Spätere Beſtenerung dieſer Fabrikation 199. 201 sg, — 
Vorſchriften für die Branntweindrennerei aus Obſi 20359. — 
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Drdnungsftrafe 


für bie unterlaffene Anzeige eines nicht fteuerpflichtigen Gewerbes 60. 
65. — bei Uebertretungen des Haufir-Regulativs 84. — bei Eontra- 
Hentionen gegen bie Drannfmeinfienergeiege 127. 128. — gegen die 
Brauftenergetege 129. — Allgemeine bei Steuerkontraventionen, wofür 
keine andere Strafe fefigefept ift 133. — bei Eontraventionen gegen 
die Vorſchriften für die Verarbeitung nicht mehlichter Stoffe auf 
Dranntwein 210. — wo blog eine Drdnungsftrafe feitzufegen ift, find die 
Gerichte zur Unterſuchung gegen bie in Die Seränanife abgelieferten 
Steuerfontravenienten nicht befugt 148. — bei Aufbewahrung von 
Draumalz an einem andern als dem declarirten Drte 235. 237. — wegen 
unterbliebener Entrichtung der Weinftener von Seiten des Käufers 
von Weinbeftänden 246. — wegen unterbliebener Anzeige des Ver⸗ 
aufs gegen den Verkäufer 246. — wegen verfpäteter Anmeldung des 
Weingewinnes 250. — der Anzeige von Beränderungen bes Aufbe- 
wabrungsorts unverftenerter Weinbeflände 251. — wegen unrichtiger 
Angabe ver Größe von Tabaksländereien 253. — wegen Uebertretung 
der in den Ortsregulativen gegebenen Kontroflverhriften 265. — 
wegen unrichtiger Bezettelung des Mahlgutes 266, — ber Eontraven- 
tionen in Bezug auf die Rübenzuderftener 281. — bei Contraventio⸗ 
nen gegen bie Zollgefeße 380. — wegen unterlaffener Belehrung bei 
Publikation eines Strafbeſcheides 387. — Verjährung 302. — 


Drtsregulative 


dienen zur Kontroffe der Mahl» und Schlachtſtener 257. — werben 
von dem Finanzminifler mit verbindlicher Kraft fir die feuerpftichtigen 
Gewerbetreibenden erlaffen 265. — Allgemeine Anweifung gu dem Er- 
laß derfelben und deren wefentliher Inhalt 269. 270. 271. — 


Drtsvorftand 
fiehe Eomumnalbeamte. 


p. 


Padhof 
beffen Erribtung und Zweit 298. — beſondere Vorſchriften bie 
uperung von Waaren ai Packhöfen 322. — Bearbeitung der Waaren 
auf demjelben 323. — Verminderung ber gelagerten Waaren durch 
Zufall. begründet einen Anfpruch auf Zollerlaß 323. — Packhofsre⸗ 
gulative 324. — f. übrigens Niederlage. 


Pappen | 


Tapier und dergl. unmittelbare Umhüllungen von Waaren werben 
bri Ermittelung des Nettogewichts nicht in Abzug gebracht 308. — 
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Ä I Paſſagier-Gepäck 
ſtehe Gepäck. 
Paßpflichtigkeit 


der Grenzanwohner, welche des Schleichhandels verdächtig ſind 361. — 
deren Anordnung in Bezug auf Inländer unter Vorbehalt des Re— 
kurſes an die Regierung 362. — in Bezug auf Ausländer 363, — 
Wiederaufhebung der Paßpflichtigfeit 364. — 


Patrouillenführer 


der Grenzbewachungspatrouillen iſt für bie erforberfiche Anzeige einer 
Rattgefundenen Verwundung bei ber Polizei-Behörde verantwortlich 


Perfonal-Arref 
ſiehe Arreft. 
Plomben 
ſiehe Bleie. | 
Polizeibeamte 


deren Zuziehung bei Pfänbungen 21. — bei Hausſuchungen 121. 297. 
— ingbefondere nah Vorſchrift der Zollfartellbeftiimmungen 394. — 
haben Anſpruch auf Denunziantenantheile, falls fie Steuerdefraudatio⸗ 
nen entdecken, oder bei der Entdeckung Hülfe leiften 183. — follen 
bie Grenzgoffbeamten unferftügen 294. — wann fie biezu einer Legiti- 
mationsfarte bedürfen 344. — müffen auf die Ausführung der Maͤaß⸗ 
regeln wegen der Papfontrolle der Grenzanwohner wachen 363. — find 
nur wenn fie mit Grenzbeamten gemeinschaftlich Handeln, gleich dieſen 
um Gebrauche ihrer Waffen. befugt 372. — müſſen aber mit einem 
bzeichen verfehen fein 373. — 


Polizeibezirt 


iſt im Sinne des $. 3 des Hauſirregulativs derjenige Bezirk, anf 
welchen die Polizeigewalt ber Behörde befchränft ift, die an dem 
Wohnorte des Gewerbtreibenden die Ortspolizeibehörde bildet 70. — 


often . 
Abfertigung der damit vom Auslande eingehenden zolfpflichtigen Ge⸗ 
genflände 314. 315. — ſiehe auch Kahrpoften, Ertrapo en — 
dürfen von den Grenzauffehern nicht angehalten werden 343. — 


Privart-Lager 
fiehe Niederlage. Wein. | 
Provokation 
des Angeſchuldigten auf gerichtliche Unterſuchung in Stenet-Eontravens 
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tions⸗Sachen 134. 139 sg. — Tann auch noch nad erfolgter Ent- 
ſcheidung der Verwaltungsbehörben gefchehen 154. — begründet die Ab» 
gabe der ſummariſchen Unterfuhung an den Hauptamtsjuftitiarius 176. 
— ift bei dem Hauptamte anzumelden, bei welchem die Sache ſchwebt 
385. — des ſubſidiariſch Verhafteten auf Entſcheidung ver vorgeſetzten 


Prozeß 
fiebe Unterfuhung. Strafverfahren — 
Publication 
ſiehe Erkenntniß. — 
N. 
Rechtsmittel 


des Rekurſes gegen Stener-Strafrefolute 134. — die Belehrung mes 

en der Rechtsmittel fällt weg und erfolgt nur wegen ber erpöbeten 
Etrafe ad protocollum 160. 161. — Friften zur Einiegung der Rechts» 
mittel 162. 163. 164. — namentlich zur Einlegung des Refurfes ge- 

en die Erfenntniffe der Gerichte 162. — welche Rechtsmittel in 

tenerunterfuchungsfadhen Etatt finden 164 sq. — bei Concnrrenz 
mit gemeinen Verbrechen 165. — Nuffitätsffage findet nicht mehr 
"Statt 166. — Rechtsmittel in Zollprozeffen 385. — namentlich ber 
Reeurs 387. — des ſubſidiariſch Verhafteten 389. — 


Reiſende 


welche Gepäck bei ſich führen, müſſen daſſelbe an der Grenze decla⸗ 
riren 304. — beſondere Vorſchriften für ihre Abfertigung 307. — 
wenn fie mit Extrapoſt fahren 314. — — 


W Rekurs 


ſteht gegen die Vertheilung der Gewerbeſteuer, an den Landrath, die 
Regierung und das Finanzminiſterium fer 58. — foll gegen Refo« 
lute der Regierungen in Gemwerbefteuer-Prozeffen nicht unmittelbar bei 
dem Fin.⸗Miniſterium, fondern bei der Behörde, welche das Reſolut 
publizirt hat, angeben werben 66. — besgl. in StenemProzeffen 
153. — gegen Reſolute der Lofalpolizeibehörde in Contraventions⸗ 
Sachen gegen das Gefeß wegen des Kleinhandels mit Getränken ꝛec. 
96. — gegen Refolute in Steuer-Eontraventions-Sachen 134. 139. — 
gegen Erkenntniſſe der Gerichte 162. — gegen die Unterwerfung unter 
die Paßfontrolle für Grengbewohner 362, — der Hauptämter gegen 
die Entfeheidungen ber Landräthe in Bezug auf Paßpflichtigkeit der 
Grenzbewohner 362, — in Zollprogeßfarhen 387. — 
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Remiſſion 


der Tabaksſtener wird im Falle von Mißwachs oder Verluſt der Ernte 
durch Unglücksfälle bewilligt 254. — Verfahren und Reglement für 
die Ermittelung des Schadens und Beflimmung der Remiffion 255. — 


Repofition 
fiehe Acten. — 
Reſolut 


deſſen Abfaſſung in Steuer⸗Contraventions⸗Sachen Seitens der Haupt⸗ 
ämter 134. 144. 145. — der Verwaltungsbehörden überhaupt 143. 
— der Gerichte im abgekürzten Verfahren 141. — deſſen Publikation 
135. 142. — deſſen Vollſtreckung in adminiſtrativen Unterſuchungen 
geſchieht durch die Hauptämter 146. — darin darf auf vorläufige 
Freiſprechung nicht erkannt werden 153. — wird bei dem Bagatell⸗ und 
Submiſſions⸗Verfahren nicht abgefaßt 151. — das der Steuerbehörde 
in Steuercontraventionsfachen, die der Hauptamtsjuftitiarius inſtruirt 
* publizirt der Letztere 176. — wird, wenn auf rechtliches Ge⸗ 
ör provocirt iſt, für nicht ergangen angefehen 385. — muß bie 
utjgeibungsgründe enthalten 3857. — Bublifation beffelben und 
Rechtsmittel Dagegen 387. 358. — Publikation des Necurs-Refoluts 
388. — deſſen Vollſtreckung fleht den Zoll⸗ und Steuerbehörden zu 


Reſtitution 


der Gefälle bei Verſendungen in das Ausland findet in der Regel 
nicht Statt 105: — Ausnahmen für die Branntweinſteuer 106. — 
bei unterbrochenem Betrieb 110. 191. — für fauer gewordene Maiſche 
erfolgt fie nicht 191. — bei der Steuer für Branntwein aus nicht 
mehligen Stoffen 206. 207. — der Tabaksſteuer bei der Aus 
wird nicht gewährt 254. — bei Mißwachs fiehe Remiſſion. — der 
Mahl⸗ und Schlachtftener 259. 260. — der Rübenzuder-Stener findet 
nit Statt 276. — der innern Steuern für Gegenftänte, welde aus 
einem Vereinsftaate in den andern übergehen 401. 402, — fiehe au 
Bonification. — 


Reviſion 


der Brenn⸗ und Braugebäude iſt, wenn darin gearbeitet wird, jeder⸗ 
zeit, fonft nur von Morgens 6 bis Abends 9 Uhr zuläffig 121. 123, 
— außersrdentlihe und Hausfuhungen 121. 123. — nächtliche 121. 
— des Erniegewinns beim Wein 118. 123. — bei dem Tabak 120, 
123. — der Deftillirgeräthe 122. — Verpflichtungen der Gewerbtreis 
benven hierbei, namentlich zur Hülfsleiftung 123. — Befugniffe der 
Beamten dabei 121. 122. 123. — erſtreckt fih auch auf die Kontrolle 
der pünftlihen Beobachtung des Betriebsplanes oder der Declaration 
193. — der Material-Vorräthe in Brennereien, welche ans nicht meh» 
ligen Stoffen brennen 205. — der Beflände an MWeingewinn 245. 
247. 250. — der Runfelrübenzuder- Fabrilen 278, — der Räume 
zur Rartenfabrifation 288. — vom Auslande eingehender Waarentraus⸗ 


470 


porte 295. — Zweck derfelben und Arten 307 sqg — Verpflichtungen 
der Zollſchuldigen hierbei 308. — Allgemeine und fpezielle Revifion 
309. — bei Fahrpoften 314. — Extrapoſten 315. — der aus dem 
Inlande durch das Ausland nach dem Inlande verfendeten Waaren 328. 
329. — von Seiten der Grenzauffeher 322. — anderer Staats- und 
Kommunalbeamten in Bezug anf den Zollfhug 343. — der Steuer: 
und anderer Beamten im Innern bei der Waarenfontrolle im Binnen- 
lande 344. — der Waarenlager 339. — der Waarenladungen 
vor Erledigung der Begleitfcheine I. 360. — findet bei Erledigung 
der Begleitfcheine II. nur ausnahmsweife Statt 361. — in anderen 
im Zollfartell ſtehenden Ländern 394. — das Nechtmittel der Revifion 
findet gegen Erkenntniſſe in Steuercontraventionsfachen Statt 165. — 


Reviſions-Vermerke 


der Steuerbeamten find öffentliche Urkunden 120. — deren Berfäl- 
ſchung 121. — Mufter dazu 197. — 


Rindvieh 
defien Einbringung zur Nachtzeit in ftenerpflichfige Stäbte 266. — 
Noggen 


Steuerſatz für deſſen Bereitun u Mehl 256. — bei Vermiſchun 
mit Weizen 257. nen Bi j | ſchuug 


Rückverwiegung 
ber Mehlfabrikate aus den Mühlen 271. — " 


Rumpf 
bes Schlachtviehes wird behufs Entrichtung der Schlachtilener zur 
Waage gebracht 259, — huf trichtung Schlachtſt 3 
Runkelrüben 


der daraus erzeugte Rohzucker unterliegt der Beſtenerung 274. 282. 
285. — deren Verwiegung behufs der Steuererhebung 275. — dabei 
it das Zollgewicht maafgebend 285. — Borräthe davon zur Zuderfa- 
brifation müffen declarirt werben 279. — 


©. 


Ä Salz 
Darf nicht eingeführt werben 287. — Sonſtige Beflimmungen in Be- 
zug auf das Salzeegal 287. — ſtige Beſti 8 
Schaffer 


find Gewerbsgehülfen, für welche die Gewerbtreibenden in subsidium 
zu haften verbunden find 132. — 
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Schaafe 
geſchlachtet, unterliegen ver Schlachtſteuer 258. — 
Schanfftätten 


zu deren Anlegung bedarf es eines polizeilichen Erlaubnißſcheins 94, 
98. — follen nicht ohne Bedürfniß errichtet werden 95. — die Strafe 
berjenigen‘, welche ohne Erlaubnißfchein das Gewerbe betreiben, 
it 25 Thlr. Geld» oder verhältuigmäßige Gefängnißftrafe 96. — 
bie ſchon beflehenden Haben durch die Ordre vom 21. Zuli 1844 nicht 
beſchränkt werben follen 406. — 


Schiffer 
deren Berpflihtung zur Entrihtung von Gewerbeftener 47. 48. — 
zur Angabe der Tragfähigkeit ihrer Schiffe 48. — zur Anmeldung 
age Ladungen 310. — zum Anbalten und Anlanden auf den 
Ruf der Grenzbeamten 342 — Anwendung der Waffen gegen fie, 
wenn fie anf den Anruf der Orenzbeamten nicht achten 372, — 


Schiffsgefäße 

werben nicht behufs der Gewerbeſteuer, ſondern behufs Dekimmung 
der Schiffahrtsabgaben vermeffen 47. — die Vermeſſungs⸗Verhand⸗ 
lung kann aber bei der Beflimmung dee Gewerbeftener zum Grunde 
gelegt werden 48. — dürfen fih auf Gewäffern längs der Zollgrenze 
ohne zollamtliche Slaubniß nur bis auf fünfzig Fuß nähern 334. — 
müſſen auf den Ruf der Grenzbeamten anhalten 342. — Verfahren, 
wenn ſie mit Waaren unter Begleitſchein J. unterwegs einfrieren 356. 
357. — Wann der Gebrauch der Waffen Seitens der Grenzbeamten 
gegen Schiffe auf Grenzflüffen zuläffig ift 372. — 


Schilde 


mit dem Landeswappen, bezeichnen die Dienſtſtellen zur Erhebung der 
Gefälle und Abfertigung der Reiſenden 340. Ze 


Shladtbud 
muß von den Schlächtern behufs der Kontrolle der Schlachtfteuer ge- 
führt werden 264. — 
Schlachtſteuer 
wovon fie erlegt wird 258. — iſt entweder Steuer vom Schlachten 
oder Eingangs-Steuer für Fleiſchwaaren 258. 262. — Befreiung ge- 
wifler Gegenftände von ber letztern 263. — Berfchievene Art der 
Entrihtung der Steuer für das Schlachten 259. — deren Vergütung 


259. 260. — Firation 259. — der Gaſt⸗ und Schanfwirthe 201. — 
für Gegenftände unter „,; Centner 262. — der Gewerbtreibenden im 


äuferen Stadtbezirk 261. 257. — f. übrigens Defraudation. 
Schlachtvieh 
deſſen Verſteuerung nach Stückſätzen 258. — nad dem Gewicht 259, 


L-—_. 4 
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— defien Einführung zur Nachtzeit begrüntet den Verdacht der beab⸗ 
fihtigten Defraudation 266. — 


Schlächter 
bilden eine Geſellſchaft behufs der Vertheilung der Gewerbeſtener 56. 
— deren Verpflichtungen, wenn ſie fixirt ſind 259. — ſind ſteuerpflich⸗ 
tig im äußern Stadtbezirke 261. — müſſen ihre Gewerbs- und Vorraths⸗ 
räume fleueramtlich anzeigen und find an die von der Steuerbehörde 
erlafjenen Kontrollosrfäriften gebunden 264. — begehen eine Defrau- 
dation, wenn fie für einen Andern in einer fteuerpflichtigen Stadt un- 
verfteuertes Vieh fchlachten 267. — deren Beftrafung, wenn fie Fleifch 


oder Fleiſchwaaren aus Flaffenfleuerpflichtigem Lande in den Stadtbezirk 
unverſteuert einführen 267. — 


Schlagbaum 
iſt bei den Grenzzollämtern oder dem Anfagepoften errichtet 340. — 
Schleihhandel 
deffelben verbächtige und deshalb ſchon beftrafte Perfonen ftehen unter 
Paßkontrolle rejp. unter polizeilicher Aufficht 361. 363. — deſſen Be- 
ftrafung, wenn er erwerbsmäßig betrieben wird 376. — zu deſſen Un« 
terdrückung Teiften fi) die im 2 olfarteflverhäftniffe ftehenden Staaten 
gegenfeitig Beiftand 392. 398. — Nottirungen behufs des Schleich⸗ 

handels werden nicht geduldet 393. 398. — 
Schnellpoſten 
ſiehe Poſten. 
Schöffen 
haben am Tinten Rheinufer ſtatt der Gemeindebeamten bei Erhebung 
and Ermittelung der Weinſteuer Hülfe zu leiften 245. — 
Schroot 


deſſen Bereitung auf der Mühle unterliegt der Mahlſteuer 206. — 

| Schußwaffe 
damit ſind die Grenzbeamten verſehen 294. — wann ſie überhaupt 
davon Gebrauch machen dürfen 371. — ſollen bei Reitern und Fuhr⸗ 
werten zunächft gegen die Thiere gerichtet, 372. — auch von einzeln 
poflirten Beamten nur zu Signalfhüffen gebraucht werden 372. — 
ſollen nur mit der vorgefihriebenen Munition geladen werden 370, — 


| Schweine 
unterliegen der Schlachtfleuer 258. 
| Spedit eurs 


Kaufleute und Fabrikanten haben das Recht unverzollte Waaren auf 
Packhöfen niederzulegen 323. — ſiehe auh Niederlage, 
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Ä Spielfarten 
fiehe Karten. 


Stadtbezirt 


was darunter zu verftehen fer 269. — Unterfchied zwiichen dem Au- 
Bern und innern Stadtbezirfe 270. — befondere Verpflichtungen der 
Gewerbtreibenden im äußern 261. — Handel mit fteuerpflichtigen Ge⸗ 
genfländen in dem äußern Bezirk 261. 269. — 


Stampfen 
bewegliche, dürfen in fleuerpflichtigen Städten nicht gehalten werben 257. 
Stärfe 
deren ausnahmsweiſe Steuerfreiheit beim Eingange in die Städte 263. 


Steuer-Nemter 


müſſen über die gefchehene Anmeldung der Brenngeräthe und deren 
Vermeſſung eine amtliche Befcheinigung ertheilen 112. — Dienftftun« 
den bei denfelben 123. 124. — erheben die Getränfes, Tabads- und 
Weinſtener im Innern des Landes 135. — fertigen Die Betriebspläne 

für Brennereien aus 137.— erheben die Mahl» und Schladhtiteuer 264. 
— in Folge befonderer Ermächtigung auch den Eingangszoll von 
Waaren, die unter Begleitfihein IT. auf fie gerichtet find 343. — in 
wie fern fie zur Erledigung von Webergangsicheinen befugt find 404. — 


Steuerbeamte 


deren Reviſions⸗Befugniſſe im Allgemeinen 120. 123. — bei außer⸗ 
ordentlichen Reviſtonsmaaßregeln 121. — müſſen einen Gemeindebeam⸗ 
sen zuziehen 121. — in Bezug auf die Controllirung bes nach dem 
Detriebsplan declarirten Betriebs der Brennerei 193. — in Bezug 
auf die Beftände an Weingewinn 245. — deren allgemeine Verpflich⸗ 
tungen bei Ausübung bee Dienftes 123 fig. — dürfen feine Gefchenfe, 
Belohnungen oder Dienftleiftungen als Entgelt annehmen 124. — 
müffen fi bei der Erhebung der Steuer genau nach den Sägen rich 
ten und haften für das zu wenig Erhobene 125. — deren Dienſtver⸗ 

ehungen werden nach dem A. L. Necht beftraft 125. — Strafe der 

eftehung verfelben 132. — der Widerſetzlichkeit gegen fie 133. — 
deren Borladung in Steuerdefraudations⸗Sachen fol der vorgefegten 
Behörde bekannt gemacht werden 157. — follen mit Prozeßinftruftionen 
in der Regel nicht beauftragt werden 145. — deren DBefugniffe in 
Bezug auf die Kontrolle der NRübenzucerfabrifen 278. 280. — in 
Bezug auf die Waaren-Rontrofle im Binnenlaude 344. 345. — das 
son ZWeien von ihnen vorſchriftsmäßig aufgenommene Protokoll über 
eine Zoflgefegübertretung bewirkt vollen Beweis 354. — Die der unter 
einattder im Zollkartell ftehenden Staaten haben rückſichtlich ihrer amt⸗ 
lichen Angaben viefelbe Glaubwürdigkeit wie in dem eignen Lande 396. 
399. — find befugt, die Spuren von Zolleontraventionen in ben im 
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Zolllartell ftehenden Staaten zu verfolgen, Hausſuchungen und Ber 
ſchlagnahmen oder Verhaftungen vorzunehmen 391. 395. — 


Steuerbud 
für den Branereibetrieb 239 sq, — 
Steuerfag 


für die Klaſſenſteuer 42 — die Gewerbeftener 55. 66. 67. — bei 
Gewerben, die im Umberziehen betrieben werden 58. 80, — Ermäßi- 

ungen diefer Säße 67. 90. 91. 92. — Steuerfab in Eontraventiong- 
Pillen 83. — muß bei der Erhebung genau inne gehalten werben 124. 
— über zweifelhafte Stenerfäße de en bie Gerichte das Gutachten der 
Steuerbehörden einholen, bevor fie erfennen 157, — für die Maifch- 
fteuer 185. 199. 201. — bei Brennereien aus nicht mehligen Stoffen 
202. — bei der Brauftener 102. — bei der Weinftener 244. — bei 
der Mahlſteuer 256. 262. — der Schladhtftener 255. 262. — für die 
Nüdenzuder-Rontrollabgabe 274. — für die Rübenzuder-Steuer 283. 
285, AUS — deffen Ermittelung und Feftfeßung in Gemeinfhaft mit 
den zollversinten Staaten 284. — 


ü Strafe 


bei Mlaffenftener-Contraventionen 43. 44. — ber unterbliebenen Nach⸗ 
ſuchung einer polizeilichen Erlaubniß zum Gewerbebetriebe 54. — na- 
wmentlich der unbefugten Schank⸗ und Gaftwirthfchaft 96. — der uns 
terbliebenen Anmeldung eines nit flenerpflichtigen Gewerbes 60. — 
des verweigerten Beitrittd zu einer Steuergefellihaft 61. — der Ber 
flehung von Gewerbefteuer-Beamten 61. — bei Betreibung eines 
Gewerbes mit Verlegung polizeilicher Borfchriften 64. — bei verbot» 
widriger Auffuchung von Waarenbeftellungen im Umberzichen 82. — 
des Eindringens von Haufirern in Privathäufer, Gafthöfe ꝛc. 84. — 
von der Vollſtreckung einer Hauſirſteuer⸗Contraventions⸗Strafe fol 
der Ortsohrigfeit des Eontravenienten von Amtswegen Nachricht ges 
geben werden 85. — Umwandlung der Geldbuße in Hauſirſteuer⸗Con⸗ 
fraventions⸗Sachen 84. 88. 89. — der Dienfivergehungen der Steuer- 
beamten 125. — der Defraudation bei der Branntwein-, Bier, Weine 
und Tabafsfteuer überhaupt 125. 126. 129. 130. — beſonders bei der 
Maifchfteuer 193. 199. — der 100 Thlr. bei Maifchfteuer-Contraven- 
tionen 193. 199. — wenn mehrere an der Contravention Theil ges 
nommen haben, wird fie doch nur einfach erfannt 195. — bei Steu- 
ern, mit denen ein Communalzuſchlag erhoben wird 137.— bei unter- 
Yaflener Anzeige in Betreff der Geräthe 126. 128. — bei Verlegung 
des amtlichen Verfchluffes der Seräthe 127. — des Firationsvertrageg 
327. — bei Unrichtigkeiten in dem Serftenerumgöbudge ( Betriebsvecla- 
ration) 327. — bei Berluft oder mangelhafter Aufbewahrung deffelben 
128. — bei Eontrarentionen in Bezug auf die Branntweinfabritatio 
aus nicht mehligen Stoffen 210. — der Brauer, welche ohne vorhe⸗ 
rige Anzeige einmaifchen 128. — fonftiger Bergehungen in Bezug auf 
tie Braumalgfteuer 129 235. 236. — außerordentliche bei Braufteuers 
Defraudationen 236. 237. —- bei Mahl- und Schlachtfteuer-Eontraren« 
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tion und Defrandation 264. 267. 268. — bei Rübenzuderfteuer-De- 
frandationen und Eontraventionen 280. 281. — in Bezug auf den 
Verbrauch des Viehfalzes 287. — bei der Kartenfabrifation und Ein 
bringung 288. — der Beflehung von Steuerbeamten 132. — der 
Widerſetzlichkeit 133. — fonftiger Vergehungen gegen die Vorschriften 
der Steuerorvnung 133. — bei Concurrenz von Steuer- und Zoll⸗ 
Eontraventionen mit andern Verbrechen 132.382. — Vollftrefung 
der Strafe 166 59. — Soll fofort nach befchrittener Rechtskraft erfolgen 
167. — wird durch die Nichtigkeitsbefchwerbe nicht aufgehalten, aber 
wohl durh Ymmediat » Erlaß-Gefuhe 167. — in den Nachlaß des 
Angeſchuldigten 168. — gegen Militärpflichtige und Landwehroffiziere 
168. — muß auf Antrag der Steuerbehörde fuspendirt werden 169, — 
Koften derfelben 174. — Strafe bei Verlegung der Vorfchriften wegen 
ber Paßcontrolle 362. 363. — Strafe des Mißbrauchs der Baffın 
Seitens der Grenzbeamten 374. — namentlich des Gebrauchs einer 
anderen als der rorgefchriebenen Munition 370. — der Contrebande 
375. — der Zolldefraudation 375. 376. — unter erfchwerenden Um—⸗ 
ftänden 378.379. — der Theilnehmer an einer Contrebande oder Defrau⸗ 
Dation 380. — der Verlegung des amtlihen Waarenverfchluffes ohne 
Abſicht der Defrandation 380. — der Beftehung von Grenzbeamten 
und der Wiverfelihleit gegen fie 352. — Vollſtreckung der Strafe 
wegen Zollvergehen gefchieht, wenn fie im Verwaltungswege erkannt 
iſt, durch die Zoll⸗ oder Steuerbehörden, fonft Durch die Gerichte 388. 
— Strafe der Eontravention gegen: die in anderen im Zollkartell 
ftehenden Staaten beftehenden Aus⸗ und Einfuhrverbote, fo wie der 
Defrandationen der vertragsmäßig beflimmten Abgaben 396. — Pers 
rechnung der Strafe nah den Zollfartellbeftimmungen 396. — Ber« 
jährung der Strafe wegen Kontrebande und Zollvefraudation 392. — 
Umwandlung der Geldftrafe in Gefängnißftrafe 126. 170. — Compe⸗ 
tenz der Gerichte zur Umwandlung. 170. — bei erimirten Perfonen 171. - 
Berhältniß der Geld- zur Gefängnißftrafe 126. 137. — der Werth . 
bes Eonfiscats unterliegt nicht der Umwandlung 137. — Dauer ber 
außerordentlich erfannten Gefängnißftrafe 159. — deren Zahlung bei 
dem Bagatell» und Submiſſions⸗Verfahren 151. — 


Straffonds 


ans dem Betrage der nach den een des Zollſtrafgeſetzes er- 
kannten und eingezogenen Geldftrafen 390. — wurde früherhin theil- 
weis zu Gratififationen für die Zollbeamten verwendet 391. — iſt 
aber jetzt ausfchließlich für einen Wohlthätigkeitsfonds befiimmt 392, — 


StrafsBerfahren 
fiehe Unterſuchung. 
Straf⸗Vollſtreckung 
ſiehe Strafe. 
Strandgut 


ſiehe Bergang. 
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Straßen 


Stenerfiraßen, welche bei Ausführung von Branntwein gegen Steuer- 
vergütung innegehalten werden müflen 106. — bei der Einführung 
mahl= und fchlachtftenerpflichtiger Gegenſtände 263. — Zoffftraßen 
beim Eingange zollpflichtiger und zolffreier Waaren mäffen innegehal- 
ten werden 294. — werben Öffentlich befannt gemacht 340, — beim 
Eingange ur See flehen ihnen die Landungsplätze (Häfen) gleich 294. 
_ usnadmen von der Innehaltung der Zollfiraßen ıc 303. — 
Landftraßen im Sinne des Gefeges vom 28. Juni 1834 wegen Des 
Waffengebrauchs find nicht blos Zollfiraßen 372. — Diejenigen, auf 
denen ausgleichungsftenerpflichtige Gegenflände über die Binnengrenze 
sehen Dürfen, find befonders bezeichnet 403. — | 


Subhaftation 


von Grundſtücken behufs Beitreibung rieſtandiger Abgaben iſt zuläſſig 
13. — unter welchen Bedingungen fie in der Rheinprovinz ſtattfindet 
27. — fol wegen Geldbußen nicht extrahirt werden 166. 188. — 


Submiffi ons-Verfahren 


in ſummariſchen Unterſuchungsſachen 151. — iſt verſchieden von dem 
Bagatell⸗Verfahren 151. 152. — dabei unterbleibt die Abfaſſung ei⸗ 
nes Reſoluts 151. — 


Syrup 
defien Verarbeitung auf Branntwein 211. — . 


T. 
Taback 


wurde zuerſt nach dem Erntegewinn an Blättern verſteuert 105. 118. 
119. 129, 130. — An die Stelle diefer Steuerhebung trat die Stener 
nah der Größe der Tabadsländereien mit Rückſicht auf die Qualität 
bes Gewächſes 252. — bei defien Ausfuhr wird Feine Steuervergü- 
fung gezahlt 254. — unterliegt einer Uebergangsabgabe 403. — 


Tabat-Fabrifate 


find bei der Berfendung in Mengen über 5 Centner im Binnenlande 
kontrollpflichtig und müflen durch Frachtbrief Tegitimirt fein 337. — 
unterliegen einer Webergangsabgabe 403. — 


Tabaf-Stener 
fiehe Tabak. 
Talglichte 
find beim Eingange in ſchlachtſteuerpflichtige Städte frei 263. — 
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Tara 


iſt das Gewicht der für den Transport nöthigen befonderen äußern Um⸗ 
ebungen der Waaren 308. 365. — Berechnung derfelben nad dem 
arif bei Ermittelung des Nettogewichts 309. 366. — Allgemeine 
Sätze dafür als Negel enthält der Tarif 366. — | 


Tarif 
ſiehe Zolltarif. 
Thatbeitand 


der Gewerbeftener-Contravention 62.— der Hanfir-Stener-Eontravention 
"83. 86, 87. — der Defraudation der Steuer aus den Geſetzen vom 8. 
- Kebruar 1819. (Branntwein, Bier, Wein, Tabaf) 125. 136. — deſſen 
Behfeflun bei den von den Hauptämtern geführten Unterfuhungen 
45. — der Maifchfteuer-Defraudation 191. — der Maiſchſteuercon⸗ 
travention 200. — der Contraventionen bei der Steuer für die Fa⸗ 
brifation des Branntweins aus nicht mehlichten Stoffen 210. — ber 
verfuchten und. verübten Braumalzfleuerdefraudation 236. 237. — der 
Meinftenerdefraudation 246. — der Tabakiteuerbefraudation 252 253, 
— der Mahl- und Schlahtfleuerdefrandation 263. 266. 267. — ber 
Rübenzucker⸗Steuerdefraudation 280. — der Defrandation der Karten⸗ 
fiener 288. — der Eontraventionen bei der Waarenkontrolle im Bin» 
. nenlande 337. 338. — ber Rontrebande und Zolldefraudation 375. 
376. 377. — der Zollvefrandation unter erfchwerenden Umſtänden 
378. 379. — deſſen Feftftellung durch Protokolle der Beamten 384 
— bei Zollfontraventionen auf dem Gebiete der im Zollkartell ſtehen⸗ 
den Staaten 396. 399. — . BEE 


Theilnehmer 


an einer beclarationswibrigen Maifhung haften für bie nur einmal . 
feſtzuſetzende Strafe der 100 Thlr. in solidum 195. — an der Schlacht- 
fteuerdefraudation ift der Schlächter, welcher für einen Andern in ei« 
ner flenerpflichtigen Stadt unverfteuertes Vieh ſchlachtet 267. — an 
der Sontrebande oder Zolldefraudation werden nah den allgemeinen 
na beftraft, fo weit nicht befondere Vorſchriften dafür gegeben 
in 


“ 


Transport 


von Waaren im Grenzbezirk unterliegt genauer Beauffichtigung 295. 
— außerhalb des Orenzbezirfs findet folhe Kontrolle nur für den 
Transport gewiſſer Waaren ftatt 296. — dabei müfjen die Ladungen 
mit Frachtbriefen verfehen fein 337. — hei der Transportkontrolle 
im Grenzbezirfe gilt überall Preußifches und nicht Zollgewicht ſowohl 
für die Angaben des Transportanten als für die Führung ber Regifter 
302. — Berzögerung des Transports bet Waaren die unter Begleit⸗ 
fein gehen 318. 354. — Theilung eines folden Transports 319, 
355. 357. — Veränderung der Beftimmnng beffelben 355. — Trans- 
portfontroffe im Grenzbezirke 333. — namentlich auf Gewäfſern 334. 


4183 


— Beſchränkung deſſelben iu der Zeit 333. — von Waaren, welche 
einer Uebergangsabgabe unterliegen 403. — 


Transportmittel 


find bei Hauſir⸗Steuer⸗Contraventionen der Confiskation nicht unter⸗ 
worfen 87. — in wie'weit fie beim Eingange zollfrei zu laſſen find 
370. =, Pesen Beſchlagnahme und Beräußerung bei Zolldefraudatio- 
nen — | 


u. 


Uebergangsabgaben 


beim Transporte von Waaren aus einem Zollvereinsflant in den an- 
dern 289. 339. 400. — deren Erhebung 403. 404. — Anwendung 
der Vorfihriften des Zollgefeges und der Zollorbuung auf die Ein- 
und Durchfuhr von Gegenfländen, welche Mebergangsabgaben untere 
Yiegen 405. 406. —  insbefondere Ausfertigung der Webergangs- 
Scheine 405. — Strafe der Defraudation derfelben 375. 406. — 
Dabei find die Beflimmungen des Zollkartels ebenfalls anwendbar 


393 — 


- 


Ueberg ewicht 


bei der Verwiegung von Braumalz 237. — von Getreide bei Er⸗ 
bebung der Körnerftener 256. — bei der Rüdverwiegung bes Fabri⸗ 
fats aus den zur Mühle gebrachten Rörnern 271. — bei Waaren, Die 


auf Begleitfihein J. abgefertigt find 318. — 
Umberzieben 
fiehe Gewerbe, Hanfirhandel. 
Umladung 
von Waarentransporten, die unter Begleitfchein gehen 319. — von 
Waaren, die im Binnenlande eontroffpflichtig find 339. — 
Umwandlung 
der Strafe fiehe Strafe — 
Unterfagung 
des Gewerbebetriebes bei wiederholten Steuer-Contraventionen fiehe 
Gewerbebetrieb, — 
Unterfuhung 


in Klaſſenſteuer⸗Contraventions⸗Sachen 43. — in Gewerbefteuer-Eon- 
traventionen 61. — in Concurrenz mit anderen Bergehungen 65. 132, 
179. — gegen Ausländer 47. — bei Haufir-Stener-Contraventionen 

84. 88. — bei Bergehungen gegen das Geſetz wegen des Kleinhandels 
- mit Oetränfen sc; 96. — in Steuer-Defrandatiohg-Sachen überhaupt 


a 
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134. 139 sq. — von Unterſuchungen gegen Mititärpfliäätige ſoll der 
Erfobaushebungs- Commiffion Mittheilung gemacht werden 168. — 
in Mahl» und Schlachtſteuer-Prozeſſen 264. 269. — in_Prozeffen 
megen Rübenzucer- Steuer⸗Defraudation 280. — in Prozeffen wegen 
Zollgefegübertretungen 383 sq, — namentlich —8 385. — ads 
miniftrative 386. — gegen unbefannte entiprungene Defraudanten 390. 
— fünnen wegen ber auf dem Gebiete eines im Zollfartel -fiehenven 
Staates begangenen Defraudationep auch gegen Unterthanen der an⸗ 
deren mitfontrahirenden Staaten eingeleitet werden 397. — wegen 
Defraudationen der Vebergangs-Abgaben 406. — gerichtliche 141. — 
gegen verhaftete in die Gerihtsgefängnifle abgelieferte Defraudanten 
146 fig. — im abgefürzten Verfahren 142. 143. — befondere Beftim- 
mungen für das gerichtliche Unterfuchungsverfahren 156. — fiehe auch 
Eompetenz.— Ipezielle Beftimmungen für fummarifche (adminiftrative) 
Unterfuchungen 143. — namentlich für Die Hauptämter 145. — im abge⸗ 
fürzten und Submiffionsverfahren 150.151.— in — eſſen 152, 
— vorläufige Freiſprechung im adminiſtrativen Verfahren iſt unſtatt⸗ 
haft 136. 153. — Vorladung von Zeugen in ſummariſchen Unterſu⸗ 
ungen 153. — eine wegen Steuervergehen eingeleitete gerichtliche 
Unterfuhung kann nicht auf Antrag ber Prov.-Steuerbehörbe ohne 
Weiteres niedergefchlagen werden 172. — auf Antrag des Finanz⸗ 
Miniſters kann dies aber gefchehen 172. — Koſten der Unterfuchuns 
gen wegen Steuervergehen 172 sq. — fiehe auch Koften. — Füh— 
rung derfelben durch den Hauptamts- Suftitiarius 175. 176. — bie 
ihm von ber. Prov.⸗Steuerbehörde aufgetragenen darf er nicht ablehnen 


Unterſuchungs⸗Richter 
fiehe Hauptamts⸗Juſtitiarius. — 
Unterthan 
fiede Ausländer. Vereins⸗,Staaten. — 


V. 


Verbrechen 


in Verbindung mit Steuer⸗Contraventionen 132. 179. — in Verbin⸗ 

ung mit Sollcontraventionen und Defrandationen 382. — namentlich 

en das auf Unterthanen der unter einander im Zolleartell ſtehenden 
a en 


Bereing-Münze 
fife Münzen. — 
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Vereins: Staaten 


Behandlung der Untertbanen berfelben in Bezug auf die Gewerbeſtener 
überhaupt 46. 47. — beim Gewerbebetrieb im Umberziehen 50. 76. 
90. — Ausführung von Branntwein in diefelben gegen Steuervergi- 
tung 106. — deren Uebereinfunft wegen ber Rübenzucferfteuer 282 sq. 
— haben ein gemeinfchaftliches Münzgeſetz vereinbart 289. — desgl. 
ein GT emeinfchaftfiches Niederlage-Regulativ 325. — deren Vereinigung 
in Bezug auf den Gefälle-Credit für Weingroßhändfer 328. — deren 
gemeinfchaftliches Begleitichein-Regulativ 346 5q. — Verhältniß, nach 
dem die Münzen der Vereins- Staaten gegenfeitig angenommen wer= 
den 369. — Zolffartell unter den Bereinsftaaten 392. — Weberein- 
tunft derfelben mit Hannover, Divenburg und Braunfchweig wegen 
Unterbrüdung des Schleichhandels 398. — Beflimmungen wegen der 
unter den Vereinsſtaaten verabrebeten Uebergangsabgaben 400, — 


VBerfabren 
fiihe Strafverfahren. Unterfuhung — 


Vergütung 


der Unslagen an Zeugen in fummarifchen Unterfuhungen 152. — 
ſiehe auch Bonifikation. Reftitution — 


Verhaftung 


ſubſidiariſche, tritt bei Gewerbeſtener-Contraventions⸗Strafen 
nicht ein 65. — auch nicht bei Hauſirſteuer⸗Contraventionen 88. — 
bei anderen Steuercontranentionen 130. — insbefondere bei fequeftrir- 
ten Gütern, und bei Adminiftratoren 131. — tritt für Die wegen 
Widerfetlichkeit gegen Steuerbeamte feftgefegten Strafen nicht ein 133. 
— gefängliche bei Steuerdefraudanten 146. — fiehe Defran- 
dant. Gefängnig. — fubfidiarifhe für unbeitreibliche Koſten 
173 sq. — mehrerer Theilnehmer einer Maiſchſteuer⸗Contravention für 
die Strafe der 100 Thlr. 195.— der Mülfer für ihre Gewerbsgehülfen 
tritt nur dann ein, wenn fie gleichzeitig Bäckerei oder Mehlhandel 
treiben 268. 269. — dritter Perfonen ber Rartenftener-Defraudationen 
238. — Verhaftung der Waaren für den darauf ruhenden Zollanſpruch 
291. — des Declaranten für die Nichtigkeit der Declaration 306. — 
bes Ertrahenten eines Begleitfiheing für den Betrag des Eingangs. 
zolls und Geftellung der Waaren am Beftimmungs-Orte 317. 320. — 
der Steuerbehörbe Fir Befchädigungen der Waaren in ben Öffentlichen 
Niederlagen 324. — des BegteitfjeinErtrahenten für die darin üb 
nommenen Verpflichtungen 347. — fubfidiarifche der Handel⸗ und 
werbtreibenden bei Zolfgefegübertretungen 380. — desgl. anderer Pe 
fonen 381. — befondere Beftimmungen wegen bes Verfahrens geg 
den fubfiviarifch Verhafteten und Rechtsmittel deſſelben 3885. — g 
fängliche der Orenzbeamten, welche m Waffen gemißbrauht Habey 
374. — von Defraudanten auf dem Gebiete anderer im Zollfart 
ftehenden Staaten 395. — Ä j 
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Verjährung 
der Öffentlichen Abgaben überhaupt 30 flg. — in Contraventionsfällen 
32. — Wirkung 33. — der Abgaben, welche nicht in landesherrliche 
Raffen fließen 33. — der Stempelftener 33. — der Zolfgefälle, ſowohl 
gegen den Staat als gegen den Zollpflichtigen, tritt binnen Jahresfri 
ein 292. — der Strafe wegen Contrebande und Zolldefraudation h: 
wie: ber bloßen Dronungsftrafen 392, — 


Berfauf 
von Grundſtücken bei Exekutionsvollſtreckungen wegen rückſtändiger 


Abgaben 13. 27. — darf wegen Geldbußen nicht Statt finden 166, 


388. — von abgepfändeten Gegenfländen in der Rheinprovinz 22, — 
von in Beſchlag genommenen dem Verderben ausgefeßten oder koſt⸗ 
fpielig aufzubewahrenden Sahen in Gewerbefteuer- Prozeffen 65. — 
von Brenn» und Braugeräthen Seitens der Gerichte auch bei gericht« 
lichen Auctionen fol nicht ohne Nachweis darüber gefchehen, daß die 
fleueramtlihe Anzeige gemadt ift 111. — bei Privat-Anctionen haftet 
nicht der Auctions-Commmiffar, fondern die betr. Privatperfon für 
die Anzeige 111. — von unverfleuertem Weingewinn 245. 246. — 
begründet für den Ränfer die Verpflichtung zur fofortigen Entrichtung 
der Steuer 249. 250. — der Spielfarten tft frei 288. — des Nich« 
falzes 287. — der in Befchlag genommenen Sachen bei Zolfenntra- 
ventionen 383. — namentlich der Transportmittel 384. — 


Verkehr 


mit andern Ländern in Bezug auf die Bonahgeden 289. — mit zoll⸗ 
freien oder verzollten Waaren im Innern ift frei 292, — im Grenz 
bezirfe 295. 296. — außerhalb des Örengbe irks 296. — auf Meffen 
und Märkten 299. — unter den Greny adbarn fann in Bezug auf 
den Zoll erleichtert werden 300. — zur See 302. — mit zollpflichti⸗ 
gen Gegenfländen auf- den Staatspoßen 314. — inländifcher Gewerb⸗ 
freibenver auf ausländischen Meffen und Märkten 330. — ausländi- 
ſcher Gewerbtreibender auf inländifhen Meſſen 331. — an der See 
grenze 332. — in dem Grenzbezirfe 333 sq. — mit, Uebergangs-Ab- 
gaben unterliegenden, Gegenftänden 403 sq. — 


Bermeffung 


ber Schiffsgefäße nach der Anweifung vom 23. Detober 1837 gefchieht 
nicht zum Zweck der Erhebung der Gewerbefteuer 47. 48. — ber 
Drenn- und Braugeräthe 111. 112. — namentlich der Dale: unb 
Nebengefäße 188. 189. — der Tabafsländereien gefigieht Toftenfrei 
252. — der Geräthe bei der Rübeninderfabrifation 278. — 


Berfhluß 


der Brenn-Geräthe, welche außer Betrieb find 114. 207. — beffen 
Abnahme darf nicht eigenmächtig gefihehen 114. 193. — Strafe der 
Verletzung des Verſchluſſes der Geräthe 126. 127. — der Fälfchung deffel- 
ben 132. — Verſchluß der Zerfleinerungse und Tonfigen Apparate in 
3 
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Nübenzuderfabrifen 278. — ber Wanren überhaupt; Art und Zweck 
321. — Koſten deffelben 365. — Verfahren bei Rerlegung veffelben 
321. 322. — Verſchluß der Waaren, welche zur Durchfuhr beſtimmt 
find 312. — welde mit den Fr eingeben 314. 315. — welde 
Reiſende mit Ertrapoft bei fi führen 316. — welche aus dem Inlande 
durch das Ausland nach dem Inlande verfendet werden 328. 329, — 
Strafe der Verlegung des Waaren⸗Verſchluſſes 380. — 


Verſendung 


son Branntweinproben, ſobald Dies nicht im Umherreiſen geſchieht, 
kann Statt finden, ohne Daß es dazu eines Gewerbſcheins bedarf 72. 
— mahl= und ſchlachtſteuerpflichtiger Gegenflände aus einer Stadt in 
die andere begründet feinen Anſpruch auf Vergütung 259. 260. — 
ins Ausland über See 259. — fiehe auch Bonififation. — vun 
Waaren aus dem Inlande durch das Ausland nah dem Inlande ift 
olifrei unter Beobachtung der vorgefehriebenen Kontrolimanfregeln 297. 
528. — begleichen bei Remben Wogren, welche zwifchenfiegendes Aus« 
Yand berühren 297. — controllpflichtiger Waaren im Örengbenirke 
333 sq. — im Binnenlande 336. — muß durch Frachibriefe begleitet 
und Tegitimirt fein 337. — von Vebergangs- Abgaben unterliegenden 
Gegenftänben 404, — 


Berfiherungs-Gefellfhaften 
find der Gewerbefteuer vom Handel unterworfen 49. — zum: Schuße 


von Zoflvefraudationen und Contrebande 379. — deren Fonds werden 
eonfiscirt 380, — 


VBerftenerungsbud 


muß die Tage der Einmaifhungen ꝛc. angeben 113. — an beffen 
Stelle ift für Brennereien ber Betriebsplan getreten 113. 186. — muß 
veinlich aufbewahrt fein, und dem Steuerbeamten jederzeit vorgelegt wer« 
den fünnen 113. — Strafe der Verlegung diefer Vorſchriften 127, — 
der Fälfcehung des Buches 132. — | 


Bertheibigung 


ſchriftliche; dazu fol dem Angefchuldigten in Sachen, wo Geldbuße und 
Werth des Confiscates 50 Thlr. überfleigen, eine Frift von vier Wo⸗ 
hen gegeben werden 386. 387. — 


Berwalter 
von DBrennereien haben die Declaration mit der Bemerkung: „daß fie 
im Namen des Beſitzers handeln⸗, zu vollziehen 187. — 
Bermwiegung 


des Braumalzes 114. — des Getreides behufs Erhebung der Mahl- 
(Körner) Steuer 256. — des Fabrifates aus ben Körnern bei dem 
Ausgange aus der Mühle 271. — der Runfelrüben behufs Ermitte- 
Jung der Stener 275. — geſchieht nach Zollgewicht 285. — wo und 





— — 0 


Flüſſen, ſo wie bei den, au 


fiehe Salz. — 
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wie ſie bei der ifertigung gultpfiähiger Waaren je ben nrößten 
egleitfchein Nr. I. eingehenden Waaten 

gefchieht 318. — welche Umhüllungen der Waaren bei der Berwiegung 

abgenommen werden bürfen 369. — ſiehe auh Gewicht. — 


Viehſalz 


Viktualien-Händler 


welche für eigne Rechnung ſchlachten und mit dem Fleiſche andel 
treiben, find neben der Gewerbeſteuer für den Handel auch die Steuer 
als Schlächter zu zahlen verpflichtet 53. — 


Bifttation | 
förperliche, iſt hei verbächtigen Perſonen geftattet unter Beobachtung 
der dafür porgeſchriebenen Maaßregeln 297. 340. — Viſitationen lün- 


nen von den Steuerbeamten eines im Zollkartell ſtehenden Staates 
auch auf dem Gebiete des anderen vorgenommen werben 394. — 


Borauszahlung 


ber. Klaſſenſtener 44. — ber Gewerbefteuer 58. — ber Brauſteuer 115. — 
der Maifchftener tritt ein, wenn bie Zahlungsfriſt am letzten Monats⸗ 
tage einmal verſäumt iſt 190. — 


Vorladung 


der Offiziere und Soldaten in ſummariſchen Steuerprozeſſen 152. — 
der Zeugen 153. — auswärtiger Defraudanten und Zeugen 156. — 
der Steuerbeamten 157. — ber Angefchuldigten und Zeugen in admi⸗ 
niftrativen Unterfuchungen geſchieht durch Stenerauffeher oder Water» 
bediente der Nemter 386, — in den im Zollfartell ſtehenden Staaten 
393. 398, — fiche auch Infinuation. — 


Vormaiſch-⸗Bottig 


darf nur friſche noch nicht gährende Maiſche und nur im Verhältniſſe 
a ‚der in den entfpreipenben Bottichen enthaltenen Menge von 
aifche, enthalten 224. — | 


Vorſtädte 


deren ausnahmsweiſe gänzliche Ausſchliefung amd dem mahl⸗ und 
aeee Deyirt 260. — gehören in ber Regel zum äuße⸗ 
Yen Stadtbezirt 270. — 31% 


W. 


Waage 


muß in jeder Brauerei vorhanden fein 114. — bis fle angeſchafft iſt, 
kann der Betrieb verfagt werben 115. — muß in Rübenzuderfabrifen 
nebft den erforderlichen Gewichten vorhanden fein 275. — 


MWaaren 


an denen eine Stenercontravention verübt iſt, find in Beſchlag zu 
nehmen 134. — welche als fremde anzujehen find 2898. — zollpflich⸗ 
tige haften für die darauf ruhende Abgabe und können, bis biete be⸗ 
richtigt iſt, mit Zeſlag belegt werden 291. 292. — dürfen nur zur 
Tageszeit und auf der veſtimmten Zollſtraße über die Grenze einge⸗ 
führt werden 294. 302. — Ausnahme hiervon 303. — deren Behand- 
lung und Abfertigung beim Ein- und Ausgange 295. — namentlich 
bei Berfendungen ans dem Inlande durch das Ausland nach dem In⸗ 
ande 328. 329, — auf Meſſen und Märkten 299. 330. 331. — 
wenn fie bios zur Vervollkommnung oder Bearbeitung mit Vorbehalt 
des Wieberausgangs eingehen und umgefehrt 299. 331. 332. — deren 
Revifion 307 sq. — weitere Behandlung derfelben bei der Abfertigung 
wenn fie fofort in freien Verkehr treten 308. 309. — weiter angemel« 
bet werden mäfjen 310. — wenn fie beim Eingangsamte, oder in 
einer öffentlichen Niederlage niedergelegt, oder zur Berzollung bei 
einem Amte ohne Niederlage declarirt werben 311. — zur unmittel- 
baren Durchfuhr beftimmt find 312. — einem Ausgangszoll unterlie- 
gen 313. — wenn die Ausfuhr erwiefen werden muß 314. — went 
fie mit den Fahrpoften oder Ertrapoflen eingehen 315. 316. — wenn 
fie unter Begleitfcheincontrolfe gehen 317 sq. — deren Verſchluß 321. 
— deren Behandlung, wenn fie in Packhöfen oder fonftigen Niederla- 
gen fih befinden 323. — Rechte des Staats auf Waaren im Packhofs⸗ 
ager 321. — wenn fie von dort nicht DH werben 324, — Deren 
Verminderung auf dem Lager begründet Anſpruch auf Zollerlaß 323. 
— deren Transport im Grenzbezirk unterliegt befonderen Controll⸗ 
maaßregeln 333 sq. — Befchränfung des Handels mit gewiffen Waa⸗ 
ren im Grenzbezirt 336. — deren Transport im Binnenlande unter 
liegt in gewiffen Fällen einer befondern Eontroffe 336. 337. — deren 
Empfänger muß die darüber Iantenden Frachtbriefe der Eontrolfftelle 
vorlegen 338. — deren Behandlung während des Transportes auf 
Degleitfchein I. 354. 355. — namentlich wenn darüber anders verfügt 
wird 357. — bei Begleitfchein 11. 361. — Kurze Waaren 367. — 
ſiehe au Declaration. — Befugniffe der Aemter zur Abfertigung 
ber Waaren 367. 368. — Waarenmengen unter 5 Centner bleiben 
zolffrei 368. 369. — Waaren, mit denen ein Zollvergehen verübt ift, 
werden confiscirt 381. — deren Eigenthum gebt fofort anf den Staat 
über 381. 382. — deren Freilaffung und Verlauf 383. 384. — 
Waaren, welche Uebergangsabgaben unterliegen 400. 403. — deren 
Abfertigung und Transport 404. 405. — 
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Wagrenbeftellungen 


beren Auffuhung im Umherziehen 71. 72. 73. 77. — Insbeſondere 
von Ausländern 76. 77. — dürfen fortan mit Ausnahme des Weins 
nur bei den betr. Gewerbtreibenden, nicht bei Privatperfonen geſucht 
Derben 81. 82. — Strafe der Zuwiderhandlung gegen biefe Vorschrift. 


MWaarenführer 


deſſen Verpflichtungen und Verhalten beim Eingange über die Grenze 
294. 295. — im Grenzbezirt und außerhalb des Grenzbezirks 296.— - 
muß dem Grenzzoflamte feine Papiere übergeben und die Ladung des - 
elariren 303. 305. — deſſen Verpflichtung bei eintretender Verzöge- 
zung des Transports der unter Begleitfchein gehenden Waaren 318, 
319. — fann gesen Sicherheitsbeftellung verlangen, daß die Ladung 
von der fpesiellen Revifion befreit bleibe 309. — bedarf im Grenzbe⸗ 
gut eines ZTransportausweifes (Legitimationsfcheins) 333. — und 
eim Transport im Binnenlande controfipflichtiger Maaren eines 
Frachtbriefes 337. — feine fonftigen Verpflichtungen hierbei 339. — 
muß bei Waaren unter Begleitſchein die Veränderung des Transportes 
anzeigen 355. — bei dem Erledigungsamte feine Begleitſcheine und 
fonfligen Papiere vorlegen 358. — kann ein Begleitſchein⸗Abgabeatteſt 
verlangen 359. — ſelbſt vor erfolgter Reviſion der Waaren 360. — 
verfällt nicht in die Strafe ber wiederholten Defraudation, wenn 
5 ‚one eigne Schuld blos nach feinen Frachtbriefen unrichtig declarirt 


+‘ 


Waarenlager 
fiehe Lager, Niederlage. 
Wanrenverfehr . 
ſiehe Verkehr. 
Waarenverſchluß 
ſiehe Verſchluß. | 
Waarenverzeichniß 


amtlichen zur Erläuterung und richtigen Anwendung des Zolltarifs 
291. .— 


Waffen 


n deren Gebraud find die Grenzbeamten nad dem Gefeße vom 28. 

uni 1834 befugt 294. — Nähere Borfäriften hierüber 370 69 — 
insbefondere für den Gebrauch der Schupwaffen 371. 372. — Strafe 
des Mißbrauchs derfelben 374. — 


Wagen 
dürfen als Transportmittel zollfrei eingehen 370. 





486 


Mein 

Beftellungen darauf dürfen von Reiſenden bei Privatleuten gefucht 
werben 81. — deſſen Verflenerung von Seiten des Weinbauers. — ſ. 
Weinftener. — Kreditlager für fremden Wein 327. — Borfchrife 
‚ten für Bewilligung des Gefällefrebites auf denfelben 328, — auf 
Wein eg das Niederlagsrecht in der Regel nicht Anwendung 322. 
— deflen Verfendung in Mengen über 4 Centner unterliegt im Bin- 
‚ nenlande der Kontrolle 337. — davon wird eine Uebergangsabgabe 
entrichtet 403. — 


Weinberge Ä 
deren Klaſſification behufs Ermittelung der Ara: Weinmoſt⸗ 
Steuer 117. — behufs der Erhebung der Weinſteuer 246. — 

Weinlager 
ſiehe W e in. 

Weinſteuer 


warb zunächſt als Wein moſt⸗Stener erhoben 104. — deren Ermä- 
Bigung und Erlaß bei Mißwachs 105. — deren Controlle 117. 118. 
— Gtrafe der ontraventionen gegen die Weinwoſtſteuer 129. 
130. — Erhebung der Weinftener 244 sq, 248 sq. — iſt nach der 
Oerklichkeit und Güte des Gewächſes verfchieden 244. — Zeit der 
Entichtung 245. 249. — muß von dem Käufer noch nicht ver- 
fteuerter Weinbeftände fofort entrichtet werden 245. 249. 250. — wird 
unter Gewährung eines Abzugs von 15 Proc. des gewonnenen Moftes 
berechnet 250. — deren Ermäßigung bei Mißwachs 246. — 


Weizen 


unterliegt der Mahlſteuer 257. — Steuerfab bei der Vermiſchung 
mit anderem Getreide 257. — Steuer von den Weizenfabrifaten 262, 


Widerſetzlichkeit 


egen Steuerbeamte wird mit 10 — 50 Thaler beſtraft 133. — Zur 

—5 dieſer Strafe find die Verwaltungsbehörden befugt 133. — 
egen Grenzbeamte berechtigt fie Letztere zum Gebrauche ihrer Waffen 
711. — Strafe der Wiverfeglichfeit gegen Grenzbeamte 3852. — 


3. 
Zeit 
ſiehe Friſt. | _ 


Zeugen 
deren Vernehmung wenn fie Ausländer find 136. — dur ben Haupt⸗ 
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amtsjuftitiae 178. — ihnen werben bie banren Auslagen aus bem 
Stenerertraorbinarig erflattet 153, — deren Gebühren, Diäten und 
Reiſekoſten find fofort zu zahlen 181. — fie müffen den an fie ew 
gehenden Vorladungen der Zoll- und Stenerftellen Folge leiſten 386: 
— deren Dernehmung in den zum Zollfartell verbundenen Staaten 
398. — fiehe auch Unterfuhung, Koſten. — 


| Ziegen 
unterliegen der Schlachtſteuer 258. 


301 


iſt Eingangs, Ausgangs- oder Durchgangszoll 286. 288, — deffen 
Höhe ergiebt der Zolltarif 288. — wird nah Gewicht, Maaß oder 
Stüdzahl erhoben 289. — Verpflichtung zur Zollentrichtung unter Ver⸗ 
haftung der Waaren 291. — Erhebung bei Veränderungen des Tarifs 
290. — Berjährung des Zolles 292. — Befreiung davon findet nicht 
Statt 293. — Ausnahmen hiervon 298. 299. 300. — beifen Ermits 
telung erfolgt auf Grund der Reviſion 308. — deſſen Entrichtung 
beim Eingange 309. — bei einem Amte im Innern 311. — beim 
Durchgang 312, — bei dem Ausgange 313. — beim Eingange mit 
den Poften 314. 315. — bei Wagren, welde unter Begleitfchernfon« 
troffe gehen 317 sq. — für den Zoll haftet die im Pachof Tagernde 
unverzoflte Waare unbedingt 323. — deffen Kreditirung überhaupt 
327. — namentlich bei fremdem Wein 328, — deſſen Erlaß bei Ber- 
minderung der Waaren auf dem Padhofslager 323, — deffen nähere 
Beftimmung durch den Zolltarif 364 sg. — wird vom Netto» oder 
Bruttogewicht erhoben 365. — Befugniffe der Aemter zur Erhebung 
367. 368. — in Beträgen unter 6 Pfennigen wird er nicht erhoben 
369. — deffen Berechnung und nd et Zolldefraudationen 377, 
— wird aus dem Exlöfe der in Beichlag genommenen Waareu vorweg 
entrichtet, wobei werthvolle Gegenflände den Ausfall an minder 
werthuollen decken 383. — . 


Zollabrechner 
fertigt Al Verlangen die Declaration Namens des Waarenführerg 
aug . 


Zollbeamte 
fiehe SteuerGrenz-Beamte. 


Zollbehörden 


zum Zweck der Feſtſtellung und Erhebung des Ein⸗, Aus⸗ und Durch⸗ 
gangszolles, beſtehen ſowohl im Grenzbezirk als im Innern des Lan—⸗ 
des 293. 340. 343, — ſiehe übrigens Hauptamt, Steueramt, Ne- 
ben-Zollamt. — u 


Z0ll-Defraudation | 
Unterfhien von Contrebande und Thatbeftand verfelben 375. — Wann 
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fie für vollbracht angenommen wird 376 — Zuläffigfeit eines Gegen. 
beweifes in gewiffen Fällen 377. — Berechnung der Gefälle dabei 
378. — unter erjchwerenden Umfländen 378. — unter dem Schuge 
von Berfiherungen 379. — in Eoncurrenz mit anderen Verbrechen 
382. 399. — Feſtſtellung des Thatbeflandes 384. — deren Unterfu- 
hung und Beftrafung im gerichtlichen Verfahren 385. — im Berwal- 
tungöwege 386. 387. — deren Feftftelung und Verfolgung auf dem 
Gebiete der im Zollfartell ftehenden Staaten 394. 398. — deren Un- 
terſuchung und Beitrafung in diefen Fällen 397. 399. — 


Zollfreiheit 


findet im Allgemeinen nicht Statt 293. — Ausnahmen davon treten 
ein für Verſendungen aus dem Inlande durch das Ausland nach dem 
Inlande 298. 328. — beim Meß- und Marktverkehr, Einführung von 
Stoffen zur Veredlung ꝛc. 299. 330. 331. — beim Heinen Grenzver- 
kehr und beim Seeverlehr 300. — für Strandgüter und Warren auf 
Schiffen, die verunglüden oder einen Nothhafen fuchen 332% 


Zollgewicht 


deſſen Einführung 300. — Verhältniß zum preußiſchen Gewicht 301. 
iu ‚anderen Gewichtsgrößen 365. — Sonftige Beſtimmungen über 
effen Anwendung 300. 301. — und auch bei Verwiegung der Run⸗ 
felrüben in den Zuckerfabriken zum Grunde gelegt 285. — befien Ans 
werbung bei der Woaarenfontrolle im Binnenlande 337. — 


Zoll-Tager 


Zweck und verſchiedene Arten der Zolllager 298. 325. — dahin dür⸗ 
fen Waaren, die fhon in einem Pasthofe gelagert haben, in der Regel 
nicht gelangen 325. — auf demfelben ift die Umpadung der Waaren 
nur fo weit geftattet, als ihre Erhaltung es erfordert 326. — 


Zoll-Linie 


iſt die Grenze des Staatsgebiets gegen das Ausland 293. — darf 
mit zolfpflichtigen Gegenfländen nur zur Tageszeit und auf der er» 
Yaubten Straße überjchritten werden 294. — der Transport von der 
Zollfinie bis zum Grenzzollamt muß ununterbrochen fortgeſetzt wer- 
ben 294. — 
Zollſtraße 

wird als ſolche beſonders amtlich bezeichnet 293. — auch beſonders 
bekannt gemacht 340. — muß beim Transport mit abgabepflichtigen 
Gegenftänden genan inne gehalten werden 294. 302. — An der Gee- 
feite bilden die Häfen und beſtimmten Landungsplätze Die Soltrape 
294. — Ausnahmen von der Verpflichtung zum Innehalten der Zoll⸗ 
ſtraße 302. 303. — Zollſtraßen für die, einer Uebergangsabgabe un⸗ 
ferliegenden Gegenftände 403. — ' 
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3011-Tarif 


wird alle drei Jahr im Ganzen beritigt 290, — zu deſſen Anwen⸗ 
dung dient das —E— 291. — an bef 


Zollverein 


deffen Fortdauer bis zum Jahre 1853 inel. 286. — deſſen nem 
ſchaftliche Beſtimmungen wegen der Rübenzuckerſteuer a 285 . 


Zollvergehen 
fiehe Defraudation, Ordnungsſtrafe—. 
Zuckerwaſſer 


wird auf Branntwein verarbeitet 210. — beſondere Controllvorſchrif⸗ 
ten hiebei und Art der Beſteuerung 211. — 


Gedruckt bei C. Feiſter. 


